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I.  ABHANDLUNGEN. 
VOLTAIRE  ALS  POLITIKER. 

VON 

PROFESSOR  Dr.   P.  SAKMANN. 


Nietzsche  hat  es  irgendwo  als  ein  Kennzeichen  der  eigen- 
tümUchen  Grösse  Voltaires  bezeichnet,  dass  auch  heute  noch 
nur  Parteiurteile  über  ihn  möglich  seien.  Wenn  man  das  Wort 
auf  Voltaire  als  Politiker  und  auf  seine  Beurteilung  in  P'rankreich 
einschränkt,  so  mag  es  richtig  sein.  Es  ist  bekannt,  wie  ihn  die 
Revolution  und  die  demokratische  Schule  in  Frankreich  als  einen 
ihrer  »Ahnen«,  als  einen  der  grossen  Vorkämpfer  der  Ideen  von 
1789  verehrten,  wie  ihn  andererseits  die  Männer  der  Restauration 
als  frivoln,  mephistophehschen  Zerstörer  hassten.  War  hierin  bei 
allem  Gegensatz  der  Anschauungen  eine  gewisse  Uebereinstim- 
mung  nicht  zu  verkennen,  sofern  beide  Parteien  dasselbe  Bild 
vor  sich  sahen,  nur  im  Lichte  entgegengesetzter  Wertbeurteilung, 
so  hat  neuerdings  die  einfliussreiche  neukatholische,  nationalisti- 
sche Schule,  deren  Führer  Brunetiere  ist ,  einen  neuen  Ton  an- 
geschlagen. Zur  Bewunderung  und  zum  Hass  tritt  als  neue  Note 
die  Verachtung,  und  statt  des  Helden  oder  des  Dämons  von  ehe- 
dem zeigt  man  uns  den  kleinen  Menschen ,  der  als  Politiker  in 
der  grundsatzlosen  Feigheit  seines  Egoismus  zwischen  den  Ansichten 
hin-  und  herschwankte,  die  ihm  seine  jeweiligen  Privatinteressen 
nahe  zu  legen  scheinen,  der  sich  höchstens  in  einer  engherzigen, 
antisozialen  Verachtung  des  Volks  gleich  geblieben  sei.    Politische 
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2  Dr.    P.    Sakmann : 

Motive  haben  bei  der  Gestaltung  dieses  neuen  Voltairebildes  ein- 
gestandenermassen  mitgewirkt.  Mit  einer  gewissen  Schadenfreude 
wurden  die  Züge  in  den  Vordergrund  gestellt ,  die  den  Helden 
der  radikalen,  soziahstischen  Gegenpartei  in  den  Augen  ihrer  Ge- 
folgschaft kompromittieren  mussten. 

Ein  Schiller  Brtinetieres,  der  Akademiker  Faguet,  der  früher 
{besonders  in  seinem  Dix-huitieme  siecle)  die  eben  skizzierte  An- 
sicht von  Voltaire  vertreten  hat ,  hat  neuerdings  in  einem  geist- 
reichen Buch:  »La  Politique  comparee  de  Montesquieu,  Rousseau 
et  Voltaire«  ein  objektiveres  Bild  zu  geben  gesucht  und  sein  frü- 
heres Urteil  stillschweigend  sehr  erheblich  berichtigt.  Allein  un- 
verkennbare Mängel  der  historischen  Methode  dieses  Buches, 
dessen  Lektüre  im  übrigen  ein  Genuss  ist,  machen  eine  neue  Dar- 
stellung des  Stoffs  auf  breiterer  Grundlage  in  den  Quellen  und 
mit  anderen  Fragestellungen  notwendig.  Einmal  darf  man  die 
grundsätzlichen  Meinungsäusserungen  Voltaires  in  seinen  Werken 
nicht  so  rhapsodisch  und  auswahlmässig,  wie  es  Faguet  tut,  bei- 
ziehen und  muss  dafür  von  den  durch  die  Stimmung  und  die 
Absicht  des  Augenblicks  eingegebenen  Auslassungen  der  Korre- 
spondenz einen  diskreteren  Gebrauch  machen.  Sodann  darf  das 
Bestreben,  den  Gegenstan.d  interessant  und  aktuell  zu  machen, 
nicht  dahin  führen ,  Voltaire  mit  politischen  Theorien  und  Be- 
griffen zu  konfrontieren,  die  im  heutigen  Denken  eine  Rolle  spielen, 
die  aber  noch  nicht  im  Gesichtskreis  seiner  Zeit  aufgetaucht  sind. 

So  darf  man  z.  B.  nicht  so ,  wie  Faguet  tut ,  die  russische 
Korrespondenz  Voltaires  und  seine  Stellungnahme  in  Sachen  der 
Teilung  Polens  und  des  russisch-türkischen  Kriegs  ausbeuten  und 
aus  seinen  Schmeicheleien  gegen  Katharina  II.  den  Schluss  ziehen, 
dass  ihm  der  Patriotismus  als  solcher  unsympathisch ,  Gewaltpo- 
litik als  solche  sympathisch  sei,  dass  er  einer  Schmälerung  der 
französischen  Interessensphäre  mit  Wohlgefallen  zusehe  u.  s.  w. 
Denn  in  dieser  Frage  wirken  so  sehr  persönliche  Gründe  und 
die  Parteipolitik  herein  —  sein  Verhältnis  zu  Katharina  und  der 
Kampf  des  aufgeklärten  Absolutismus  mit  dem  Ultramontanismus  — , 
dass  sie  wirklich  kein  geeignetes  Paradigma  abgibt  für  die  Fest- 
stellung von  Voltaire's  politischen  Ueberzeugungen.  Dieselbe  Be- 
merkung gilt  von  dem  Kampf  des  französischen  Königtums  mit 
seinem  Parlament,  in  dem  sich  Voltaire  auf  die  königliche  Seite 
stellte.  Man  mag  denken,  wie  man  will,  in  dieser  historischen 
P'rage,   in  der  das  Urteil  der  Geschichtschreiber  von  PZinstimmi":- 


Voltaire  als  Politiker.  -j 

keit  noch  weit  entfernt  ist,  so  einfach  liegen  die  Dinge  jedenfalls 
nicht,  dass  man  die  streitenden  Parteien  in  das  simple  Gegen- 
satzschema von  Liberalen  und  Absolutisten  einreihen  dürfte. 
Ein  Beispiel  für  jene  andere  kritische  Bemerkung.  Ks  ist  un- 
historisch für  die  Beurteilung  eines  Denkers ,  aus  so  kosmopoli- 
tischer Zeit  die  Idee  der  »Patrie  zu  gründe  zu  legen,  die  für 
.Frankreich  jedenfalls  sehr  jungen  Datums  ist,  noch  jüngeren  Da- 
tums als  der  ebenfalls  nicht  alte,  verwandte  Begriff  der  »Nation«, 
der  seinen  heutigen  Gefühlswert  in  der  Revolutionszeit  erhalten 
hat.  Es  ist  eine  Emtragung  moderner  Gesichtspunkte,  wenn  man 
fragt,  wie  Voltaire  sich  zu  dem  Problem  »Individualismus  oder 
Sozialismus.-«  gestellt  habe,  oder  zu  der  Streitfrage  der  »liberte 
d'enseignement«  ,  die  das  heutige  Frankreich  in  zwei  feindliche 
Lager  teilt. 

Die  folgende  Arbeit  beschränkt  sich  daher  darauf,  nur  für 
die  Fragen ,  über  die  er  sich  besonnen  haben  kann ,  Voltaires 
Antworten  zu  suchen  ,  und  seine  Stellung  zu  den  Bestrebungen 
und  Ideen,  die  seine  Zeit  bewegten,  zu  skizzieren.  Wir  wollen 
zunächst  Voltaires  Stellung  zu  den  politischen  Idealen  seiner  Zeit 
kennen  lernen  (die  Idealbegriffe  der  Freiheit,  der  Gleichheit,  des 
Volkes  sollen  dabei  zur  Sprache  kommen),  sodann  seine  politi- 
sche Theorie,  oder  wenigstens  die  Ansätze  zu  einer  solchen,  die 
sich  bei  ihm  finden  ^},  endlich  sein  praktisches  Eingreifen  in  seiner 
Teilnahme  an  den  Reformbestrebungen  des  Jahrhunderts.  Von 
Voltaire's  kirchenpolitischen  Gedanken  und  Forderungen,  die  eine 
besondere  Darstellung  fordern,  soll  dabei  abgesehen  werden. 

Die  Freiheit. 

Eines  der  politischen  Ideale  der  Aufklärung  ist  d  i  e  Idee  der 
Freiheit,  aus  der  Zeit  herausgeboren,  da  man  des  bourbonischen 
Despotismus  müde  war,  zu  deren  Verständnis  man  daher  immer 
diesen  Gegensatzgedanken  braucht.  Voltaire  hat  als  Denker  dieses 
Ideal  nie  verläugnet,  was  er  auch  als  Privatmann,  in  den  Sitten 
seiner  Zeit  und  sie  überbietend  ,  dagegen  gesündigt  haben  mag. 
Er  hat  sich  energisch  und  aufrichtig  dagegen  verwahrt,  ein  B'ür- 
sprecher  der  Knechtschaft  zu  sein  ^). 

Was     versteht     Voltaire     unter    dem    schillernden 


1)  Dass   er    kein   Politiker  von  Temperament  ist,    weiss   er  selbst  wohl.    Vgl.   die 
Briefe  an   Friedrich  IL,   November  1769.     Condorcet  6.   XII.   1776;   Collini  26.  I.    78. 

2)  Supplement  au  Siecle  de  Louis  XIV.  IL 

I* 


A  Dr.   P.  Sakmann  : 

W  ort?  Oft  nichts  mehr  als  nationale  Unabhängig- 
keit, das  Recht  jedes  staatlichen  Gemeinwesens ,  seine  Ange- 
legenheiten unter  Zurückweisung  jedes  Drucks  durch  das  Aus- 
land selbständig  zu  ordnen.  In  diesem  Sinn  preist  er  sie  oft  als 
das  höchste  Gut,  als  den  gerechtesten  Besitztitel  der  Völker,  als 
das  heiligste  Menschenrecht ,  älter  als  alle  empires  ^).  Er  ver- 
heimlicht nie  seine  Sympathie  mit  irgend  einer  Freiheitsbewegung 
in  der  Geschichte.  Er  rühmt  die  italienischen  Städte,  die  so  gross 
dachten,  dass  sie  frei  sein  wollten,  als  andere  ringsum  Sklaven 
waren,  und  die  für  ihr  Recht  auf  Freiheit  fochten,  das  natürlicher 
war  als  das  der  Deutschen  auf  Herrschaft^).  Darum  ist  ihm 
Oranien  der  grosse  Mann,  der  Sklaven  fand  und  freie  Menschen 
aus  ihnen   machte  ^). 

Noch  öfter  aber  versteht  er  den  Begriff  in  dem  per- 
sönlichen, individualistischen  Sinn,  so  wie  er  in 
dem  englischen  Ruf  »Freiheit  und  Eigentum«  gemeint  ist,  den  er 
den  Ruf  der  Natur  nennt,  als  das  Recht  des  Bürgers,  über  seine 
Person  und  sein  Vermögen  selbständig  zu  verfügen  und  in  seiner 
privaten  Sphäre  keinen  willkürlichen  Eingriff,  gleichviel  welcher 
Macht,  dulden  zu  müssen.  So  definiert  er  oft  nach  Montesquieu: 
»Frei  sein  heisst :  nur  von  den  Gesetzen  abhängen  und  keiner 
Willkürgewalt  unterworfen  sein«  oder  ein  andermal:  »Frei  sein 
heisst  den  rechten  Gebrauch  von  seiner  Vernunft  machen  und 
seine  Menschenrechte  kennen;  wenn  man  sie  kennt,  verteidigt 
man  sie  auch ^  ^).  Zur  so  gefassten  Freiheit  rechnet  er  u.  a.  auch 
die  Freizügigkeit,  das  Recht,  sein  Vaterland  zu  verlassen  und 
seinen  Aufenthaltsort  selbst  zu  wählen ;  jeder  Mensch  ist  mit 
diesem  Recht  geboren  ^).  Wer  diesen  Grundsatz  leugnet,  wie  der 
Jesuit  Paulian,  ist  ein  gemeiner  Prediger  der  Sklaverei*^).  Auch 
in  diesem  Sinn  ist  ihm  die  Freiheit  ein  unveräusserliches  Gut, 
dessen  man  die  Menschen  nur  mit  roher  Gewalt  berauben  kann, 
ein  Fundamentalgesetz  aller  Völker,  ein  heiliges  Wort  und  ein 
natürliches  Recht ,  das  nie  verjähren  kann ,  weil  es  in  der  Natur 
begründet  ist.     Ja  es  ist  das  Erbteil,   das  Wesen  des  Menschen. 


l)  Essai  sur  les  mceurs  c.   113.  2)  Ibid.   c.   40  u.   48. 

3)  L'ABC  XIII. 

4)  Suppl.  au  Siecle  de  Lonis  XIV.  II ;    Pensees  sur  le  gouvernement ;    Queslions 
sur  les   miracles  XI. 

5)  Annales  de  l'empire,   Charles  IV,  Charles  V.   Dict.   phil.  :   Bannissement. 

6)  Dict.   phil.:   Philosophe   III. 


Voltaire  als  Pulitiker.  ^ 

Frei  sein  ist  das  wahre  Leben.  Freiheit  mit  Wahrheit  und  Tu- 
gend zusammen  macht  erst  das  Leben  lebenswert.  Man  kann  sie 
nicht  teuer  genug  erkaufen,  denn  nur  durch  sie  ist  der  Mensch 
glücklich.  Sie  bleibt  der  natürliche  Zustand  des  Menschen,  dessen 
er  nur  durch  Dummheit  oder  Feigheit  verlustig  gehen  kann  ^). 
Er  hält  es  nur  für  natürlich,  dass  man  überall  die  Partei  der 
Freiheit  ergreift  und  ist  daher  ein  Feind  der  Sklaverei  in  jeder 
Form  ^).  Er  erklärt  den  Krieg  des  Spartakus  für  den  gerechte- 
sten, vielleicht  den  einzig  gerechten  von  allen  Kriegen,  und  von 
den  aufständischen  Bauern  der  Reformationszeit  sagt  er ,  sie  for- 
derten die  Rechte  des  menschlichen  Geschlechts;  nur  dass  sie  sie 
wie  wilde  Tiere  geltend  machten,  findet  er  an  ihnen  tadelnswert. 
Mit  dem  modernen  Apologeten  der  Sklaverei ,  dem  Advokaten 
Lüigiiet ,  der  die  Lohnknechtung  des  angeblich  freien  Arbeiters 
für  ein  schlimmeres  Uebel  erklärte  als  die  Sklaverei  der  Alten, 
ist  er  keineswegs  einverstanden.  Der  Arbeiter  ist  unter  allen  Um- 
ständen besser  daran  als  der  Sklave,  eben  weil  er  frei  ist  ^).  Dass 
er  unter  den  Vorkämpfern  für  die  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
war,  ist  bekannt. 

Die  Freiheit  in  der  bisher  erörterten  Bedeutung  lässt  sich 
auch  in  einer  Monarchie  denken,  die  sich  eben  jede  tyrannische 
Verletzung  der  Gesetze  versagt.  Noch  prägnanter  wird  der  Li- 
beralismus Voltaires ,  wenn  wir  ihn  für  Freiheit  noch  i  n 
einem  anderen ,  ich  möchte  sagen  im  konstitutionellen 
Sinn  eintreten  sehen,  d.  h.  für  das  Recht  der  Regierten,  einen 
gesetzlich  festgelegten  Anteil  an  der  Regierung  zu  haben.  Die 
englische  Verfassung  bot  hier  das  Musterbild,  gesehen  in  Alon- 
tesqiiieus  idealisierender  Beleuchtung.  Auf  den  englischen  Kon- 
stitutionalismus in  Voltaires  Auffassung  haben  wir  in  einem  spä- 
teren Abschnitt  einzugehen.  Hier  interessieren  uns  die  praktischen 
Konsequenzen ,  die  Voltaire  aus  dieser  keineswegs  rein  akade- 
misch gemeinten  geschichtlichen  Anschauung  zieht.  Er  erkennt 
zwar  in  der  englischen  Verfassung  ganz  richtig  ein  Landesge- 
wächs, aber  er  glaubt,  man  könne  doch  den  Versuch  machen,  es 
umzupflanzen  '*).     Er  proklamiert    die    englischen  konstitutionellen 
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Grundsätze  als  allgemeingültig.  Er  fordert  einen  Anteil  des  Volks 
an  der  Feststellung  der  Staatsform  und  an  der  Gesetzgebung. 
»Es  ist  nichts  naturgemässer,  als  dass  alle,  die  ein  Interesse  dar- 
an haben,  gut  regiert  zu  werden,  zur  Feststellung  der  Staatsver- 
fassung zusammenwirken.«  Zum  Herrschen  bedarf  es  der  freien 
Zustimmung  der  Beherrschten.  Der  Besitz  der  Souveränetät  ruht 
auf  der  Zustimmung  der  Nation;  so  erst  ist  sie  ein  unbestreitbares 
Recht.  Die  Menschen  gehorchen  nur  den  Gesetzen  gern,  die  sie 
sich  selbst  gegeben  haben ;  gegen  Gesetze,  die  nur  dem  Willen 
des  Herrschers  ihr  Dasein  verdanken ,  wird  man  sich  immer  in- 
nerlich empören  ').  Die  Einrichtung  von  Generalständen  ist 
etwas  ganz  Allgemeines,  weil  Natürliches;  es  ist  natürlich,  dass 
man  seine  Familie  versammelt,  um  ihre  Interessen  kennen  zu  lernen 
und  für  ihre  Bedürfnisse  zu  sorgen  ^).  Er  erklärt  es  für  ein  na- 
türliches Recht  des  Volkes,  seine  Priester  und  Richter  (magistrats) 
zu  wählen  ^).  Er  fordert  das  Steuerbewilligungsrecht :  In  Finanz- 
sachen gebührt  es  den  Bürgern  zu  bestimmen  ,  was  sie  für  die 
Ausgaben  des  Staats  beizusteuern  für  nötig  halten  *). 

Wie  weit  Voltaire  dieses  Recht  auf  aktive  Teilnahme  am 
Staatsleben,  das  er  dem  Volk  im  allgemeinen  zuschreibt ,  ausge- 
dehnt und  wie  er  es  auf  die  einzelnen  Stände  umgelegt  wissen  will, 
darüber  spricht  er  sich  selten  und  nie  recht  deutlich  aus.  Offen- 
bar denkt  er  sich  das  politische  Schwergewicht  im 
dritten  Stand,  diesem  zahlreichsten  Teil  der  Nation,  diesem 
eigentlichen  Kern  des  Volks,  der  keine  Sonderinteressen  haben 
kann.  Ja  wir  haben  bei  Voltaire  schon  die  These  von  Sieyes : 
Bei  dem  Zahlenverhältnis  des  tiers  zu  Adel  und  Klerus,  das  im 
17.  Jahrhundert  wie  looo  ;  2  war,  ist  der  tiers  sicher  die  Nation 
selbst^).  Er  geht  über  das  englische  Vorbild  hinaus,  wenn  er 
die  schwedische  Einrichtung  lobenswert  findet,  welche  auch  die 
Bauern,  den  Teil  des  Volks,  der  anderswo  so  ungerecht  verachtet 
wird,  zu  den  etats  zuzieht*^).     In  einem  politischen  Dialog')  lässt 
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er  den  Vertreter  der  einen  Riclittint^  geradezu  sagen:  Alle  Be- 
sitzenden haben  ein  gleiches  Recht  auf  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung.  Es  freut  mich,  wenn  mein  Maurer  imd  mein  Zimmer- 
mann sich  über  ihr  Handwerk  erheben  und  sich  um  die  öffent- 
lichen Angelegenheiten  kümmern«.  Der  Gegenpart  erwidert  dar- 
auf allerdings :  »Und  ich  will  nicht ,  dass  mein  Perückenmacher 
Gesetzgeber  sei ;  diejenigen,  welche  eine  gute  Erziehung  genossen 
haben,  mögen  die  Unerzogenen  leiten«.  Es  kann  vorkommen, 
dass  das  konstitutionelle  Prinzip  bei  Voltaire  geradezu 
in  der  Abart  demokratischer  Prägung  erscheint. 
»Die  bürgerliche  Regierung  ist  der  Wille  aller,  ausgeführt  durch 
einen  oder  mehrere  kraft  der  Gesetze,  welche  alle  gegeben  haben, 
und  die  alle  gegen  den  Ehrgeiz  gerichtet  sind,  diesen  Strom,  der 
die  Erde  überschwemmen  möchte  ^). 

Von  speziellen  konstitutionellen  Einrichtungen  ist  es  beson- 
ders die  P  r  e  s  s  f  r  e  i  h  e  i  t ,  für  die  er  eintritt,  freilich  mit  den 
Kautelen  der  Verantwortlichkeit.  Sie  ist  der  beste  Schutz 
gegen  Geistesknechtschaft  und  Grundlage  aller  anderen  Frei- 
heiten. Sie  zu  versagen,  ist  die  ärgste  Tyrannei;  sich  Schwei- 
gen auferlegen  lassen  über  die  beiden  Pole  der  Menschheit, 
Religion  und  Politik  (gouvernement),  ist  ein  Zeichen  von  Feig- 
heit. Oft  verteidigt  er  sie  gegen  das  Vorurteil,  Unwissenheit 
sei  der  wahre  Schutz  eines   wohlgeleiteten   Staatswesens  ^). 

Mit  beachtenswertem  Scharfblick  hat  er  sich  sofort  gegen  das 
Sophisma  in  der  Rousseau  sehen  Definition  desFrei- 
heit s  b  e  g  r  i  ffs  gewendet,  nach  der  die  Freiheit  mit  dem  An- 
teil des  einzelnen  an  der  allgemeinen  Souveränetät  gleichgesetzt 
wird.  Was  kaum  einer  seiner  Zeitgenossen  bemerkte,  was  die 
ganze  Revolution  nicht  gesehen  hat,  was  auch  heute  noch  weit 
entfernt  ist,  Gemeingut  politischer  Einsicht  zu  sein,  hat  er  sofort 
erkannt,  dass  nämlich  die  demokratische  Staatsomnipotenz  des 
Contrat  social  mit  ihrer  vollen  Entäusserung  des  einzelnen  an 
die  Gesamtheit  (alienation  totale  de  chaque  associe  ä  la  commu- 
naute)  der  Tod  der  persönlichen  Freiheit  des  Individuums  ist.  Mit 
naiver  Leidenschaftlichkeit  schreibt  er  an  den  Rand  seines  Hand- 
exemplars des  Contrat  social  beim  Kapitel  (VI)  vom  Sozialvertrag: 
»Das  ist  alles    falsch.      Ich    g-ebe    mich  meinen   Mitbürgern    nicht 
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ohne  Vorbehalt  hin.  Ich  gebe  ihnen  nicht  das  Recht,  mich  nach 
Stimmenmehrheit  zu  töten  oder  zu  bestehlen.  Ich  v^erstehe  mich 
dazu,  Hilfe  zu  geben  und  zu  nehmen,  nach  dem  Recht  zu  handeln 
und  mich  nach  dem  Recht  behandeln  zu  lassen.  Einen  andern 
Vertrag  gibt  es  nicht«.  Und  als  er  auf  die  Stelle  in  Kap.  IX 
stösst:  :>der  Staat  im  Verhältnis  zu  seinen  Angehörigen  Herr 
aller  ihrer  Güter  durch  den  Gesellschaftsvertrag«  korrigiert  er: 
»Herr,  ihnen  ihre  Güter  zu  erhalten  und  verpflichtet,  sie  zu  garan- 
tieren« ^). 

Alle  diese  Sätze  über  die  Freiheit,  die  wir  auch  bei  Männern 
der  naturrechtlichen  Schule  antreffen,  werden  verstärkt  durch 
Einsichten,  die  Voltaire  aus  dem  Studium  der 
Geschichte  geschöpft  hat.  Als  Universalhistoriker  fin- 
det er  überall  einen  Parallelismus  von  Freiheit  und  kulturellem 
Aufschwung  einerseits,  Knechtschaft  und  geistiger  Rückständiglceit 
andererseits.  Sklaverei  und  Unbildung  gehen  immer  zusammen, 
Künste  und  Handel  werden  von  der  Knechtschaft  erstickt,  wäh- 
rend sie  in  freien  Gemeinwesen  sich  zur  Blüte  entfalten.  Gewis- 
sensfreiheit und  Handelsfreiheit  sind  die  Angeln,  in  denen  der 
Wohlstand  ruht ;  der  gesunde  Verstand  ist  überall  gegen  die 
Knechtschaft  ^).  Den  Zusammenhang  der  Kulturleistungen  der 
Städte  Deutschlands  und  Italiens  mit  ihrer  politischen  Freiheit 
hebt  er  mit  feinem  Verständnis,  mit  Sympathie  und  Bewunderung 
hervor.  In  den  Städten  liegen  die  Quellen  der  Kraft  des  Men- 
schengeschlechts ;  hier  ist  der  Grund  der  heutigen  Blüte  Europas. 
Hier  hat  die  Pflege  der  Kunst,  hier  hat  Handel  und  Industrie 
alles  das  wieder  gut  gemacht,  was  die  Fürsten  gesündigt  haben, 
die  diese  Mächte  gering  schätzen.  Genf  ist,  seit  es  seine  Freiheit 
gewonnen  hat,  volkreicher  geworden;  sein  Handel  und  sein  Ge- 
werbefleiss  haben  sich  gesteigert.  Zwei  Städtchen,  die  nichts  zu 
bedeuten  haben  in  der  Weltgeschichte,  Freiburg  und  Solothurn, 
stehen,  seit  sie  Glieder  eines  freien  Staatswesens  geworden  sind, 
über  den  grössten  Provinzen,  die  in  Knechtschaft  gehalten  sind. 
Dagegen  hängt  die  Armut  Polens  mit  der  Verknechtung  des  Volks 
zusammen.  Die  Tapfersten  der  Tapferen  sind  immer  die  freien 
Völker  3). 
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Die  Gleichheit. 


Dem  spezifisch  demokratischen  Gedanken,  der  Gleich- 
h  e  i  t  s  i  d  e  e  ,  hat  sich  Vokaire  ab  und  zu,  wenngleich  selten 
und  mit  allerlei  vorsichtigen  Einschränkungen,  zustimmend  ge- 
nähert. Er  nimmt  die  N  a  t  u  r  r  e  c  h  t  s  t  h  e  s  e  an,  dass  der 
Gedanke  der  Gleichheit  ein  ursprüngliches  Gesetz  der  Natur  sei, 
das  nur  Gewalt  und  willkürliche  Satzung  habe  zerstören  können, 
er  nennt  die  Gleichheit  gelegentlich  das  natürlichste  Menschen- 
recht,  »le  partage  naturel  des  hommes«  ^). 

Auch  macht  er  den  Kampf  gegen  die  Privilegien 
mit,  der  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahrhunderts  allmählich  popu- 
lär wird.  Er  findet  es  traurig,  dass  im  alten  Frankreich  nur  zwei 
Stände  im  Staat  etwas  gelten,  die  Grundherren,  die  nur  ein  Fünf- 
tausendstel der  Nation  bilden,  und  der  Klerus,  und  dass  die  Masse 
des  Volks  für  nichts  geachtet  war.  Hier  ist  der  Grund  für  Frank- 
reichs Schwäche  zu  suchen.  Der  Unterschied  zwischen  Bürger- 
lichen und  Adeligen  ist  deswegen  so  gehässig  und  demütigend, 
weil  er  ursprünglich  den  Gegensatz  zwischen  Herrn  und  Sklaven 
bedeutete  ^). 

Im  besonderem  findet  er  die  finanzielle  Begünstigung  der  Pri- 
vilegierten, das  Vorrecht  der  Steuerfreiheit,  drückend  und  unver- 
nünftig. Alle  die  Pensionen  und  Gratifikationen  belasten  nur  das 
Volk,  das  sie  bezahlen  muss.  Wie  sinnlos  ist  die  Rangabstufung 
zwischen  den  nichts  leistenden  Geadelten  und  den  nützlichen  steuer- 
zahlenden Bürgern.  Die  Steuern  sollen  proportional  umgelegt 
werden.  Es  ist  toll,  den  grössten  Teil  der  Nation  so  schmählich 
herunterzusetzen^).  Und  so  stimmt  er  mit  ein  in  die  Reform- 
forderung: Dienst  und  Verdienst  soll  den  Ansprüchen  der  Geburt 
und  der  Ahnen  vorgehen.  Je  mehr  man  geleistete  Dienste  Na- 
men und  Titeln  vorzieht,  um  so  blühender  ist  ein  Staat.  So  will 
es  die  Philosophie  und  so  will  es  die  recht  verstandene  Staats- 
raison.  Hierin  kann  uns  der  ganze  Orient,  China,  Persien,  die 
Türkei,  die  keinen  Adel  kennt,  besonders  auch  das  Russland  Pe- 
ters des  Grossen,  das  den  Rang  verleiht  ohne  Ansehen  des  Ge- 
blüts, zum  Muster  dienen.     Alles  dem  Verdienst,  nichts  dem  Adel 
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allein!  Als  guter  citoyen  zu  gelten,  sollte  begehrenswerter  sein, 
als  ein  Herzogtitel  ^).  Soweit  der  Gleichheitsbegriff  also  eine  rein 
akademische  These  des  Naturrechts  ist  und  soweit  in  ihr  die  Ne- 
gation der  Vorurteile  der  Feudalität  ausgedrückt  ist,  also  etwa 
in  dem  Sinn,  wie  er  auch  einem  Staatsmann  aus  der  Aera  der 
bürgerlichen  Ministerien  Ludwigs  XIV  zugänglich  war,  so  weit 
kann  er  ihn  sich  aneignen. 

Aber  sein  Verständnis  macht  sehr  offstem  Widerspruch 
Platz,  und  eben  dieser  Begriff  wird  ihm  der  abstossende  Pol, 
als  er  von  Roitsseaiis  trotzigem  Pathos  als  Evangelium  verkündigt 
und  nun  im  modern  demokratischen  d.  h.  j  a  k  o  b  i  n  i  s  ch  e  n  und 
sozialistischen  Sinn  g  e  f  a  s  s  t  wird.  Wo  ihm  solche 
Ansprüche  entgegentreten,  da  schränkt  er  ihn  sofort  ein  auf  das, 
was  wir  oben  den  Begriff  der  Freiheit  im  persönlichen  Sinn  nann- 
ten, d.  h.  auf  das  Recht  der  Verfügung  über  die  eigene  Person, 
das  Privateigentum,  und  auf  den  Schutz  der  Gesetze  gegen  die 
Gewalt  des  Stärkeren;  aber  eine  verderbliche  Chimäre,  von  So- 
phisten in  Mode  gebracht,  ist  ihm  jene  tolle  Gleichheit,  welche 
die  Subordination ,  die  Rangabstufung  ,  die  notwendige  ,  mit 
der  natürlichen  Ungleichheit  der  Talente  gegebene  Ungleichheit 
der  Stände  überhaupt  vernichten  will,  der  der  Herr  gleich  viel 
gilt  wie  der  Diener,  der  Taglöhner  gleich  viel  wie  der  Beamte. 
Nur  als  Menschen  sind  alle  gleich,  aber  nicht  als  Glieder  der  Ge- 
sellschaft, auf  dieser  Bühne  müssen  sie  verschiedene  Rollen  spie- 
len ^).  Mit  bitterer  Verachtung  spricht  er  von  den  Jahren  der 
Popularität  Rousseau?,,  die  er  für  eine  ephemere  hielt.  Es  gab 
eine  lächerliche  Zeit,  wo  einige  Literaten  es  nicht  leiden  konn- 
ten, wenn  man  sagte,  Unterordnung  sei  nötig  in  der  Gesellschaft, 
ein  Metzgerbursche  sei  nicht  einem  Herzog,  einem  Staatsminister, 
einem  Fürsten  gleich,  die  Ehe  eines  Kronprinzen  mit  einer  Hen- 
kerstochter sei  nicht  ganz  angemessen  (eine  oft  wiederholte  An- 
spielung 2m{  RoHssemis  Vorschlag  im  Emile)  ^). 

Mindestens  so  unsympatisch  wie  der  jakobinische  Gleichheits- 
begriff, der  die  Gliederung  der  Menschen  in  Herrschende  und 
Gehorchende  angreift,  i  s  t  i  h  m  d  e  r  s  o  z  i  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e.  Die  klas- 
sische Stelle    des  Rousseausz\\&\\  Sozialismus  im  zweiten  Discours, 
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die  Apostrophe  gegen  den  »Betrüger«,  der  zuerst  ein  Feld  sein 
eigen  zu  nennen  wagte  und  damit  der  Gründer  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  und  der  Fluch  des  menschlichen  Geschlechts  wurde, 
ist  seinem  kritischen  Auge  nicht  entgangen.  In  seinem  Hand- 
exemplar des  Discours  versieht  er  sie  mit  der  zornigen  Randnote  : 
»Was.?  der,  der  gepflanzt,  gesät  und  eingezäunt  hat,  soll  kein 
Recht  haben  auf  die  Früchte  seiner  Mühe }  Ein  Ungerechter,  ein 
Dieb  wäre  der  Wohltäter  des  Menschengeschlechts  geworden.^  Das 
nenne  ich  mir  eine  Bettlerphilosophie!«  Man  untergräbt  die  Grund- 
lagen der  Gesellschaft  mit  der  Forderung  der  Gleichheit  aller  im 
Besitz,  mit  der  Behauptung,  Eigentum  sei  ein  Verbrechen  an  der 
Gesellschaft.  Es  ist  nicht  gerecht,  dass  nach  einmal  erfolgter  Re- 
gelung der  Besitzverhältnisse  der  fremde  Lohnarbeiter,  der  mir  bei 
der  Ernte  hilft,  so  viel  ernte  wie  ich  selbst.  Es  muss  Unbemit- 
telte geben;  es  ist  nicht  nötig,  dass  alle  Bauern  reich  sind,  kräf- 
tige arbeitswillige  Arme  (bras)  müssen  da  sein.  Darum  ruft  er 
einmal  sogar  nach  Schranken  gegen  die  Begehrlichkeit  der  par- 
venus,  deren  Gütererwerbungen  eine  bestimmte  Grenze  nicht  soll- 
ten überschreiten  dürfen,  und  nach  Schutzbestimmungen  für  die 
herrschaftlichen  Güter.  Der  alte  Adel  sollte  nicht  untergehen. 
Pascal  tadelt  er  scharf,  weil  er  die  Gütergleichheit  gerecht  findet. 
Ganz  zu  verwerfen  findet  er  sogar  einmal  die  Sklaverei  nicht, 
vorausgesetzt,  dass  sie  auf  einem   freiwilligen  Vertrag  beruht^). 

Das  Volk. 

Der  neu  aufkommende  demokratische  Gedanke  spricht  sich 
aber  weniger  in  genau  formulierten  Forderungen  der  Gleichheit 
aus  als  vielmehr  in  einer  neuen  Stimmung,  die  gegen  die  Mitte  des 
Jahrhunderts  erscheint  und  sich  zu  einer  Art  Religion  auswächst, 
die  man  als  das  Evangelium  der  Volksverehrung 
bezeichnen  könnte.  Auch  dieser  Strömung  hat  sich  Voltaire  ent- 
schieden entgegengeworfen.  Man  sieht  nämlich  das  Volk,  die 
unteren  Schichten  der  Gesellschaft,  allmählich  mit  andern  Augen 
an,  zuerst  mit  denen  des  Mitleids,  das  nur  zu  begreiflich  ist 
bei  der  wirklich  kümmerlichen  Lage  dieser  Kreise  und  bei  der 
damaligen  Wandlung  der  Verstandesaufklärung  in  dem  Kult  der 
Empfindsamkeit.  Das  Mitleid  führt  zur  idyllischen  Rüh- 
rung, und  man  gewöhnt  sich   mit  Grenze  bei  dem  Gedanken  an 

l)  Louis  XV.,  c.  43;  Dict.  phil.  :  Propric'tc  ;  L'ABC  VIII;  Dernieres  remarques 
sur  Pascal   49. 


12 


Dr.  P.  Sakmann : 


das  Volk,  sich  die  Bilder  der  Unschuld,  der  Naivetät,  der  Kind- 
lichkeit, der  Herzenseinfalt  vor  die  Seele  zu  stellen.  Und  wieder 
in  leisen  Uebergängen,  im  Zusammenhang  mit  der  Renaissance 
jener  plutarchischen  Antike  führt  diese  Stimmung  zur  Ver- 
ehrung des  Volksideals,  wie  es  auf  den  Tribünen  der  Rev^o- 
lutionsredner  sich  aufrichtet  mit  den  Zügen  der  Sittenreinheit,  der 
unbestechlichen  Tugend,  der  tiefen  Weisheit  und  der  unwider- 
stehlichen Heldenkraft. 

Für  diese  Bilder  ist  Voltaires  Auge  verschlossen.  Er  sieht 
das  arme  Volk  kaum,  das  liebenswürdige  und 
das  heroische  Volk  gar  nicht.  Man  darf  nicht  zu 
schnell  und  zu  ausschliesslich  die  Gefühllosigkeit  des  Philosophen 
als  Erklärungsgrund  geltend  machen.  Denn  die  Apostel  der  Volks- 
verehrung zeichnen  sich  keineswegs  alle  vor  Voltaire  durch  Ge- 
fühlstiefe aus,  wie  sie  denn  meist  gerade  durch  Sentimentalität 
ihren  Mangel  an  echtem  Gefühl  verraten.  Auch  ist  Voltaires 
Mangel  an  Gefühl  übertrieben  worden.  Dem  Mitleid  ist  er 
keineswegs  unzugänglich,  und  diese  Saite  der  neuen  Stim- 
mung klingt  noch  am  meisten  bei  ihm  mit.  Gewiss,  er  hat 
Worte  auch  für  das  arme  Volk.  Schon  der  Geschichtschreiber 
des  Siecle  de  Louis  XIV  müsste  die  Feste  des  Königs  ab- 
scheulich finden,  wenn  sie  wirklich,  wie  man  sagte,  dem  Elend 
des  Volks  ins  Gesicht  geschlagen  hätten.  Er  klagt  über  die  Be- 
drückung des  Volks  durch  unendliche  Steuerlasten,  Fronen  und 
die  pompösen  Weganlagen,  über  seine  dürftige  Nahrung.  Er  fin- 
det es  schrecklich,  dass  lo  Millionen  Unglücklicher  im  verborge- 
nen leiden,  während  einige  Tausende  so  tun,  als  ob  sie  glücklich 
wären.  Er  erschrickt  darüber,  dass  es  Jahrtausende  brauche,  um 
zu  fühlen,  es  sei  fürchterlich,  dass  das  Volk  der  zahlreichste,  nütz- 
lichste, wackerste  Teil  der  Menschheit  fast  auf  eine  Stufe  mit  den 
Tieren  gestellt  würde,  dass  immer  die  vielen  säen  und  nur  die 
wenigen  ernten  ^).  Aber  es  ist  wahr,  er  redet  selten  so,  und  wo 
er  vom  Volk  redet,  geschieht  es  nicht  mit  Liebe  und  mit  wenig 
Achtung.  An  den  Pöbel,  der  überall  in  der  Handarbeit  aufgeht, 
darf  man  nicht  denken,  wenn  man  vom  Geist  einer  Nation  redet; 
ihn  muss  man  bei  jener  Minorität  suchen,  die  der  Majorität  Ar- 
beit verschafft,  von  ihr  genährt  wird  und  sie  regiert.  Höchstens 
noch  die  Bauern    finden   Gnade  vor    seinen  Augen,    der  Teil  des 


l)  Requete  ä  tous  les  magistrats.   Lettres  philosophiques  9. 
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Volks,  den  man  so  ungerecht  verachtet  ^). 

Vor  seinen  Augen  stehen  andere  Bilder  als  vor  Rousseau. 
Er  sieht  das  fürchterliche  Volk,  die  wilden,  rohen,  blu- 
tigen Massen  der  Religionskriege,  die  traurigen  Helden  aller  der 
massacres,  von  denen  die  Geschichte  meldet.  Die  Königsmörder 
sind  alle  aus  der  Hefe  des  Volks  hervorgegangen.  Und  frische 
Farben  der  Gegenwartseindrücke  beleben  dieses  entsetzliche  Bild 
der  Vergangenheit,  als  er  den  finsteren  Toulouser  Pöbel  gegen 
die  Calvinisten  wüten  sieht,  als  er  die  verhängnisvolle  Rolle  be- 
merkt, die  der  sensationslüsterne  Pöbel  im  Prozess  Montbaill}- 
und  anderen  derartigen  Justizmorden  spielt.  Noch  heute  ist  ja 
der  Genuss  des  Schauspiels  der  Hinrichtungen  (une  justice)  die 
;  Lieblingstragödie  der  Kanaille«.  Und  so  lautet  sein  Urteil :  Das 
Volk  ist  immer  barbarisch,  immer  feig,  immer  grausam,  immer 
wild ;  seine  Gewalttaten  sind  stets  schlimmer  als  die  Tyrannei, 
über  die  es  zu  klagen  hat.  Der  scheussliche  Fanatismus  beherrscht 
das  Volk  wie  gewisse  Krankheiten,  die  ja  auch  nur  die  Hefe  des 
Volks  heimsuchen-). 

Er  sieht  vor  allem  auch  das  dumme  V  o  1  k.  Die  per- 
sönlichen Eindrücke  einer  langjährigen  Bekanntschaft  mit  den 
Gossstadtmassen  von  Paris  verstärken  in  dieser  Hinsicht  das  Ur- 
teil, das  ihm  seine  Geschichtsauffassung  nahelegt.  In  Paris  wie 
überall  ist  das  Volk  die  sicherste  Stütze  der  philosophenfeind- 
lichen Kirche.  In  Paris  kommt  noch  hinzu,  dass  der  kunstfeind- 
liche skrupulöse  Pietismus  der  jansenistischen  Richtung  in  der 
Bürgerschaft  den  grössten  Anhang  hat.  Die  krampthatten  reli- 
giösen Zuckungen  des  verfolgten  Jansenismus,  die  Wunder  und 
Visionen  im  Gefolge  haben,  gehören  zu  seinen  stärksten,  am  tief- 
sten haftenden  Jugendeindrücken.  Er  erinnert  sich  wohl  noch 
der  4000  gredins,  welche  die  Wunder  des  heiligen  Paris  mit 
ansahen;  es  gibt  in  Paris  50000  Besessene,  die  zwar  nicht 
wissen,  wo  Donau  und  Elbe  fliessen,  aber  die  Welt  für  verloren 
ansehen  wegen  der  Beichtbillette.  Und  so  schliesst  er.  Das  Volk 
ist  immer  dumm.  Immer  das  Unglaublichste  gefällt  ihm  am  besten; 
also  nur  keine  Angst,  es  könnte  daran  Anstoss  nehmen  !    Gerade 


1)  Essai  sur  les  mceurs  c.   150.     Charles  XII.   c.   i. 

2)  Essai  sur  les  mreurs  c.  174  f. ;  17S.  Examen  de  Bolingbroke  c.  34  ;  Essai  sur 
les  miracles  c.  58;  Louis  XIV.,  c.  10;  37.  Proces  de  Montbailly ;  Meprise  d'Auras.  Dict. 
phil.  :   Crime. 

3)  Essai  sur  les  moeurs  c.  173;   Louis  XV.,  c.   36. 
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das  muss  man  ihm  vorlegen.  Es  ist  etwas  falsch  und  absurd, 
also  wird  es  bei  der  Menge  Glauben  finden,  das  ist  ein  richtiger 
Schluss.  Nur  was  zu  den  Sinnen  spricht,  geht  ihm  ein,  Prunk 
und  grossartiges  Auftreten  imponiert  ihm,  dem  Fortschritt  der 
Vernunft  ist  es  unzugänglich.  Daher  wird  es  immer  hinter  dem 
Jahrhundert  zurückbleiben.  Daher  wird  man  alle  Sekten  bei  ihm 
vertreten  finden ,  nur  den  philosophisch  geläuterten  Theismus 
nicht  ^).  Der  Aberglaube  hat  die  tiefsten  Wurzeln  im  Pöbel,  der 
für  den  Aberglauben  geboren  ist.  Das  Volk  ist  so  naiv,  dass  es 
sich  selbst  den  Zügel  anlegt,  den  man  ihm  darbietet,  bis  ein 
Mächtiger  kommt,  der  sich  dessen  zu  seinem  Vorteil  bedient. 
Kurz:  es  ist  eine  tiefe,  unüberbrückbare  Kluft  befestigt  zwischen 
den  denkenden  Gebildeten  (den  honnetes  gens)  und  dem  nicht 
zum  Denken  geschaffenen  Pöbel.  Wo  der  Janhagel  lachen  muss, 
da  bewundert  der  Philosoph,  und  wo  der  Janhagel  seine  dummen 
Augen  weit  aufreisst,  da  lacht  der  Philosoph  ^). 

Zum  Abscheu  und  zur  Verachtung  gesellt  sich  noch  ein  an- 
deres Gefühl,  wenn  Voltaire  an  die  numerische  Uebergewalt  des 
Volkes  denkt.  Es  macht  ^^/oo  der  Bevölkerung  jedes  Landes  aus; 
es  wird  immer  300  mal  so  zahlreich  sein,  als  diejenigen,  welche 
eine  feine  Bildung  genossen  haben ;  auf  einen  vernünftigen  Bür- 
ger kommen  immer  100  fanatische  Lumpen^).  Er  fürchtet  das 
Volk  als  Macht  und  als  unheimliche  Macht.  Die 
Greuel  der  massacres  können  wiederkommen,  denn  der  Pöbel  ist 
immer  derselbe,  und  auch  abgesehen  von  diesen  vorübergehenden 
Gewalttaten  übt  das  Volk  einen  immerwährenden  tiefgehenden 
Einfluss  aus,  indem  es  den  Aberglauben  erhält,  ja  schafft  und 
den  von  den  honnetes  gens  zerstörten  immer  wieder  neu  schafft.  Um 
dieses  Gesindels  willen  legt  man  den  Mächtigen  bei  ihrer  Erziehung 
denselben  Zügel  in  den  Mund,  den  der  Kapuziner  in  die  Schnauze 
des  Köhlers  und  der  Wäscherinnen  legt.  So  unterwirft  der  blinde 
Pöbel  die  Grossen  seinem  Willen,  er  regiert  die,  welche  regieren 
und  lehren  sollten,  er  gibt  bei  Aufständen  Gesetze,  er  beugt  auch 
den  Weisen  unter  den  Aberglauben  und  beeinflusst  sein  Urteil. 
An  den  Niederlagen  und  Demütigungen  der  Staatsgewalt  im  Kampf 


i)  Remarques  sur  les  Pensees  de  Pascal,  Additions  ;  Charles  XII.  c.  i.    Dict.  phil.  : 
Astronomie;  Art  dramatique;  Alcoran  II.,  Athee   II. 

2)  La  Bible    enfin    expliquee.    Les  Macchabees.    Essai    sur    les    mceurs.  c.   136   f. 
Louis  XIV.  c,   38.    Dict.  phil.:   Ble  VI;   Montagne. 

3)  Annales  de  Tempire,  Maximilien;   Le  Cri  des  nations.    De  la  pai.x   perpetuelle. 
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mit  der  Kirche  ist  der  abergläubische  Pöbel  schuld;  \vef,'en  der 
deutschen  Schmiede  und  Holzhacker  muss  der  Kaiser  barfuss  vor 
dem  römischen  Bischof  erscheinen;  denn  das  gemeine  Volk,  dieser 
Sklave  des  Aberglaubens,  will,  dass  auch  sein  Herr  dessen  Sklave 
sei.  Nicht  den  Adel  braucht  man  als  Tyrannen  zu  fürchten,  ruft 
er,  der  Pöbel,  der  sich  zusammenschart,  ist  der  wahre  Tyrann  'j. 

Es  erhebt  sich  die  Frage,  wie  soll  sich  der  Philo- 
soph, wie  soll  sich  der  praktische  Politiker  zu  dieser  Macht 
stellen;  wie  soll  er  sich  uisbesondere  zu  dem  geistigen 
Bunde  stellen,  den  Volksseele  und  K  i  r  c  h  e  n  m  a  c  h  t 
miteinander  geschlossen  haben.  Voltaire  ist  in  der 
Antwort  über  ein  schlimmes  Schwanken  zwischen  zwei  entgegen- 
gesetzten Standpunkten  nicht  hinausgekommen ,  weil  er  weder 
über  das  Wesen  des  Volks,  noch  über  das  Wesen  der  kirchlichen 
Religion  ganz  ins  reine  mit  sich  gekommen  ist.  Er  weiss  doch  nicht, 
ob  er  die  Grenzlinie  zwischen  dem  Mann  des  Volks  und  dem 
honnete  homme  als  unverwischbar  oder  als  verschiebbar  ansehen 
soll,  und  er  ist  nicht  im  klaren,  ob  er  in  der  kirchlichen  Religion 
den  heilsam  hemmenden  Zügel  mehr  schätzen  oder  den  vernunft- 
widrigen Aberglauben  mehr  verachten  und  die  hierarchische  Macht 
mehr  bekämpfen  soll.  Je  nachdem  er  die  beiden  ersteren  oder 
die  beiden  letzteren  Eragen  bejaht ,  kommt  er  auf  verschiedene 
Antworten  ^)  in  dem  Problem,  über  das  die  Weisen  sich  die  Köpfe 
zerbrechen:  Soll  man  dem  Volk  seinen  Aberglauben  lassen,  wie 
man  ihm  seine  Kneipen  lässt,  oder  soll  man  allen  Aberglauben 
zerstören  ^). 

So  kann  er  sagen  :  der  grösste  Dienst,  den  man  der  Mensch- 
heit leisten  kann,  besteht  darin,  die  honnetes  gens  auf  immer  vom 
dummen  Volk  zu  trennen.  Bald  wird  nur  noch  die  Canaille  unter 
den  Fahnen  unserer  Feinde  sein,  wir  aber  wollen  diese  Canaille 
nicht,  weder  als  Anhänger  noch  als  Gegner.  Man  hat  nie  Schuh- 
macher und  Mägde  aufklären  wollen,  das  hat  man  den  Aposteln 
überlassen  *).     Denn   Volk    bleibt  Volk.     Mit    körperlicher  Arbeit 

1)  Fragment  sur  la  justice;  Essai  sur  les  mceurs  c.  46;  174.  An  Condorcet 
27.  I.   1776. 

2)  In  wie  entgegengesetztem  Sinne  er  sich  je ".  nach  Gelegenheit  und  Stimmung 
aussprechen  kann,  sieht  man  am  besten  aus  den  Briefen  an  Damilavilie  (I.  IW  1766) 
einerseits  und  an  Linguet  (15.  III.  1767)   andererseits. 

3)  Dict.  phil.  :   Superstition  I. 

4)  An  D'Argental  27.  lY.  1765.  An  Damilavilie  19.  XI.  1765.  An  d'Alembert 
2.  IX.  176S. 
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ist  nun  einmal  geistige  Entwicklung  (raisonnement)  unverträglich ; 
Verstand  wird  immer  nur  bei  wenigen  sein.  Darum  soll  man 
mit  der  Magd  Bayles  nicht  reden  wie  mit  Bayle  selbst  und  mit 
Bayle  nicht  wie  mit  seiner  Magd.  Wenn  man  lächerliche  Zere- 
monien des  Gesindels  wegen  mitmachen  muss,  so  gebe  man  den 
verständigen  Leuten  ein  Zeichen ,  dass  man  denkt  wie  sie  und 
dass  sie  nicht  lachen  sollen.  Die  Dummheit  des  Volks  muss  man 
respektieren,  wenn  man  nicht  stark  genug  ist,  sie  zu  korrigieren. 
Das  Volk  wird  dabei  getäuscht ;  aber  was  geht  uns  das  Volk 
an !  So  nähre  man  denn  den  Mi.issiggang  des  Volks  mit  sinnen- 
fälligen Schauspielen  und  halte  es  mit  Confucius,  der  es  den 
Bonzen  überliess ;  sie  sollen  nur  dem  Gesindel  ihre  Quacksalbe- 
reien verkaufen.  Der  dümmste  Himmel  und  die  dümmste  Erde 
sind  für  das  Gesindel  gerade  recht.  Die  Unbildung  wird  man 
dem  Volk  nicht  abnehmen,  das  ja  doch  sein  Brot  verdienen  muss; 
der  aufgeklärte  Mittelstand  wird  dafür  die  Grossen  regieren ,  die 
nur  hie  und  da  denken,  und  die  Kleinen,  die  gar  nichts  denken. 
Schon  ein  Minimum  von  Volksbildung  und  Volkshebung  erscheint 
ihm  dann  gefährlich.  Dass  höchstens  zwei  Menschen  in  einem 
Dorf  lesen  können,  schadet  nichts.  Die  Gesellschaft  verliert  nichts 
dabei ;  er  zitiert  beifällig  den  Pfarrer  von  Neuchätel,  der  zu  dem 
freisinnig  predigenden  Petitpiej-re  sagte:  »Mein  lieber  Freund,  ich 
glaube  so  wenig  an  das  ewige  Höllenfeuer  als  Sie,  aber  merken 
Sie  sich,  es  ist  gut,  wenn  Ihre  Magd,  Ihr  Schneider  und  beson- 
ders Ihr  Notar  daran  glauben.«  Die  Massen  bestehen  doch  aus 
lauter  Schelmen.  Volksschulen  sieht  er  mit  bedenklichem  Blick 
an;  die  meisten  Kinder,  besonders  die  Kinder  der  Taglöhner, 
brauchen  nicht  lesen ,  schreiben  und  rechnen  zu  lernen ,  wenn 
körperliche  Arbeit  doch  immer  eine  Notwendigkeit  bleiben  wird. 
Eine  Feder  auf  zwei-  bis  dreihundert  Arme  (bras)  genügt  ^). 

Dann  aber  findet  er  die  sozialen  Bildungsunterschiede  wie- 
der nicht  so  schroff.  Die  Menschen  bringen  die  gleichen  Anlagen 
mit  zur  Welt;  auch  unter  dem  Volk  gibt  es  solche,  die  nach- 
denken können.  Viele  Männer  höheren  Rangs  sind  auch  Volk. 
Nicht  bloss  im  Volk  gibt  es  Pöbel ,  sondern  auch  unter  Fürsten 
und  Gelehrten.  Unsere  Gelehrten  sind  aus  keinem  anderen  Holz 
geschnitzt,  als  Schneider,  Weber  und  Bauern.  Das  Volk  ist  doch 
nicht  so  dumm,  wie  man  denkt,  auch  das  niederste  Volk  ist  fähig, 

I)  Essai  sur  les  mceurs  c.  136.    Dict.  phil. :  Ble ;  Crimes;  Fables ;  Annales;  Enfer ; 
Fertilisation.    Un  philosophe  et  un  controleur.    An  D'Alembert  13.  I.  1769. 
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die  Wahrheit  zu  erkennen,  oder  doch:  ein  Teil  des  Volks  ist  der 
Vernunft  fähig.  Nicht  alles  ist  verloren,  wenn  man  das  Volk 
merken  lässt,  dass  es  einen  Geist  hat.  Aber  alles  ist  verloren, 
wenn  man  es  wie  eine  Herde  Ochsen  behandelt.  Früher  oder 
später  stösst  es  dann  zu  mit  seinen  Hörnern^).  Und  mit  dem 
Optimismus  in  Beziehung  auf  die  Bildungsfähig- 
keit der  Massen  geht  meist  die  aggressiveSti  m- 
m  u  n  g  gegen  die  Kirche  Hand  in  Hand.  Es  gibt  kein 
anderes  Hilfsmittel,  als  das  Volk  selbst  aufzuklären,  statt  es  in 
Aberglauben  zu  erhalten  und  religiös  zu  täuschen  ,  was  immer 
gefährlich  ist.  Die  Leute  werden  ja  nicht  alles  wegwerfen,  wenn 
sie  den  Aberglauben  wegwerfen,  die  Tugend  wird  doch  nicht  ge- 
leugnet werden.  Bei  einem  aufgeklärten  Volk  wird  man  mehr 
Gehorsam  und  Rechtschatfenheit  finden.  Und  schliesslich  können 
sich  Pascha  und  Köhler,  Sultan  und  Holzspälter.  die  doch  glei- 
chermassen  Menschen  sind,  mit  dem  Glauben  an  einen  Gott  be- 
gnügen 2). 

In  der  Frage  der  politisch  enReife  undRegie- 
r  u  n  g  s  f  ä  h  i  g  k  e  i  t  wird  wohl  im  ABC  (s.  o.  S.  6  f.)  jener  ari- 
stokratische Unterredner  Voltaire's  Standpunkt  am  nächsten  kom- 
men, der  erklärt:  >Das  Volk  ist  nicht  wert  zu  regieren,  es  hat 
es  nötig,  von  den  Grossen  geführt  zu  werden.  Ich  liebe  nur  die 
Aristokratie ;  mein  Friseur  ist  nicht  zum  Gesetzgeber  geboren, 
nur  Leute  von  guter  Erziehung  gehören  in  die  leitenden  Stände«. 
Und  Helvetius  schreibt  er  einmal  (16.  VI.  65):  ^  Das  weiss  ich  wohl, 
dass  man  die  bestehende  Hierarchie  nicht  zerstören  kann  ;  das 
Volk  braucht  eine«. 

Die  Staatsformen. 

Dass  er  nicht  im  Bann  der  Zeit  steht,  erweist  er  durch  die 
Ruhe  und  Objektivität,  mit  der  er  die  politische  Meisterfrage  des 
Jahrhunderts  bespricht,  das  Problem  der  bestenStaats- 
form.  Statt  der  durchfahrenden  absoluten  Urteile,  die  durch 
Rousseau  in  der  Revolution  Mode  werden,  treffen  wir  bei  Voltaire 
fast  nur  Reflexionen  empirischer  Art,  ein  besonnenes  Hin-  und 
Herwägen ,  ein  Beleuchten  des  Gegenstands  immer  wieder  von 
einer  anderen  Seite  her.     Von  jeder  Staatsform    hebt  er  je  nach 


1)  Dict.  phil. :  Fraude.    Sermon   des  Cinquante  III.  Conformez-vous  au  temps.    An 
Linguet  (15.  III.  1767). 

2)  Sermon  des  Cinquante  III.    Ejntre   ecrite  de  Constantinople. 
Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.     1903.     i.  2 
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Anlass  und  Stimmung  Stärken  und  Schwächen  hervor.  Ganz  ent- 
gegengesetzte Staatsformen  können  dieselben  Dienste  leisten.  Soll 
z.  B.  ein  Staat  mächtig  sein ,  so  muss  entweder  das  Volk  eine 
gesetzmässig  begründete  Freiheit  haben,  oder  muss  die  Autorität 
des  Souveräns  widerspruchslos  gelten  ^j. 

Von  der  Monarchie  gibt  er  zu  ,  dass  sie  keine  natür- 
liche Staatsform  ist.  Es  widerspricht  gewissermassen  der  mensch- 
lichen Natur,  dass  die  Vielen  dem  Willen  des  Einen  sich  unter- 
werfen. So  ist  die  Monarchie  denn  auch  das  Erzeugnis 
einer  ganz  bestimmten  Kulturstufe;  die  Völker 
müssen  viele  schlimme  Erfahrungen  hinter  sich  haben,  ehe  sie  sich 
zu  ihr  verstehen  ^).  Ohne  die  Mittel  des  Gelds  und  der  Militär- 
macht kann  sie  nicht  aufkommen  ^).  Die  nie  zu  beseitigende  Ge- 
fahr dieser  Regierungsform  ist  und  bleibt  der  Missbrauch  der 
Autorität  und  der  übertragenen  höchsten  Gewalt  und  was  daraus 
folgt.  Mit  ihren  Kriegen,  die  die  Erde  verwüsten  und  bei  denen 
immer  das  Blut  der  Völker  fliesst,  sind  die  Fürsten  eine  wahre 
Geissei  des  Menschengeschlechts.  Ehrgeiz  und  Machtgier  führen 
zu  allen  Verbrechen  ^).  Aber  daneben  ruht  sein  Auge  mit  sicht- 
lichem Wohlgefallen  auf  dem  Glanz  der  absoluten  Monarchie  und 
der  ihr  innewohnenden  politischen  Stärke,  die  er 
besonders  in  der  unlöslichen  Verflechtung  der  privaten  Interessen 
des  Monarchen  mit  den  öffentlichen  des  Staats  erkennt.  Jeder 
König,  der  den  Ruhm  liebt,  liebt  auch  das  öffentliche  Wohl.  Der 
absolute  Monarch,  der  nicht  geradezu  ein  Ungeheuer  oder  ein 
Narr  ist,  kann  gar  nicht  bösartig  sein,  er  muss  gut  sein,  d.  h.  im 
Wohl  seines  Staats  sein  eigenes  sehen ;  nur  die  kleineren  Herr- 
scher, denen  um  ihre  Herrschaft  bange  sein  muss,  sind  böse.  Ist 
aber  der  absolute  Herrscher  wohlgesinnt,  so  ist  ihm  nichts  un- 
möglich, er  bringt  alles  zu  stände  ^).  Aus  diesem  Grund  bewun- 
dert er  das  Werk  des  französischen  Absolutismus,  das  Frankreich 
Ludwigs  XIV. ,  wo  alle  Linien  von  aussen  in  einen  Mittelpunkt 
zu  gesammelter  Wirkung  zusammenlaufen  ^).  Ganz  vereinzelt  kommt 
es  vor ,    dass  Voltaire    das  Recht    der  Monarchie    nicht  auf  Ver- 

i)  Louis  XIV,  c.   I. 

2)  Dict.  phil. :  Democralie. 

3)  Dict.  phil. :  Roi. 

4)  Traile  de  metaphysique,   c.   g. 

5)  Louis  XIV,   c.   10;   29;    Pens^es    sur    le    gouvernement  15;    Un    intendant  des 
menus. 

6)  Louis  XIV,  c.  29. 
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nunftgründe,  sondern  auf  das  positive  Recht  im  legitimistisch- 
privatrechtlichen  Sinn  stüt/A.  Die  »Meinung  der  besten  Bürger«, 
sagt  er  in  der  Histoire  du  parlement  c.  34,  sei  gewesen,  dass 
Heinrich  IV.  sein  Recht  auf  die  Krone  von  der  Natur  hatte,  die 
wolle,  dass  jedermann  der  Erbe  des  Guts  seiner  Almen  sei.  Und 
als  Condorcet  in  seiner  übermütigen  Erstlingsschrift  iiin  durch  den 
Satz  erschreckt,  die  Könige  haben  ihre  Autorität  vom  Volk,  legt 
er  sofort  dem  Verfasser  selbst,  wie  andern  Freunden  gegenüber 
Verwahrung  ein:  Der  König  habe  seine  Krone  von  65  königlichen 
Ahnen;  er  erbe  sie  so  gut,  wie  jeder  Privatmann  sein  Vermögen 
erbe.  Auch  nur  einmal  führt  er  das  dynastische  Gefühl  ins  Feld. 
Es  sei  natürlich,  sagt  er  gegen  englische  Verächter  des  franzö- 
sischen Royalismus ,  ein  Haus  zu  lieben ,  das  acht  Jahrhunderte 
lang  regiert  habe  ^). 

In  Montesquieiis,  Ps}'chologie  der  Staatsformen, 
der  als  das  beseelende  Prinzip  der  Republik  die  Tugend,  als  das 
der  Monarchie  die  Ehre  angesehen  wissen  will,  sieht  er  eine  U  n- 
gerechtigkeit  gegen  die  Monarchie  und  eine  Par- 
teilichkeit für  die  Republiken,  deren  Gründung  und  Bestand  auf 
dem  Eigeninteresse  aller  einzelnen  ruht,  die  sich  gegen  Ueber- 
grifife  eines  Einzigen  schützen  wollen  und  in  denen  die  Ehrbegier 
ganz  dieselbe  Rolle  spielt,  wie  in  den  Monarchien.  Zwar  sind  in 
einem  Staatswesen,  dessen  Wohl  von  einem  einzigen  abhängt, 
alle  andern  mehr  mit  ihren  Privatinteressen  als  mit  den  öffent- 
lichen Dingen  beschäftigt,  aber  dass  es  nun  w^eniger  Tugend  in 
der  Monarchie  geben  sollte,  ist  nicht  abzusehen,  höchstens  die 
Formen  der  Tugend  mögen  andere  sein ,  und  es  mag  an  der 
Schwungkraft  (enthousiasme)  fehlen,  die  die  republikanische  Ge- 
sinnung bezeichnet.  Dafür  tritt  dann  die  Ehre  ergänzend  ein.  Es 
kann  Männer  von  Bürgersinn  (citoyens)  geben  auch  in  einer  ab- 
soluten Monarchie.  Ludwig  XIV.  z.  B.  war  von  Männern  von 
makellosem  Ruf  umgeben  ''^).  Voltaire's  Endurteil  über  die  Monarchie, 
das  sich  auch  Friedrich  der  Grosse  zu  eigen  gemacht  hat,  lautet:  die 
Monarchie,  in  der  das  Wohl  das  Staats  ganz  von  einem  einzigen 
abhängt,  ist  die  beste  Staatsform  unter  einem  guten  Köm'g,  dieser 
edelsten  Gabe  des  Himmels  an  die  ^^lenschen,  sie  ist  die  schlech- 
teste von  allen  unter  einem  schwachen  oder  bösartigen  Herrscher^). 


1)  Pensees  sur  le  gouvernement  14.   An  Voisenon  und  an  Condorcet  20.  VIII  ;  1774. 

2)  L'ABC  I;  Louis  XIV,  c.  12;   21;  Ecrivains:  Vauban. 

3)  Louis  XIV,  c.  17  ;   Essai  sur  les  mceurs  c.  121;  Commentaire  sur  l'esprit  des  lois. 
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Im  Vergleich  mit  der  Monarchie  ist  die  Republik  oder 
Demokratie  (Voltaire  verwendet  beide  Ausdrücke)  die  na- 
türlichere Staatsform.  Sie  hat  die  idealen  Gründe  für 
sich.  Denn  sie  erhält  am  meisten  das  edle  Gut,  das  Xaturge- 
schenk  der  Freiheit ,  sie  bringt  die  Menschen  der  natürlichen 
Gleichheit  am  nächsten,  denn  es  ist  doch  natürlich,  dass  jedes 
Oberhaupt  eines  Hauses  seine  Stimme  hat,  wenn  es  sich  um  das 
öffentliche  Wohl  handelt.  Hier  kennt  man  die  Geissei  der  Mo- 
narchien, Inquisition,  Galeeren,  Metzeleien  nicht;  Ehrgeiz  und 
Herrschsucht  spielen  hier  die  verhängnisvolle  Rolle  nicht  wie  bei 
den  Königen.     Wildheit  Hegt    nicht    im    republikanischen  Geist''). 

Der  Republikaner,  der  weiss,  dass  er  für  sich  und  nicht  für 
einen  andern  arbeitet,  hat  mehr  Vaterlandsliebe  als  der  Untertan. 
Aus  demselben  Grund  sind  Republiken  gewöhnlich  reich  und  be- 
völkert ^).  Er  rühmt  daher  das  gouvernement  municipal  der 
freien  Reichsstädte  Deutschlands  als  die  beste,  weil  natürlichste 
Verfassung,  in  der  er  übrigens  einen  Rest,  den  einzigen  unver- 
dorbenen des  römischen  öffentlichen  Rechts  sieht  ^).  Er  singt 
das  Loblied  der  Schweiz,  die  kein  Heer,  keine  Festungen  und 
keine  Steuern  braucht  und  in  der  kein  königlicher  Luxus  prasst. 
Die  Gründung  einer  solchen  Republik  gereicht  der  menschlichen 
Natur  zur  Ehre  *). 

Aber  der  grosse  Nachteil  dieser  idealen  Staatsform  ist,  dass 
sie  in  ihre  Reinheit  so  äusserst  schwer  und  selten  zu  verwirk- 
lichen ist  —  die  Menschen  sind  selten  wert,  sich  selbst  zu  regie- 
ren — ;  sie  ist  zwar  keine  Utopie,  aber  ein  Glücks- 
fall, und  kann  nur  unter  sehr  günstigen  äusseren  Umständen 
gedeihen,  nur  wo  Berge  und  Meere  den  Staat  schützen,  auf  In- 
seln oder  in  irgend  einem  unzugänglichen  Winkel,  oder  wenn  es 
im  Interesse  der  Nachbarn  liegt,  einen  solchen  Staat  in  seinem 
Bestand  zu  erhalten.  Die  »Demokratie«  ist  daher  die  richtige 
Staatsform  eigentlich  nur  für  kleinere  ärmere  Kulturländer,  für 
Schweizer  Kantönchen  ^j.  Dazu  kommen  schwere  innere 
Missstände.    Das  gerühmte  Gut  der  Freiheit  hat  grosse  Uebel 


1)  Idees  republicaine?;  43;   Dict.  phil.  :   Democratie ;    Essai  sur  les  mceurs   c.   67. 

2)  Pensees  sur  le  gouvernement.    Idees  republicaines  45. 

3)  Histoire  du  parlement,  Avant-propos. 

4)  Essai  sur  les  moeurs  c.   67. 

5)  Dict.  phil.:  Etats,  Democratie,  Politique ;  Essai  sus  les  mceurs  c.  66;  67;  106. 
Idees  republicaines  26. 
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im  Gefolge  in  den  unvermeidlichen  inneren  Kämpfen,  Unruhen 
und  Umwälzungen,  die  alle  mit  dem  Grundübel  der  Vielherr- 
schaft zusammenhängen  ^).  Die  kriegerische  Form  dieser  Verfas- 
sung endlich,  die  Militärdemokratie,  ist  schlimmer  als  W'illkiirge- 
walt.  Darum  ist  es  ein  Vorurteil  und  eine  Illusion  Montesquieu^, 
wenn  er  die  Tugend  das  Prinzip  der  Republik  heisst  ^).  Ein  Blick 
auf  die  italienischen  Republiken  der  Renaissance,  von  denen  nur 
Venedig  ein  geordnetes,  freilich  starr  oligarchisches  Staatswesen 
war,  widerlegt  diese  Ueberschätzung.  Selbstsucht  und  Ehrgeiz 
sind  wirkende  Kräfte  auch  in  Republiken  und  auch  bei  ihrer 
Gründung;    :  on  se  met  en  republique  quand  on  le  peut«  ^). 

An  der  Aristokratie  schätzt  er  die  Stabilität  und  Ruhe ; 
wo  aber  wie  in  Venedig  ein  Gegengewicht  gegen  den  herrschen- 
den Adel  nicht  besteht,  bleibt  der  Weg  nach  oben  den  Talenten 
verschlossen.  Wenn  ihm  nur  die  schlimme  Wahl  bliebe  zwischen 
monarchischer  und  oligarchischer  Tyrannei,  so  würde  er  die  er- 
stere  wählen ;  denn  ein  Monarch  kann  noch  beeinflusst  werden 
durch  seine  Mätresse,  seinen  Beichtvater,  seinen  Pagen,  eine  Ge- 
sellschaft von  strengen  Tyrannen  ist  unzugänglich*). 

Die  dritte  der  drei  möglichen  Staatsformen  war  bei  Montes- 
quieu der  Despotismus.  Voltaire  findet  diese  neue  Klassi- 
fikation unglücklich  und  will  im  Despotismus,  wenn  man  darunter 
denjenigen  staatlichen  Zustand  versteht,  in  dem  der  Fürst  ledig- 
lich kraft  seiner  Willkür  über  Leben  und  Vermögen  der  Bürger 
verfügt,  nur  die  Ausartung  einer  schönen  Regierungsform,  der 
Monarchie,  sehen,  wie  die  Anarchie  die  Ausartung  der  Republik 
ist.  Er  ist  immer  nur  ein  etat  violent  ohne  Dauer.  Der  Despo- 
tismus ist  keine  selbständige  Staatsform,  sondern  der  Umsturz, 
die  Negation  des  Staats^).  Es  muss  für  Voltaire,  der  ausseror- 
dentlich oft  auf  diesen  Punkt  zurückkommt,  hier  mehr  in  Frage 
kommen  als  ein  blosses  Problem  der  Methodologie,  zumal  wenn 
man  eine  andere  Behauptung  Voltaire's  hinzunimmt.  Er  zeigt 
sich  sehr  geneigt,    zwar    nicht    das    Vorkommen    überhaupt, 


i)  Dict.  phil.:  D^mocratie. 

2)  Er  spricht  allerdings   gelegentlich  (Louis  XIV.  c.  10)  selbst  einmal  von  (patrio- 
tischen) Tugenden,   die  man   fast  nur  in  Republiken  sehe. 

3)  Essai    sur    les    moeurs  c.    191;    74;    197.    Louis  XIV,    c.  21.    Commentaire  sur 
l'esprit  les  lois  XXVIII. 

4)  Essai  sur  les  moiurs  c.  74.      Dict.  phil.  :  Tyrannie. 

5)  Essai  sur  les  moeurs  c.  194 ;  Suppl.  au  Siecle  de  Louis  XIV,  i. 
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wohl  aber  das  häufige  und  regehiiässige  Vorkommen  dieser 
M  o  )i  t  e  s  q  II  ie  lisch,  cn  Staatsform  in  Abrede  zu  zie- 
h  e  n.  Es  gibt  weniger  Despotismus  auf  Erden  als  man  glaubt. 
Es  gibt  überall  Zügel  gegen  Willkürgewalt  in  Gesetz  und  Brauch  ^). 
Oder  wenigstens  ist  der  Despotismus  keine  ursprüngliche  und 
keine  natürliche  Regierungsform.  In  allen  Monarchien  hatte  die 
königliche  Gewalt  zuerst  Gegengewichte.  Man  wollte  Monarchen, 
nie  Despoten.  Der  Despotismus  ist  ein  spätes  Kulturprodukt. 
Besonders  das  Geld  spielt  bei  seiner  Entstehung  eine  Rolle.  In 
der  ganzen  Welt  ist  der  Despotismus  die  Frucht  des  Reichtums  ^). 
Die  Regierungsform  in  Frankreich  und  Spanien  z.  B.  nennt  er 
eine  durch  feinere  Kultur  (moeurs  douces)  gemilderte  Monarchie. 
Besonders  die  Türkei  verteidigt  er  gegen  den  Vorwurf,  der  Sitz 
der  Willkürherrschaft  zu  sein.  Von  einem  widerspruchslos  gel- 
tenden, despotischen  Gesetz  kann  man  dort  nicht  reden  ;  so  waren 
die  Zustände  nur  unter  einigen  Sultanen.  Unter  der  Ausbeu- 
tung und  Tyrannei  haben  dort  höchstens  Glieder  des  grossherr- 
lichen Hauses,  Sklaven  und  Beamte,  die  nichts  anderes  sind  als 
Haussklaven  des  Sultans,  zu  leiden.  Gegen  sie  kann  der  Sultan 
ungestraft  Verbrechen  begehen.  Aber  die  Sultane  selbst  werden 
oft  ebenso  unterdrückt,  wie  sie  unterdrücken.  In  der  Furcht  vor 
Absetzung  haben  sie  einen  scharfen  Zügel  ihrer  Macht.  Die 
Furcht,  bei  Montesquieu  das  Prinzip  dieser  Staatsform,  mag  in  den 
obersten  Schichten  das  vorherrschende  Gefühl  sein.  Die  Massen 
geniessen  Sicherheit  des  Lebens,  des  Eigentums  und  der  Freiheit. 
Ja  er  führt  ein  Urteil  an,  das  er  sich  nicht  gerade  zu  eigen  macht, 
das  er  aber  doch  beachtenswert  findet,  dass  das  türkische  Regi- 
ment im  Grund  ein  demokratisches  sei^).  Auch  Indien  unter  den 
Moguln  wird  wohl  nicht  anders  regiert  worden  sein,  als  die  eu- 
ropäischen Reiche  zur  Lehenszeit.  Der  indische  Bauer  ist  nicht 
einmal  leibeigen,  wie  er  es  in  Europa  war  und  zum  Teil  noch 
ist*).  Vollends  ungerecht  wäre  es,  in  China  Despotismus  zu  fin- 
den, diesem  gelobten  Land  des  achtzehnten  Jahrhunderts  und 
diesem  Schosskind  des  Politikers  Voltaire,  wo  alles  streng  nach 
Gesetzen  geregelt  und  durch  einen  genau  geordneten  Instanzen- 
gang entschieden  wird,  wo  Leben,  Ehre  und  Gut  aufs  beste  ge- 


1)  L'ABC   I.;  Essai  sur  les  mceuis   c.   197. 

2)  Essai  sur  les  moeurs  c.   119:   60;   48. 

3)  Essai  sur  les  moeurs  c.   93;   igi;   192;   Charles  XII,   c.   5. 

4)  Essai  sur  les  moeurs  c.  194. 
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setzlich  geschützt  ist.  Nach  den  paar  Kulturvölkchen,  die  ihre 
Freiheit  bewahrt  haben,  kommen  in  der  Lokation  der  guten  Ver- 
fassungen gleich  die  Cliinesen  ^).  Auch  den  Despotismus  eines 
Dschingiskan  zieht  er  in  Zweifel.  Diese  nordischen  Völker  waren 
nicht  die  Sklaven,  sondern  die  Genossen  ihrer  Fuhrer.  Der  re- 
publikanische Geist  ist  den  nordischen  Völkern  in  der  alten  und 
neuen  Welt  angeboren  - ).  Von  welcher  Tendenz  Voltaire  sich  bei 
diesem  Protest  leiten  lässt,  ist  nicht  ganz  durchsichtig,  schwer- 
lich bloss  von  der  rein  historischen.  Es  wird  wohl  ein  versteck- 
ter politischer  Gegensatz  gegen  Montesquieu  her- 
einwirken, der,  ein  aristokratisch-liberaler  Gegner  der  absoluten 
Monarchie  Ludwigs  XIV,  diese  verabscheute  Staatsform  mit  allen 
ihren  Parallelformen  und  Zerrbildern  lächerlich  und  verhasst  zu 
machen  sucht,  während  Voltaire  der  konservative  Retter  des 
Grand  siecle  sich  durch  den  politischen  Gegner  die  Rolle  des  hi- 
storischen Apologeten  aufdrängen  lässt.  Dass  Voltaire  den  an- 
gedeuteten Hintergedanken  bei  Montesquieu  vermutet ,  geht  aus 
einer  Stelle  im  Supplement  au  Siecle  de  L.  XIV,  I  hervor:  ^So 
macht  man  sich  einen  scheusslichen  Popanz,  um  ihn  zu  bekämp- 
fen. Indem  man  auf  den  Despotismus  losschlägt,  der  als  Recht 
nur  unter  Räubern  gilt,  trifft  man  auch  die  Monarchie ,  die  auf 
dem  väterlichen  Rechte  ruht«. 

Wenn  Montesquieu^  Erbfeind  der  Despotismus  ist  ,  so  spielt 
diese  Rolle  bei  Voltaire  das  Feudalregiment  des  germa- 
nischen Mittelalters,  über  das  er  schon  das  Urteil  spricht,  indem 
er  es  ohne  weiteres  mit  dem  Regiment  der  Mongolenhorden  zu- 
sammenwirft. Immer  wieder  begegnen  wir  der  vielsagenden  hi- 
storischen Gleichung:  altfränkische  oder  hunnische  Verfassung. 
Dieses  Regiment  der  Goten,  Vandalen,  Franken,  Türken,  die  alle 
aus  der  Tartarei  stammen,  ist  der  äusserste  Gegensatz  der  altrö- 
mischen und  der  chinesischen  Verfassung.  Nur  aus  der  mensch- 
lichen Dummheit  erklärt  es  sich,  dass  so  viele  Völker  in  der  de- 
mütigenden, abscheulichen  Sklaverei  der  Feudalanarchie  blieben. 
Denn  die  Feudalregierung,  die  Boulainvilliers  ein  Meisterwerk 
des  Menschengeistes  nennt,  war,  in  Frankreich  wenigstens,  nur 
ein  Meisterwerk  der  Anarchie  ^). 

Es  ist    nicht    zu  verwundern,    dass    bei    dieser    Art    von  Ab- 


l)  Essai  sur  les  moeurs  c.   195  ;   Louis  XIV,   c.    29. 

2j  Essai  sur  les  mceurs    c.   151. 

3)  Louis  XIV,  Ecrivains;   c.  29;  Hist.  du  parlement  c,  i. 
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Schätzung  eine  eindeutige  Entscheidung  über  den  Vor- 
zugswert einer  der  Staatsformen  ausgeschlos- 
sen i  s  t.  Er  will  den  Streit  zwischen  Republik  und  Monarchie 
nicht  entscheiden ;  er  wird  immer  mit  dem  Geständnis  enden, 
Menschen  zu  regieren  ist  schwer.  Das  Urteil  wird  immer  subjek- 
tiv bedingt  bleiben':  Die  Reichen  und  die  Barone  wünschen  sich 
die  Aristokratie,  die  Armen  die  Demokratie,  der  Minister  schätzt 
die  absolute  Staatsform,  eine  vollkommene  Staatsform  gibt  es 
nicht,  solange  der  Mensch  ein  von  Leidenschaften  beherrschtes 
Wesen  ist.  Wäre  dies  nicht  der  Fall,  so  hätte  man  ja  auch  gar 
keine  Regierung  nötigt).  Eine  gewisse  persönliche  Sympathie 
\''oltaire's  für  die  monarchische  Regierungsform  lässt  sich  aller- 
dings nicht  ganz  verkennen.  Zur  Zeit  der  Kämpfe  des  Pariser 
Parlaments  mit  der  Regierung  sagt  er:  »Ich  liebe  den  Fronde- 
krieg nicht.  Ich  will  lieber  einem  schönen  Löwen  gehorchen,  der 
von  Natur  viel  stärker  ist  als  ich,  als  200  Ratten  meiner  Art«  ^). 
Sogar  die  Frage  der  geschichtlichen  Entwicklung :  Was  war 
zuerst,  Republik  oder  Monarchie  ?  — •  ist  unlösbar.  Wir  wissen 
nicht ,  ob  die  confusion  den  Menschen  unerträglicher  erschei- 
nen musste  oder  der  Despotismus  ^).  Nur  eine  Entwicklung 
zu  gesetzlichen  Zuständen  hin  lässt  sich  annehmen:  da  alle 
Menschen  gleich  geboren  sind ,  so  mussten  Gewalt  und  Klug- 
heit die  ersten  Herren  schaffen,  die  Gesetze  die  letzten.  Angriffs- 
kriege werden  wohl  die  ersten  Könige ,  Defensivkriege  die 
ersten  Republiken  hervorgebracht  haben  *).  Gesetzliche  Ordnung 
und  Freiheit  sind  die  Güter,  die  er  am  meisten  schätzt;  so  ist 
ihm  jede  Form  des  Staats  recht,  wo  man  den  Gesetzen  gehorcht. 
Das  Problem  liegt  darin,  das  Gleichgewicht  z  w  i- 
s  c  h  e  n  A  u  t  o  r  i  t  ä  t  u  n  d  F  r  e  i  h  e  i  t  zu  finden  und  sie 
einander  wechselseitig  beschränken  zu  lassen.  Das  wäre  das 
Meisterstück  der  Vernunft  und  der  Unparteilichkeit.  Die  Resig- 
nation, die  sich  mit  der    relativen  Betrachtung    der    Dinge    leicht 


1)  Dict.  phil. :  Democratie;  Patrie  III;  Pensees  sur  le  gouvernement  9.  Idees  re- 
publicaines  43. 

2)  An  St.  Lambert  7.   IV.   71. 

3)  Einmal  allerdings  erklärt  er :  Zuerst  müssten  alle  Staaten  republikanische  Ver- 
fassungen haben;  das  ist  der  natürliche  Entwicklungsgang.  (Dict.  phil.:  Patrie  III; 
Homelies  II.) 

4)  Dict.  phil.:   Maitre  II;  L'ABC  V. 
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verbindet,    bleibt    doch     meist    das    letzte    Wort:    »Gouverne  qiii 
peut^  !  ^). 

Wir  fragen:  Kennt  Voltaire,  der  Universalhistoriker,  nicht 
einen  einzigen  Fall,  in  dem  jenes  politische  Problem  gelöst  wiire  ? 
Das  Merkwürdige  ist,  dass  der  Historiker  Voltaire  allerdings  einen 
solchen  Idealfall  kennt,  ohne  dass  der  Politiker  Voltaire  seinen 
resignierten  Relativismus  in  politischen  Dingen  darum  aufgeben 
würde.  Er  sieht  den  Fall  docli  im  Grund  als  Spezialfall  an.  Es 
handelt  sich  um  die  englische  Verfassung.  Wie  steht 
Voltaire  zu  dieser  politischen  Erscheinung.^  Er  redet  nicht  häufig 
\'on  ihr;  wenn  er  es  tut,  immer  in  den  Ausdrücken  der  höchsten 
Anerkennung.  Wenn  man  das  Menschengeschlecht  versammelte, 
um  Gesetze  zu  machen,  so  würde  man  sie  so  machen.  Neben 
der  Kammer  der  Gemeinen  ist  die  platonische  Republik  ein  lä- 
cherlicher Traum.  Eine  solche  Verfassung  dauert,  trotz  allen 
Missbräuchen,  die  sich  auch  hier  allmählich  eingeschlichen  haben, 
so  lange  die  menschlichen  Dinge  überhaupt  dauern.  Sie  ist  ein 
kostbares  Denkmal  des  Verstands  und  des  Mutes,  sie  bildet  die 
Bewunderung  der  Nationen.  Missbräuche  sind  Menschenlos,  aber 
nirgends  sonst  haben  die  Gesetze  die  menschliche  Natur  so  hoch 
gehoben  -).  Was  ist  es  nun,  das  Voltaire  an  dieser  Verfassung 
so  hochschätzt  ?  Er  sieht  in  ihr  vor  allem  eine  Garantie  des  kost- 
baren Guts  der  Freiheit  im  persönlichen,  wie  im  staatsrechtlichen 
Sinn.  Jeder  Mensch  geniesst  hier  seine  Menschenrechte:  die  Ver- 
fügung über  seine  Person  und  sein  Eigentum  und  die  freie  Aus- 
übung seiner  Religion.  Die  wirksamen  Schutzinstitute  für  diese 
Güter  sind  die  trefflichen  Kriminalgesetze  und  die  Geschworenen- 
gerichte, die  Pressfreiheit,  die  zwei  grossen  rivalisierenden  Parteien, 
die  sich  kontrollieren  ^).  Dazu  kommen  in  dieser,  freilich  blutigen 
Wurzeln  entsprossenen  Verfassung,  die  in  glücklicher  Mischung 
Königtum  und  Freiheit,  Monarchie  und  Republik,  vereinigt,  po- 
litische Segnungen  allgemeiner  Art,  die  sich  auf  das  Ganze  des 
Staats  beziehen.  Die  Macht  der  Könige  ist  kontrolliert.  Der 
König  kann  alles  Gute  und  nichts  Uebles  tun.  Der  König  ist 
nicht  Herr,  sondern  nur  erster  Steuermann  des  Staatsschiffs.  Dass 
das  Volk  in  gesetzlich  geregelter  Weise    mit  dem  König    sich  in 


1)  Dict.   phil.:  Etats;    Gouvernement  II.    Idees  republicaines   50. 

2)  L'ABC  XV ;  Dict.  phil. :  CJouvernement  VI ;  Essai  sur  les  mou-urs  c.  94.    Suppl. 
au  Siecle  de  Louis  XIV,   I. 

3)  Dict.  phil.  :   Gouvernement  VI;  L'ABC  XV.    Princesse  de  Babylone  c.  17. 
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die  Gewalt  teilt  und  dass  diese  beiden  sich  die  Wage  halten, 
verhindert  z.  B.  die  Entwicklung  Englands  zu  einem  Eroberervolk, 
wie  es  das  römische  wurde  unter  einem  kriegslustigen  Senat,  dem 
kein  Königtum  die  Wage  hielt  ^).  Dass  das  Verdienst  in  Eng- 
land freie  Bahn  hat  und  jede  grosse  Leistung  ihren  Lohn  und 
ihr  Denkmal  findet,  dass  der  Schriftstellerstand  geachtet  ist,  ver- 
dankt England  dem  populären  Gegengewicht  gegen  die  Königs- 
gewalt und  die  patrizische  Macht  in  seiner  Verfassung.  Darin 
besteht  die  eigentümliche  Schönheit  der  englischen  Regierungs- 
form. Und  so  findet  er  im  ganzen  alle  Vorteile  von  Königtum, 
Aristokratie  und  Demokratie  in  diesem  Staatswesen  vereinigt; 
freilich  so  fügt  er  bedenklich  einschränkend  hinzu,  auch  alle  Nach- 
teile, und  ein  glückliches  Funktionieren  der  Staatsmaschine  sei 
nur  unter  einem  weisen   König  möglich  ^). 

Reformforderungen 

politischer  und  sozialer  Art,  in  der  Sprache  der  Zeit  der  Kampf 
gegen  die  :>Abus< ,  nehmen  in  Voltaires  Schriftstellerei  einen  brei- 
ten Raum  ein,  und  mit  Eifer  schliesst  er  sich  den  Re- 
formtendenzen des  Jahrhunderts  an.  Jeder  Miss- 
brauch soll  abgestellt  werden,  wofern  nicht  die  Abstellung  ge- 
fährlicher ist  als  der  Missbrauch  selbst.  Man  kann  alles  tun  und 
alles  besser  machen.  Der  grosse  Fehler  der  Regierenden  besteht 
in  den  halben  Massregeln  und  im  halben  Wollen,  und  in  dem  Ge- 
währenlassen der  gedankenlosen  Routine.  Man  wage  zu  wollen 
und  es  wird  gehen.  Man  braucht  nur  den  rechten  Minister  zu 
haben;  er  kann  ein  ganzes  Land  umwandeln^). 

Man  kann  von  diesen  Reformforderungen  zwar  nicht  sagen, 
dass  ein  einheitliches  und  deutliches  Prinzip  sie  leite,  aus  dem  sie 
im  einzelnen  deduziert  würden.  Was  sie  alle  verbindet,  ist  die 
allgemeine  Tendenz  auf  Modernisierung  des  gesamten  Staatsle- 
bens, das  von  den  hemmenden  Resten  der  Vergangenheit  befreit 
werden  soll.  Als  unmodern  empfindet  und  bekämpft  Voltaire  vor 
allem  die  Ueberbleibsel  des  Feudalregiments ,  das  Hereinragen 
kirchlicher  Anschauungen    und  Ordnungen    und  den  Militarismus. 

Alles  was  an  die  verhasste  Feudalzeit  erinnert, 

1)  Essai  sur  les  moeurs  c.  94;  Lettres  philosophiques  8.  Princesse  de  Babylone  c.  17. 

2)  Essai  sur  les  moeurs  c.   74  f.    Lettres   philosophiques  23. 

3)  Dict.  phil.  Annales ;  Venalite.     Singularites  de  la    nature  c.  38.    An  Beccaria 
IV.  1762). 
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soll  beseitigt  werden.  Die  Feudalrechte  sind  eine  uner- 
schöpfliche Quelle  der  lästigsten  Prozesse  V).  Kr  ist  ein  begei- 
sterter Anhänger  der  Tu rgof sehen  Edikte,  über  die  er  Freuden- 
tränen vergiesst,  weil  sie  dem  Gewerbfleiss  die  Freiheit  wieder- 
geben ;  besonders  begrüsst  er  den  Erlass  über  die  Aufhebung 
der  Fronden  ').  Er  ist  unter  den  Kämpfern  für  Aufhebung  der 
Reste  der  Leibeigenschaft;  sein  Eintreten  für  die  Leibeigenen 
von  St.  Claude  ist  ein  oft  beschriebenes  Kapital  seiner  Biographie. 
Wo  die  Leibeigenschaft  abgeschafft  ist,  da  erheben  sich  die  Städte; 
Handel  und  Künste  nehmen  ihren  Aufschwung,  der  Staat  kommt 
ins  Blühen.  Es  ist  namentlich  das  Recht  der  toten  Hand,  Leib- 
eigene zu  haben,  d.  h.  Menschen  ,  die  nicht  mehr  Rechte  haben 
als  ihre  Zugochsen,  was  ihn  empört.  Wie  können  die  Regie- 
rungen einen  solchen  Widersinn  dulden !  Wenn  das  Recht  auf 
Arbeit  das  Recht  jedes  ^Menschen  ist,  so  muss  auch  die  Frucht 
der  Arbeit  eines  Bauern  oder  eines  Handwerkers  nach  seinem  Tod 
seinen  Anverwandten  gehören  und  nicht  ^Mönchen  ^)  ! 

Der  Staat  soll  befreit  werden  von  den  P2in- 
f )  ü  s  s  e  n  d  e  r  K  i  r  c  h  e,  deren  veraltetes  kanonisches 
Recht  sich  besonders  lästig  geltend  macht  im  bürgerlichen 
E  h  e  r  e  c  h  t.  Die  Natur,  das  Staatsinteresse,  die  Bedürfnisse  des 
einzelnen ,  ja  die  Tugend  selbst  verlangen  übereinstimmend  das 
Recht  der  Ehescheidung  und  der  Wiederverheiratung  Geschie- 
dener. Ist  doch  der  Zweck  der  Ehe  Schaffung  von  Nachkom- 
menschaft (populationj;  und  ist  doch  die  Ehescheidung  vermut- 
lich fast  so  alt  wie  die  Ehe  selbst,  oder  höchstens  einige  Wochen 
jünger.  »Man  zankte  sich  wohl  mit  seiner  Frau  nach  14  Tagen, 
man  schlug  sie  nach  4  Wochen  und  man  trennte  sich  von  ihr 
nach  6  Wochen«  •*).  Eine  Forderung  der  Billigkeit  ist  es,  dass 
der  Ehebruch  bei  Mann  und  Frau  rechtlich  gleich  behandelt 
werde.  Der  Umstand,  dass  der  Mann  mit  seinen  kräftigeren 
Muskeln  einen  Faustschlag  besser  applizieren  kann  als  die  Frau, 
das  ist  der  eigentliche  Grund  der  neutestamentlichen  und  kirch- 
lichen Forderung  der  Unterwürfigkeit  der  Frau  unter  den  Mann. 
Die  Natur,    die  die  beiden  Geschlechter    aufeinander  angewiesen 


i)  Lettre  du  Pere   Polycarpe. 

2)  Petit  ecrit  sur  un  arret  du  conseil.    Lettre  d'un  Benedictin. 

3)  ibid.  Dict.   phil.:   Biens  d'eglise  IV.    Extrait  d'un  memoire  pour  l'abolition   de 
la  servitude. 

4)  Dict.   phil.  :   Adultere  ;   Divorce;   Femme;   Prix  de  la  justice  XIL 
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hat,  hat  aber  nicht  gewollt,  dass  die  eheliche  Verbindung  die 
Sklaverei  des  einen  Teils  bedeute.  Darum  weil  der  Mann  einen 
Zoll  höher  und  zottig  ist  wie  ein  Bär,  soll  er  doch  nicht  alle 
Rechte  und  gar  keine  Pflicliten   haben  ^). 

Die  Erlaubnis  der  Ehe  zwischen  Personen  verschiedener  Kon- 
fessionen wäre  das  beste  Mittel  zur  Herbeiführung  der  so  er- 
wünschten Toleranz.  Natürlich  ist  er  auch  ein  Gegner  der  Gel- 
tung der  kanonischen  Ehehindernisse.  Ueber  Ehehindernisse 
sollten  nur  weltliche  Behörden  zu  befinden  haben  ^), 

An  der  kirchlichen  A  1  m  o  s  e  n  ü  b  u  n  g  ist  ihm ,  vom  Reli- 
giösen ganz  abgesehen,  schon  vom  utilitarischen  Standpunkt  die 
unrationelle  Verwendung  unsympathisch.  Wozu  Herbergen  für 
Pilger,  die  doch  gewöhnlich  nur  Vagabunden  sind  und  so  zum 
Müssiggang  angeleitet  werden  ?  Wozu  Spenden  an  Heilige  und 
Kapellen }  Ein  wie  viel  schöneres  Denkmal  der  Wohltätigkeit 
ist  ein  Invalidenhotel !  Aus  der  Mortalitätsstatistik  und  mit  dra- 
stischen Beispielen  aus  der  Erfahrung  weist  er  nach,  wie  das 
ausserordentlich  reich  dotierte  Hotel-Dieu  von  Paris  hygienisch 
unverantwortlich  verwaltet  wird  (4 — 5  Kranke  mit  ansteckenden 
Krankheiten  liegen  in  einem  Bett)  und  macht  Vorschläge  zur 
Besserung  ^). 

Besonders  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  empört 
ihn  die  Unzahl  der  kirchlichen  E  e  i  e  r  t  a  g  e  und  das 
Verbot  der  Arbeit  am  Feiertag,  Man  könnte  meinen, 
die  Schenkwirte  haben  diese  Feiertage  erfunden,  die  nur  die 
Wirtshäuser  und  nachher  die  Gefängnisse  füllen.  Müssiggang  und 
Ausschweifung  sind  doch  nicht  Gott  wohlgefällig;  man  kann  sich 
seiner  Pflicht  gegen  Gott  entledigen,  wenn  man  morgens  betet 
und  den  Rest  des  Tags  seinem  Gebot  der  Arbeit  gehorsam  ist. 
Welch  ein  Unterschied  zwischen  den  Feldern  der  Katholiken  und 
denen  der  Ketzer ,  denen  die  Einschränkung  der  Festtage  eine 
sichtliche  Ueberlegenheit  über  die  Katholiken  gebracht  hat.  Je- 
der Festtag  kostet  dem  Staat  Millionen;  und  wie  viel  Taglohn 
geht  durch   die  P'eiertage  den  armen  Arbeitern  verloren  *). 

Ein  Rest  kirchlicher  Barbarei,  der  darum  besonders  odiös 
ist ,    weil  er  im  Widerspruch    mit    der  Kultur  der  Zeit  steht ,    ist 


1)  Dict,  phil. :   Adultere.    Femmes,   soyez  soiimises. 

2)  Prix  de  la  justice  XIII  f.    An  Servan  27  IX  1769. 

3)  Dict.  phil.  :  Charite. 

4)  Dict.  phil. :  Fetes  I.  u.  II ;  Fertilisation ;  Esclaves. 
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die  Strafe  des  Banns,  der  über  die  Schauspieler  verhängt  ist :  Be- 
amte, die  der  König  besoldet  und  die  ein  Kulturvolk  nicht  ent- 
behren kann,  bannt  so  der  Pfarrer  und  versagt  ihnen  ein  Be- 
gräbnis in  geweihter  Erde  ;   das  heisst  sie  wie  Hunde  behandeln  '). 

Voltaire  ist  Gegner  des  Militärstaats  und  ver- 
abscheut den  Krieg,  teils  aus  Temperamentsgründen,  teils 
aber  —  und  das  ist  die  Hauptrichtung  der  Polemik  — ,  weil  ihm 
der  verwüstende,  menschenmordende,  zerstörende  Krieg  der  Gipfel- 
punkt des  Unrationellen  zu  sein  scheint.  Als  Paradigma  benützt 
er  geschickt  den,  seiner  Zeit  allerdings  naheliegenden  Kabinetts- 
krieg, der  um  rein  dynastischer  Interessen  oder  auch  Launen  willen 
geführt  wird.  Was  hätte  man  z.  B.  mit  den  8oo  Millionen  an- 
fangen können 3  die  der  Krieg  von  1672  kostete^)!  Mörder  im 
Sold  eines  Königs  oder  Diebe  heisst  er  die  Soldaten,  das  Kriegs- 
recht ein  Gesetzbuch  des  Mords,  den  Krieg  selbst  eine  Art  von 
Fieberkrankheit  des  Organismus  der  Menschheit,  gegen  die  Furcht 
und  Mitleid  die  rechten  Heilmittel  sind.  Die  Eroberer  sind  ihm 
Räuber.  Es  gibt  gar  keinen  gerechten  Krieg.  Der  Defensiv- 
krieg, der  scheinbar  eine  negative  Instanz  gegen  diesen  Satz  ist, 
ist  im  Grunde  gar  kein  Krieg,  sondern  nur  ein  Widerstand  gegen 
bewaffnete  Diebe.  Es  gibt  keinen  Streitfall,  der  nicht  geschlichtet 
werden  könnte;  bei  Erbstreitigkeiten  z.  B.  soll  der  Wille  der 
Nation,  um  deren  Beherrschung  man  sich  streitet,  den  Ausschlag 
geben  ^). 

Er  tritt  ein  für  eine  Verminderung  des  stehenden  Heeres. 
Die  fortwährenden  Heeresvermehrungen ,  die  auf  dem  Glauben 
beruhen,  dass  Gott  immer  für  die  starken  Bataillone  sei,  sind 
töricht  und  ruinös,  da  sich  die  Mächte  damit  ja  nur  gegenseitig 
steigern.  50000  Mann  genügen  für  Frankreich,  Deutschland, 
Spanien  oder  Italien.  Eine  solche  Abrüstung,  die  bald  von  den 
Nachbarstaaten  nachgeahmt  werden  müsste,  hätte  die  wohltätig- 
sten Folgen  für  Landwirtschaft  und  Gewerbe,  die  wieder  Zufluss 
an  Leuten  erhielten.  Der  Soldatenstand  selbst  müsste  ein  ehren- 
voller und  besser  bezahlter  Beruf  werden.  Mit  den  Deserteuren 
der  letzten  8  Jahre  (60000  im  ganzen)  hätte  m.an  bei  guter  Ver- 


i)  Dict.  phil. :  Police  des  spectacles.    Lettres  philosophiques  23.    Vie  de  Moüere 
Mal.   imag.   Lettre  ä  M.  1727.    Conversation  de  Fintendant  des  memis. 

2)  Dict.   phil.  :   Guerre.    Les   Pourquoi. 

3)  Dien  et  les  hommes,  c.    I.  Sermon  preche  a  Bale.    L'ABC  XI. 
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pflegung  und  Führung  eine  ganze  Provinz  erobern  können  J). 

Will  mau  das  Ideal,  das  Voltaire  dem  modernisierten  Staat 
vorhält,  positiv  bezeichnen,  so  würde  wohl  die  ökonomische  For- 
mel eines  >M- a  t  i  o  n  e  1  1  e  n  Betriebs«:  im  u  t  i  1  i  t  a  r  i  s  c  h  e  n 
Sinn  am  zutreffendsten  sein.  In  formeller  Hinsicht  hat  hier, 
wie  er  selbst  anerkennt,  die  absolute  Monarchie  durch  ihre  Be- 
strebungen für  Zentralisation  und  Vereinheitlichung 
vorgearbeitet,  die  er  überall  unterstützt.  Immer  ist  er  ein  Lob- 
redner der  segensreichen  Ordnung.  Massregeln,  die  Gleichför- 
migkeit herbeiführen,  sind  immer  sehr  wertvoll.  Herstellung  der 
Einheitlichkeit  von  Mass  und  Gewicht  ist  Sache  einer  weisen  Ge- 
setzgebung. Alle  Kräfte  sollen  zusammengefasst  werden.  Die 
Interessen  aller  Stände  des  Staats  mit  dem  Gemeinwohl  zu  ver- 
knüpfen,  ist  das  wahre  Ziel  der  Politik^). 

Aber  es  ist  nun  doch  der  Geist  seiner  Zeit,  der  aus  Vol- 
taire spricht,  wenn  er  will,  dass  man  es  überall  auf  eine  Entbin- 
dung und  Entfaltung  aller  produktiven  Kräfte 
anlege.  Alles  was  irgendwie  diesen  Kräften  die  Bahn  sperrt, 
soll  beseitigt  werden.  Darum  ist  er  für  ungehinderten,  mög- 
lichst erleichterten  Verkehr.  Er  wird  nicht  müde, 
seine  Stimme  zu  erheben  gegen  die  Binnenzölle,  die  Handel  und 
Verkehr  von  Provinz  zu  Provinz  unterbinden^),  sowie  gegen  das 
Verbot  des  Getreidehandels :  dass  man  Getreide  nur  auf  dem 
Markt  der  sogenannten  »capitale«  verkaufen  darf,  empört  den  ge- 
sunden Menschenverstand,  die  Gerechtigkeit  und  die  Natur.  Mit 
der  Getreidehandelsfreiheit  gewinnt  der  Bauer  und  niemand  ver- 
liert*). Zur  Förderung  des  Handels  empfiehlt  er  Kanalbauten, 
die  noch  nützlicher  sind  als  die  meist  zu  breit  angelegten  Land- 
Strassen,  die  durch  ihre  Ausdehnung  (6o  Fuss  Breite)  dem  Acker- 
bau zu  viel  Bodenfläche  entziehen.  Für  Deutschland  insbeson- 
dere weist  er  auf  das  sehr  leicht  auszuführende  Projekt  einer 
Kanalverbindung  zwischen  Donau  und  Rhein  hin  ^).  Er  freut  sich 
über  die  Aufhebung  der  Meisterrechte  und  Zünfte  durch  Turgof). 
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Nicht  die  geringste  unter  den  Hemmungen  der  produzierenden 
Kräfte  ist  der  offizielle  Beamten-  und  Verwaltungs- 
apparat. Er  steht  in  gar  keinem  Verhältnis  zu  den  Diensten, 
die  er  leistet;  ja  er  ist  im  höchsten  Grade  schädlich.  Er  ist 
schuld,  wenn  das  Land  bei  weitem  nicht  einträgt,  was  es  ein- 
tragen könnte,  wenn  halbnackte  Gespenster  hinter  ebenso  mage- 
ren Ochsen  einen  mageren  Boden  umpflügen.  Er  spottet  über 
die  Unzahl  von  Räten  des  Königs,  die  nie  einen  Rat  gegeben 
haben,  von  kgl.  Sekretären,  die  nie  mit  dem  geringsten  Geheim- 
nis des  Königs  etwas  zu  tun  hatten,  diese  Masse  von  Menschen, 
die  sich  spreizen  »de  par  le  roi«').  Er  sagt  sein  Wort  gegen 
die  verrottete  vexatorische  Methode  des  Steuereinzugs.  Die  ganze 
Kunst  der  Regierung  scheint  darauf  abzuzielen,  dem  grössten  Teil 
der  Bürger  soviel  als  möglich  Geld  zu  nehmen,  um  es  einem  an- 
dern Teil  zu  geben,  während  es  sich  doch  darum  handelt,  das 
Geld  der  Steuerzahler  mit  möglichst  geringen  Kosten  in  die  Kassen 
des  Königs  zu  leiten.  Die  ganze  Arbeit  des  Heers  der  Steuer- 
eintreiber besteht  darin,  denen,  die  Arbeit  verrichten,  Schrecken 
einzujagen  und  die  40  plebejischen  Könige,  die  das  Reich  in 
Pacht  haben,  zu  bereichern.  Bekannt  ist,  wie  seine  Bemühungen 
um  Befreiung  des  Ländchens  Gex  von  den  Steuerpächtern  von 
Erfolg  gekrönt  waren  ^).  Der  ökonomische  Grundsatz  des  laissez 
faire,  laissez  aller  gilt  auch  für  die  Gesetzgebung.  Er  ist  daher 
ein  Feind  der  Gesetze  gegen  den  Luxus,  die  höchstens  für 
eine  arme  Republik  recht  sein  mögen.  In  wohlhabenden  Indu- 
striestaaten können  sie  nur  den  Gewerbfleiss  stören  und  die  Frei- 
heit vexieren,  die  man  auch  dem  Reichen  lassen  muss  —  und 
zv.'ar  gerade  zum  Schaden  des  arbeitenden  unbemittelten  Armen  ^). 
Wo  er  brachliegende  Kräfte  sieht,  empfiehlt  er 
ihre  A  u  s  n  ü  t  z  u  n  g.  Die  Armen,  die  vor  den  Kirchen  und 
auf  den  öffentlichen  Plätzen  herumliegen,  mögen  zu  öffentlichen 
Arbeiten  herangezogen  werden.  Die  Soldaten  im  Frieden  (»ces 
legions  oisives«)  könnten  bei  Wegkorrektionen,  Hafen-  und  Fe- 
stungsbauten Dienste  leisten,  und  auch  beim  Steuereinzug  helfen : 
das  würde  das  ungeheure  Heer  der  Finanzbeamten  entbehrlich 
machen.     Der   Sold    wäre    dabei    allerdings    zu  erhöhen  und  eine 
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kleine  Pension  zu  gewähren.  Auch  ist  es  ganz  gut,  wenn  die 
Soldaten  verheiratet  sind.     »So  bevölkern  sie  unsere  Provinzen«  ^). 

Von  den  genannten  Gesichtspunkten  aus  versteht  es  sich  von 
selbst,  dass  er  für  das  Eigentum  und  alle  Massregeln,  die  seiner 
Sicherung  und  Vermehrung  dienlich  sind,  eintritt:  Der  Geist  des 
Eigentums  verdoppelt  die  Kräfte  des  Menschen.  Wenn  die  Bauern 
Grundbesitzer  werden,  so  ist  das  nur  der  Vorteil  des  Herrschers 
und  mittelbar  auch  der  der  seigneurs.  Polen  wäre  dreimal  so 
reich  und  so  bevölkert,  wenn  seine  Bauern  nicht  Sklaven  wären. 
Die  Heiraten  sind  zu  begünstigen.  Wer  mit  25  Jahren  nicht  ver- 
heiratet ist,  sollte  einen  Steueraufschlag  um  V3  zu  leiden  haben. 
Ein  Vater  von  7  Knaben  sollte  von  der  Steuer  befreit  werden  ^). 

Hygienische  Forderungen  finden  bei  ihm  eine  warme  Unter- 
stützung. So  war  er  bekanntlich  frühe  schon  (im  Jahr  1727) 
ein  Vorkämpfer  der  Schutzpockenimpfung  und  prophezeit  eine 
Zeit,  wo  die  Impfung  eine  elementare  Forderung  der  Pädagogik 
sein  werde  und  wo  man  den  Kindern  die  Pocken  geben  werde, 
wie  man  ihnen  ihre  Milchzähne  auszieht.  Er  tritt  ein  für  bessere 
Wasserversorgung  der  Stadt  Paris  ^). 

Die  Regelmässigkeit,  die  die  Seele  des  modernen  Staats  aus- 
macht, soll  sich  nun  auch  im  Aeussern  abspiegeln.  Er  fordert 
Modernisierung  der  Stadtanlage,  besonders  der 
Grossstädte.  Die  unregelmässigen  barbarischen  Strassen- 
kreuzungen,  die  unsauberen  und  unbequemen  Märkte  sollen  sich 
in  grossartige  Plätze  verwandeln.  Die  engen  verpesteten  (infectes) 
Strassen,  besonders  die  des  hässlichen  Stadtzentrums  in  Paris, 
sollen  erbreitert  und  gerade,  nach  der  Schnur,  gebaut  werden. 
Monumentalbauten  sind  frei  zu  legen.  Eine  Grossstadt  wie  Paris 
sollte  sich  eine  Ehre  daraus  machen,  sich  mit  schönen  Brunnen, 
Denkmälern,  Kirchen,  Theatern,  Palästen  im  neuen  Stil  zu  schmük- 
ken.  In  weniger  als  10  Jahren  könnte  man  so  aus  Paris  ein  Welt- 
wunder machen.  All  das  bedeutet  zugleich  eine  sehr  lukrative 
Geldausgabe :  so  kommt  Geld  unter  das  Volk  *).  Aus  ästhetischen 
und    sanitären   Gründen    eifert    er    insbesondere    gegen   die    Sitte, 


1)  Ce  qu'on   ne  fait  pas  et  ce  qu'on   pourrait  faire.    Dict.  pliil.    Chemins.    Frag- 
ment des  instructions  pour  le  prince  royal. 

2)  Dict.  phil. :   Propriete;  Fertilisation. 
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sich  in  Kirchen  begraben  zu  lassen  und  so  den  Ort  zu  verpesten, 
wo  man  Gott  anbetet.  Sie  beruht  auf  dummer  Barbareneitelkeit. 
Es  ist  unverantwortlich,  dass  man  diesen  burgeois  ihren  Willen 
lässt,  die  die  Tempel  in  Totenkloaken  verwandeln,  nur  um  auf 
eine  distinguierte  Weise  zu  verfaulen.  Auch  schon  das  ist  ein 
Zeichen  nordischer  Barbarei,  dass  wir  unsere  Kirchen  mit  diesen 
entsetzlichen   Kirchhöfen  imigeben  '). 

So  gar  kühn  und  unerhört  sind  diese  Gedanken,  auch  in 
dieser  Form  vorgebracht,  nicht,  wenn  man  bedenkt,  dass  sie  zum  Teil 
in  der  bürgerlichen  Beamtenregierung  Ludwigs  XIV.  doch  schon 
verwirklicht  waren.  Aber  dem  temperamentvollen  V  o  1  t  a  i  r  e 
kann  es  ab  und  zu  begegnen,  wenn  auch  nur  als  lapsus 
linguae,  dass  er  sie  geradezu  mit  revolutionäremAkzent 
vorträgt.  Wir  hören  den  agitatorischen  Ton,  der  droht  und 
aufreizt,  ja  der  zur  Gew^alttat  lockt,  in  manchen  Deklamationen 
gegen  die  »Grossen  und  Halbgrossen«,  die  so  leichtweg  mit  der 
Ehre  der  Frauen  und  der  Freiheit  der  Männer  spielen,  gegen  die 
Bastarde,  mit  denen  heute  die  alten  Helden^eschlechter  Gefüllt  sind, 
so  dass  kleine  Affen  als  Erben  der  grössten  Namen  gelten,  gegen 
die  Günstlingswirtschaft,  in  der  die  höchsten  Kriegswürden  von 
der  Liebe  erbettelt  und  an  den  Gatten  der  Schönsten  wegge- 
worfen werden,  gegen  die  kartenspielenden  Prinzen,  die  das  Mark 
des  Bauern  wegfressen  ^).  Wir  stossen  auf  Klagen ,  Anklagen 
Apostrophen,  voll  von  jenem  ressentiment,  wie  es  Roiissemi  den 
Geistern  einflösst:  Sieben  bis  acht  Jahrhunderte  lang  konnte  man 
die  Menschen  einteilen  in  barbarische  Tyrannen  ,  die  einen 
Vogel  auf  der  Faust  trugen  und  in  Sklaven  ,  denen  alles  fehlte. 
Heute  haben  sich  die  Menschen  daran  erinnert ,  dass  sie  eine 
Seele  haben,  und  wollen  lesen.  Der  Despotismus  ist  die  Strafe 
der  Menschen  für  ihre  eigenen  Sünden  :  eine  despotisch  geleitete 
Gesellschaft  gleicht  einer  Herde  Ochsen.  Man  behandelt  Men- 
schen wie  Affen,  man  schlägt  sie  und  lässt  sie  tanzen^).  Er  lobt 
ironisch  die  Zehentherren,  die  dem  Volk  nicht  alles  nehmen,  weil 
die  Steuerpächter,  die  auch  noch  etwas  haben  wollen,  es  nicht 
leiden  wäirden.    Wo  habt  ihr  denn  die  Urkunde,   ruft  er  pathetisch 
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den  Mönchen  von  St.  Claude  zu,  die  euch  erlaubt,  euch  vom  Blut 
und  den  Tränen  der  Witwen  und  Waisen  zu  nähren^).  Er  findet 
es  schmachvoll,  dass  die  gesellschaftUchen  Einrichtungen  nicht 
auf  der  Höhe  unserer  wissenschaftlichen  Bildung  stehen,  und  ver- 
kündet eine  neue  Zeit,  in  der  man  sich  nicht  mehr  mit  Palliativen 
behelfe,  einen  neuen  hellen  Tag,  nach  der  tiefen  langen  Nacht 
der  Dämmerung.  Wenn  die  Mächtigen  nicht  vom  Ehrgeiz  zu 
heilen  sind,  so  kann  man  doch  die  Völker  vom  Aberglauben  hei- 
len. Um  den  alten  fest  fundierten  Irrtum  zu  entwurzeln,  werden 
neue  Revolutionen  in  den  Geistern  nötig  sein,  ein  neuer  Enthu- 
siasmus, um  den  alten  zu  besiegen.  Wenn  Missbräuche  einmal 
tief  gewurzelt  sind,  dann  braucht  es  Blitzschläge,  um  sie  zu  ver- 
nichten ^). 

Justizreform. 
Prinzipien    der    Gesetzgebung. 

Sowohl  im  Civil-  wie  im  Kriminalrecht  beklagt  Voltaire  vor 
allem  den  Mangel  einer  einheitlichen,  sicheren 
und  klaren  Gesetzgebung.  Das  französische  Recht  ist 
nicht  einheitlich.  Soviel  Städte,  soviel  Gesetzbücher  gibt  es  in 
diesem  Land  der  zahllosen  sich  widersprechenden  coutumes  und 
Sonderrechte.  Mit  jedem  Wechsel  der  Postpferde  steht  man  un- 
ter einem  anderen  Recht.  Sodann  sind  die  Gesetze,  die  so  klar 
sein  sollten,  wie  die  Geometrie,  so  dunkel  wie  Logogriphen.  Zur 
Schande  der  Menschen  muss  man  sagen,  dass  die  Spielgesetze 
die  einzigen  gerechten,  klaren  und  unverbrüchlich  geltenden  sind. 
Unsere  Gesetze  sind  mehr  ein  Chaos  als  ein  System  und  gleichen 
darin  der  unregelmässigen  Anlage  mittelalterlicher  Stadtbauten 
und  der  unordentlichen  Bauart  von  Dorfhütten «  '^). 

Dieser  Missstand  hängt  mit  Gründen  allge- 
meiner A  r  t  z  u  s  a  m  m  e  n.  Er  schiebt  in  oft  sehr  banalen 
Deklamationen  die  Schuld  auf  den  Eigennutz  der  Gesetzgeber, 
auf  Unwissenheit,  Zufall,  Aberglauben,  Dummheit,  Barbarei,  auf 
die  mangelnde  Gerechtigkeitsliebe  der  Menschen,  die  aus  diesem 
Grund  nie  gute  Gesetze  machen  können,    wenn  sie  auch  so    viel 
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Verstand  haben,  um  Gesetze  überhaupt  zu  machen  ^).  Denk- 
mäler dieser  stupiden  Mächte  sind  unsere  Gesetze.  Doch  dringt 
er  mitunter  auch  zu  der  Einsicht  vor,  dass  Gesetze  auf  Bedürf- 
nissen beruhen,  die  nur  für  eine  bestimmte  Zeit  gelten,  und  dass 
demgemäss  die  Rückständigkeit  der  Gesetze  ihre  Erklärung  und 
vielleicht  auch  ihre  Entschuldigung  findet  in  dem  Zurückbleiben 
der  Gesetzgebung  hinter  dem  Fortschritt  der  Zeit.  Aendern  sich 
die  Zeiten,  so  müssen  sich  auch  die  Gesetze  ändern.  Als  Bei- 
spiel führt  er  einmal  das  Majoratsrecht  an,  das  einen  Sinn  haben 
mochte  in  der  wilden  Feudalzeit,  aber  nicht  mehr  heutzutage, 
wo  es  sich  darum  handelt,  Renten  in  einer  Stadt  zu  teilen.  Mil- 
dern sich  die  Sitten,  so  müssen  auch  die  Strafbestimmungen  mil- 
der werden.  Die  »police  du  gland«  musste  ersetzt  werden  durch 
die  »police  de  la  charrue<^  -).  Die  Mangelhaftigkeit  der  französi- 
schen Strafgesetzgebung  erklärt  er  daneben  auch  sehr  häufig  aus 
geschichtlichen  Gründen.  In  unsern  Gesetzen  haben  wir 
die  Trümmer  des  gothischen  Gebäudes  zu  sehen.  Unter  den 
»Goten«  oder  auch  »Vandalen«  versteht  er  die  »Feudalanarchie«, 
unter  der  die  Justiz  der  christlichen  Staaten,  zusammengesetzt 
aus  alten  Bräuchen  von  500  Tyrannen,  halb  gotisch,  halb  römisch, 
halb  hebräisch  war.  Als  Beispiel  führt  er  gern  die  Strafe  der 
Konfiskation  an,  die  aus  der  Zeit  der  Feudalanarchie  stamme, 
wo  die  kleinen  seigneurs  sich  mit  der  Beute  der  Habe  der  Ge- 
ächteten bereichern  wollten,  die  er  aber  manchmal  auch  auf  die 
Aechtungsgesetze  der  Sullanischen  Zeit  zurückführt.  Es  fehlt 
also  an  einem  nationalen  Recht").  Noch  schlimmer  an  diesen 
Gesetzen  aus  der  Zeit  der  Feudalanarchie  ist  das,  dass  sie  unter 
dem  Einfluss  der  Kirche  entstanden  sind.  Diese  gefährliche  Ver- 
mischung kirchlicher  und  bürgerlicher  Gesetze  hat  die  Gesetz- 
gebung in  fast  allen  modernen  Staaten  verdorben.  Vielfach  ruht 
die  Jurisprudenz  auf  den  Dekretalen  und  dem  kanonischen  Recht 
und  auf  den  Prozeduren  der  Inquisition.  Insbesondere  sind  die 
Merkmale  der  Härte,  der  Tyrannei,  der  Unterdrückung  des  Schwa- 
chen auf  dieses  kirchliche  Element  in  der  Gesetzgebung  zurück- 
zuführen*). 
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Angesichts  dieses  Tatbestands  erhebt  Voltaire  den  Ruf 
nach  Reform  besonders  des  Kriminalkodex,  manchmal  in 
stürmischen  Formen.  Man  verbrenne  doch  endlich  die  alten  Ge- 
setze und  schaffe  neue !  Man  mache  nicht  immer  nur  halbe  Ar- 
beit ^).^  Was  sind  die  Grundlagen  dieses  legislatorischen  Neu- 
baus .!^  Hier  stossen  wir  zunächst  auf  einige  Grundsätze,  die  mit 
den  oben  angeführten,  tadelnden  Kriterien  schon  gegeben  sind, 
als  deren  positive  Kehrseite.  Das  Recht  sei  einfach,  leicht  ver- 
ständlich und  gleichförmig  über  das  ganze  Reich  hin.  Er  macht 
hier  allerdings  die  bedeutsame  Einschränkung,  gleichförmig  für 
jeden  Stand,  nicht  gleich;  gleiches  Recht  für  alle  Stände  verlange 
er  nicht.  Und  einmal  bezeichnet  er  eine  vollkommene  Durch- 
führung der  Gleichförmigkeit  als  durchführbar  fast  nur  in  einem 
kleinen  Staat  ^).  Das  Recht  sei  national.  Kein  anderes  Recht 
herrsche  in  Frankreich  als  das  französische.  Ferner  :  Das  Recht 
sei  zeitgemäss ;  man  gestalte  das  neue  Recht  mit  den  Mitteln  der 
Aufklärung  des  Jahrhunderts.  Auch  verlangt  er  eine  prompte 
und  billige  Rechtsprechung.  Die  Sportein  sollen  womöglich  ganz 
Avegfallen.  Die  unnötigen  kostspieligen  Schreibereien  —  er  er- 
wähnt den  Brauch,  in  den  procedures  nur  Linien  von  drei  Worten 
zu  machen  —  sollen  eingeschränkt  v/erden  ^). 

Aus  w  e  1  c  h  e  r  Q  u  e  1 1  e  soll  nun  aber  dieses  uni- 
forme, nationale,  zeitgemässe  Recht  geschöpft 
werden.  Wohl  macht  Voltaire  hier  einige  Anläufe,  oberste, 
positive  Zwecke  aufzustellen,  aus  denen  das  Recht  zu  konstruieren 
sei,  oder  die  doch  als  regulative  Prinzipien  dienen  könnten,  z.  B. 
in  dem  Satz:  Die  Gesetzgebung  ist  die  Kunst,  das  Volk  glück- 
lich zu  machen  und  zu  schützen,  oder  :  Das  Gesetz  soll  dem  Un- 
schuldigen so  günstig  sein,  wie  dem  Schuldigen  furchtbar;  oder 
in  dem  andern :  Das  Ziel  der  Gesetzgebung  sei,  den  Verbrechen 
vorzubeugen  dadurch,  dass  man  dem,  der  in  Versuchung  ist,  ein 
Verbrecher  zu  werden,  Mittel  schafft,  ein  anderer  zu  werden,  und 
nicht  bloss  zu  strafen.  Oder  :  neben  die  Bestrafung  des  Verbrechens 
möge  die  Belohnung  der  Tugend  treten.  Man  setze  Tugendpreise 
aus.     Er    denkt    wohl  an    das    Mittel    der    Orden,    diese   »Ehren- 


i)  Dict.  phil. :  Lois  I. 

2)  Fragment  des  Instructions    pour  le    prince    royal.    Louis  XIV.,   c.   29.    Remar- 
ques de  l'e.ssai  sur  les  mceurs   17. 

3)  Louis  XIV.,  c.  31;  XV.,  c.  42.    Pierre  le  Grand  IL,  c.  13.    Proces  de  Mont- 
bailly.    Commentaire  de  Beccaria  c.  23. 
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zeichen,  die  den  Herrscher  nichts  kosten  und  der  Eigenliebe  des 
Untertanen  schmeicheln,  ohne  ihn  machtig  zu  machen«  ').  Ganz 
vereinzelt  treffen  wir  auch  positive  Anweisimgen,  durch  wen  und 
auf  welchem  Weg  das  neue  Recht  zu  schaffen  wäre.  Man  im- 
portiere bewährte  Gesetze  aus  den  Nachbarländern  ;  er  denkt  z.  B. 
an  die  holländischen  Schiedsgerichte,  die  englische  Jury  und  courts 
of  equity  u.  a.  m.,  oder:  die  Nation  soll  selbst  Gesetze  machen,  dann 
werden  sie  den  Bürgern  achtungswert  sein.  Dass  die  contumes  nicht 
mit  der  freien  Zustimmung  der  Einwohner  zu  stände  gekommen 
sind,  wird  einmal  als  Grund  ihrer  rechtlichen  Ungültigkeit  ins  Feld 
geführt  ^). 

Aber  mit  Vorliebe  lenkt  Voltaire,  w^enn  er  die  oben  gestellte 
Frage  beantworten  soll,  doch  wieder  in  sehr  ausgefahrene  Geleise 
ein  und  weist  auf  die  Natur  und  das  N  a  t  u  r  r  e  c  h  t  hin, 
woraus  die  Rechtsprechung  zu  schöpfen  habe,  wenn  sie  sich  über 
die  minderwertigen,  auf  dem  Herkommen  beruhenden  oder  durch 
blosse  Autorität  aufgezwungenen  Gesetze  erheben  wolle.  Je  mehr 
die  konventionellen  Gesetze  sich  dem  natürlichen  Gesetze  nähern, 
um  so  erträglicher  wird  das  Leben  ^).  Sofort  stellt  sich  auch 
der  mit  diesem  Gedankensystem  verkettete  Radikalismus  ein.  Je- 
des Gesetz,  das  der  Natur  widerspricht,  ist  ungerecht.  Es  gibt 
keine  Berufung  auf  Tradition  und  Verjährung  gegen  dieses  ver- 
ehrungswerteste aller  Verjährungsrechte,  das  Menschenrecht  der 
Natur.  Wenn  er  eben  noch  ein  nationales  Recht  verlangte ,  so 
ruft  er  im  Bann  des  Naturrechts  nach  einem  allgemeinen  Men- 
schenrecht, Die  Gesetze  sollen  überall  gleich  sein,  da  alle  Men- 
schen gleich  sind.  Da  die  Gesetze  nun  überall  wieder  anders 
sind,  so  ist  das  ein  Beweis  dafür,  dass  sie  alle  von  Schwindlern 
gemacht  sind.  Und  sehr  bündig  schliesst  er  so  :  Die  Wahrheit 
ist  eine,  die  Gesetze  gehen  alle  w^eit  auseinander,  also  sind  die 
meisten  Gesetze  nichts  wert  ^).  Der  b  e  g  r  i  f  f  1  i  c  h  e  I  n  h  a  1 1 
des  Naturrechts  wird  von  ihm  in  sehr  schwankenden ,  im- 
mer wieder  wechselnden  Definitionen  gegeben  ,  die  fast  alle  an 
dem  Fehler  kranken,  das  Gebiet  des  Rechts  mit  dem  der  Moral 
unklar  zu  vermischen.     Einmal  ist  der  Inhalt  des  Naturrechts  der 


i)  Coutume    de  Franche  Comte.    Louis   XV.,  c.  42.    Commentaire    de   Beccaria 
I.     Prix  de  la  justice  I.     Pierre  le  Grand  I.,   c.   10.    Princesse  de  Babylone  c.  12. 

2)  Fragment  d'une  lettre  sur  un  usage  en  Hollande.    Prix  de  la  justice  XXV. 

3)  L'ABC  VI.     Dict.:  phil.  Lois  IV. 

4)  Singularites  de  la  nature  c.  38. 


^3  Dr,  r.  Sakmann: 

Grundsatz:  Behandle  die  Menschen  so.  wie  du  willst,  dass  du 
von  den  anderen  behandelt  wirst,  oder :  was  du  nicht  willst,  das 
man  dir  tu',  das  füge  auch  keinem  andern  zu.  In  dieser  Maxime 
findet  er  das  Gegengewicht  zu  dem  anderen  naturalistischen  Natur- 
recht, das  er  auch  kennt  als  Macht  in  der  Geschichte,  dem  Recht 
des  Stärkeren  ^).  Meist  aber  stellt  er  ganz  systemlos  einige 
Pflichten  zusammen ,  die  allgemein  geltend  seien  ,  da  sie  ja  aus 
dem  Naturrecht  geschöpft  seien.  Ehre  deinen  Vater  und  deine 
Mutter!  Pflege  sie  in  der  Not!  Zahle  deine  Schulden !  Beleidige 
niemand !  Unterstütze  den  Leidenden  !  Oder  er  hebt  Leitsätze 
hervor  wie  den:  Die  Frucht  meiner  Arbeit  gehört  mir;  du  hast 
kein  Recht  auf  das  Leben  deines  Nächsten.  Oder  er  macht  De- 
likte namhaft ,  die  überall  gestraft  werden ,  weil  sie  dem  Natur- 
gesetz, das  die  Gerechtigkeit  aufrecht  erhalten  wolle,  widerstreiten  : 
Diebstahl,  Gewalttat,  Mord,  Undankbarkeit  gegen  die  Eltern, 
Vaterlandsverrat,  schädlicher  Meineid  ^).  Alle  andern  Gesetze 
haben  nur  räumlich  und  zeitlich  begrenzten  Wert.  Als  Beispiel 
führt  er  das  Kriegsrecht,  die  Monogamiegesetze ,  die  Majoratsbe- 
stimmungen und  die  Christengesetze  im  römischen  Reich  an  ^). 
Eingehender  und  konkreter  wird  die  Kritik  und  das  Reform- 
programm Voltaires ,  wenn  er  sich  den  einzelnen  Kapiteln  des 
Strafrechts  zuwendet.     So  bespricht  er  z.  B. 

Das    Strafens}'stem. 

Seine  Auffassung  vom  Wesen  der  Strafe  beruht,  man 
möchte  sagen ,  auf  einem  potenzierten  Utilitarismus. 
Nicht  nur  wird  in  entschiedener  Ablehnung  des  jus  talionis  als 
direkter  Zweck  der  Strafe  die  Abschreckung  bezeichnet.  Man  muss 
das  Verbrechen  nicht  nur  erschrecken  durch  eindrucksvolle,  dem 
Schuldigen  furchtbare,  öffentliche  Strafen ;  sondern  die  Strafmittel 
sollen  auch  noch  so  gewählt  sein  ,  dass  sie  einen  Nutzen  für  die 
Gesellschaft  abwerfen.  Man  mache  den  strafbaren  Verbrecher 
zugleich  zum  Diener  des  Vaterlands  und  zu  einem  Arbeiter  für 
die  Bedürfnisse  des  Publikums.  Zugleich  empfiehlt  er,  einen  aus- 
giebigeren Gebrauch  von  den  Ehrenstrafen  zu  machen.  Ehrliebe 
und  Furcht  vor  Schande  sind  bessere  Moralisten  als  der  Henker; 


1)  Traite  sur  la  tolerance  c.  6.    Remarques  de  l'essai  sur  les  moeurs  17. 

2)  Dict.  phil. :  Lois  IV.  Prix  de  la  justice  XII.     Commentaire  de  Beccaria  c.  14. 

3)  Prix  de  la  justice  XII.    Dict.  phil.:  Lois  III.    Commentaire  de  Beccaria  c.  14. 
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wenn  man  diese  Triebfedern  spielen  liesse,  würde  man  die  Ver- 
brechen vermindern  ^ ). 

In  der  Kritik  des  zu  R  e  c  li  t  bestehenden  S  t  r  a- 
fensystems  treten  diese  Gesichtspunkte  immer  vor  im 
Vergleich  mit  den  von  ihnen  unabhängigen  H  u  m  a  n  i  t  ä  ts  f  o  r- 
derungen,  die  Voltaire  freilich  auch  oft  geltend  macht ,  so 
wenn  er  sagt :  Unsere  scheusslichen  Gesetzbücher  sind  vom  Henker 
verfasst ;  es  ist  hohe  Zeit,  die  Strafgesetze  zu  mildern,  nachdem 
unsere  Sitten  so  milde  geworden  sind.  Man  treibt  Verschwen- 
dung mit  dem  Blut  und  dem  Leben  unserer  Landsleute  ^).  Aber 
immer  werden  die  Forderungen  der  Humanität  durch  den  R  a- 
tionalismus  der  Nützlichkeit  unterbaut.  Die  weniger 
grausamen  Strafen  sind  wirkungsvoller.  Mit  der  Zwangsarbeit 
hat  man  in  England  und  Russland  gute  Erfahrungen  gemacht. 
Die  Aussicht  auf  Zwangsarbeit  und  dauernde  Schande  schüchtert 
die  meist  faulen  Verbrecher  mehr  ein  als  der  Galgen.  Und  wenn 
lebenslängliche  Zwangsarbeit  eine  härtere  Strafe  sein  sollte  als 
der  Tod,  so  vergesse  man  nicht,  dass  es  sich  nicht  darum  han- 
delt, milder,  sondern  darum,  wirksamer  zu  strafen  •^).  Das  jus  ta- 
lionis kann  doch  auch  dieser  Fanatiker  der  Nützlichkeit  nicht 
ganz  lassen  und  so  kommt  er  zu  eigentümlich  anmutenden  kon- 
kreten Vorschlägen.  Der  Brandstifter  soll  als  Scheunenwächter 
verwendet  werden,  der  Fälscher  als  Kopist,  ein  Strassenräuber 
wie  Mandriii  als  Kolonialsoldat ,  der  Korndieb  als  Ackerbauer, 
der  Falschmünzer  möge  Zwangsarbeit  in  der  königlichen  Münze 
leisten.  Diese  Nutzstrafen,  unter  denen  er  noch  Urbarmachen 
von  Land  und  Wege-,  Damm-  und  Kanalarbeiten  namhaft  macht, 
kombiniert  er  mit  den  Ehrenstrafen  so,  dass  er  die  Bestimmung 
fordert,  sie  möge  von  den  Sträflingen  ausgeführt  werden  mit 
Ketten  am  Fuss  und  mit  der  Verschärfung  durch  Peitschenstrafe*). 

Im  Gegensatz  zu  der  im  französischen  Strafrecht  tat- 
sächlich geltenden  arbiträren  Gewalt  des  Richters 
im    Straferkenntnis    fordert  Voltaire    eine    cresetzlich    ab^e- 


i)  Piix  de  la  justice  III;  XXVIII.    Commentaire  de  Beccaria  c.  lo.    Dict.  phil. : 
Lois  I.    Louis  XV.,  c.  42.    Fragments  des  instructions  pour  le  prince  royal  IV. 

2)  Prix   de  la  justice  XXIV.    Louis  XV.,   c.   42. 

3)  Hist.  de  Pierre  le  Grand  L,  c.  8.    L'homme   aux  40  ecus    c.  10.    Prix    de  la 
justice  III. 

4)  Commentaire  de  Beccaria  c.  17.    Prix  de   la  justice  VII.     L'homme  aux  40  ecus 
c.  10.    Dict.   phil. :   Supplices  I.    Fragm.   des  instructions  pour  la  prince  royal. 
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Stufte  Strafen  Skala  und  zwar  nach  dem  Gesichtspunkt 
der  Proportionalität  zwischen  Verbrechen  und 
Strafe.  Kleine  Vergehen  mit  schweren  Strafen  zu  belegen,  ist 
barbarisch  und  grausam,  ja  geradezu  ein  Justizmord.  12  gestoh- 
lene Servietten  und  ein  Menschenleben  stehen  in  keinem  rechten 
Verhältnis.  Die  Strafe  des  Feuertods  z.  B.  für  das  Vergehen  der 
sogenannten  Bestialität  ist  viel  zu  hart;  stehen  doch  diese  jungen 
Bauern,  die  man  so  straft,  nicht  viel  über  den  Tieren,  mit  denen 
sie  sich  vergangen  haben  ^).  Selten  aber  versäumt  er  nachzu- 
weisen, wie  das  Inhumane  zugleich  nicht  rationell  und  nicht  klug 
ist.  Die  unmenschlichen  Gesetze,  die  Diebstahl  mit  Todesstrafe 
belegen ,  führen  zu  einer  Vermehrung  dieser  Delikte  und  zu 
Schlimmerem,  zu  Raub  und  Mord,  weil  dann  niemand  mehr  den 
Dieb  gerichtlich  anzeigen  mag  und  dieser  also  straflos  ausgeht. 
In  Italien  gibt  es  kaum  einen  Diebstahl  ohne  Mord  zugleich ,  da 
auf  beiden  Verbrechen  der  Tod  steht.  Gegen  die  Todesstrafe, 
die  auf  Kindsmord  gesetzt  ist,  wendet  er  u.  a.  ein :  So  raubt 
man  der  Gesellschaft  eine  Bürgerin ,  die  dem  Staat  Untertanen 
geben  könnte.  Die  Magd  von  Lyon  z.  B.,  die  man  wegen  eines 
Diebstahls  von  12  Servietten  hingerichtet  hat,  hätte  der  Stadt  ein 
Dutzend  Kinder  schenken  können  ^).  Die  Todesstrafe  musste 
er  eigentlich,  in  Konsequenz  seines  Utilitarismus,  verwerfen,  und 
manchmal  scheint  er  diese  Folgerung  zu  ziehen  :  Sind  doch  die 
Gehenkten  zu  nichts  mehr  gut !  Der  Tod  der  Verbrecher  trägt 
nur  dem  Henker  etwas  ein.  Zwangsarbeit  allein  hat  Wert;  man 
ersetze  also  die  Todesstrafe  durch  Bergwerksarbeit  ^).  Gewöhn- 
lich aber  findet  er  nur,  dass  man  mit  dieser  gefährlichen  Strafe 
nicht  sparsam  genug  umgeht  und  zu  oft  und  bei  zu  leichten  Ver- 
gehen auf  sie  erkennt,  bei  blossen  Worten  und  Vergehen  gegen 
die  herrschenden  Meinungen  —  er  denkt  an  Blasphemie  —  oder 
bei  Bigamie ,  bei  Desertion ,  bei  einfachem  Diebstahl ,  während 
man  sie  doch  für  Mord  und  Brand  reservieren  sollte,  wo  sie 
dann  mit  schreckenerregenden  Zurüstungen  (»appareil  effroy- 
ablc')  begleitet  sein  müsste.  Selbst  vor  der  qualifizierten  Todes- 
strafe, die  er  im  allgemeinen  verwirft  (s.  L'ABC  XV)  schreckt  er 
unter  Umständen  nicht  zurück.    Ravaillac  hätte  auch  er  vierteilen 


i)  Fragm.    du  proces    de  Montbaillj'.    Dict.  phil. :    Supplices  III ;  Lois  I.    Bible 
enfin  expliquee:   Levitique, 

2)  Commentaire  de  Beccaria  XVIII.    Prix  de  la  justice  II.    Dict.  phil. :  Supplices  III. 

3)  Louis  XV,   c.   42.    Dict.  phil. :   .Supplices.    L'homnie  aux  40  ecus  c.   lO. 
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lassen,  Daviiens  allerdings  nicht').  Er  fordert  Kautelen  gegen 
den  Missbrauch  dieser  Strafe.  Jedes  Todesurteil  soll  königlicher 
Prüfung  und  Bestätigung  unterliegen  müssen  ^).  Zwischen  dem 
Urteil  und  seiner  Vollstreckung  soll  eine  bestimmte  Frist  inne- 
gehalten werden;  das  Urteil  soll  nicht  am  Tag  der  Urteilsfällung 
vollstreckt  werden  dürfen,  wie  es  häufig  der  Fall  war  ^).  Im  ein- 
zelnen plädiert  er  für  mildere  Behandlung  der  Deserteure,  der 
Kindsmörderinnen,  dieser  unglücklichen  Opfer  von  Liebe  und 
Scham,  Entbindungsanstalten  würden  bessere  Wirkung  tun*).  Er 
wendet  sich  gegen  die  Strafe  der  Konfiskation, 
welche  die  Kinder  für  die  Schuld  der  Väter  straft  und  armen 
Waisen  das  Brot  raubt.  Der  wohlgefüllte  Staatssäckel  hat  es  heute 
doch  nicht  mehr  nötig,  sich  mit  den  Vermögenstrümmern  armer 
Familien  zu  bereichern;  ganz  besonders  ungerecht  ist  die  Kon- 
fiskation des  Vermögens  des  contumax  und  des  Selbstmörders  ''). 
Unschuldig  Gebrandmarkte  sollen  rechtliche  Ansprüche  auf  Ent- 
schädigung haben.  Beistimmend  führt  er  den  englischen  Brauch 
an,  wonach  Ersatz  und  Haftpflicht  des  Richters  für  unbegründete 
oder  ungesetzliche  Verhaftung  besteht  und  in  solchen  Fällen  dem 
Betroffenen  Entschädigung  gewährt  werden  muss  ^\ 

In   der  Kritik  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über 

die  strafwürdigen  Tatbestände 

tritt  sein  Nützlichkeitsstandpunkt  ganz  zurück.  Der  massgebende 
Gesichtspunkt  ist  hier  die  Forderung  derHarmonie  zwi- 
schen dem  Recht  und  der  herrschenden  geistigen 
Kultur.  Was  ein  Verbrechen  nur  war  in  der  barbarischen  Zeit, 
da  die  Kirche,  die  lesen  und  schreiben  konnte,  dem  übrigen 
Europa,  das  nur  trinken,  fechten  und  beichten  konnte,  Gesetze 
diktierte,  ist  heute  keines  mehr.  Also  fort  mit  den  Strafgesetzen 
gegen  Ketzerei,  gegen  Zauberei ,  Besessenheit  und  Blasphemie  ! 
Ist  doch  dieses  letztere  Vergehen  ein  sehr  relativer  Begriff.    Worte 


1)  Prix  de  la  justice  XI   f.,   XXVIII.    Dict.  phil, :    Blaspheme ;    Verite.    An  Phi- 
lippen 28  XII   1770. 

2)  Commentaire  de  Beccaria  c.    11   und  sonst  sehr  oft. 

3)  Fragment  sur  l'Inde  c.  19. 

4)  Commentaire   de  Beccaria  c.   i.    Prix    de    la    justice  VI.    Andre   Destouches  a 
.Siam. 

5)  Dict.  phil.  :   Confiscation.    Louis   XV,    c.    42.    Commentaire    de  Beccaria  c.   19 
und   22. 

6;   Louis  XV,   c.  42.    Prix   de  la  justice  VI.    Dict.  phil. :   Criminel. 
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sind  ja  nichts  als  geschlagene  Luft  i).  Die  infamierenden  Strafen 
gegen  Selbstmörder  sind  als  Strafen  gegen  Tote  unsinnig  und  un- 
gerecht gegen  die  Familie  der  Hinterbliebenen  ^).  Pressvergehen 
soll  es  keine  geben ;  nur  wo  der  Staat  oder  der  Souverain  selbst 
in  der  Presse  angegriffen  werden,  möge  man  strafen.  Von  Pam- 
phleten sagt  er ,  sehr  entgegen  seiner  eigenen  Praxis  ,  sie  seien 
mehr  zu  verachten  als  zu  strafen  ^).  Die  Notzucht  kann,  da  ihre 
Merkmale  nicht  juristisch  nachweisbar  sind,  einem  Gerichtserkennt- 
nis nicht  unterliegen.  (Aus  demselben  Grunde  sollen  auch  die 
Ehescheidungsklagen  wegen  Impotenz  aus  dem  Zivilprozessrecht 
ausscheiden)  *).  Dagegen  ist  Voltaire  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  geltenden  Recht ,  wenn  er  den  Bettel  als  strafbar  ansieht. 
Auf  Beseitigung  des  Bettelgezüchts  soll  besonders  von  selten  der 
städtischen  Gemeindebehörden  hingearbeitet  werden  durch  Spi- 
täler für  Kranke  und  durch  Arbeitsanstalten  für  die  Gesunden. 
Den  Seigneurs  solle  gestattet  sein,  alle  Bettler,  die  sich  auf  ihrem 
Gebiet  betreffen  lassen ,  anzuhalten  und  zur  Arbeit  zu  einem  an- 
nehmbaren Preis  zu  zwingen  ^).  In  der  Frage  des  Duells  und  des 
Ehebruchs,  die  wir  durch  gesellschaftliche  Konvention  schützen, 
sollten  wir  uns  die  Türken  zum  Muster  nehmen,  bei  denen  diese 
Delikte  gar  nicht  vorkommen.  Die  ausschliessliche  Bestrafung 
des  Ehebruchs  der  Frau  jedenfalls  ist  ungerecht''). 
Voltaires  Forderungen  für   den 

Strafprozess 

und  seine  Gestaltung  bilden  eine  Kritik  der  für  den  fran- 
zösischen Strafprozess  grundlegenden  Ordon- 
nanz vom  Jahr  1670  und  verfolgen  deren  Bestimmungen 
Schritt  für  Schritt.  Zwar  hat  er  für  diesen  Codex  Louis'  XIV. 
auch  anerkennende  Worte,  sofern  durch  ihn,  im  Prozessverfahren 
wenigstens,  Gleichförmigkeit  hergestellt  wurde ;  und  von  den  Re- 
daktoren der  Ordonnanz  lobt  er  besonders  den  humanen  La- 
moignon,  der  allerdings  mit   seinen  Anträgen    meist  nicht  durch- 


1)  Prix  de  Ja  justice  VIII.     Uict.  pliil.:   Verite. 

2)  Commentaire  de  Beccaria  c.   19.    Prix  de  la  justice  V. 

3)  Prix  de  la  justice  XV ;  XXI. 

4)  Prix  de  la  justice  XV.    Dict.  phil. :   Impuissance. 

5)  Dict.    phil. :    Geux ;    Fertilisation.      Des    embellissements    de    Paris.     Fragment 
des  instructions  pour  le  prince  royal. 

6)  Prix  de  la  justice  IV ;  XII. 
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gedrungen  war^).  Aber  im  allgemeinen  macht  er  doch  dem  fran- 
zösischen Verfahren  den  schweren  Vorwurf  der  Unter- 
drückung des  Angeklagten  und  stellt  ihm  das  Vorbild 
des  römischen  und  englischen  Kriminalprozesses  entgegen ,  die 
auf  den  Schutz  des  Angeklagten  bedacht,  von  einem  edlen,  hoch- 
sinnigen Geist  eingegeben  sind.  Die  Römer  werden  hierin  im- 
mer unsere  Meister  sein.  In  England  versteht  man  es,  Gerechtig- 
keit mit  dem  Erbarmen  zu  verbinden  -).  Humanität  in  der  Be- 
handlung des  Angeklagten  ist  demgemäss  das  Leitmotiv  seiner 
Einzelkritik. 

Statt  des  in  Frankreich  geltenden  geheimen  und  schriftlichen 
Inquisitionsverfahrens,  das  seine  Einführung  nach  Voltaire  nur 
einem  seltsamen  sprachlichen  Missverständnis  ^)  verdankt,  verlangt 
er  so  öffentliches  Verhör  und  Vernehmung  der  Zeugen,  die  im- 
mer mit  dem  Angeklagten  zu  konfrontieren  sind ,  statt  bloss  im 
geheimen  und  einzeln  vor  dem  Richter  vernommen  zu  werden. 
Denn  die  Bestrafung  der  Verbrechen  soll  eine  Instruction  publi- 
que sein  und  nicht  eine  private  Rache  *).  Auch  Voltaire  wendet 
sich,  wieso  manche  andere,  gegen  das  Gesetz,  dass  der  Zeuge, 
der  bei  seiner  späteren  Konfrontation  mit  dem  Angeklagten  etwas 
von  seiner  vorher  im  sog.  recolement  protokollarisch  festgelegten 
Aussage  zurücknimmt,  als  falscher  Zeuge  behandelt  werde  '^).  Dem 
Angeklagten  darf  der  Rechtsbeistand  ,  den  ihm  der  französische 
Strafprozess  versagt,  nicht  vorenthalten  werden.  Das  ist  schon 
eine  Forderung  des  natürlichen  Rechts.  Weiter  muss  es  ihm  er- 
laubt sein,  diejenigen  seiner  Richter,  gegen  die  er  Einwendungen 
hat ,  abzulehnen  *').  Eine  Festnahme  des  Angeschuldigten  ohne 
vorausgehende  Information  und  gleichzeitige  Mitteilung  der  An- 
klage, ist,  in  Friedenszeiten  wenigstens,  unzulässig.  Bei  dem  der- 
zeitigen Zustand  der  Gefängnisse  in  Europa ,  die  die  reinen  In- 
fektionskloaken sind,  ist  schon  die  Untersuchungshaft  eine  Strafe. 
Auch  hier  möge  daher  der  Grundsatz  der  Proportion  seine  An- 
wendung finden  und  man  verhänge    nicht    dieselbe  schwere  Haft 


i)  Louis  XV,  c.  42. 

2)  Commentaire  de  Beccaria  c.  22.    Dict.  phil. :  Criminel.    Histoire  du  parlement 
c.   41.    Prix   de  la  justice  XXVI. 

5)  Ein  Missverständnis  des  Ausdrucks:    »testes  intrare  judicii  secretum«. 

4)  Louis  XV,   c.  42.    Dict.  phil.:  Criminel.    Histoire  de  E.   Canning. 

5)  Louis  XV,  c.   42.   Dict.   phil.:   Criminel.   Declaration  de  Voltaire  sur  le  proces 
de  Morangies. 

6)  Dict.  phil.:  Criminel. 
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für  alle  Angeklagten  ^).  Das  Urteil  selbst  soll  immer  mit  den  Ent- 
scheidungsgründen versehen  sein.  Es  soll  die  Angabe  der  Schuld, 
die  Beweisgründe  und  das  Gesetz,  wonach  der  Angeklagte  ver- 
urteilt wurde,  enthalten  ^).  Zum  Zustandekommen  eines  Todes- 
urteils soll  nicht  schon  eine  Mehrheit  von  zwei  Stimmen  genügen. 
Das  dem  römischen  Gesetz  unbekannte  Recht  des  öffentlichen 
Anklägers  zur  Appellation  >a  minima«,  wenn  das  ergangene  Ur- 
teil nicht  in  vollem  Umfang  seinen  Anträgen  gegen  den  Ange- 
klagten stattgegeben  hat,  ist  abzuschaffen  als  grausam  und  un- 
vernünftig (»Menschenfresserjustiz«),  und  da  es  gegen  den  Rechts- 
grundsatz :  Ne  bis  in  idem  !«  verstösst.  Es  anwenden  heisst  Ver- 
wahrung einlegen  (presenter  requete)  gegen  die  schönste  Tugend, 
die  es  gibt,  die  Menschlichkeit:  das  ist  Menschenfresserjustiz  ^). 
Einigemale  empfiehlt  er  das  Institut  der  Geschworenen.  Ist  doch 
das  Recht,  von  seinen  Standesgenossen  gerichtet  zu  werden,  so 
alt  als  die  Gesellschaft ;  so  allein  wird  die  willkürliche  Gewalt, 
die  überall  auch  beim  Richter  bedenklich  ist,  in  Schranken  ge- 
halten *).  Man  meint  RoiisseaiL  zu  hören,  wenn  man  die  gespreizte 
klassizistische  Periphrase  des  Jury-Ideals  im  Prix  de  la  justice  I 
liest:  Lieber  als  von  hochmütigen  juristischen  Fachgelehrten 
möchte  ich  von  zwanzig  unwissenden,  ehrwürdigen  Greisen  ge- 
richtet werden,  die  frei  sind  von  den  Leidenschaften,  die  das  Herz 
verderben. 

Im  geltenden 

B  e  w  e  i  s  r  e  c  h  t 

nimmt  er  vor  allem  an  zwei  Einrichtungen  Anstoss,  am  sog.  mo- 
nitorium  und  an  der  Folter.  Das  monitorium,  die  bei  wich- 
tigen Kriminalfällen  von  der  Kanzel  ergehende,  an  der  Kirchen- 
türe angeschlagene  Aufforderung  an  alle  Gemeindeglieder,  die 
etwas  von  der  Sache  wissen,  bei  Strafe  des  Banns  Sachdienliches 
über  den  Fall  mitzuteilen,  bekämpft  er  als  gefährliche  Auf- 
hetzung des  Pöbels  zur  Denunziation  ,  als  unbefugte  Einmi- 
schung der  Kirche  und  schändlichen  Rest  des  Inquisitionsverfah- 
rens.    Alle  Gesetze  überhaupt,  die  zur  Infamie  der  Denunziation 


1)  Idees  republicaines  19.    Prix   de  la  justice  XXV. 

2)  Louis  XV,  c.  42. 

3)  Cri   du  sang  innocent.    M^prise    d'Arras.    Fragment  du  proces    de    Montbailly. 

4)  L'ABC  XV-    Histoire  du  parlement  c.   8. 
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zwingen,  sind  barbarisch^).  Gegen  die  Folter  bringt  er  die 
gewohnten  Argumente  vor.  Sie  ist  barbariscli ,  denn  sie  ist 
schwerer  als  die  Todesstrafe  (man  leidet  dinch  sie  looomal  den 
Tod) ;  wie  sie  denn  auch  von  Strassenräubern  erfunden,  von  den 
Eroberern  nachgeahmt  und  von  der  Inquisition  unter  ihre  Ein- 
richtungen übernommen  worden  ist  ^),  Als  barbarisch  wurde  sie 
schon  von  den  Römern  angesehen  ,  die  sie  höchstens  gegen  die 
nicht  als  Menschen  angesehenen  Sklaven  zur  Anwendung  brach- 
ten ^).  Vor  allem  aber  ist  die  Folter  absurd,  sie  straft,  ehe  die 
Schuld  festgestellt  ist ;  sie  rettet  den  körperlich  kräftigen  Schul- 
digen und  gereicht  dem  Unschuldigen,  der  von  weniger  robuster 
Körperbeschafifenheit  ist,  zum  Verderben,  steht  also  auf  einer  Stufe 
mit  dem  Zweikampf  als  Gottesurteil  *).  Die  Anwendung  der 
Folter  scheint  übrigens  auch  Voltaire  gerechtfertigt,  wenn  es  sich 
um  ein  Staatsverbrechen  oder  um  Ermittlungen  handelt,  die  die 
Sicherheit  des  Staates  selbst  angehen,  also  etwa  im  Fall  Ravail- 
lacs  5). 

In  der  Streitfrage  über  die  Behandlung  des  contumax 
stellt  sich  Voltaire  entschieden  auf  die  liberale  Seite.  Seine  Ver- 
urteilung ohne  weiteren  Nachweis  seiner  Schuld  scheint  ihm  ab- 
surd und  ungeheuerlich.  Soll  der  Angeklagte  nicht  fliehen,  so 
erleichtere  man  ihm  die  Mittel,  sich  zu  verteidigen  ''). 

Auch  gegen  die  allgemeinen  Grundsätze  des  französischen 
Beweisrechts  wendet  sich  Voltaire  oft.  Vor  allem  verlangt  er 
grössere  Behutsamkeit  vom  Richter  bei  Gewinnung  seiner  richter- 
lichen Ueberzeugung  in  der  Richtung  des  Grundsatzes  >in 
dubio  pro  reo«,  »lieber  einen  Schuldigen  straflos  lassen, 
als  einen  Unschuldigen  verdammen«,  ein  Grundsatz,  den  er  ge- 
radezu auf  die  Spitze  treibt.  Wenn  eine  Wahrscheinlichkeit  im 
Verhältnis  von  loo  ooo  gegen  i  gegen  den  Schuldigen  spricht,  so 
muss  diese  Eins  den  Ausschlag  geben  und  darf  eine  Verurteilung 
nicht  erfolgen.  Im  Grunde  fordert  er  geradezu  die  Gewissheit 
der  Evidenz  für  die  Verurteilung,  wenn  er  sagt,  auch  die  grösste 


i)  Relation    de  la    mort    de  La  Barre.    Commentaire    de  Beccaria  c.  15.    Le  cri 
du  sang  innocent. 

2)  Dict.  phil. :  Flibustiers.    Torture.     Meprise  d'Arras  und  sonst  oft. 

3)  Dict.  phil.  :   Criminel. 

4)  Fragment  des  Instructions   pour  le  prince  royal  IV. 

5)  Louis  XV,  c.  42.    Prix  de  la  justice  XXIV.    üict.  phil. :   Question. 

6)  Louis  XV,  c.  42.    Dict.  phil.:  Criminel.    Commentaire  de  Beccaria  c.  22. 
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Wahrscheinlichkeit  genüge  im  Kriminalprozess  nicht ,  um  einen 
Angeklagten  zu  verdammen.  Es  ist  nur  natürlich,  dass  ihm  so 
die  klassischen  zwei  Augenzeugen  nicht  genügen.  Auch  zwei 
können  sich  täuschen  ^). 

Er  verwirft  besonders  die  demi-preuves ,  die  Viertels-  und 
Achtelsbeweise,  denen  die  Verdachtstrafen  entsprechen ,  und  die 
Addition  dieser  Bruchteile  von  Beweisen.  Es  gibt  keine  Halb- 
gewissheiten ,  so  wenig  es  Halbwahrheiten  gibt  ^).  Den  Grund- 
fehler der  geltenden  Beweistheorie,  die  mechanische  Behandlung 
des  Wahrscheinlichkeitsbegriffs  hat  er  nicht  erkannt,  wenn  er  vor 
den  Täuschungen  des  juristischen  Formalismus  warnt  und  dafür 
dem  Richter  das  Studium  der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  em- 
pfiehlt. Er  hat  nämlich  als  Muster  dieser  Art  der  Behandlung 
für  den  Zivilprozess  ein  Schema  gegeben,  das  tief  unter  dem 
schlimmsten  Formalismus  steht.  Er  glaubt  einer  objektiven  Ent- 
scheidung näher  zu  kommen,  wenn  jeder  Beweis  pro  und  contra 
zahlenmässig  abgeschätzt  und  mit  positiven  oder  negativen  Wert- 
zeichen versehen  würde,  deren  Addition  und  Vergleichung  am 
Schluss  ein  nicht  mehr  subjektives  Resultat  ergeben  soll.  Das  ist 
der  »geometrische«  Geist,  in  dem  man  das  Problem  ,  das  in  je- 
dem Prozess  verborgen  liegt,  lösen  muss  ^).  Dass  dabei  die  sub- 
jektive Willkür  nur  vom  Endresultat  ferngehalten  ist,  dagegen  bei 
der  Abschätzung  der  einzelnen  Posten  den  freiesten  Spielraum 
hat,  hat  er  nicht  bemerkt. 

In  den  Fragen  der 

Strafgerichtsverfassung 
ist  Voltaires  Stellungnahme  gegeben  mit  seinem  Verhältnis 
zu  den  Parlamenten,  denen  er  aus  persönlichen  wie  aus 
prinzipiellen  Gründen  nicht  mit  Sympathie,  aber  auch  nicht  mit 
der  blinden  Feindseligkeit  entgegentritt,  die  man  ihm  neuerdings 
(s.  bes.  Fagiiet  in  seinem  oben  genannten  Werk)  angedichtet  hat. 
Die  persönlichen  Gründe,  die  ihn  gegen  die  Parlamente  einnehmen, 
beruhen  zum  Teil  in  einem  tiefen  Gegensatz  der  Weltanschauung. 
Die  Partei  der  philosophes,  als  deren  Führer  sich  Voltaire  fühlt, 
sieht  in  dem  —  in  seinen  Anfängen  wenigstens  —  pietistisch  ge- 
stimmten Jansenismus,  der  die  stärksten  Wurzeln  seiner  Macht  in 

1)  Zadig  c.  6.  Dict.  phil. :  Crime  ou  Delits.  Essai  sur  les  probabilites.  Prix  de 
la  justice  XXII. 

2)  Essai  sur  les  probabilites. 

3)  Essai  sur  les  probabilites. 
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den  Parlamentskreisen  hat,  einen  noch  widerwärtigeren  und  ge- 
fährlicheren Gegner  als  in  dem  weltförmigen  Jesuitenorden.  Zum 
Teil  auch  kommt  der  mehr  zufällige  Anlass  der  verschiedenen 
Revisionsfeldzüge  hinzu,  die  Voltaire  zu  Gunsten  unschuldig  Ver- 
urteilter unternimmt  und  bei  denen  er  auf  mehr  oder  weniger 
hartnäckige  Gegnerschaft  der  Parlamentspartei  stösst.  Das  hindert 
ihn  nun  nicht,  als  Historiker  den  Kämpfen  des  Par- 
laments gegen  klerikale  Ansprüche  und  ultramon- 
tane Uebergriffe  und  seiner  Verteidigung  der  gallikanischen  Frei- 
heiten und  der  Kronrechte  in  kirchlichen  Dingen  volle  Gerech- 
tigkeit widerfahren  zu  lassen.  Er  nennt  das  Parlament 
den  Schild  und  Wall  Frankreichs  gegen  die  Kurie.  Ihm  verdanke 
man  die  wichtigen  Appellationen,  »comme  d'abus«,  dieses  älteste 
Privileg  der  Nation.  Ohne  das  Parlament  hätte  Frankreich  die 
Demütigung  erlebt,  ein  pays  d'obedience  geworden  zu  sein.  Das 
Parlament  wehrte  sich  stets  gegen  das  unglaubliche  Vorurteil,  als 
ob  die  Könige  dem  Gericht  der  Kirche  unterstehen.  Es  hat  das 
Verdienst,  sich  der  Annahme  des  Tridentiner  Konzils  in  Frankreich 
widersetzt  und  den  Jesuitenorden  im  Lande  abgeschafft  zu  haben. 
Es  hat  die  gallikanischen  Freiheiten  mit  unbeugsamer  Energie 
aufrecht  erhalten  ^).  Und  er  stellt  objektiv  die  grosse  Popularität 
fest,  die  das  Parlament  im  achtzehnten  Jahrhundert  durch  seinen 
Kampf  gegen  die  Erzbischöfe-  und  die  Conseil-Beschlüsse  sich  er- 
worben hat'). 

Aber  bei  aller  Anerkennung  der  kirchenpoliti- 
schen Verdienste  der  Parlamente  ist  er  aus  prin- 
zipiellen politischen  Gründen  ein  Gegner  der  Souveräni- 
tätsansprüche und  der  staatlich -politischen 
Rolle  dieser  Körperschaften.  Er  gesteht  ihnen  ge- 
schichtlich und  staatsrechtlich  nicht  ihren  Anspruch  zu,  Rechts- 
nachfolger oder  Vertreter  der  etats  generaux,  dieses  wahren  Par- 
laments der  Nation,  zu  sein.  Das  Parlament  vertritt  nicht  die 
Nation,  das  rechtsprechende  Parlament  ist  nicht  eine  Fortsetzung 
der  alten  Parlamente  des  französischen  Volks,  es  ist  nicht  das,  was 
die  alten  März-  und  Maiversammlungen  waren ;  ein  derartiger  An- 
spruch ruht  nur  auf  der  irreführenden  Gleichheit  des  Namens  mit 


i)  Essai  siir  les  mceurs  c.  138.    Louis  XV,  c.  36. 

2)  Histoire    du  parlement  c.  11 ;  35;  64;  39:49;  58.    Dict.  phil. :    Parlement    de 
France ;    Abus. 

3)  Histoire  du  parlement  c.   65. 
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dem  englischen  Parlament,  das  allein  den  französischen  etats  ge- 
neraux^)  entspricht  und  gesetzmässig  die  ganze  Nation  vertritt. 
Den  Pariser  Gerichtshof,  den  man  Parlament  heisst.  mit  dem  eng- 
lischen Parlament  zu  verwechseln,  ist  nichts  als  eine  »equivoque 
puerile«  ^). 

Er  will  diesen  Gerichtshöfen  keinerlei  unmittelbaren  oder 
mittelbaren  Anteil  an  der  Gesetzgebung  oder  Regierung  zuge- 
stehen und  verurteilt  deshalb  ih reAnsprüche,  durch 
r  e  m  o  n  t  r  a  n  c  e  s  in  die  H  o  h  e  i  t  s  r  e  c  h  t  e  des  absoluten  König- 
tums einzugreifen,  als  gefährlich  für  die  Sicherheit  des  Staats. 
Und  die  Versuche,  die  remontrances  gegen  den  Widerstand  der 
Krone  durch  das  Mittel  des  Justizstrikes  durchzusetzen,  sind  als 
ungesetzlich  anzusehen,  wie  sie  denn  mit  dem  Amtseid  des  Rich- 
ters nicht  vereinbar  sind.  Das  Recht  der  remontrances,  soweit 
sie  P'inanzsachen  betreffen,  würde  besser  den  hiefür  geeigneteren 
Gemeindekorporationen  der  Städte  überlassen^).  Ferner  ist  das 
Recht  des  Parlaments,  die  Gesetze  zu  registrieren,  nur 
ein  Brauch,  und  ein  Brauch  ist  kein  Gesetz  *).  Wenn  der  König 
den  Anspruch  des  Parlaments  auf  Vormundschaft  über 
die  Könige  anerkennen  würde,  so  hätte  er  den  Beinamen  de- 
bonnaire  verdient'').  Durch  alle  diese  Uebergriffe,  in  denen  das 
Bestreben  hervortritt,  die  eigene  Autorität  auf  den  Trümmern  der 
souveränen  Gewalt  zu  errichten ,  stört  das  Parlament  Verwaltung 
und  Regierung.  Er  nennt  den  Zustand,  der  so  entsteht,  geradezu 
eine  Anarchie.  Hundert  demokratische  Throne  sollen  auf  den 
Trümmern  eines  Throns  errichtet  werden,  der  schon  14  Jahrhun- 
derte lang  besteht.  Mehr  aber  als  die  Tyrannei  ist  die  Anarchie 
zu  fürchten,  die  nur  eine  tumultuarische  Tyrannei  ist*^).  So  kann 
er  sich  Mac/iiavellis  Urteil  über  die  geschichtliche  Rolle  des  Par- 
laments nur  sehr  bedingt  aneignen.  Wenn  dieser  meint,  die  Par- 
lamente seien  eine  Quelle  der  Kraft  für  das  französische  König- 
tum   gewesen,    so  gilt  das    nach  Voltaire    nur  von    den  Kämpfen 

1)  Einmal  allerdint^s  heisst  er  auch  die  Versammhing  der  pairs  allein  das  wahre 
Parlament  P'rankreichs.     Histoire  du   parlement  c.   8. 

2)  Essai  sur  les  moeurs  c.  85.  Louis  XV,  c.  36.  Histoire  du  parlement  c.  59; 
3;  6;  55.    Fragments  sur  l'lnde  c.   20.    L'equivoque. 

3)  Louis  XV,  c.  36.  Histoire  du  parlement  c.  64.  Reponse  aux  remontrances 
de  la  cour  des  aides. 

4)  Les  peuples  aux  parlernents. 

5)  Sentiments  des  six  conseiis. 

6)  Histoire  du   parlement  c.   69.      L'equivoque. 
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des  Königs  mit  dem  Papst;  in  der  inneren  Politiic  waren  sie  ein 
Element  der  Hemmung  und  der  Schwächung'). 

Voltaire  will  daher  die  Befugnisse  der  Parlamente  rein 
auf  das  Gebiet  der  Rechtsprechung  eingeschränkt 
wissen,  wie  das  von  Anfang  an  ihre  geschichtliche  Bestimmung 
war.  Das  Parlament  soll  nur  das  Gesetz  und  nicht  die  Politik 
kennen  und  sein  geheimes  Streben,  eine  Art  englischen  Parla- 
ments zu  werden,  aufgeben  2).  Und  auch  auf  diesem  Gebiet  soll 
die  Unabhängigkeit  der  Parlamente  von  der  königlichen  Gewalt 
soviel  als  möglich  beschränkt  werden.  Stärkung  und  Ausdeh- 
nung der  königlichen  G  e  r  i  c  h  t  s  h  e  r  r  1  i  c  h  k  e  i  t  ist 
sein  Programm.  Zwar  stimmt  auch  er  in  die  allgemeine  Polemik 
des  Jahrhunderts  gegen  die  »lettres  de  cachet«  ein,  die  man  »einem 
Engländer  nie  begreiflich  machen  kann«.  Aber  für  die  ordent- 
lichen Formen  der  Justizhoheit  des  Königs  ist  er  schon  lange  vor 
Maupeoii  eingetreten.  Er  ist  daher  einer  der  wenigen  Politiker, 
die  ihre  Feder  den  Reformen  M  a  7ip  e  o  n'  s  zur  Verfügung 
stellen,  weil  er  darin  eine  Wohltat  für  die  Interessen  der  Gesamt- 
nation sieht,  die  man  nicht  mit  den  unsoliden  Ansprüchen  einer 
Körperschaft  verwechseln  darf^).  In  zwei  Massregeln  Maupeoii  s> 
sieht  er  besonders  grosse  Fortschritte ,  einmal  in  der  A  b  - 
Schaffung  der  Käuflichkeit  und  Erblichkeit  der 
R  i  c  h  t  e  r  ä  m  t  e  r  ,  dieser  Schande  für  Frankreich,  dieser  heil- 
losen Simonie,  mit  der  es  zusammenhängt,  dass  Frankreich  so 
viele  unwürdige  Juristen  haf*).  Mit  vollem  Bewusstsein  der  prin- 
zipiellen Tragweite  der  Frage,  in  der  allerdings  die  tatsächliche 
Unabhängigkeit  der  richterlichen  Gewalt  auf  dem  Spiel  stand,  hat 
er  schon  lange  vor  Maupeoii  den  Kampf  dagegen  geführt.  Er 
will  eben  von  den  corps  intermediaires,  zwischen  König  und  Volk, 
für  die  Montesquieu  schwärmt,  nichts  wissen,  das  sind  ihm  nur 
Auswüchse  im  Staatskörper.  Korpsgeist  und  Philosophie  ver- 
tragen sich  nicht.  Das  Parlament  soll  vom  König  besoldet  sein, 
dafür  sollen  dann  die  Prozessführenden  nichts  mehr  zu  zahlen 
haben ^).     Der    Staatsrat,    der  so  alt  ist  wie    die  Monarchie, 

i)  Dict.  phil. :  Parlament  de  France. 

2)  Dict.   phil.:   Arrets  notables.    Histoire  du  parlement  c.   2;  58. 

3)  Sentiments  des  six  conseils. 

4)  Louis  XV,  c.  42.    Hist.    du  pari.  c.  47.    Fragment    des    instructions    pour  le 
prince  royal   IV. 

5)  Sentiments  des  six    conseils.    Dict.  phil.:    Parlement    de  France.    An  Damila- 
ville  25,  XI.  1765. 
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der  vor  den  Parlamenten  den  grösseren  Ueberblick  voraus  hat 
und  der  frei  ist  von  Körperschaftsvorurteilen,  soll  überhaupt  als 
das  höchste  Tribunal  in  Rechtssachen  gelten  und 
soll  ohne  Rücksicht  auf  den  Protest  des  Parlaments  Justizfälle 
jederzeit  zur  Entscheidung  an  sich  ziehen  dürfen^).  Auch  die 
strittige  Auslegung  von  Gesetzen  scheint  er  dem  Ministerium  vor- 
behalten zu  wollen.  Wo  das  Gesetz  nicht  klar  ist,  werden  wir 
die  Organe  des  Gesetzes  befragen,  die  neben  dem  König  stehen, 
der  der  alleinige  Gesetzgeber  für  Frankreich  ist^).  Dass  jedes 
Todesurteil  ohnehin  königlicher  Bestätigung  unterliegen  soll,  haben 
wir  schon  gesehen. 

Auch  eine  andere  Reform  Maupeoit's,  erfüllt  ihm  einen  lang- 
gehegten Wunsch ,  die  neue  praktischere  Einteilung 
der  Sprengel  der  einzelnen  Parlamente  und  die  Errichtung 
weiterer  Gerichtshöfe  in  der  Provinz.  Besonders  der  Sprengel 
von  Paris  war  viel  zu  gross,  ein  Missstand,  der  mit  grossen  Un- 
zuträglichkeiten für  die  entfernter  Wohnenden  verbunden  war. 
Vier  Millionen  Bürger  mussten  loo  Meilen  von  ihrer  Heimat  weg 
Recht  suchen.  Und  nun  hat  man  unentgeltliche  Justiz  an  Ort 
und  Stelle^). 

Auch  sonst  spricht  Voltaire  gelegentlich  Desiderien  in  bezug 
auf  die  Strafgerichtsverfassung  aus,  die  Handhabung  des  Banke- 
rottrechts möchte  er  den  Parlamentsrichtern  entzogen  und  einer 
fachmännischen  Kommission  von  Kaufleuten  (juges  consuls)  über- 
tragen wissen*).  Er  empfiehlt  die  holländischen  Schiedsgerichte^). 
Die  Advokaten  sollten  neben  dem  Parlament  eine  selbständige 
Körperschaft  bilden.  Er  fordert  eine  bessere  Heranbildung  der 
Juristen  ,  aber  im  Sinn  einer  lediglich  juristischen  Fachbil- 
dung. Er  spottet  über  das  ausschliessliche  Studium  des  römischen 
Rechts.  Man  lehrt  einen  das  Zwölftafelgesetz,  das  schon  längst 
nicht  mehr  gilt,  das  Edikt  des  Prätors  —  und  es  gibt  doch  keinen 
Prätor  bei  uns,  das  Sklavenrecht  —  und  wir  haben  doch  keine 
Sklaven.     Dass  die  Juristen  auch  Staatswissenschaften    studieren, 


i)  Les  peuples  aux  parlements.   Avis  important  d'un  gentilhomme.   ^leprise  d'Arras. 

2)  Reponse  aux  remontrances  de  la  cour  des  aides. 

3)  Dict.  phil. :    Parlemeut   de  France.    Hist.    du  parlement.  c.  69.     Reponse  aux 
remontrances  de  la  cour  des  aides.  Meprise  d'Arras. 

4)  Dict.  phil.:   Banqueroute. 

5)  Fragment  d'une  lettre  sur  un   usage  en  Hollande. 


Voltaire  als  Politiker. 


51 


ist    bei     den    politisclien     Ansprüchen    der    Parlamente     bedenk- 
lich ^). 

Noch  ist  einer  Anschauung  Voltaire's  hier  Erwähnung  zu  tun, 
die,  konsequent  durchgeführt,  freilich  jede  geordnete  Gerichtsver- 
fassung sprengt,  mit  der  er  aber  eben  deswegen  beim  Radikalis- 
mus Schule  gemacht  hat.  Wir  sahen,  dass  er  für  die  Oeftentlich- 
keit  des  Verfahrens  eintrat.  Die  Oefifentlichkeit,  oder  das  Publi- 
kum, wie  er  mit  Vorliebe  sagt,  hat  bei  ihm  aber  nicht  bloss  die 
Rolle  der  Kontrolle  der  Justiz  mit  der  Aufgabe,  mit  ihrer  Sturm- 
glockenstimme die  eingeschlafene  Justiz  zu  wecken  und  zu  züch- 
tigen ^),  sondern  im  Grund  die  des  Richters  selbst.  Die  öffent- 
liche Meinung  ist  der  einzige  Richter,  der  die  Sache 
der  Form  vorzieht,  der  um  juristische  Förmlichkeiten  unbekümmert 
allein  die  Billigkeit  und  den  gesunden  Verstand  im  Auge  behält. 
Ehre  und  guter  Ruf  hängen  daher  lediglich  von  dieser  Instanz  ab, 
und  darum  häuft  er  auf  das  Publikum  alle  möglichen  Ehrentitel. 
Es  ist  der  Richter  aller  Richter,  der  höchste  Ehrenrichter,  der 
grosse  Richter,  bei  dem  es  keinen  Appell  mehr  gibt,  der  unwider- 
rufliche Urteile  ausspricht^).  Der  Voltaire  sonst  so  fremde  Radi- 
kalismus, der  in  dieser  Theorie  liegt,  wird  einigermassen  be- 
greiflich, wenn  man  bedenkt,  dass  er  die  causes  celebres,  zu  deren 
Vertreter  er  sich  gemacht  hat,  eben  nur  mit  Hilfe  der  öffentlichen 
Meinung  gewonnen  hat. 

Zusammenfassung. 

Will  man  Voltaire  als  politischen  Denker,  soweit  er  auf  die- 
sem Gebiet  originell  ist,  auf  eine  allgemeine  Formel 
bringen,  so  kann  man  sagen,  dass  er  die  Neigung  hat,  Reali- 
täten höher  zu  schätzen  als  Prinzipien  und  Formen,  und  dass  er 
gegenüber  den  absoluten  Forderungen  jeder  Theorie  und  jedes 
Enthusiasmus  auf  nüchterne  Berücksichtigung  der  Umstände,  des 
zeitlich  und  örtlich  Verschiedenen  und  der  den  menschlichen 
Dingen  innewohnenden  Gebrechlichkeit  und  Relativität  dringt. 

Voltaire    stellt   sich    auf    die    Seite    der    Realpolitiker, 


1)  Dict.  phil. :  Education ;   Conseiller  ou  Juge. 

2)  Meprise  d'Arras. 

3)  Nouvelles  probabilites.    Declaration  de  Voltaire  sur  le  proces  Morangies.     De- 
claration  de  Pierre  Calas.    Avis  au  public  sur  les  parricides. 
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wenn  er  der  Macht  grössere  geschichtliche  Wirkungskraft  zutraut 
als  dem  Recht.  Die  wahre  magna  charta  der  Freiheit  ist  die  mit 
Waffengewalt  aufrecht  erhaltene  Unabhängigkeit.  Mit  der  Spitze 
des  Degens  unterzeichnet  man  die  V'erträge,  die  dieses  natürliche 
Vorrecht  sichern.  »Glückliche  Schweiz,  welchem  Papier  (pancarte) 
verdankst  du  deine  Freiheit.^  Deinem  Mut,  deiner  Festigkeit, 
deinen  Bergen!«  Es  ist  die  Weisheit  eines  Realpolitikers,  in  einem 
Jahrhundert  der  politischen  Formenverehrung,  wenn  er  Reichtum, 
der  aus  Gewerbfleiss  und  Handel  erwächst,  grosses  Heer  und  — 
im  Fall  Frankreichs  —  auch  eine  starke  Flotte  als  einzige  Grund- 
lage blühender  Staaten  bezeichnet.  »Ausserdem  gibt  es  keine 
politischen  Geheimnisse«  ^j.  Der  resignierte  Relativist 
spricht  sich  aus,  wenn  er  frühe  schon  gegen  politische  Schwär- 
merei sich  wendet,  so  gegen  den  Abbe  von  St.  Pierre,  dem  er 
zwar  Verdienste  um  gewisse  Steuerreformen  nicht  abspricht,  dessen 
philosophische  Ideale  er  aber  meist  unausführbar  findet ;  oder 
gegen  die  Politik  des  Fene/oji' sehen  Telemaque,  nach  der  man 
eine  platonische  Republik  regieren  mag,  aber  nicht  wirkliche 
Menschen;  oder  gegen  die  doktrinären,  verworrenen  Staatsrechts- 
lehrer, wie  Grotius  und  Pufendoi'f,  die  für  unlösbare  staatsrecht- 
liche Probleme  ihre  klipp  und  klare  Lösung  bei  der  Hand  haben  ^). 
Vollends  missgelaunt  wird  er,  als  später  die  politi- 
sche Reform  literatur  ins  Kraut  schiesst.  Die 
volle  Schale  seines  Zornes  und  Spottes  müssen  die  kleinen  Feder- 
helden über  sich  ergehen  lassen,  die  armen  Schlucker,  die  von 
ihren  Studierstuben,  von  ihren  Dachstöcken  herab  den  Staat  re- 
regieren und  Minister  und  Höfe  abkanzeln  wollen,  die  mit  ihrer 
Magd  nicht  fertig  werden  und  dann  in  Zweisousblättern  den  Kö- 
nigen Belehrungen  erteilen^).  Der  sachliche  Vorwurf,  den  er  neben 
diesem  Tadel  der  Unbescheidenheit  gegen  sie  erhebt,  ist  der  des 
Doktrinarismus:  man  soll  allen  allgemeinen  Regeln  misstrauen, 
die  nur  in  der  Feder  der  Toren  ihre  Geltung  haben;  sodann  der 
utopische  Charakter  ihrer  Ideale.  Das  Projekt  des  ewigen  Frie- 
dens muss  auf  den  Kongress  vertagt  werden,  wo  man  auch  den 
Streit   zwischen    geistlicher    und    weltlicher   Gewalt   austrägt,    den 


1)  Dict.  phil.  :  Venise.     Louis  XIV,  Ecrivains:   Amelot. 

2)  Louis  XIV,  c.  28  note ;    c.   38.    Ecrivains :    St.  Pierre.    Dict.    phil. :    Droit  II. 
Fragments  sur  Thistoire  XIII. 

3)  Louis  XIV,  Ecrivains:  Boulainvilliers.    Dict.  phil,:  Economie;  Gouvernement  1; 
Etats.    Sur  le  livre  de  la  felicit^  publique.    Dialogues  d'Evhemere  XII. 
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Streit  zwischen  Fiskus  und  Volk,  Adel  und  BürLjcrtuui,  iJegen 
und  Robe,  Mann  und  Frau,  Schriftsteller  und  Leser.  Wir  sahen 
schon,  wie  er  eine  absolute  Entscheidung  im  Problem  der  Staats- 
formen ablehnt:  die  »gute«,  die  ;>beste«  Staatsform  wird  nie  und 
nirgends  zu  finden  sein.  Wie  kann  es  eine  solche  geben,  wo  sie 
doch  alle  auf  Leidenschaften,  die  sich  bekämpfen,  gegründet  sind! 
Auch  die  vielgerühmten  Verfassungen  der  griechischen  Republiken 
müssen  wohl  schlecht  gewesen  sein,  sie  wären  sonst  nicht  immer 
wieder  geändert  worden.  Mängel  und  Missbräuche  sind  eben  nur 
allzu  menschlich.  Es  ist  leicht,  Inkonsequenzen  aufzuzählen,  die 
man  z.  B.  dem  französischen  Staat  vorhalten  kann.  Aber  wo  ist 
eine  Einrichtung  in  der  Welt,  die  nicht  auf  Inkonsequenz  ruhte ^). 
Eine  gute  Probe  seines  r  e  a  1  i  s  t  i  s  c  h  -  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e  n 
Verständnisses  legt  er  ab  in  der  Würdigung  der 
englischen  Verfassung.  Wir  sehen,  dass  auch  er  zu 
ihren  Bewunderern  gehört,  aber  er  sieht  in  ihr  nicht  eine  ideale 
Schablone,  sondern  ein  historisches  Gewächs,  das  in  einem  ganz 
bestimmten  Boden  wurzelt  und  ganz  bestimmte  Bedingungen  des 
Wachstums  hat.  Er  fragt  sich,  wie  es  komme,  dass  die  franzö- 
sische und  die  englische  Verfassung  bei  ganz  ähnlichen  Ausgangs- 
punkten —  das  englische  Parlament  ist  ja  nichts  als  eine  ver- 
vollkommnete Nachahmung  der  französischen  Generalstände  — 
eine  so  sehr  verschiedene  Entwicklung  genommen  haben.  Und 
er  antwortet :  Nicht  eine  besondere  Gesetzgeberweisheit  hat  die 
englische  Verfassung  geschaffen;  er  spottet  darüber,  dass  die  alt- 
englischen Parlamente,  in  denen  nur  Kirchentyrannen  und  Räuber, 
die  sich  Barone  nannten,  Hüter  der  öffentlichen  Freiheit  und 
Sicherheit  gewesen  sein  sollen.  Vielmehr  aus  einer  blutigen  mit 
Gewalttat,  Raub  und  Mord  befleckten  Geschichte  heraus  und  un- 
ter schweren  Kämpfen,  und  zwar  Bürgerkriegen,  aus  denen  sonst 
nur  Sklaverei  entspringt,  ist  sie  allmählich  entstanden.  Sie  wurde 
nur  möglich  durch  die  Gunst  besonderer  unwied  erholbarer  Um- 
stände z.  T.  geographischer  Art  (der  insulare  Charakter  des  eng- 
lischen Staatswesens  macht  ein  grosses  Landheer  entbehrlich) 
und  durch  Gründe,  die  der  Völkerpsychologie  angehören :  dem 
englischen  Charakter  ist  eine  tiefere  Freiheitsliebe,  eine  grössere 
Stetigkeit    und     mehr    Ernst    zuzuschreiben.     So    gelang     diesem 


l)  Idees  republicaines  30.    Dict.  phil, :   Gouvernement  I.  u.  II.    Pensees,  remarques 
et  observations. 
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Volk  die  politisch  so  bedeutsame  Abschüttlung  des  päpstlichen 
Jochs  ^). 

Mitunter,  namentlich  in  tieferen  Fragen,  wird  Voltaire's  Feind- 
schaft gegen  den  Doktrinarismus  allerdings  auch  zur  ideen- 
losen Prinziplosigkeit,  die  sich  in  rein  entgegengesetz- 
ten Behauptungen  enthüllt.  Er  schwankt  z.  B.  in  der  Frage  des 
Macchiavellismus,  d.  h.  dem  Problem  des  Verhältnisses  von  Po- 
litik und  Moral  zwischen  den  widerspruchsvollen  Sätzen,  es  gebe 
für  Könige  und  für  Privatleute  verschiedene  Sittlichkeit,  und  dem 
anderen:  Privatmann  und  Herrscher  dürfen  nicht  verschiedene 
Moral  haben.  Der  Vorvvand  des  Staatswohls  rechtfertige  den 
monarchischen  Ehrgeiz  nicht.  Für  den  historischen  Macchiavelli 
hat  er  übrigens  den  richtigen  Gesichtspunkt  der  Beurteilung,  er 
passe  nur  für  kleine  Herrscher,  die  sich  um  schlecht  verwaltete 
Stätchen  herumstreiten  und  deren  Lieblingsbuch  der  »Prince« 
daher  auch  so  lange  gewesen  sei.  Im  Zeitalter  der  bewaffneten 
Grossmächte,  die  den  Ehrgeiz  der  Kleinen  ersticken,  sei  das  Buch 
wertlos  geworden  ^).  Und  so  trifft  sein  gesunder  bon  sens  doch 
manchmal  das  Richtige  und  verführt  ihn  jedenfalls  nie  zu  den 
scholastischen  Subtilitäten ,  die  uns  bei  dem  prinzipiell  tieferen 
Montesquieu  oft  so  unangenehm  berühren. 

Bemühen  wir  uns  nun,  die  Ergebnisse  nach  der  sachlichen 
Seite  zusammenzufassen  und  suchen  wir  nach  einer  kurzen  B  e- 
Stimmung  f  ü  r  V  o  1 1  a  i  r  e's  politischen  Standpunkt 
im  ganzen,  so  hat  die  bisherige  Untersuchung  schon  gezeigt,  wie 
schwierig  ein  solcher  Versuch  ist.  Wir  fanden  sehr  verschiedene 
Urteile  und  Stimmungen  nebeneinander  und  wir  dürfen  uns  dar- 
über nicht  wundern,  wenn  wir  im  Auge  behalten,  dass  Voltaire 
politischen  Fragen  —  von  der  Justizreform  abgesehen  —  ein  sy- 
stematisches Nachdenken  kaum  gewidmet  hat,  aus  Gründen  seiner 
Naturanlage  wie  aus  Gründen  der  Taktik;  die  grosse  kirchen- 
politische Campagne,  die  er  als  seine  Aufgabe  wie  als  die  der 
ganzen  Philosophenpartei  ansieht,  soll  nicht  gestört  werden  durch 
eine  Zersplitterung  der  Kräfte  und  durch  Ausfälle,  die  nur  wei- 
tere Gegner  ins  Lager  des  mächtigen  klerikalen  Feindes  treiben 
müssen.  Darum  erhebt  er  seine  warnende  Stimme  ,  als  »einige 
Weise«   die  Gleichheit  predigen,  die  in  der  Gesellschaft  nicht  be- 

i)  Dict.    phil. :    Etats    generaux.    Lettres    philosophiques  S   f.    Dict.    phil. :    Gou- 
vernement VI.    Essai  sur  las  moeurs  c.   171. 

2)  Panegyrique  de  Saint  Louis.    Louis  XIV.    Ecrivains:  Amelol. 
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stehen  »und  auch  den  Grossen  nicht  gefallen  kann«.  (An  Da- 
milaville  15.  VI.  1763).  Darum  wird  er  nervös,  wenn  Schriften  von 
Philosophen  nicht  bloss  die  Richter  ärgern,  sondern  auch  die  Für- 
sten reizen.  Nichts  ist  gefährlicher  und  ungeschickter,  die  Brü- 
der sollen  immer  die  Moral  und  den  Thron  respektieren«.  (An 
Damilaville  26.  und  30. 1.  1762).  Immerhin  kann  man  sowohl  nach 
der  negativen  als  nach  der  positiven  Seite  hin  einige  Sätze  als 
gesichert  in  Anspruch  nehmen. 

Voltaire  ist  kein  revolutionärer  und  kein  de- 
mokratischer Politiker  aus  tieferen  Gründen  als  bloss 
taktischen  Rücksichten.  Alles  Gewaltsame,  Masslose,  Anarchische 
ist  seinem  ästhetischen  Temperament  zuwider,  und  mit  der  vor- 
nehmen Kultur  des  alten  aristokratischen  und  königlichen  Frank- 
reich ist  er  so  verwachsen,  dass  er  sich  von  der  Welt  des  nie- 
deren Volkes  mit  Abscheu  als  von  dem  Bereich  der  Rohheit  ab- 
wendet. Aber  trotz  der  schroffsten  Aeusserungen  seiner  Volks- 
verachtung und  trotz  gelegentlicher  cynischer  Macchiavellismen 
darf  man  in  ihm  nun  andererseits  nicht  einen  Theoreti- 
ker des  Absolutismus  in  Hobbes  Art,  einen  >;despotiste«, 
wie  Faguet  sagt,  sehen  oder  einen  Nietasclic  s(i\^^r\  Bewunderer  von 
Machtmenschen,  üer  Satz  im  Brief  an  Debnis  (30.  I.  1763):  »Alles 
was  Tyrannei  ist,  missfällt  mir  aufs  äusserste«  ist  ganz  aus  seiner 
sensiblen  Xatur  heraus  geschrieben,  deren  Welt  die  friedliche 
Studierstube  und  das  heitere  Theater  war.  Wie  würde  sich  sonst 
auch  seine  aufrichtige  Begeisterung  für  das  Tiirgof sehe  Re- 
giment erklären  und  seine  Freude  auch  gerade  an  den  Zügen 
dieser  Aera,  die  uns  Menschen  des  Bismarckschen  Zeitalters  be- 
denklich anmuten.  Als  einige  konservative  Freunde  den  raiso- 
nierenden  Ton,  den  Turgot  den  König  anschlagen  lässt ,  nicht 
passend  und  unkönigHch  finden,  da  protestiert  er  lebhaft.  Er  ist 
im  Gegenteil  tief  gerührt  von  der  schönen  Neuerung,  nach  der 
ein  König  seinem  Volk  Rechenschaft  ablegt  über  seine  Entschlüsse. 
Er  findet  den  Stil  der  TiLrgofs>c\\&\\  E^dikte  sehr  edel  und  sehr 
väterlich,  so  recht  im  >>besten  chinesischen  Geschmack«  (an  De- 
lisle  14.  III.  1776;  an  d  'Argental  30.  III.  1776).  In  einer  monarchischen 
Reformpolitik  in  Tur gof  schexw  Geist  hat  er  nach  manchen  Schwan- 
kungen den  Ort  gefunden,  wo  er  hingehört.  Er  ist  also  ganz 
»ancien  regime«,  aber  ancien  regime  in  dem  Entwicklungsstadium, 
da  es  sich  aus  sich  selbst  heraus  freiwillig  und  ohne  Gewaltsam- 
keit zum  modernen  Staat  umwandeln  will. 
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ALBRECHT  THAER  UND   JOHANN  HEINRICH 
von  THÜNEN. 

VON 
Dr.  AUGUST  WERTH,  Bern. 


Johann  Heinrich  von  Thünen  war  bekanntlich  ein  Schüler  Albrecht 
Thaer's.  Thünen  sagt  selbst:  :>Adam  Smith  war  in  der  National- 
ökonomie, Thaer  in  der  wissenschaftlichen  Landwirtschaft  mein 
Lehrer <;  ^).  Zu  wiederholten  Malen  hebt  Thünen  dieses  nach- 
drücklich hervor.  Allein,  wenn  es  wahr  sein  sollte,  dass  der 
grosse  Schüler  dem  Meister  Ehre  und  Ruhm  verschaffe,  so  haben 
wir  bei  Thünen  und  Thaer  eine  jener  Ausnahmen  vor  uns,  deren 
ja  die  Regel  zu  ihrer  Bestätigung  bedarf.  Man  würde  nicht  zu 
weit  gehen,  wenn  man  behaupten  wollte,  dass  hier  gerade  das 
Gegenteil  dessen,  was  Regel  ist,  eingetreten  sei,  denn  niemand 
hat  so  viel  Veranlassung  zur  Verkennung  der  richtigen  und  wah- 
ren Auffassung  Thaer's  gegeben  als  eben  Thünen. 

Es  gibt  keinen  grösseren  und  gefährlicheren  Gegner  eines 
Meisters,  als  einen  Schüler,  der  ihn  missversteht  und  verkennt; 
denn  die  Nachwelt  beruft  sich  meist  auf  den  Schüler,  in  der  An- 
nahme, bei  letzterem  die  Wiedergabe  und  Darstellung  der  Lehren 
des  Meisters  am  richtigsten  und  treuesten  anzutreffen,  während 
sie  das  Quellenstudium  aus  den  Werken  und  Schriften  des  Autors 
selbst  vernachlässigt.     Vorliegende  Abhandlunsf  wird  Zeueuis   da- 


l)  Vgl.  Johann  Heinrich  von  Thünen  :  »Der  isolierte  Staat  in  Beziehung  auf 
Landwirtschaft  und  Nationalökonomie«,  3.  Aufl.,  herausgegeben  von  H.  Schumacher- 
Zarchlin,  Berlin  1875,  II.  Bd.  I.  Abt.  S.  3.  Einleitung,  S.  auch  I.  Teil  S.  381.  Be- 
merkung 7  zu  §  26. 
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für  ablegen,  wie  wenig  man  sich  selbst  auf  die  berühmtesten 
Schüler  verlassen  darf,  wenn  sie  die  Ansichten  ihrer  Lehrer  wie- 
dergeben. Der  Irrtum  wird  dann  noch  durch  den  Umstand  ver- 
grössert,  dass  der  Interpret  die  verkehrte  Auffassung  durch  neue  De- 
duktionen in  die  Höhe  treibt.  Das  Falsche  wird  leicht  zur  gang- 
baren Münze,  und  hat  der  Irrtum  sich  einmal  eingenistet ,  so 
dürfte  es  meist  sehr  schwer  fallen,   ihn  zu  berichtigen. 

Wenn  wir  nun  zur  Frage  der  Stellung  Thünen's  zu  Thaer 
übergehen,  so  wird  der  Kernpunkt  derselben,  und  damit  auch  zu- 
gleich der  Hauptirrtum  Thünen's  durch  folgenden  Ausspruch 
RicJiard  Passozu's  treffend  bezeichnet  i):  »Man  charakterisiert  das 
innerste  Wesen  des  ersten  Teils  des  ^Isolierten  Staates'  am  besten, 
wenn  man  ihn  eine  Streitschrift  gegen  Albrecht  Thaer's  und  sei- 
ner Anhänger  Lehre  von  der  Fruchtwechselwirtschaft  nennte  eine 
Streitschrift  freilich,  deren  polemischer  Ton  durch  die  ausser- 
ordentliche Verehrung,  die  Thünen  seinem  Lehrer  Thaer  ent- 
gegenbrachte, so  sehr  herabgestimmt  wird,  dass  nur  das  aufmerk- 
same Ohr  ihn  hie  und  da  erklingen  hört-. 

Nach  Thaer  wäre  die  Fruchtwechselwirtschaft  vor  den  übri- 
gen Ackerbausystemen  absolut  zu  bevorzugen,  während  Thü- 
nen beweisen  will,  dass  der  Vorzug  der  verschiedenen  Systeme 
kein  absoluter,  sondern  ein  relativer  sei.  Thünen  sagt  aus- 
drücklich:  :>Es  findet  also  kein  absoluter  Vorzug  der  Koppel- 
wirtschaft vor  der  Dreifelderwirtschaft  statt,  sondern  es  wird  durch 
die  Getreidepreise  bedingt,  ob  dieses  oder  jenes  Wirtschaftssystem 
in  der  Anwendung  vorteilhafter  sei.  Sehr  niedrige  Kornpreise 
führen  zur  Dreifelder-,  höhere  Preise  zur  Koppelwirtschaft.  — 
Bei  einem  Kornpreise,  der  so  niedrig  ist,  dass  in  der  Koppel- 
wirtschaft die  Kosten  nicht  mehr  bezahlt  werden,  kann  das  Land 
durch  die  Dreifelderwirtschaft  noch  mit  Vorteil  angebaut  wer- 
den« ^).  Diese  relative  Gültigkeit  trifft  für  alle  Systeme  der  land- 
wirtschaftlichen Produktion  zu,  also  auch  für  die  Fruchtwechsel- 
wirtschaft ■^).  Das  ist  eben  die  Hauptidee,  die  Thünen  seinem 
»Isolierten  Staate  zu  Grunde  gelegt  hat.  Es  ist  leicht  verständ- 
lich, dass  Rodbei'tus  diese  Wahrheit  als  das  Gesetz  der 
relativen   Vorzüglich  keit   jedes    Wirtschaftssy- 


i)  Vgl.   diese  Zeitschr.  Jahrg.   1902,   S.   37. 

2)  Isolierter  Staat,  Teil  I.  S.  116. 

3)  Passow,  a,  a.  O.,  S.   16,   Anm. 
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Sterns  bezeichnet  hat^). 

Demnach  hätten  wir  bei  Thaer  und  Thünen  zwei  entgegen- 
gesetzte Prinzipien  vor  uns,  die,  wollen  wir  sie  ins  Praktische 
übertragen,  folgenderniassen  lauten  würden:  Nach  Thaer  überall 
und  ausschliesslich  Fruchtwechselwirtschaft,  nach  Thünen  hingegen 
jedes  System  an  seinem  Orte  und  zu  seiner  Zeit.  Thaer's 
Ansicht  ist  eine  starre  D  o  g  m  a  t  i  k  ,  Thünen's  die  der  R  e- 
1  a  t  i  V  i  t  ä  t ;  Thaer  setzt  sich  über  Zeit-  und  Ortsverhältnisse  hin- 
weg, Thünen  aber  legt  alle  diese  Faktoren  seinem  System  zu 
Grunde.  Und  in  der  Tat  v;ar  es  auch  so  von  Thünen  gemeint  ^). 
Es  bedarf  nun  der  Untersuchung,  ob  Albrecht  Thaer  wirklich 
a  b  s  o  1  u  t  und  an  j  e  d  e  r  S  t  e  1 1  e  der  Fruchtwechselwirtschaft 
den  Vorzug  vor  den  übrigen  Systemen  gegeben  hat.  Mit  der 
Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  dieser  Auffassung  steht  und  fällt 
natürlich  die  ganze  Sache  Thaer's. 

Schliesslich  entsteht  noch  die  Frage:  Hat  Thaer  überhaupt 
einen  absoluten  Standpunkt  vertreten,  oder  lässt  sich  nicht 
vielmehr  nachweisen,  dass  gerade  Thaer  es  war,  der  den  Stand- 
punkt der  Relativität  in  dem  Betriebssysteme  aufgestellt  und 
hervorgehoben  hat.? 

Wir  haben  die  Frage  an  der  Hand  der  Schriften  Thaer's, 
die  bis  zum  Jahre  1826,  dem  Erscheinungsjahre  des  »Isolierten 
Staates <,  veröffentlicht  wurden,  zu  prüfen.  Freilich  könnte  man, 
falls  die  Werke  Thaer's  die  Behauptungen  von  der  angeblich  ab- 
soluten Vorzüglichkeit  der  Fruchtwechselwirtschaft  nicht  recht- 
fertigen, einwenden:  Da  Thünen  die  Vorlesungen  Thaer's  be- 
sucht hat,  so  ist  es  möglich,  dass  Thaer  die  ausschliessliche  Frucht- 
wechselwirtschaft gerade  in  den  Vorlesungen  allzusehr  hervorge- 
hoben hat.  Wir  werden  indessen  sehen,  dass  gerade  in  Thaer's 
Vorlesungen  sein  Relativitätsstandpunkt  mit  grosser  Deutlichkeit 
hervortritt. 

Zuerst  muss  die  Frage  gestellt  werden :  Was  hat  denn  Thü- 
nen veranlasst,  seine  Ideen  über  Landwirtschaft  zu  veröffentlichen  ? 
Dieser  Punkt  würde  nicht  erörtert  werden,  wenn  er  nicht  in  inni- 
gem Zusammenhange  mit  dem  uns  hier  beschäftigenden  Problem 
stände.  Es  findet  sich  hierüber  bei  Thünen  folgender  Auf- 
schluss  : 


1)  Rodbertus    in  einem  Briefe    vom    29.   Sept.   1S40    an  Thünen.    Vgl.   H.   Schu- 
macher, J.  H.  von  Thünen;  Ein  Forscherleben,  Rostock  1S68.    S.  172. 

2)  Passow,  a,  a.  O. 
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»  V(yn  Essens  Aufsatz  in  den  ßfög/in  sehen)  Annalen  M  hat  mich 
auf  einmal  so  in  Harnisch  gebracht,  dass  ich  den  lieroisclicn  Knt- 
schluss  gefasst  habe,  meine  Ideen  über  Landwirtschaft  drucken  zu 
lassen.  Wenn  mein  Eifer  nicht  wieder  nachlässt,  so  wirst  Du  Ostern 
ein  Buch  von  mir  haben.  Während  hier  eine  Wechselwirtschaft  nach 
der  andern  untergeht,  herrscht  sie  despotisch  in  den  Büchern.  Aber 
noch  nie  sind  in  ihrer  Wirkung  so  unsinnige  Sätze  angegeben,  wie 
durch  Herrn  von  Essen.  Auffallend  ist  es,  dass  dies  unter  Thacrs  Augen 
geschrieben  und  gedruckt  ist,  und  dass  er  dazu  still  schweii^t.  Sollen 
die  grossen  Zahlen  auf  dem  Papiere  die  kleinen  in  der  Wirklichkeit 
verdecken  ?<;  -j. 

Zunächst  sei  hier  bemerkt,  dass  Thaer  zu  denm  betr.  Auf- 
satze nicht  stillgeschwiegen  hat.  Er  hat  die  Abhandlung  Essens 
in  der  »Vorerinnerung«  als  eine  »merkwürdige,  belehrende  und 
vollendete  Schrift«  bezeichnet^).  Jedocii  gegen  gewisse  Sätze  er- 
hebt er  Einspruch.  Er  sagt  im  nachfolgenden  zweiten  Bande  des- 
selben Jahrganges,  dass  von  Essen  oft  zu  weit  ginge  *),  und  dass 
der  Eckstein,  worauf  das  ganze  Gebäude  beruhe,  unzuverlässig 
sei  ^).  Thünen,  welcher  an  diesem  Aufsatze  Anstoss  genommen 
und  beschlossen  hatte,  gegen  die  angeblich  »ausschliess- 
liche« Fruchtwechselwirtschaft  Thaer's  aufzutreten,  hat  diese 
Stelle  übersehen,  obwohl  er  den  »Isolierten  Staat«  erst  sechzehn 
Jahre  später  der  Oefifentlichkeit  übergab.  Aber  sei  dem,  wie  ihm 
wolle,  wenden  wir  uns  einmal  dem  Aufsatze  von  Essen' s  selbst 
zu,  um  ihn  in  Bezug  auf  die  relative  Vorzüglichkeit  der  Acker- 
bausysteme, wie  auch  auf  die  Ausschliesslichkeit  der 
Fruchtwechselwirtschaft  hin  zu  prüfen.     Vo?i  Essen  schreibt : 

»Wir  sind  durch  den  H&rrn  Staatsrat  Thaer  belehrt«,  »dass  eine 
mit  Brachfruchtbau  vereinte,  mannigfaltig  zu  modifizierende  Frucht- 
Av  e  c  h  s  e  1  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  teils  mit,  teils  ohne  Stallfütterung,  das  sicherste 
Mittel  ist,  dessen  wir  uns  zur  Verbesserung  solcher  hilfsbedürftiger 
Wirtschaften  bedienen  können?.  Aber  man  würde  durchaus  irren,  wenn 
man  glaubte,  derselbe  wolle  diese  als  ein  einziges  Wirtschaftssvstem 
für  alle  Länder,  für  alle  Bodenarten  und  für  alle  Lokalverhältnisse  an- 
gewendet wissen,  oder  er  gestatte  es,  irgend  einen  Wirtschaftsplan  oder 
eine  Fruchtrotation  zuvor  zu  projektieren,  um  solche  nachher  dem 
Boden  anzupassen.  Er  empfiehlt  vielmehr,  zuerst  die  Eigenschaften 
des  Bodens  genau  kennen  zu   lernen;    alle  Lokalverhältnisse  sorgfältig 


1)  Der  hier  in  Frage  kommende  Aufsatz  ist  betitelt:  »Der  Uebergang  aus  ge- 
wöhnlichen Dreifelderwirtschaften  in  eine  nach  Thaer'schen  Grundsätzen  geordnete 
Fruchtwechselwirtschaft«,  veröffentlicht  in  den  von  Thaer  herausgegebenen  »Annalen 
des  Ackerbaues«   1809. 

2)  Schumacher,  J.  H.  von  Thünen,  S.  33. 

3)  »Annalen  des  Ackerbaues«,  Bd.  IX.  1809. 

4)  Annalen,  Bd.  X.,  S.   518. 

5)  Ibid.  S.   525. 
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ZU  beurteilen,  nach  deren  Beschaffenheit  allein  den  allgemeinen  Wirt- 
schaftsplan zu  bilden,  darnach  die  Rotation  der  zu  erbauenden  Früchte 
zu  bestimmen,  unter  Erwägung  aller  Hindernisse  und  veranstalteter 
Wegräumung  derselben,  zuletzt  zur  Ausführung  zu  schreiten.  Er  will 
die  so  sehr  verschiedene  Erdfläche  nur  als  verschiedenes  Material  an- 
gesehen wissen,  das  der  Landmann  als  Gewerbsmann  mit  allumfassen- 
der Sachkenntnis  durch  ganz  verschiedene  Behandlungsweisen  zu 
mancherlei  Zwecken  bearbeitet,  um  dadurch  den  höchsten  und  nach- 
haltigsten Gewinn  aus  jeder  kulturfähigen  Bodenart  zu  erhalten.  Kurz 
jeder  Unterschied  des  Bodens  und  das  in  Rücksicht  des  Handwerks, 
der  vorhandenen  natürlichen  Hilfsmittel,  der  Bevölkerung,  der  Arbeits- 
und Produktenpreise  und  des  anzuwendenden  Betriebskapitals  so  sehr 
verschiedene  Lokal  erfordert ,  nach  dem  T/iae /'sehen  System,  auch 
jedesmal  eine  andere  Feldeinteilung,  eine  andere  Art  von  Kultur  oder 
Ackersystem  und  eine  andere  Behandlungsweise.  Um  das  einzig  pas- 
sende und  zweckmässigste  Kultursystem  ausfinden  zu  können,  macht 
er  seine  Zuhörer  mit  allen  Wirtschaftsarten,  vorzüglich  mit  den  Drei- 
felderwirtschaften, Koppelwirtschaften  und  den  mannigfaltigen  Wechsel- 
wirtschaften genau  bekannt,  lehrt  auch  durch  Wort  und  Tat,  sie  nach 
rationellen  Grundsätzen  zu  prüfen,  ihre  Vorteile  und  Nachteile,  ihre 
Beschwerlichkeiten  und  Hindernisse  zu  erwägen;  und  zeigt  ihnen,  wie 
jene  Wirtschaftsarten  nach  Verschiedenheit  der  Umstände,  entweder 
einzeln  oder  teilweise  zusammengeschmolzen,  verA^ollkommnet  zur  Er- 
reichung des  höchsten  reinen  Gewinns  in  jedem  örtlichen  Verhältnisse 
praktisch  anzuwenden  sind«. 

»Dass  es  auf  keine  Weise  mit  dem  T/iaer  sehen  landwirtschaftlichen 
System  harmoniert,  für  jedes  Lokal  nur  eine  einzige  allgemein  passen 
sollende  Wirtschaftsart  anzuwenden,  wird  offen  daliegen,  wenn  die 
Grundsätze  des  rationellen  Ackerbaues  im  Druck  er- 
schienen sind «. 

»Als  Beleg  dafür,  dass  nicht  ein  und  dasselbe  Wirtschaftssystem 
für  jedes  landwirtschaftliche  Lokal  anwendbar  ist,  bin  ich  so  frei, 
einige  Paragraphen  aus  diesem  Werke,  die  der  Verfasser  seinen  Zu- 
hörern als  Diktate  zu  seinen  Vorlesungen  mitteilt,  hier  anzuführen«. 

Von  Essen    führte    nun    drei  Paragraphen    an,   die  folgender- 
massen  lauten  : 

;^Dieses  Verhältnis  des  Arbeitspreises  gegen  den  Preis  des  Grund 
und  Bodens  trägt  zur  Begründung  der  verschiedenen  Ackerbausysteme 
vieles  bei.  Man  kann  diese  in  ihren  Extremen  die  extensiven  und  in- 
tensiven nennen.  Wo  nämlich  der  Boden  wohlfeil,  die  Arbeit  aber 
teurer  ist,  da  wird  man  eine  gewisse  Masse  von  Produkten  auf  einer 
grossen  Fläche  oder  mit  möglichst  geringer  Arbeit  zu  erzielen  suchen. 
—  Wenn  gleich  die  Extreme  von  sehr  w^ohlfeilem  Acker  und  sehr 
teurer  Arbeit  und  umgekehrt  in  Deutschland  selten  oder  gar  nicht  vor- 
kommen, so  sind  doch  mannigfaltige  Gradationen  dieses  Verhältnisses 
in  verschiedenen  Provinzen  und  Distrikten  vorhanden,  die  man  bei  der 
Einrichtung  einer  Wirtschaft  wohl  zu  erwägen  hat,  um  sich  darnach 
für  ein  mehr  oder  minder  intensives  oder  extensives  Wirtschaftssystem 
zu  bestimmen  .  .  .  Dieses  gerechte  Verhältnis  zwischen  Qualität  und 
Quantität  des  Grund  und  Bodens,  Arbeit  und  Düngung,  begründet  das 
Feldsystem.  Wo  man  Arbeit  und  Dünger  zu  jeder  Zeit,  so  viel  man 
gebraucht,  von  auswärts  vorteilhaft  haben  kann,  da  bedarf  es  gar  keines 


Albrecht  Thaer  und   Johann  Heim  ich  von  Thünen.  gl 

bestimmten  Ackeisystems,  und  die  ganze  Kraft  des  Ackerbauers  l)e- 
schränkt  sich  auf  die  Manipulation  und  auf  die  Auswahl  der  Früchte, 
welche  der  Acker  in  dem  Zustande,  worin  er  eben  ist,  am  vorteil- 
haftesten tragen  kann.  In  Wirtschaften,  welche  diese  Vorteile  haben, 
ist  selbst  die  Verbindung  der  beiden  Hauptzweige  der  Landwirtschaft, 
des  Ackerbaues  und  der  Viehzucht  nicht  notwendig,  sondern  es  kann 
jede  für  sich  und  selbst  vorteilhafter  getrennt  für  sich  betrieben  wer- 
den. Dies  gehört  aber  unter  die  seltenen  Fälle  und  findet  nur  in  der 
Nachbarschaft  grosser  Städte  oder  in  höchst  bevölkerten  Gegenden 
statt«. 

Aus  den  hier  mitgeteilten  Paragraphen  aus  einem  Thaer'schen 
Vorlesungshefte  folgert  von  Essen,  dass  nach  den  Grundsätzen 
Thaers  Dreifelderwirtschaft  sich  als  berechtigt  denken  lasse  ^) ; 
7>on  Essen  kennt  solche  Dreifelderwirtschaften,  von  welchen  er 
sagt:  In  diesen  Dreifelderwirtschaften,  beim  richtigen  Betriebe 
der  einzelnen  Teile,  wird  wohl  aus  dem  Gesichtspunkte  ra- 
tioneller landwirtschaftlicher  Grundsätze  wenig  zu  tadeln  und 
nicht  viel  zu  verbessern  sein<^).     von  Essest  wiederholt: 

»Man  wird  aus  dem  bereits  Gesagten  sich  erinnern,  dass  nur  der 
Beschaffenheit  des  Bodens  und  der  örtlichen  Verhältnisse  gemäss  für 
jedes  Gut  ein  eigener  Wirtschaftsplan  entworfen  werden  müsse,  und 
dass  es  den  rationellen  landwirtschaftlichen  Prinzipien  durchaus  wider- 
spricht, einen  willkürlich  abgefassten  Plan  auf  jede  umzuändernde  Wirt- 
schaft anzuwenden.  Es  ist  sonach  auch  unmöglich,  hier  den  Ueber- 
gang  aus  jeder  Dreifelderwirtschaft  in  die  bessere  durch  ein  allge- 
mein passendes  Schema  anzugeben«  ^). 

Also  ist  schon  bei  von  Essen  von  einem  absoluten  Vor- 
zug der  Fruchtwechselwirtschaft  durchaus  nicht  die  Rede ;  auch 
müsste  es  nach  ihm  als  unzweckmässig  betrachtet  w^erden,  über- 
all das  Fruchtwechselsystem  anzuwenden,  denn  jedes  System 
des  Ackerbaues  wird  von  Zeit  und  Ort  und  andern  Verhältnissen 
bedingt,  also  kann  es  sich  um  keinen  absoluten  Standpunkt 
handeln.  In  dieser  Beziehung  hatte  sonach  Thünen  keinen  Grund, 
Thaer  zu  bekämpfen. 

Gehen  wir  nun  zu  Thaer's  Schriften  selbst  über,  um  sie  in 
Bezug  auf  die  uns  hier  beschäftigende  Frage  zu  prüfen,  so  würde 
es  viel  zu  weit  führen,  wollten  wir  hier  alle  bezüglichen  Stellen 
mitteilen.  Zuerst  wird  uns  seine  »Einleitung  zur  Kenntnis  der 
englischen    Landwirtschaft <=    beschäftigen'*).      Thünen    hat    seinem 


i)  Annalen,  Bd.  X.  S.   540. 

2)  Ibid.   S.   540  ff. 

3)  Ibid.   S.   542. 

4)  Die  erste  Auflage  erschien  179S ;  wir  eitleren  nach  der  zweiten  Auflage,  deren 
beide  ersten  Bände  1801,  der  dritte  1804  in  Hannover  erschienen. 


ß2  Dr.  August  Werth  : 

Urteil  über  dieses  Werk  in  folgenden  Worten  Ausdruck  gegeben  : 
:>Die  Einleitung  schrieb  ein  Mann  von  grossem  Geist,  aber  ohne 
praktische  Kenntnis  von  der  Landwirtschaft,  Phantasie  und  En- 
thusiasmus stellten  klar  die  Vorzüge  einzelner  Methoden  dar; 
nachdem  man  es  gelesen,  schien  es  leicht,  sich  über  alle  prak- 
tischen Landwirte  zu  erheben  und  in  kurzer  Zeit  ein  reicher  Mann 
zu   werden:  ^). 

Dieses  Urteil  mag  vielleicht  davon  herrühren,  dass  Thünen's 
Schwager  Sclir'ödei',  der  vor  ihm  Tellow,  das  spätere  Besitztum 
Thünen's,  bewirtschaftete,  nachdem  er  Thaer's  »englische  Land- 
wirtschaft« gelesen,  jubelnd  gemeint  hatte,  die  ihm  so  erwünschte 
Geldquelle  gefunden  zu  haben,  und  nun,  voll  guter  Hoffnungen, 
Fruchtwechselwirtschaft  einführte.  Aber  die  erwarteten  günstigen 
Resultate  blieben  gänzlich  aus,  so  dass  Schröder  in  sehr  bedrängte 
Lage  geriet  ^).  Es  wird  sich  aber  noch  herausstellen,  dass  Thaer 
auch  in  der  »Einleitung«  ganz  und  gar  von  dem  Standpunkte  der 
Relativität  ausgeht.  Thünen  meint,  das  Missverständnis  seines 
Schwagers  mit  der  Ansicht  Thaer's  identifiziert  zu  haben.  Schon 
im  Anfang  der  »Einleitung«  macht  Thaer  darauf  aufmerksam, 
dass  in  England  die  allgemein  anerkannte  höhere  Landwirtschaft 
»modifiziert  nach  dem  Boden  und  der  Lage«  ausgeübt  werde  ^). 
»Mit  einigem  Scharfsinne«  —  sagt  Thaer  —  »wird  man  leicht 
unterscheiden  können,  was  in  jeder  Gegend  und  jeder  Wirtschafts- 
methode Aufmerksamkeit  und  unter  gehörigen  Verhältnissen  Nach- 
ahmung verdiene.«  Dies  ist,  wMe  mir  scheinen  will,  doch  wohl 
deutlich  genug.  Schärfer  noch  tritt  sein  Standpunkt  im  II.  Bande 
(S.  229)  hervor,  wo  er  sagt:  »Denn  es  lässt  sich  die  Art  und 
Weise  der  Engländer,  Ackerbau  und  Viehzucht  zu  betreiben,  ohne 
jene  Kenntnis  nicht  gehörig  würdigen,  und  könnte  uns  entweder 
zu  einer  blinden,  unseren  Verhältnissen  nicht  angemessenen  Nach- 
ahmung verleiten,  oder  unsern  ebenso  unbegründeten  Tadel  er- 
regen *).«  Man  sieht  klar  genug,  wo  Thaer  hinaus  will:  wederblinde 
Nachahmung,  noch  unbegründeten  Tadel,  sondern  eigene,  selb- 
ständige Prüfung    und  klares,    richtiges  Denken.     In  der  Vorrede 


1)  Schumacher,  J.  H.   von  Thünen,   S.   35. 

2)  Nach  Passow  a.  a.  O.   S.  5   (bei  Schumacher ,    »Forscherleben«,    S.  43  nicht 
zu  finden). 

3)  Einleitung  zur  Kenntnis  der  engl.  Landwirtschaft,  Grätz  1S02,  L,  S.   lo.  r 

4)  Einleitung  Bd.  IL,  Abt.  2,  S.  IV.,  Vorerinnerung.  , 
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des  III.  Bandes  desselben  Werkes^)  bemerl<t  Thaer  weiter: 

»Man  wird  mir  die  Torheit  nicht  zumuten,  hier  ein  positives,  all- 
gemein anwendbares  Wirtschaftssystem  aufstellen  zu  wollen.  Nein !  ich 
bin  weit  von  dem  Gedanken  entfernt,  eine  Maschine  zu  erfinden,  die 
jeder  nur  mechanisch  nachzumachen  brauchte,  und  die  für  jedes  Lo- 
kal passen  sollte.  Hätte  ich  je  eine  solche  Idee  haben  können,  so 
hätten  mich  die  vielen  Unterredungen  und  Korrespondenzen  mit  Land- 
wirten aus  den  verschiedensten  Gegenden  davon  geheilt,  und  insbe- 
sondere hätte  mich  der  mündliche  Vortrag,  den  ich  meinen  erfahrenen 
Zuhörern  aus  allen  Gegenden,  wo  deutsche  Sprache  herrscht ,  tun 
musste,  gegen  diese  Einseitigkeit  geschütztf<. 

In  einem  Kapitel,  betitelt:  »Ueber  das  Charakteristisclie  der 
englischen  Landwirtschaft  im  Verhältnis  gegen  die  deut- 
sche« sagt  er,  dass  er  seine  »Einleitung«  »für  denkende, 
nicht  für  unwissende,  blindlings  nachahmende  Landwirte«  schreibe, 
und  dass  man  auf  dem  deutschen  Boden  die  englische  Wirtschafts- 
weise nur  unter  gewissen  Modifikationen  verpflanzen  könne  (S. 
107).  Er  betont  ausdrücklich,  dass  die  Verbesserung  nur  unter 
gewissen  Umständen  nützlich  sein  könne. 

Fernerhin  könnte  eine  grosse  Masse  landwirtschaftlicher  Kennt- 
nisse unter  einem  Volke  verbreitet,  die  Betriebsamkeit  desselben 
sehr  gross  sein,  ohne  dass  sich  dieses  aus  der  Benützung  des 
Bodens  und  der  Stärke  der  Produktion  so  geradezu  wahrnehmen 
Hesse.  »Fehlerhafte  statistische  und  politische  Verhältnisse«,  mo- 
tiviert Thaer,  »setzen  der  Energie  des  Landvolks  oft  unübersteig- 
liche  Hindernisse  in  den  Weg.  Es  ist  dann  der  schwerste  Teil 
unserer  Kunst,  diese  Verhältnisse  so  gut  zu  benutzen,  oder  viel- 
m.ehr  so  unschädlich  zu  machen,  wie  es  unsere  Lage  erlaubt. 
Wir  müssen  unsere  Wirtschaftseinrichtung  mit  beständiger  Rück- 
sicht auf  jene  Verhältnisse  drehen  und  wenden«  (S.  23).  Und  im 
III.  Bande  S.  128:  »Kaum  wird  genau  dasselbe  Wirtschafts-System« 
—  sagt  Thaer  — ,  was  auf  des  Nachbars  Hofe  unverbesserlich  ist, 
auf  meinem  Hofe  in  seinem  ganzen  Umfange  das  vorteilhafteste 
sein.  Bei  genauer  Erwägung  werde  ich  mich  immer  zu  einigen 
Abänderungen  veranlasst  finden,  und  eine  jede  sklavische  Nach- 
ahmung wird  ihre  Fehler  haben.« 

Thaer  wird  nicht  müde,  ;>das  blinde,  mechanische  Nach- 
ahmen« zu  tadeln.  Es  sei  noch  gestattet,  eine  Aeusserung  Thaer's 
bezügUch  der  Brache  anzuführen:  »Man  hat  mir  die  Meinung  zu- 
geschrieben —  und  ich  mag  Veranlassung  dazu  gegeben  haben  — 

i)  S.  X  f. 
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(nebenbei  sei  bemerkt,  dass  diese  Zeilen  mehr  als  zwei  Dutzend 
Jahre  früher  veröffentlicht  wurden,  als  der  Thünen'sche  »Isolierte 
Staat),  dass  ich  die  Brache  in  allen  und  jeden  Fällen  für  unnötig 
und  nachteilig  hielte.  Dies  war  indessen  meine  Meinung  nie;  denn 
ich  weiss,  dass  es  Fälle  gibt,  wo  ein  verwilderter  Boden  nur  durch 
ein  häufiges  und  durchdringendes  Sommerpflügen  wieder  in  Kul- 
tur gesetzt  werden  kann«\\ 

Wie  wir  zur  Genüge  sahen,  hat  Thaer  schon  in  seiner  »Ein- 
leitung zur  Kenntnis  der  englischen  Landwirtschaft«  keineswegs 
die  ausschliessliche  Fruchtwechselwirtschaft  vertreten,  viel- 
mehr befürwortete  er  gerade  den  Standpunkt  der  Relativität. 
Mit  welchem  Hohn  und  Spott  gerade  Thaer  die  »blinden,  mechani- 
schen Nachahmer«  verurteilt  und  geisselt,  geht  ebenfalls  zur  Ge- 
nüge aus  diesem  Werke  hervor. 

Passow  hat  den  ;> Isolierten  Staat«  als  eine  Streitschrift  gegen 
»Thaers  und  seiner  Anhänger  Lehre  von  der  Fruchtwechselwirt- 
schaft <;  bezeichnet^).  Der  Grund  zu  dieser  Stellungnahme  Thü- 
nen's  ist  nach  dem  Gesagten  schwer  begreiflich,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  Thünen  die  vielen  Aeusserungen  Thaer's  über  Frucht- 
wechselwirtschaft im  speziellen,  und  Relativität  im  allgemeinen  be- 
kannt sind.  Sehr  charakteristisch  sind  einige  Bemerkungen,  die 
Thaer  zu  einem  in  den  »Annalen  des  Ackerbaues«  erschienenen 
Aufsatze  von  A.  Hojfmann,  Hm,  macht.  In  diesem  Aufsatze  sagt 
Hoffmann^):  »Man  kann  bei  der  Fruchtwechselwirtschaft  als  Vor- 
zug derselben  vor  der  Dreifelderwirtschaft,  sei  es  gesagt,  die  Um- 
stände nie  reiflich  genug  überlegen«,  .  .  .  man  müsse  die  näheren 
Verhältnisse  der  verschiedenen  Lokalitäten  kennen  lernen  etc. 
Hieran  knüpft  Thaer  eine  längere  Bemerkung,  die  ihrer  Wichtig- 
keit wegen  hier  vollständig  angeführt  werden  soll*): 

»Ich  weiss  nicht,  ob  es  der  Sache  (gemeint  ist  die  Fruchtwechsel- 
wirtschaft) Vorteil  getan  hat,  dass  man  ihr  einen  bestimmten  Namen 
und  damit  das  Ansehen  eines  positiven  Systems  gab.  Ich  wollte  nur 
aus  den  Erfahrungen,  welche  besonders  die  Engländer  darüber  gemacht 
hatten,  Grundsätze  abziehen  und  diese  durch  rationelle  Gründe  be- 
kräftigen, durch  Beispiele  erläutern,  übrigens  aber  die  Anwendung  dieser 
Grundsätze  auf  das  Lokale  einem  jeden  nachdenkenden  Wirte  über- 
lassen.    Meine  Absicht  ist  es  nie  gewesen,    Leisten  zu  schnitzen.     Ich 


1)  a.   a.   O.  Bd.  IV.,   S.   307. 

2)  a.  a.  O.   S.   3. 

3)  Annalen  des  Ackerbaues,   herausgegeben  von   Albr.   Thaer,    I.   Jahrg.,   I.  Bd. 
Berlin — Wien  1805,  S.   504 — 506. 

4)  Ibid.   Anm.   .S.   504 — 506. 
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habe  das  Wort  Wechselwirtschaft  in  diesem  Sinne  erst  später  von  an- 
dern annehmen  müssen.  Eigentlich  bin  ich  {?egen  alle  Systeme  in  allen 
Wissenschaften.  Nach  ihrer  theoretischen  Tendenz  schränken  sie  das 
Denkvermögen  ein  und  sind  nur  für  sciude  Köpfe,  die  gern  schwatzen, 
aber  nicht  denken  mögen.  In  praktisclier  Hinsicht  müsste  man  einem 
jeden  Menschen  nach  seinen  Kräften  und  seinem  I^okale  ein  eigenes 
System  machen,  wenn  er  es  nicht  selbst  kann.  In  spekulativen  Wissen- 
schaften mag  man  damit  tändeln;  sie  werden  nie  beträchtlichen  VAn- 
fluss  auf  das  bürgerliche  Leben  bekommen,  zumal  da  in  unsern  Zeiten 
eins  das  andere  über  den  Haufen  bläst.  Aber  in  praktischen  I'^rfah- 
rungswissenschaften,  besonders  der  Arznei-  und  Landwirtschaftskunde 
wünschte  ich,  die  Systeme  —  oder  vielmehr  die  Sekten,  die  ein  solches 
System  zu  ihrem  einzigen  Credo  machen  — ■  alle  verbannen  zu  können. 
Verdienstlich,  wohltätig  für  die  Menschheit  ist  es,  aus  der  Summe  der 
Erfahrungen  allgemeine  Grundsätze  abzuziehen,  um  diese  dann  wieder 
der  Probe  genauer  Versuche  zu  unterwerfen.  Dies  aber  ist  noch  kein 
System.  Man  kann  auch  Beispiele  geben,  wie  man  nach  diesen  Grund- 
sätzen unter  bestimmten  Umständen  zu  verfahren  und  solche  anzu- 
wenden habe.  Will  man  aber  unbedingte  Folgerungen  daraus  ziehen 
und  positive  Regeln  daraus  ableiten,  so  stösst  derjenige,  der  uns  diese 
vor  Augen  gestellt  hat,  allenthalben  an,  weiss  sich  nicht  zu  helfen  und 
läuft  mit  dem  Kopfe  gegen  die  Mauer«. 

»Gegen  die  Dreifelderwirtschaft  habe  ich  mich,  besonders  als 
System,  erklärt,  als  ein  ganz  Europa  beherrschendes,  für  unverbesser- 
lich geachtetes  System,  welches  der  Produktion  im  ganzen,  eben  der 
vielen  Nebenhilfen  wegen,  die  es  haben  muss,  nachteilig  ist,  Dass  sonst 
mancher  gescheite  Landwirt,  unter  seinen  Verhältnissen  und  bei  den 
nicht  besser  zu  benutzenden  Nebenhilfen,  die  seine  Wirtschaft  hat, 
nichts  besseres  tun  könne,  als  bei  seiner  Dreifelderwirtschaft  in  der 
Hauptsache  zu  bleiben,  und  von  den  Grundsätzen  des  Fruchtwechsels 
nur  so  viel  anzuwenden,  als  seine  Lokalität  erlaubt,  gebe  ich  sehr 
gern  zu «. 

Das  ist  nun  die  Ansicht  Thaer's  über  Fruchtwechselwirt- 
schaft  und  Dreifelderwirtschaft,  über  Systeme  und  deren  Berech- 
tigung bezw.  Anwendung!  Nicht  einmal  der  Name  »Fruchtwech- 
selwirtschaft- stammt  von  ihm;  das  alles  aber  hinderte  nicht, 
dass  Thaer  zum  absoluten  Fruchtwechselwirte  gestempelt  wurde,  in 
eine  Klasse  oder  Rubrik  muss  nun  einmal  jeder  hinein,  und  Thaer's 
Spottwort  von  den  ».  . .  ianern^)  ,  dem  >  .  .  .  ismus«  etc.,  hatte  nur  zu- 
viel Berechtigung,  er  fiel  der  Rubrizierungs-  und  Systemwut  selber 
zum  Opfer.  In  demselben  Bande  der  »Annalen-  nimmt  Thaer  Ge- 
legenheit, den  Vorwurf  des  »Anglomianismus  ,  unter  dem  er  eben- 
falls zu  leiden  hatte,  zurückzuweisen.  Spottend  ruft  er  jemand, 
der  eine  Annäherung  der  südpreussischen  Wirtschaft  an  die  eng- 
lische versuchen  will,  zu:  »Wenn  es  möglich  ist,  noch  lieber  zur 
chinesischen!    —    Ich  verlange  gar  nicht,    dass   wir  uns   englische 


l)    »Annalen   des  Ackerbaues«    1806,    Bd.   III.   S.   145. 
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Wirtschaft  im  allgemeinen  als  das  einzige  und  höchste  Ideal  auf- 
stellen^).« 

Wenden  wir  uns  nun  den  »Grundsätzen  der  rationellen  Land- 
wirtschaft« ^)  zu.  Auch  in  diesem  Werke  betont  Thaer  die 
Notwendigkeit,  auf  die  Verschiedenheit  ^)  der  Verhältnisse  und 
des  Bodens  bei  der  Wirtschaftsweise  Rücksicht  zu  nehmen  *) : 

»Sowie  man  die  Lehre  von  der  Landwirtschaft  mehr  wissenschaft- 
lich zu  behandeln  anfing,  es  jedoch  noch  an  einem  richtigen  Ueber- 
blick  aller  Verhältnisse  fehlte,  sind  daher  auch  die  Meinungen  über 
die  vorteilhafteste  Art  des  Feldsystems  nicht  bloss  immer  mehr  geteilt 
worden,  —  denn  dies  war  natürlich,  da  die  Verschiedenheit  der  Lage 
für  jeden  ein  anderes  Ackersystem  vorteilhafter  und  ratsamer  machen 
konnte,  ■ —  sondern  man  hat  sich  über  den  Vorzug  des  einen  vor  dem 
andern  im  allgemeinen  mit  einem  Eifer  gestritten,  der  manchmal 
dem  religiösen  Sekteneifer  gleichkam.  Dieser  Streit  ward  um  so  ver- 
wickelter, da  die  meisten  die  Verschiedenheit  der  Lage  und  Verhält- 
nisse nicht  beachteten  und  die  Gründe  verkannten,  worauf  ein  jedes 
Wirtschaftssystem,  —  soll  es  diesen  Namen  verdienen  —  eigentlich 
beruht  .  .  .«. 

»Die  bisher  angegebenen  Data,  Verhältnisse  und  Berechnungen 
werden  uns  in  den  Stand  setzen,  die  Hauptarten  dieser  Ackersysteme 
nicht  nur,  sondern  auch  ihre  mannigfaltigen  Modifikationen  gründlich 
beurteilen  und  auch  bestimmen  zu  können,  auf  welchem  Areal  und  auf 
welchen  Ortsverhältnissen  ein  jedes  von  ihnen  unter  jeder  Modifika- 
tion das  angemessenste  sei,  und  den  jedesmaligen  Zweck  des  höchsten 
reinen  Ertrages  erreichen  müsse«. 

Und  mehr  noch :  Nicht  nur  in  Beziehung  auf  die  Ackersy- 
steme ist  Thaers  Standpunk-t  der  der  Relativität;  ich  ver- 
weise auf  seine  Stellungnahme  bezüglich  der  Pferde  und  Ochsen- 
arbeit, der  grossen  und  kleinen  Güter;  auch  betreffs  der  Ver- 
wendung der  verschiedenen  Vieharten  meint  er,  dass  der  grössere 
Vorteil  der  einen  oder  der  andern  teils  von  Ort-  und  Zeitverhält- 
nissen, teils  aber  auch  von  der  Industrie  und  Intelligenz,  womit 
man  eine  jede  behandle,  abhänge^).  »Man  hat  die  Schafzucht 
zuweilen  zu  sehr  herabgesetzt,  zuweilen  zu  sehr  erhoben.  Die 
Lokalitäten  abgerechnet,  die  allemal  über  den  höheren  Vorteil 
der  einen  oder  der  andern  in  konkreten  Fällen  entscheiden  müs- 
sen, haben  die  Zeiten  und  die  sich  damit  verändernden  merkan- 
tilischen  Konjunkturen  einen  grossen  Einfluss  auf  den  mehreren 
oder  minderen  Vorteil   der    einen    oder  der  andern  Art  gehabt«. 


i)  Annalen  III  S.   527,  Anm.  K. 

2)  Die  erste  Auflage  erschien  1809 — 1812,  Berlin,  4  Bde. 

3)  Grundsätze  d.  rat.  Landwirtschaft. 

4)  ibid.  II,  S.   224. 

5)  il^id-  §  99  S.  391. 


Albrecht  Tliaer  und  Johann  Heinrich  von  Thünen.  ^7 

Die  hohen  Wollpreise  hätten  schon  seit  längerer  Zeit  die  Schaf- 
zucht begünstigt ;  bei  der  Frage ,  welche  Viehart ,  Schafe  oder 
Rindvieh,  rentabler  sei,  seien  ausser  den  lokalen  auch  noch  an- 
dere Verhältnisse  in  Rücksicht  zu  ziehen. 

Es  erübrigt  nun  noch ,  Thaers  »Leitfaden  zur  allgemeinen 
landwirtschaftlichen  Gewerbslehre  ^)  in  Hinsicht  auf  das  hier  be- 
handelte Thema  durchzusehen.  Thaer  hielt  diese  Schrift,  welche 
nur  ein  Leitfaden  für  seine  Berliner  Vorlesungen  sein  sollte ,  für 
sein  bestes  Werk;  er  nannte  sie  ;>die  Quintessenz  aus  den  beiden 
ersten  Teilen  der  rationellen  Landwirtschaft 'n  -).  Hier  hätten 
Thünen  und  alle  Bekämpfer  der  »absoluten  Fruchtwechselwirte« 
es  sehr  bequem  gehabt,  sich  über  den  Gegenstand  ihres  Aerger- 
nisses  zu  orientieren,  und  der  Stein  des  Anstosses  wäre  von  selbst 
verschwunden.  Thünens  Freude  über  die  kommende  Zeit ,  wo 
> nicht  mehr  Autorität  die  Geister  gefangen  halte«  ,  wäre  aller- 
dings zu  Wasser  geworden,  und  die  >Krisis  der  Systeme«  hätte 
sich  nicht  zu  nahen  brauchen  ^). 

Thaer  schreibt  in  Bezug  auf  die  Fruchtwechselwirtschaft  in 
seiner   «Gewerbslehre«   allerdings  folgendes: 

»Der  Verfasser  hat  dieses  nach  Orts-  und  Zeitverhältnissen  man- 
nigfaltig zu  modifizierende  und  selbst  eine  jährliche  Abänderung  — 
jedoch  mit  Beachtung  der  Grundsätze  —  mehr  als  irgend  ein  anderes 
gestattende  System  (nämlich  die  Fruchtwechselwirtschaft)  als  das  ab- 
solut vollkommenste,  wodurch  dem  Mittelboden  der  höchste  Ertrag 
mit  den  verhältnismässig  geringsten  Kosten  abgewonnen  werden  könne, 
verkündigt,  und  er  wird  um  so  weniger  davon  abweichen,  da  alles,  was 
wohl-  und  übelwollend,  mit  Sorgsamkeit  und  Leidenschaft,  mit  Auf- 
richtigkeit und  Chikane  dagegen  gesagt  worden,  entschieden  auf  Miss- 
verstand oder  Unverstand  beruht.  Gegen  wenige,  durch  offenbare 
Fehlgriffe  verunglückte  Versuche  stehen  so  viele,  trotz  der  Schwierig- 
keit der  Zeiten,  in  ihrer  vollen  Herrlichkeit  da«  *j. 

Er  fährt  dann   aber  fort : 

»Daraus  aber,  dass  es  das  absolut,  das  idealisch  vollkom- 
menste System  ist,  folgt  nicht,  dass  es  das  relativ  beste  für  jeden 
sei :  und  hierin  liegt  der  Irrtum ;  aber  nicht  durch  meine  Schuld,  denn 
ich  habe  es  oft  und  bestimmt  ausgesprochen :  dass  Orts-,  Zeit-  und 
persönliche  Verhältnisse  seiner  Einführung  widerstreben  können, 
und  gegen  Verkennung  desselben  und  Uebereilung  immer  gewarnt. 
Dieser  ganze  Vortrag  weist  auf  die  Wege  und  Bedingungen  hin,  unter 


i)  Derselbe  erschien  zuerst  1815.    Wir  zitieren  nach  der  zweiten  ,  1836  in  Berhn 
erschienenen,  unveränderten  Auflage. 

2)  PF.  Körte,  »Albrecht  Thaer;,  Leipzig  1839,  S.  238. 

3)  Schumacher^  »Thünen«,  S.  36. 

4)  »Leitfaden  zur  allgemeinen  landwirtsch.  Gcwerbslehre«  ,  §  249,   S.   163 — 164. 
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welchen  jeder  sich  dem  Vollkommensten  nähern   müsse,    was    er  wirk- 
lich erreichen  kann«  ^). 

Wir  haben  nun  zur  Genüge  gesehen ,  wie  fern  der 
absolute  Standpunkt  Thaer  lag.  Wir  müssen  uns  noch  er- 
innern ,  dass  selbst  Thünen  dem  Ideal  der  Fruchtwechselwirt- 
schaft gehuldigt  hat,  indem  er  sehr  häufig  wiederholt:  niedrige 
Getreidepreise  führen  zur  Dreifelderwirtschaft,  hohe  Preise  zur 
Fruchtwechselwirtschaft  2).  Der  Irrtum,  den  man  in  die  Thaer'- 
sche  Auffassung  hineingebracht  hat,  ist  dadurch  entstanden,  dass 
man  das  Ideal  mit  der  Wirklichkeit  verwechselt  hat.  Aehn- 
liches  finden  wir  bei  den  Physiokraten.  Auch  bei  ihnen  haben 
nur  die  falschen  Nachbeter  den  »ordre  naturel«  mit  dem  »ordre 
positive <;   verwechselt. 

Thaer  selbst  stand  mit  vollem  Bewusstsein  auf  dem  Stand- 
punkt der  Relativität,  und  in  dieser  Beziehung  hat  Thünen 
wirklich  nichts  Neues  gesagt ,  ausser  dass  er  die  Bedingungen, 
unter  denen  ein  bestimmtes  Betriebssystem  angemessen  ist,  schär- 
fer formuliert  hat.  Den  besten  Beweis  für  unsere  Meinung  Thaers 
liefert,  abgesehen  von  den  hier  schon  angeführten  Stellen ,  seine 
Besprechung  des  ^Isolierten  Staates«  ^),  welche  sich,  einige  rein 
landwirtschaftlich  technische  Beanstandungen  ausgenommen,  voll 
und  ganz  mit  den  Konsequenzen  des  Thünen'schen  Werkes  ein- 
verstanden erklärt.  Von  einer  Bekämpfung  der  Grundanschauung 
ist  nicht  die  Spur  vorhanden.  Die  Ursache  liegt  aber  auf  der 
Hand.  Thaer  hatte  nicht  ahnen  können,  dass  der  »Isolierte  Staat« 
gegen  ihn  gerichtet  sein  sollte,  eben  weil  er  selber  auf  dem  Bo- 
den der  Relativität  stand.  Er  sah  vielmehr  in  den  G  r  u  n  d  g  e- 
danken  des  »Isolierten  Staates«  die  Fortbildung  seiner  eignen 
Ideen  und  Lehren.  Dem  Thünen'schen  Werke  aber  spendet  er 
soviel  Lob,  wie  es  eben  in  dem  Bereiche  der  Möglichkeit  lag: 
»Es  ist  ein  Werk  von  solcher  Tiefe  und  Fülle,  von  so  leuchten- 
der, sich  über  die  ganze  Sphäre  der  Landwirtschaft  verbreitender 
Klarheit,  dass  ich  ihm  k  e  i  n  s  im  Fache  dieser  Wissenschaft  an 
die  Seite  zu  setzen  wüsste,  ausser  7-.  Wnljfens  Schriften  über  die 
Statik  des  Landbaues«. 

i)  Ibid.  S.  164. 

2)  Ueber  Thünen  vgl,  Oncken  ,  »Was  sagt  die  Nationalökonomie  als  Wissen- 
schaft über  die  Bedeutung  hoher  und  niedriger  Getreidepreise?«     BerUn  1901,  S.   53  f. 

3)  Diese  umfassende  Besprechung  findet  sich  in  den  »JMöglin'schen  Annalen  der 
Landwirtschaft«,  Bd.  XIX.,  S.  1  —  67. 
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Sonderbarerweise  genügte  einigen  diese  Kritik  nicht ;  sie 
machen  ihrem  Groll  gegen  Thaer  in  Briefen  an  Thünen  Luft ;  die 
betreffenden  Stellen  gibt  ScJiuniacJier  wieder  i).  Einer  dieser 
Uebereifrigen  ,  Ijik.  Staiidinger ,  redet  wieder  von  Thaer's  »frü- 
herer unbedingter  Anpreisung  der  englischen  VVirtschaftsart ,  ins- 
besondere der  Fruchtwechselwirtschaft«.  Daneben  aber  findet 
sich  in  der  Thünenbiographie  ein  Brief,  der  die  SchuniacJier' sehe: 
Behauptung  von  der  ungenügenden  Würdigung  Thünens  durch 
Thaer  nicht  recht  zu  stützen  geeignet  ist.  Es  ist  dies  ein  Brief 
desselben  Staudiiiger ,  indem  es  wörtlich  heisst :  >Da  hörte  ich 
Thaer  dein  Werk  so  preisen  und  erheben,  wie  ich  es  im  Ham- 
burger Korrespondenten  ausposaunt  hatte ,  den  Du  phlegmati- 
scher Mathematikus  nicht  einmal  gelesen  hast.  Der  Baron  las 
mir  zwei  Stunden  aus  dieser  Thaer'schen  Rezension  deines  Werkes 
vor^  und  gestern  Abend  haben  wir  die  Lektüre  erst  beendigt. 
Gewiss  ist  es,  dass  deinem  Werke  dadurch  ein  Dienst  geleistet 
worden  ist,  den  man  nicht  hoch  genug  anschlagen  kann;  denn 
durch  Thaer's  Empfehlung  kommt  es  in  die  Hände  derjenigen, 
welchen,  wie  ich  in  meiner  Anzeige  sagte,  eine  Stimme  bei  der 
Verminderung  der  Auflagen  zusteht«.  —  — 

Dies  zur  Charakteristik  der  Art  und  Weise,  wie  man  häufig 
gegen  Thaer  vorging;  überhaupt  drängt  sich  einem  beim  Studium 
jener  Epoche  der  Gedanke  auf,  dass  die  vielen  kleinen  Geister 
und  Feinde  Thaers  beständig  bei  Thünen  dessen  früheren  Lehrer 
zu  verkleinern  suchten. 

Unsere  Skizze  wäre  nicht  vollständig,  wenn  wir  nicht  eines  Um- 
standes  noch  erwähnten.  Im  Zeitalter  Thaers  sehen  wir  im  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  zwei  einander  entgegengesetzte,  geradezu  ex- 
treme Wirtschaftsweisen.  Die  eine,  auf  dem  alten  Wirtschaftssystem 
beharrend,  will  von  den  Neuerungen  nichts  wissen.  Diese  hat 
Thaer  am  trefflichsten  in  seiner  »Einleitung  zur  Kenntnis  der  eng- 
lischen Landwirtschaft«  geschildert.  Die  andere  beschäftigt  sich 
mit  der  -mechanischen,  blinden  Nachahmung«  der  neuen  Wirt- 
schaftsart. Gegen  diese  beiden  einseitigen  Richtungen  kämpfte 
Thaer,  er  wies  jedem  System  seinen  Platz  an.  Das  war  die  grosse 
Tat  des  genialen  Reformators  der  Landwirtschaft.  Nur  Thaer  all- 
ein konnte  dies  beginnen,  weil  er  in  Wirklichkeit  vom  Standpunkte 
der  Relativität  ausging,  indem  er  die  Mannigfaltigkeit  der  mitwir- 


i)  Schumacher^  Forscherleben,  S.   55 — ^9. 
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kenden  Verhältnisse  und  Bedingungen  seinem  System  zu  Grunde 
legte.  Und  wenn  blinde  Nachbeter  Thaers  seine  Lehre  falsch 
ausgelegt  haben,  und  Thünen  ungerechterweise  gegen  Thaer  auf- 
trat, so  trägt  Thaer  selber  an  diesem  »Missverständnisse«  keine 
Schuld,   er  hat  häufig  genug  seinen  Standpunkt  klar  dargelegt. 

Wenn  wir  nun  Thaer  von  einem  Vorwurf  entlasten  müssen, 
der,  sei  es  direkt  oder  indirekt  durch  die  ganze  nachfolgende  lit- 
terarische Entwicklung  sich  erhalten  hat,  so  soll  doch  auch  nicht 
unterlassen  werden,  darauf  hinzuweisen,  dass  wir  dem  geschil- 
derten Missverständnisse  die  Existenz  eines  der  wichtigsten  öko- 
nomischen Werke  verdanken,  nämlich  die  des  -Isolierten  Staates« 
von  Thünen.  Es  tut  diesem  Werke  keinen  Eintrag,  dass  es  nun- 
mehr nicht  als  Gegensatz,  sondern  als  Ergänzung  und  Vollendung 
der  Thaer'schen  Theorie  erscheint.  In  diesem  Sinne  mögen  die 
vorstehenden  Erörterungen  aufgefasst  werden  ^). 

Der  Thünen'sche  »Isolierte  Staats  gedacht, als  »Streitschrift 
gegen  Thaers  absolute  Fruchtwechsehvirtschaft«,  wäre  an  die  fal- 
sche Adresse  gerichtet  gewesen.  Der  »Absolutismus«  der  Frucht- 
wechselwirtschaft existierte  bei  Thaer  nicht;  wohl  aber  lag  der 
Gedanke  an  etwas  ähnliches  in  der  Luft,  und  dieser  Zug  des  -Ab- 
solutismus« ging  von  den  P  h  y  s  i  o  k  r  a  t  e  n  aus.  Ihre  :  g  r  a  n  d  e 
culture«  ist  nichts  weiter  als  Fruchtwechselwirtschaft,  —  und 
sie  haben  deren  absolute  Gültigkeit  zur  Erzielung  des  :  p  r  o  d  u  i  t 
n  e  t«,  bez.w.  des  h  ö  c  h  s  t  e  n  R  e  i  n  e  r  t  r  a  g  e  s  im  Thaer'schen 
Sinne  gepredigt  ^). 


i)  Es  sei  noch  bemerlvt,  dass  Thünen  zu  seiner  negativen  Rente  durch  Tliaer 
gekommen  ist,  indem  Thaer  in  seiner  Besprechung  des  »Isol.  Staates«  darauf  hin- 
wies, dass  nach  der  Rentendefinition  Thünen's  ein  negativer  Bodenwert  vorkommen 
könne.  Die  negative  Rente  Thünen's  findet  sich  in  der  ersten  Auflage  des  »Isol. 
Staat«  nicht  vor,  wohl  aber  in  den  späteren.  Wie  man  sieht,  ist  Thünen  von  Thaer 
angeregt  worden  ,  und  Thünen  hat  dann  seine  negative  Rente  erst  später  bearbeitet. 
Merkwürdig  ist,  dass  Thünen  von  dieser  Anregung  gar  nicht  spricht  (Mögh  Ann.  XIX., 
1827,   S.   IG — 11). 

2)  Vgl.  August  Oncken,  -Entstehung  und  Werden  der  physiokratischen  Theorie«, 
Sonderabdruck  aus  der  »Vierteljahrsschrift  für  Staats-  und  Volkswirtschaft« ,  heraus- 
gegeben von  Kuno  Frankenstein,  S.  62,  66  und  dessen  Geschichte  der  Nationalöko- 
nomie, S.   323. 
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VON 
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Die  moderne  Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens  mit 
ihrer  stark  kapitalistischen  Tendenz  hat  dazu  geführt,  dass  der 
Kleinhändler,  dem  meist  zum  Betriebe  seines  Geschäftes  nur  ge- 
ringe Mittel  zur  Verfügung  stehen  ,  mit  grossen  Schwierigkeiten 
zu  kämpfen  hat.  An  seiner  eigenen  Kraft  verzweifelnd,  wandte 
er  sich  hilfesuchend  an  den  Staat,  der  in  einseitiger  Begünstigung 
der  Interessen  des  »staatserhaltenden  Mittelstandes«  seine  Bitten 
auch  teilweise  durch  ungerechte  Besteuerung  seiner  Hauptfeinde, 
der  Warenhäuser  und  sogar  der  Konsumvereine,  erfüllte.  Bald 
genug  musste  jedoch  >der  Krämerstand'  einsehen,  dass  es  für 
ihn  weit  schlimmere  Feinde  gibt  als  die  genannten,  insbesondere 
die  ungesunden  Auswüchse  am  eigenen  Körper ,  Schleudern, 
Ueberteuern,  unreelles  Kreditgeben,  unlautere  Reklame  und  be- 
sonders die  umfangreiche   »kleine  Konkurrenz <;. 

Zu  diesen  Uebeln  gesellte  sich  noch  ein  neues,  die  soge- 
nannten Rabatt  markengesellschaften,  die  den  Klein- 
händler noch  um  einen  Teil  seines  oft  knapp  bemessenen  Ge- 
winnes brachten.  Im  bewussten  Gegensatze  zu  ihnen  bildeten 
sich  im  vorigen  Jahrzehnt  in  verschiedenen  deutschen  Städten 
Rabattsparvereine.  Diese  stellen  einen  Zusammenschluss 
der  Kleinhändler  dar  zum  Zwecke  des  gleichmässigen,  organisier- 
ten Rabattgebens  an  barzahlende  Konsumenten,  gegründet  eines- 
teils zur  Vernichtung  der  Rabattmarkengesellschaften,  andernteils 
zur  Verbesserung  der  Konkurrenzstellung  des  Kleinhandelsstan- 
des gegenüber  den  Konsumvereinen  und  Warenhäusern. 
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Auf  diese  Art  von  Rabattsparvereinen  wird  sich  die  folgende 
Darstellung  beschränken.  Die  Behandlung  der  sogenannten  Ber- 
liner Rabattsparvereine,  die  sich  besser  Wirtschaftsvereinigungen 
nennen  könnten,  fällt  ebensowenig  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit, 
wie  die  der  Wirtschaftsvereinigungen  einzelner  Berufsstände.  Wenn 
dabei  vom  Kleinhandel  schlechtweg  gesprochen  wird,  so  ist  immer 
die  ältere  Form  desselben  gemeint,  die  mit  geringem  Kapital 
nach  dem  Grundsatz  arbeitet:  Langsamer  Umschlag  und  hoher 
Aufschlag«. 

Aus  der  Definition  der  Rabattsparvereine,  wie  sie  oben  ge- 
geben wurde,  sind  schon  im  allgemeinen  die  Momente,  die  zur 
Gründung  derselben  führten,  zu  ersehen.  Um  aber  tiefer  in  das 
Wesen  dieser  neuen  Wirtschaftsgebilde  eindringen  zu  können,  be- 
darf es  einer  genaueren  Darlegung  aller  Tatsachen,  die  zu  ihrer 
Entstehung  beigetragen  haben.  — 

I.  Gründungsursachen. 

Die  Ausbreitung  des  gewerblichen  Grossbetriebs  brachte  not- 
wendigerw'cise  auch  Veränderungen  im  Handel  mit  sich.  Der 
Grossbetrieb  musste  sich,  um  seinen  Massenprodukten  den  Absatz 
zu  sichern,  an  den  Handel  wenden,  oft  mit  Einräumung  weit- 
gehenden Kredits.  Es  war  dies  einer  der  Gründe,  welche  die 
starke  Vermehrung  des  Kleinhandels  herbeiführten.  Dazu  kam, 
dass  sich  in  den  Kleinhandelsstand  Existenzen  drängten,  die  im 
Handwerk  zu  Grunde  gegangen  waren,  oder  die  in  andern  Be- 
rufsarten zu  einer  selbständigen  Existenz  nicht  gelangen  konnten. 
Auf  diese  Weise  entstand  eine  Uebersetzung,  welche  den  Ver- 
dienst der  einzelnen  auf  ein  Minimum  herabdrückte,  da  ihr  bei 
weitem  die  Zunahme  der  Bevölkerung  nicht  entsprach.  Man  hat 
nun  gemeint,  dass  dieses  Argument  für  die  Notlage  des  Klein- 
handels der  Beweiskraft  entbehre,  da  sich  wohl  die  Zunahme  der 
Bevölkerung  ziffermässig  zeigen  lasse,  nicht  aber  die  Zunahme 
der  durch  Ankauf  zu  deckenden  Bedürfnisse.  Man  bedenkt  da- 
bei jedoch  nicht,  dass  die  Zunahme  der  durch  den  Handel  zu 
verteilenden  Warenmenge  auch  das  Bestreben  ausgelöst  hat,  sie 
möglichst  billig  in  die  Hand  der  Konsumenten  zu  bringen,  und 
dass  dadurch  neue  Formen  der  Distribution  hervorgerufen  wur- 
den, vor  allem  das  Warenhaus  und  der  Konsumverein,  die  eine 
Vermehrung  des  Kleinhandelstandes  über  das  Wachstum  der  Be- 
völkerung hinaus  überflüssig  machten. 
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So  ist  der  Kundenk'rcis,  auf  den  der  einzelne  Delaillist  ange- 
wiesen ist,  um  vieles  enger,  das  Minkonnnen  desselben  betriiciit- 
lich  geringer  geworden.  Deshalb  entstand  in  Kleinhandlerkreisen 
die  Frage  :  Mit  welchen  Mitteln  vermögen  wir  unsere  gegenwär- 
tigen Kunden  für  die  Dauer  an  uns  zu  fesseln,  und  auf  welche 
Weise  können  wir  unsere  Kundschaft  wieder  auf  eine  befriedi- 
gende Höhe  bringen  ?  Von  dem  Gedanken  ausgehend,  dass  viele 
nur  wegen  der  sogenannten  Dividende  Mitglieder  eines  Kon- 
sumvereins seien  und  blieben,  fingen  einzelne  Händler  an,  ihren 
Kunden  bei  Barzahlung  einen  Rabatt  zu  gewähren.  Dieser  be- 
stand entweder  in  direktem  Nachlasse  am  Kaufpreise  oder  in  der 
Ausgabe  von  Marken,  die  vom  Verkäufer  in  der  Regel  um  die 
Weihnachtszeit  gegen  Waren  oder  auch  bar  wieder  eingelöst 
wurden. 

Obgleich  von  verschiedenen  Seiten  dem  Rabatte  die  Berech- 
tigung abgesprochen  wird,  erscheint  es  uns  nicht  unbillig,  die  bar- 
zahlenden Konsumenten  anders  zu  behandeln  als  säumige  oder 
gar  dubiose  Kreditnehmer.  Wenn  dieses  Rabattgeben  in  be- 
scheidenen Grenzen  geblieben  wäre,  so  würde  sich  wenig  dagegen 
einwenden  lassen.  Aber  gerade  hierin  bildeten  sich  unhaltbare 
Zustände  heraus.  Gab  der  eine  Händler  2^/0  Rabatt,  so  gab  sein 
Konkurrent  40/0,  gab  der  erste  5%,  so  glaubte  der  zweite  nur  be- 
stehen zu  können,  wenn  er  die  Kundschaft  mit  10 "0  Rabatt  an- 
lockte. So  kam  es,  dass  in  der  Kolonialwarenbranche  i5"y'o  und 
in  anderen  Handelszweigen  30%  Rabatt  nicht  zu  den  Seltenheiten 
gehörten.  Wenn  wir  aber  bedenken,  dass  ein  Kolonialwarenge- 
schäft unter  normalen  Verhältnissen  kaum  einen  so  hohefi  Rein- 
gewinn abwirft,  als  von  einzelnen  Geschäften  Rabatt  gewährt 
wird,  so  muss  uns  klar  werden,  dass  diese  Händler  entweder 
früher  zu  teuer  verkauft  haben,  oder  dass  sie  ihren  Schaden 
auf  Kosten  der  Qualität  oder  Quantität  der  Waren  wieder  wett 
machen. 

Auf  jeden  Fall  führte  das  ungeregelte  Rabattgeben  der  ein- 
zelnen Detaillisten  zur  Vermehrung  der  Unordnung  und  Unsicher- 
heit in  diesem  ganzen  Zweige  des  Geschäftslebens,  und  es  ist  be- 
greiflich, dass  man  auf  Abhilfemassnahmen  bedacht  war.  Zunächst 
erstanden  Privatunternehmer,  welche  die  Vereinheitli- 
chung der  Rabattsätze  versuchten,  zugleich  aber  für  sich 
selbst  ein  Geschäft  machen  wollten.  Das  Mittel  dazu  sollten  die 
RabattmarkengeseHschaften  abgeben.     Da  diese  Ge- 
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Seilschaften  später  die  Hauptursache  zur  Gründung  von  Rabatt- 
sparvereinen wurden,  so  müssen  wir  etwas  genauer  auf  das  We- 
sen derselben  eingehen. 

Der  Unternehmer  tritt  zunächst  als  Kundenvermittler  auf; 
er  sucht  Händler  an  sich  zu  locken,  die  ihm  Marken  abkaufen 
und  diese  an  ihre  barzahlenden  Kunden  abgeben.  Diese  Marken 
sollen  einen  Rabatt  von  5  »yo  von  der  Kaufsumme  darstellen,  welche 
die  Händler  umschlagen.  Der  Rabatt  selbst  wird  aber  nicht  von 
den  einzelnen  Händlern,  sondern  von  dem  Unternehmer,  der  Ra- 
battmarkengesellschaft an  die  Konsumenten  ausgezahlt,  wenn  das 
diesen  vom  Händler  übergebene  Sparbuch  mit  Marken  gefüllt  ist. 
Gewöhnlich  repräsentiert  ein  so  gefülltes  Buch  einen  Wert  von 
10  M.,  entspricht  demnach  einer  ausgegebenen  Summe  von  200  M. 
Die  Zahlung  des  Rabatts  geschieht  entweder  in  Waren  (Waren- 
rabatt-System) oder  in  barem  Gelde  (Barrabatt-System). 

Folgende  Beispiele  mögen  das  Waren  rabatt-System 
erläutern:  Die  »Rabattmarkenkompagnie  Hey  u.  Co.,  Merkur<  in 
Leipzig  gab  in  einem  Falle  für  ein  gefülltes  Sparbuch  eine  vierteilige 
Waschgarnitur,  deren  einzelnen  Teile  verschieden  waren,  und  die  in- 
folgedessen vom  Sachverständigen  nur  als  Ramschware  bezeichnet 
werden  konnte,  die  aber  selbst  in  besserer  Ausführung  einen  De- 
tailpreis von  7  M.  nicht  überstiegen  hätte.  In  einem  zweiten 
Falle,  der  vor  Gericht  zur  Sprache  kam,  handelte  es  sich  um  ein 
Bierseidel  mit  versilberten  Messingbeschlägen,  das  in  einem  reellen 
Geschäfte  auch  nur  einen  Preis  von  5 — 6  M.  gehabt  hätte.  Auch 
dieses  wurde  für  einen    aufgesparten  Rabatt  von  10  M.  gegeben. 

Die  >  Deutsche  Rabattmarkengesellschaft  Tischmann  u.  Co.«, 
die  in  vielen  grösseren  Städten  Niederlassungen  hatte,  stellte  den 
Konsumenten  die  »kostenlose  Erwerbung  eines  Opel-Fahrrades <; 
in  Aussicht,  dazu  bedurfte  es  aber  20  Rabattsparbücher  mit  je 
42  Seiten.  Jede  Seite  musste  mit  30  Marken  gefüllt  sein,  von 
denen  jede  einer  Kaufsumme  von  20  Pfennigen  entsprach.  Das 
ganze  Buch  war  demnach  mit  Marken  gefüllt,  wenn  der  Konsu- 
ment für  252  M.  Waren  gekauft  hatte,  und  um  20  Bücher  füllen 
zu  können,  musste  er  5040  M.  ausgegeben  haben.  Wie  es  dem- 
nach um  die  kostenlose  Erwerbung  eines  Fahrrades  bei  der  ehr- 
samen Gesellschaft  Tischmann  bestellt  war,  braucht  wohl  nicht 
erst  erörtert  zu  werden. 

Beim  Barrabattsystem  hatten  die  Kleinhändler  einen 
Monatsbeitrag  von  einer  Mark  zu    bezahlen,    wofür    sie    zunächst 
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lOOO  Rabattmarken  erhielten.  Für  jedes  weitere  Hundert  Marken 
waren  lO  Pf.  zu  entrichten.  Da  nun  der  Händler  bei  einem  Um- 
satz von  loo  M.  am  Tage  500  Stück  Marken  brauchte,  so  behef 
sich  der  Markenverbrauch  während  eines  Monats  auf  15  000. 
Ziehen  wir  das  eine  Tausend,  das  der  Kleinkaufmann  für  seinen 
Beitrag  erhielt,  ab,  so  hatte  er  immer  noch  für  14  000  Stück 
Marken  14  M.  an  die  Gesellschaft  zu  zahlen,  bei  einem  durch- 
schnittlichen Monatsumsatz  von  3000  M.,  demnach  im  Jahre  168  M. 
und  12  M.  Monatsbeiträge.  Bei  dieser  Berechnung  ist  natürlich 
die  Summe,  die  der  Kaufmann  für  den  Rabatt  bei  Entnahme  der 
Marken  zu  hinterlegen  hatte,  noch  ausgeschlossen. 

Die  Wiege  dieser  Schwindelunternehmungen  ist  Hamburg, 
von  wo  aus  sie  sich  in  kurzer  Zeit  über  das  ganze  Reich  ver- 
breiteten. Der  Vater  derselben  ist  der  in  Gerichtsverhandlungen 
vielgenannte  Kaufmann  VViedenbach,  nach  dem  auch  das  ganze 
System  seinen  Namen  erhalten  hat.  Der  Mann  hatte  seine  Zeit 
so  gut  verstanden,  dass  nach  wenigen  Jahren  fast  keine  deutsche 
Gross-  und  Mittelstadt  existierte,  die  nicht  mit  einer  derartigen 
Gesellschaft  beglückt  war. 

Der  Verdienst  der  Rabattmarkengesellschaften  setzt  sich  aus 
drei  Bestandteilen  zusammen:  zunächst  aus  einem  Gewinnanteil 
vom  Händler  beim  Barrabattsystem,  dann  aus  dem  Gewinn  aus 
minderwertigen  Waren  beim  Warenrabattsystem  und  aus  dem 
Gewinn   aus  verloren  gegangenen  oder  nicht  eingelösten  Marken. 

Weiterhin  geniessen  die  Wiedenbach,  Fischer  und  Genossen 
den  Vorteil,  ihr  Geschäft  ohne  irgend  welches  Kapital  betreiben 
zu  können,  da  sie  von  dem  Händler  für  die  Marken  sofort  Bar- 
geld erhalten.  Der  Kleinkaufmann  dient  ihnen  gleichsam  als 
Agent,  der  ihnen  die  Kundschaft  zuführt.  Daher  schlug  die 
Handels-  und  Gewerbekammer  Wien  vor,  die  Kleinkaufleute  sollten, 
sobald  sie  sich  mit  Rabattgesellschaften  eingelassen  hätten,  zur 
Anmeldung  dieses  verkappten  Agenturgeschäfts  gezwungen  wer- 
den, damit  sie  von  einer  Verbindung  mit  solchen  Schmarotzern 
ferngehalten  würden. 

Gegen  diesen  Krebsschaden  des  Kleinhandels  machten  zuerst 
die  Bremer  Händler  in  energischer  Weise  Front,  indem  sie  sich 
zum  Rabattspar  verein  »Brema«  zusammenschlössen  und 
dadurch  der  kaum  entstandenen  Rabattmarkengesellschaft  den 
Boden  unter  den  Füssen  entzogen.  Dem  Beispiele  Bremens  folgte 
man  bald  in  Magdeburg,  Halle  und  Stuttgart. 
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Eine  weitere  Ursache  zur  Gründung  und  Ausbreitung  der 
Rabattsparvereine,  die  allerdings  selten  offen  bekannt  wird,  bildete 
das  gesunkene  Geschäftsansehen  des  Kleinhandelsstandes.  Letz- 
terer setzt  sich  in  der  Hauptsache  aus  zwei  grossen  Gruppen  von 
Personen  zusammen:  aus  solchen,  »die  von  Natur  mit  der  nötigen 
Begabung  für  den  Handel,  Gewandtheit,  Findigkeit  und  Menschen- 
kenntnis ausgestattet  sind«  und  den  Handel  berufsmässig  erlernt 
haben,  dann  aber  auch  aus  solchen,  die  im  Leben  schon  einmal 
Schiffbruch  gelitten  haben  und  sich  nun  in  den  Handel  drängen, 
um  die  verlorene  Selbständigkeit  wieder  zu  erlangen.  Ks  leuchtet 
ein,  dass  durch  die  zweite  Gruppe  von  Händlern  das  Vertrauen 
der  Konsumenten  zum  ganzen  Stande  nicht  gestärkt  wird.  Dazu 
kommt,  dass  durch  die  UeberfüUung  des  Kleinhandelsstandes 
nicht  ein  Fallen  der  Preise,  wie  man  meinen  sollte,  sondern  ein 
Steigen  derselben  hervorgerufen  wird,  weil  die  Gewinne  so  be- 
messen sein  müssen,  dass  sie  der  Vielzahl  von  Händlern  immer 
noch  eine   »standesgemässe«   Lebensführung  gestatten. 

Viele  derartige  Unternehmungen  würden  gar  nicht  lebens- 
fähig sein,  wenn  sie  nicht  durch  unreelle  Geschäftsführung  oder 
durch  aufdringliche  Reklame  das  Publikum  an  sich  lockten. 
Schliesslich  wendet  nicht  der  kleinste  Teil  der  Händler  ein  äus- 
serst verwerfliches  Mittel  zur  Erhaltung  der  Kundschaft  an,  näm- 
lich die  Einräumung  unbegrenzten  Kredits,  durch  den  der  Kon- 
sument zum  wirtschaftlichen  Sklaven   des  Kleinhändlers   wird. 

Die  verschiedenartige  Zusammensetzung,  die  unreelle  Ge- 
schäftsführung des  Kleinhandelsstandes  und  die  Einräumung  un- 
begrenzten Kredits  gegenüber  den  Konsumenten,  musste  zum 
Sinken  des  Geschäftsansehens  und  damit  zur  Entfernung  der  bes- 
seren Kundschaft  vom  Kleinhandel  führen. 

Wir  hatten  bereits  oben  gesehen,  dass  sich  dem  Kleinhandel 
ein  jüngerer  Bruder  zugesellte,  das  Warenhaus.  Der  Kleinhandel 
alten  Stils  war  der  modernen  Produktions-  und  Bedarfsgestaltung 
nicht  mehr  gewachsen.  Der  Bedarf  hatte  sich  nicht  nur  örtlich 
konzentriert,  sondern  er  war  auch  gleichartiger  und  darum  massen- 
hafter geworden.  Da  heute  auch  der  ärmste  Haushalt  an  den 
Errungenschaften  der  Kultur  teilnehmen  will,  so  muss  notwendig 
eine  Verbilligung  der  Kosten  der  Bedarfsdeckung  eintreten.  Er- 
möglicht wird  sie  durch  die  eingetretene  Verringerung  der  Massen- 
produktionskosten der  W^aren,  doch  dies  nur  unter  der  Voraus- 
setzung,  dass    auch    eine  Verringerung    der  Aufschläge    und    der 
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Spesen  im  Handel  eintritt.  Von  dem  Streben  geleitet,  die  Wa- 
ren möglichst  billig  an  die  Konsumenten  gelangen  zu  lassen  und 
dadurch  den  Konsum  anzuregen,  entstanden  die  neuen  kapitali- 
stischen Formen  des  .Detailhandels,  das  Warenhaus  und  der  Bazar, 
die,  nach  den  Berichten  der  Rabattsparvereine  zu  urteilen,  eine 
Hauptursache  zur  Gründung  der  letzteren  wurden. 

Wenn  gleichzeitig  in  diesen  Berichten  von  einer  immensen 
Ueberhandnahme  des  Hausierhandels«  gesprochen  wird,  so  ist 
das  entweder  eine  Verkennung  oder  eine  starke  Entstellung  der 
Tatsachen;  denn  aus  der  Berufsstatistik  von  1895  ist  zu  ersehen, 
dass  der  Hausierhandel  nicht  unwesentlich  abgenommen  hat,  teils 
infolge  der  Zunahme  des  sesshaften  Handels,  teils  infolge  starker 
Steuerbelastung  des  Hausierhandels.  So  kamen  1861  auf  looo 
Seelen  2,8  umherziehende  Händler  d.  i,  ^{^  aller  im  Warenhandel 
beschäftigten  Personen,  1895  dagegen  nur  2,2  d.  i.  7o  aller  Selb- 
ständigen im  Handel  und  nur  ^/n   aller  im  Handel  Beschäftigten. 

Wir  sehen  daraus,  dass  nicht  nur  wahre  Ursachen  der  Not- 
lage des  Kleinhandels,  sondern  auch  eingebildete  zur  Gründung 
von  Rabattsparvereinen  führten. 

Wenden  wMr  uns  nun  den  K  o  n  s  u  m  e  n  t  e  n  v  e  r  e  i  n  i- 
g  u  n  g  e  n  zu,  die  den  Detailhandel  zielbewusst  oder  unbeabsich- 
sigt  schädigen  und  dadurch  die  Ursache  zum  Inslebentreten  der 
Rabattsparvereine  wurden. 

Die  neueste  Zeit  zeigt  überall  Spuren  genossenschaftlichen 
Zusammenschlusses.  Solange  derselbe  geschieht ,  um  an  die 
Stelle  veralteter  Formen  im  Wirtschaftsleben  vollkommenere  neue 
zu  setzen,  hat  er  seine  volle  Berechtigung.  Er  verliert  aber  je- 
des Recht  auf  Dasein,  wenn  er  nur  dafür  sorgt,  ein  Stück  unserer 
Wirtschaftsordnung  zu  vernichten,  ohne  etwas  Neues  und  Besseres 
an  seine  Stelle  zu  setzen.  Genossenschaften  letzterer  Art  sind 
die  sogenannten  Wirtschaftsvereinigungen,  die  mit  gewissen  Händ- 
lern Verträge  abschliessen,  wonach  diese  den  Mitgliedern  der 
Vereinigungen  bei  Barkäufen  einen  Rabatt  gewähren.  Der  Ver- 
ein dagegen  verpflichtet  seine  Mitglieder,  ihre  Einkäufe  bei  den 
rabattgebenden  Firmen  zu  besorgen.  Dadurch  wird  der  Teil  der 
Händler,  der  keinen  Rabatt  gewährt  oder  aus  irgend  einem 
Grunde  nicht  für  würdig  gehalten  wird,  Lieferant  der  Wirtschafts- 
vereinigung zu  werden,  auf  Kosten  des  anderen  benachteiligt. 
W^ürde  aber  der  Vertrag  mit  allen  Händlern  geschlossen,  so  würde 
es  an  der  Gegenleistung'  von  selten  der  Wirtschaftsvereinisunaen 
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fehlen;  denn  diese  soll  in  der  Zusicherung  neuer  Kundschaft  be- 
stehen. Es  ist  nicht  leicht  einzusehen,  wie  der  Händler  dazu 
kommt,  die  Mitglieder  eines  Lehrervereins  oder  eines  Ruderklubs 
anders  zu  behandeln  als  seine    übrigen    barzihlenden  Abnehmer. 

Hierbei  ist  es  auch  nötig,  der  Berliner  Rabattsparvereine 
nochmals  Erwähnung  zu  tun.  Sie  unterscheiden  sich  von  den 
Wirtschaftsvereinigungen  nur  dadurch,  dass  sie  sich  nicht  aus  be- 
stimmten Berufsgruppen  zusammensetzen  oder  Vereine  mit  ganz 
anderen  Zielen  zur  Grundlage  haben.  Sie  sind  vielmehr  lediglich 
von  ganz  gewissen  Unternehmern,  die  ihren  Erwerb  dabei  finden, 
gegründete  Vereine  mit  dem  Zwecke,  Vorteile  von  den  Händlern 
für  die  Mitglieder  zu  erlangen,  also  freie  Wirtschaftsvereinigungen. 
Gegen  diese  ist  bis  heute  von  seiten  der  Händler  nichts  Wesent- 
liches unternommen  worden,  während  die  zuerst  erwähnten  Ver- 
eine nicht  unwesentlich  zur  Gründung  von  Rabattsparvereinen  in 
unserem  Sinne  beitrugen. 

Selbst  viele  Konsumvereine  begnügen  sich  nicht  damit,  dass 
ihre  Mitglieder  nicht  zu  unterschätzende  Vorteile  durch  billigen 
Einkauf  ihrer  Massenbedarfsartikel  in  den  eigenen  Verkaufsstellen 
geniessen.  Auch  sie  schliessen  mit  den  Händlern,  deren  Artikel 
sie  nicht  führen ,  ähnliche  Verträge  ab  wie  die  Wirtschaftsver- 
einigungen, nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  bei  den  MitgHedern 
der  Konsumvereine  nicht  der  Rabatt  sogleich  vom  Kaufpreis  ab- 
gezogen wird,  sondern  dass  vom  Händler  Rabattmarken  des  Kon- 
sumvereins ausgegeben  werden. 

Auch  dieses  Verhältnis  hat  keine  andere  wirtschaftliche 
Grundlage  als  das  Streben  der  einzelnen  Händler,  ihren  Umschlag 
durch  Gewinnung  ganzer  Kategorien  von  neuen  Kunden  zu  stei- 
gern und  dieser  Steigerung  entsprechend  den  Gewinn  zu  er- 
mässigen,  in  der  Hoffnung,  den  Gesamtverdienst  dadurch  doch 
zu  erhöhen. 

Wenn  heute  bei  der  Charakterisierung  des  Rabattsparvereins 
immer  der  Kampf  gegen  den  Konsumverein  in  den  Vordergrund 
gestellt  wird,  so  kann  das  höchstens  auf  einer  Unkenntnis  der 
kurzen  Geschichte  der  Rabattsparvereinsidee,  wie  auf  einer  starken 
Ueberschätzung  der  Wirkungen  des  Rabattsparvereins  beruhen. 
Indirekt  mag  wohl  hin  und  wieder  der  Konsumverein  zur  Grün- 
dungsursache geworden  sein,  indem  nämlich  einzelne  Kleinhändler, 
um  sich  gegen  die  Konkurrenz  desselben  zu  wehren,  Rabatt  ge- 
währten und  den  Anstoss  zu  Rabattsparvereinsgründungen  gerade 


Die  Rabattsparvereine. 


79 


dadurch  gaben;  aber  im  allgemeinen  waren  die  bis  jetzt  geschil- 
derten Zustände  im  Kleinhandel  selbst  im  viel  höheren  Masse 
wirksam. 

Erst  als  die  Jahresberichte  des  Bremer  und  Magdeburger 
Vereins  ihre  Erfolge  auch  in  Hinsicht  der  Konsumvereine  beson- 
ders hervorhoben,  bildeten  sich  —  förmlich  als  Antikonsumge- 
nossenschaften  —  die  Rabattsparvereine  zu  Kiel,  Halle,  Eisenach, 
Dessau,  Greiz,  Erfurt,  Gera,  Wolfenbüttel,  Stuttgart,  Essen,  Roch- 
litz,  VValdheim,   Oschatz,  Pirna   und  Königstein. 

Fassen  wir  den  ganzen  Abschnitt  nochmals  zusammen,  so 
ergibt  sich  das  Folgende:  Die  Ausbreitung  der  »wilden-  Rabatt- 
gesellschaften, der  Warenhäuser,  der  Wirtschaftsvereinigungen  und 
des  Einzelrabattgebens  bilden  die  Hauptursachen  zu  den  ersten 
Rabattsparvereinsgründungen. 

II.  Organisation  der  Rabattsparvereine. 

Auf  Grund  der  geschilderten  Verhältnisse  entstanden  im  gan- 
zen Reiche  Rabattsparvereine,  nicht  überall  mit  der  gleichen  Or- 
ganisation, aber  überall  mit  der  gleichen  Tendenz.  Wir  haben 
zwei  Haupttypen  derselben  zu  unterscheiden,  nämlich  die  Vereine 
nach  Bremer  Muster  oder  den  norddeutschen  Typus  und  diejeni- 
gen nach  Stuttgarter  Muster  oder  den  süddeutschen  Typus. 

Mitglied  eines  Rabattsparvereins  nach  Bremer  Muster  kann 
jeder  unbescholtene  Ladeninhaber  und  Gewerbetreibende  werden. 
Darin  liegt  insbesondere  der  Unterschied  dieser  Vereine  von  den 
»Berliner  Rabattsparvereinen  .  In  letzteren  sind  die  Ladeninhaber 
nicht  Mitglieder,  sondern  nur  Lieferanten,  sie  sind  den  Händen 
einzelner  Unternehmer,  des  Vorstandes,  überliefert,  in  deren 
Macht  es  liegt,  über  das  Sein  oder  Nichtsein  der  Händler  zu  ent- 
scheiden, indem  sie  ihnen  Kundschaft  zuführen  oder  nach  Be- 
lieben entziehen.  Die  Geschäftsführung  der  Bremer  Vereine  liegt 
beim  Vorstande,  dessen  Mitglieder  verschiedenen  Branchen  an- 
gehören müssen.  Sie  verwalten  ihr  Amt  unentgeltlich.  Die  Kosten, 
die  sich  aus  der  Geschäftsführung  ergeben,  werden  von  den  Mit- 
gliedern durch  geringe  Monatsbeiträge,  Eintrittsgelder  oder  neuer- 
dings auch  mit  Hilfe  der  Zinsen,  die  sich  aus  hinterlegten  Rabatt- 
geldern ergeben,  aufgebracht.  Damit  auch  die  Konsumenten  über 
diejenigen  Händler  unterrichtet  sind,  die  dem  Vereine  angehören, 
muss  der  Beitritt  jedes  neuen  Mitglieds  in  einem  Lokalblatte  be- 
kannt gegeben  werden. 


3o  P^"l  Böliin : 

Die  Mitglieder  sind  verpflichtet,  einen  bestimmten  Rabatt, 
der  für  die  einzelnen  Gruppen  von  Waren  oder  für  bestimmte 
Geschäfte  von  der  Generalversammlung  festgesetzt  wird,  zu  ver- 
abfolgen, aber  nur  wenn  bar  gekauft  wird. 

Die  Höhe  des  Rabattsatzes  ist  in  einzelnen  Vereinen,  wie 
z.  B.  in  Rochlitz,  Bremen,  Stendal  und  Magdeburg  die  gleiche 
für  alle  Geschäfte.  Dieser  Brauch  wird  gerade  von  den  Gegnern 
oft  zum  Angriffspunkte  gemacht,  weil  doch  die  Gewinnraten  in 
den  verschiedenen  Geschäftszweigen  sehr  verschieden  sind.  Meist 
beträgt  der  Rabattsatz  5  % .  Diese  5  %  kommen  aber  nicht  voll 
zur  Auszahlung;  denn  auf  20  — 30  Pfennige  erhält  der  Konsument 
eine  Marke  im  Werte  von  einem  Pfennig.  Bei  einem  Einkauf  von 
39  Pfennigen  ist  der  Rabatt  demnach  nur  2,5%,  bei  59  nur  3,4 
u.  s.  w.  Die  vollen  5%  werden  immer  erst  erreicht,  bei  einer 
Zahl,  die  mit  20  teilbar  ist. 

Noch  mehr  als  die  Anwendung  eines  gleichen  Rabattsatzes 
ist  auch  die  ab  und  zu  vorkommende  statutarische  Bestimmung 
zu  beanstanden,  nach  der  Marken  nur  auf  Verlangen  an  die 
Käufer  ausgegeben  werden  sollen;  denn  der  bescheidene  oder 
mit  der  Einrichtung  nicht  bekannte  Kunde  wird  die  Marken  nicht 
verlangen   und  so  den  übrigen    gegenüber    benachteiligt    werden. 

Waren,  auf  die  kein  Rabatt  gewährt  werden  kann,  sind  in 
den  einzelnen  Geschäftslokalen  durch  Anschläge,  sogenannte  Netto- 
plakate, anzuzeigen.  Allgemein  wird  in  den  Rabattsparvereinen 
den  Mitgliedern  die  reelle  Geschäftsführung  zur  Pflicht   gemacht. 

Ein  günstiges  Moment  für  die  verhältnismässig  rasche  Ent- 
wicklung der  Rabattsparvereine  war  die  Verbindung  derselben 
mit  den  Sparkassen,  welche  gleichsam  als  Bürge  für  die  Solidität 
des  Unternehmens  dem  gesamten  Publikum  gegenüber  eintraten. 
Die  Sparkasse  übernimmt  die  Marken  vom  Verein  und  gibt  sie 
gegen  sofortige  Bezahlung  an  die  einzelnen  Mitglieder  ab.  Das 
so  eingezahlte  Geld  wird  zu  Gunsten  des  Vereins  zinsbar  ange- 
legt. Später  löst  dann  die  Sparkasse  die  gefüllten  Sparbücher 
der  Konsumenten  aus  so  entstandenen  Guthaben  des  Vereins  ein. 
Auf  diese  Weise  ist  es  nicht  möglich,  dass  ungedeckte  Marken 
in  den  Umlauf  kommen  oder  ausgegebene  Marken  nicht  eingelöst 
werden,  wie  es  oft  bei  den  Rabattmarkengesellschaften  durch 
deren  Auflösung,  Wegzug  oder  Konkurs  geschah. 

Diese  Verbindung  führte  bei  grossen  Vereinen,  wie  dem 
Magdeburger,  bald  zu  einer  Ueberlastung  der  Sparkasse,  so  dass 
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sie  sich  gezwungen  sah,  die  Einlösung  der  Ijücher  und  die  Aus- 
gabe von  Marken  auf  bestimmte  Tage  und  Stunden  zu  beschrän- 
ken. Infolgedessen  übertrug  der  Rabattsparverein  seine  Zahlstelle 
einem  Bankhause,  während  die  hinterlegten  Gelder  bei  der  Spar- 
kasse, der  grösseren  Sicherheit  wegen,  verblieben. 

Bei  weitem  anders  als  die  Bremer  sind  die  Stuttgarter 
Rabattsparvereine  eingerichtet.  Zunächst,  wie  ihre  norddeutschen 
Geschwister,  von  Ladeninhabern  ins  Leben  gerufen  und  auch  aus 
denselben  Gründen,  gestalteten  sie  sich  zu  Vereinen  aus,  denen 
auch  die  Konsumenten  als  Mitglieder  angehören  können.  Sie 
unterscheiden  daher  zwischen  Mitgliedern  der  Klasse  A  (Laden- 
inhabern) und  der  Klasse  B  (Konsumenten). 

Warenhausinhaber  und  Geschäfte  mit  Filialbetrieb  sind  hier 
wie  bei  den  Bremer  Vereinen  von  der  Mitgliedschaft  ausgeschlos- 
sen. Ausser  einigen  unwesentlichen  Abweichungen  von  dem  nord- 
deutschen Typus  (Rabattsatz  von  6%,  Auszahlung  des  Rabatts 
nur  während  einer  kurzen  Zeit  —  gewöhnlich  vor  Weihnachten  — 
Ausserkurssetzung  von  Rabattmarken  nach  einem  gewissen  Zeit- 
raum) bleibt  die  Art  der  Mitgliedschaft  der  Hauptunterschied 
zwischen    den    Bremer  und  Stuttgarter   Vereinen. 

Zur  gegenseitigen  Unterstützung,  zum  Austausch  der  gemach- 
ten Erfahrungen  und  zur  Erhöhung  des  Ansehens  der  Rabatt- 
sparvereine wurde  am  12.  Juli  1903  in  Magdeburg  der  Zentral- 
verband der  Rabattsparvereine  gegründet.  Fast  sämtliche 
Vereine  schlössen  sich  an,  so  dass  der  Verband  heute  schon  weit 
über  12000  Mitglieder  zählt. 

III.  Erfolge  der  Rabattsparvereine, 

Die  Anwendung  des  Rabatts  im  Detailhandel  ist  nicht  neu. 
Im  Buchhandel  besteht  er  seit  mehr  als  anderthalb  Jahrhunderten, 
und  schon  vor  Jahrzehnten  suchten  auch  einzelne  Kolonialwaren- 
händler ihre  Stellung  in  der  örtlichen  Konkurrenz  durch  ihn  zu 
bessern.  Mochte  auch  dieses  Verfahren  ihnen  neue  Kunden  zu- 
führen und  die  alten  ihnen  fester  verbinden,  im  Kampfe  gegen 
die  Konsumvereine  blieb  es  wirkungslos,  zumal  die  Rabattmarken 
der  Händler  meist  nicht  gegen  bar  eingelöst  wurden.  Durch  das 
Auftreten  der  Wledenbachschen  Gesellschaften  trat  plötzlich  ein 
völliger  Umschwung  der  Verhältnisse  ein.  Weil  die  Ausbreitung 
dieser  Schwindelunternehmungen  durch  Warnungen  aus  Detail- 
listenkreisen und    von  Handelskammern,    sowie    durch    Polizeiver- 
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böte  nicht  gehindert  werden  konnte,  sahen  die  DetailHsten  sich 
genötigt,  geschlossen  gegen  diesen  Feind  vorzugehen.  Auf  solche 
Art  entstand  der  erste  und  bis  jetzt  bedeutendste  Rabattsparver- 
ein Deutschlands,  »die  Brema«,  und  da  sie  für  alle  norddeutschen 
Vereine  vorbildlich  wurde,  so  soll  hier  ein  ausführlicheres  Bild 
ihrer  Entwicklung  folgen. 

Die  »Brema«  wurde  am  15.  Mai  1899  mit  einer  Mitglieder- 
zahl von  75  Personen  gegründet;  aber  schon  nach  10  Tagen  war 
diese  Zahl  auf  150  und  Ende  Mai  auf  300  gestiegen.  Zu- 
nächst wurden  in  der  Stadt  37  000  Stück  Sparbücher  zur  Vertei- 
lung gebracht,  und  zwar  für  jede  Haushaltung  eines.  Da  die 
Konsumenten  der  Stadt  Bremen  der  neuen  Einrichtung  ein  sehr 
lebhaftes  Interesse  entgegenbrachten,  so  sah  sich  bald  eine  wei- 
tere Zahl  von  Detaillisten  genötigt,  der  »Brema«  beizutreten,  so 
dass  sie  im  November  1899,  also  im  siebenten  Monate  ihres  Be- 
standes, 700  Mitglieder,  aufweisen  konnte.  Von  diesen  waren  bis 
zum  31.  Dezember  1899  bei  der  städtischen  Sparkasse  für  108  870  M. 
Rabattmarken  entnommen  worden,  was  einem  Umsatz  von 
2  176  400  M.  entspricht.  Dass  sich  das  bremische  Rabatt-System 
bei  dem  Publikum  einer  gewissen  Beliebtheit  erfreut,  beweist  die 
Tatsache,  dass  schon  am  Ende  des  Jahres  1899  die  erste  Auflage 
von  60000  Stück  Sparbüchern  vergriffen  war,  und  im  Laufe  des 
Jahres  1900  weitere  39000  Stück  zur  Ausgabe  gelangen  mussten. 
Im  Geschäftsjahre  1900,  das  mit  862  Mitgliedern  begann,  wurden 
laut  Bericht  der  Sparkasse  für  303  600  M.  Marken  entnommen, 
was  einem  Gesamtumsatz  von  6028200  M.  gleichkommt.  Als 
Sicherheit  für  die  noch  im  Umlaufe  befindlichen  Marken  hatte 
der  Verein  ein  Guthaben  bei  der  Sparkasse  von  167943  M.  Im 
Jahre  1901  wurden  schon  Bücher  im  Werte  von  368  690  M.  von 
der  Sparkasse  eingelöst.  Die  Markenausgabe  erhöhte  sich  1902 
auf  501  200  M.  d.  i.  gegen  das  Vorjahr  um  23%.  Die  Mitglieder 
des  Vereins  hatten  einen  Gesamtumsatz  von  10  024  000  M.  und 
der  Wert  der  eingelösten  Bücher  betrug  504  840  M.  Die  Mitglieder- 
zahl hatte  bis  Ende   1902   die    stattliche  Höhe  von  1115   erreicht. 

Mit  diesen  Zahlen  steht  die  »Brema<^  an  der  Spitze  sämt- 
licher Rabattsparvereine. 

Die  nächst  besten  Erfolge  hat  der  Rabattsparverein  Magde- 
burg zu  verzeichnen.  Er  wurde  am  22.  Oktober  1901  gegründet, 
hatte  bis  Ende  desselben  Jahres  680  Mitglieder  gewonnen  und 
bis  15.  Januar   1902  für   57000  M.  Marken  ausgegeben,  die  einem 
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Gesamtumsatz  von  i  200000  M.  entsprachen.  Am  Ende  des 
ersten  Geschäftsjahres  zählte  der  Verein  schon  935  Mitgheder, 
hatte  für  371  800  M.  Rabattmarken  umgesetzt,  191  300  M.  an  Kon- 
sumenten bei  Einlösung"  gefüllter  Sparbücher  gezahlt  und  einen 
Umsatz  von  7500000  M.  aufzuweisen.  Die  bei  der  Sparkasse 
hinterlegten  Gelder  betrugen  175  OOO  M. 

xA.n  Ausdehnung  der  dritte  Rabattsparverein  dürfte  derjenige 
in  Halle  sein,  der  im  April  1902  von  1 1 1  Detaillisten  gegründet 
wurde.  Ueber  seine  Entwicklung  war  leider  kein  statistisches 
Material  zu  erlangen.  Gute  Fortschritte  hat  das  Rabattsparver- 
einswesen  sodann  in  Dessau  gemacht,  wo  es  sich  der  besonderen 
Fürsorge  der  städtischen  Behörden  erfreut.  In  Stendal  wurde 
von  Anfang  Februar  bis  zum  Ende  des  Jahres  1902  ein  Umsatz 
von  1440000  M.  im  Rabattsparverein  erzielt.  Als  äusseren  Er- 
folg der  ganzen  Sache  dürfen  wir  schon  die  vielen  Neugründungen, 
die  das  Jahr  1902  aufzuweisen  hat,  ansehen.  Aus  Norddeutsch- 
land seien  nur  die  Städte  Kiel,  Königsberg,  Erfurt,  Wolfenbüttel, 
Gardelegen,  Neumünster,  Fermersleben,  Westerhüsen,  aus  Süd- 
deutschland Stuttgart,  Esslingen  und  Würzburg  genannt.  In  Eise- 
nach, Greiz,  Zeitz,  Hildesheim,  Frankfurt  a.  M.,  Gera,  Stettin, 
Hirschberg,  Neisse,  Elberfeld,  Barmen,  Marburg,  Harburg,  Tor- 
gau u.  s.  w.  kam  es  im  Jahre  1903  zu  ähnlichen  Gründungen  und 
auch  im  Jahre   1904  setzt  sich  diese  Entwicklung  fort. 

Auch  im  Königreich  Sachsen  hat  die  Rabattsparvereinsidee 
festen  Fuss  gefasst,  hier  aber  meist  nur  in  den  Klein-  oder  Mittel- 
städten. So  trat  im  Juli  190 1  der  Rabattsparverein  Waldheim 
mit  20  Mitgliedern  ins  Leben,  der  in  seinem  ersten  Geschäftsjahre 
für  16000  M.  Marken  an  seine  Konsumenten  verabfolgte,  was  für 
ihn  einen  Umsatz  von  350000  M.  bedeutet.  In  Rochlitz  gehört 
zur  Zeit  ein  einziger  Kolonialwarenhändler  dem  Rabattsparverein 
noch  nicht  an.  Weiterhin  entstanden  Rabattsparvereine  in  Oschatz, 
Meerane,  Pirna,  Königstein,  Zittau,  Borna,  Freiberg  u.  s.  w.  W^enn 
in  den  sächsischen  Grossstädten  die  Frage  der  Rabattsparvereine 
auch  hin  und  wieder  in  Versammlungen  erörtert  worden  ist,  so 
ist  es  doch  zu  einem  greifbaren  Erfolg  bis  jetzt  noch  nicht  ge- 
kommen. In  Leipzig  ist  zwar  durch  den  Schutzverband  für  Handel 
und  Gewerbe  der  Versuch  gemacht  worden,  den  »Rabatt  zu  or- 
ganisieren«; doch  scheint  diese  Gemeinschaft  ihre  Hoffnung  auf 
andere  Auskunftsmittel  der  Mittelstandspolitik  zu  setzen ,  wie 
namentlich   die  vielberufene  Umsatzsteuer  für  Konsumvereine,  und 
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SO  ist  es  zu  einem  praktischen  Ergebnis  nicht  gekommen. 

Hat  der  Rabattsparverein  bis  jetzt  sich  als  Kampfmittel  gegen 
wilde  Rabattgesellschaften,  VVirtschaftsvereinigungen,  Konsumver- 
eine, Warenhäuser  und  gegen  das  Borgunwesen  bewährt  ?  Die 
Erfolge  der  Rabattsparvereine  gegenüber  den  wilden  Rabattgesell- 
schaften liegen  offen  zu  Tage ,  sie  waren  vielfach  ganz  über- 
raschender Art.  In  Bremen  sah  sich  die  Rabattgesellschaft  schon 
nach  wenigen  Tagen  genötigt,  das  Feld  zu  räumen;  in  Esslingen 
musste  die  »Parsimonia-  ihren  Betrieb  einstellen,  ebenso  ver- 
schwanden die  Warenrabattgesellschaften  in  Kiel,  Stendal  und 
Magdeburg. 

Auch  die  Wirtschaftsvereinigungen  verschiedener  Konsumen- 
tengruppen haben  in  den  Städten,  wo  grosse  Rabattsparvereine 
bestehen,  aufgehört  zu  existieren,  da  die  Mitglieder  der  Rabatt- 
sparvereine gezwungen  sind,  ihre  Verträge  mit  den  Wirtschafts- 
vereinigungen zu  lösen  und  ihre  sämtlichen  barzahlenden  Kunden 
gleichmässig  zu  behandeln. 

Schwieriger  ist  es,  von  Erfolgen  gegenüber  den  Konsumver- 
einen zu  sprechen.  Gerade  in  diesem  Punkte  müssen  die  ange- 
führten Zahlen  und  Beispiele  mit  einer  gewissen  Vorsicht  aufge- 
nommen werden,  da  sie  den  Berichten  der  Rabattsparvereine 
entnommen  worden  sind.  Während  bis  1899  im  Konsumverein 
Bremen  eine  stetige,  sehr  bedeutende  jährliche  Zunahme  im  Um- 
sätze zu  beobachten  war,  zeigt  sich  von  diesem  Jahre  an  ein 
fortwährender  Rückgang.  Im  Jahre  1896  erzielte  er  einen  Gesamt- 
umsatz von  2550552  M.,  1897  von  2689943  M.,  1898  von  3  2 14 048 
und  1899  von  3490745  M.  Nun  geht  er  aber  im  Jahre  1900  zu- 
rück auf  2739231  M.,  1901  auf  2467  117  M.  und  1902  auf 
2216365  M.  Während  also  im  Geschäftsjahre  1899  eine  Steige- 
rung des  Umsatzes  um  10  »o  zu  beobachten  war,  zeigte  das  Jahr 
1900  ein  Sinken  um  22  %. 

Im  Magdeburg -Neustädter  Konsumverein  hatte  der  Jahres- 
reingewinn bis  1901  durchschnittlich  400 — 500000  M.  betragen. 
1902  sank  derselbe  auf  135000M.  herab.  Der  Magdeburger  Ra- 
battsparverein schreibt  sich  die  Schuld  dieses  Rückganges  zu; 
als  Haupterfolg  rechnet  er  sich  aber  die  Auflösung  des  Beamten- 
konsumvereins an,  welcher  1901  mit  einem  Minderumsatz  gegen- 
über dem  Vorjahre  von  97  800  M.  abschloss  und  dessen  »Dividende« 
von  4  %  auf  3V3  herabging.  Da  eine  höhere  »Dividende«  durch 
allgemeine  Erhöhung  der  Preise    erreicht  werden    sollte,    kam    es 
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zur  Auflösung  dieser  Gesellschaft.  Nicht  ausgeschlossen  ist  je- 
doch, dass  auch  andre  Ursachen  zu  dem  schlechten  Geschäfts- 
gange des  Beamten-Konsumvereins  geführt  haben  als  die  erfreu- 
liche Entwicklung  des  Magdeburger  Rabattsparvereins. 

Aus  dem  allgemeinen  Konsumverein  Halle  traten  im  Jahre 
1902  etwa  1600  Mitglieder  aus,  und  der  Rabattsparverein  glaubt, 
auch  hierfür  das  Verdienst  sich  zuschreiben  zu  dürfen.  Ebenso 
spricht  der  Jahresbericht  des  Stuttgarter  Rabattsparvereins  von 
namhaften  Erfolgen  gegenüber  dem  Konsumvereine  ;  aber  ziffern- 
mässige  Belege  fehlen.  Aus  Esslingen  wird  berichtet,  dass  die 
Gründung  eines  Beamtenkonsumvereins  durch  den  Rabattspar- 
verein verhindert  wurde.  Einzelne  Kleinkaufleute  in  Rochlitz  be- 
haupteten, dass  sich  seit  Einführung  des  Rabatts  ihre  Kundschaft 
vermehrt  habe,  und  zwar  so,  dass  viele  Konsumvereinsmitglieder 
jetzt  bei  ihnen  ihre  Einkäufe  besorgten;  andre  Händler  dagegen 
wollen  keine  wesentlichen  Veränderungen  in  ihrem  Kundenkreise 
seit  Einführung  des  Systems  bemerkt  haben. 

Ueber  Erfolge  in  Bezug  auf  die  Warenhäuser  ist  bis  jetzt 
noch  wenig  bekannt ;  wohl  aber  wird  von  solchen  in  Bezug  auf 
das  Borgunwesen  gesprochen.  Fast  ausnahmslos  lauten  die  Ur- 
teile der  Vereine  dahin,  dass  die  Inanspruchnahme  von  Kredit 
und  die  damit  verknüpften  direkten  und  indirekten  Verluste  be- 
deutend abgenommen  hätten.  So  berichtet  Stendal,  dass  der 
Barkauf  sich  um  über  50  %  gehoben  habe.  Ebenso  lauten  die 
Urteile  aus  Kiel,  Magdeburg,  Halle,  Rochlitz  und  Waldheim.  — 
Welchen  Einfluss  das  Rabattsparvereinswesen  auf  den  Hausier- 
handel ausübt,  lässt  sich  schwerlich  feststellen ;  doch  wurde  aus 
Rochlitz  und  Waldheim  berichtet,  dass  er  in  dortiger  Gegend 
schon  fast  unmöglich  geworden  sei ;  besonders  sei  unter  der  Land- 
bevölkerung die  Zahl  seiner  Abnehmer  stark  zurückgegangen. 

Ueberraschende  äussere  Erfolge,  schnelle  Entwicklung.  Riesen- 
umsätze, Auszahlung  ziemlich  bedeutender  Rabattsummen,  sind, 
wie  wir  oben  sahen,  tatsächlich  vorhanden ;  wie  es  sich  aber  mit 
den  so  viel  gepriesenen  inneren  Erfolgen  verhält,  darüber  wird 
man  bescheidene  Zweifel  hegen   dürfen. 

Denn  zunächst  vermag  der  Rabattsparverein  die  Wurzel  alles 
Uebels,  die  Ueberzahl  der  Kleinhandelsgeschäfte  nicht  zu  be- 
seitigen. Wo  derselbe  alle  Geschäfte  dieser  Art  in  einer  Stadt 
umfasst,  erhellt  dies  von  selbst ;  denn  hier  bleiben  die  Konkur- 
renzverhältnisse,   wie    sie    vorher    waren.     Wo    nur    ein  Teil    der 
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Kleinhändler  dem  Vereine  sich  anschhesst,  hat  dieser  zwar  Aus- 
sicht, die  zahhingsfähigen  Kunden  mehr  und  mehr  zu  gewinnen, 
während  die  dem  Vereine  nicht  angehörigen  Händler  vielleicht 
solche  Kunden  einbüssen  werden.  Ihre  Lage  kann  sich  somit  in- 
sofern verschlechtern,  als  sie  nämlich  noch  häufiger,  als  vorher, 
werden  Kredit  gewähren  müssen. 

Dagegen  werden  die  dem  Rabattverein  angehörenden  Händ- 
ler gewiss  einen  erheblichen  Vorteil  dadurch  erlangen,  dass  ihr 
Betrieb  immer  mehr  auf  das  Prinzip  der  Barzahlung  gestellt  wird. 
Im  Grosshandel  gilt  die  Gewährung  eines  Kassakontos  von  2  bis 
6  °/o  an  barzahlende  Kunden  für  selbstverständlich.  Diesen  wird 
der  Kleinhändler  um  so  leichter  geniessen  können,  je  mehr  es 
ihm  gelingt,  durch  das  Lockmittel  des  Rabatts  die  Konsumenten 
zur  Barzahlung  zu  erziehen.  Wer  noch  von  ihm  Kredit  bean- 
sprucht, erhält  keinen  Rabatt,  zahlt  also  den  Zins  für  die  ge- 
borgten Beträge  in  höherem  Warenpreise.  Damit  ist  zweifellos 
der  Weg  zu  einer  inneren  Gesundung  des  Kleinhandelverkehrs 
beschritten. 

Die  Sitte  der  Barzahlung  wirkt  wohltätig  auf  den  Haushalt 
der  Konsumenten,  die  sie  an  Ordnung  und  Sparsamkeit  gewöhnt, 
und  dies  um  so  mehr,  als  bei  den  mit  der  Auszahlung  des  Ra- 
batts betrauten  Sparkassen  die  auf  diesem  Wege  erübrigten  Sum- 
men sofort  in  Sparkassenbücher  übertragen  werden  können.  Der 
Rabattsparverein  wirkt  in  diesem  Punkte  noch  günstiger  als  das 
Warenhaus  und  der  Konsumverein,  die  zwar  ebenfalls  nur  gegen 
bare  Zahlung  verkaufen,  die  aber  denjenigen,  der  in  der  Lage 
ist,   Kredit  beanspruchen  zu  müssen,   unbefriedigt  lassen. 

Auf  der  anderen  Seite  wird  der  Kapitalumschlag  des  Klein- 
händlers beschleunigt.  Es  bleibt  weniger  Kapital  in  seinem  Be- 
triebe gebunden  als  früher,  und  damit  vermindern  sich  auch  die 
Verluste  an  den  Ausständen,  die  bei  umfassender  Kreditgewäh- 
rung an  Konsumenten  unvermeidlich  sind.  Gleichzeitig  wird  der 
leidigen  Sitte  des  Vorforderns  und  Abhandeins  entgegengearbeitet, 
und  die  Gewohnheit,  nur  gegen  feste  Preise  zu  verkaufen,  ge- 
stärkt. Mit  disponiblen  Mitteln  kann  aber  der  Kleinhändler  das 
Verhältnis  zu  seinen  Lieferanten  immer  günstiger  gestalten,  nament- 
lich wenn  von  den  kleineren  der  bereits  betretene  Weg  zur  Be- 
gründung von  Grosseinkaufsgenossenschaften  weiter 
verfolgt  wird. 

Damit    ist    zugleich    schon    die    in    der  Fachpresse    viel    be- 
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sprochene  Frage  beantwortet,  ob  nicht  die  Verallgemeinerung  des 
Rabatts  zu  einer  der  Höhe  des  letzteren  entsprechenden  Verteue- 
rung der  Warenpreise  führen  müsse.  Notwendig  ist  das  gewiss 
nicht;  denn  die  Vorteile,  welche  die  Mitglieder  der  Rabattspar- 
vereine beim  Einkauf  ihrer  Waren  erzielen,  und  die  Verluste, 
welche  ihnen  durch  die  Einschränkung  des  Borgwesens  erspart 
werden,  endlich  die  Zinsersparnis  im  Betriebe,  werden  leicht  den 
im  Rabatt  zu  gewährenden  Preisnachlass  aufwägen  können. 

Aber  der  Gesamtgewinn  des  einzelnen  wird  doch  bei  allge- 
meiner Verbreitung  des  Rabattsystems  kaum  wesentlich  höher 
ausfallen  als  vorher,  es  müsste  denn  sein,  dass  der  stimulierende 
Einfluss  des  Rabatts  eine  Vermehrung  des  Warenkonsums  über- 
haupt und  damit  eine  Steigerung  des  durchschnittlichen  Umsatzes 
der  Geschäfte  herbeiführte.  Eine  solche  Wirkung  aber  bleibt  in 
hohem  Masse  unsicher,  und  auch  wenn  eine  Erhöhung  der  Lebens- 
haltung in  der  breiten  Masse  der  Bevölkerung  sie  herbeiführen 
sollte,  so  könnte  sie  doch  leicht  wieder  durch  Neugründung  von 
Kleinhandelsbetrieben  aufgehoben  werden.  So  lange  also  die 
Ursachen  nicht  beseitigt  sind,  welche  die  Ueberfüllung  der  distri- 
butiven Gewerbe  bedingen,  ist  an  eine  wirkliche  Beseitigung  der 
Notlage  im  Kleinhandel  nicht  zu  denken. 

Immerhin  braucht  man  die  Verdienste  der  ganzen  Bewegung 
nicht  zu  unterschätzen.  Den  Kampf  gegen  die  Wiedenbach'schen 
und  ähnliche  Gesellschaften  haben  sie  siegreich  bestanden,  die 
wilden  Wirtschaftsvereinigungen  zurückgedrängt,  gegen  das  Borg- 
unwesen, soweit  es  auf  schlechter  Sitte  beruhte,  ein  gewisses 
Gegengewicht  geschaffen.  Das  ist  nicht  wenig  — ,  aber  es  ist 
bei  weitem  nicht  alles,  was  not  täte. 
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VON 

FELIX  LINKE 

wissenscli.  Assistenten  beim  städt.  statistischen  Amte  in  Cöln. 


Seitdem  der  Parlamentarismus  in  den  modernen  Staatenge- 
bilden eine  immer  grössere  Rolle  zu  spielen  beginnt,  versucht 
man,  die  bei  den  Wahlen  zu  den  öffentlichen  gesetzgebenden 
Körperschaften  Ausdruck  findenden  Anschauungen  auch  statistisch 
zu  beleuchten.  Man  ist  damit  bisher  begreiflicherweise  noch  nicht 
weit  gekommen,  denn  einerseits  sind  die  Wahlmethoden  —  z.  B. 
bei  geheimer  Stimmenabgabe  —  wenig  geeignet,  solche  Statistiken 
nach  gewissen  Richtungen  zu  stützen,  andererseits  hat  die  Bear- 
beitung leicht  zu  gewinnenden  Materials  —  z.  B.  bei  öffentlicher 
Stimmenabgabe  —  kaum  einen  Wert,  weil  eben  die  Oefitentlich- 
keit  des  Wahlverfahrens  die  Freiheit  der  in  der  Stimmenabgabe 
zu  verkörpernden  wirklichen  Meinung  des  Wählers  notorisch  stark 
beeinträchtigt.  Wenn  aber,  wie  z.  B.  beim  Wahlrecht  zum  deut- 
schen Reichstage,  streng  genommen  die  Garantien  unbeeinflusster 
Abstimmung  gegeben  sind,  so  müssen  für  die  statistische  Ver- 
wertung des  ganzen  Aktes  grundstürzende  Aenderungen  eintreten. 

Die  bisherigen  Statistiken  beschränken  sich  darauf,  die  Wahl- 
ergebnisse nach  objektiven  Merkmalen  darzustellen.  Aber  auch 
da  geht  man  in  den  amtlichen  Statistiken,  welche  allein  das 
Material  zu  umfassender  Bearbeitung  zur  Stelle  schaffen  können, 
sehr  wenig  in  die  Sache  hinein.  So  beschränkt  sich  z.  B.  die 
amtHche  Statistik  der  deutschen  Reichstagswahlen  von  1903  auf 
die    vergleichende    Uebersicht    der  Wahlen    von    1898    und    1903, 
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die  Wiedergabe  der  Ergebnisse  von  1903  in  den  einzelnen  Wahl- 
kreisen sowie  nach  Staaten  und  Landesteilen,  nebst  einem  statistisch 
nicht  in  l^etracht  kommenden  Verzeichnis  der  Abgeordneten  und 
ihrer  Gegenkandidaten,  und  die  geographische  Gliederung  der 
letzten  Wahlergebnisse  nach  drei  Ortsgrössenklassen  unter  beson- 
derer Berücksichtigung  der  Grossstädte.  Der  zweiten  der  drei 
Veröffentlichungen  ')  schliesst  sich  eine  kartographische  Darstel- 
lung der  Ergebnisse  in  den  einzelnen  Wahlkreisen  an ,  welche 
nach  der  Methode  der  für  diesen  Eall  ausserordentlich  glücklich 
anzuwendenden,  schematisch-statistischen  Karten  des  Kaiserlichen 
Statistischen  Amtes  ^)  angelegt  ist.  So  dankenswert  nun  die 
kleine  Erweiterung  der  Bearbeitung  gegen  die  vorangehenden  sein 
mag,  ist  sie  doch  noch  weit  davon  entfernt,  das  zu  geben,  was 
gegeben  werden  könnte.  Kombinationen  mit  bevölkerungs-,  wirt- 
schafts-,  sozial-,  kriminalistischen  und  anderen  Daten,  wie  sie  Dr. 
Adolf  Braun  in  einem  kleinen  Aufsatze  in  der  Neuen  Zeit«  unter 
gleichzeitiger  Erörterung  der  methodischen  Seite  dieser  Erage  an- 
regte'^), werden  völlig  vermieden.  Dass  aber  schon  die  bisher 
gegebenen  Elemente  der  Wahlstatistik  eine  ganze  Reihe  bemerkens- 
werter Resultate  erzielen  lassen,  zeigte  eben  derselbe  Schriftsteller 
in  einer  ausgezeichneten,  interessanten  Studie^). 

Diejenige  grosse  Erweiterung  der  Wahlstatistik,  von  der  hier 
vornehmlich  die  Rede  sein  soll,  bezieht  sich  auf  die  i  n  d  i  v  i  d  u  a  1- 
statistische  Seite.  Zu  diesem  Zwec]<e  sind  die  grund- 
stürzenden Aenderungen  nötig,  von  denen  im  nachfolgenden  unter 
den  Erörterungen  »Stoffgewinnung«  gehandelt  werden  soll  und 
die  sich  auf  die  Ausgestaltung  des  Wahlmodus  und  der  Wahl- 
vorbereitungen richten. 

Für  das  in  Frage  kommende  Gebiet  der  Wahlstatistik  tritt 
von  vornherein  eine  ziemlich  weitgehende  Beschränkung  der  Beob- 
achtung ein.     Zweck  der  ganzen  Statistik  ist,   die  politischen  und 


1)  Vergleichende  Statistik  der  Reichstagswahlen  von  1898  und  1903.  Vierlel- 
jahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs.  12.  Jahrg.  1903.  Heft  III.  —  Allge- 
meine Statistik  der  Reichstagswahlen  von  1903  :  Teil  I.  ibid.,  Ergänzungsheft  zu  1903, 
IV. ;   Teil   II.   Ergänzungsheft  zu  1904,  I. 

2)  Vgl.  auch  Älayei,  Die  schematisch-statistischen  Karten  des  Kaiser!.  Statist. 
Amtes  zu  Berlin.    Bericht  zur  IX.  Tagung  des  Internat,   Statist.  Instituts.    Berlin  1903. 

3)  Die  Elemente  der  Statistik  der  Deutschen  Reichstagswahlen.  »Die  Neue  Zeit« 
Stuttgart.    Jg.   XXI.   Bd.   2,   1903,   p.   412  f. 

4)  Die  Reichstagswahlen  189S  und  1903.  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und 
Statistik.   18.   Bd.,    5.   u.   6.   Heft,   p.   539  bis   563. 
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wirtschaftlichen  Anschauungen  der  breiten  Bevölkerungsmasse 
kennen  zu  lernen.  Das  Ideal  wäre  eine  fortlaufende  Kenntnis 
und  Beschreibung  der  im  Strome  der  Zeit  fliessenden  Wandlungen 
dieser  Anschauungen.  Der  ganzen  Lage  unseres  öffentlichen  Lebens 
nach  ist  jedoch  eine  derartige  Beobachtung,  womöglich  als  pri- 
märstatistische eingerichtet,  ausgeschlossen  ;  wir  müssen  uns  viel- 
mehr damit  begnügen,  diese  Beobachtung  sekundär  bei  Gelegen- 
heit des  Wahlaktes  zu  den  gesetzgebenden  politischen  und  anderen 
Vertretungskörperschaften  anzustellen.  Dennoch  muss  versucht 
werden,  der  Wahlstatistik,  welche  jetzt  stets  nur  als  sehr  neben- 
sächliches Nebenprodukt  bei  den  öffentlichen  Wahlen  abfällt, 
immer  mehr  die  Gestalt  p  r  i  m  ä  r  s  t  a  t  i  s  t  i  s  c  h  e  r  E  r  h  e  b  u  n  g  e  n 
zu  geben. 

Ein  gangbarer  Weg,  allgemein  die  politische  Zugehörigkeit 
der  Bevölkerung  zu  bestimmten  Parteigruppen  zu  eruieren,  wäre 
durch  die  Volkszählungen  beschreitbar,  wenn  die  bezüglichen 
Fragen  allgemein  gestellt  und  für  gewisse  Bestandsmassen,  etwa 
die  W^ahlberechtigten,  ausgearbeitet  würden.  Dabei  treten  aber 
die  Schwierigkeit  der  Erkenntnis  eines  Wahlberechtigten  wegen 
der  vielen  Sonderbestimmungen  über  Aberkennung  des  Wahlrechts, 
ferner  die  Unkenntnis  vieler,  selbst  gebildeter  Menschen  in  poli- 
tischen Dingen  und  vieles  ähnliche  hindernd  auf.  Bei  der  Sonder- 
bearbeitung der  Wahlergebnisse  fällt  das  weg,  weil  sich  eben  die 
Wähler  der  nächststehenden  Partei  anschliessen  können,  so  dass 
für  die  statistische  Bearbeitung  fixe  Angaben  vorliegen. 

Es  mag  vorweg  bemerkt  werden,  dass  in  Hinsicht  auf  die 
individualstatistische  Vergleichung  der  einzelnen  Parteigliederungen 
solche  Statistik  einen  wirklichen  Wert  als  Individualstatistik  nur 
besitzen  kann  für  Bevölkerungsbestände,  welche  nach  natürlichen, 
allgemeinen  Gesichtspunkten  zusammengesetzt  sind,  während  die 
Wahlergebnisse  einer  auf  Grund  künstlich  ausgeklügelter,  merk- 
würdiger gesetzlicher  Vorschriften,  die  mit  den  natürlichen  indi- 
viduellen Eigenschaften  nichts  zu  tun  haben,  gebildeten  Bevölke- 
rungsmasse, wie  sie  etwa  die  Wählerschaft  zum  preussischen  Land- 
tage darstellt,  soziologische  Folgerungen  nicht  zulassen.  Vorbe- 
dingung im  einen  wie  im  andern  Falle  wäre  jedenfalls  der  Wahl- 
zwang, denn  wo  solcher  fehlt,  ergibt  sich  ein  unkontrollierbares, 
nicht  rektifizierbares  schiefes  Bild. 

Das  Forschungsgebiet  unserer  Untersuchungen  ist  in 
erster  Linie  die  wahlberechtigte  Bevölkerung,  welche  von  Zeit  zu 
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Zeit,  eben  bei  Gelegenheit  der  Wahlen  für  Vertretunf,^skörper, 
nach  allen  notwendigen  Richtungen  festgestellt  werden  kann. 

Die  wahlberechtigte  Bevölkerung  eines  Landes  stellt  sich  dar 
als  eine  objektiv  begrenzte  Bestandsmasse,  welche  durch  öffent- 
lich rechtliche  Normen  festgelegt  ist.  Die  Betrachtung  dieser 
sozial  abgegrenzten  Bestandsmasse  ist  nach  mehreren  Richtungen 
von  ausserordentlichem  Werte.  Ihre  Wahlbetatisfung;  ist  allee- 
mein  als  Ausdruck  des  konkreten  Ergebnisses  des  durch  den 
historischen  Werdegang  hervorgebrachten  momentanen  Zustandes 
der  öffentlichen  Meinung  anzusehen.  In  zweiter  Linie  erstreckt 
sich  unser  Forschungsgebiet  aber  auch  auf  die  Gesamtbevölkerung, 
um  dadurch  Vergleichsmassstäbe  für  die  weitere  Untersuchung 
zu  gewinnen. 

Das  F  o  r  s  c  h  u  n  g  s  z  i  e  1,  die  allgemeinen  sozialwissenschaft- 
lichen Gesichtspunkte  für  eine  Individualstatistik  der  Wahlbevölkc- 
rung,  erschöpft  sich  in  der  Klarlegung  des  »elementaren  und  kon- 
kreten statistischen  Wissens«  über  die  wahlberechtigte  Bevölke- 
rung und  der  Feststellung  »weiteren  abstrakten  Wissens«  solcher 
Art^),  also  in  der  Erkenntnis  der  Stärke,  der  Beschaffenheit  und 
des  Entwickelungsganges  dieser  Bevölkerungsmasse  in  gewissen 
Zeitabschnitten,  der  Zusammenfassung  dieser  Erkenntnis  zu  mög- 
lichst weitgehender  Klarlegung  der  Struktur  derselben  und  wenn 
möglich  der  Ableitung  abstrakt  typischer  Erscheinungen  in  erster 
Linie  für  den  Entwickelungsgang  der  durch  den  Wahlakt  zum 
Ausdruck  kommenden  politischen  und  wirtschaftlichen  Anschau- 
ungen der  breiten  Bevölkerungsmassen,  soweit  sie  eben  an  den 
öffentlichen  Angelegenheiten  durch  ihre  Abstimmung  beteiligt  sind. 

Dem  materiellen  Inhalte  der  Beobachtungen  nach  handelt  es 
sich  entweder  um  die  Tatsachen,  welche  in  gleicher  Weise  auch 
für  die  gesamte  Bestandsmasse  der  Bevölkerung  festgestellt  sind, 
oder  um  neue  Tatsachen,  welche  erst  unter  dem  Gesichtswinkel 
spezieller  Beobachtung  an  speziellen  Bestandsmassen  entstehen 
können    und    also    für    die  Gesamtmasse    der    Bevölkerung    nicht 


i)  Mayr  ^  Statistik  und  Gesellschaftslehre.  2.  Bd.  Bevölkerungsstatistik.  1897, 
p.  153.  —  Wenn  ich  mich  übrigens  in  meinen  Ausführungen  in  der  systematischen 
Gliederung  und  der  Terminologie  Mayrs  bekanntem  Buche  anschliesse ,  so  geschieht 
das  einerseits  v/egen  der  Vorzüglichkeit  der  Systematik  dieses  Werkes  ,  andererseits 
aber  auch  deshalb ,  um  die  hier  zu  erörternden  Sonderfragen  leicht  in  den  Rahmen 
des  dort  gegebenen  Materials,  besonders  hinsichtlich  der  Zusammenstellung  der  »Ge- 
sichtspunkte« leicht  einfügen  und  so  gewissermassen  eine  spezielle  Ergänzung  dessel- 
ben geben  zu  können. 
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feststellbar  sind.  Die  ersteren  können,  soweit  Beobachtungser- 
gebnisse  vorliegen,  zum  Vergleiche  herangezogen  werden,  es 
können  die  Verhältnisse  in  der  Gesamtbevölkenmg  denen  in  den 
Spezialbestandsmassen  gegenübergestellt  und  auf  diese  Weise  für 
die  exakte  Gesellschaftswissenschaft  bedeutsame  Ergebnisse  in 
Bezug  auf  die  Verschiedenheit  der  natürlichen  und  sozialen  Struk- 
tur ausgewählter  Bestände  gezeitigt  werden. 

An  abstrakter  Erkenntnis  kommen  für  so  ausgewählte  Be- 
standsmassen zwei  Fälle  in  Betracht: 

1.  »die  Ermittelung  der  Art  der  Dispersion  der  einer  gleich- 
artigen Kategorie  angehörenden  Einzelerscheinungen  um  eine 
stärkst  vertretene  Erscheinungsform«,   der  Typus, 

2.  »die  indirekte  Erkenntnis  von  Entwickelungsverhältnissen, 
abgeleitet  aus  dem  abgestuften  Entwickelungsstand  verschiedener 
Grundmassen«. 

Punkt  I  ist  ohne  weiteres  klar  und  bedarf  für  den  Statistiker 
keiner  Erläuterung. 

Ad.  2.  Die  genaue  Erkenntnis  des  Entwickelungsganges  ist 
ermöglicht  durch  eine  Verfolgung  jedes  Wahlberechtigten  durch 
die  Wählerlisten  für  die  einzelnen  Wahlen  hindurch.  Da  sich 
aber  wegen  der  Fluktuation  der  Wählermassen  durch  das  Ein- 
treten neuer  Quantitäten  durch  Erreichung  des  Wahlalters,  Na- 
turalisation, Wiedererlangung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  und 
ähnliches  mehr,  sowie  durch  das  Austreten  von  Quantitäten  wegen 
ihres  physischen  Todes ,  Verlust  der  Staatsangehörigkeit ,  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  u.  s.  w.  grosse  Schwierigkeiten  bei  der 
genauen  Feststellung  der  Identität  der  Beobachtungsgrundmassen 
einstellen,  wird  man  zweckmässig  die  Verfolgung  der  jeweiligen 
Wählermassen  als  der  jeweiligen  Beobachtung  unterliegenden  Masse 
bewirken,  in  demselben  Sinne,  wie  bei  einer  allgemeinen  Volks- 
zählung die  jeweilige  Bevölkerung  als  Beobachtungsobjekt  gilt. 
Dabei  wird  die  graduelle  Differenzierung  der  Individualeigen- 
schaften  der  jeweilig  der  Beobachtung  unterliegenden  Massen 
einen  Ersatz  für  die  genaue  Verfolgung  des  Entwdckelungsganges 
geben. 

Die  dadurch  entstehenden  Aufgaben  beziehen  sich  also 
wie  bei  einer  allgemeinen  Volkszählung  auf  die  Feststellungen  der 
Zahlen,  mit  w'elchen  die  Einzelelemente  vertreten  sind,  auf  ihre 
Beziehungen  zur  Fläche  und  weiter  auf  die  Zerlegung  der  Per- 
sonenmassen   nach    ihren    natürlichen  und  sozialen  Eigenschaften 
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wieder  mit  Bezug  auf  die  gleichen  Differenzierungen  innerhalb 
der  Gesamtbevölkerung  unter  weitgehender  räumlicher  Gliederung. 
Ferner  handelt  es  sich  um  die  Feststellung  gewisser  äusserer, 
für  die  soziale  Erfassung  der  Wahlbevölkerung  bedeutsamer  Tat- 
sachen und  um  die  Vergleichung  wiederholter  ICrmittelungen  zur 
Vermittelung  weiterer  Kenntnis  über  die  »tatsächliche  Evolution« 
der  konkreten  Wahlbevölkerung  im  ganzen  und  ihrer  schon  an- 
gedeuteten Gliederung.  Aus  der  Zusammenstellung  für  die  \er- 
schiedenen  Länder  und  Gebiete  lässt  sich  ev.  eine  internatio- 
nale Ueberschau    ableiten. 

Der  letzte  Schritt  der  Bearbeitung,  die  V  e  r  m  i  1 1  e  1  u  n  g 
abstrakten  W  i  s  s  e  n  s  ,  wird  sich  im  Falle  einer  Wahl- 
statistik vornehmlich  auf  die  durch  die  Abstimmungen  zu  Tage 
getretenen  Effekte  der  Evolutionen  und  Evolutionstendenzen  be- 
ziehen. Hierbei  ist  allerdings  zu  bemerken,  dass  die  so  gewon- 
nenen Kenntnisse  über  die  wahlberechtigte  Bevölkerung  nicht 
ganz  einwandsfrei  sein  können.  Denn  der  Wahlzweck  ist  eine 
proportionale  Verkleinerung  des  an  den  öffentlichen  Angelegen- 
heiten beteiligten  Personenkreises  auf  einen  geschäftsführenden 
Personenkreis,  und  dieser  lässt  sich  eben  wegen  der  Mannigfaltig- 
keit der  Anschauungen  und  Bestrebungen  selbst  relativ  fest  ge- 
schlossener Parteien  ja  stets  nur  durch  Kompromisse  und  Eini- 
gungen auf  gewisse  die  Hauptrichtungen  vertretende  Personen  er- 
zielen. In  die  feinsten  Evolutionen  einzudringen,  liegt  aber  über- 
haupt ausserhalb  des  Bereiches  jedweder  Statistik,  widerspräche 
eben  nach  der  konkreten  Sachlage  dem  Wesen  der  statistischen 
Methode.  Die  Evolutionen  könnten  ja  nur  aus  einer  fortwähren- 
den Beobachtung  ermittelt  werden,  nicht  aus  zeitweiligen  Er- 
hebungen noch  dazu  sekundär-statistischen  Charakters;  und  die 
Anwendung  der  statistischen  Methode  ist  an  sich  schon  ein  Kom- 
promiss  zwischen  den  beiden  Extremen  :  Möglichkeit  der  Erkenntnis 
gewisser  Zustände  bezw.  Entwickelungen  von  Massenerscheinungen 
und  absolute  Genauigkeit  des  Erfassens  derselben. 

Die  S  t  o  f  f  g  e  w  i  n  n  u  n  g  für  eine  umfassende  Statistik  der 
wahlberechtigten  Bevölkerung  geschieht  gelegentlich  des  Wahl- 
aktes selbst  direkt.  Die  Wahllisten,  welche  nach  stets  evident 
zu  haltenden  Bevölkerungsregistern  aufzustellen  sind ,  enthalten 
die  Namen  und  die  Individualnachweisungen  aller  derjenigen  Per- 
sonen, welche  die  erforderlichen  Haupteigenschaften  eines  W^ahl- 
berechtigten  besitzen.      Dabei    wird  für  eine   Wahl  zu   den  öfTent- 
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liehen  gesetzgebenden  Körperschaften  das  Alter  die  entscheidende 
Rolle  spielen;  als  unerlässhche  Eigenschaft  tritt  die  Reichs-  bezw. 
Staatsverbands-Angehörigkeit  dazu.  In  die  Wahllisten  sind  alle 
diejenigen  Personen  aufzunehmen,  welche  diese  primären  Eigen- 
schaften besitzen;  bei  denjenigen  Personen,  welche  durch  Neben- 
umstände des  Wahlrechts  verlustig  gegangen  sind,  werden  die 
erforderlichen  sekundären  Nachweise  besonders  vermerkt,  die  er- 
gänzende Auskunft  über  diese  Umstände  geben. 

Für  eine  öffentliche  Wahl  gestaltet  sich  nun  der  Wahlakt 
ausserordentlich  einfach  dadurch,  dass  in  den  auf  den  Wahltermin 
lautenden  Registern  die  abgegebene  Willenserklärung  des  sich 
legitimierenden  Wählers  vermerkt  wird.  Die  bekannten  Gründe 
aber,  welche  gegen  eine  offene  Abstimmung  sprechen,  bei  wel- 
cher dem  Terrorismus  von  jeder  Seite  Tür  und  Tor  geöffnet  ist, 
verlangen  geheimes  W  a  h  1  v  e  r  f  a  h  r  e  n.  Dasselbe  wird  leicht 
dadurch  erreicht,  dass  neben  den  Wahlregistern  je  eine  I  n  d  i- 
V  i  d  u  a  1  k  a  r  t  e  für  jede  wahlberechtigte  Person  aufgestellt  wird  ^). 
Die  Wahl  erfolgt  durch  Abgabe  des  jedem  Wähler  zu  verab- 
folgenden Individualblättchens,  auf  welchem  er  selbst  seine  Ab- 
stimmung vermerkt.  Um  das  Geheimhalten  der  Abstimmung  zu 
sichern,  lauten  die  Individualpapiere  nicht  auf  den  Namen,  son- 
dern auf  eine  Nummer  des  Registers,  von  welcher  der  Wähler 
zuvor  durch  eine  amtliche  Benachrichtigung,  welche  zugleich  Zeit 
und  Ort  der  Wahl  anzeigt,  in  Kenntnis  gesetzt  wird.  Beim  Wahl- 
akt selbst  legitimiert  ihn  dann  die  Vorzeigung  seiner  Benach- 
richtigung, und  es  wird  ihm  vom  Wahlvorstand  im  Wahllokal 
seine  (numerierte)  Individualkarte  zum  Zwecke  der  Abstimmung 
ausgehändigt.  Nachdem  er  seinen  Abstimmungsvermerk  und  die 
geheim  zu  haltenden  Antworten  (z.  B.  wie  er  früher  gewählt  hat) 
geheim  eingetragen  hat,  gibt  er  die  in  ein  Couvert  eingeschlossene 
Karte  an  den  Wahlvorstand  zurück,  welcher  sie  unter  Verzeich- 
nung der  stattgehabten  Abstimmung  in  der  Wahlliste  in  die  Wahl- 
urne wirft.  Die  uneröfifnete  Wahlurne  wird  mitsamt  den  darin 
befindlichen  Karten  unter  Beifügung  der  Wahlliste  und  des  Wahl- 
protokolls   versiegelt    vom  Wahlvorstand    an    die  Post  abgeliefert 


l)  Der  Natur  der  Sache  nach  dient  zur  Erhebung  als  Formular  die  Individual- 
karte, welche  als  bereits  richtig  ausgefüllter  Vordruck  zur  Verwendung  gelangt.  Die 
vom  Wähler  selbst  auszufüllenden  Fragen  sind  in  präzise  Frageform  gekleidet.  Diese 
Art  der  Ausgestaltung  würde  zugleich  die  Möglichkeit  weitgehender  automati- 
scher Auszählung  bieten. 
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und    unter  Anwendung    aller  Vorsichtsmassregeln    an   die  stati- 
stische Zentralbehörde  befördert. 

Für  die  Wahlen  sind  ständige  Bureaux  oder  Einrichtungen 
nötig,  in  welchen  die  für  die  nächste  Wahl  notwendigen  Wahl- 
register und  Wahllisten  hergestellt  und  der  I  n  d  i  v  i  d  u  a  1  k  a  r  t  e  n- 
a  p  p  a  r  a  t  evident  gehalten  werden.  Zu  diesem  Zwecke  existiert 
ein  Ur  Zählkartenapparat,  der  ev.  an  den  in  manchen 
Grossstädlen  z,  B.  Berlin,  Cöln  u.  a.  bestehenden  Apparat  der 
Einwohnerkontrollämter  angeschlossen  werden  oder  zu  welchem 
dieser  selbst  ausgebildet  werden  kann.  Der  Urzählkartenai)parat 
wird  durch  die  bei  Wohnungswechsel,  Geburten,  Sterbefällen  und 
Eheschliessungen  einlaufenden  Meldungen  und  ev.  Recherchen 
stets  auf  dem  Laufenden  erhalten.  Nach  dem  Urzahlkartenapparat 
wird  der  Individualkartenap  parat  hergestellt,  welcher 
bei  der  Wahl  selbst  Verwendung  findet.  Auch  dieser  kann  nach 
ersterem  ständig  evident  gehalten  werden.  Sobald  eine  Wahl 
angesetzt  ist,  wird  nach  dem  Urzahlkartenapparat  eine  W  a  h  1- 
liste  aufgestellt,  welche  die  Identifizierungs-  und  Kontrollan- 
gaben, als  welche  in  erster  Linie  die  Namen  —  und  zwar  sämt- 
liche Vornamen  und  der  Eamilienname  —  gelten,  enthält.  Die- 
selbe dient  als  Liste  zum  Gebrauch  bei  der  Wahl  selbst.  Sie 
wird  zur  öffentlichen  Einsicht  ausgelegt;  Einsprüchen  gegen  ihre 
Richtigkeit  ist  eine  bestimmte  Frist  einzuräumen. 

Vorteil  dieser  Vorbereitungs-  und  Durchführungsart  ist,  dass 
ein  ständiger  Stamm  ausgebildeter  Beamter  die  sonst  so  mühe- 
volle, zeitraubende  und  unsichere  Revision  d  e  s  Z  ä  h  1  m  a- 
t  e  r  i  a  1  s  ,  welche  bei  der  Verarbeitung  des  Urmaterials  von  Zäh- 
lungen jetzt  nur  von  ungeübten,  vorübergehend  für  solche  Zwecke 
angenommenen  Leuten  bewirkt  werden  muss,  von  vornherein  be- 
sorgt. Sofort  nach  Schluss  des  Wahlaktes  liegt  das  Zählkarten- 
material vollständig  revidiert  vor,  und  es  kann  ohne  Verzug  stati- 
stisch verarbeitet  werden. 

Die  Geheimhaltung  der  Wahl  kann  bei  der  Verarbei- 
tung des  Materials  noch  dadurch  gefährdet  werden,  dass  Wähler, 
welche  exponierte  Individualeigenschaften  besitzen,  also  hohe  Staats- 
beamte (Minister  u.  s.  \v.),  Leute  mit  seltenen  Berufen  (Astro- 
nomen) leicht  an  diesen  erlcannt  werden  können,  ohne  dass  gerade 
ihre  Namen  genannt  zu  sein  brauchen.  Da  müssen  nun  die 
strengsten  Massregeln  ergriffen  werden,  um  die  Geheimhaltung 
zu  erzwingen.    Es  ist  strengstes  Amtsgeheimnis  von  allen  bei  der 
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Bearbeitung  tätigen  Personen  zu  fordern,  auf  dessen  Verletzung 
schwere,  entehrende,  mehrjährige,  von  jedweder  Begnadigung  aus- 
geschlossene Freiheitsstrafen  stehen  müssen.  Auch  die  Weiter- 
verbreitung und  Mitteilung  der  sonst  irgendwie  von  der  Abstim- 
mung eines  andern  erlangten  Kenntnis  muss  unter  ähnliche  Strafen 
gestellt  werden.  Die  endgültige  Verarbeitung  selbst  muss  darauf 
Rücksicht  nehmen,  dass  eine  sonst  sehr  erwünschte  weitgehende 
Differenzierung  aus  den  veröffentlichten  Ergebnissen  der  Statistik 
exponiert  stehende  Personen  nicht  erkennen  lässt.  Die  schliess- 
liche  Vernichtung  des  Urmaterials  beseitigt  dann  jeden  weit- 
eren Missbrauch  desselben. 

Die  erste  Verarbeitung  des  Materials  hätte  sich  auf 
die  Feststellung  des  Wahlergebnisses  zu  beschränken.  Dies  ge- 
schieht von  der  statistischen  Zentralbehörde  unter  Kontrolle  einer 
öffentlichen  Kommission,  die  sich  etwa  aus  Mitgliedern  der  bis- 
herigen gesetzgebenden  Körperschaft  zusammensetzen  könnte. 

Die  zu  erhebenden  Gegenstände  beziehen  sich  auf 
Individualangaben  und  Nebendaten.  Von  den  ersteren  kommen 
natürliche  und  soziale  Merkmale  in  Betracht,  also  das  Geschlecht, 
das  Alter  und  der  Geburtsort,  die  Muttersprache,  der  Familien- 
stand, die  kirchliche  Zugehörigkeit,  die  Staatsangehörigkeit,  die 
Heimatberechtigung,  die  Militärpflicht,  der  Bildungsgrad,  die  Berufs- 
und Erwerbsverhältnisse,  die  soziale  Stellung  im  Beruf  und  etwaige 
Arbeitslosigkeit.  Als  wichtige  Nebenermittelungen  kommen  in 
Betracht  die  Wohnungsverhältnisse,  der  Arbeits-  und  der  Wohn- 
ort, die  Aufenthaltsdauer  im  Wahlort,  die  Eheverhältnisse  (Zahl 
aller  und  der  lebenden  Kinder)  und  schliesslich  spezielle  Fragen 
an  solche,  die  in  ihrer  sozialen  Stellung  durch  ihren  Besitz  oder 
andere  Umstände  eine  besondere  Stellung  einnehmen.  Endlich 
wäre  festzustellen,  seit  wann  der  Wähler  wahlberechtigt  und  seit 
wann  er  wählbar  ist,  wie  er  jedesmal  gewählt  hat  bezw.  gewählt 
hätte   und   als   was  er  gewählt  worden  ist. 

Die  Bildung  von  Z  ä  h  1  b  e  z  i  r  k  e  n  ist  eine  Sache  der  Zweck- 
mässigkeit. Es  dürfte  sich  empfehlen,  dieselben  nicht  zu  gross 
zu  nehmen,  damit  beim  Wahlakt  selbst  keine  unnötigen  Kompli- 
kationen eintreten. 

Was  nun  die  umfassende  Bearbeitung  des  er- 
hobenen Urmaterials  anbetrifft,  so  kann  eine  weitgehende 
räumlicheGliederung  des  gesamten  Materials  nicht  drin- 
gend   genug    anempfohlen    werden.     Die    Tatsache,    dass    unsere 
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grossen  bevölkerungsstatistischen  Erliebungen  bei  jeder  Wieder- 
holung immer  mehr  Gewicht  auf  diesen  Umstand  legen,  beweist, 
dass  das  Bedürfnis  dafür  sich  immer  fühlbarer  macht.  Mit  dem 
Eingehen  auf  statistische  Ergebnisse  wächst  naturgemäss  der 
Wunsch  nach  weiterer  Erkenntnis,  und  was  jetzt  versäumt  wird, 
kann  niemals  nachgeholt  werden.  Zusammenfassen  können  wir 
noch  immer,  aber  gliedern  nicht!  Wie  weit  diese  Gliederuig  zu 
gehen  hat,  ist  im  allgemeinen  recht  schwer  zu  sagen.  Mayr 
hält  für  allgemeine  Volkszählungen  die  Unterscheidung  für  die 
kleineren  Verwaltungsbezirke  im  Deutschen  Reiche  für  genüsrend. 
Dass  aber  auch  dies  noch  nicht  immer  ausreicht i),  beweist  die 
Tatsache,  dass  das  Königlich  Preussische  Statistische  Bureau  seine 
Urtabellen  für  die  Volkszählungen  z.  B.  für  sechs  Gebietsteile 
jedes  Kreises  scheidet.  Mag  die  Gliederung  für  die  kleineren 
Verwaltungsbezirke  genügen,  so  darf  jedoch  ferner  nicht  unter- 
lassen werden,  sie  auch  nach  der  Richtung  hin  durchzuführen, 
wie  es  für  topographische  Studien  notwendig  ist.  Hiermit  sind 
vornehmlich  Untersuchungen  nach  natürlichen  Gebiets- 
teilen und  nach  anderen,  die  Bevölkerung  in  ihrem  Wesen  und 
Charakter  stark  beeinflussenden  Umständen  gemeint,  denn  diese 
sind  für  die  Verwaltung  und  die  Wissenschaft  von  unschätzbarem 
Werte,  weil  sie  die  Sondereigenschaften  und  daher  auch  die 
Sonderbedürfnisse  der  Bevölkerung  aufzuzeigen  geeignet  sind. 
Die  Scheidung  muss  ferner  die  allgemeinen  Agglomerationsver- 
hältnisse und  die  in  neuerer  Zeit  immer  mehr  an  Bedeutung  ge- 
winnenden besonderen  Agglomerationen  der  G  r  o  s  s  s  t  ä  d  t  e  zu 
untersuchen  geeignet  sein.  Gerade  da  dürften  sich  in  jetzigen 
Zeitläuften  bei  der  grossen  Mannigfaltigkeit  der  Parteiverhältnisse 
die  interessantesten  Aufschlüsse  ergeben,  um  so  mehr,  wenn  auch 
der  vorangehend  erörterte  Gesichtspunkt  und  die  wirtschaftlichen, 
politischen  und  historischen  Verhältnisse  in  den  Kreis  der  Be- 
trachtungen einbezogen  würden.     Die  topographische  Morphologie 

l)  Besonders   in  Preussen   gibt  es   noch   sehr  grosse  Kreise,  für  welche  als  Einheit 
die  Gliederung  kaum  ausreichen   dürfte.    So   z.  B.   für 

Landkr.  Stolp  in   Pommern              mit     2227,98   qkm   Fläche  und     73  310  Bewohnern 

Kreis  Deutsch  Krone,   W.-Pr.            »        2158,48      ;>             »  »       64209             -^ 

»       Schlochau,   W.-Pr.                     »        2137,73      »             »  >^       66077             » 

»      Zauch-Belzig,   Bdbg.                 »        1914,97      »             »  »       80  651             » 
>       Nieder-Barnim  ohne  Dörfer 
Lichtenberg,   Weissensee 

und  Pankow;  Bdbg.          »        1722,02      >            »  »     196 1S4            » 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.      1905.     i.  7 
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der  Wahlbevölkerung  verlangt  ebenfalls  eine  weitgehende  Durch- 
arbeitung. In  der  letzten  deutschen  Volkszählung  ist  man  glück- 
licherweise in  der  Scheidung  der  Gemeindegruppen  durch  die 
Gliederung  der  sogenannten  ländlichen  Bevölkerung  in  vier  Grup- 
pen erheblich  weiter  gegangen  als  früher,  wo  man  sich  auf  die 
Scheidung  der  Gemeinden  mit  2000  und  mehr  Einwohnern  in  vier 
Gruppen  und  der  summarischen  Angabe  der  kleineren  Gemeinden 
begnügte.  Jetzt  sind  durch  die  obengenannte  Gliederung  der 
kleineren  Gemeinden  deren  acht  geschaffen.  Auch  diese  Gliede- 
rung genügt  noch  nicht;  so  sind  namentlich  die  Gruppen  5000 
bis  20000  und  20000  bis  looooo  noch  zu  weit  umfassend.  Die 
Grossstädte  verlangten  m.  E.  fast  durchweg  individuelle  Behand- 
lung. Neben  weitgehender  Scheidung  in  Ortschaftsgrössen  dürfte 
Alayrs  Berechnungsweise  der  Ermittelung  der  Durchschnittsbe- 
völkerung einer  Ortschaft  für  kleine  Gebietsabschnitte  zu  em- 
pfehlen sein,  aus  welcher  sich  wichtige  Aufschlüsse  über  die  Be- 
siedelungsart  ergeben. 

Welche  Bedeutung  in  politischer  Beziehung  überhaupt  der 
Besiedeln  ngsdichte  zukommt,  wird  klar,  wenn  man  be- 
denkt, dass  das  politische  und  wirtschaftliche  Gewicht  eines 
Staates  nicht  nur  durch  die  Zahl  der  Menschen,  sondern  auch 
durch  die  Art  ihres  Zusammenlebens  bedingt  ist  ^).  Das  politische, 
wirtschaftliche  und  damit  das  allgemeine  kulturelle  Leben  wird 
sich  bei  dichter  Besiedelung  des  Landes  ganz  anderer  Entvvicke- 
lungsschritte  bedienen  als  bei  dünn  gesäter  Bevölkerung  und  dem- 
entsprechend minderen  Verkehrsverhältnissen.  Schon  der  Unter- 
schied zwischen  den  Städten  und  dem  flachen  Lande  beweist  das. 
Ein  Blick  auf  die  Zahlen  der  Besiedelungsdichte  der  Erdober- 
fläche ^)  genügt  zum  Nachweise  der  Behauptung  J/ayrs,  dass  grosse 
Ausdehnung  des  Bodens  an  sich  noch  nicht  wirtschaftliche  und 
politische  Stärke  bedeute,  ja  dass  man  sogar  annehmen  müsse, 
dass  die  wirtschaftliche  und  politische  Energie  eines  Volkes  von 
einer  gewissen  grösseren  Dichte  desselben  abhängig  ist.  Deshalb 
treten  uns  die  höheren  sozialen  Formen  auf  der  Erde  da  ent- 
gegen, wo  wir  eine  dichte  Bevölkerung  vorfinden  (England,  Frank- 
reich,   Deutsches   Reich,    Schweiz,    Oesterreich,    Italien,    Belgien, 


1)  Mayr,  Die  Gesetzmässigkeit  im  Gesellschaftsleben.    Statistische  Studien.    Mün- 
chen 1877,   pag.  119  f. 

2)  Statistik  des  Deutschen   Reichs.    Bd.  150.     Die  Volkszählung  am   i.  Dezember 
1900  im  Deutschen  Reich,    p.   44*  u.    =59*. 
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Niederlande,  Dänemark,  Japan).  —  China  fällt  wegen  seiner  eigen- 
artigen Verhältni.sse ,  seiner  merkwürdigen,  versteinerten  Ueber- 
kuhur  einer-  und  seiner  Rückständigkeit  andererseits  aus  dem 
Kreise  dieser  Betrachtungen  hinaus.  —  Auch  Braun  kommt  in 
seiner  schon  angezogenen  Arbeit  ')  zu  dem  Schlüsse,  >dass  es 
bei  der  letzten  Reichstagswahl  vor  allem  eine  nicht  von  vielen 
Ausnahmen  durchbrochene  Regel  war,  dass  mit  der  grösseren 
Zahl  der  wahlberechtigten,  nicht  bloss  wie  selbstverständlich  die 
absolute  Zahl  der  Abstimmenden,  sondern  auch  die  relative  Wahl- 
beteiligung wuchs.«  Dabei  handelt  es  sich  durchaus  um  dicht 
bevölkerte,  nicht  räumlich  zu  weit  gedehnte,  deshalb  grössere 
Volkszahlen  fassende  Wahlkreise.  Der  enge  Zusammenhang  der 
sozialen  Verhältnisse  und  der  Besiedelungsdichte  wird  ohne  weiteres 
auch  durch  die  Tatsache  der  Wanderungen  blossgelegt,  denen 
im  normalen  Gang  der  Zeiten  durchaus  soziale  Motive  zu  Grunde 
liegen.  Der  Bevölkerungsrückgang  des  Regierungsbezirkes  Gum- 
binnen  von  1885  bis  1890  um  1845  Personen  und  von  1895  bis 
1900  um  10 100  Personen  beruht  ausschliesslich  auf  den  unge- 
heuren Verlusten  durch  Abwanderung,  die  für  die  Periode  1895 
bis  1900  z.  B.  64271  Personen  betragen.  Gerade  diese  Gebiete 
zeichnen  sich  durch  eine  ausserordentlich  kräftige,  natürliche  Be- 
völkerungsvermehrung aus  ^). 

Wie  eine  weitgehende  räumliche  Differenzierung  den  Wechsel 
der  Anschauungen  von  Gebiet  zu  Gebiet,  die  in  demselben  sich 
vorfindenden  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Verschieden- 
heiten in  Zahlen  veranschaulicht,  lässt  eine  umfassende  zeitliche 
Ghederung,  soweit  sie  eben  durch  das  vorliegende  Material  er- 
möglicht ist,  den  Wandel  dieser  Anschauungen,  die  Einwirkungen 
der  historisch-konkreten  Gestaltung  auf  dieselben  und  umgekehrt, 
erkennen.  Die  hier  vorangeschickten  Bemerkungen  über  die  räum- 
liche und  zeilliche  Differenzierung  des  Beobachtungsmaterials  be- 
ziehen sich  allgemein  auf  die  im  folgenden  zu  besprechenden 
ferneren  Scheidungen. 

Wenn  wir  der  Bedeutung  der  natürlichen  und  sozia- 
len Gliederung  der  Wahlbevölkerung  nachforschen, 
stossen    wür    zuerst    auf   die    wichtigste  Individualeigenschaft,    das 


1)  Reichstagswahlen,   p.    541  bis   543   und   550  bis   555. 

2)  Statistik  des  Deutschen  Reichs.    Bd.  150,  pag.  2  u.  6  ;   vgl.  auch  das  Karten- 
material am  Ende  des  Bandes,   besonders   Nr.  i,   2  u.  9. 
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Geschlecht.  Soweit  durch  die  Verfassungen  Männern  und 
Frauen  das  Wahlrecht  gegeben  ist,  wird  die  Bearbeitung  einer 
VVahlstatistik  diese  unveränderliche  Eigenschaft  jedes  Wählers  in 
erster  Reihe  als  Scheidelinie  benutzen.  Während  die  blosse 
Scheidung  der  Geschlechter  bei  einer  allgemeinen  Volkszählung 
Selbstzweclc  der  sozialen  Forschung  ist,  gewinnt  sie  in  Kombi- 
nation mit  anderen  Gliederungen  immer  grössere  Bedeutung. 
Auch  für  die  Wahlstatistik  ist  die  alleinige  Scheidung  der  Ge- 
schlechter vorerst  Selbstzweck,  um  die  an  der  ganzen  Statistik 
beteiligten  Massen  der  Männer  und  Frauen  ihrer  Grösse  nach 
kennen  zu  lernen.  Allerdings  sind  die  Geschlechtsmassen  nicht 
in  dem  Sinne  allgemein  aufzufassen  wie  bei  einer  allgemeinen 
Volkszählung,  da  ja  die  in  einer  solchen  Statistik  erscheinenden 
Massen  —  es  handelt  sich  hier  um  eine  ausgewählte  Bevölkerungs- 
masse —  schon  eine  gewisse  Auslese  der  Bevölkerung  darstellen, 
der  in  der  Scheidung  nach  Geschlechtern  die  Verschiedenheiten 
des  Altersaufbaues,  der  Kriminalität,  der  Staatsangehörigkeit  und 
ähnlicher  durch  das  Wahlgesetz  bedingter  Tatsachen  zu  Grunde 
liegen.  In  Bezug  auf  den  Zweck  des  ganzen  Wahlaktes  lässt 
die  Gliederung  der  Wahlbevölkerung  nach  dem  Geschlecht  die 
Beteiligung  der  beiden  Geschlechter  an  der  durch  die  gewählte 
Vertretung  ausgeübten  Gewalt  und  Verwaltung  und,  soweit  ein 
richtiges  Proportionalwahlverfahren ,  etwa  das  von  mir  vorge- 
schlagene 1),  der  Wahlhandlung  zu  Grunde  liegt,  auch  die  in  den 
beiden  Gruppen  herrschenden  Anschauungen  erkennen.  Im  übrigen 
ist  die  Geschlechtertrennung  Grundlage  für  alle  weiteren  Kombi- 
nationen der  Bestandsmassen. 

Neben  dem  Geschlecht  ist  die  Rassen  Zugehörigkeit 
eine  weitere,  unveränderliche,  natürliche  Indi  vidualeigenschaft,  welche 
in  Form  von  körperlichen,  durch  Abstammung  erworbenen  Kol- 
lektiv-Eigenarten bei  grossen  Bevölkerungsgruppen  auftritt.  Als 
solche  können  nur  die  dem  geologischen  Entwickelungsgange  ent- 
sprechenden Rassenbildungen  in  Betracht  kommen,  also  diejenigen 
unterschiedlichen  Entwickelungstypen,  welche  wegen  der  räum- 
lichen Sekretion  der  Menschenbesiedelung  der  Erdoberfläche  durch 
deren  geometrische  Konfiguration,  deren  verschiedenen  astrophysi- 
kalischen  und  geologischen  Verhältnisse  bedingt  wurden. 

Von  den  statistisch-zivilisierten  Staaten,  zu  welchen  man  Russ- 


I)  Linke,  Ueber  das    zahlenrechte  Wählen    von  Vertretungskörpern.    Zeitschr.  für 
die  ges.  Staatsw.  1904,  p.   742  f. 
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land  nicht  rechnen  kann,  sind  es  nur  die  Union  und  Indien,  in 
welchen  bisher  Rassenunterschiede  der  statistischen  Feststellung 
initerlagen.  Die  europäischen  Staaten  hatten  als  rasseneinheitliche 
Gebilde  keine  Veranlassung,  Rassendifferenzen  zum  Gegenstande 
statistischer  Forschungen  zu  machen;  rassenqualitative  Unter- 
suchungen spielten  viehnehr  nur  als  wissenschaftliche  Probleme 
in  der  Anthropologie,  Ethnographie  und  Geographie  eine  Rolle. 
Für  wahlstatistische  Zwecke  sind  Beobachtungen  in  dieser  Rich- 
tung sozialwissenschaftlich  und  politisch  von  eminenter  Bedeutung; 
bei  weiterer  Ausdehnung  der  statistischen  Zivilisation  werden  sie 
auch  für  allgemeine  Zählungen  in  grösserem  Umfange  als  bisher 
bedeutungsvoll  werden.  Natürlich  sind  da,  wo  Rassendifferenzen 
Aufgabe  statistischer  Bearbeitung  werden,  diese  Grundlage  der 
Kombination  mit  vielen  anderen  Individualeigenschaften. 

Eine  dritte  unveränderliche  Eigenschaft  tritt  uns  in  der  G  e- 
b  ü  r  t  i  g  k  e  i  t  der  wahlberechtigten  Bevölkerung  entgegen.  Wenn 
der  Geburtsort  bei  einer  Zählung  erhoben  wird,  so  geben  die 
Resultate  der  Bearbeitung  die  Effekte  der  durch  die  Wanderungen 
verursachten  Verschiebungen  der  Bevölkerung  an.  Für  die  Wahl- 
bevölkerung würden  sich  bei  Erhebung  des  Geburtsortes  Anhalts- 
punkte über  die  durch  die  Wanderungen  hervorgebrachten  Par- 
teienverschiebungen ergeben.  Wird  auch  die  so  sich  ergebende 
Verteilung  kein  getreues  Zustandsbild  für  einen  Bezirk  geben, 
vielmehr  in  manchen  Teilen  nur  von  sehr  vorübergehender  Dauer 
sein,  so  lassen  sich  doch  recht  interessante  Schlüsse  aus  ihm  ab- 
leiten, besonders  bei  genauer  Verfolgung  der  Effekte  der  inneren 
Wanderungen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  aber,  wie  ein  Blick  auf 
die  den  Resultaten  der  deutschen  Reichstagswahlen  beigegebenen 
Kartogramme  ^)  beweist,  eine  weitgehende  Gliederung  der  Geburts- 
bezirke nötig,  die  für  das  Deutsche  Reich  etwa  bis  auf  die  kleineren 
Verwaltungsbezirke  hinabgehen  müsste.  Andernfalls  verwischen 
sich  die  durch  die  verschiedene  Provenienz  der  Zugewanderten 
hervorgerufenen  Unterschiede  schon  wieder  zu  sehr.  Wenn  man 
die  auf  diese  Weise  gewonnenen  Resultate  nach  der  Entfernung 
des  Herkunftortes  und  des  Zählortes  vergleicht,  so  ist  es  möglich, 
die  Beziehungen  zwischen  Sesshaftigkeit  der  Bevölkerung  und  der 
Parteigliederung  zu  erkennen.  Darin  würden  allerdings  nur  soziale 
Zustände    zum    Ausdruck    kommen.     Wertvoll    wäre    ferner    eine 


i)   Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Ergänzungsheft  zu  1903,  IV. 
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Nachweisung  der  Geburtsorte  der  Wahlbevölkerung  nach  Grössen- 
klassen  unter  Scherdung  ländlicher  und  städtischer  Orte.  Die 
weitreichende  Verfolgung  der  Bevölkerung  in  Bezug  auf  ihre  Ge- 
bürtigkeitsverhältnisse  durch  die  vollständige  Kombination  der 
Wahlbevölkerung  von  kleinen  Zähl-  und  Geburtsbezirken  lässt 
das  Mass  der  Verpflanzung  politischer  Anschauungen,  die  Beein- 
flussung des  Herkunfts-  und  des  Aufenthaltsortes,  die  Absorption 
und  Dispersion  politischer  Meinungen  und  die  Wanderungsbilanz 
der  Parteien  erkennen.  Vergleiche  der  sozialen  und  ökonomischen 
Verhältnisse  der  Ab-  und  der  Zuwanderungsbezirke  mit  diesen 
Parteienbilanzen  eröffnen  der  Kausalitätsforschung  der  politischen 
Strömungen  einen  konkreten  W^eg,  sei  es  auch  bloss  zur  Be- 
stätigung bekannter  Tatsachen  oder  als  Prüfstein  hypothetischer 
Darstellungen.  Es  wird  sich  ferner  die  Eigenart  der  Agrarbezirke, 
der  vielgestaltigen  Industriebezirke ,  der  verschiedenen  Art  der 
Besiedelung  und  die  Sonderart  der  grossen  Agglomerationen  deut- 
lich hervorheben.  Bei  den  in  den  bisherigen  Gebürtigkeits- 
statistiken  festgestellten  Verschiedenheiten  in  der  Beweglichkeit 
der  beiden  Geschlechter  ist  natürlich  auch  in  dieser  Beziehung 
eine  Scheidung  vorzunehmen.  Die  Rassenzugehörigkeit  dürfte, 
soweit  nicht  Bildungsdifferenzen  in  Frage  stehen,  kaum  ins  Ge- 
wicht fallen,  vielmehr  in  den  sozialökonomischen  Tatsachen  auf- 
gehen ^).  In  Konsequenz  der  aufgestellten  Forderungen  sollte 
bei  jeder  Wahl  erfragt  werden,  wo  und  wie  der  Wähler  bei 
früheren  Wahlen  gewählt  habe.  Das  würde  weitere  wertvolle 
Untersuchungen  über  die  Zusammenhänge  zwischen  Geburtsort, 
Akkommodationsfähigkeit  der  Bevölkerung  und  Absorptionsfähig- 
keit der  Aufenthaltsgebiete  gestatten. 

Die  natürliche  Tatsache  der  Geburt  schafft  für  den  Geborenen 
sogleich  gewisse  gesellschaftliche  Merkmale  und  öffentlich-rechtHche 
Eigenschaften,  denen  er  als  willenloses  Individuum  überliefert  wird, 
und  deren  er  sich  schwer  wieder  entledigt.  In  erster  Linie  kommen 
da  in  Betracht  die  fast  unveräusserlichen  Tatsachen  der  Mutter- 
sprache (soweit  es  sich  nicht  um  Stumme  handelt),  der  ähnlich 
festen  der  kirchlichen   Gemeinschaft  und  der  Staatsangehörigkeit. 

Die  Ermittelung  der  Umgangssprache  und  der  Sprachkennt- 
nisse bleibt  hier  ihrer  offenbaren  Bedeutungslosigkeit  wegen  ausser 


i)  Ein  Beispiel    dafür    bietet    die  Entwicklung  Japans    in    politischer   Beziehung. 
Vgl.   auch  Bücher,  Entstehung  der  Volkswirtschaft.  4.  Aufl.   pag.   381. 
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Betracht  um  so  mehr,  als  dieselbe  bei  allgemeinen  Zählungen  noch 
nirgends  mit  viel  Erfolg  durchgeführt  wurde.  Die  Krmittelung 
der  Muttersprache  für  die  Wahlbevölkerung  wird  in  sprach- 
lich einheitlichen  Gebieten  kaum  von  grosser  Bedeutung  sein. 
Wo  sich  dagegen  an  die  Muttersprache  Nationalitätenfragen  an- 
knüpfen, wie  es  z.  B.  in  Oesterreich-Ungarn,  oder  im  preussischen 
Osten  der  Fall  ist,  wird  sich  an  die  Ermittelung  dieser  Individual- 
eigenschaft,  die  sich  bei  der  Wahl  zu  den  öffentlichen  Körper- 
schaften energisch  geltend  macht,  ein  erhebliches  politisches 
Interesse  anknüpfen.  Ein  Zusammenhang  zwischen  der  Mutter- 
sprache und  Rassenzugehörigkeit  liegt  unmittelbar  vor.  Auch 
Verschiedenheiten  des  natürlichen  Bevölkerungswechsels  spielen 
in  diesem  Zusammenhange  eine  Rolle.  Für  die  Feststellung  be- 
sonders der  Entwickelungstendenzen  innerhalb  der  Wahlbevölke- 
rung ist  zweifellos  die  Kombination  des  Geburtsortes  mit  der 
Muttersprache  als  Ausdruck  der  Wanderbewegungen  von  Belang. 

Dass  die  kirchliche  Zugehörigkeit  der  Bevölkerung 
bedeutenden  Einfluss  auf  die  politischen  Anschauungen  heute  noch 
ausübt,  lehrt  ein  Blick  auf  die  Zusammensetzung  der  öffentlich 
rechtlichen  gewählten  Körperschaften.  Sie  ist  daher  auch  für  die 
Wahlbevölkerung  festzustellen.  Bei  der  Ausbeutung  wird  grosses 
Gewicht  auf  die  weiteren  Kombinationen,  insbesondere  das  Ge- 
schlecht und  den  Geburtsort  zu  legen  sein.  In  den  beiden  Ge- 
schlechtern ist  der  Hang  zur  Kirchlichkeit  in  verschiedenem  Masse 
entwickelt,  so  dass  sich  dafür  interessante  Differenzierungen  er- 
geben werden.  Die  auch  hier  auszuführende  Kombination  des 
Geburtsortes  mit  dem  Religionsbekenntnis  wird  die  durch  die 
Wanderverschiebungen  hervorgebrachten  konfessionellen  und  damit 
zusammenhängenden  politischen  Strukturveränderungen  aufzeigen. 
Dass  auch  in  den  grossen  Rassen  die  Religiosität  eine  sehr  ver- 
schiedene Rolle  spielt,  ist  bekannt.  Damit  zusammenhängende 
Sitten  und  Gebräuche  äussern  natürlich  einen  starken  Einfluss  auf 
die  politischen  Anschauungen. 

Mit  der  Erhebung  der  Staatsangehörigkeit  können 
die  Einflüsse  des  Auslandes  und  des  Inlandes  auf  die  politischen 
Bewegungen  festgehalten  werden,  was  namentlich  in  Grenzgebieten 
zu  interessanten  Ergebnissen  über  die  Infiltration  fremder  Elemente 
und  ihre  politischen  Tendenzen  führen  kann.  Die  Erhebung  dieser 
Frage  kann  ja  überhaupt  nur  in  bundesstaatlichen  Gebilden  in 
Frage  kommen;  jedoch  ist  es  vielleicht  zweckmässig,  im  Anschluss 
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an  die  Frage  der  Staatsangehörigkeit  diejenige  nach  der  Zeit 
etwaiger  Naturalisation  sowie  nach  der  früheren  Staatsangehörig- 
keit zu  erheben.  Staatsangehörigkeit  und  Rassenverschiedenheit 
werden  sich  manchmal  decken  (U.  S.  A.) ;  bei  der  Muttersprache 
ist  das  in  noch  erhöhtem  Masse  der  Fall.  Auch  konfessionelle 
Differenzen  werden  sich  in  politisch  heterogenen  Staatengebilden 
gewöhnlich  vorfinden.  Da  der  Geburtsort  meistens  für  die  Staats- 
angehörigkeit von  bestimmendem  Einflüsse  sein  wird,  ist  auch 
dieser  bei  der  Bearbeitung  zu  berücksichtigen.  Bei  den  Staats- 
fremden findet  sich  in  der  Gesamtbevölkerung  in  der  Regel  einMän- 
nerüberschuss ,  bedingt  durch  die  grössere  Beweglichkeit  dieses 
Geschlechts  für  Fernwanderungen.  Es  wird  daher  von  Interesse 
sein,  auch  die  fremde  Wahlbevölkerung  in  dieser  Beziehung  zu 
untersuchen. 

Die  Scheidung  der  wahlberechtigten  Bevölkerung  nach  den 
Heimatverhältnissen  kann  kaum  zu  interessierenden  Er- 
gebnissen führen,  da  es  immer  als  eine  conditio  sine  qua  non 
gelten  wird,  dass  Wahlberechtigung  mit  Heimatberechtigung  ver- 
bunden ist.  Denn  nur  um  eine  öffentlich-rechtlich  begrenzte  Be- 
ziehung kann  es  sich  bei  statistischen  Erfassungen  der  Heimat- 
verhältnisse handeln,  andernfalls  dieser  Begriff  mit  dem  des  Ge- 
burtsortes zusammenfallen   würde. 

Als  variabelstes  Charakteristikum  einer  Bevölkerungsmasse 
tritt  uns  ihr  Altersaufbau  entgegen.  Derselbe  gewinnt  für 
die  wahlberechtigte  Bevölkerung  eine  um  so  höhere  Bedeutung, 
als  das  aktive  wie  das  passive  Wahlrecht  stets  an  ein  gewisses 
Mindestalter  gebunden  ist.  —  Die  Erhebung  des  Alters  bei  dem 
Wahlakte  geschieht,  wie  das  auch  bei  allgemeinen  Volkszählungen 
wohl  nur  noch  üblich  ist,  zweckmässig  durch  die  Erfragung  des 
Geburtsdatums,  nicht  des  Alters  selbst. 

Die  Altersermittelung    gewinnt  in  ihrer    Anwendung    auf  die  ; 

Wahlbevölkerung  weitere  Bedeutung  dadurch,  dass  sie  einen  wenn  v 

auch  relativen  Index  für  die  politische  Reife  anzugeben  vermag. 
Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  etwa  diejenige  Partei,  der  sich 
besonders  viele  alte  Personen  zuwenden,  die  politisch  reifsten 
Wähler  in  sich  fasst.  Denn  abgesehen  davon,  dass  die  feurigen 
radikalen  Jugendstimmungen  die  fruchtbaren  treibenden  Fermente 
sind,  und  dass  diese  erfahrungsgemäss  mit  zunehmendem  Alter 
abzuflauen  pflegen,  muss  sich  der  Politiker  immer  bewusst  sein, 
dass  die  energische  Initiative,  wie  sie  nur  von  Männern  im  Voll- 
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besitz  ihrer  physischen  und  intellektuellen  Kräfte  geübt  werden 
kann,  beim  Alter  naturgemäss  nur  noch  sehr  selten  zu  finden  ist. 
Möchte  ich  also  den  Anhang  einer  politischen  Strömimg  nach 
dem  Gesichtspunkte  der  reifsten  Männer«  beurteilt  wissen,  so 
möchte  ich  doch  nicht  unterlassen,  wegen  der  ausserordentlich 
grossen  individuellen  Unterschiede  der  beteiligten  Personen  immer 
auf  den  relativen  Wert  dieser  Betrachtungsweise  hinzuweisen. 

Sofern  man  mit  Mayr  ■")  die  von  dem  einzelnen  Individuum 
durchlebte  Zeit  als  Massstab  der  allgemeinen  Lebenserfahrung 
annimmt,  bietet  eine  statistische  Aufmaclumg  der  Wahlbevölke- 
rung nach  diesem  Gesichtspunkte  ein  erhebliches  soziales  und 
politisches  Interesse.  Von  der  Berechnung  der  von  den  zu  den 
einjährigen  Alterklassen  der  einzelnen  Parteien  gehörenden  Per- 
sonen durchlebten  Zeit  (Jahre)  kann  man  dann  auf  das  Maximum 
der  bei  den  verschiedenen  Parteien  vorhandenen  Lebenserfahrung 
schliessen  und  gewinnt  einen  Massstab  für  die  Wertung  der  in 
den  einzelnen  Parteien  sich  findenden  Stimmenzahlen.  Diese  Me- 
thode ist  zwar  an  sich  nicht  ganz  einwandfrei,  in  erhöhtem  Masse 
aber  in  der  Anwendung  für  unsere  Zwecke,  wenigstens  nach  ge- 
wisser Richtung  hin.  Denn  die  Summe  der  von  den  einzelnen 
Individuen  aufgenommenen  Lebenserfahrung  wird  besonders  von 
den  speziellen  Umständen,  welche  die  Bevölkerung  in  ihren  difte- 
renten  Lebensführungen  begleiten,  abhängen.  Nicht,  dass  etwa 
Bildung  und  allgemeine  Lebenserfahrung  miteinander  parallel 
gingen  !  Das  wird  sogar  meistens  durchaus  nicht  der  P'all  sein  ; 
man  muss  vielmehr  an  die  Tatsache  denken,  dass  der  weniger 
gut  situierten  Bevölkerung"  durch  ihre  soziale  Lage  vielfach  mehr 
Gelegenheit  gegeben  ist,  in  ihrer  Bedrängnis  allgemeine  Lebens- 
erfahrungen zu  sammeln.  Soferne  nun  andererseits  wieder  die 
Bildung  —  und  das  tut  jede  tiefere  Bildung  irgend  einer  speziellen 
Disziplin  —  zu  einer  tieferen  Auffassung  des  Allgemeinen  führt, 
muss  sie  die  von  ihr  Besessenen  zu  leichterer  Aufnahme  grösserer 
Lebenserfahrung  besonders  befähigen.  Das  eine  wie  das  andere 
sind  im  letzten  Grunde  fast  ausnahmslos  ökonomische  Fragen  ^), 
also  in  bezug  auf  die  Bevölkerung  in  eminentem  Masse  Klassen- 
merkmale, die  sich  auch  in  den  politischen  Anschauungen,  w^elche 
durch  eine  zahlenrechte  Wahl  zum  Ausdruck  kommen  können, 
bemerkbar  machen  müssen,    und    zwar    gerade    nach    denjenigen 


l)  Mayr,  .Statistik  und   Gesellschaftslehie,  vol.   II,  pag.  84  f. 
2)  Dass  das  der  Fall  ist,   erkennt  man  aus  den  Ausführungen  Büchers,  1.  c.  S.  389  f. 
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Richtungen,  die  in  sozialer  Beziehung  die  wichtigsten  und  akuten 
sind. 

So  unkontrollierbare  Weiten  also  die  Methode  besitzt,  wird 
sie  doch  —  und  selbst  der  nivellierende  Ausdruck  des  indivi- 
duellen Durchschnittsalters  der  Parteien,  der  hier  wegen  des  Feh- 
lens der  Kinder  bessere  Resultate  ergeben  kann,  wird  das  können 
—  mangels  besserer  Erfassung  Anhaltspunkte  ergeben  für  das, 
was  jeder  gern  aus  einer  Wahlstatistik  ersehen  möchte,  nämlich 
das  Mass  der  individuellen  politischen  Reife,  welche  in  den  ein- 
zelnen Parteien  konzentriert  ist. 

Die  bedeutenden  Unterschiede,  welche  sich  in  dem  Alters- 
aufbau der  beiden  Geschlechter  der  Bevölkerung  kund  tun  ^),  legen 
es  nahe,  auch  für  die  Wahlbevölkerung  dieselbe  Scheidung  durch- 
zuführen. Es  sind  da  zweifellos  interessante  Unterschiedlichkeiten 
zu  erwarten,  welche  die  Stellung  der  beiden  Geschlechter  im 
politischen  Leben  näher  zu  beleuchten  geeignet  sind.  Wo  Rassen- 
verschiedenheiten auftreten,  werden  sich  natürlich  die  allgemeinen 
Lebensdauerverhältnisse  auch  bei  den  beiden  Geschlechtern,  in 
den  Zahlenergebnissen  des  Altersaufbaues  wiederspiegeln.  Die 
starke  Vertretung  der  Fremdbürtigen  unter  den  im  vollproduk- 
tiven Alter  stehenden  ^)  wird  bei  einer  diesbezüglichen  Gliederung 
der  Wahlbevölkerung  einen  starken  Anteilssatz  der  Zugezogenen 
erscheinen  lassen.  Die  Kombination  der  Wahlbevölkerung  nach 
Altersklassen  mit  der  kirchlichen  Zugehörigkeit  wird  insbesondere 
für  die  konfessionellen  Parteien  von  Wichtigkeit  sein.  Auch  hier- 
bei werden,  wie  bei  den  vorangehenden  Kombinationen,  wieder 
die  weiteren  Scheidungen  nach  den  Geschlechtern  interessante 
Ausbeute  liefern^).  Muttersprache  und  Staatszugehörigkeit  wer- 
den nicht  nur  als  reale  Niederschläge  vorangegangener  historischer 
und  Bevölkerungs-Evolutionen,  sondern  auch  als  Weiser  für  die 
künftigen  Entwicklungen  dienen  können. 

Bei  der  Bearbeitung  der  Altersnachweise  für  die  Wahlbevöl- 
kerung sollte  besondere  Rücksicht  auf  die  Verschiedenartigkeit 
von  Stadt  und  Land  und  auf  die  besonderen  Agglomerationen 
genommen  werden.  Denn  die  allgemeine  Charakteristik  des  Landes 
ist  die  starke  jugendliche  Basis  der  Alterspyramide ,  die  der 
Stadt  die  starke  Besetzung  der  vollproduktiven  Altersgruppen, 
Umstände,     die    grosse  Verschiedenheiten   bedingen  und   es  nahe 


l)  Vgl.  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  Bd.    150,  p.    85*    f.    und  p.   174  f.,    ferner 
die  Diagramme  auf  p.   86*   und  den   Tafeln  9  bis  13. 
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legen  ,  gerade  bei  unserem  ausgewählten  Bev'ölkerungsbcstand 
überall  die  räumliche  Gliederung  bis  ins  feinste  Detail  zu  verfcjlgen. 

Die  statistische  Ermittelung  des  Familienstandes  der 
VVahlbevölkerung  arbeitet  auf  dasselbe  Ziel  hin,  welches  uns  die 
Altersgliederungen  hauptsächlich  geben  sollen.  Denn  die  dadurch 
aufgedeckten  sozialen  Dififerenzierungen  geben  uns  weitere  An- 
haltspunkte für  die  den  einzelnen  Individuen  zuzumessenden  Lebens- 
erfahrungen. Unter  sonst  gleichen  Umständen  wird  naturgemäss 
der  Verheiratete  erfahrener  sein  als  der  Ledige.  Dass  hier  Schei- 
dungen nach  den  Geschlechtern  eintreten  müssen,  ist  nach  dem 
Vorangegangenen  und  den  Ergebnissen  der  allgemeinen  Volks- 
zählungen klar.  Die  wichtigste  Kombination  des  Familienstandes 
ist  diejenige  mit  dem  Alter,  schon  um  deswillen,  weil  der  wich- 
tigste Familienstand  zum  Teil  eine  Altersfrage  ist.  Auch  der 
Umstand,  dass  weit  (etwa  nach  einjährigen  Alterklassen)  detail- 
lierte Nachweisungen  eine  Art  Geschichte  der  Bevölkerung  dar- 
stellen, lässt  erkennen,  dass  diese  soziale  Eigenschaft  einen  weit- 
gehenden Einfluss  auf  allgemeine  und  politische  Anschauungen 
der  Bevölkerung  besitzt.  —  Dass  Rassenverhältnisse  die  Familien- 
standsgliederung erheblich  beeinflussen,  wobei  besonders  die  Al- 
tersgrenzen durch  die  natürlichen  und  klimatischen  Verhältnisse 
von  Bedeutung  sind,  ist  allgemein  bekannt.  Für  die  Familien- 
standsgliederung der  Wahlbevölkerung  muss  das  bedeutsam  sein. 
Wie  die  Alters-,  so  haben  auch  die  Familienstandsverhältnisse 
grossen  Einfluss  auf  die  Binnenwanderungen,  so  dass  es  tunlich 
und  nötig  erscheint,  auch  die  Gebürtigkeit  mit  ihnen  zu  kombi- 
nieren. 

Von  besonders  hervorragendem  gesellschaftswissenschaftlichen 
Interesse  ist  die  Kenntnis  der  beruflichen  Gliederung 
der  VVahlbevölkerung. 

»Entsprechend  seiner  Arbeitsaufgabe  wird  das  Individuum 
körperlich,  geistig  und  sittlich  auf  einen  bestimmten  Ton  gestimmt; 
es  wird  ihm  durch  den  Beruf  ein  besonderes,  oft  schon  äusser- 
lich  erkennbares  Gepräge  aufgedrückt.  Wir  alle  erkennen  das 
an,  wenn  wir  unwillkürlich  Unbekannte,  mit  denen  wir  zusammen- 
treffen ,  im  Stillen  nach  Berufstypen  klassifizieren.  Mit  dieser 
persönlichen  Differenzierung  aber  überträgt  sich  die  wirtschaftliche 
Gliederung  auch  auf  die  Gesellschaft.  Gleiche  Lebensaufgabe  und 
Lebensanschauung,  gleiche  wirtschaftliche  Stellung  und  Gewöh- 
nung führen  zu  einer  neuen  sozialen  Gruppenbildung.    Sie  erzeugen 
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die  Berufsstände,  und  die  Interessengemeinschaft,  welche  diese 
bis  in  ihre  feinsten  Verzweigungen  hinein  beherrscht,  ist  stark 
genug,  um  die  überkommenen  Unterschiede  der  Geburtsstände 
zu  überdecken  oder  sie  bis  zur  Bedeutungslosigkeit  herabzudrücken. 
Wir  haben  es  selbst  erlebt,  wie  diese  neuen  sozialen  Massen  zu- 
sammenhängen, über  die  politischen  Grenzen  hinausgreifen  und 
wie  die  auf  der  Berufsgliederung  beruhenden  sozialen  Interessen 
und  Gemeinschaftsgefühle  die  auf  die  Gleichheit  des  Blutes  zu- 
rückgehenden nationalen  überwuchern«  ^). 

Die  ausserordentliche  Mannigfaltigkeit  der  Lebensbetätigungen 
und  ihr  ökonomischer  Untergrund  sind  die  primäre  Quelle  der 
Mehrzahl  der  Reflexe,  die  in  den  politischen  Anschauungen  einen 
spezifischen  generellen  Ausdruck  und  in  den  Wahlergebnissen  zu 
den  politischen  Körperschaften  einen  entladenden  Abfluss  finden. 
Die  berufliche  Morphologie  legt  nicht  nur  die  ökonomische  Struk- 
tur der  Bevölkerung  dar,  sondern  klärt  auch  die  sozialen  Schich- 
tungsverhältnisse derselben.  Zeitliche  Vergleiche  für  nach  den- 
selben methodischen  Grundsätzen  für  die  Wahlbevölkerung  durch- 
geführten Statistiken  würden  der  exakten  Gesellschaftslehre  die 
wichtigsten  Aufschlüsse  über  die  wirtschaftlichen  und  politischen 
Zusammenhänge  und  die  allgemeinen  Entwickelungstendenzen  zu 
geben  imstande  sein. 

Wie  bei  einer  allgemeinen  Berufszählung,  so  dürfte  auch  bei 
der  Ermittelung  der  Berufszugehörigkeit  der  Wahlbevölkerung  die 
Erhebung  sich  nicht  auf  den  Hauptberuf  beschränken,  sondern 
auch  die  die  soziale  Lage  vieler  charakterisierenden  Nebenberufe 
zu  treffen  versuchen.  Es  wäre  ferner  die  aktive  oder  passive  Be- 
rufszugehörigkeit und  die  Schichtung  nach  Selbständigen  oder 
Unselbständigen  —  letztere  etwa  nach  dem  Vorgange  der  1895er 
deutschen  Berufs-  und  Gewerbestatistik  ^)  — •  festzustellen.  Auch 
auf  etwaige  Arbeitslosigkeit ,  ihre  Ursache  und  Dauer  ist  Be- 
dacht zu  nehmen,  wenn  sich  ein  vollständiges  Bild  ergeben  soll. 
Dass  die  üblichen  Scheidungen  nach  Geschlecht,  Alter,  Familien- 
stand, nach  letzteren  beiden  kombiniert,  Religion,  Muttersprache, 
Staatsangehörigkeit,  Rassenverschiedenheit  u.  s.  w.  notwendig  sind, 
ist  selbstverständlich.  Von  besonderer  Wichtigkeit  aber  erscheint 
die  weit  ausgreifende,  bis  ins  geographische  Detail  gehende  Klar- 

1)  Bücher,  1.  c.  pag.   381. 

2)  Vgl.  Statistik    des  Deutschen  Reichs.    N.  F.  Bd.  iii.    Die    berufliclie  und  so- 
ziale Gliederung  des   Deutschen  Volkes,  pag.    58/60. 
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legung  der  Gebürtigkeitsverhältnisse.  Das  grösstc  Interesse  wür- 
den die  zu  erwartenden  unterschiedlichen  Gestaltungen  der  be- 
ruflichen Activzahlcn,  der  Alters-,  Geschlechts-  und  Familien- 
standsverteilungen der  einzelnen  Parteien  bei  den  Zu-  und  Weg- 
gewanderten nach  Agglomerationsgruppen   beanspruchen. 

Von  den  weiter  zu  erfragenden  Punkten  wären  noch  einige 
wirtschaftliche  erwähnenswert,  z.  B.  die  Frage  nach  dem  Ein- 
k  o  m  m  e  n  ,  ferner,  wenn  verheiratet,  die  Zahl  aller  und  der  noch 
lebenden  Kinder  und  schliesslich  die  M  i  1  i  t  ä  r  v  e  r  h  ä  1 1- 
n  i  s  s  e.  Die  ersteren  Fragen  könnten  wesentlich  dazu  beitragen, 
die  Belastung  des  Wählers  zu  erkennen,  die  letztere  gäbe  in- 
teressante Aufschlüsse  über  die  Einwirkung  des  Militärdienstes 
auf  die  politischen  Anschauungen  der  Bevölkerung. 

Die  durch  die  hier  entwickelten  Gesichtspunkte  vermittelte 
Erkenntnis  der  wahlstatistischen  Tatsachen  führt  in  idealer  Aus- 
bildung zu  einer  höheren  Stufe  der  durch  die  Statistik  ermög- 
lichten wissenschaftlichen  Errungenschaften,  zur  vollständigen  i  n- 
ter  nationalen  Darstellung,  welche  in  der  Ausbeutung 
ihres  historischen  Gehalts  und  schliesslich  der  Feststellung  ab- 
strakter Typen  als  Beitrag  zur  exakten  Gesellschaftslehre  den 
Schlussstein  der  statistischen  Verfolgung  unserer  ausgewählten  Be- 
völkerungsbestände ausmachte.  Zur  Zeit,  w^o  in  ungeheuren  Ge- 
bieten des  PZrdenballes  überhaupt  noch  jedwede  Kultur  fehlt  und 
infolgedessen  von  einer  statistischen  Zivilisation  erst  recht  keine 
Rede  sein  kann,  ist  eine  vollständige  internationale  Wahlstatistik 
in  unserem  idealen  Sinne  unmöglich.  Aber  selbst  da,  wo  Ver- 
tretungskörper gewählt  werden,  sind  doch  wegen  der  allzu  ver- 
schiedenen Vertretungsforinen  in  den  einzelnen  Staaten  die  Grund- 
lagen zu  einer  allgemeinen  Wahlstatistik  nicht  gegeben.  In  neue- 
ster Zeit  sind  von  Dr.  Michels  Vorschläge  gemacht  w^orden  Zu 
einer  internationalen  Wahlstatistik  der  sozialistischen  Parteien'  ^). 
Schon  die  vielen  Berichtigungen  seiner  elementaren  Zahlen  ^) 
zeigen,  wie  schwer  eine  derartige  Vergleichung  durchführbar  ist. 
Die  praktische  Unmöglichkeit  erhellt  auch  aus  den  bestehenden 
politischen  Differenzierungen  in  den  einzelnen  Staaten ;  es  finden 
sich  wohl  kaum  zwei  Staaten,  in  denen  die  Parteiverhältnisse  ähn- 
hch  gegliedert  sind.  Nur  ein  Beispiel :  Deutschland  und  England, 
Den  deutschen  Konservatismus    mit    dem    encrlischen    in  Parallele 


i)  Die  Neue  Zeit,  22.  Jahrg.  Bd.   2,   1904,   pag.  496  f. 
2)  In  späteren  Nummern  desselben  Jahrganges. 
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ZU  stellen  würde  den  berechtigten  Spott  jedes  Politikers  heraus- 
fordern ;  eine  dem  Zentrum  entsprechende  Partei  existiert  in  Eng- 
land gar  nicht,  und  nun  gar  erst  die  Unterscheidung  der  Arbeiter- 
parteien !  In  Deutschland  eine  von  der  bürgerlichen  Welt  absolut 
abgeschlossene  Arbeiterklasse,  die  in  einer  weit  ausgebildeten 
straffen  Organisation  fest  in  sich  geschlossen  ist,  die  eine  unüber- 
brückbare Kluft  in  der  ökonomischen  Weltanschauung  von  den 
bürgerlichen  Klassen  trennt,  in  England  die  im  liberalen  Fahr- 
wasser schwimmende  Arbeiterpartei  ohne  selbständige  politische 
Vertretung.  Welche  Grundlagen  böten  sich  wohl  bei  derartigen 
Differenzen,  wie  sie  der  verschiedenartige  historische  Werdegang 
mit  sich  gebracht,  vergleichenden  Statistiken  ?  —  Wird  in  abseh- 
barer Zeit  kaum  Gelegenheit  sein,  die  Wahlergebnisse  internatio- 
nal vergleichen  zu  können  ,  so  sollte  doch  nicht  unterlassen 
bleiben,   darauf  hinzuweisen. 

Ein  Punkt,  der  schon  kurz  unter  den  Erörterungen  »Stoff- 
gewinnung« berührt  wurde,  bedarf  noch  der  Erwähnung.  Es  ist 
nämlich  von  Wert,  auch  über  diejenigen,  welche  durch  Umstände 
irgend  welcher  Art  daran  gehindert  sind,  ihr  W  a  h  1  r  e  c  h  t 
auszuüben,  nähere  Kenntnis  zu  erhalten.  Schon  die  ein- 
fachen Zahlen,  z.  B.  der  durch  Krankheit,  durch  Reise,  durch 
Aberkennung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  u.  s.  w.  am  Wählen 
verhinderten  Personen,  sind  interessant;  doch  dürften  bei  der 
wahrscheinlich  recht  bedeutenden  Zahl  aller  dieser  Personen  auch 
weitere  Scheidungen  von  Wert  sein.  Alles  dies  festzustellen,  ist 
leicht,  wenn  ein  Wahlzwang  existiert,  welcher  die  Bevölkerung 
verpflichtet,  die  notwendigen  Angaben  zu  machen. 

Die  Ausbeute  einer  etwa  nach  vorstehend  erörterten 
Gesichtspunkten  aufbereiteten  Individual-Wahlstatistik  für  die  all- 
gemeine Kenntnis  der  Zustände  und  Entwickelungen  ist  nicht 
gering  anzuschlagen.  Unter  Benutzung  der  verschiedenen  Be- 
ziehungen, welche  andere  Zweige  der  Statistik  liefern,  lassen  sich 
weitere  wertvolle  Erkenntnisquellen  erschliessen.  Andererseits 
aber  liefert  auch  unsere  Statistik  anderen  Zweigen  unschätzbares 
Material  z.  B.  durch  die  Verbindungslinien,  welche  von  den  Schei- 
dungen nach  natürlichen  Gesichtspunkten  zu  naturwissenschaft- 
lichen Disziplinen,  von  denen  nach  sozialen  zur  Soziologie  führen. 
Auch  die  Moralstatistik  und  vor  allem  die  Wirtschaftsstatistik 
würden  nicht  zu  kurz  kommen. 
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VOLKSBILDUNG  UND  SOZIALWISSENSCHAFT. 

VON 

Dr.  FRITZ  SCHNEIDER 

in  Soraii  N-.L. 


Mit  der  Jahrhundertwende  scheint  der  Zeitpunkt  gekommen 
zu  sein,  um  das  Gebiet  der  Soziahvissenschaft  vollständig  abzu- 
grenzen. Diese  Bemühung  wird  zum  Abschluss  gebracht  durch  das 
unaufhaltsame  Vordringen  der  Lehre  und  Praxis  auf  dem  Gebiet 
der  Volksbildung.  Zwei  hervorragende  Pädagogen  namentlich 
sind  es,  welche  dem  Bedürfnis  nach  einer  Volksbildungslehre  als 
Wissenschaft  Ausdruck  gegeben  haben:  Natorp  ')  und  ZieJien  ^). 
Letzteren  leitet  die  Rücksicht  auf  den  planmässigen  Ausbau  der 
Praxis,  ersterer  verlangt  nach  Klarheit  über  die  sozialwissenschaft- 
liche Bedeutung  und  Stellung  der  Pädagogik^). 

Ziehen  bemerkt  mit  Recht  den  Mangel  einer  einheitlichen 
Organisation  des  sozialen  Bildungswesens.  Er  meint,  die  Ausge- 
staltung der  Volksbildungslehre  zu  einer  selbständigen  Wissenschaft 
werde  sich  notgedrungen  von  selbst  ergeben,  sobald  für  eine  syste- 
matische Pflege  der  Volksbildung  in  der  Praxis  gesorgt  sei.  Ziehen 
schlägt  deshalb  vor,  alle  Bildungsvereine  in  den  Zusammenhang 
gemeinsamer  Tätigkeit  zu  bringen  durch  das  Mittel  des  Schriften- 
Austausches  und  regelmässiger  Konferenzen.     Er  wünscht    ferner 


1)  Natorp,   »Sozialpolitik«,   Stuttgart  1S99  u.    1904. 

2)  Ziehen,    »Ein  Reichsamt    für  Volkserziehung    und   Bildungsvvesen«,   a.   d.  Vor- 
trägen u.   Aufsätzen  a.   d.   Comenius-Gesellschaft,   II.  Jahrg.   i.   Stück,   Berlin,   1903. 

3)  Vgl.   des  weiteren  ni.  Referat    im    gleichzeitigen   Heft    des    »Archivs  f.   Sozial- 
wiss.  und  Sozialpolitik«. 


JJ2  ^^-  Fritz  Schneider: 

die  Einrichtung  eines  Reichsamtes  als  einer  Zentralstelle  zur 
Sammlung  und  systematischen  Verarbeitung  des  Fachmaterials 
sowie  zur  Auskunftserteilung  über  alle  einschlägigen  praktischen 
Fragen,  Veröffentlichung  amtlicher  Fachschriften  und  event.  An- 
regung inid  Unterstützung  praktischer  Bestrebungen  (analog  der 
halbamtlichen  preussischen  Zentralstelle  für  Arbeiter-Wohlfahrts- 
Einrichtungen).  Die  dritte  Forderung  Ziehens  ist  die  Errichtung 
von  Lehrstühlen  für  Sozialpädagogik  an  Hochschulen,  zunächst 
aber  an  der  Akademie  für  Sozial-  und  Handelswissenschaften  zu 
Frankfurt  a.  M.  Von  praktischer  Bedeutung  ist  m.  E.  nur  diese 
dritte  Forderung. 

Die  Kartellierung  der  Bildungsvereine  dürfte  in  grösserem 
Umfange  weder  nützlich  noch  durchführbar  sein.  Die  Wirkung 
des  Schriftenaustausches  erscheint  selbst  ZieJien  problematisch, 
und  er  setzt  deshalb  voraus,  dass  die  Schriften  eines  Vereins  im 
andern  Verein  auch  zum  Gegenstand  von  Berichten  und  Verhand- 
lungen gemacht  werden.  Nun,  kleinere  Vereine  geben  keine 
Schriften  heraus,  in  grösseren  Vereinen  ist  für  möglichst  vielseitige 
Anregung  schon  durch  den  Vorstand  oder  die  grosse  Mitglieder- 
zahl gesorgt;  denn  Presse,  Bücher  und  öffentliche  Vorführungen 
aller  Art  geben  reichlichen  Anregungsstoff.  Das  zweite  Kartellie- 
rungsmittel  bilden  Kongresse  oder  Konferenzen.  Kongresse  be- 
stehen aus  einer  Sammlung  von  Spezialkonferenzen,  jeder  Teil- 
nehmer muss  sich  auf  eine  Auswahl  von  Sitzungen  beschränken, 
so  dass  von  einer  umfassenden  und  durchdringenden  Behandlung 
des  Gesamtstofifs  bei  keinem  Teilnehmer  die  Rede  sein  kann. 
Will  man  jedoch  durch  Zusammenkünfte  nur  eine  Bearbeitung 
des  Spezialgebiets  und,  was  Zielten  am  Herzen  liegt,  eine  einheit- 
liche Arbeitsmethode  zu  erzielen  versuchen,  so  erreicht  man  dies 
besser  durch  Konferenzen.  Solche  Konferenzen  gibt  es  bereits: 
ich  nenne  nur  die  Veranstaltungen  der  Gesellschaft  für  Verbreitung 
von  Volksbildung,  der  Comeniusgesellschaft  und  der  Zentralstelle 
für  Arbeiter- Wohlfahrtseinrichtungen,  weil  diese  in  ihrem  Programm 
wohl  in  weitgehendstem  Masse  die  allgemeine  Volksbildung 
pflegen.  Man  versuche  nun,  diese  Gesellschaften  und  dazu  etwa 
noch  den  Dürer-Bund,  einen  der  grossen  Pädagogen-Verbände 
u.  s.  w.  zur  Veranstaltung  gemeinsamer  Konferenzen  zu  überreden! 
Aus  meiner  Kenntnis  der  Dinge  und  der  massgebenden  Persön- 
lichkeiten heraus  halte  ich  einen  solchen  Versuch  für  vollständig 
aussichtslos.    Vor  allem  aber  halte  ich  den  Versuch  für  zwecklos, 
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vielleicht  schädlich. 

Gerade  die  Aibeitsmethoden  sind  es,  welche  den  grund- 
legenden Unterschied  zwischen  den  wichtigsten  grossen  Bildungs- 
gesellschaften ausmachen.  Diese  Methoden  sind  nicht  nur  un- 
vereinbar, sondern  bewirken,  dass  die  Gesellschaften  sich  in  ihrer 
Tätigkeit  zweckmässig  ergänzen  und  durch  das  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  konkurrierende  Nebeneinandergehen  der  allgemeinen 
Volksbildungssache  bessere  Förderung  angedeihen  lassen,  als  dies 
durch  einheitliche  Methode  geschehen  kann.  Die  unendliche 
Mannigfaltigkeit  der  geistigen  Interessen  hat  zur  Folge,  dass  jeder 
Mensch  andre  Bildungsneigungen  und  andre  Bildungsfähigkeit  be- 
sitzt. Die  grössten  Bildungserfolge  können  daher  nur  dadurch 
erzielt  werden,  dass  möglichst  zahlreiche  und  verschiedene  An- 
griffs- und  Behandlungsmethoden  das  Eingehen  auf  jene  Ver- 
schiedenheit der  Neigungen  gestatten.  Andrerseits  kann  jede  ein- 
zelne Bildungsgesellschaft  nur  dann  mit  Erfolg  arbeiten,  wenn  sie 
mit  aller  Kraft  ihren  bestimmten  Weg  verfolgt. 

Da  ich  diese  praktischen  Fragen  für  minder  wichtig  halte, 
beschränke  ich  mich  auf  Andeutungen  und  will  deshalb  an  dieser 
Stelle  zur  näheren  Erläuterung  des  vorher  Gesagten  nur  diejenigen 
beiden  Gesellschaften  mit  einander  vergleichen,  welche  in  Ziel 
und  Methode  noch  die  grösste  Aehnlichkeit  besitzen:  die  Gesell- 
schaft für  Verbreitung  von  Volksbildung  und  den  Dürer-Bund. 
Diese  beiden  Verbände  haben  das  denkbar  weitherzigste  Programm  ; 
jede  Einzelperson,  jede  Körperschaft,  jeder  Verein,  welcher  nach  ir- 
gend einer  Richtung  für  Bildungsfragen  interessiert  ist,  kann  die  Mit- 
gliedschaft erwerben.  —  Die  beiden  Verbände  erfüllen  also  äusser- 
lich  den  Wunsch  ZieJiens  nach  einer  Organisation,  welche  imstande 
ist,  die  Fülle  der  lokalen  Vereinsbestrebungen  zusammenzufassen 
und  zu  sachgemässer  Arbeitsteilung  anzuregen.  Gleichwohl  halte 
ich  es  für  ausgeschlossen,  dass  die  beiden  Gesellschaften  sich 
auch  ihrerseits  in  gemeinsamer,  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten 
verteilter  Arbeit  zusammenfinden.  Welche  Wege  schlägt  die  Ge- 
sellschaft für  Verbreitung  von  Volksbildung  ein.?  Sie  bringt  Fragen 
der  Volksbildung  in  öffentlichen  Versammlungen  zur  Verhandlung, 
fördert  und  unterstützt  Bildungsvereine,  wirkt  bei  Gründung  von 
Fortbildungsschulen  mit,  gründet  und  unterstützt  Bibliotheken, 
Lesezimmer,  vermittelt  Vo  träge  und  ähnliches,  wirkt  auf  Grün- 
dung und  Verbindung  von  einschlägigen  Vereinen  hin,  veröffent- 
licht Flugschriften,  Zeitungskorrespondenzen  und  ein  Bildungs- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1905.  i.  8 
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blatt.  Der  Dürer-Bund  gibt  gleichfalls  ein  Bildungsorgan  heraus 
sowie  Zeitungskorrespondenzen  und  Flugschriften,  er  will  ferner 
eine  Auskunftsstelle  sein  und  Vermittler  für  Bildungsmaterial  und 
ähnliches.  Der  Dürer-Bund  fasst  auch  weitere  Aufgaben  ins  Auge 
wie  die  Vermittlung  von  Vorträgen,  Sammlungen  zu  Anschauungs- 
zwecken und  dergleichen. 

Die  Wege  beider  Gesellschaften  sind  also  scheinbar  überein- 
stimmend, beide  kümmern  sich  nicht  um  das  Wesen  der  ihnen 
angeschlossenen  Vereine,  sondern  bauen  lediglich  auf  der  Tat- 
sache auf,  dass  ihre  Mitglieder  Interesse  für  die  Volksbildung 
haben.  Und  doch  wie  grundverschieden  ist  die  sachliche  Methode, 
mit  welcher  diese  Verbände  ihr  Ziel  der  Pfiege  der  allgemeinen 
Volksbildung  verfolgen  !  Während  der  Dürer-Bund  die  Volksbil- 
dung vom  ästhetischen  Gesichtspunkte  erfasst,  sieht  die  Gesell- 
schaft für  Verbreitung  von  Volksbildung  von  einer  sachlichen  Be- 
einflussung der  Volksbildung  ab  und  beschränkt  sich  auf  die  Sorge 
für  die  äusserliche  Betätigung  von  Bildungsbestrebungen.  Der 
Gesellschaft  für  Verbreitung  von  Volksbildung  ist  es  um  die  Ver- 
breitung von  Bildungs  s  t  o  f  f  und  Bildungsbetätigung  zu  tun,  der 
Dürer-Bund  will  die  Durchdringung  aller  Lebensbetätigung  mit 
künstlerischem  Sinn,  die  harmonische  Ausgestaltung  der  Volks- 
bildung auf  ästhetischer  Grundlage.  Es  ist  die  Konsequenz  dieser 
Verschiedenheit  der  Gesichtspunkte,  wenn  die  Gesellschaft  für  Ver- 
breitung von  Volksbildung  den  Nachdruck  auf  die  Verstandes- 
bildung legt  und  deshalb  vornehmlich  für  Bibliotheken  und  Vor- 
träge sorgt,  während  der  Dürer-Bund  auf  die  Volksbildungspflege 
einen  sachlichen  Einfluss  ausüben  will  dahingehend,  dass  der 
Weltanschauung  und  Lebensbetätigung  des  Volkes  eine  ästhe- 
tische ,  künstlerische  Grundlage  und  Durchbildung  gewonnen 
wird.  Von  beiden  Verbänden  behauptet  man  vielleicht,  dass  Auf- 
gabe und  Methode  des  einen  die  des  andern  einschliessen  oder 
wenigstens  nicht  ausschliessen;  aber  man  wird  vergeblich  ver- 
suchen, einen  praktischen  Weg  zu  finden,  auf  welchem  beide  Ver- 
bände in  gemeinsamer  Arbeit  vorgehen  können  ohne  andauernde 
Konflikte.  Dies  ändert  natürlich  nichts  an  der  Tatsache,  dass  ein 
Teil  sowohl  des  Mitgliederbestandes  als  auch  des  Vorstands  der 
Verbände  aus  ein  und  denselben  Personen  besteht,  wodurch  also 
ein  beständiger  Zusammenhang  der  Verbände  und  eine  gegenseitige 
Befruchtung  auch  äusserlich  gew^ährleistet  ist.  Die  einzig  prak- 
tische   Organisation    der    Bildungsarbeit    ist    nur    die    tatsächlich 
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durchgeführte  getrennten  Alarschierens. 

Auch  an  ein  Zusammengehen  beispielsweise  der  Zentralstelle 
für  Arbeiter- Wohlfahrts-Einrichtungen  mit  der  Gesellschaft  f.  V.  v.  V. 
ist  nicht  zu  denken ,  weil  erstere  grundsätzlich  an  ihre  Bildungs- 
veranstaltungen nur  die  höchsten  geistigen  Massstäbe  anlegt,  wäh- 
rend die  G.  f.  V.  V.  V.  von  einer  inhaltliclien  (methodischen)  Kritik 
der  Bildungsveranstaltungen  so  gut  wie  ganz  absieht  und  jedenfalls 
nicht  prinzipiell  die  Erfüllung  eines  gewissen  Masses  geistiger 
Ansprüche  als  unerlässliclie  Vorbedingung  hinstellt.  V^on  Zer- 
splitterung der  Kräfte  und  Verschwendung  von  Mitteln  und  Arbeit 
kann  schon  deshalb  keine  Rede  sein,  weil  nur  die  freie  Konkurrenz 
den  Wert  der  einzelnen  Bestrebungen  erweisen  kann,  und  weil 
weiterhin  diese  freie  Konkurrenz  unerlässlich  ist,  um  die  vom 
Staat  gepflegte  Zwangsbildung  dauernd  anzuregen  und  immer  von 
neuem  lebendig  zu  befruchten.  Grösste  Freiheit  für  alle  geistigen 
Kräfte  und  Bestrebungen  darf  ich  hier  als  Grundsatz  einer  rechten 
Bildungspolitik  voraussetzen  mit  der  selbstverständlichen  Ein- 
schränkung durch  das  allgemeine  Staatsinteresse. 

Die  zweite  Forderung  Ziehen?,  bildet  ein  Reichsamt  für  Volks- 
bildung. Dass  ein  solches  Amt  als  selbständige  Reichsbehörde 
in  absehbarer  Zeit  eingerichtet  werden  könnte,  ist  ausgeschlossen. 
In  Frage  kommen  könnte  nur  die  Errichtung  einer  Abteilung  im 
Statistischen  Amt,  also  im  Ressort  des  Reichsamts  des  Innern. 
Aber  auch  dies  dürfte  beim  heutigen  Stande  der  Dinge  weder 
aussichtsvoll  noch  dringend  notwendig  sein.  Alle  Aufgaben,  welche 
ZieJien  dem  Reichsamte  stellt,  werden  heute  erfüllt  von  der  G.  f.  V. 
V.  V.,  dem  Dürer-Bunde,  der  Comeniusgesellschatt,  der  Zentralstelle 
für  Arbeiter- Wohlfahrtseinrichtungen.  Man  soll  nicht  glauben,  dass 
gerade  ein  Reichsamt  am  besten  überall  bekanntwerde  und  aus  die- 
sem Grunde  als  Zentralstelle  mehr  geeignet  sei  als  andre  Organisa- 
tionen. Wo  ein  Bildungsinteresse  besteht,  ist  bald  eine  Stelle 
ausfindig  gemacht,  die  Rat  und  Unterstützung  gewährt.  Propa- 
ganda aber  kann  nur  von  privaten  Unternehmungen  gemacht 
werden.  Deshalb  ist  auch  die  Organisation  der  Zentralstelle  für 
Arbeiter-Wohlfahrts-Einrichtungen  eine  halbamtliche,  indem  sie 
eine  freie  Vereinigung  privater  Vereine  etc.  bildet,  deren  Bureau 
jedoch  von  einem  höheren  Staatsbeamten  geleitet  und  deren  Tä- 
tigkeit aus  Staatsmitteln   unterstützt   wird. 
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Um  eine  sachliche  Zusammenfassung  aller  Bildungsbestrebungen 
auch  nach  aussen  hin  hervortreten  zu  lassen,  ist  es  notwendig, 
eine  systematische  wissenschaftliche  Bearbeitung  herbeizuführen. 
JVIan  kann  mit  ZieJien  die  Errichtung  von  alcademischen  Lehr- 
stühlen für  Volksbildungslehre  fordern,  man  darf  dabei  aber  nicht 
aus  dem  Auge  verlieren,  dass  solche  Lehrstühle  eine  Daseins- 
berechtigung nur  insoweit  haben,  als  eine  Volksbildungslehre  als 
besondre  Wissenschaft  nachgewiesen  wird.  Die  theoretische  Grund- 
legung dieser  Wissenschaft  ist  also  das  wichtigste  praktische  Ziel, 
welches  erreicht  sein  muss,  bevor  man  mit  Fug  und  Aussicht  auf 
Erfolg  weitgehende  Forderungen  in  Bezug  auf  eine  Umgestaltung 
der  bestehenden  praktischen  Einrichtungen  zur  Pflege  der  Volks- 
bildung aufstellen  darf.  Nun  ist  auch  bereits  der  Versuch  ge- 
macht worden,  die  Volksbildungslehre  als  W'issenschaft  zu  be- 
gründen :  Natorp  hat  sich  bemüht,  sie  in  die  Sozialwissenschaften 
einzugliedern. 

Natorp  betrachtet  das  soziale  Leben  unter  dem  Gesichts- 
winkel des  Pädagogen  als  Erziehung  des  Menschengeschlechts. 
Er  erblickt  die  sittliche  Verfassung  des  Individuallebens  darin, 
dass  die  menschlichen  Triebe ,  deren  Grundlage  der  Tätigkeits- 
trieb sei ,  durch  den  Willen  zur  Verfolgung  einheitlicher  Zwecke 
zusammengefasst  werden.  Die  Kritik  der  Willensbestimmungen 
und  die  Herbeiführung  einer  durchgängigen  Einheit  derselben 
sei  schliesslich  die  Aufgabe  der  Vernunft.  Diesem  Aufbau  des 
sittlichen  Individuallebens  müsse  die  Verfassung  des  Gemeinschafts- 
lebens entsprechen.  Das  aus  dem  technischen  Vorteil  gemeinsamer 
Arbeit  unbewusst  sich  ergebende  Zusammenwirken  werde  durch  die 
Rechtsordnung  einer  sozialen  Willensregelung  unterworfen.  Die  letz- 
tere aber  unterstehe  der  vernünftigen  Kritik  auf  Grund  des  sozialen 
Ideals.  Das  soziale  Ideal  ist  die  Kantsche  Idee  der  Gemeinschaft  frei 
wollender  Menschen.  Die  aufgezählten  drei  Grundfunktionen  des 
sozialen  Lebens  stellen  sich  nun  nach  Natorp  folgendermassen  äus- 
serlich  dar:  das  von  der  Technik  ausgehende,  soziale  Triebleben  ist 
die  Volkswirtschaft,  sie  bildet  gewissermassen  nur  die  Fähigkeit, 
die  Eignung  zur  bewussten  und  einheitlichen  sozialen  Regelung 
aller  menschlichen  Tätigkeit.  Die  Regelung  findet  statt  durch  das 
Recht.  Das  Recht  aber  ist  veränderlich,  historißch  bedingt.  Um 
daher  einen  objektiven  Standpunkt  ihm  gegenüber  einnehmen,  die 
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Möglichkeit  einer  Fortbildung  des  Rechts  auf  Grund  sicherer  kriti- 
scher Erkenntnis  gewinnen  zu  können,  bedarf  es  eines  einheit- 
lichen Massstabes,  eines  höchsten  Zieles  aller  sozialen  Regelung: 
das  ist  jenes  soziale  Ideal.  Die  höchste  soziale  Funktion  ist  da- 
her nicht  die  Anwendung  und  Durchführung  des  Rechts,  sondern 
die  »bildende«  Tätigkeit,  welche  in  der  wirtschaftlichen  und  re- 
gierenden Tätigkeit  nur  die  Mittel  zum  Zweck  der  sozialen  Men- 
schenbildung sieht.  Die  Sozialpädagogik  ist  also  die  eminent 
politische  Wissenschaft  und  Praxis,  welche  die  Rechtsordnung  und 
durch  sie  die  wirtschaftliche  Arbeit  dem  sozialen  Ideale  gemäss 
zu  gestalten  sucht.  Diese  Bedeutung  der  Sozialpädagogik  steht 
natürlich  keinesfalls  der  Tatsache  im  Wege,  dass  der  praktischen 
Gestaltung  der  Rechtsordnung  sämtliche  Funktionen  des  sozialen 
Lebens  (als  soziale  Materie  der  Rechtsordnung)  unterworfen  sind : 
sowohl  die  wirtschaftliche  als  auch  die  regierende  (rechtbildendej 
und  die  sozialpädagogische.  Von  diesem  Standpunkte  der  sozialen 
Willenserziehung  aus  behandelt  Natorp  dann  die  Organisation  und 
die  Methode  der  Sozialpädagogik  in  Haus,  Schule  und  freiem  Ge- 
meinleben. Da  es  hier  auf  die  durchgeführte  Systematik  nicht 
ankommt,  sondern  auf  die  prinzipielle  Grundlage,  so  erübrigt  sich 
eine  weitergehende  Darstellung  der  Natorp' ■b,<i\\qx).  Theorie.  Ihre 
Kritik  ergibt  sich  im  folgenden. 

3- 
Es  ist  zunächst  zu  prüfen,  inwiefern  die  Volksbildung  C)bjekt 
der  Sozialwissenschaft  ist.  Von  den  verschiedenen  Bedeutungen, 
in  welchen  der  Begritf  > Bildung«  gebraucht  wird,  soll  hier  be- 
handelt werden  nicht  die  körperliche,  sondern  die  geistige  Bil- 
dung, und  nicht  Bildung  als  Zustand  oder  Resultat  mit  Bezug  auf 
seinen  Inhalt,  sondern  Bildung  als  Prozess  mit  Bezug  auf  seine 
P"ormen.  Die  körperliche  Bildung  ist  Sache  der  Hygiene,  die 
Bildung  als  Zustand  ist  Gegenstand  historischer  Behandlung.  Die 
geistige  Bildung  als  Prozess  ist  nun  Wandlung  des  menschlichen 
Geistes  durch  äussere  Beeinflussung.  Diese  Beeinflussung  findet 
statt  durch  Personen  und  Dinge.  Soweit  unbewusste  H^inflüsse 
in  Frage  kommen,  könnte  w^issenschaftüche  Betrachtung  nur  dort 
einsetzen,  wo  naturwissenschaftlich  exakte  Kausalität  nachweisbar 
wäre.  Plierzu  reicht  der  Stand  der  empirischen  Psychologie  nicht 
aus.  Bleibt  die  Frage,  ob  und  wie  die  bewusste  Einflussnahme 
Gegenstand   wissenschaftlicher  Forschung  sein  kann.     :>Bewusste« 
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Einflussnahme  bedingt  Zwecksetzung.  V'oni  Standpunkt  der  Zweck- 
setzung betrachtet,  gehört  alles  menschliche  Handeln  zwei  Wissen- 
schaften an:  der  Technik  und  der  Sozialvvissenschaft. 

In  der  Unterscheidung  zwischen  Technik  und  Sozialwissen- 
schaft folge  ich  Stammler  •*).  Indem  ich  auf  dessen  Begründung 
der  Sozialwissenschaft  verweise,  kann  ich  mich  eingehender  Aus- 
führungen über  diese  Grundlage  meines  Standpunktes  enthalten. 
Die  Technik  ist  die  Lehre  von  der  Auffindung  der  geeigneten 
Mittel  zur  Erreichung  der  menschlichen  Zwecke.  Die  Unter- 
richtsmethoden, die  Bildungswege  sind  also  Gegenstand  der 
technischen  Pädagogik,  der  Pädagogik  i.  e.  S.  Diese  technische 
Seite  der  Pädagogik  ist  es,  welche  schon  heute  sich  einer  durch- 
gebildeten Wissenschaft  erfreut.  Ganz  anders  steht  es  um  die 
Pädagogik  als  Sozialwissenschaft,  welche  Volksbildungslehre  ge- 
nannt werden  möge.  Erst  in  letzter  Zeit ,  wie  eingangs  her- 
vorgehoben, ist  die  Erkenntnis  durchgedrungen,  dass  es  eine  Pä- 
dagogik als  Soziahvissenschaft  geben^  muss.  Nntorp  leitet  diese 
Erkenntnis  von  der  Ueberzeugung  her,  dass  die  Erziehung  des 
Individuums  innerhalb  des  Volks,  des  Staates  eine  ethische  Bil- 
dung: Willenserziehung  ist.  Die  Menschen  sind  auf  das  Zusammen- 
leben angewiesen;  sie  müssen  deshalb  so  erzogen  werden,  dass 
das  Zusammenleben  das  denkbar  ungestörteste  ist.  also  dem  Ideal 
sozialen  Lebens  möglichst  nahe  zu  kommen  vermag.  Der  Wille 
des  Einzelnen  muss  demnach  auf  das  soziale  Ideal  gerichtet  wer- 
den. Dies  ist  die  Aufgabe  der  Volksbildung,  So  gelangt  Katorp 
vom  Gesichtspunkt  der  Bildungs  p  o  1  i  t  i  k  zur  Forderung  der 
Volksbildungslehre.  Die  Bildungspolitik  ist  ja  auch  von  der  Pä- 
dagogik seit  alters  her  gepflegt  worden.  Von  jeher  hat  man 
Klarheit  darüber  zu  schaffen  sich  bemüht,  welche  sozialen  Auf- 
gaben die  Pädagogik  habe,  welchen  höchsten  menschlichen  Zielen 
die  Bildung   dienen   solle. 

Zielten  geht  demgegenüber  von  der  Iconkreten  Tatsache  aus, 
dass  auf  die  Bildungspflege  eine  ungeheure  Summe  sozialer  Ar- 
beit verwendet  wird,  und  dass  diese  Arbeit  scheinbar  planlos  er- 
folge. Die  Volksbildungslehre  soll  nun  theoretisch  em  S}-stem, 
einen  wissenschaftlichen  Zusammenhang  in  dieses  Chaos  bringen. 
Wenn  man  die  Fülle  der  Volksbildungs-Bestrebungen  überblickt, 
so  leuchtet  der  Standpunkt  Zie]ie7i%  ein.  Bei  wissenschaftlicher 
Behandlung  der  Volksbildung  ist  selbstredend  von  vornherein  das 
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Ansinnen  abzulehnen,  dass  man  unter  Volksbildung  nur  diejenigen 
Bestrebungen  verstehen  dürfe,  welche  sich  den  minder  bemittelten 
Volksklassen  zuwenden.  Obwohl  unbestritten  die  Volksbildungs- 
bewegung  —  und  das  äussert  sich  noch  heute  im  Wirken  der 
G.  f.  V.  V.  V.  und  der  Organisation  der  Zentralstelle  für  Ar- 
beiter-Wohlfahrts-Einrichtungen —  hervorgegangen  ist  aus  dem 
Bestreben,  die  niederen  Volksschichten  höherer  Geistesbildung  zu- 
zuführen, bleibt  es  doch  ausgeschlossen,  dass  man  für  Zwecke 
der  Wissenschaft  den  Begriff  :>Volk«  anders  als  auf  die  Gesamt- 
heit der  Staatsbürger  anwenden  kann.  Eine  Spezialwissenschaft 
für  bestimmte  Gesellschaftsklassen  gibt  es  nicht. 

Zur  Volksbildung  gehört  also  in  erster  Linie  jede  soziale 
Einrichtung  und  Veranstaltung,  deren  Aufgabe  die  Mitwirkung  an 
der  geistigen  Erziehung  der  Staatsbürger,  des  Volkes  ist.  Dahin 
sind  zu  rechnen  zunächst  die  häusliche  Erziehung,  die  Kindergärten, 
die  allgemeinen  Schulen  aller  x\rt,  die  Hilfsschulen,  die  Fortbil- 
dungs-  und  die  Fach-Schulen,  die  Reformschulen,  die  Akademien, 
Seminarien  und  Hochschulen.  Dahin  gehört  ferner  alles,  was 
der  freien  Fortbildung  der  Selbständigen  dient.  So  die  Vereins- 
bildungen: aligemeine  Bildungsvereine,  wissenschaftliche,  litera- 
rische, ästhetische  Vereine,  ]\Iusik-,  Kunst-,  kunstgewerbliche,  Ver- 
schönerungs-Vereine, religiöse  und  politische  Vereine,  Vereine  zur 
Propagierung  bestimmter  Ideen,  Vereine  für  Verbreitung  von  Auf- 
klärung und  Bildung  in  bestimmten  Kreisen  (Frauen-  und  Arbeiter- 
bildung), Vereine  zur  Hebung  der  Sittlichkeit  und  ethischen  Kul- 
tur. Der  Volksbildung  dienen  ferner  Literatur  und  Kunst:  Buch- 
verlag, Zeitschriften  und  Zeitungen,  Bibliotheken  und  Lesehallen 
aller  Art,  Vorträge,  Theater,  Konzerte,  Kunstsalons,  Museen  und 
i\usstellungen  aller  Art.  Der  Volksbildung  widmen  sich  gewisse 
Einrichtungen  wie  die  Volkshochschulen,  die  Volksunterhaltungs- 
Veranstaltungen,  die  Volksheime  und  ähnliche,  soweit  sie  nicht 
schon  unter  die  vorher  aufgezählten  Einrichtungen  gehören.  Es 
ist  schliesslich  noch  hinzuweisen  auf  die  gesellschaftliche  Standes- 
und die  Berufs-Erziehung  sowie  auf  die  erzieherischen  Einflüsse 
aller  sozialen  Einrichtungen  überhaupt,  auch  soweit  dieselben 
nicht  ihren  ausgesprochenen,  alleinigen  Zweck  in  der  Bildung  finden. 

Indem  man  nun  fordert,  dass  die  so  angedeutete  Masse  so- 
zialer Einrichtungen  und  Veranstaltungen  zum  Objekt  systemati- 
scher wissenschaftlicher  Betrachtung  gemacht  werde,  begründet 
man  die  Volksbildungslehre  als  Sozialwissenschaft.    Diese  Wissen- 
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Schaft  soll  nicht  die  Frage  beantworten,  nach  welcher  pädagogi- 
schen Methode  die  Bildungsarbeit  in  jedem  Fall  vor  sich  gehe, 
sondern  mit  welchen  Einrichtungen  das  Volk  die  Bildung  pflege, 
und  wie  die  Volksbildung  in  der  sozialen  Gesamtheit  organisiert 
sei.  Das  eben  ist  die  Fragestellung  der  theoretischen  Sozial- 
wissenschaft. Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  die  Volksbildung 
eine  nach  bestimmten  Zwecken  geordnete,  gemeinsame  Tätigkeit. 
Nach  Stammler  ist  »sozial«  das  äusserlich  geregelte  Zusammen- 
wirken der  Menschen.  Die  Sozialwissenschaft  betrachtet  das 
menschliche  Leben  und  Tun  also  unter  dem  Gesichtspunkte  der 
äusseren  Regelung.  Diese  Regelung  ist  mithin  Bedingung  und 
Voraussetzung  alles  Sozialen.  Da  die  Regelung  des  sozialen  Le- 
bens eine  solche  von  z  w  e  c  k  setzender  menschlicher  Tätigkeit 
ist,  so  kann  nicht  die  naturwissenschaftliche  Kausalität  das  be- 
stimmende äussere  Gesetz  für  die  sozialwissenschaftliche  Betrach- 
tung sein,  sondern  nur  eine  Gesetzmässigkeit,  welche  die  Mensch- 
heit selbstbewusst  ihren  Zwecken  setzt:  die  Gesetzgebung  der 
Staatsgemeinschaften.  Jede  menschliche  Handlung  ist  zwar  im 
naturwissenschaftlichen  Sinne  kausal  bedingt,  aber  neben  der 
kausalgesetzlichen  Ursache  steht  selbständig  der  Zweck,  welchen 
der  Mensch  seinen  Handlungen  setzt.  Auf  diesem  Zweckgedanken 
baut  sich  die  Regelung  des  sozialen  Lebens  auf.  Die  soziale  Ge- 
samtheit selbst  gibt  sich  die  Gesetze,  denen  alle  ihre  Handlungen 
unterworfen  sein  sollen.  Danach  darf  der  Einzelne  keine  Zwecke 
verfolgen,  welche  nicht  von  der  Rechtsordnung  gestattet  sind. 
Die  Staatsgesetzgebung  erhebt  den  Anspruch,  allgemein  und  aus- 
nahmslos für  alle  Handlungen  der  Staatsbürger  zu  gelten,  ganz  im 
Sinne  der  Allgemeingültigkeit  der  Naturgesetze.  Die  gesetzmässige 
äussere  Regelung  des  sozialen  Lebens  ist  also  die  Rechtsordnung, 
und  diese  ist  die  Voraussetzung,  welche  gemacht  werden  muss, 
wenn  man  von  einer  wissenschaftlichen  Betrachtung  sozialer  Er- 
scheinungen sprechen  will. 

Die  Rechtsordnung  als  gesetzmässige  Regelung  des  sozialen 
Lebens  ist  nach  zwei  Richtungen  zu  vervollständigen.  Da  sie  zur 
Ordnung  der  menschlichen  Zwecke  von  Menschen  gesetzt  ist, 
unterliegt  sie  der  menschlichen  Kritik  und  der  Abänderung  durch 
diejenigen,  welche  sie  gesetzt  haben.  Die  Rechtsordnung  bedarf 
also  der  sachlichen  Begründung,  durch  welche  sich  die  Rechts- 
normen als  berechtigt  zum  Anspruch  auf  Allgemeingültigkeit  aus- 
weisen.    Diese  GesetzmässisTkeit  kann   nur  hergeleitet  werden  aus 
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der  Uebereinstimmung  mit  dem  für  alles  soziale  Handeln  als  not- 
wendig erkannten  höchsten  Prinzip:  dem  sozialen  Ideal.  ICs  ist 
jedoch  festzuhalten,  dass  nur  die  Berechtigung,  nicht  aber  die 
Tatsache  der  Allgemeingültigkeit  der  Rechtsnormen  sich  aus  dem 
sozialen  Ideal  herleitet. 

Da  die  Rechtsordnung  nicht  imstande  ist,  alle  denkbaren 
menschlichen  Handlungen  durch  gesetzliche  Normen  zu  regeln, 
so  bleibt  ein  grosses  Feld  für  die  von  der  Gesetzgebung  nicht 
unmittelbar  geordneten  Verhältnisse  der  freien  Regelung  durch 
die  Staatsbürger  überlassen.  Diese  Regelung  erfolgt  durch  aus- 
drückliche Uebereinkunft  oder  durch  stillschweigende  Uebung  in 
Form  von  Einrichtungen,  Veranstaltungen,  konventionellen  Nor- 
men. Da  diese  Normen  der  freien  sozialen  Regelung  (kurz  nach 
Stanivilei".  Konventionalnormen)  überall  dort  die  Handlungen  der 
Staatsbürger  regeln  wollen,  wo  die  Rechtsordnung  direkte  Vor- 
schriften nicht  erlassen  hat,  so  kann  man  sie  die  konkrete  Durch- 
führung der  Rechtsordnung  nennen.  Da  sie  ferner  nicht  gesetz- 
liche Normen  sind,  so  besitzen  sie  nicht  den  Anspruch  auf  All- 
gemeingültigkeit. Insofern  sie  schliesslich  der  allgemeingültigen, 
gesetzmässigen  Regelung  durch  die  Rechtsordnung  ausnahmslos 
unterworfen  sind,  bilden  sie  den  Gegenstand,  die  Materie  der  Gesetz- 
gebung, und  letztere  ist  als  die  Form  zu  betrachten,  in  deren  Gefüge 
und  Grenzen  die  freie  Gestaltung  der  Konventionalnormen  erfolgt. 

Aus  diesen  Gesichtspunkten  ergibt  sich  eine  Teilung  der 
Sozialwissenschaft  nach  drei  Richtungen.  Das  soziale  Leben  ist 
zu  betrachten  nach  dem  Bestände  seiner  Form:  Rechtswissen- 
schaft; es  ist  zu  betrachten  nach  dem  Inhalte,  dem  Bestände  der 
Konventionalnormen:  Wissenschaft  von  der  sozialen  Materie;  es 
ist  zu  betrachten  unter  dem  Gesichtspunkt  des  sozialen  Ideals: 
Politik.  Jede  dieser  Sozialwissenschaften  umfasst  die  Gesamtheit 
des  sozialen  Lebens,  der  sozialen  Erscheinungen  eines  Staates 
von  ihrem  besonderen  Standpunkte.  An  dem  konkreten  sozialen 
Phänomen  gibt  es  keine  Drittelung  nach  Materie,  Form  und  Ge- 
setzmässigkeit der  Form.  Das  soziale  Phänomen  ist  ja  wissen- 
schaftlich erfassbar  nur  als  Form,  als  Ausdruck  sozialer  Regelung. 
Die  Bedeutung  des  sozialen  Phänomens  jedoch  ist  verschieden,  je 
nachdem  man  seine  Form  als  Ausfluss  von  Konventionalnormen 
oder  von  Rechtsnormen  oder  nach  seiner  Uebereinstimmung  mit 
dem  sozialen  Ideal  betrachtet.  Es  findet  also  keine  Teilung  nach 
Klassen    der    sozialen  Phänomene    statt,    sondern    gesonderte  Er- 
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forschling  nach  mehreren  Gesichtspunkten.  Aus  diesen  verschie- 
denen Gesichtspunkten  ergibt  sich  die  Verschiedenheit  der  Me- 
thoden wissenschafthcher  Betrachtung  des  Sozialen.  Der  Gegen- 
stand dieser  Soziahvissenschaften  wird  für  alle  gemeinsam  und 
gleichmässig  umgrenzt  durch  den  Umfang  des  Geltungsgebiets 
der  Rechtsordnung  als  der  Gesetzmässigkeit  der  sozialen  Erschei- 
nungen. Demnach  hat  jede  Sozialvvissenschaft  sich  prinzipiell  zu 
beschränken  auf  ein  bestimmtes  Staatsgebiet  und  kann  auslän- 
dische Sozialphänomene  nur  zu  Vergleichs-,  nie  aber  zu  Beweis- 
zwecken heranziehen.  Die  Rechtsordnung  eines  Staates  gibt  der 
Gesamtheit  der  von  ihr  geregelten  Verhältnisse  eben  einen  untrenn- 
baren Zusammenhang,  in  welchem  jede  Einzelheit  nach  allen  Sei- 
ten bedingt  ist  von  der  Gesamtheit. 

4- 

Insoweit  die  Volksbildung  also  Objekt  der  Sozialwissenschaft 
ist,  unterliegt  sie  der  politischen  Betrachtung  vom  Standpunkt 
des  sozialen  Ideals  oder  der  juristischen  vom  Standpunkt  der 
Rechtsordnung  oder  schliesslich  der  materiellen  vom  Standpunkt 
der  Konventionalnormen.  Es  fragt  sich  nun  weiter,  ob  die  Volks- 
bildungslehre in  gleicher  Weise  wie  die  VolksAvirtschaftslehre  eine 
selbständige  Teilwissenschaft  innerhalb  der  Sozialwissenschaft  bilden 
kann.  Es  würde  sich  dann  neben  der  oben  festgestellten  formalen  Drei- 
teilung der  Sozialwissenschaft  noch  eine  materiale  Teilung  ergeben. 
Diese  letztere  Teilung  muss  ihren  Ausgangspunkt  von  der  sozia- 
len Materie,  den  Konventionalnormen  nehmen,  weil  die  Rechts- 
wissenschaft in  sich  geschlossen  ist  durch  die  formale  Betrachtung 
der  Rechtsnormen  vom  Gesichtspunkt  ihres  (der  Rechtsnormen) 
konstruktiven  Aufbaus  und  logischen  Inhalts.  Die  Rechtswissen- 
schaft ist  nach  dem  schlagenden  Vergleich  Stammlers  die  Mathe- 
matik des  Sozialen,  ihr  Gegenstand  ist  die  formale  Gesetzmässig- 
keit des  Sozialen,  sie  bedarf  deshalb  für  ihre  Arbeit  nicht  not- 
wendig der  durch  die  Rechtsnormen  geregelten  sozialen  Erschei- 
nungen, Vielmehr  ist  es  Sache  der  Politik,  das  Verhältnis  zwi- 
schen Rechtsordnung  und  sozialen  Phänomenen  zu  betrachten  be- 
hufs kritischer  Beurteilung  und  Revision  vom  Standpunkt  des 
sozialen  Ideals.  Aber  auch  die  Betätigung  der  Politik  als  Wis- 
senschaft ist  lediglich  formaler  Natur,  da  sie  sich  der  Frage  nach 
der  Richtigkeit  der  Rechtsordnung  widmet.  Den  Inhalt  der  so- 
zialen  Ordnung,   die  Materie  des  sozialen  Lebens  rein  vom  Stand- 
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piinkt  der  konkretcMi  Durchführung  der  gesetzinassigen  Formen, 
der  Ausbildung  der  sozialen  Phänomene  unter  Voraussetzung  der 
beherrschenden  Rechtsordnung  betrachtet  die  Wissenschaft  \on 
der  sozialen  Materie,  von  den  Konventionalnormen.  vStellt  man 
also  die  Frage  nach  der  Möglichkeit  einer  inhaltlichen  ,  materia- 
len  Teilung  der  Soziahvissenschaft  (im  Gegensatz  zu  der  vorher 
festgelegten  formalen  Dreiteilung),  so  kann  diese  Frage  nur  auf 
Grund  einer  Untersuchung  der  sozialen  Materie,  also  des  Gegen- 
standes der  Rechtsregelung  Beantwortung  finden. 

Staminlej'  und  im  Anschluss  an  ihn  Natorp  haben  die  soziale 
Materie  als  Volkswirtschaft  definiert.  Stammler  hatte  in  seiner 
kritischen  Sozialphilosophie  nicht  die  Aufgabe,  die  soziale  Ma- 
terie als  Inhalt  des  sozialen  Lebens  eindringend  zu  erforschen, 
ihm  konnte  es  nur  darauf  ankommen,  den  Unterschied  zur  so- 
zialen Form,  zur  Rechtsordnung  herauszuarbeiten.  Indem  er  nach 
einem  bequemen  Begriffe  für  die  soziale  Materie  suchte,  bot  sich 
ihm  die  Volkswirtschaft ,  welche  bereits  Objekt  einer  ausgebau- 
ten Sozialwissenschaft  und  bislang  auch  selbst  der  Meinung 
ist,  »die«  Wissenschaft  vom  Inhalt  des  sozialen  Lebens  dar- 
zustellen. Anders  liegt  die  Sache  bei  Natorp.  Sein  technisch- 
pädagogischer Ausgangspunkt  macht  ihn  voreingenommen ,  so 
dass  er  das  soziale  Leben  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Er- 
ziehung des  Individuums  betrachtet.  Trieb,  Wille  und  Ver- 
nunft, wie  er  sie  beim  Individuum  unterscheidet,  sucht  er  auch 
im  sozialen  Leben  und  findet  sie  in  der  Volkswirtschaft,  der 
Rechtsordnung  und  der  Politik.  Natorp  bringt  es  freilich  in  ande- 
rer Weise  zum  Ausdruck,  indem  er,  abweichend  von  Stammler, 
nicht  die  regelnde  Form  der  sozialen  Tätigkeit  als  Objekt  der 
Sozialwissenschaft  erkennt,  sondern  die  Tätigkeit  selbst :  die  wirt- 
schaftliche, regierende,  bildende.  Durch  diese  ihm  unbewusste 
Verschiebung  des  BHckpunktes  ist  es  ihm  möglich,  an  der  sozia- 
len Materie  die  soeben  angeführte  Dreiteilung  vorzunehmen  und  zu- 
gleich die  von  Stammler  begründete  formale  Dreiteilung  in  die  Wissen- 
schaften von  der  sozialen  Materie,  der  Rechtsordnung  und  der  Politik 
(welche  Natorp   »Sozialpädagogik«   nennt)  aufrecht  zu  erhalten. 

Offenbar  ist  dieses  Resultat  der  Natorpsch&n  Bemühungen 
eine  Tautologie.  Er  betrachtet  die  Technik  als  materielle  Be- 
dingung oder  Voraussetzung  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit,  zugleich 
betont  er,  dass  selbstverständlich  die  rechtliche  Regelung  als  so- 
ziale Form  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  deren  formale  Erkennt- 
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nisbedingung  sei.  Entweder  ist  dies  ein  ungelöster  Widerspruch, 
oder  die  Technik  als  Voraussetzung  fiir  die  sozialwissenschaftliche 
Betrachtung  der  Wirtschaft  muss  fallen.  Da  es  sich  für  die  Sozial- 
wissenschaft lediglich  um  die  formale  Regelung  des  mensch- 
lichen Handelns  dreht,  liegt  die  Sache  so,  dass  die  Ordnung 
der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  nach  technischen  Gesichtspunkten 
in  die  sozialwissenschaftliche  Betrachtung  ein  wesensfremdes 
Element  hineinbringt.  Die  Gesetzmässigkeit  der  sozialen  Zwecke 
beruht  in  der  Rechtsordnung.  Diese  ganz  allein  ist  daher 
die  Voraussetzung  bei  sozialwissenschaftlicher  Betrachtung,  wie 
bei  naturwissenschaftlicher  die  Kausalität.  Jeder  andere  Zweck, 
als  ordnendes  Prinzip  der  sozialen  Handlungen  gedacht,  bringt 
ein  materielles  Moment.  Und  die  Wahl  dieses  materiellen 
Zweckes  ist  unter  allen  Umständen  Willkür,  weil  sie  in  die  psy- 
chologische Motivreihe  hineingreift.  Natoi'p  gelangt  hierbei  ge- 
rade zur  Technik,  weil  er  die  menschliche  Tätigkeit  als  Arbeit 
definiert.  Eine  logische  Notwendigkeit  dafür  gibt  es  nicht.  Man 
kann  mit  gleicher  Massgeblichkeit  etwa  die  Befriedigung  von  Ge- 
nussbedürfnissen oder  das  Geschlechtsverlangen  zur  Grundlage  des 
sozialen  Zusammenwirkens  machen.  Die  verschiedenen  konkreten 
Motive  des  Zusammenwirkens  der  Menschen  sind  jedoch  ganz 
gleichgültig  gegenüber  der  Tatsache  des  Zusammenwirkens. 
Diese  allein  ist  es,  von  w^elcher  die  Sozialwissenschaft  ausgeht. 
Die  allgemeingültige  Regelung  des  sozialen  Wirkens  ist  die  Rechts- 
ordnung,  sie  allein  kann  deshalb  die  Voraussetzung  der  sozialen 
Tätigkeit  bilden.  Indem  also  die  soziale  Materie  nichts  anderes 
ist  als  die  rechtsausübende  Tätigkeit,  kann  sie  nicht  ausserdem 
noch,  wie  Natorp  will,  Objekt  dieser  rechtsausübenden  (»regie- 
renden )  Tätigkeit  sein.  Auch  die  Regierungsfunktionäre  schaffen 
Konventionalnormen  für  die  soziale  ^Materie. 

Gegenstand  der  Sozialwissenschaft  ist  die  Regelung,  die  Or- 
ganisation der  menschlichen  Tätigkeit,  nicht  diese  Tätigkeit  selbst. 
Die  sozialen  Erscheinungen  sind  Objekt  der  Sozialwissenschaft 
nur  als  sozial  geregelte ,  als  regelmässige  Formen  menschlichen 
Zusammenwirkens.  Die  soziale  ^Materie  ist  Inhalt  oder  Gegenstand 
der  Rechtsordnung  nur  im  Gegensatz  zu  letzterer,  an  sich  jedoch 
ist  auch  die  soziale  Materie  geordnetes  Zusammenwirken. 
Die  Sozialwissenschaft  interessiert  sich  lediglich  für  die  Formen 
dieses  Zusammenwirkens,  und  das  suid  im  vorliegenden  Fall  die 
Konventionalnormen.     Die  soziale  Materie  als  Objekt  der  Sozial- 
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Wissenschaft  ist  also  die  Masse  der  Kon\-entionalnormen.  Die 
Systematik  der  Wissenschaft  von  der  sozialen  Materie  ist  daher 
die  Organisation  der  sozialen  Phänomene  durch  die  Konventional- 
normen  (unter  Voraussetzung  der  Rechtsordnung,  deren  konkrete 
Durchführung  jene  bilden).  Wenn  eine  Teilung  in  verschiedene 
Betrachtungsarten  oder  Wissenschaftsgebiete  dieser  Gesamtheit 
der  sozialen  Phänomene  durchgeführt  werden  soll,  so  kann  sie 
nicht,  wie  Natorp  will ,  nach  Z  w  e  c  k  e  n  der  sozialen  Tätigkeit 
möglich  sein  ,  sondern  nur  nach  Objekten  ,  weil  eben  für  andre 
Zwecke  als  das  soziale  Ideal  in  der  Sozialwissenschaft  kein  Raum  ist. 
Objekt  nun  der  sozialen  Regelung  oder  (dem  gegenwärtigen 
Stande  dieser  Untersuchung  entsprechend)  enger  gefasst :  der  Kon- 
ventionalnormen  sind  die  sozialen  Beziehungen  der  Menschen.  Da 
uns  diese  sozialen  Beziehungen  aber  nur  in  ihrer  P'orm  als  Kon- 
ventionalnormen  wissenschaftlich  zugänglich  sind,  so  ist  das  Mittel- 
glied »soziale  Beziehung«  hier  nicht  als  ein  selbständiges,  sondern 
nur  als  Verdeutlichungsmittel  aufzufassen.  Die  sozialen  Beziehungen 
werden  begründet  durch  den  Menschen  als  Subjekt:  als  Bezie- 
henden und  als  Bezogenen.  Gegenstand  der  Beziehungen  ist  jedoch 
nicht  der  Mensch  als  soziales  Subjekt^  sondern  es  sind  die  Mittel 
seiner  Tätigkeit:  die  Natur  und  der  Mensch  als  Träger  geistiger 
und  körperlicher  Fähigkeiten.  Also  \\2X  Natorp  wohl  doch  recht, 
wenn  er  die  Technik  zum  Objekt  der  sozialen  Regelung  macht.- 
Allerdings  benutzt  die  Technik  Natur  und  Mensch  als  Kräfte; 
aber  eben  als  Mittel  zu  ihren  (technischen)  Zwecken,  während 
es  in  der  Sozialwissenschaft  nur  den  sozialen  Zweck,  das  so- 
ziale Ideal  gibt,  und  alle  soziale  Regelung,  sei  sie  Rechtsnorm 
oder  Kouventionalnorm,  nur  unter  diesem  Gesichtspunkte  sozial- 
wissenschaftlich verständlich  wird.  Mit  der  Technik  bringt  man 
einen  ;  Zweck«  des  Handelns  in  das  Soziale,  und  zwar  einen  dem 
Sozialen  fremden  Zweck.  Will  man  aber  unter  Technik  ganz  all- 
gemein die  Anordnung  menschlicher  Tätigkeit  zum  Zweck  der 
Erreichung  irgend  welcher  Ziele  verstehen,  so  fehlt  jeder  Grund, 
zwischen  »Technik  ^  und  :>Handeln  (oder  menschlicher  Tätigkeit 
oder  sozialer  Beziehung)  zu  unterscheiden.  Es  bleibt  also  auch 
dann  dabei,  dass  Gegenstand  der  Sozialwissenschaft  das  mensch- 
liche Handeln  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  konkreten  Zwecke,  son- 
dern allein  vom  Gesichtspunkt  der  sozialen  Regelung  ist,  und  dass 
die  Sozialwissenschaft  es  ablehnen  muss,  einzelne  Zwecke  aus  der 
h'üUe  der  psychologischen  Motivierung  menschlicher  Handlungen 
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als  grundlegende  Maximen  herauszugreifen.  Wenn  man  aber  von 
den  Zwecken  sozialer  Tätigkeit  absieht,  so  bleiben  nur  die  Mittel 
als  Gegenstand  oder  Grundlage  einer  formalen  Teilung  oder  Sy- 
stematik der  Sozialwissenschaft. 

Damit  ist  also  die  Möglichkeit  gegeben,  eine  sachliche  Drei- 
teilung der  Wissenschaft  von  der  sozialen  Materie  vorzunehmen. 
Die  Konventionalnormen,  die  sozialen  Phänomene  werden  be- 
trachtet von  dem  Gesichtspunkte  ihrer  Beziehung  auf:  i)  die 
Dinge,  2)  die  Menschen  als  Träger  des  Körpers,  3)  die  Menschen 
als  Träger  des  Geistes.  Diesen  drei  Wissenschaftszweigen  brau- 
chen nicht  erst  neue  Titel  gesucht  zu  werden,  denn  sie  bestehen 
schon  als  Gebiete  sozialwissenschaftlicher  Bearbeitung:  i)  die 
Volkswirtschaftslehre,  2)  die  Bevölkerungslehre,  3)  die  Volksbil- 
dungslehre. Jede  der  drei  genannten  Wissenschaften  hat  zum 
Gegenstand ,  um  es  nochmals  zu  betonen ,  die  Gesamtheit 
der  sozialen  Phänomene  eines  Staates.  Die  Unterscheidung  aber 
besteht  in  der  Betrachtungsart  d.  h.  in  dem  Gesichtspunkt,  unter 
welchen  die  sozialen  Erscheinungen  gestellt  werden.  Die  Volks- 
wirtschaftslehre demnach  fragt  nach  der  Organisation  der  sozialen 
Phänomene  vom  Standpunkt  ihrer  Beziehung  auf  die  Dinge.  So- 
weit also  die  sozialen  Beziehungen  d.  h.  die  Reclitsverhältnisse 
der  Staatsbürger  so  betrachtet  werden,  dass  ihr  unmittelbares  Ob- 
jekt Sachen  sind,  reicht  die  Volkswirtschaftslehre.  Setzt  man  als 
Objekt  der  Rechtsverhältnisse  den  Körper  des  Menschen,  so  hat 
man  es  mit  der  Bevölkerungslehre  (Demographie  und  Sozial- 
hygiene) zu  tun.  Die  Volksbildungslehre  endlich  macht  zum  Ge- 
genstand ihrer  Betrachtung  der  sozialen  Erscheinungen  deren  Be- 
obachtung unter  dem  Gesichtspunkt  der  geistigen  Tätigkeit  des 
Menschen.  Sie  fragt:  durch  w^elche  Organisation  der  Konven- 
tionalnormen wirkt  das  soziale  Zusammenleben  auf  die  geistige 
Verfassung   der  Staatsbürger  ein  ^ 

Diese  »Einwirkung«  der  Konventionalnormen  auf  den  Geist 
lässt  sich  aber  nicht  etwa  als  > Zweck«  bezeichnen.  Für  die 
Volksbildungslehre  besteht  vielmehr  lediglich  die  Tatsache  der 
Einwirkung  ohne  jede  Rücksicht  auf  Zwecke  oder  Ursachen.  Die 
> Organisation«  der  Volksbildung  weiterhin  ist  nicht  eine  Ordnung, 
welche  unabhängig  von  der  nach  Massgabe  des  sozialen  Ideals 
einheitlich  erfassbaren  Rechtsordnung  ein  selbständiges  Dasein 
nach  eignen  Zwecken  besitzt,  sondern  nur  die  für  wissenschaft- 
liche Betrachtung    notwendige    und    allein    nach  äusserlichen  Ge- 
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Sichtspunkten  mögliche  Systematik  der  sozialen  Phänomene.  Es 
ist  deshalb  die  Quelle  der  unzutreftenden  Einteilung  der  Sozial- 
wissenschaft bei  Natorp,  wenn  er  die  Volksbildung  als  »Willens- 
erziehung« definiert.  Dadurch  bringt  er  schon  in  die  soziale  Ma- 
terie den  politischen  Zweckgedanken  des  sozialen  Ideals  hinein 
und  gelangt  so  notwendigerweise  dazu ,  innerhalb  der  sozialen 
Materie  wiederum  eine  soziale  Materie  i.  e.  S.,  nämlich  die  Wirt- 
schaft (vom  technischen  Gesichtspunkt)  herzustellen.  Für  die 
Volksbildungslehre  als  Wissenschalt  von  der  sozialen  Materie 
bleibt  es  vollständig  gleichgültig,  welchem  objektiven  Zweck  die 
Erziehung  dienen  soll.  Gegenstand  der  Wissenschaft  von  der  so- 
zialen Materie  ist  vielmehr  der  Nachweis  der  Existenz  und  der 
Form  der  sozialen  Phänomene.  Eine  Bearbeitung  der  sachlichen 
Ursachen  oder  der  Zwecke  ist  ausgeschlossen,  weil  dies  auf  psy- 
chologischem Gebiet  liegt  und  daher  einen  Eingriff  in  die  Kon- 
jekturalarbeit  des  Historikers  resp.  des  Politikers  bedeuten  würde. 
Für  die  Sozialwissenschaft  im  ganzen  bleibt  immer  nur  die  eine 
Frage ,  ob  die  Formen  des  sozialen  Lebens  (Rechts-  und  Kon- 
ventional-Normen)  dem  sozialen  Ideal  entsprechen.  13iese  Frage 
aber  ist  Sache  der  Politik  i). 

Man  hat  auch  versucht,  in  die  Definition  sozialer  Phänomene 
als  notwendigen  Bestandteil  das  Moment  der  »Verfolgung  eines 
objektiv  richtigen  Ziels«  aufzunehmen^).  So  sollen  die  freien 
sozialen  Veranstaltungen  behufs  Verbesserung  der  Lage  von  Grup- 
pen oder  Klassen  der  Staatsbürger  nur  dann  als  »Wohlfahrts<;- 
Einrichtungen  gelten,  wenn  sie  eine  Verbesserung  im  Sinne  des 
sozialen  Ideals  bedeuten.  Es  wird  somit  der  sozialen  Einrichtung, 
einer  gewissen  Gruppe  von  Konventionalnormen  ein  bestimmter 
Zweck  vindiziert.  Obwohl  der  Zweck  hier  das  soziale  Ideal  ist, 
kann  es  doch  nur  Sache  der  Politik  sein,  diesen  Zweckgedanken 
zur  wissenschaftlichen  Verwendung  zu  bringen.  Wohin  soll  es 
führen,  wenn  eine  Wissenschaft  (die  von  der  sozialen  Materie) 
darauf  angewiesen  wird,  ihre  Systematik  auf  die  Ergebnisse  einer 
andern  Wissenschaft  (der  Politik)  aufzubauen  !  Da  aber  die  Wohl- 
fahrtseinrichtungen Konventionalnormen  sind,  so  entbehren  sie  an 
sich  des  Moments  der  Gesetzmässigkeit;   denn  gesetzmässig  (d.  i. 


1)  Zur  Beantwortung  der  andern  Frage,  wohin  die  Beurteilung  der  Uebereinstim- 
mung  der  Konventionalnormen  mit  dem  Recht  gehört,  muss  es  hier  genügen  ,  auf 
Slammler  zu   verweisen. 

2)  von  Erdberg,  Die  Wohlfahrtspflege,  Jena  1903. 
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dem  sozialen  Ideal  ihrem  Sinne  nach  folgend)  sind  nur  die  Rechts- 
normen. Die  etwaige  Uebereinstimmung  von  Konventionalnormen 
mit  dem  sozialen  Ideal  behält  stets  den  Charakter  des  Zufälligen, 
weil  der  Konventionalnorm  der  Anspruch  der  Allgemeingültigkeit 
fehlt:  sie  bedeutet  nur  Regelmässigkeit.  Die  Existenz/ des  so- 
zialen Phänomens  hängt  lediglich  ab  von  der  zufälligen  Zahl  der 
einzelnen  Rechtsverhältnisse,  welche  eine  gewisse  Form  wieder- 
holen und  dadurch  zur  Regelmässigkeit ,  zur  Konventionalnorm 
machen. 

5- 

Nachdem  somit  Gegenstand  und  Grenzen  der  Volksbildungs- 
lehre festgelegt  sind,  bleibt  noch  zur  Erörterung  Methode  und 
Systematik.  Da  die  Volksbildungslehre  als  Wissenschaft  von  der 
sozialen  Materie  von  der  Gesetzmässigkeit  des  Sozialen  abzusehen 
hat,  und  Gegenstand  ihrer  Forschung  die  Regelmässigkeiten  der 
Konventionalnormen  als  F"ormen  der  sozialen  Erscheinungen  sind, 
so  kann  sich  die  Volksbildungslehre  nicht  damit  begnügen ,  die 
Konventionalnormen  in  systematischer  Ordnung  darzustellen,  son- 
dern sie  muss  auch  den  Nachweis  der  Existenz  aller  behandelten 
Konventionalnormen  bringen.  Dieser  Nachweis  bedeutet,  dass  ein 
bestimmtes  Rechtsverhältnis  in  regelmässiger  Wiederkehr  die  so- 
ziale Ordnungsform  gewisser  sozialer  Beziehungen  bildet.  Das  ist 
das  Wesen  der  Massenerscheinung,  wie  es  die  Statistik  richtig 
geprägt  hat.  Die  Massenerscheinung ,  welche  Stavimler  soziales 
Phänomen  nennt,  stellt  also  eine  in  festem  Zusammenhang  ste- 
hende Gruppe  von  Rechtsverhältnissen  dar,  an  denen  regelmässig 
die  gleiche  Form  —  Konventionalnorm  —  beobachtet  ist.  Weil 
es  sich  dabei  um  die  Feststellung  einer  Tatsache  handelt ,  so 
greift  als  Forschungsmethode  die  Induktion  Platz,  und  da  es  sich 
weiterhin  um  den  Nachweis  der  Regelmässigkeit  des  Erscheinens 
handelt,  so  hat  die  induktive  Methode,  soweit  möglich,  in  Form 
der  Statistik  zu  arbeiten.  Dass  die  Statistik  keine  selbständige 
Wissenschaft,  sondern  nur  eine  Hilfsmethode  der  Induktion  ist, 
habe  ich  an  andrer  Stelle  nachgewiesen  und  kann  mich  hier  dar- 
auf beziehen  ^). 

Wie  weit  nun  die  wissenschaftliche  Berücksichtisune  der  Mi- 


i)  Schneider,   »Ist  die  Statistik  eine  Wissenschaft ?v:    in  der  »Festgabe   für  Johannes 
Conrad«,  Jena  1898. 
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noritäten  gehen  soll,  d.  h.  wo  in  jedem  Fall  die  Grenze  für  die 
Tatsache  der  Regelmässigkeit  einer  Erscheinungsform  zu  ziehen 
ist,  das  zu  entscheiden  ist  selbstredend  Sache  des  Forschers, 
dessen  Blick  an  der  Statistik  geschult  ist.  Doch  auch  die  Rück- 
sicht auf  die  Politik  darf  dabei  nicht  fehlen,  denn  die  Wissen- 
schaften von  der  sozialen  Materie  bieten  ja  in  Verbindung  mit 
der  Rechtskunde  das  Material  der  Politik.  Es  ist  also  zu  erwägen, 
inwieweit  eine  Erscheinung  das  Prädikat  Massen-Phänomen  ver- 
dient, und  von  welcher  Bedeutung  oder  Wirkung  sie  innerhalb 
der  Gesamtheit  der  einschlägigen  Verhältnisse  ist.  Deshalb  bleibt 
es  unumgänglich  und  dem  freien  Ermessen  des  Forschers  über- 
lassen, dass  er  auch  solche  Phänomene  behandelt,  deren  Regel- 
mässigkeit sich  nach  dem  jeweiligen  Stande  der  Statistik  nicht 
zahlenmässig  nachweisen  lässt.  Diese  Notwendigkeit  liegt  heute 
noch  in  grossem  Umfange  vor.  Ja,  es  muss  prinzipiell  die  Mög- 
lichkeit unverschlossen  sein ,  sogar  reine  Einzelerscheinungen  zu 
behandeln,  falls  deren  regelmässiges  Auftreten  sich  mit  gutem 
Grunde  erwarten  lässt.  So  ergibt  sich  neben  der  technisch-me- 
thodischen  Arbeit  die  kritische  Sichtung. 

Diese  Kritik  setzt  jedoch  als  Ausgangspunkt  den  Ueberblick 
über  die  Gesamtheit  der  von  der  Wissenschaft  zu  behandelnden 
Phänomene  voraus:  die  Systematik.  Da  Aufgabe  der  Volksbil- 
dungslehre die  Darstellung  der  Regelmässigkeiten  in  den  sozialen 
Beziehungen  hinsichtlich  der  geistigen  Tätigkeit  der  Menschen  ist, 
so  bildet  der  Mensch  (das  soziale  Subjekt)  hier  das  Objekt  der 
Systematik.  Dadurch  wird  zur  Grundlage  der  Einteilung  der  so- 
zialen Bildungsphänomene  zunächst  die  Verschiedenheit  der  so- 
zialen Menschengruppen  (oder  Klassen)  mit  Rücksicht  auf  die  Art 
ihrer  geistigen  Betätigung.  Nach  dem  durch  die  deutsche  Rechts- 
ordnung wohl  begründeten  Pierkommen  scheidet  man  demgemäss : 
Kinder  und  Erwachsene,  weiterhin  schulpflichtige  und  schulun- 
mündige Kinder,  der  Schule  enthobene,  jugendliche  Altersstufen 
und  mündige  Erwerbstätige,  weiterhin  weibliche  und  männliche 
Personen  u.  s.  w.  Da  es  sich  in  der  Volksbildungslehre  um  die 
geistige  Tätigkeit  der  Menschen  handelt,  so  findet  sich  der 
zweite  Einteilungsgrund  in  der  Verschiedenheit  der  geistigen  Be- 
tätigungsarten: Denken,  Wissen,  Moral,  Aesthetik,  Religion,  aus- 
übende Fertigkeit.  Da  es  sich  schliesslich  um  Konventionalnor- 
men  handelt,  so  hat  man  noch  zu  unterscheiden  zwischen  solchen 
Phänomenen,  welche  sich  als   konkrete  Ausführung  direkter  staat- 
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lieber  Zwangseinrichtungen  auf  dem  Gebiet  der  Volksbildung  dar- 
stellen (z.  B.  öffentliches  Schulwesen),  und  solchen,  welche  aus 
reinen  Konventionalbildungen  erwachsen,  indem  für  letztere  als 
rechtliche  Grundlage  nicht  Spezialgesetze,  sondern  die  allgememen 
Rechtsnormen  vorauszusetzen  sind.  Hiermit  ist  der  Kreis  der 
prinzipiellen  Einteilungsgründe  umschrieben.  Die  spezielle  An- 
ordnung ist  keine  Prinzipien-,  sondern  eine  Utilitätsfrage,  deren 
Entscheidune  dem  freien  Ermessen   anheimzustellen  ist. 
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Zur  Erinnerung  an  Adolph  Buchenberger, 

Von 

Geheimrat  Dr.  R.  Reinhard 

in   Karlsruhe. 

Der  ^Nlann,  dem  diese  Zeilen  gewidmet  sind,  gehörte  wohl  dem 
fränkischen  Stamme  an.  Zwar  sind  Urkunden,  die  über  den  früheren 
Sitz  der  Familie  sicheren  Aufschluss  geben  könnten,  nicht  mehr  vor- 
handen. Manche  Anhaltspunkte  deuten  aber  auf  die  Pfalz  als  ihre 
Heimat  hin.  So  war  ein  Jerg  Buchenberger,  nach  mündlicher  Ueber- 
lieferung  eines  der  Vorfahren  der  jetzt  noch  blühenden  Familie,  in 
den  70er  Jahren  des  16.  Jahrhunderts  in  Heidelberg  ansässig;  er  setzte 
1575  einem  früh  verstorbenen  Sohne  einen  Grabstein,  der,  nachdem 
er  1880  in  Heidelberg  im  Hause  Nr.  24  der  Hauptstrasse  gefunden 
worden  ist,  jetzt  in  der  dortigen  städt.  Altertümersammlung  verwahrt 
wird.  Der  Grossvater  Adolph  Buchenbergers  war  Zigarrenfabrikant  in 
Heidelberg,  der  Vater  hatte  den  ärztlichen  Beruf  erwählt  und  war  in 
der  Zeit,  in  der  Adolph  als  viertes  Kind  der  Familie  geboren  wurde, 
praktischer  Arzt  in  Mosbach.  Die  Mutter  gehörte  als  Tochter  des 
Fürstlich  Löwensteinschen  Forstrats  Hofmann  einer  alteingesessenen 
Wertheimer  Familie  an,  deren  Glieder  meist  als  Beamte  im  Fürstlich 
Löwensteinschen  Dienste  standen.  Der  verwandtschaftlichen  Verbin- 
dung, die  ihn  mit  Wertheimer  Familien  verknüpfte,  verdankte  er  es, 
dass  er  dort  seine  zweite  Heimat  fand.  Schon  frühzeitig  nahmen  ihn 
im  Interesse  der  Erleichterung  des  Schulbesuchs  seine  mütterlichen 
Grosseltern  zu  sich,  und  als  im  Jahre  1859  der  seit  1852  als  Bezirks- 
arzt in  Boxberg  tätige  Vater  Buchenbergers  starb,  verlegte  auch  die 
verwitwete  Mutter  mit  den  übrigen  fünf  Kindern  ihren  Wohnsitz  in 
die  alte  Heimat,  wo  infolge  dessen  die  Familie  sich  wieder  vereinigte. 

Buchenberger  verlebte  in  dem  in  reizvoller  Umgebung  gelegenen, 
von  einer  geistig  regsamen  Bevölkerung  bewohnten  Städtchen  am  Main 
eine  glückliche  Jugendzeit,  der  er  in  der  Folge  gern  und  dankbar  ge- 
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dachte.  Als  später  in  Karlsruhe  sich  eine  grössere  Anzahl  ehemaliger 
Schüler  des  Wertheimer  Gymnasiums  zusammenfand,  war  er  Mitgrün- 
der einer  geselligen  Vereinigung,  die,  wie  schon  ihr  Name  »Werthemia<: 
erkennen  lässt,  sich  die  Pflege  der  Erinnerung  an  die  gemeinsame 
Heimat  zum  Ziel  setzte.  Die  geistige  Arbeit,  wie  sie  das  Gymnasium 
von  seinen  Schülern  forderte,  bewältigte  Buchenberger  leicht.  Er  galt 
als  einer  der  besten  Schüler  der  Anstalt  und  bestand  mit  Auszeich- 
nung das  Abiturientenexamen.  Seine  körperliche  Entwicklung  hatte 
nicht  ganz  gleichen  Schritt  mit  der  geistigen  gehalten.  Er  war  über- 
schlank und  sah  blutarm  aus.  Aber  willenskräftig  und  mutig,  blieb  er 
auch  in  den  körperlichen  Uebungen  hinter  seinen  Kameraden  nicht 
zurück.  Auf  die  Abiturientenzeit  Buchenbergers  warf  der  im  Mai  1866 
erfolgte  Tod  der  Mutter  einen  düsteren  Schatten.  Zum  Glück  ermög- 
lichte die  Hilfsbereitschaft  einer  Schwester  der  Verstorbenen,  Fräulein 
Auguste  Hofmann,  die  Fortführung  des  gemeinsamen  Haushalts.  Die 
verwaisten  Kinder  —  drei  Töchter  und  drei  Söhne  —  haben  an  ihrer 
Tante  eine  zweite  Mutter  gefunden. 

Schon  ein  Jahr  vor  Adolph  Buchenberger  hatte  sein  um  ein  Jahr 
älterer,  gleichfalls  hochbegabter,  leider  früh  verstorbener  Bruder  Max 
als  Rechtsbeflissener  das  Hochschulstudium  begonnen.  Adolph  Buchen- 
berger entschloss  sich  für  das  Kameralfach,  wohl  wesentlich  deshalb, 
weil  volkswirtschaftliche  Fragen  schon  damals  im  Mittelpunkte  seines 
Interesses  standen.  Die  beiden  Brüder  bezogen  im  Spätjahr  1866  zu- 
sammen die  Universität  Freiburg,  die  Adolph  nach  zwei  Semestern  mit 
München  vertauschte.  Wieder  nach  zwei  Semestern  siedelte  er  nach 
Heidelberg  über,  wo  er  mit  sechs  Seraestern  seine  Studienzeit  ab- 
schloss. 

Dem  Verfasser  liegt  im  Augenblicke  der  Niederschrift  dieser  Zeilen 
eine  Sammlung  von  Kollegienheften  Buchenbergers  vor,  die  von  dem 
ausserordentlichen  Fleisse  des  jungen  Studenten  Zeugnis  ablegen.  Lücken 
vermochten  wir  in  ihnen  nicht  zu  entdecken.  Selbst  das  Kolleg  eines 
Gelehrten,  der  wegen  seines  schleppenden  Vortrags  bei  seinen  Zu- 
hörern wenig  beliebt  war,  scheint  ohne  Unterbrechung  besucht  worden 
zu  sein.  Dabei  war  Buchenberger  von  Weltflucht  weit  entfernt.  Seine 
gleichaltrigen  Korpsbrüder  —  er  trug  in  Freiburg  wie  sein  Bruder  Max 
das  Rhenanen-,  in  München  das  Frankenband  —  bekunden  überein- 
stimmend, wie  er  durch  seinen  Frohsinn,  seinen  Wagemut,  seine  dich- 
terische und  rednerische  Begabung  das  belebende  Element  in  ihrem 
Kreise  war.  Aber  schon  der  junge  Student  war  massvoll  und  beson- 
nen ,  wie  der  Staatsmann  auf  der  Höhe  seines  Wirkens.  Auch  nach 
anstrengenden  Festen  wusste  er  sich  in  der  Morgenfrühe  an  den 
Schreibtisch  zu  zwingen,  wie  es  ihm  auch  gelang,  sich  die  zum  Kolleg- 
besuch erforderliche  Zeit  zu  erübrigen.  Dieser  Art  der  Vorbereitung 
entsprach  der  Erfolg  des  Staatsexamens.    Buchenberger  bestand  es  am 
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Schlüsse  des  sechsten  Semesters  als  erster  unter  acht  Mitbewerbern 
mit  der  Note  »gut«. 

Die  Kameralpraktikanten  durften  damals  hoffen,  unmittelbar  nach 
dem  Examen  verwendet  zu  werden.  Auch  Buchenberger  blieb  der 
Notwendigkeit,  zu  volontieren,  überhoben  ;  es  wurde  ihm  im  November 
1869  die  Stelle  eines  ersten  Gehilfen  bei  d  e  r  O  b  e  r  e  i  n  n  e  h- 
merei  Müllheim  übertragen.  Er  hatte  in  dieser  Eigenschaft  u.  a. 
das  Hauptbuch  zu  führen,  Gefällbetreibungen  zu  besorgen,  Prozess- 
register zu  führen,  Arbeiten,  die  dem  verwöhnten  Gaumen  eines  eben 
erst  dem  akademischen  Leben  und  der  theoretischen  Arbeit  entrückten 
Praktikanten  nicht  gerade  als  Leckerbissen  erscheinen  mochten ;  Buchen- 
berger kämpfte  sich  aber  tapfer  durch.  Er  wusste  seinen  Dienst  von 
der  interessantesten  Seite  zu  fassen,  indem  er  von  anderen  kaum  be- 
achtete volkswirtschaftliche  Probleme  aufgriff.  So  verfasste  er  aus 
eigenem  Antriebe  eine  Denkschrift  über  den  domänenärarischen 
Parzellen  besitz  und  seine  Schädlichkeit,  die  er  mit  beklommenem 
Gefühle  seinem  Dienstvorstande  überreichte.  Die  Beklommenheit  war 
keine  grundlose.  Der  Dienstvorstand,  ein  etwas  ängstlicher  und  auf 
Neuerungen  nicht  gerade  erpichter  Herr,  erkannte  den  Flügelschlag 
des  jungen  Genius  nicht,  und  bereitete  der  ihm  vorgelegten  Arbeit  ein 
»unrühmliches  Ende«,  indem  er  sie  in  der  Tiefe  seines  Papierkorbes 
verschwinden  Hess.  Am  9.  Juni  1896  betrat  Buchenberger,  damals 
schon  Präsident  des  Finanzministeriums,  die  Stätte  seiner  früheren 
Wirksamkeit  wieder,  aus  Anlass  eines  Ausflugs,  den  auf  Einladung  der 
Regierung  die  Mitglieder  der  beiden  Kammern  der  Ständeversamm- 
lung nach  Müllheim  und  Badenweiler  unternahmen.  Beim  Festessen 
im  Kurhause  in  Badenweiler  hielt  er  in  Erwiderung  eines  der  Regie- 
rung gewidmeten  Trinkspruchs  eine  mit  lebhaftestem  Beifall  aufge- 
nommene, in  der  Presse  innerhalb  und  ausserhalb  Badens  viel  be- 
sprochene Rede,  in  welcher  er  auch  seines  Aufenthaltes  und  seiner 
Erlebnisse  im  schönen  Markgräflerlande  gedachte.  Hier,  so  führte  er 
aus,  habe  er  erkannt,  welche  Bedeutung  die  landwirtschaftliche  Berufs- 
tätigkeit für  das  Leben  des  Volkes  habe.  In  jener  Zeit  habe  die  Vor- 
liebe für  die  Landwirtschaft  Wurzeln  in  seinem  Herzen  geschlagen. 
Auf  manche  seiner  damaligen  unreifen  Gedanken  sei  er  später  zurück- 
gekommen; das  Gute  breche  sich  immer  Bahn.  Man  erkennt  hier 
leicht  die  Fäden,  die  von  jener  verlorenen  Denkschrift  zu  den  im 
Jahre  1S94  unter  Buchenbergers  Leitung  der  Staatsfinanzen  erlassenen 
■>Normativbestimmungen  über  den  Verkauf  und  die  Verpachtung  land- 
wirtschaftlich genutzten  domänenärarischen  Geländes«  hinüberleiten. 

Von  Müllheim  wurde  Buchenberger  am  i.  Mai  187 1  nach  Lörrach 
versetzt,  wo  er  bis  Ende  Dezember  des  gleichen  Jahres  blieb.  Am 
I.  Januar  1872  erfolgte  seine  Einberufung  in  das  Sekretariat  des 
Handelsministeriums.     Mit    seinem  Eintritte   in    diese  Stelle    sie- 
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delte  er  in  die  Stadt  über,  die  ihn  bis  an  sein  Lebensende  zu  ihren  Be- 
wohnern zählen  durfte.  Die  folgenden  Jahre  verbrachte  Buchenberger 
teils  —  1872  bis  1S74  —  im  Sekretariate  des  Handelsministeriums, 
teils  —  1874  bis  1878  —  bei  der  Oberdirektion  des  Wasser- 
und  Strasse  nbaus,  deren  Kollegialmitglied  mit  dem  Titel  »Regie- 
rungsassessor« er  1874  geworden  war.  Es  waren  arbeitsreiche  Jahre, 
die  Buchenberger  bei  jenen  Behörden  2iubrachte.  Gleichwohl  fand  er 
noch  Zeit,  sein  volkswirtschaftliches  Wissen  durch  eingehende  Studien 
zu  erweitern  und  zu  vertiefen.  Als  Frucht  dieser  Studien  können  wir  die 
Aufsätze  betrachten,  die  er  in  den  Jahren  1874 — 1878  in  der  »Badischen 
Landeszeitung«  veröffentlichte.  Wir  geben  hier  die  Ueberschriften  wieder, 
die  erkennen  lassen,  dass  es  zum  Teil  volkswirtschaftliche  Fragen  von 
aktuellstem  Interesse  waren,  die  besprochen  wurden:  »Ueber  den  An- 
kauf der  deutschen  Eisenbahnen  durch  das  Reich«,  »Die  badische 
Flussbausteuer«,  »Zur  Eisenbahnfrage«,  »Zur  Frage  der  Silberentwer- 
tung«, »Die  Erneuerung  der  Handelsverträge«,  »Ueber  die  gegenwärtige 
Wirtschaftskrisis«,  »Eisenbahnliterarisches«,  »Die  Silberkrisis«,  »Gründer- 
statistisches«, »Ueber  kaufmännische  Zahlungsweise«,  »Volkswirtschaft- 
liches über  Frankreich«,  »Die  deutsche  Patentgesetzgebung«,  »Zur 
Steuerfrage«,  »Domänenstatistisches«.  Ausserdem  brachte  er  im  gleichen 
Blatte  eine  Besprechung  der  Schrift  »Vorschläge  zur  Reform  der 
badischen  Steuergesetzgebung  von  einem  Ständemitglied«,  Auszüge  aus 
dem  Jahresberichte  des  Handelsministeriums  für  1875  und  eine  Dar- 
legung der  Ergebnisse  der  Volkszählung  vom  i.  Dezember  1875.  Nicht 
alles,  was  der  junge  Assessor  Buchenberger  hier  geschrieben  hat,  kann 
vor  der  Kritik  des  gereiften  Politikers  Buchenberger  bestehen.  Nament- 
lich bekunden  die  Ausführungen  über  die  Erneuerung  der  Handels- 
verträge einen  einseitig  freihändlerischen  Standpunkt,  den  Buchenberger 
später  nicht  mehr  zu  vertreten  vermochte.  Andere  Arbeiten  wieder 
überraschen  durch  Selbständigkeit  und  Reife  des  Urteils,  so  wenn  der 
Verfasser  die  Vorzüge  des  Reichseisenbahnsystems  erörtert,  die  Be- 
deutung der  Börse  würdigt,  oder  der  badischen  Domänenpolitik  Rich- 
tungslinien vorzeichnet.  Ueberall  erkennen  wir  eine  Vertrautheit  mit 
der  volkswirtschaftlichen  Literatur,  die  das  bei  jungen  Beamten  übliche 
Niveau  weit  übersteigt. 

In  dieser  Zeit  fällt  auf  das  arbeitsreiche  Leben  des  jungen  Asses-  ' 

sors    ein  Sonnenstrahl,    der   seine    beglückende  Kraft  für  dessen  ganze 
Lebenszeit    bewähren    sollte.      Von   Karlsruhe    aus   verkehrte    Buchen- 
berger   im    Hause    des    in    verwandtschaftlicher   Verbindung    mit    ihm         | 
stehenden  damahgen  Bezirksförsters  ,    späteren  Forstmeisters  Hofmann         ^ 
in  Pforzheim,  mit  dessen  Tochter  Klara  er  sich  im  Jahre  1874  verlobte.  - 

Noch   im   gleichen  Jahre    fand  die  Eheschliessung  statt,    die  ein  neues         t 
Band  zwischen  Buchenberger  und  Wertheim  wob,  da  sowohl  der  Vater 
der   jungen  Frau,    wie    ihre    Mutter,    geb.  v.  Feder,    dieser   Stadt    ent- 
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stammten. 

Im  Jahre  1878  wurde  Buchenberger  als  Ministerialassessor  in  das 
Handelsministerium  berufen,  nach  dessen  im  Jahre  1881  erfolgter  Auf- 
hebung er  zum  Ministerium  des  Innern  übertrat.  Im  Septem- 
ber 1881  erfolgte  seine  Ernennung  zum  Ministerialrat.  Bei  seinem  Ein- 
tritte in  das  Handelsministerium  fiel  ihm  das  eben  in  Erledigung  ge- 
kommene landwirtschaftliche  Respiziat  zu,  das  er  auch  beibehielt,  als 
mit  Aufhebung  des  Handelsministeriums  die  Fürsorge  für  die  Land- 
wirtschaft wieder  an  das  Ministerium  des  Innern  überging. 

Die  volkswirtschaftlichen  Anschauungen,  wie  sie  in  der  ersten 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  bis  in  die  sechziger  Jahre  hinein  in 
Deutschland  die  herrschenden  waren,  begünstigten  ein  Eingreifen  des 
Staats  in  das  i^rwerbsleben  des  Volkes  nicht.  Gleichwohl  hat  die 
badische  Regierung  auf  eine  positive  Agrarpolitik  zu  keiner  Zeit  ver- 
zichtet. Wir  entnehmen  die  Belege  für  diese  These  u.  a.  den  Budgets, 
die  seit  der  Budgetperiode  1820/21  Positionen  für  Förderung  der  Land- 
wirtschaft enthalten,  Positionen,  die  von  50000  Gulden  in  der  er- 
wähnten Budgetperiode  auf  406  752  M.  in  der  Budgetperiode  1880/81 
anstiegen,  der  ersten,  für  welche  Buchenberger  an  der  Budgetauf- 
stellung beteiligt  war.  Bedurfte  es  demnach  eines  Systemwechsels 
nicht,  um  Buchenberger  den  Weg  zu  seiner  erfolgreichen  Tätigkeit  in 
der  landwirtschaftlichen  Verwaltung  zu  bahnen,  so  blieb 
es  ihm  doch  vorbehalten,  die  schon  bisher  von  der  staatlichen  Behörde 
geübte  Landwirtschaftsfürsorge  in  geradezu  vorbildlicher  Weise  weiter 
auszubauen. 

Zu  einer  grösseren  Arbeit  gaben  ihm  schon  bald  nach  seinem 
Eintritt  in  das  JMinisterium  die  Verhandlungen  Veranlassung,  die  wegen 
der  Reform  der  Tabakbesteuerung  gepflogen  wurden.  Das  Ziel  der  Re- 
form war  die  Gewinnung  grösserer  Einnahmen  für  das  Reich.  Zunächst 
handelte  es  sich  um  Erhebungen  über  den  Tabakbau,  die 
Tabakfabrikation  unddenHandel  mit  Tabak,  mit  deren 
Vornahme  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  26.  Juni  1878  für  grössere 
Gebiete  gebildete  Kommissionen  betraut  wurden.  Auf  das  Grossherzog- 
tum Baden,  das  schon  damals  einen  namhaften  Tabakbau  hatte  — 
von  der  im  Deutschen  Reiche  mit  Tabak  bebauten  Fläche  lag  damals 
etwa  der  dritte  Teil  auf  badischem  Gebiete  —  entfielen  zwei  Er- 
hebungskommissionen mit  dem  Sitze  in  Lahr,  bzw.  Mannheim,  von 
welchen  die  erstere  ihre  Arbeiten  unter  der  Leitung  Buchenbergers 
erledigte.  Der  durch  Reichhaltigkeit  des  Materials  und  Klarheit  der 
Darstellung  hervorragende  Bericht  der  Kommission  Lahr  stammt  aus 
der  Feder  Buchenbergers.  Am  Schlüsse  desselben  findet  sich  eine 
kritische  Würdigung  der  möglichen  Formen  einer  ausgiebigen  Tabak- 
besteuerung, wobei  der  Berichterstatter  zu  dem  Schlüsse  kommt,  dass 
nur    eine    den  Käufer    zur    Steuerentrichtung    verpflichtende    Gewichts- 
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Steuer  ohne  »tiefere  Eingriffe  in  die  konkreten  Verhältnisse«  des  Er- 
hebungsbezirks möglich  sei.  Der  Bericht  hatte  die  Verhältnisse  in  An- 
sehung der  Wirkung  einer  Gewichtssteuer  richtig  beurteilt.  Eine  solche 
wurde  kurze  Zeit  darauf  eingeführt ;  die  nachteiligen  Wirkungen,  die 
man  in  weiten  Kreisen  von  ihrer  Einführung  befürchtete,  hat  sie  in 
Wahrheit  nicht  gezeitigt. 

Bedeutungsvoller  Avar  eine  Aufgabe,  die  im  Jahre  1882  an  Buchen- 
berger  herantrat.  Um  sie  zu  würdigen,  müssen  wir  mit  einigen  Worten 
auf  ihre  Vorgeschichte  zurückgreifen.  Von  Ende  der  50er  bis  in  die 
70er  Jahre  des  abgelaufenen  Jahrhunderts  hinein  durfte  die  Lage  der 
Landwirtschaft  treibenden  Bevölkerung  des  Grossher- 
zogtums als  eine  günstige  betrachtet  werden.  Die  Kauf-  und  Pacht- 
preise des  landwirtschaftlichen  Geländes  zogen  an,  es  herrschte  auch 
in  den  Dörfern  eine  rege  Baulust,  die  Technik  des  landwirtschaftlichen 
Betriebs  hob  sich,  insbesondere  fanden  landwirtschaftliche  Maschinen 
und  Geräte  Eingang,  ebenso  wurden  grössere  Meliorationen  vorgenom- 
men; dass  nicht  nur  der  Rohertrag,  sondern  auch  der  Reinertrag  der 
landwirtschaftlichen  Betriebe  sich  günstig  gestaltete,  durfte  aus  der  Zu- 
nahme der  Sparkasseneinlagen  geschlossen  werden.  Es  war  die  Zeit 
einer  »nach  oben  gerichteten  Wohlstandsbewegung«.  Für  die  Richtig- 
keit dieser  flüchtigen  Skizze  können  wir  uns  auf  einen  Gewährsmann 
berufen  ,  dessen  Autorität  in  agrarischen  Fragen  heute  wohl  niemand 
bezweifelt,  nämlich  auf  Buchenberger  selbst,  der  in  einem  Aufsatze  — 
veröffentlicht  1884  in  dem  von  dem  Verein  für  Sozialpolitik  herausge- 
gebenen Werke  »Bäuerliche  Zustände  in  Deutschland«  —  ein  ähnlich 
gehaltenes  Bild  von  der  Lage  der  bäuerlichen  Bevölkerung  des  Gross- 
herzogtums entwarf.  Die  günstige  Entwicklung  hielt  indes  nicht  Stand. 
Etwa  von  Mitte  der  siebziger  Jahre  an  gingen  infolge  ungünstiger  Wit- 
terungsverhältnisse die  Naturalerträge  zurück ;  die  Preise  der  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  zeigten  infolge  der  transatlantischen  und  ost- 
europäischen Konkurrenz  eine  weichende  Tendenz,  andrerseits  stiegen 
die  Produktionskosten.  Das  mutige,  vielleicht  allzumucige  Vorwärts- 
streben der  vorausgegangenen  Periode  machte  nun  einer  starken  Ent- 
mutigung Platz,  die  naturgemäss  auf  die  Wohlstandsentwicklung  selbst 
wieder  hemmend  zurückwirkte.  Die  so  geschaffenen  Verhältnisse  warfen 
ihre  Schatten  im  Winter  1881/82  auch  in  die  landständischen  Verhand- 
lungen hinein.  Nachdem  schon  in  der  Sitzung  der  Zweiten  Kammer 
vom  7.  Februar  1882  die  Abgeordneten  Lender  und  Edelmann  über  den 
Rückgang  des  Volkswohlstandes  geklagt  hatten,  erörterte  in  der  Sit- 
zung vom  28.  Februar  1S82  der  Abgeordnete  Freiherr  von  Buol  ein- 
gehend die  Frage  der  Verschuldung  des  landwirtschaftlichen  Grund- 
besitzes. Er  sprach  sein  Bedauern  aus,  dass  es  an  einer  Statistik  über 
das  Mass  dieser  Verschuldung  fehle,  und  regte,  unterstützt  von  den  Ab- 
geordneten Kiefer  und  Schoch,  die  Vornahme  von   Erhebungen  an,   auf 


Miszellen.  j-jy 

Grund  deren  jene  Statistik  gefertigt  werden  könne.  Auch  die  erste 
Kammer  nahm  zu  der  Frage  Stellung.  In  der  Sitzung  vom  4.  März 
1SS2  begründete  Freiherr  K.  von  Göler  eine  von  ihm  am  13.  Februar 
mit  Unterstützung  seitens  des  Grafen  Berlichingen,  der  Freiherren  Franz 
von  Bodman  und  E.  A.  von  Göler  eingebrachte  Interpellation,  in  wel- 
cher er  Auskunft  darüber  erbat,  ob  die  Regierung  von  der  wachsenden 
Verschuldung  des  kleinen  und  mittleren  Bauernstandes  Kenntnis  habe, 
und  ob  sie  geneigt  sei,  statistische  Erhebungen  über  den  Grad  jener 
Verschuldung  zu  veranstalten. 

Die  Regierung  trug  Bedenken,  den  geäusserten  Wünschen  zu  ent- 
sprechen. Um  das  Material  für  eine,  die  bäuerliche  Bevölkerung  des 
ganzen  Landes  umspannende  Verschuldungsstatistik  zu  erhalten,  hätte 
man  eine  Liquidation  des  Vermögens-  und  Schuldenstandes  jedes  ein- 
zelnen bäuerlichen  Wirts  unter  persönlicher  Einvernahme  aller  von  der 
Erhebung  Ergriffenen  vornehmen  und  damit  einen  ebenso  zeitraubenden 
als  kostspieligen  Weg  einschlagen  müssen,  der  aus  naheliegenden  Grün- 
den doch  nicht  frei  von  Fehlerquellen  gewesen  wäre.  Da  aber  auch 
regierungsseitig  eine  Klärung  der  Lage  als  wünschenswert  erachtet 
wurde,  wurde  beschlossen,  die  angeregte  Erhebung  in  einer  beschränkten 
Zahl  von  Gemeinden  vornehmen  zu  lassen,  die  Erhebungsgemeinden 
aber  so  auszuwählen,  dass  aus  den  Ergebnissen  der  Erhebung  Rück- 
schlüsse auf  den  Stand  der  Verschuldung  der  landwirtschaftlichen  Be- 
völkerung des  ganzen  Landes  gezogen  werden  könnten.  Bedeutete 
dies  eine  Einschränkung  des  Programms  gegenüber  den  Wünschen  der 
Kammern,  so  erweiterte  man  dasselbe  andrerseits  dadurch,  dass  man 
die  Erhebungen  auf  die  näheren  und  ferneren  Ursachen  der  Verschul- 
dung, sowie  aller  Verhältnisse  erstreckte,  unter  deren  Einwirkung  sich 
die  Verschuldung  entwickelt  hatte,  also  auf  die  Gesamtlage  der  Land- 
wirtschaft treibenden  Bevölkerung. 

Ausserdem  w-urden  Erhebungen  über  die  im  Jahre  1882  vorge- 
kommenen Zwangsversteigerungen  landwirtschaftlicher  Anwesen  und 
eine  Ergänzung  der  laufenden  Statistik  der  eingetragenen  Vorzugs-  und 
L'nterpfandsrechte  mit  Wirkung  vom  Jahre  1S82  an  angeordnet. 

Der  Gedanke  der  Erhebung  der  Gesamtlage  der  Landwirtschaft 
treibenden  Bevölkerung  in  einer  Anzahl  typischer  Gemeinden  rührte 
von  Buchenberger  her,  dem  auch  die  Aufgabe  zufiel,  die  Erhebung  zu 
leiten  und  die  Ergebnisse  zu  verarbeiten. 

Noch  im  Jahre  1882  wurde  mit  den  Vorbereitungen  begonnen. 
Die  Zahl  der  Erhebungsgemeinden  wurde  endgültig  auf  37  festgesetzt. 
Erhebungskommissäre  wurden  aus  der  Zahl  der  Landwirtschaftslehrer 
und  grösseren  Landwirte  des  Landes  ernannt.  Begonnen  wurde  in 
Königsbach,  für  welche  Gemeinde  Buchenberger  selbst  mit  dem  da- 
maligen Kreiswanderlehrer,  jetzigen  Vorstande  der  Kreisvvinterschule 
Freiburg,  Oekonomierat  Schmid,  die  Leitung  der  Erhebungen  übernom- 
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men  hatte.  An  derHand  der  in  Königsbach  gemachten  Erfahrungen  wurde 
dann  das  Programm  endgültig  festgestellt  und  auf  Grund  desselben  in 
den  übrigen  Gemeinden  die  Erhebung  vollzogen.  Im  Laufe  des  Früh- 
jahrs und  Sommers  1883  liefen  die  Erhebungsbeiichte  ein,  die  Buchen- 
berger  alsbald  durchzusehen  und  zu  verarbeiten  begann.  Schon  im 
Oktober  konnte  er  dieselben  mit  dem  grösseren  Teile  des  zusammen- 
fassenden Berichts  dem  Ministerium  vorlegen,  und  noch  im  Dezember 
erfolgte  die  Vorlage  des  mittlerweile  durch  Druck  vervielfältigten 
Werkes  an  die  beiden  Kammern.  Welche  Arbeit  Buchenberger  hier  in 
der  Zeit  von  einigen  Monaten  leistete,  erhellt  am  besten  daraus,  dass 
der  zusammenfassende  Bericht  etwa  18  Druckbogen  in  Quart  füllte, 
während  zur  Wiedergabe  der  Erhebungsberichte  250  auf  3  Bände  ver- 
teilte Druckbogen  in  gleichem  Formate  erforderlich  waren  ! 

Selten  hat  eine  Vorlage  der  Regierung  solches  Aufsehen  erregt, 
wie  das  Erhebungswerk.  Selten  hat  aber  auch  eine  Arbeit  ihrem 
Autor  solche  Anerkennung  eingetragen ,  wie  sie  jetzt  nach  Veröf- 
fentlichung des  Erhebungswerkes  Buchenberger  zuteil  ward.  Der 
Grossherzog  beschied  alsbald  nach  Drucklegung  des  Berichts  Bu- 
chenberger zu  sich,  um  ihm  für  seine  Arbeit  zu  danken.  Eine  über- 
aus freundliche  Aufnahme  fand  die  letztere  auch  im  Kreise  der 
Mitglieder  der  beiden  Kammern ;  es  wurden  überwiegend  Stimmen 
hoher  Anerkennung  laut.  Auch  die  politische  und  Fachpresse  würdigte 
die  hohe  Bedeutung  des  Werkes.  Schäffle  bezeichnete  in  der  Zeit- 
schrift für  die  gesamte  Staatswissenschaft  die  Arbeit  als  einzig  in 
ihrer  Art.  Sie  verbreite  eine  Fülle  von  Licht  über  die  wichtigsten  und 
meistumstrittenen  Tagesfragen.  Und  eine  süddeutsche  politische  Zei- 
tung kleidete  ihr  Lob  in  die  Worte,  Baden  habe  sich  wieder  einmal 
recht  als  das  Musterländle  erwiesen.  Mustergebend  ist  die  Erhebung 
in  der  Tat  auch  geworden.  Noch  im  Winter  1S83/84  beschloss  das 
Preussische  Landesökonomiekollegium ,  an  die  Königlich  Preussische 
Staatsregierung  die  Bitte  zu  richten,  eine  Erhebung  der  Lage  der  Land-  J 

Wirtschaft  im  Königreich  Preussen  nach  dem  Muster  der  badischen  zu 
veranstalten.  Und  wenn  in  den  nächstfolgenden  Jahren  Erhebungen 
über  die  gleiche  Materie  in  Hessen,  Württemberg  und  Bayern  veran- 
staltet wurden,  so  dürfen  wir  wohl  annehmen,  dass  hierauf  der  Vor- 
gang von  Baden  nicht  ohne  Einfliuss  war. 

Die  Lobeserhebungen,  die  Buchenberger  als  Leiter  der  Erhebung 
und  Verfasser  des  zusammenfassenden  Berichts  gespendet  wurden, 
waren  wohl  verdient.  Nicht  nur  hat  er  das  einem  engmaschigen  Netze 
vergleichbare  Erhebungsprogramm  völlig  aus  eigenem  Entwürfe,  ohne  An- 
lehnung an  ein  Vorbild  geschaffen,  er  hat  auch  in  seinem  zusammenfassen- 
den Berichte  ein  ganz  vorzügliches  Werk  geliefert.  Hier  ist  kein  mühsames 
Ringen  mit  dem  Stoffe  bemerkbar.  Was  die  Erhebungskommissäre  mit 
Bienenfleiss  gesammelt  hatten,   wusste  er  so  zu  durchdringen  und  sich 
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zu  eigen  zu  machen,  dass  er  mit  souveräner  Beherrschung  darüber 
verfügte.  Es  sind  Bilder  von  plastischer  Anschaulichkeit,  die  vor  dem 
Auge  des  Lesers  entstehen,  Bilder,  die  um  so  überzeugender  wirken, 
als  man  der    vollen  Unparteilichkeit    des  Berichterstatters  gewiss  wird. 

Die  beiden  Kammern  traten  alsbald,  nachdem  ihre  Mitglieder  in 
den  Besitz  des  Erhebungswerkes  gelangt  waren,  in  eine  Prüfunf  des 
Tatsachenmaterials  ein.  Sie  setzten  zu  diesem  Zwecke  Kommissionen 
ein,  denen  auch  die  Formulierung  etwaiger  Anträge  oblag.  Die  Bericht- 
erstatter der  Kommissionen  entledigten  sich  ihrer  Aufgabe  durch  Er- 
stattung wertvoller,  zum  Teil  vorzüglicher  Berichte,  die  dann  die  Grund- 
lage der  Beratung  im  Plenum  bildeten. 

Am  Schlüsse  des  zusammenfassenden  Berichts  findet  sich  ein  Hin- 
weis darauf,  dass  nun  der  Regierung  die  weitere  und  um  vieles  schwie- 
rigere Aufgabe  verbleibe,  die  praktischen  Schlussfolgerungen  aus  den 
Erhebungsergebnissen  zu  ziehen,  also  eine  »reifliche  Prüfung«  anzu- 
stellen, mit  welchen  Mitteln  die  erkannten  Uebelstände  zu  beseitigen 
seien.  Wie  umfangreich  diese  Aufgabe  war,  und  wie  ernst  die  Regie- 
rung sich  ihre  Lösung  angelegen  sein  Hess,  zeigt  der  dem  Landtage 
1885/86  regierungsseitig  vorgelegte,  »das  Ergebnis  der  bis  dahin  ge- 
pflogenen Erörterungen«  darlegende  Nachweis.  Es  ist  hier  bezeichnen- 
der Weise  nur  von  Erörterungen  die  Rede.  In  Wahrheit  enthielt  das 
Erhebungswerk  die  Keime  so  vieler  Reformen,  dass  es  völlig  unmög- 
lich war,  nach  so  kurzer  Zeit  durchweg  von  fertigen  Massnahmen  zu 
berichten.  Manche  Früchte  reiften  erst  im  Laufe  der  folgenden  Jahre; 
ja  wir  können  die  Ausstrahlungen  des  Erhebungswerks  bis  in  die  letzte 
Zeit  der  Tätigkeit  pjuchenbergers  im  landwirtschaftlichen  Respiziate 
verfolgen. 

Mit  den  regierungsseitig  getroffenen  Massnahmen  erschöpfte  sich 
übrigens  die  Wirkung  der  Erhebung  nicht.  Ist  es  auch  nicht  wahr- 
scheinlich, dass  das  mehrbändige  Werk  in  vielen  Bauernhäusern  ge- 
lesen wurde,  so  drang  doch  durch  die  Veröffentlichungen  der  Tages- 
presse, durch  Vorträge  auf  Versammlungen,  viel  Wissenswertes  aus 
demselben  hinaus  auch  in  die  Dörfer  und  auf  die  Höfe.  Und  indem 
Viele  zu  ernster  Gewissenserforschung  sich  veranlasst  sahen,  hat  die 
Erhebung  zweifellos  eine  bedeutsame  erzieherische  Wirkung  geübt. 

Da  der  oben  erwähnte,  zur  Vorlage  an  die  beiden  Kammern  be- 
stimmte »Nachweis«  nicht  in  alle  Kreise  drang,  in  welchen  man  sich 
für  die  durch  die  Erhebung  zur  Diskussion  gestellten  Probleme  interes- 
sierte, entschloss  sich  Buchenberger,  über  die  Ergebnisse  in  einem  im 
Jahrbuche  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  (Jahr- 
gang X,  Heft  4,  Jahrgang  XI,  Heft  i)  abgedi'uckten  Aufsatze  zu  be- 
richten. Auf  Ersuchen  der  Zentralstelle  des  landwirtschaftlichen  Ver- 
eins veranstaltete  die  Verlagshandlung  einen,  den  Titel  »Zur  landwirt- 
schaftlichen Frage  der  Gegenwart«  führenden  Sonderabdruck,  dem  auch 
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der  Abdruck  eines  in  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
(Band  35)  erschienenen  Buchenbergerschen  Aufsatzes  über  den  Wucher 
in  den  Landgemeinden  beigegeben  war. 

Bei  diesem  Anlasse  möchten  wir  die  Stellungnahme  Buchen- 
b  e  r  g  e  r  s  zu  einigen  a  g  r  a  r  p  o  1  i  t  i  s  c  h  e  n  Fragen  \'on  be- 
sonderer Bedeutung  flüchtig  skizzieren,   zunächst  zur  Getreidezollfrage. 

Buchenberger  hatte,  seit  er  landwirtschaftlicher  Referent  geworden 
war,  erstmals  bei  Erstattung  des  Berichts  über  die  landwirtschaftliche 
Erhebung,  Veranlassung,  sich  über  jene  Frage  auszusprechen.  Ob- 
gleich schon  damals  unter  den  Landwirten  des  Grossherzogtums  schutz- 
zöllnerische  Tendenzen  in  beträchtlicher  Stärke  Platz  gegriffen  hatten, 
sprachen  sich  überraschender  Weise  von  37  Erhebungsberichten  nur  9 
in  schutzzöUnerischem  Sinne  aus.  Entsprechend  der  geringen  Bedeu- 
tung, welche  die  Mehrheit  der  Erhebungsberichte  der  Getreidezollfrage 
beimass ,  sind  denn  auch  die  dieser  Frage  im  Erhebungsberichte  ge- 
widmeten Ausführungen  knapp  ausgefallen.  Dass  Buchenberger  schon 
in  jener  Zeit  kein  grundsätzlicher  Gegner  eines  Getreideschutz- 
zolls war,  ergibt  sich  u.  a.  aus  einem  im  Jahre  1884  auf  der  General- 
versammlung des  Vereins  für  Sozialpolitik  von  ihm  gehaltenen  Vor- 
trag, in  welchem  er  sich  ausdrücklich  dagegen  verwahrt,  jenen  zuge- 
rechnet zu  werden,  »die  das  aus  den  Reihen  der  Mittel-  und  Gross- 
bauern immer  lauter  erschallende  Verlangen  nach  einer  auch  nur 
massigen  Erhöhung  der  Getreidezölle  als  ein  schlechthin  verwerfliches 
bekämpfen«.  Spätere  Kundgebungen  Buchenbergers  über  die  Getreide- 
zollfrage enthalten  der  1893  erschienene  zweite  Band  seines  Handbuchs 
des  Agrarwesens  und  der  Agrarpolitik  (S.  587  ff.)  und  sein  1897  in 
erster,  1899  in  zweiter  Auflage  erschienenes  Buch  »Grundzüge  der 
deutschen  Agrarpolitik«  (S.  217  ff.).  In  trefflicher  Weise  erörterte  er 
die  Frage  des  Getreidezolls  in  zwei  Parlamentsreden,  von  welchen  die 
eine  am  14.  Januar  1902  namens  der  Grossh.  badischen  Regierung  in 
der  Zweiten  badischen  Kammer,  die  andere  am  18.  Okt.  1902  namens 
der  verbündeten  Regierungen  im  deutschen  Reichstage  gehalten 
wurde.  In  diesen  Kundgebungen,  die  in  seine  reifste  Zeit  fallen, 
vertritt  er,  wie  schon  in  seinen  früheren  literarischen  Arbeiten,  einen 
zollfreundlichen  Standpunkt.  Er  sieht  in  dem  Getreidebau  das  Funda- 
ment, das  Rückgrat  der  deutschen  Landwirtschaft.  An  seiner  Erhal- 
tung seien  Millionen  landwirtschaftlicher  Existenzen  beteiligt,  welchen 
die  helfende  Hand  zu  bieten,  Pflicht  des  modernen,  sozialen  Staates  sei. 
Der  Schutz  des  Getreidebaues  sei  nicht  nur  eine  durch  die  tiefsten  In- 
teressen der  Landwirtschaft  treibenden  Bevölkerung  gebotene  Notwen- 
digkeit, sie  sei  eine  nationalpolitische  Forderung  ersten  Ranges,  hinge- 
sehen auf  die  Gefahr,  die  es  für  uns  bedeute,  wenn  wir  bezüglich  der 
Versorgung  des  heimischen  Marktes  mit  Getreide  und  Mehl  völlig  ab- 
hängig würden  von  fremden  Staaten.     Es  dürfe  nicht  ein  Zustand  her- 
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beigeführt  werden,  wie  in  England,  wo  zur  grossen  Sorge  vieler  Vater- 
landsfreunde höchstens  ein  Monatsquantum  des  Jahresbedarfs  an  Ge- 
treide produziert  werde.  Im  Bereiche  der  Nahrungsmittel  habe  sich 
aber  die  Zollpolitik  jedes  Staates  vor  Uebertreibungen  sorgsam  zu  hüten. 
Der  Getreidezoll  müsse  sich  in  massigen  Sätzen  bewegen.  Er  habe  ^ir 
die  Produzenten  als  ein  Mittel  der  Aufmunterung  und  .Vnspornung  zu 
dienen,  dürfe  aber  nicht  zu  einem  bleibenden  Inventarstück  der  prak- 
tischen Agrarpolitik  werden,  vielmehr  müsse  er  mit  der  Ursache  seiner 
Einführung  wieder  -serschwinden. 

Einen  breiten  Raum  im  Erhebungsberichte  nahmen  die  lü-örterungen 
über  die  Kredit-  u  n  d  V  e  r  s  c  h  u  1  d  u  n  g  s  f  r  a  g  e  ein,  in  der  Buchen- 
berger  alle  Fäden  des  agrarischen  Problems  zusammenlaufen  sieht. 
Später  widmete  er  im  zweiten  Bande  seines  Handbuchs  (Kap.  VI  und 
§  200  »Ueberblick  und  Ausschau«)  der  gleichen  Erage  Ausführungen, 
die  Schäffle  mit  Reclit  zum  Schönsten  zählt,  was  unsere  Literatur  hier- 
über besitzt.  (Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  Jahr- 
gang 1894,  S.  541  ff.).  Das  gleiche  Lob  gebührt  der  etwas  gedrängteren 
Darstellung  in  den  Grundzügen  der  deutschen  Agrarpolitik.  Buchen- 
bergers  Standpunkt  ist  in  allen  diesen  Kundgebungen  ebenso  frei  von 
der  Tendenz  der  Ueberspannung  staatlicher  Bevormundung,  wie  von 
»radikalem  Geschehenlassen«.  Der  Erkenntnis  der  Gefahren,  die  aus 
der  vollen  Freiheit  des  Kreditverkehrs  für  den  bäuerlichen  Grundeigen- 
tümer erwachsen ,  verschliesst  er  sich  nicht.  Er  bewahrte  aber  kühle 
Ruhe  und  Besonnenheit,  als  von  Anfang  der  achtziger  Jahre  an  immer 
lauter  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung  zum  Zwecke  der  Einschränkung 
eben  dieser  Freiheit  gefordert  wurde,  und  er  bewahrte  diese  Haltung 
auch  dann,  als  agrarpolitische  Schriftsteller  vom  Range  eines  Schäffle 
und  eines  Lorenz  von  Stein  mit  Vorschlägen  hervortraten,  durch  die 
sie  sich  jenen  Reformbestrebungen  anschlössen.  So  lehnte  er  ab  :  die 
von  extrem  agrarischer  Seite  erstrebte,  mit  gleichzeitiger  Schliessung 
der  Hypothekenbücher  verbundene  Ablösung  der  gesamten  Hypotheken- 
schuld durch  den  Staat,  den  auf  Ausschluss  der  Kapitalverschuldung 
abzielenden  Vorschlag,  ebenso  die  Inkorporation  des  Realkredits  nach 
Schäffle  trotz  der  ehrenden  Worte,  die  er  der  »feinsinnigen,  durch 
Originalität  und  Grossartigkeit  des  Aufbaus  hervorragenden«  Arbeit 
Schäffles  widmete,  ferner  die  Schaffung  eines  Kreditmonopols  für  staat- 
liche oder  von  der  staatlichen  Verwaltung  beaufsichtigte  Anstalten,  die 
Festsetzung  einer  Verschuldungsgrenze,  das  Heimstätterecht,  wie  es  dem 
deutschen  Reichstag  1890  vorgeschlagen  war,  endlich  den  dem  Schäffle- 
schen  Projekte  wenn  auch  nur  äusserlich  A^ervvandten  Vorschlag,  wie 
ihn  Lorenz  von  Stein  in  seinem  »Bauerngut  und  Hufenrecht«  formuliert 
hatte.  Buchenberger  besass  eben,  um  nur  dieses  eine  Moment  hervor- 
zuheben, zu  viel  Wirklichkeitssinn,  als  dass  er  hätte  verkennen  können, 
welche  Bedeutung  der  Kredit  für  eine  der  A^ervollkommnung  zustrebende 
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Landwirtschaft  habe,  und  wie  es  eine  schwere  Verantwortung  begründe, 
den  Gebrauch  dieses  Mittels  des  Emporkhmmens  tüchtigen  Wirten  zu 
erschweren.  Schwamm  demnach  Buchenberger  gegen  den  Strom,  als 
es  sich  um  Eingriffe  in  die  Freiheit  des  Kreditverkehrs  handelte ,  so 
war  er  doch  nicht  gewillt,  der  auch  durch  die  landwirtschaftliche  Er- 
hebung erwiesenen  Schuldnot  gegenüber  die  Politik  des  Laissez  faire 
zu  empfehlen.  Er  befürwortete  u.  a.  eine  Reform  der  Zwangsvollstrek- 
kungsgesetzgebung  unter  Festsetzung  eines  dem  Zugriff  entzogenen 
liegenschaftlichen  Besitzminimums,  tunlichste  Ersetzung  des  Verkehrs- 
wertes beim  Liegenschaftsumsatz  durch  den  Ertragswert,  ebenso  Schaf- 
fung von  Kreditgelegenheiten,  von  welchen  dem  kreditbedürftigen  länd- 
lichen Grundeigentümer  der  seinen  Verhältnissen  allein  entsprechende 
billige,  unkündbare,  amortisable  Kredit  gewährt  werden  kann. 

Als  die  durch  die  landwirtschaftliche  Erhebung  zur  Diskussion  ge- 
stellten Fragen  im  Landtag  1883  bis  1884  beraten  wurden,  beschloss 
die  Erste  Kammer  auf  Antrag  ihrer  Kommission  ,  es  möge  durch  Ini- 
tiative der  Grossh.  Staatsregierung  eine  öffentliche  Leihanstalt  für 
den  Immobiliarkredit  der  bäuerlichen  Bevölkerung  in  Baden 
eingerichtet  werden,  während  die  Zweite  Kammer  einen  auf  Errichtung 
einer  bäuerlichen  Kreditanstalt  gestellten  Antrag  ihrer  Kommission  ab- 
lehnte. Mit  Rücksicht  auf  den  Beschluss  der  Ersten  Kammer  glaubte 
das  Ministerium,  in  eine  nähere  Erwägung  der  Angelegenheit  eintreten  zu 
sollen,  zu  welchem  Behufe  zunächst  Behörden  und  Vereine  um  gut- 
achtliche Aeusserungen  ersucht  wurden.  Zur  näheren  Orientierung  Hess 
das  Ministerium  zugleich  eine  von  Buchenberger  entworfene  Denkschrift 
hinausgehen,  in  welcher  in  klarer,  erschöpfender  Weise  die  Vorzüge 
eines  auf  gemeinwirtschaftlicher  Grundlage  zu  errichtenden  Kredit- 
instituts dargelegt  wurden.  Die  hier  gemachten  Vorschläge  fanden  im 
grossen  und  ganzen  günstige  Aufnahme,  und  Buchenberger  arbeitete 
nun  im  Sinne  der  Leitsätze  seuier  Denkschrift  einen  Gesetzentwurf  aus. 
Welches  das  Schicksal  dieser  Arbeit  war,  können  wir  der  schon  er- 
wähnten Schrift  »Zur  landwirtschaftlichen  Frage  der  Gegenwart«  ent- 
nehmen. Bevor  die  Vorlage  an  die  Stände  erfolgen  konnte,  gaben  die 
Petitionen  zahlreicher  Vereine  und  Genossenschaften ,  in  welchen  um 
alsbaldige  Errichtung  einer  Landeskreditanstalt  gebeten  wurde,  den 
beiden  Kammern  Veranlassung,  erneut  zu  obiger  Frage  Stellung  zu 
nehmen.  Während  die  Erste  Kammer,  ihrem  zwei  Jahre  zuvor  gefass- 
ten  Beschlüsse  getreu,  auch  jetzt  wieder  die  Errichtung  einer  Landes- 
kreditanstalt als  wichtig  und  dringlich  erklärte,  beharrte  die  Zweite 
Kammer  auf  ihrem  früheren  ablehnenden  Votum.  Damit  war  das  Schick- 
sal des  Entwurfs  besiegelt;  er  ist  über  die  ministeriellen  Akten  nie 
hinausgedrungen.  Buchenberger  Hess  sich  aber  nicht  entmutigen.  Es 
blieb  noch  immer  der  Weg  der  Errichtung  einer,  der  Befriedigung  des 
ländlichen  Kreditbedürfnisses    dienenden    Kreditkasse    durch    eine    der 
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im  Lande  tätigen  Banken  übrig.  Dieser  Weg  wurde  mit  Erfolg  be- 
schritten. Es  wurde  zwischen  der  Regierung  und  der  Rheinischen 
Hypothekenbank  Ende  1892  ein  Abkommen  getroffen,  wonach  eine 
bei  dieser  zu  errichtende,  staatlicher  Aufsicht  unterstehende  Lanries- 
kreditanstalt  Darlehen  an  badische  Landwirte  unter  Bedin^^unwen 
gewährt,  wie  sie  wohl  auch  die  staatliche  Kreditanstalt  nicht  günstiger 
hätte  gewähren  können. 

Wir  haben  oben  unter  den  von  Buchenberger  abgelehnten  Reform- 
vorschlägen den  der  Gründung  von  Heimstätten  erwähnt.  Wir 
kommen  hierauf  zurück,  um  auf  die  ausgezeichneten  Berichte  hinzu- 
weisen, die  Buchenberger  als  Mitglied  des  Deutschen  Landwirtschafts- 
rats 1891  und  1893  über  diese  Frage  erstattet  hat.  Es  wohnten  hier 
zwei  Seelen  in  der  Brust  des  Referenten.  Der  Gedanke,  auf  dem  Wege 
der  Heimstättegründung  dem  bäuerlichen  Wirte  »ein  sturmbewehrtes 
Heim«?  zu  schaffen,  zog  ihn  unverkennbar  mächtig  an,  wie  er  auch  von 
dem  berückenden  Klange  des  Wortes  'Heimstätte«  sprach.  Aber  die 
Vorschläge,  wie  sie  der  dem  deutschen  Reichstage  1890  vorgelegte 
Entwurf  eines  Heimstättegesetzes  enthielt,  fügten  sich  in  sein  agrarpo- 
litisches  Programm  nicht  ein.  U.  a.  hatte  er  erhebliche  Bedenken  gegen 
die  Festsetzung  einer  die  individuelle  Verschuldungsfähigkeit  nicht  be- 
rücksichtigenden schematischen  Verschuldungsgrenze.  So  gelangte  er 
zu  einem  ablehnenden  Votum,  das  er  in  den  beiden  erwähnten  Refe- 
raten und  den  sie  ergänzenden  mündlichen  Ausführungen  in  erschöpfen- 
der Ausführlichkeit  begründete.  Wenn  seit  etwa  10  Jahren  das  Wort 
Heimstätte  seltener  als  früher  genannt  wird,  so  darf  dies  wohl  mit  auf 
die  Beweiskraft  der  Argumente  zurückgeführt  werden,  mit  welchen  Bu- 
chenberger den  obigen  Entwurf  bekämpfte. 

Wie  Buchenberger  Eingriffe  in  die  Freiheit  des  Kreditverkehrs  ab- 
lehnte, wünschte  er  auch,  dass  grundsätzlich  an  der  Freiheit  des  Güter- 
verkehrs festgehalten  werde.  Eine  Ausnahme  schien  ihm  u.  a.  geboten 
da,  wo,  wie  auf  dem  Schwarzwalde,  infolge  von  Klima  und  Bodenbe- 
schaffenheit der  Landwirtschaftsbetrieb  an  einfache,  extensive  Betriebs- 
formen gebunden,  eine  Steigerung  der  Roh-  und  Reinerträge  demnach 
über  eine  gewisse,  nicht  sehr  weit  gezogene  Grenze  ausgeschlossen  ist. 
Etwas  weiter  zog  er  die  Grenzen  der  Anwendbarkeit  der  unter  der  Be- 
zeichnung Anerbenrecht  bekannten  Erbrechtsform,  die  er  für  zu- 
lässig erachtete,  wo  sie  den  Rechtsüberzeugungen  der  Bevölkerung  ent- 
spricht und  den  gegebenen  örtlichen  und  zeitlichen  Wirtschaftsbedin- 
gungen gemäss  ist.  Von  den  möglichen  Formen  des  Anerbenrechts 
gab  er  dem  direkten  Intestatanerbenrecht  den  Vorzug,  während  er  sich 
von  dem  indirekten  oder  fakultativen  Anerbenrecht,  dem  System  der 
Höferolle,  eine  nennenswerte  Wirkung  nicht  versprach.  Dass  er  nicht 
blind  w-ar  für  die  dem  System  der  naturalen  Teilung  des  Liegenschafts- 
nachlasses   anhaftenden  Mängel,    zeigen    seine  Ausführungen    auf  Seite 
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93  it.  der  »Giundzüge  der  deutschen  Agrarpolitik«,  erste  Auflage. 

Schon  bei  den  Erörterungen  über  die  Kredit-  und  Verschuldungs- 
frage wies  Buchenberger  darauf  hin ,  ein  wie  wichtiges  Vorbeugungs- 
mittel gegen  Verschuldung  in  der  Lebensversicherung  wie  in  der  Ver- 
sicherung gegen  die  im  landwirtschaftlichen  Betriebe  vorkommenden 
Schäden  gegeben  sei.  Es  verblieb  nicht  bei  der  theoretischen  Erörte- 
rung. Vom  Jahre  1883  ab  verschwinden  namentlich  zwei  Fragen,  die 
der  Rindvieh-  und  jene  der  Hagelversicherung,  nicht  mehr  aus  seinem 
Arbeitsprogramme.  Endlich  gelanges  ihm,  auf  beiden  Gebieten  bedeut- 
same Erfolge  zu  erzielen.  Das  Gesetz  vom  26.  Juni  1890  über  die 
Versicherung  der  R  i  n  d  v  i  e  h  b  e  s  t  ä  n  d  e  schuf  die  Möglichkeit 
der  Bildung  von  örtlichen  Versicherungsanstalten  mit  dem  Charakter 
als  Gemeindeanstalten.  Bedeutete  es  schon  einen  erheblichen  Fort- 
schritt, dass  auf  diesem  Wege  auch  widerstrebende  Viehbesitzer  zur 
Teilnahme  an  der  Versicherungseinrichtung  gezwungen  werden  konnten, 
so  war  es  weiter  wichtig,  dass  behufs  Umlegung  von  drei  Viertel  der 
erwachsenden  Schadenssumme  die  Bildung  eines  Landesverbandes  vor- 
gesehen und  dass  zur  Speisung  des  Reservefonds  dieses  Verbandes  ein 
Betrag  von  200  000  Mark  für  die  Budgetperiode  in  das  Budget  einge- 
stellt war.  Der  Grundgedanke  der  neugeschaffenen  Organisation ,  der 
auf  einfache  Weise  ein  lang  bestrittenes  Problem  löste ,  war  das  gei- 
stige Eigentum  Buchenbergers,  der  bei  der  Ausgestaltung  wirksame  L'n- 
terstützung  bei  dem  damaligen  veterinärtechnischen  Referenten  des 
Ministeriums,  späteren  Geh.  Oberregierungsrat  Dr.  Lydtin  fand.  Wie 
sich  der  Gedanke  praktisch  bewährte ,  zeigt  am  besten  die  Tatsache, 
dass  am  i.  Januar  1904  2S1  dem  Verbände  angegliederte  Versicherungs- 
anstalten im  Grossherzogtum  bestanden.  Ein  anderer  Weg  wurde  bei  der 
Organisation  der  Hagelversicherung  beschritten.  Es  wurde  auf 
Anregung  Buchenbergers  seitens  des  Ministeriums  eine  Vereinbarung 
mit  einer  auf  dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit  beruhenden  Gesell- 
schaft, der  Norddeutschen  Hagelversicherungsgesellschaft  abgeschlossen, 
wonach  diese  sich  zur  Erstreckung  ihrer  Geschäftstätigkeit  auf  das 
Grossherzogtum  und  zur  unbedingten  Annahme  jedes  aus  dem  Lande 
einkommenden  Versicherungsantrags  verpflichtete,  während  andrerseits 
die  Aufbringung  öftentlicher  Mittel  zur  ganzen  oder  teilweisen  Deckung 
der  von  den  Landwirten  besonders  gefürchteten  Nachschussprämie  zu- 
gesagt wurde.  Auch  hier  hatte  Buchenberger  eine  glückliche  Hand. 
Bedeutet  es  doch  für  den  Kenner  ländlicher  Verhältnisse  schon  viel, 
dass  beispielsweise  im  Jahre  1903  Feldfrüchte  im  Wertbetrage  von  rund 
33  Millionen  Mark  bei  der  oben  bezeichneten  Gesellschaft  versichert 
waren. 

Wir  haben  früher  schon  hervorgehoben,  dass  die  badische  Regie- 
rung, soweit  die  Budgets  zurückreichen,  zu  keiner  Zeit  auf  eine  positive 
Agrarpolitik  verzichtete,    auch  in  der  Zeit  nicht,    als    die  herrschende 
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volkswirtschaftliche  Lehre  staatliche  Eingrifte  in  das  Erwerbsleben  be- 
kämpfte. Sie  bediente  sich  für  einzelne  ihrer  Fürsorgeakte  der  Ver- 
mittlung des  seit  1819  bestehenden  Landwirtschaftlichen  Vereins,  der 
zu  diesem  Behufe  Beiträge  von  wechselnder  Höhe  aus  staatlichen  Mit- 
teln empfing.  Allmählich  ergaben  sich  aus  dem  Nebeneinanderwirken 
der  beiden  Organisationen  Unzuträglichkeiten,  welchen  durch  eine  im 
Jahre  1891  getroffene  Neuregelung  gesteuert  werden  sollte.  Wir  er- 
wähnen diese,  weil  sie  ihrem  wesentlichen  Gedankeninhalte  nach  das 
Werk  Buchenbergers  w'ar,  der  ihre  Nützlichkeit  in  eingehender  Denk- 
schrift begründete.  Eine  dreizehnjährige  Erfahrung  zeigt ,  dass  der 
Schöpfer  der  neuen  Organisation  aus  richtiger  Erkenntnis  der  V^erhält- 
nisse  heraus  seine  Vorschläge  formuliert  hatte.  Die  Scheidung  der  Ar- 
beitsgebiete hat  sich  bewährt.  Der  um  die  Entwicklung  der  Landwirt- 
schaft in  Baden  sehr  verdiente  Landwirtschaftliche  Verein  hat  keinen 
Schaden  gelitten,  wie  schon  der  Umstand  erkennen  lässt,  dass  seine  Mit- 
gliederzahl seit  1892  um  rund  17  000  gestiegen  ist.  —  Der  Zentralstelle 
und  dem  Zentralausschusse  gehörten  in  der  Zeit,  in  der  Pjuchenberger 
die  Regierung  gegenüber  dem  Vereine  zu  vertreten  hatte,  hervorragende 
landwirtscliaftliche  Sachverständige  an ,  von  welchen  wir  hier  nur  die 
Herren  Freiherrn  Ferd.  von  Bodman-Freiburg,  Föhlisch-Wertheim,  Frank- 
Buckenberg,  Junghanns-Aspichhof,  Freiherr  von  Hornstein-Binningen, 
Klein-Wertheim  (früher  Präsident  der  Zentralstelle,  jetzt  Präsident  des 
Landwirtschaftsrats),  Leiblein-Salem,  Nessler-Karlsruhe,  Ferd.  Reiss- 
Hechtsberg ,  Roder-Messkirch  ,  Rothmann-Karlsruhe  ,  Rottra-Kirchen, 
Stein-Kudach,  Steiner-Strohbach  und  nicht  als  letzten  den  früheren  Ge- 
neralsekretär der  Zentralstelle,  späteren  technischen  Referenten  im  Mi- 
nisterium des  Innern,  Oberregierungsrat  Märklin  erwähnen.  Von  ihnen 
wächtige  Auskünfte  empfangen  zu  haben,  hat  Buchenberger  dankbaren 
Sinnes  auch  später  anerkannt. 

Wollten  wir  ein  erschöpfendes  Bild  der  Tätigkeit  Buchenbergers  in 
der  landw'irtschaftlichen  Verwaltung  geben,  so  müssten  wir  eine  Geschiclite 
dieser  Verwaltung  selbst  schreiben,  so  sehr  durchdrang  und  beherrschte 
er  das  ganze  Arbeitsgebiet.  Daneben  fand  der  unermüdliche  Mann 
immer  noch  Zeit  zu  reger  literarischer  Tätigkeit.  Einzelne  seiner  Ar- 
beiten aus  den  achtziger  Jahren  haben  wir  schon  erwähnt.  Als  im 
Jahre  1885  der  Bielefeldsclie  Verlag  in  Karlsruhe  das  Sammelwerk 
»Das  Grossherzogtum  Baden«  herausgab,  übernahm  Buchen- 
berger die  Bearbeitung  des  Abschnittes  »Landwirtschaft  und  Fischerei«. 
Im  Jahre  1887  folgte  das  Sammelwerk  »Das  Verwaltungsrecht 
der  Landwirtschaft  und  diePflege  d  erLandwirtschaft 
im  G  r  o  s  s  h  e  r  z  o  g  t  u  m  Baden«,  das  Buchenberger  unter  Mitwir- 
kung von  Fachmännern,  namentlich  der  Herren  Lydtin,  Märklin  und 
Pfaff  herausgab.  Im  Jahre  1891  erschien  hierzu  ein  Ergänzungsband, 
der  u.  a.    die   Bestimmungen    über    die   Rindviehversicherung    enthielt. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1905.   i.  lO 
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Das  Werk  behandelt  den  Stoff  in  3  grossen  Gruppen:  I.  Befreiung  des 
Grund  und  Bodens  von  seinen  Lasten,  IL  Sicherung  des  Grund 
und  Bodens  (Vermarkung  und  Vermessung),  IE.  Landwirtschaftspflege ; 
es  beschränkt  sich  nicht  darauf,  Texte  wiederzugeben,  vielmehr  wird 
in  wertvollen  Erläuterungen  nicht  nur  auf  die  geschichtliche  Entwick- 
lung, sondern  auch  auf  den  systematischen  Zusammenhang  der  darge- 
stellten Normen  hingewiesen.  Die  Beurteilung  des  Buches  war  eine 
sehr  freundliche.  In  der  »Karlsruher  Zeitung«  widmete  ihm  Gothein 
eine  eingehende,  anerkennende  Besprechung.  In  Worten  hohen  Lobes 
äusserten  sich  u.  a.  Schäffle,  Schönberg,  Settegast,  Lorenz  von  Stein. 
Der  letztere  sagt  u.  a.,  das  Werk  sei  so  reichhaltig,  dass  er  ihm  kein 
anderes  an  die  Seite  zu  setzen  wisse.  Auch  heute  noch  ist  das  Werk 
für  einen  grossen  Kreis  von  Personen  —  staatliche  und  kommunale 
Verwaltungsbeamte,  grössere  Grundbesitzer  —  ein  fast  unentbehrliches 
Hilfsmittel.  Während  seiner  Tätigkeit  beim  Ministerium  des  Innern 
gab  Buchenberger  eine  kleinere  Schrift ,  »Fischerei  recht  und 
Fischereipflege  im  Grossherzogtum  Baden«  heraus,  die  ähnlich 
wie  das  oben  besprochene  Verwaltungsrecht  die  auf  die  Fischerei  be- 
züglichen Gesetze,  Verordnungen  und  Staatsverträge  wiedergibt.  Nie- 
mand war  zur  Herausgabe  einer  solchen  Schrift  berufener  als  Buchen- 
berger, der  während  seiner  Tätigkeit  beim  Ministerium  das  Respiziat 
über  Fischerei  innehatte  und  an  der  Fortbildung  des  auf  die  Fischerei 
bezüglichen  Rechts ,  wie  auch  an  den  Massregeln  der  Fischereipflege 
in  erster  Linie  beteiligt  war.  Ein  lebhaftes  Interesse  an  der  Fischerei 
unterstützte  ihn  bei  dieser  seiner  Tätigkeit,  in  die  er  sich  so  hinein- 
lebte, dass  er  auch  das  Technische  völlig  beherrschte.  Im  letzten  Le- 
bensjahre Buchenbergers  erschien  eine  zweite  Auflage,  zu  der  er  wäh- 
rend seines  letzten  Urlaubs  vom  Feldbergerhof  aus  die  Vorrede  ge- 
schrieben hatte.  Spätere  Arbeiten  Buchenbergers  über  Fischerei  sind 
ein  Aufsatz  über  Kanalfischerei  in  der  »Allgemeinen  Fischereizeitung« 
von  1890,  der  Artikel  »Fischerei«  im  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
schaften (2.  Aufl.),  endlich  der  Abschnitt  »Fischerei«  in  Schönbergs 
Handbuch  der  politischen  Oekonomie  (4.  Aufl.). 

Alle  bisherigen  Arbeiten  Buchenbergers  überragt  an  Umfang  und 
Bedeutung  das  zweibändige  Werk,  das  er  in  den  Jahren  1892  und  1893 
unter  dem  Titel  A  g  r  a  r  w  e  s  e  n  und  Agrarpolitik  herausgab. 
Die  äussere  Anregung  zu  dieser  neuen  schriftstellerischen  Betätigung 
empfing  er  von  Adolph  Wagner,  für  dessen  im  Entstehen  begriftenes, 
gross  angelegtes  Werk  »Lehr-  und  Handbuch  der  politischen  Oekono- 
mie« er  die  Bearbeitung  des  bezeichneten  Teiles  der  »Praktischen 
Volkswirtschaftslehre«  übernommen  hatte.  Man  gewinnt  einen  interes- 
santen Einblick  in  die  Leichtigkeit,  mit  der  Buchenberger  arbeitete, 
wenn  man  sich  das  Datum  der  Inangriffnahme  und  jenes  der  Fertig- 
stellung des  Werkes  vergegenwärtigt.     Die   ersten  Federzüge    fallen   in 
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den  Monat  März  1891.  Obgleich  nun  die  Arbeit  die  Benützung  einer 
fast  unübersehbaren  Literatur  bedingte  und  obgleich  die  Pflichten  des 
staatlichen  Amtes  in  dieser  Zeit  mit  unvermindertem  Gewichte  auf 
Buchenbergers  Schultern  lasteten,  konnte  er  doch  schon  im  Frühjahr 
1893  die  letzten  Blätter  seines  Manuskripts  in  die  Druckerei  senden! 
Man  ist  versucht,  auf  sein  geistiges  Schaffen  das  Wort  \-on  den  »unbe- 
grenzten Möglichkeiten«  anzuwenden.  Das  Buch  gibt  eine  Schilderung 
und  Würdigung  des  Seienden  unter  gleichzeitiger  Darlegung  der  ge- 
schichtlichen Entwicklung.  Aus  den  programmatischen  Forderungen, 
die  es  aufstellt,  ersehen  wir,  dass  der  Verfasser,  im  Gegensatze  zur  Lehre 
des  ökonomischen  Individualismus,  ein  planmässiges  und  zielbewusstes 
Eingreifen  des  Staates  zugunsten  der  Landwirtschaft  fordert.  Doch  soll 
dieses  Eingreifen  ein  massvolles  sein.  Der  Verfasser  will  von  den  beiden 
Extremen,  dem  Grundsatze  der  »volkswirtschaftlichen  Verwaltungslosig- 
keit«  (L.  V.  Stein)  und  der  »volkswirtschaftlichen  Omnipotenz  des 
Staates  auf  der  Grundlage  einer  eudämonistischen  Bevormundung  des 
gesamten  wirtschaftlichen  Lebens  c;  gleich  weit  entfernt  bleiben.  Aus 
seinen  beredten  Ausführungen  klingt  vernehmlich  der  Gedanke  heraus, 
dem  er  einige  Jahre  später  in  Badenweiler  in  seiner  schon  erwähnten 
Rede  Ausdruck  verlieh:  »Selbst  ist  der  Mann«.  Die  waltende  Tätig- 
keit des  Staates  soll  da  ihre  Grenzen  finden,  wo  das  Gefühl  der  wirt- 
schaftlichen Verantwortlichkeit  in  dem  einzelnen  geschwächt  oder  auf- 
gehoben werden  könnte. 

Wie  man  sich  übrigens  zur  Richtung  des  Verfassers  stellen  mag, 
man  wird  das  Buch  in  die  erste  Reihe  nationalökonomischer  Lehrbücher 
stellen  müssen.  In  klarer  und  durchsichtiger  Darstellung  wird  uns  eine 
Fülle  von  praktischer  Erfahrung,  reichstes  theoretisches  Wissen  darge- 
boten. Bei  aller  Reichhaltigkeit  des  Tatsachenmaterials  geht  der  Ver- 
fasser prinzipiellen  Auseinandersetzungen  nicht  aus  dem  Wege.  Die 
Polemik  ist  eine  massvolle;  man  lässt  sich  um  so  bereitwilliger  von 
dem  Verfasser  durch  den  »Irrgarten  agrarpolitischer  Streitfragen«  führen, 
als  man  ihn  in  voller  Objektivität  seines  Lehramtes  walten  sieht.  Da- 
bei verzichtet  der  Verfasser  keineswegs  auf  nachdrückliche  Vertretung 
seiner  eigenen  Meinung.  —  Das  Buch  erregte  grosses  Aufsehen.  Einer 
der  ersten ,  der  Buchenberger  seinen  Glückwunsch  aussprach  ,  war 
der  Grossherzog.  Es  folgten  dann  eingehende  Besprechungen  in  der 
politischen  und  Fachpresse.  In  überaus  anerkennender  Weise  sprach 
sich  u.  a.  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  Schäffle 
aus,  nachdem  er  schon  brieflich  versichert  hatte,  dass  ihn  das  Lesen  des 
Werkes  mit  steigender  Bewunderung  erfülle.  Worte  uneingeschränkten 
Lobes  widmeten  dem  Verfasser  brieflich  Schönberg,  Schmoller,  Sering 
u.  a.  Auch  im  Ausland  —  England,  Italien  —  nahm  man  aus  Anlass  des 
Buches  erstmals  von  der  literarischen  Tätigkeit  Buchenbergers  Notiz. 

Wir  greifen  um  einige  Jahre  voraus,  indem  wir  die  1897  unter  dem 
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Titel  » G  r  u  n  d  z  ü  g  e  der  deutschen  Agrarpolitik  unter  be- 
sonderer Würdigung  der  kleinen  und  grossen  Mittel';  erschienene  Schrift 
Buchenbergers  in  den  Kreis  der  Besprechung  einbeziehen.  Das  grosse 
zweibändige  Werk  drang,  so  wert^•oll  sein  Inhalt  ist,  nicht  in  weitere 
Kreise,  wie  denn  auch  eine  zweite  Auflage  bis  heute  nicht  erschienen 
ist.  Buchenberger  entschloss  sich  deshalb,  dem  grösseren  Werke  eine 
gedrängte,  mehr  volkstümlich  gehaltene,  der  Literaturangaben  entbeh- 
rende Erörterung  agrarpolitischer  Fragen  folgen  zu  lassen,  die,  um  mit 
seinen  eigenen  Worten  zu  sprechen,  gegenüber  manchen  irreleitenden 
Ausführungen  den  dreifachen  Nachweis  führen  soll,  dass  angesichts  einer 
unzweifelhaft  gegebenen,  sehr  schwierigen  Lage  des  landwirtschaftlichen 
Gewerbes  die  landwirtschaftliche  Staatsfürsorge  zu  keiner  Zeit  kräftiger 
und  planmässiger  ihres  Amtes  gewaltet  hat  als  in  der  Gegenwart ;  zum 
andern,  dass  die  neuerdings  so  sehr  verschmähten  oder  geringschätzig 
beurteilten  kleinen  Mittel  in  ihrer  Gesamtheit  eine  grosse  Heilkraft  in 
sich  schliessen  und  solche  bewiesen  haben ;  zum  dritten,  dass  minde- 
stens ein  Teil  jener  Vorschläge  auf  wirtschaftspolitischem  Gebiete,  die 
man  gemeinhin  als  grosse  Mittel  zu  bezeichnen  pflegt,  entweder  über- 
haupt unerfüllbare  Anforderungen  an  die  Staatsgewalt  stellt  oder,  Avenn 
erfüllbar,  niu*  unter  starker  Schädigung  der  Interessen  anderer  Berufs- 
stände zu  verwirklichen  ist.  Diesem  Programme  entsprechend  musste 
das  Buch  auch  zu  solchen  Tagesfragen  Stellung  nehmen,  die  im  Hand- 
buche entweder  nur  flüchtig  oder  gar  nicht  erörtert  wurden.  Ablehnend 
Acrhält  sich  u.  a.  der  Verfasser  zum  Antrage  Kanitz,  wie  zu  jeder  Ver- 
staatlichung des  Getreidehandels,  ablehnend  zu  den  auf  grundsätzliche 
Aenderung  unserer  Währungseinrichtungen  gerichteten  Bestrebungen, 
während  er  in  Betreff  der  Getreideterminhandelsfrage  zu  einem  die  be- 
kannten Reichstagsbeschlüsse  im  wesentlichen  billigenden  Ergebnisse 
gelangt.  Auch  in  dieser  Schrift  richtet  er  einen  beredten  Appell  zur 
Selbsthilfe  an  die  deutschen  Landwirte.  Er  erinnert  sie  daran,  dass 
jede  noch  so  wirksame  Interventionspolitik  versagen  müsse,  wenn  nicht 
der  äussere  Rahmen  des  Agrarrechts  und  der  Agrarpflege  durch  ener- 
gische Kraftentfaltung  der  beteiligten  Kreise  im  Wege  der  Einzel-  oder 
Genossenschaftsselbsthilfe  den  nötigen  Inhalt  empfange.  Er  verweist 
aber  auch  darauf,  dass  neben  den  landwirtschaftlichen  Interessen  die 
Interessen  der  Grossindustrie  und  der  in  dieser  verwendeten  Arbeiter- 
massen Anspruch  auf  staatlichen  Schutz  und  Fürsorge  haben,  und  dass 
ohne  die  Erhaltung  einer  blühenden  Grossindustrie  und  eines  kräftig 
entwickelten  Grosshandels  neben  dem  Untergrunde  einer  breit  ent- 
wickelten Landwirtschaft  die  Behauptung  nationaler  Macht  und  Grösse 
des  Deutschen  Reiches  dauernd  nicht  denkbar  sei.  Das  Buch  will  auf- 
klären, sammeln,  versöhnen;  demgemäss  ist  es  auch  von  jenen,  denen 
es  nicht  um  Verfolgung  extremer  Ziele,  sondern  um  Einigung  auf  einer 
mittleren  Linie  zu  tun  ist,   freudig  begrüsst  worden.     Zahlreiche  Briefe 
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und  Pressstimmen  aus  dem  Tn-  und  Auslande,  in  welchen  fast  durch- 
weg dem  Werke  höchste  Anerkennung  gezollt  war,  bekundeten  dies.  Be- 
merkenswert ist  eine  Besprechung  der  französischen  Zeitung  »Les  De- 
bats«,  in  welcher  die  Schrift  un  excellent  livre  und  Buchenberger  ein 
Mann  genannt  wird,  qui  connait  fort  bien  les  (juestions,  dont  il  traite. 
An  dem  Lobe  Buchenbergers  lässt  der  Rezensent  auch  dessen  Heimat- 
land teilnehmen,  indem  er  von  diesem  sagt :  ce  petit  Etat  est  admirable- 
ment  bien  administre.  Nach  kurzer  Zeit  war  die  erste  Auflage  des 
Buchs  vergriffen,  und  es  niusste  zur  Herausgabe  einer  neuen  geschritten 
werden,  die  unter  dem  kürzeren  Titel  »Grundzüge  der  deutschen  Agrar- 
politik« und  mit  einigen  nicht  erheblichen  Aenderungen  1899  erschien. 

Der  zweite  Band  des  Handbuchs  war  noch  nicht  in  die  Oeffent- 
lichkeit  gedrungen,  als  eine  Welle  das  Lebensschifflein  Iiuchenbergers 
erfasste  und  es  an  ein  Gestade  trug,  an  dem  zu  landen  wohl  ausser- 
halb des  Bereiches  seiner  Berechnung  lag.  Anfangs  März  1893  schied 
Finanzminister  Dr.  Ellstätter  aus  dem  während  25  Jahren  von  ihm  be- 
kleideten Amte ;  mit  der  Nachricht  seiner  Zuruhesetzung  wurde  zugleich 
die  der  Ernennung  Buchenbergers  zum  Präsidenten  desFinanz- 
ministeriums verkündet.  Das  war  eine  Ueberraschung,  insofern  da- 
mit auf  den  höchsten  Posten  der  Finanzverwaltung  ein  Mann  berufen  war, 
der  diesem  Dienstzweig  seit  21  Ja^hren  nicht  mehr  angehörte.  Im  übrigen 
hegten  diejenigen,  die  Buchenbergers  erfolgreiches  Wirken  zu  beobachten 
Gelegenheit  hatten,  längst  keinen  Zweifel  darüber,  dass  seine  Laufbahn 
normaler  Weise  mit  einer  Berufung  in  den  Rat  der  Krone  ihren  Ab- 
schluss  finden  werde. 

Durch  zahlreiche  der  noch  erhaltenen  Glückwünsche  zieht  der 
Ausdruck  lebhaften  Bedauerns  darüber,  dass  Buchenberger  mit  seinem 
Eintritte  in  den  Dienst  der  Finanzverwaltung  seinem  bisherigen  Arbeits- 
gebiete, der  Landwirtschaftspflege,  entzogen  werde.  In  Wahrheit  waren 
ihm  hier  ausserordentliche  Erfolge  beschieden  gewesen.  Die  Kunde 
dieser  Erfolge  war  über  die  Landesgrenzen  hinaus  gedrungen,  und 
manches  war  für  andere  Staaten  vorbildlich  geworden ,  was  die  land- 
wirtschaftliche Verwaltung  Badens  geschaften  hatte.  Die  Sachlage  wird 
illustriert  durch  eine  Mitteilung,  mit  der  der  von  Buchenberger  wieder- 
holt zitierte  agrarpolitische  Schriftsteller  Dr.  Gustav  Ruhland  in  der 
Zeitschrift  des  Bayerischen  landwirtschaftlichen  Vereins  im  Jahre  1887 
eine  Besprechung  der  Buchenbergerschen  Schrift  »Zur  landwirtschaft- 
lichen Frage  der  Gegenwart«  einleitet.  In  einem  deutschen  Bundes- 
staate sei  eine  bäuerliche  Deputation  beim  Ministerium  vorstellig  ge- 
worden ,  um  den  Erlass  eines  bestimmten  Gesetzes  nach  badischem 
Muster  zu  erbitten.  Als  der  Minister  fragte,  wie  es  denn  eigendich  in 
Baden  sei,  hätten  die  Bittsteller  erwidert,  das  wüssten  sie  nicht,  sie 
wollten  es  einfach  so  haben,  wie  es  in  Baden  sei ! 

Es  war  Buchenbers^er   als  Chef  der  Finanzverwaltung   beschieden, 


ISO 


Wiszellen. 


Ebbe,  Flut  und  Ebbe  im  Staatshaushalte  zu  erleben.  Als  er  die  Lei- 
tung der  Finanzen  übernahm,  war  eben  infolge  ausserordentlichen  An- 
wachsens des  umlaufenden  Betriebsfonds  eine  Ermässigung  der  Ein- 
kommenssteuer und  der  Ertragssteuern  beschlossen  worden,  die  einen 
Einnahmeausfall  von  rund  5  Millionen  Mark  für  die  Budgetperiode 
1892/93  zur  Folge  hatte.  Eine  retrograde  Bewegung  im  Staatshaushalte 
hatte  aber  schon  im  Jahre  1892  eingesetzt.  Der  Staatsvoranschlag  für 
1892/93  schloss  im  ordentlichen  und  im  ausserordentlichen  Etat  mit 
einem  Fehlbetrage  von  rund  16  Millionen  Mark  ab,  zu  dessen  Deckung 
eventuell  Mittel  des  Betriebsfonds  herangezogen  werden  sollten.  Eine 
völlige  Einzehrung  des  letzteren  bis  auf  den  für  die  ordnungsmässige 
Fortführung  des  Staatshaushalts  notwendigen  eisernen  Bestand  sah  dann 
der  Staatsvoranschlag  für  1896/97  vor.  Eine  Wendung  zum  besseren 
Hess  indes  nicht  lange  auf  sich  warten.  Sie  trat  schon  im  Jahre  1895 
ein,  dessen  Rechnung  um  rund  4  Millionen  Mark  günstiger  abschloss, 
als  der  Voranschlag  erwarten  liess.  Auch  die  Rechnungsabschlüsse  der 
beiden  folgenden  Budgetperioden  (1896/97  und  1898/99)  hatten  günstige 
Ergebnisse.  Sie  waren  das  getreue  Spiegelbild  der  damaligen  wirt- 
schaftlichen Lage.  Infolge  des  Aufschwungs,  dessen  sich  Baden,  wie 
das  gesamte  Deutschland  in  jener  Zeit  auf  dem  Gebiete  der  industriellen 
und  Handelstätigkeit  zu  erfreuen  hatte,  war  der  Wohlstand  und  damit 
die  Steuerkraft  in  weiten  Kreisen  der  Bevölkerung  gestiegen ;  auch 
hatten  sich  die  Einnahmen  aus  dem  Domänenbesitz  (Waldungen)  als 
ergiebiger  erwiesen,  als  bei  Aufstellung  der  Voranschläge  angenommen 
worden  war.  Das  freundliche  Bild  trübte  sich  leider  schon  bald  wieder. 
Von  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1900  an  trat  eine  rückläufige  Be- 
wegung auf  dem  Gebiete  des  wirtschaftlichen  Lebens  ein,  die  »bei  den 
Abhängigkeitsbeziehungen,  wie  sie  zwischen  dem  Haushalt  eines  Staates, 
der  allgemeinen  wirtschaftlichen  Lage  und  den  Erwerbsverhältnissen 
notwendigerweise  bestehen«,  auch  die  Staatshaushaltsergebnisse  nach- 
teilig beeinflussen  musste.  Die  Depression  war  noch  eine  stärkere,  als 
in  den  Jahren  1892/95,  insofern  nun  tatsächlich  die  aus  früheren  Jahren 
übernommenen  Ueberschüsse  zur  Einzehrung  gelangten.  Um  sich  die 
Mittel  zur  Deckung  der  im  Budget  vorgesehenen  Ausgaben  zu  sichern, 
musste  für  die  Budgetperiode  1902/3  um  die  Ermächtigung  zur  Auf- 
nahme einer  schwebenden  Schuld  durch  Ausgabe  von  Schatzanweisungen 
bis  zu  einer  Höhe  von  5  Millionen  Mark  nachgesucht  werden,  während 
das  Expose  für  die  Budgetperiode  1904/05  eine  Vorlage  behufs  vorüber- 
gehender Erhöhung  der  Einkommen-  und  Kapitalrentensteuer  in  Aus- 
sicht stellt. 

Wir  entnehmen  diese  Angaben  den  Finanzexposes,  mit  welchen 
Buchenberger  die  Vorlage  der  Budgets  für  die  Jahre  1904 — 1905  be- 
gleitete. Sie  tragen  ganz  den  Stempel  Buchenbergerscher  Arbeit.  Klar 
und  übersichtlich  in  der   Form,   reich  an  Lihalt,    geben   sie   wertvolles 
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Material  zur  Beurteilung  des  badischen  Staatshaushalts  und  der  badi- 
schen Finanzpolitik.  Von  besonderem  Interesse  ist  das  Expose  für 
1898/99,  in  welchem  Buchenberger,  daraufhinweisend,  dass  das  zweite 
Jahr  der  neuen  Budgetperiode  an  die  Schwelle  des  neuen  Jahrhunderts 
hinreiche,  einen  Rückblick  auf  die  Gestaltung  des  Staatshaushalts  seit 
1820  gab.  Das  Expose  für  1900/01  widmete  der  Amortisationskasse 
eine  längere  Ausführung,  jenem  Geldinstitute,  das  nicht  nur  den  Haus- 
lialtsbedürfnissen  des  Staates  dienen  soll,  sondern  auch  als  Wohlfahrts- 
anstalt für  das  Land  zu  wirken  berufen  ist.  Der  im  Jahre  1897  im 
richtigen  Augenblicke  durchgeführten  Konversion  der  4prozentigen 
Eisenbahnschuldbriefe  in  3^/2prozentige,  durch  die  ein  Zinsgewinn  von 
etwas  über  i  Million  erzielt  wurde,  wird  im  Expose  für  1898/99  ge- 
dacht. Endlich  möchten  wir  an  den  Bemerkungen  über  die  finanziellen 
Beziehungen  Badens  zum  Reich  (Exposes  für  1894/95,  1896/97,  1904/05) 
nicht  vorübergehen.  Wir  erhalten  hier  wie  in  dem  1902  von  Buchen- 
berger veröffentlichten  Werke  »Finanzpolitik  und  Staatshaushalt  im 
Grossherzogtum  Baden  in  den  Jahren  1850 — 1900«  eine  eingehende 
Darlegung  der  Missstände,  die  aus  dem  System  der  Matrikularbeiträge 
und  der  durch  dieses  System  herbeigeführten  innigen  Verstrickung  von 
Reichs-  und  Landesfinanzen  für  letztere  resultieren.  —  Im  September 
1895  fanden  aus  Anlass  der  Eröffnung  der  Kaiserstuhlbahn  grössere 
Festlichkeiten  statt,  welchen  auch  Buchenberger  beiwohnte.  In  seine 
beim  Festessen  in  Endingen  gehaltene  Rede  flocht  er  eine  später  noch 
vielfach  angezogene  Bemerkung  ein  :  er  habe  auch  als  Finanzminister 
nicht  aufgehört,  Volkswirt  zu  sein  ,  überhaupt  müsse  heute  auch  der 
Finanzminister  mit  einem  Tropfen  sozialpolitischen  Oels  gesalbt  sein. 
Damit  hat  er  einen  Grundzug  seiner  Finanzpolitik  verkündet,  dem  er 
auch  bei  anderen  Anlässen,  so  in  seinem  schon  erwähnten  Werke  »Fi- 
nanzpolitik und  Staatshaushalt  im  Grossherzogtum  Baden«  Ausdruck 
gegeben  hat.  Er  vertrat  keine  ängstliche  Thesaurierungspolitik,  auch 
in  weniger  günstigen  Zeiten  hatte  er  den  Mut,  für  grosse  Arbeiten 
Mittel  vorzusehen  —  vgl.  das  Finanzexpose  für  1896/97  Seite  VII  —  wie 
überhaupt  die  ausserordentlichen  Ausgaben  unter  seiner  Finanzleitung 
zu  früher  nicht  gekannter  Höhe  anwuchsen.  Eine  Linie  aber  war  für 
ihn  unüberschreitbar.  Er  lehnte  mit  Entschiedenheit  eine  Finanzpo- 
litik ab,  vermöge  welcher  die  künftige  Generation  zugunsten  der  ge- 
genwärtigen mit  Ausgaben  für  unproduktive  Zwecke  belastet  wird.  Bei 
seinem  Scheiden  waren  denn  auch  wie  bei  seinem  Dienstantritt  Eisen- 
bahnschulden die  einzigen,  die  den  badischen  Staat  belasteten. 

Besonderen  Dank  schulden  Buchenberger  die  staatlichen  Beamten, 
zu  deren  Besserstellung  er  dreimal  —  1S94,  1900  und  1902  —  Mittel 
zur  Verfügung  stellte,  nachdem  erst  am  i.  Januar  1890  durch  das  auf 
diesen  Zeitpunkt  in  Kraft  getretene  Beamtengesetz  eine  nicht  unerhebliche 
Steigerung  des  persönlichen  Aufwands  der  Staatsverwaltung  eingetreten 
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war.  Was  in  den  bezeichneten  Jahren  zur  Aufbesserung  des  Einkom- 
mens der  Beamten  einschliesslich  der  Bezüge  der  Hinterbliebenen  ge- 
schah, verursacht  der  Staatskasse  im  Beharrungszustande  einen  Mehr- 
aufwand von  6  117  599  M.  jährlich.  Rechnet  man  hierzu  den  Betrag 
der  unter  Buchenbergers  Finanzleitung  zugunsten  der  Volksschullehrer 
und  ihrer  Hinterbliebenen  bewilligt  wurde  —  im  Beharrungszustande 
I  096  500  M.  jährlich  —  so  ergibt  sich  im  Beharrungszustande  eine 
Steigerung  des  persönlichen  Aufwands  der  badischen  Staatskasse  um 
7214099  M.  für  das  Jahr!  Nicht  inbegriften  sind  in  dieser  Summe 
die  ansehnlichen  Mehraufwendungen  für  die  nicht  etatmässigen  Beamten 
und  Lehrer. 

Dass  Buchenberger  auch  in  seiner  neuen  Stellung  der  Landwirtschaft 
das  alte  warme  Interesse  entgegenbrachte,  ergeben  schon  die  Zahlen 
des  landwirtschaftlichen  Budgets;  dasselbe  sieht  für  1904/05  im 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Etat  eine  Ausgabe  von  i  790  780  M. 
vor,  während  die  betrefifende  Aufwandziffer  12  Jahre  vorher  i  269  144  M. 
betragen  hatte  !  Einen  sehr  wertvollen  Dienst  erwies  er  der  badischen 
Landwirtschaft,  indem  er  dem  Verbände  der  badischen  landwirtschaft- 
lichen Kreditgenossenschaften,  bezw.  seiner  Geldausgleichs-  und  Geld- 
kreditstelle Kredit  zu  Lasten  der  Amortisationskasse  anfänglich  —  1898 
—  bis  zu  I  Million,  seit  1899  bis  1^2  Millionen  Mark  zur  Verfügung 
stellte.  Der  Zinsfuss  hat  zu  keiner  Zeit  2^2  Proz.  überstiegen.  In 
ähnlicher  Weise  unterstützte  er  den  Verband  der  badischen  landwirt- 
schaftlichen Konsumvereine,  bezw.  seit  1900  die  Zentralkasse  der  land- 
wirtschaftlichen Ein-  und  Verkaufsgenossenschafien.  Hier  stieg  der  zu 
Lasten  der  Amortisationskasse  gewährte  Kredit  von  30000  M.  (1898) 
auf  600000  M.  (1902J,  während  der  anfänglich  3  Proz.  betragende  Zins- 
fuss mit  Wirkung  vom  i.  Juli  1901  ab   auf  2V:>  Proz.  ermässigt  wurde. 

Mit  der  Uebernahme  des  Finanzministeriums  wurde  Buchenberger 
auch  Chef  des  Domänenwesens,  des  Verwaltungszweigs,  der  23  Jahre 
zuvor  dem  jungen  Praktikanten  Gelegenheit  gegeben  hatte,  seine  Kraft 
erstmals  an  der  Lösung  eines  volkswirtschaftlichen  Problems  zu  ver- 
suchen. In  seiner  damaligen  Tätigkeit  bei  einer  mit  Domänendienst 
betrauten  Bezirksfinanzstelle  konnte  er  Beobachtungen  darüber  anstellen, 
wie  der  im  Wege  der  Verpachtung  genützte  domänenärarische  Parzellen- 
besitz auf  den  Wohlstand  der  Bevölkerung  wirke.  Obgleich  die  Denk- 
schrift, in  welcher  er  das  Ergebnis  seiner  Beobachtungen  niedergelegt 
hatte,  verloren  gegangen  ist,  wissen  wir  aus  späteren  Kundgebungen, 
dass  er  unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Ueberleitung  des  do- 
mänenärarischen  Parzellenbesitzes  in  den  Rückenbesitz  als  eine  den 
Wohlstand  fördernde  Massnahme  erachtete.  Nachdem  schon  bei  Be- 
ratung der  Ergebnisse  der  landwirtschaftlichen  Erhebung  die  gleiche 
Frage  erörtert  worden  war,  kam  der  Stein  aufs  neue  ins  Rollen  aus 
Anlass  eines  von  Freiherrn  von  Hornstein  im  Jahre  1892  in  der  Ersten 
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Kammer  gestellten  Antrags,  über  welchen  Freiherr  Ferd.  von  Bodman 
namens  der  Kommission  der  Ersten  Kammer  einen  ausgezeichneten 
Bericht  erstattet  hatte.  Verhandlungen  wegen  einer  Neuregelung  knüpf- 
ten an  die  Yerbescheidung  des  Kommissionsantrags  in  der  Ersten 
Kammer  an.  Sie  fanden  im  Jahre  1894  unter  Buchenbergers  tätiger 
Mithilfe  ihren  Abschluss  durch  Erlassung  der  seitens  der  Domänen- 
direktion formulierten  »Normativbestimmungen  über  Veräusserung  und 
Verpachtung  des  domänenärarischen,  landwirtschaftlich  genutzten  Grund- 
besitzes« ,  durch  welche  die  Abstossung  domänenärarischer  Parzellen 
in  die  Wege  geleitet,  und  namentlich  auch  den  Pächtern  die  Erwerbung 
des  Eigentums  an  ihren  Pachtlosen  wesentlich  erleichtert  wurde.  Be- 
sondere Hervorhebung  verdienen  die  bezüglich  der  Verpachtung  do- 
mänenärarischer Grundstücke  in  die  Verordnung  aufgenommenen,  durch 
die  Wirtschaftsordnung  von  1900  weiter  ausgebauten  Bestimmungen, 
die  namentlich  auch  die  viel  umstrittenen  drei  F  —  fair  rent,  fixit}'  of 
tenure,  free  sale  of  tenants  improvements  —  für  die  domänenärarischen 
Pächter  ihrer  Verwirklichung  wenigstens  nahe  brachten.  Wenn  die 
Ueberleitung  der  zur  Abstossung  bestimmten  Parzellen  in  den  freien 
Verkehr  sich  nicht  so  rasch  vollzog,  als  man  erwartet  hatte,  so  mag 
dies  wesentlich  darin  seinen  Grund  haben,  dass  eben  durch  die  neuen 
Bestimmungen  die  Stellung  des  Pächters  in  einer  Weise  unterbaut  wor- 
den ist,  dass  sie  der  des  Eigentümers  ähnelt. 

In  seinem  Buche  »Finanzpolitik  und  Staatshaushalt  im  Grossherzog- 
tum Baden«  widmet  Buchenberger  der  Abstossungs-  wie  der  Erwerbs- 
politik des  Domänenärars  eine  eingehende  Darlegung,  in  welcher  er 
auch  mit  treffenden  Argumenten  den  Vorwurf  bekämpft,  das  Domänen- 
ärar betreibe  eine  Politik  der  Entvölkerung.  Abstossungen  und  Er- 
werbungen hängen  in  seinem  Sinn  eng  zusammen.  Das  Domänenärar 
soll  nicht  nur  erwerben,  um  zu  besitzen,  es  soll  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen die  für  den  freien  Verkehr  geeigneten  Bestandteile  seiner 
Erwerbungen  wieder  abstossen,  also  als  Regulator  der  Besitz- 
verteilung wirken.  In  dieser  Beziehung  begegnen  sich  seine  Anschau- 
ungen mit  jenen ,  die  Freiherr  von  Bodman  in  dem  schon  erwähnten 
Kommissionsberichte  vertreten  hat. 

Nicht  unerwähnt  glauben  wir  hier  lassen  zu  sollen,  dass  die  Regie- 
rung unter  Buchenbergers  Finanzleitung,  um  »bedeutungsvolle  Schöpf- 
ungen vergangener  kunstsinniger  Geschlechter  in  ihrer  Schönheit  un- 
versehrt der  Nachwelt  zu  überliefern«,  erhebliche  Mittel  zur  Restau- 
rierung der  Schlösser  in  Mannheim,  Heidelberg ,  Bruchsal  und  Rastatt 
aufwendete.  Die  Vollendung  der  Restaurierungsarbeiten  sollte  er  bei 
keinem  dieser  Bauwerke   erleben. 

Am  meisten  haben  Buchenberger  in  der  Zeit  seiner  Tätigkeit  bei 
der  Finanzverwaltung  wohl  steuerliche  Fragen  beschäftigt.  Schon 
dem  ersten  Landtage,  dem  gegenüber  er  die  Finanzverwaltung  zu  vertreten 
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hatte,  musste  er  im  Interesse  der  Herstellung  des  budgetären  Gleich- 
gewichts eine  Erhöhung  der  Einkommensteuer  auf  den  alten  Betrag 
vorschlagen.  Auf  steuerlichem  Gebiete  entfaltete  dann  auch  die  Ge- 
setzgebung in  jener  Zeit  eine  sehr  rege  Tätigkeit.  Wir  heben  von  den 
unter  Buchenbergers  Verantwortlichkeit  erlassenen  Gesetzen  hervor ; 
die  Novelle  zum  Einkommensteuer-  und  Kapitalrentensteuergesetz  vom 
26.  Juni  1894,  durch  welche  u.  a.  die  Strafandrohungen  bei  Einkommen- 
und  Kapitalrentensteuerhinterziehungen  verschärft  und  eine  progres- 
sive Steuerskala  für  die  Einkommen  über  25000  M.  auf  die  degressive 
Skala  der  1884er  Gesetzgebung  gepropft  wurde;  das  Biersteuergesetz 
vom  30.  Juni  1896,  das  die  alte  Kesselsteuer  beseitigte  und  durch  die 
Besteuerung  des  Malzverbrauchs  ersetzte  ;  Gesetze  über  die  Besteuerung 
des  Grundstücksverkehrs  (vom  6.  Mai  1899)  und  über  die  Erbschafts- 
und Schenkungssteuer  (vom  14.  Juni  1899);  fei'ner  die  Novelle  zum  Ein- 
kommen-, Gewerb-,  Wandergevverb-  und  Kapitalrentensteuergesetz  vom 
9.  August  1900,  welche  u.  a.  bei  der  Einkommensteuer  die  Steuerfrei- 
grenze von  seitherigen  500  auf  900  M.  erhöhte.  Von  überragender 
Bedeutung  ist  eine  Reformarbeit,  die  die  badische  Regierung  im  Jahre 
1895  unter  Buchenbergers  Finanzleitung  zu  dem  Zwecke  unternahm, 
die  sogenannten  Ertragssteuern  zu  einer  Vermögenssteuer  umzubilden. 
Dem  badischen  Steuersystem  wurde,  nachdem  zu  den  Ertragssteuern 
als  weitere  direkte  Steuer  die  Einkommensteuer  hinzugetreten  war, 
von  berufener  Seite  das  Lob  gezollt,  dass  es  klarer  und  durchsichtiger 
sei,  als  die  Steuersysteme  der  meisten  anderen  grösseren  deutschen 
Staaten,  und  dass  es  auch  elastisch  und  widerstandsfähig  genug  sei,  um 
den  wachsenden  Bedürfnissen  des  Staatshaushalts  zu  genügen.  Gleich- 
wohl haften  dem  System  Mängel  an  —  Veraltetheit  der  Grundstücks- 
und Gebäudesteuerkataster,  Nichtberücksichtigung  des  Schuldenabzugs 
im  System  der  Ertragssteuern,  innere  Unausgeglichenheit  und  Unbe- 
weglichkeit  —  angesichts  welcher  Buchenberger  eine  Reform  mit  dem 
bezeichneten  Zielpunkte  glaubte  in  die  Wege  leiten  zu  sollen.  Soweit 
für  die  Vorarbeiten  eine  gesetzliche  Grundlage  erforderlich  war,  gaben 
diese  die  Gesetze  vom  3.  August  1898,  die  Revision  der  Klassenein- 
teilung des  landwirtschaftlichen  Geländes  betreffend,  vom  6.  August 
1900,  das  Verfahren  bei  der  Veranlagung  der  direkten  Steuern  betref- 
fend, und  vom  9.  August  1900,  die  Einschätzung  der  Grundstücke  und 
Gebäude  betreffend.  Buchenberger  griff  in  die  Reformarbeit  tätig  ein. 
Drei  Denkschriften  von  1895,  1896  und  1897,  die,  wie  sie  bei  ihrem 
Erscheinen  berechtigtes  Aufsehen  erregten,  sicher  später  zu  den  interes- 
santesten Urkunden  der  badischen  Finanzgeschichte  werden  gezählt 
werden,  sind  seiner  Feder  entflossen.  Er  musste  das  Reformwerk  un- 
vollendet zurücklassen ;  während  er  sich  mit  der  Redaktion  einer  wei- 
teren Denkschrift  befasste  ,  überraschte  ihn  die  Krankheit,  derer  er- 
liegen sollte. 
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Auch  während  der  ministeriellen  'I'atigkeit  Buchenbergers  ruhte  die 
literarische  Arbeit  nicht.  Wir  haben  schon  die  1897  in  erster, 
1899  in  zweiter  Auflage  erschienenen  »Orundzüge  der  deutschen  Agrar- 
politik« erwähnt,  ebenso  das  1902  veröffentlichte  Werk  »Finanzpolitik 
und  Staatshaushalt  im  Grossherzogtum  Baden  in  den  Jahren  1850 
bis  1900«.  Dieses  letztere  ist  dem  Grossherzog  zum  50jährigen  Re- 
gierungsjubiläum gewidmet;  es  will  »in  knappster  und  übersicht- 
lichster Form  einen  Beitrag  zur  Kenntnis  dessen  liefern ,  was  alles 
zur  Hebung  der  materiellen ,  geistigen  und  sittlichen  Zustände  des 
Landes  durch  die  unermüdliche  Regierungsfürsorge  einer  langen  gott- 
gesegneten Regententätigkeit  geleistet  worden  ist.«  Die  mitgeteilten 
Ziffernreihen  führen  eine  beredte  Sprache;  sie  machen  uns  nicht  nur 
mit  der  Wohlstandsbewegung  im  Berichtszeitraum  bekannt,  sie  geben 
auch  ein  Kulturbild,  dessen  Züge  um  so  lebhafter  interessieren,  als  es 
unter  Buchenbergers  Hand  künstlerische  Gestalt  gewonnen  hat.  Was 
der  Arbeit  besonderen  Wert  verleiht,  ist,  dass  der  Verfasser  sich  nicht 
auf  eine  Darstellung  und  Kritik  des  Gewordenen  beschränkt,  sondern 
Richtungslinien  für  die  Zukunft  gibt,  so  in  dem  Abschnitte  über  die 
Reform  der  sogenannten  Ertragssteuern  und  in  jenem  über  die  Domänen- 
politik. Auch  dieses  Buch  fand  ehrendste  Aufnahme  in  der  Oeffent- 
lichkeit.  Von  den  weiteren  Arbeiten  Buchenbergers  nennen  wir  noch 
den  Artikel  »Bauernbefreiung  in  den  süddeutschen  Staaten«  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften ,  ferner  eine  Reihe  von  Aufsätzen 
in  den  Jahrgängen  49,  51,  52,  55,  56  und  57  der  Zeitschrift  für  die  ge- 
samte Staatswissenschaft.  Die  Aufsätze  in  den  Jahrgängen  49  und 
51  enthalten  Besprechungen  literarischer  Erscheinungen  auf  dem  Ge- 
biete des  Agrarwesens  und  der  Agrarpolitik.  Im  Jahrgange  52  macht 
der  Verfasser  Mitteilungen  über  eine  zum  Zwecke  der  Steuerreform  im 
Grossherzogtum  Baden  gefertigte  ländliche  Verschuldungsstatistik.  Ueber 
die  Steuerreform  in  Baden  und  zugleich  über  die  Theorie  der  Vermö- 
genssteuer handelt  der  Aufsatz  im  Jahrgang  56.  Der  Aufsatz  im  Jahr- 
gang 55  bespricht  die  Agrarpolitik  Oesterreichs  seit  der  Grundentlastung, 
während  jener  im  Jahrgang  57  die  Frage  der  Bodenentschuldung  und 
Verschuldungsgrenze  erörtert.  Die  Frage  der  Steuerreform  bespricht 
Buchenberger  dann  noch  in  einem  1901  im  Finanzarchiv  von  Schanz 
veröffentlichten  Aufsatze. 

Das  Bild  Buchenbergers  würde  unvollkommen  sein,  wenn  wir  nicht 
seiner  glänzenden  Rednergabe  gedächten.  Wenn  der  Mann  mit  dem 
feingeschnittenen  Kopfe  und  den  durchgeistigten  Zügen  sich  zum  Spre- 
chen anschickte,  pflegte  alles  mit  Spannung  seinen  Ausführungen  zu 
harren.  Auch  wenn  man  seinen  Standpunkt  nicht  teilte,  war  man  we- 
nigstens eines  ästhetischen  Genusses  sicher.  Es  waren  eben  nicht  nur 
durch  ihren  Inhalt  interessante,  es  waren  künstlerisch  schöne  Gebilde, 
die  der  Redner  aus  einem    gegebenen  Stoff  zu   gestalten  wusste.     Den 
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ganzen  Zauber  seiner  liebenswürdigen  Persönlichkeit  entfaltete  Buchen- 
berger  in  seinen  Tischreden,  in  welchen  er  auch  der  »Dichtung  zau- 
berische Hülle«  um  die  Tatsachen  zu  schlingen  wusste.  So  fein  aus- 
gearbeitet die  Buchenbergerschen  Reden  zu  sein  schienen,  sie  waren 
keine  mühsam  gezogenen  Treibhauspflanzen.  Auch  wo  er  ein  reiches 
Material  zu  besprechen  hatte,  sprach  er  frei,  sich  stützend  lediglich  auf 
die  schmale  Basis  einer  allgemein  gehaltenen  Disposition.  Diese  Tat- 
sache war  den  P'reunden  Buchenbergers  längst  bekannt;  sie  hat  ihre 
Bestätigung  erhalten  dadurch  dass  sich  in  seinem  schriftlichen  Nach- 
lasse nicht  ein  Redekonzept  vorfand. 

Der  Name  Buchenbergers  war  allmählich  weit  über  die  Grenzen 
Badens  hinaus  bekannt  geworden.  Man  stellte  ihn  in  die  erste  Reihe 
der  Agrar-  und  Finanzpolitiker.  So  bewirkte  es  eigentlich  keine  Ueber- 
raschung,  als  im  Jahre  1897  beim  Freiwerden  eines  bedeutenden  Reichs- 
amtes das  Gerücht  im  Lande  sich  verbreitete,  dass  an  Buchenberger 
eine  Berufung  in  den  Reichsdienst  ergangen  sei.  Das  Ge- 
rücht war  begründet.  Der  damalige  Reichskanzler  Fürst  Hohenlohe 
bat  Buchenberger  im  Juni  des  genannten  Jahres  um  die  Erlaubnis, 
ihn  dem  Kaiser  für  den  Posten  eines  Staatssekretärs  des  Reichs: 
Schatzamtes  vorschlagen  zu  dürfen.  Buchenberger  lehnte  ab  und  hielt 
an  dieser  Ablehnung  auch  fest,  als  erneute  Versuche,  ihn  für  jenen 
Posten  zu  gewinnen,  unternommen  wurden.  Bei  seiner  sehr  entwickel- 
ten reichspatriotischen  Gesinnung  war  es  ihm  nicht  leicht,  dem  Reiche 
seine  Dienste  zu  versagen.  Allein  das  Gewicht  der  gegen  die  Annahme 
sprechenden  Gründe  überwog.  Und  dass  unter  diesen  Gründen  auch 
die  Liebe  zur  badischen  Heimat  eine  Rolle  spielte,  gestaltete  die  Ab- 
lehnung für  uns  Badener  um  so  erfreulicher.  Der  Grossherzog  ehrte 
die  Gesinnung ,  aus  der  die  EntSchliessung  Buchenbergers  hervorge- 
gangen war,  dadurch,  dass  er  ihm  das  Grosskreuz  des  Ordens  vom 
Zähringer  Löwen  verlieh. 

LTeberhaupt  mangelte  es  Buchenberger  in  den  letzten  Jahren  nicht 
an  Ehrungen.  Nachdem  er  im  Jahre  1893  als  Ministerialpräsident  an 
die  Spitze  des  Finanzministeriums  berufen  worden  war,  wurde  er  im 
Jahre  1894  zum  Staatsrat,  im  Jahre  1896  zum  Geh.  Rat  L  Klasse  er- 
nannt. Das  Jahr  1899  brachte  seine  Ernennung  zum  Finanzminister. 
Dem  schon  erwähnten  Grosskreuze  folgte  im  Jahre  1902  die  goldene 
Kette.  Von  den  ihm  verliehenen  ausserbadischen  Orden  sei  hier  nur 
der  Preussische  Kronenorden  I.  Klasse  erwähnt.  Seine  schriftstellerischen 
und  staatsmännischen  Verdienste  ehrte  1894  die  philosophische  Fakul- 
tät der  Universität  Freiburg,  indem  sie  ihm  die  Würde  eines  Dr.  philos. 
hon.  causa  verlieh.  Die  juristische  Fakultät  der  Universität  Heidelberg 
fügte  1897  dieser  Würde  die  des  Dr.  jur.  hon.  causa  hinzu. 

So  hohe  Ziele  der  Tätigkeit  Buchenbergers  in  den  letzten  20  Jah- 
ren seines  Lebens  gesteckt  waren  und  ein  so  heller  Glanz  seinen  Namen 
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umwob,  er  verleugnete  in  seinem  Auftreten  nie  die  liebenswürdige 
fränkische  Stammesnatur.  Manche,  die  ihm  in  der  Jugend  näher  ge- 
treten waren,  nahten  sich  ihm  später  mit  einiger  Beklommenheit,  aber 
sie  fanden  den  alten  Buchenberger  wieder,  der  nicht  bloss  freundliche 
Worte  hatte,  sondern,  wo  es  notwendig  war,  auch  hilfsbereiten  Sinn 
betätigte. 

Aus  seiner  Jugendzeit  hatte  er  den  regen  Natursinn  in  sein  späteres 
Leben  mit  herübergenommen.  E".r  Hess  kaum  einen  Urlaub  vorüber- 
gehen, ohne  dem  Gebirge  zuzustreben,  und  er  scheute  dann  auch  vor 
mühsamen  und  gefahrvollen  Bergbesteigungen  nicht  zurück.  Weilte  er 
in  der  Schweiz,  so  begleitete  ihn  häufig  der  Eidgenössische  Oberforst- 
inspektor Coaz  von  Bern,  mit  dem  er  sich  bei  Gelegenheit  von  Fischerei- 
konferenzen befreundet  hatte.  Im  Schwarzwalde,  der  seinem  Herzen 
im  Laufe  der  Jahre  immer  näher  rückte,  nahm  er  gern  an  den  ^on 
forstlicher  Seite  veranstalteten  Exkursionen  teil,  wobei  sich  ihm  Gelegen- 
heit bot,  sich  mit  den  »ewig  grünen  Palästen«  dieses  bevorzugten  Wald- 
gebietes auf  das  Genaueste  vertraut  zu  machen.  Mit  den  Organen  der 
Forstverwaltung  verband  ihn  auch  das  rege  jagdliche  Interesse,  das  sich 
in  seinen  letzten  Lebensjahren  bei  ihm  entwickelt  hatte. 

So  arbeitsreich  das  Leben  Buchenbergers  war,  er  fand  immer  noch 
Zeit,  sich  an  der  Geselligkeit  zu  beteiligen.  Auch  in  seinem  Hause 
herrschte  reger  Verkehr.  Manche  werden  sich  dankbar  der  genuss- 
reichen Stunden  erinnern,  die  sie  bei  geselligen  Vereinigungen  dort  zu- 
brachten. 

Der  Familienkreis  hatte  sich  allmählich  durch  den  Zuwachs  von 
drei  Töchtern  erweitert ,  die  an  den  geistigen  Interessen  der  Eltern 
Anteil  nahmen  und  auch  ihrerseits  dazu  beitrugen,  das  Familienleben 
schön  und  harmonisch  zu  gestalten. 

So  war  Buchenberger  eine  mit  beglückenden  Momenten  gesättigte 
Existenz  beschieden,  als  am  Bescherungstage  des  Jahres  1Q03  das  Lln- 
heil  über  ihn  hereinbrach.  Ein  Darmleiden  stellte  sich  ein,  das  nach 
einer  peinvoll  verbrachten  Woche  die  Ueberführung  des  Kranken  in 
das  städtische  Krankenhaus  und  die  Vornahme  einer  Operation  not- 
wendig machte.  Nun  folgte  eine  siebenwöchentliche  Leidenszeit,  wäh- 
rend welcher  dem  Kranken  und  seiner  ständig  im  Krankenhause  wei- 
lenden Familie  die  herzlichsten  Teilnahmekundgebungen,  u.  a.  auch 
von  der  grossherzoglichen  Familie,  zugingen.  Schon  glaubte  der  Laie, 
wieder  Hoffnung  schöpfen  zu  können,  als  am  20.  Februar,  nachmittags 
gegen  4  Uhr,  die  erschütternde  Kunde  aus  dem  Krankenhause  hinaus- 
drang, dass  die  Lebensfackel  des  verehrten  Mannes  erloschen  sei. 
Ueber  die  grossartigen  Ehrungen,  die  dem  Toten  bei  der  Einsegnung 
der  Leiche,  wie  bei  der  Beerdigung  bereitet  wurden,  haben  zahlreiche 
Zeitungen,  darunter  auch  die  »Karlsruher  Zeitung«,  seinerzeit  eingehend 
berichtet.     Von   dem   mit   einem  Berg   von  Kränzen   bedeckten  Grabe 
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trennten  sich  die  Leidtragenden  mit  dem  Bewusstsein,    dass  die  badi- 
sciie  Heimat  mit  Buchenberger  einen  ihrer  besten  Söhne  verloren  habe. 


Zur  Terminologie  gesetzlicher  Arbeiterinteressen-Vertretungen 

von 

Dr.   Bernhard   Harms 

Piivatdozent  in  Tübingen. 

Im  2.  Heft  des  letzten  Jahrganges  dieser  Zeitschrift  veröflfent- 
lichte  der  Herausgeber  eine  Besprechmig  meiner  zu  Anfang  vorigen 
Jahres  erschienenen  Broschüre:  »Deutsche  Arbeitskammern,  Untersu- 
chungen zur  Frage  einer  gesetzlichen  Interessenvertretung  der  Unter- 
nehmer und  Arbeiter  in  Deutschland^)«.  Der  von  ^/VV/;<?r  meinen  ter- 
minologischen Erörterungen  gegenüber  eingenommene  Standpunkt 
veranlasst  mich  —  bei  der  prinzipiellen  Wichtigkeit  dieser  Frage  — 
meine  Auffassung  in  folgendem  etwas  eingehender  zu  begründen.  Da 
der  mir  für  diesen  Zweck  freundlichst  zur  Verfügung  gestellte  Raum 
möglichste  Kürze  bedingt,  beschränke  ich  mich  darauf,  die  formulierten 
Ergebnisse  meiner  Studien  hier  wiederzugeben.  Den  Weg  induktiver 
Beweisführung  werde  ich  nur  insoweit  beschreiten,  als  Bücher  mir  ent- 
gegengetreten ist.  Für  alles  andere  muss  ich  mich  mit  dem  Hinweis 
auf  mein  Buch  begnügen. 

Unter  Interessenvertretungen  verstehe  ich:  Gesellschaft- 
liche oder  wirtschaftliche  Organisationen,  welche 
die  Wahrnehmung  der  Interessen  d  e  r  O  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  n  s- 
an  gehör  igen  oder  der  durch  die  Organisation  Ver- 
tretenen zur  Aufgabe  haben.  Dabei  ist  unter  »Wahr- 
nehmung d  e  r  I  n  t  e  1-  e  s  s  e  n«  jede  a  u  f  d  i  e  E  r  1  a  n  g  u  n  g  oder 
Behauptung  von  »Vorteilen«  gerichtete  Betätigung 
zu  verstehen.  Diese  »Vorteile«  können  materielle 
u  n  d  i  d  e  e  1  1  e  s  e  i  n  ;  w  e  1  c  h  e  r  A  r  t  sie  i  m  e  i  n  z  e  1  n  e  n  s  i  n  d  , 
ist  prinzipiell  belanglos.  Diese  Definition  umfasst  sowohl 
die  gesetzlichen  wie  die  freien  Interessenvertretungen '-). 

Für  die  gesetzlichen  Interessenvertretungen  der  Arbeiter  sind 
in  Deutschland  verschiedene  Bezeichnungen  üblich :  Arbeitskammern, 
Arbeiterkammern ,  Arbeitsämter  u.  s.  w.  Ein  einheitlicher  Sprachge- 
brauch   hat   sich   in    der  wissenschaftlichen   Literatur    bis    heute   nicht 


1)  Laupp'sche  Buchhandlung,  Tübingen. 

2)  Dass  die  »Interessenvertretung«  auch  eine  Handlung  oder  eine  Mehrzahl 
von  Handlungen  bedeuten  kann,  dass  ich  z.  B.  in  bestimmten  Fällen  eine  Person  mit 
der  Vertretung  meiner  Interessen  (meiner  Interessenvertretung)  beauftragen  kann ,  ist 
selbstverständlich.  In  diesem  Sinn  ist  auch  der  Inbegriff  der  Tätigkeiten  einer  »Ver- 
tretung« als  Organ,  als  eine  Summe  von  Handlungen  aufzufassen.  Unsere  Abhand- 
lung hat  es  jedoch  nur  mit  der  körperschaftlichen  Interessenvertretung  zu   tun. 
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herausgebildet,  obwohl  das  Bedürfnis  -nach  einem  solchen  gerade  in 
letzter  Zeit  recht  dringend  geworden  ist.  Um  nach  dieser  Richtung 
die  Wege  ebnen  zu  helfen,  habe  ich  in  meiner  Arbeit  eine  Terminologie 
auf  folgender  Grundlage  zu  geben  versucht : 

In  Bezug  auf  die  Bezeichnungen  »Kammer<^;  und  »Amt«  in  Ver- 
bindung mit  d  e  r  V  e  r  t  r  e  t  u  n  g  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  r  I  n  t  e  r- 
e  s  s  e  n  1),  wird  man  sagen  dürfen,  dass  die  Kammer  aus  »Vertretern^; 
besteht,  die  von  »Vertretenen«,  von  »Interessenten«  gewählt  werden. 
Das  Amt  hingegen  setzt  sich  aus  »Ernannten«  zusammen.  Das  Amt 
ist  behördliches  Organ ,  die  Kammer  öftentlichrechtliche  Korpo- 
ration. Die  Träger  des  Amts  sind  »Beamte«,  die  Träger  der  Kammer 
aber  »Vertreter«  oder  nach  allgemeinem  Sprachgebrauch  schlechtweg 
»Mitglieder«.  Ist  also  von  einem  »Arbeitsamt«  die  Rede,  so  kann  lo- 
gischer Weise  nur  ein  Organ  in  Betracht  kommen,  das  durchaus  be- 
hördlichen Charakters  ist.  Als  Schöpfer  eines  solchen  Amtes  können 
in  Betracht  kommen  der  Staat  und  die  Gemeinde.  Entschliessen  sich 
diese,  ein  Organ  ins  Leben  zu  rufen  —  etwa  in  der  Art,  wie  Würt- 
temberg und  Hessen  dies  für  die  Förderung  des  Kleingewerbes  in 
ihren  »Zentralstellen«  getan  haben  —  das  die  Interessen,  sagen  wir  zu- 
nächst einmal  der  »Arbeit«  wahrnehmen  soll,  ein  Organ,  dessen  »Be- 
amte« sie  selbst  ernennen,  so  würde  hier  die  Bezeichnung  »Arbeits- 
amt« am  Platze  sein.  Die  Art  der  Aufgaben,  mit  denen  ein  solches 
Arbeitsamt  betraut  würde,  käme  d^bei  nicht  in  Betracht;  es  könnte 
sich  ebensowohl  um  statistische  iVufnahmen  als  beispielsweise  (wie  bei 
den  württembergischen  und  bayerischen  Arbeitsämtern)  um  Arbeitsver- 
mittlung  handeln. 

Die  Mitglieder  der  Kam  m  e  r  werden  gewählt;  und  zwar  von 
den  Erwerbstätigen  jener  Wirtschaftszweige,  deren  Interessen  die  Kam- 
mer vertritt.  Bedingung  für  eine  solche  Kammer  ist,  dass 
sie  ihre  Verfassung  auf  gesetzlichem  Wege  erhält 
oder  zum  mindesten  hinsichtlich  ihrer  Existenz  und 
Gestaltung  nicht  von  der  E  n  t  s  c  h  1  i  e  s  s  u  n  g  ihrer  In- 
teressenten abhängig  ist.  Der  Begriff  »Kammer«  involviert 
gesetzliche  oder  behördliche  Inauguration,  streng  genommen  darf  man 
sagen :  nach  deutschem  Sprachgebrauch  ausschliesslich  gesetzliche.  Auf 
Grund  dieser  Terminologie  würden  alle  Institutionen,  die  von  Arbeitern 
selbst  ins  Leben  gerufen  werden,  z.  B.  die  Arbeitersekretariate  oder 
auch  Gewerkschaftskartelle  oder  gemeinsame  Vertretungen  der  Berufs- 
vereine, auf  die  Bezeichnung  »Kammer«  keinen  Anspruch  haben. 

Die  hier  gemeinten  »Interessen«  der  »Arbeit«  lösen  sich  für  un- 
sern  Zweck  auf  in  Unternehmer-  und  Arbeiterinteressen.     Je   nachdem 


l)  Dass  alle  andern  »Kammein<f,  wie  Parlament,   Gericlilskammer  u.  s.  w. ,  hier 
ausscheiden,  ist  wohl  selbstverständlich. 
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nun,  ob  letztere  allein  oder  ob  beide  gemeinsam  vertreten  werden, 
wird  man  von  Arbeiter-  oder  Arbeitskammern  zu  reden  haben.  Ar- 
beit e  r  k  a  m  m  e  r  n  zählen  zu  ihren  Mitgliedern  nur  Ar- 
beiter, die  wiederum  nur  von  Arbeitern  gewählt  wer- 
den. Die  Mitglieder  der  A  r  b  e  i  t  s  k  am  m  e  r  n  hingegen 
rekrutieren  sich  a  u  s  ü  n  t  e  r  n  e  h  m  e  r  -  und  Arbeiterkrei- 
sen; sie  begreifen  in  sich  eine  Interessenvertretung 
von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern.  Eine  be- 
stimmte Art  von  Tätigkeiten  auf  dem  Gebiet  der  Unternehmer-  und 
Arbeiterinteressen  kommt  für  das  Wesen  der  Arbeits-  oder  Arbeiter- 
kammer nicht  in  Betracht^). 

Von  Reichsarbeiter-  oder  Reichsarbeitskammern 
wird  zu  reden  sein  einmal,  wenn  für  das  ganze  Reich  nur  eine  einzige 
Kammer  errichtet  wird,  zum  andern  aber  dann,  wenn  eine  Viel- 
heit von  Kammern  in  einer  Z  e  n  t  r  a  1  k  a  m  m  e  r  ihre 
Spitze  findet,  wenn  beispielsweise  die  Vorsitzendender  einzelnen 
Arbeits-  oder  Arbeiterkannnern  die  Reichsarbeits-  bezw.  Reichsarbeiter- 
kammer bilden. 

Als  Zwischenkammern  Hessen  sich  auch  noch  Provinzial-  oder 
Landeskammern  einschieben.  Die  einzelnen  Kammern  würden  dann 
den  Provinzial-  oder  Landeskammern,  und  diese  wieder  der  Reichskam- 
mer unterstehen.  Letztere  würde  einer  bestehenden  Reichsbehörde 
subordiniert  werden  müssen.  Die  Organisation  wäre  aber  auch  so  zu 
denken,  dass  die  einzelnen  Kammern  einer  besonderen  Behörde,  einem 
Amt  unterstellt  würden.  Für  dieses  wäre  dann  die  Bezeichnung 
Reichsarbeitsamt  die  richtige.  Selbstverständlich  Hessen  sich 
auch  hier  Provinzial-  oder  Landesämter  einschieben. 

Schliesslich  sind  noch  einige  andere  in  Verbindung  mit  der  Ar- 
beitskammerfrage gebrauchten  Bezeichnungen  unterzubringen.  Zunächst 
die  sogenannten  »Arbeitsräte«.  Sie  bedeuten  nach  deutschem  und  ro- 
manischem Sprachgebrauch  durchaus  verschiedenes.  Die  französischen 
»conseils  du  travaib^  und  die  belgischen  »conseils  de  1'  Industrie  et  du 
travail«  müssen  auf  Grund  ihrer  Organisation  nach  deutschem  Sprach- 
gebrauch als  Arbeitskammern  bezeichnet  werden,  während  etwaige  A  r- 


i)  Mit  einer  Ausnahme:  sobald  es  sich  um  eine  Institution  handelt,  der,  neben 
andernAufgaben,  eine  Rechtsprechung  (nicht  blosse  Vermittlung)  über- 
tragen ist,  kann  nach  deutschem  Sprachgebrauch  der  Ausdruck  »Kammer«  nicht  an- 
gewendet werden.  In  diesem  Falle  handelt  es  sich  um  ein  »Gericht«.  Eine  aus  Un- 
ternehmern und  Arbeitern  zusammengesetzte  Institution  also,  der  eine  Rechtsprechung 
in  gewerblichen  Sachen  übertragen  ist,  wird  man  in  Deutschland  —  selbst  wenn  ihr 
die  verschiedenbten  Nebenaufgaben  zufallen  —  nicht  »Arbeitskammer«  oder  »Gewerbe- 
kammer« ,  sondern  »Gericht«  nennen  müssen.  Folgerichtig  sprechen  wir  in  solchem 
Falle  von  >.Gewerbegerichten«.  Dass  ein  Gericht  innerhalb  seines  Gesamtrahmens 
»Kammern«   hat,   ist  prinzipiell   belanglos. 
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b  e  i  t  s  r  ä  t  e  in  Deutschland  begrifflich  den  sog.  Beiräten  zugerech- 
net werden  müssten.  Eine  gesetzliche  Vertretung  wirtschaftlicher  In- 
teressen, die  sich  aus  gewählten  Mitgliedern  zusammensetzt,  als  Rat  zu 
bezeichnen,  ist  in  Deutschland  nicht  üblich.  Wo  wir  hier  auf  »Räte« 
stossen,  handelt  es  sich  um  sog.  »Beiräte«,  deren  Mitglieder  ernannt 
werden  und  denen  irgend  welche  Entscheidung  nicht  zusteht  V).  In  ro- 
manischen Ländern  hingegen  ist  für  Arbeitskammern  die  Bezeichnung 
Arbeitsrat  durchaus  üblich. 

Eine  neuerdings  vielgenannte  Einrichtung  sind  die  »Arbeiter- 
s  e  k  r  e  t  a  r  i  a  t  e<<;.  In  Hinsicht  ihres  Wesens  bestehen  in  der  Fach- 
wissenschaft keine  Meinungsverschiedenheiten.  Schlechtweg  können 
sie  als  »Auskunftsstellen  für  Arbeitern  bezeichnet  werden.  Sie  erteilen 
Rat  und  Auskunft  namentlich  in  Rechtsfragen,  vor  allem  hinsichtlich 
der  den  Arbeitern  auf  Grund  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung  zu- 
stehenden Rechte  ;  auch  machen  sie  letztere  den  Verpflichteten  gegen- 
über geltend.  Neuerdings  treiben  sie  mit  gutem  Erfolge  Arbeitsstatistik. 
Errichtet  werden  diese  Sekretariate  zumeist  von  Arbeiterberufsvereinen 
zuweilen  aber  auch  von  gemeinnützigen  Gesellschaften. 

Die  »Arb  e  it  er  ausschü  sse«  endlich  sind  V  e  r  t  r  e  t  u  n  g  e  n  der 
in  staatlichen  oder  privaten  gewerblichen  (landwirt- 
schaftliche sind  nicht  prinzipiell  ausgeschlossen)  U  n  t  e  r  n  e  h  m  u  n  g  e  n 
beschäftigten  Arbeiter.  Sie  sind  die  Quintessenz 
des  sog.  konstitutionellen  Systems  in  der  Fabrik. 
Ihre  Befugnisse  werden  ihnen,  soweit  nicht  eine  gesetzliche  Regelung 
vorliegt,  einseitig  vom  Unternehmer  zugewiesen.  Dieser  kann  allerdings 
unter  Umständen  durch  festes  Zusammenhalten  seiner  Arbeiter  gezwun- 
gen werden,  einen  solchen  Ausschuss  zu  organisieren  und  ihm  gewisse 
Befugnisse  einzuräumen.  Wie  dem  aber  auch  sei :  ü  b  e  r  d  i  e  G  r  e  n  z  en 
eines  einzelnen  Unternehmens  hinaus  reicht  die 
Wirksamkeit  solcher  Ausschüsse  niemals.  Eine  Ver- 
wechslung mit  andern  Institutionen  ist  deshalb  nach  üblichem  Sprach- 
gebrauch nicht  möglich.  — 

Diesen  Darlegungen  hält  nun  Bücher  in  der  angezogenen  Bespre- 
chung u.  a.  folgendes  entgegen:  »Was  mich  veranlasst,  die  Besprechung 
dieser  beiden  Schriften-)  zu  verbinden,  das  ist  eine  ziemlich  weit- 
läufige terminologische  Auseinandersetzung,  der  die  Arbeit  von  Harms 
ihr  erstes  Kapitel  widmet.  Es  handelt  sich  um  die  Ausdrücke  Arbeits- 
kammer,  Arbeits  r  a  t ,  Arbeitsamt  und  einige  andere,  die  der  Ver- 
fasser mit  ansehnlichem  Scharfsinn    auseinanderzuklauben  sucht 

Der  Verfasser    würde    gut    getan    haben,    wenn    er    bei    dieser  heiklen 


IJ  Z.  B. :  Der  Kolonialrat,   der  Auswanderiingsbeirat,    der  Landeseisenbahiirat,    der 
Versicherungsbeirat,  der  Reichsgesundlieitsbeirat  ii.   s.  w. 

2)   Es  handelt  sich  noch  um  Heft   i  der  vom  Kaiser!.  Statist.  Amt  herausgegebenen 
»Beiträge  zur  Arbeiterstatistik«. 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.      1905.     i.  II 
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Arbeit  etwas  mehr  auf  den  Sprachgebrauch  geachtet  hätte.  Usus  est 
tyrannus !  Der  Ausdruck  »Arbeiterkammer«  findet  sich,  soweit  ich 
sehe,  nur  in  dem  bekannten  österreichischen  Entwürfe,  von  da  ist  er 
übergegangen  in  den  J/afajaschen  Artikel  des  HWB.  d.  Staatsw.; 
überall  aber  ,  wo  der  Verf.  wirklich  ins  Leben  getretene  Institutionen 
aufweist,  da  heissen  sie  »Arbeitskammern«,  Kamers  van  arbeid,  camera 
del  lavoro,  chambres  oder  conseils  du  travail  —  einerlei  wie  sie  zu- 
sammengesetzt sind  und  wen  sie  vertreten.  Die  wissenschaftliche  Ter- 
minologie hat  sich  hier  der  Praxis  einfach  anzuschliessen,  wenn  sie 
nicht  die  grösste  Verwirrung  anrichten  will.  Die  Sprache  zu  meistern, 
das  mögen  die  Leute  vom  grünen  Tisch  versuchen;  die  Wissenschaft 
sollte  ihnen  darin  nicht  nachahmen.« 

Bücher  stellt  hier  die  prinzipielle  Forderung  auf,  dass  die  wissen- 
schaftliche Terminologie  sich  der  Praxis  anschliessen  soll.  Ich  stimme 
ihm  darin  durchaus  zu,  denn  das  Gegenteil  zu  tun,  wäre  Narretei.  Es 
kann  nun  aber  keine  Rede  davon  sein,  dass  ich  mich  solcher  künst- 
lichen Begriffsformulierung  schuldig  gemacht  hätte.  Im  Gegenteil  1 
Erst  nach  intensivstem,  mit  vieler  Kleinarbeit  verbundenem  Studium 
der  in  der  Praxis  gebräuchlichen  Ausdrücke  habe  ich  meine  Termino- 
logie zusammengestellt.  Ich  darf  deshalb  auch  sagen:  j9//r//^r  befindet 
sich  mit  seiner  Annahme,  dass  der  Ausdruck  »Arbeiterkammer«  nur 
in  dem  österreichischen  Entwürfe  vorkomme,  im  übrigen  aber  nicht 
zu  finden  sei,  im  Irrtum.  Es  sei  mir  gestattet,  zum  Beweise  dafür  aus 
meinem  reichen  Material  einiges  anzuführen.  Diese  Beweisführung  ist 
zwar  alles  weniger  als  interessant,  aber  es  kann  vielleicht  nichts  schaden, 
wenn  einmal  an  solchem  Einzelfall  gezeigt  wird,  welch'  mühsamen 
Weg  die  Begriffsbestimmung  gehen  muss,  um  Ausdrücke  des  allge- 
meinen Sprachgebrauchs  zu  finden. 

Bücher  weist  darauf  hin,  dass  alle  in  meiner  Arbeit  genannten 
Institutionen  die  Bezeichnung  »Arbeitskammern«  tragen.  Ganz  richtig. 
Aber  für  die  holländischen  »Kamers  van  arbeid« ,  die  belgischen 
»conseils  de  l'industrie  et  du  travail«,  und  die  französischen  »conseils 
du  travail«,  trifft  dieser  Ausdruck  durchaus  den  Sinn  meiner  Termino- 
logie ,  denn  diese  Organe  haben  sämtlich  paritätischen  Charakter. 
Die  Genfer  »chambres  du  travail«  aber  und  die  »Züricher  Arbeits- 
kammer« sind  Arbeitersekretariate,  die  mit  gesetzlichen  Interessenver- 
tretungen nicht  verglichen  werden  können.  Dasselbe  gilt  von  den 
italienischen  »camera  del  lavoro«.  Gesetzliche  Interessenvertretungen, 
die  sich  nur  aus  Arbeitern  zusammensetzen,  gibt  es  überhaupt  noch 
nirgends,  und  es  ist  deshalb  durchaus  natürlich,  dass  sich  auch  der 
Ausdruck  »Arbeiterkammer«  nicht  findet.  Indes:  Darf  etwa  aus  der 
Tatsache ,     dass    es  Detaillisten  kammern    noch    nicht    gibt  ^)   ge- 


l)   Die  beschlossene  Hamburger  funktioniert   noch  nicht. 
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schlössen  werden,  dass  auch  der  Sprachgebrauch  dieses  Wort  nicht 
kennt:  Gewiss  nicht.  Genau  so  aber  steht  es  mit  den  Arbeiterkam- 
niern.  In  Deutschland  haben  sich  in  Bezug  auf  die  Frage  der  Arbeiter- 
interessenvertretungen immer  zwei  Forderungen  gegenüber  gestanden : 
Einseitig  und  paritätisch  zusammengesetzte  Organe.  Und  überall,  wohin 
wir  auch  blicken,  finden  wir  als  Bezeichnungen  für  diese  Institutionen 
die  Ausdrücke:  Arbeitskammer  und  Arbeiterkammer.  Wohl  selten  hat 
sich  die  Praxis  so  rasch  an  einen  einheitlichen  Sprachgebrauch  gewöiint. 
Alle  vorhandenen  Gesetzentwürfe,  Anträge ,  Interpellationen  in  den 
verschiedensten  deutschen  Parlamenten  operieren  mit  diesen  Begriffen 
genau  im  Sinne  der  von  mir  zusammengestellten  Terminologie,  die  ich 
deshalb  mit  Recht  als  der  Praxis  abgelauscht  bezeichnen  kann.  Meine 
Vorstudien  zu  ^>dieser  heiklen  Arbeit«  enthalten  über  hundert  Arbeiter- 
kammerzitate, gewiss  ein  Beweis  dafür,  dass  ich  vorsichtig  zu  Werke 
ging.     Einige  dieser  Lesefrüchte  gebe  ich  nachstehend  wieder  : 

Bücher  sagt  an  einer  anderen  Stelle  seiner  Besprechung  (S.  400), 
dass  ich  bei  der  Aufzählung  der  bisher  gemachten  Vorschläge  u.  a. 
die  »sehr  interessante  Debatte  der  Württemberg.  Kammer  vom  22.  Juni 
1901  unberücksichtigt«  gelassen  habe,  »obwohl  gerade  aus  letzterer  für 
den  4.  Abschnitt«  meiner  Arbeit  »vieles  zu  lernen  gewesen  wäre«. 
Selbstverständlich  war  mir  diese  Debatte  bekannt,  und  tatsächlich  habe 
ich  aus  ihr  gelernt,  allerdings  für  den  1.  Abschnitt  meiner  Arbeit,  denn 
just  bei  dieser  Debatte  spielte  die  Frage,  ob  Arbeits-  oder  x'^rbeiter- 
kammern,  eine  grosse  Rolle.  In  der  Begründung  des  die  Errichtung 
von  Arbeiterkammern  fordernden  Antrages  der  sozialdemokratischen 
Partei  sagte  der  Abg.  Keil  u.  a.  i) :  »Also  nicht  »Arbeitskammern«, 
worunter  man  eine  paritätische  Vertretung  versteht,  sondern  »Arbeiter- 
kammern« -),  worunter  man  eine  ausschliessliche  Arbeitervertretung  sich 
vorstellt,  wünschen  wir«.  In  derselben  Debatte  sagte  der  Abg.  Hieb  er : 
»Die  Arbeiter  sollen  in  Arbeiterkammern  Gelegenheit  haben  ,  ihre 
Wünsche  und  Meinungen  direkt  den  Staatsbehörden  vorzutragen.  Des- 
wegen würde  ich  die  Arbeiterkammern  den  Arbeitskammern  vorziehen« 
(S.  1327).  Der  Minister  v.  Pischeck  führte  aus:  »Meine  Ansicht  ist 
die,  dass  es  sachgemässer  ist,  eine  Arbeiterkammer  zu  schaffen,  und 
paritätische  Organisationen  zu  unterlassen«.  (S.  1322).  Und  der  Abg. 
Rembold'.  »Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  sind  wir  unsererseits  für  ge- 
mischte Kammern ;  man  hat  sie  bisher  im  Gegensatz  zu  den  Arbeiter- 
kammern  Arbeitskammern   geheissen«    (S.    1333). 

Im  Mai  1904  kam  in  der  II.  württ.  Kammer  die  Arbeitskammerfrage 
wieder  zur  Verhandlung.  Ich  bemerke  nur,  dass  auf  der  Tagesordnung 
standen:  »Zwei  Anträge,  betreffend  die  Errichtung  von  Arbeiterkammern 


1)  Verhdl.   der   württemb.  Kammer  der  Abgeordneten  1901,    59.  Sitzung,  S.   1323. 

2)  S  und  er  im   Original  fettgedruckt. 
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\hx  vlu^icr  l>olnüt(e  «u  («ruuil«?  Il<»j{rmlc  Kuiuu»»ssiousbt?Mcht  weist  einen 
Abüe)\nitt  »«f.  ilcr  die  l'rbersvluift  tra^t:  Aiheitskammeru  oUcr  Aihdter» 
kauu«r»u*)>  Ute  ji«u//e  l>d>wtte  dirUte  sirh  um  tUcse  Kra^e,  ohne 
tltts*  »u^h  nur  ein  cin^i^cs  Mwl  lUvs  VVesien  dieser  Uej^ritVe  besomler^ 
ri^nterl  vv(>rüen  wäre    -  ütie  wtiren  »Uen  Ah^-eorvlneten  jjelauhg. 

In  Messen  wurvle  in  Uer  Sit^un^  »^er  zweiten  K«nnner  der  land- 
sUnUe  Yun»  ao,  i>e<Jl'.  ua'v  über  den  »Antta^i;  l  Itich  uud  r.enosseu. 
IxfUertVnd  die  tlinftlhrunjj  von  Arheitnrk«nunern«  verhandell*) 

In  Uren>en  lu\Uen  die  SwitddenH>kraten  im  li»hi^  »Oöi  u\  aev 
Uürjiers^hwrt  einen  AnU««  »hetrellend  die  Kiriehtun^s;  einer  Arbeiter« 
kiunuver  für  vbs  Uven»ische  Strtatsjfehiet*  einjjehrAcht.  Aus  den  Ycr» 
btvndUm^en.  die  »m  x^}.  KeUruar  und  5.  Mär»  »yio<>  i^tAttt'itnden.  hebe 
üb  li\>l^4iendes  betvorv  l>er  AbJ{^  i'>&</-»ii  »Wir  veibnjjen  in  unseren» 
Antrag  die  l'*vrichtuM,i;  einer  reinen  Arbeite» kivnn\»er.  ni^bt  einer  Arbeits» 
k;inux»er,  l><uin  tie^t  ein  l'ntersvbied^  l'nter  Arbeitskannnern  versteht 
»nun  ehre  i>«ritätisehe  Kanrmer.  »us»nu\)enj;esetat  «us  Artieit^sehern  und 
Art>eitnehn>etn*  *).  l>er  i\h^.  /V.  A'^sh"«»:  >\\\\  labre  iSva)  sind  i  Mv 
trft^e  tu  In'Ui;  auf  Arbeiterkammern  oder  Arbeitskununern  j;esteUt 
wt>rdvr  \  ^inen  Seite  wirti  vorj{esehb^en.  reine  Arbeiter» 

kiinunctu  /.u  i^ivuivuu;  «uf  vier  anvlern  Seite  wiU  num  paritätische 
Avbeitskiunmern.«  »l><vrvliber  mwUte  WU  keinen  /-wedVt  Urssen^  das* 
U'h  jwnsönUeh  ein  Frvunvl  der  Arbetterkanunern  bin*  *),  l>er  Abjj> 
/Mw-^^^r:  vKü  sind  unKvdi^hr  drei  Jahre  her.  dass  ich  hier  den  Antrag 
jiestellllt  habe»  auf  Uildun^  einer  Arbeits-  v>der  Arbeiterkammer*  ^K  IVr 
Al>jjv  H-uinlktAUti  »t's  wird  immer  Y\>n  Arbeiterkammer  rrnd  Arbeitskammer 
jjesjHAH'henv  Auch  Herr  ti(/J&6k(iK  ist  leicht  darüber  hiuwejtj;e^i{ar\^en 
während  doch  ein  fev>k>*üsaler  l'nterschie^l  «wischen  beiden  vurharrden 
ist.  l>iie  Aiit'eiterkammern  sotten  eirve  Vertretur^«  der  Arbeiter  dar- 
sleUen,.  während  die  Arbeitskammern  InstUute  sind,  die  mit  Arbeit, 
Hebern  und  Arbeitnehmern  besetzt  sind«.  »Arbeiterkanunern  und  Ar» 
beitskammern  sind  ^grundverschiedene  l>i»»jie«  *k 

U»  U  a  d  e  n  lag  der  \\  Kamrrrer  am  .4.  Juli  \^i  ern  Antraj;  auf 
Krrichtunj;  einer  »Arbeitskammer«  vor,  dre  |NAritätisch  -susamn^eri^eselAl 

•>  Wüxlili»  Kawiiöiwii  dW«  At>ij5s  iv)f04v  tWib^*  ^<,au  S.  Si. 

\,\  t*iv>itvJw>];li  vtiift!  ^([v  Siiii/Aniis  "i^f"  'Iv  K.*wiiiiHifr  vt<e«  l,aH«.l>ui,iivvU"  ryw,  >  >>S. 
Vk;I,.   rWMvIa.tvIl:«.'»!;  »<,k>»,    ^^t^   Sit-iwui^. 

i>i>  KI:>viiV'.1*'»vI]I;n>U;  S^  »ji.. 
X\  f;i;><fuvln*wl!li>*ii  Sv  ij^i. 
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sein  sollte.  Am  27.  März  1904  v.rnui'i'.lte  dieselbe  Kammer  uljer  den 
gleichen  Cie/^enstarid.  Diesmal  freilich  lautete  der  Antrag:  .>Gross- 
herzogliche  Regierung  zu  ersuchen,  im  deutschen  Reichstag  und  Bun- 
desrat auf  ein  Gesetz  über  P>richtung  von  Arbeiterkammern  hinzu- 
wirken?. Auch  hier  wieder  drehte  sich  die  Debatte  in  der  Hauptsache 
um  die  Frage,  ob  Arbeits-  oder  Arbeilerkammern  ';.  Ich  begnüge  mich 
mit  der  Wiedergabe  einer  Aeusserung  des  .Ministers  Dr.  Schenkel:  »Die 

Sache    hat   ihre   gros.sen   Schwierigkeiten Sie  sehen  dies  auch 

daraus,  das»  diejenigen  Herren,  die  vor  zwei  Jahren  die  P^rrichtijng 
der  Arbeitskanlmern  hier  im  Landtag  zur  Sprache  gebracht  haben, 
und  jetzt  wieder  einen  auf  Errichtung  von  Arbeitervertretungen  ab- 
zielenden Antrag  stellen,  in  einem  grundsätzlich  wichtigen  Punkt  heute 
eine  Auffassung  vertreten,  welche  von  der  ....  vollständig  abweicht<r  '^). 

In  Reuss  j,  L.  wurde  im  Landtag  am  12.  Februar  1902  ein  aus- 
führlicher Antrag  eingebracht,  der  das  fürstliche  Mini.sterium  ersuchte, 
vbaldrnöglichst  einen  fiesetzentwurf  betreffend  die  Errichtung  einer 
Arbeiterkammer  für  das  Fürstentum  Reuss  j,  L.  vorzulegen«  '^). 

Im  Oldenburger  Landtag  forderte  der  Abg.  Duden  in  der 
Sitzung  vom  22.  Januar  1903  vdie  Ergänzung  der  übrigen  Interessen- 
vertretungen durch  Errichtung  einer  Arbeiterkammer^  *). 

In  Sachsen-Alten  bürg  sagte  gelegentlich  der  Etatberatung 
1898/00  der  Abgeordnete  KäppUr:  >Ich  habe  bereits  in  der  Kommis- 
sion mir  erlaubt,  darauf  hinzuweisen,  dass  als  unbedingt  notwendiges 
Korrelat  zu  der  Errichtung  einer  Handelskammer  die  Errichtung  einer 
Arbeiterkammer  erforderlich  ist«  ■'). 

Auch  im  preussischen  Landtage  war  gelegentlich  von  Ar- 
beiterkamraern  die  Rede.  Schon  am  24.  April  1896  erklärte  sich 
der  Abg.  v.  ßrockhausen  gegen  ihre  Einführung,  weil  die  »Arbeiter  als 
solche  kein  iierufsstand,  sondern  die  Arbeiterin  den  einzelnen  Gewerben 
eng  mit  ihrem  Gewerbe  verbunden  seien*  '';  ~). 

Geradezu  Legion  müsste  die  Zahl  der  Zitate  werden,  wollte  ich 
die  Auszüge  aus  den  Verhandlungen  des  Reichstages  hier  wieder- 


1)  Vgl.  Beilage  zum  Protokoll  der  öffcnt).  .Sitzung  der  II.  Kammer,  10.  April 
1902,  4,  Juli  1902,  8.  Juli  1902,  17.  Febr,  1904,  26.  März  1904. 

2)  Karlsruher  2Sdtung  1904,  Nr.  115,  Badischer  Landtag,  S.  576.  Vgl.  auch 
cbcndasclb-st  S.  578,  579,  580  und  581, 

3)  Drucksachen  1902,  Beilage  Xr.   10,  18. 
4j  28.  Landtag.  Berichte  S.  102, 

5j  Landschaftliche  Mitteilungen  über  den  Landtag  des  Herzogtums  Sachsen- 
Altenburg  1898  —  1900  I.  Abt.  .S.   526.     Vgl.  ebenda-selbst  1901— 1903  S.  295  fT. 

6)  Verbandlungen  de»  Hause»  der  Abgeordneten  59,  Sitzung  1896,  S.  1889.  Vgl. 
ebendaselbst  12.  Sitzung  S,  278 ;  33.  Sitzung  1895,  •''•  '073- 

"j)  Vgl,  ferner:  Sachsen,  Berichte  der  IL  Kammer,   1904  Nr.  232. 
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geben.  Ich  beschränke  mich  auf  den  Hinweis,  dass  sowohl  das  Zen- 
trum wie  die  Sozialdemokraten  die  Schwenkung  von  Arbeiterkammern 
zu  Arbeitskammern  machten ,  und  dass  bei  den  bezüglichen  Anträgen 
und  Debatten  immer  der  Name  die  Sache  im  Sinne  unserer  Termino- 
logie deckte.  Der  mir  hier  zur  Verfügung  gestellte  Raum  verbietet  mir 
leider,  das  umfangreiche  Beweismaterial  zu  publizieren.  Ich  glaube  aber 
auch ,  dass  mit  Obigem  mein  Standpunkt  genügend  motiviert  ist.  Ich 
bemerke  noch ,  dass  auch  die  Tagespresse  Arbeitskammern  und  Ar- 
beiterkammern konsequent  unterscheidet.  Aus  den  mir  seitens  eines 
Bureaus  im  letzten  Jahre  zugeschickten  etwa  130  Zeitungsausschnitten 
geht  das  deutlich  hervor.  Allein  ein  kleines  Dutzend  Leitartikel  trägt 
die  Ueberschrift :  »Arbeits-  oder  Arbeiterkammern«.  Weiter  gestatte  ich 
mir  den  Hinweis,  dass  sowohl  auf  dem  Arbeiterkongress  in  Frankfurt, 
wie  auf  dem  15.  Verbandstag  der  Hirsch-Duncker'schen  Gewerkvereine 
in  Hannover  scharf  zwischen  Arbeits-  und  Arbeiterkammern  unterschie- 
den wurde.  In  Hannover  hat  man  sogar  einen  ganzen  Tag  über  die 
beiden  leidigen  Buchstaben  in  einer  vorgelegten  Resolution  leiden- 
schaftlich debattiert  —  mit  dem  Erfolg,  dass  aus  dem  s  er  gemacht 
wurde.  Endlich  darf  ich  noch  bemerken,  dass  ausser  der  £i/i/iersc\\en 
Rezension  keine  andere  meiner  Terminologie  entgegengetreten  ist. 

Gern  nähme  ich  noch  Gelegenheit,  auf  einiges  andere  in  der  BUchcr- 
schen  Besprechung  einzugehen ,  z.  B.  ganz  in  seinem  Sinne  auf  den 
Unterschied  zwischen  Arbeits-  und  Arbeiterstatistik  (S.  399).  Die  Be- 
zeichnung »Kommission  für  Arbeiterstatistik«  nenne  ich  mit  ihm  einen 
Raub  an  unserer  Sprache.  Den  Satz  freilich,  dass  ein  Weiterverfolgen 
der  terminologischen  Seite  der  Arbeitskammerfrage  ergeben  würde, 
dass  die  »sprachliche  Analogie  der  Handels- ,  Handwerks-  und  Land- 
wirtschaftskammern ,  d.  h.  der  einseitigen  Interessenvertretungskörper- 
schaften, von  Händlern,  Handwerkern,  Landwirten  darauf  führen  muss, 
die  Arbeitskammern  auszugestalten  als  einseitige  Vertretungen  der  Ar- 
beiter«, kann  ich  nicht  unterschreiben.  Gerade  die  terminologische  Un- 
tersuchung nach  dieser  Richtung  hat  mich  vom  Gegenteil  überzeugt. 
Vielleicht  kann  ich  demnächst  an  anderer  Stelle  auch  das  Beweismate- 
rial für  diese  Auffassung  veröffentlichen  —  an  L^mfang  steht  es  dem 
oben  Gegebenen  nicht  nach. 

Schliesslich  noch  eine  Bemerkung.  Bilchcr  sagt  S.  400  seiner  Be- 
sprechung :  »In  methodischer  Hinsicht  kann  es  nur  befremden,  dass, 
nachdem  er  in  Abschnitt  II,  S.  12,  14  und  18  den  Misserfolg  solcher 
Institutionen  in  Belgien  und  Holland  konstatiert  hat  —  den  einzigen 
Ländern,  in  denen  man  mit  ihnen  hat  Erfahrungen  sammeln  können  — 
sie  für  Deutschland  empfohlen  werden.«  Ich  bin  gegenüber  solchen 
Vorwürfen  besonders  empfindlich,  da  ich  das  Glück  hatte,  während 
meiner  Studienzeit  immer  Lehrer  zu  finden  —  auch  Bücher  gehört  zu 
ihnen  —  die  auf  methodologischem  Gebiete  besonders  hohe  Ansprüche 
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stellten.  Es  sei  mir  deshalb  gestattet,  darauf  hinzuweisen,  dass  ich  den 
angedeuteten  Weg  unter  allen  Umständen  gehen  musste.  Hätte  ich  die 
Erfahrungen  des  Auslandes  nicht  berücksichtigt,  so  könnte  mir  daraus 
mit  grösserem  Recht  ein  Vorwurf  gemacht  werden.  Ich  habe  nun  auch 
keineswegs  das  Beispiel  Hollands  und  Belgiens  direkt  zur  Nachahmung 
empfohlen  ,  vielmehr  bin  ich  in  meiner  Arbeit  dafür  eingetreten ,  dass 
die  im  Ausland  gemachten  Fehler  bei  uns  vermieden  werden  möchten. 
Das  bedingte  selbstverständlich  ein  Eingehen  auf  diese  Feliler.  Im 
4.  Abschnitt  meiner  Arbeit  heisst  es  denn  auch  (S.  70):  »Wie  aber 
kommt  es  denn  nun,  so  kann  mit  Recht  gefolgert  werden,  dass  alle 
einschlägigen  Institutionen  des  Auslandes  den  gewünschten  Erfolg  nicht 
hatten?!«  Ich  komme  in  Beantwortung  dieser  Frage  zu  dem  Ergebnis, 
dass  nicht  die  Institutionen  als  solche,  sondern  die  spezifischen  hollän- 
dischen und  belgischen  Verhältnisse  die  Schuld  an  dem  Misserfolg 
tragen,  Verhältnisse,  welche  in  dem  Masse  in  Deutschland 
nicht  wirksam  sind.  Dieses  für  meinen  prinzipiellen  Standpunkt 
so  überaus  wichtige  Ergebnis  war  aber  auf  einem  andern  als  dem  von 
mir  eingeschlagenen  Wege  nicht  zu  erlangen.  Ich  glaube  deshalb,  dass 
mir  in  methodischer  Hinsicht  ein  Verstoss  nicht  wohl  vorgeworfen  wer- 
den kann. 

Tübingen,  Mitte  August  1904. 

Nachschrift.  So  dankbar  ich  für  den  oben  mit  grosser  Gründ- 
lichkeit geführten  Nachweis  sein  kann,  dass  in  der  Tat  ein  ausgebrei- 
teter parlamentarisch-journalistischer  Sprachgebrauch  existiert,  der  Ar- 
beits- und  Arbeitei'kammern  in  dem  vom  Verfasser  angenommenen 
Sinne  unterscheidet  (ein  Sprachgebrauch,  der  mir  übrigens  nicht  unbe- 
kannt war,  wie  mein  Hinweis  auf  die  Kammerverhandlung  vom  22.  VI. 
igoi  zeigt),  so  wenig  habe  ich  mich  überzeugen  können,  dass  es  nun 
zweckmässig  sei,  gegen  die  Analogie  der  Handels-,  Handwerks-  und 
Landwirtschaftskammern,  in  der  Wissenschaft  eine  aus  Unternehmer- 
und Arbeitervertretern  zusammengesetzte  Körperschaft  Arbeitskammer 
zu  nennen  und  sie  unter  die  »Interessenvertretungen«  einzureihen.  Für 
alles  andere  darf  ich  auf  meine  Besprechung  verweisen,  sowie  auf  einen 
soeben  in  der  Monatsschrift  »Nationalliberale  Jugend«  erschienenen 
Aufsatz  von  A.  Winninghaus .  mit  dessen  Ausführungen  ich  sachlich 
durchaus  übereinstimme.  Buche  r. 


Die  italienischen  Arbeitskammern  und  das  Arbeitsamt. 

Von 
Dr.  Gerhard    L  o  s  e  r  t  h. 
Im  Interesse    derer,    welche   einen  Einblick  in  die  Sozialgeschichte 
Italiens  vornehmlich,  der  zwei  letzten  Jahrzehnte,  gewinnen  wollen,  wird 
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es  angezeigt  sein,  gleichzeitig  auf  zwei  Publikationen  aufmerksam  zu 
machen,  so  seltsam  auch  die  Zusammenstellung  beider,  nach  Umfang 
und  Charakter  völlig  verschiedener  Veröffentlichungen  auf  den  ersten 
Blick  erscheinen  mag.  Wir  meinen  die  Schriften  des  italienischen  Ar- 
beitsamtes, das  die  Ergebnisse  des  ersten  Jahres  seiner  Tätigkeit  vor 
einiger  Zeit  versandt  hat,  und  dann  die  kleine,  inhaltsreiche  Broschüre 
von  Dr.  Pinardi  und  Dr.  Schiavi  über  die  italienischen  Arbeitskammern  ^j. 
Diese  Privatarbeit  der  beiden  Mailänder  Doktoren ,  welche  über  den 
durch  den  Titel  gegebenen  Rahmen  hinaus  eine  Skizze  der  sozialpoli- 
tischen Strömungen  im  Königreich  Italien  gibt,  kann  allen  Nichtitalie- 
nern  als  Einleitung  in  das  Verständnis  der  Absichten  und  Aufgaben, 
denen  das  Arbeitsamt  und  seine  Schriften  dienen,  angelegentlich  em- 
pfohlen werden. 

Die  italienischen  Arbeitskammern  sind  jungen  Ursprungs. 
Die  Anregung  zur  Begründung  der  ersten,  die  in  Mailand  entstand, 
kommt  1888  aus  Frankreich.  Im  Jahre  1893  zählt  man  bereits  12,  fünf 
Jahre  später  20  Kammern.  Sie  fanden,  allerdings  nicht  ohne  Wider- 
streben der  klerikalen  und  konservativen  Elemente  in  den  Stadtver- 
tretungen, deren  Unterstützung  durch  Subventionen  und  Ueberlassung 
von  Räumen.  Um  die  Zeit,  da  die  an  Zahl  und  Einfluss  rasch  wach- 
senden Arbeitskammern  ihre  Agitation  auf  die  landwirtschaftliche  Be- 
völkerung ausdehnen  wollen,  werden  sie  gewaltsam  unterdrückt.  Die 
sozialen  Unruhen  und  Stürme,  von  denen  Italien  1898  heimgesucht 
wurde,  gaben  dazu  den  Vorwand.  Aber  schon  vier  Monate  nachher 
geht  von  Bologna  ein  Aufruf  aus ,  der  die  Neuerrichtung  der  Arbeits- 
kammern fordert.  Doch  hebt  die  Epoche  der  Wiederbelebung  erst  mit 
dem  Sturze  des  Ministeriums  Pelloux  an.  Wie  rasch  sich  die  Arbeits- 
kammern nun  vermehren,  zeigt  sich  darin,  dass  dem  Zentralverbande  im 
Jahre  1901  57  Arbeitskammern  mit  200000,  im  folgenden  72  mit  240000 
Mitgliedern  angehören. 

Der  Wert  der  genannten  Broschüre  für  unsere  Kenntnis  der  so- 
zialen Entwicklung  Italiens,  liegt  nun  darin,  dass  sie  die  Geschichte 
der  Arbeitskammern  bis  zur  jüngsten  Zeit  verfolgt,  während  die  beiden 
vorhergehenden,  deutschen  Arbeiten  -^on  Sombart  und  Jolin  (erschienen 
1895  und  1900)  nur  über  die  Entstehungszeit,  die  zweite  auch  noch 
über  die  Periode  der  gewaltsamen  Unterdrückung  berichten- 

Seither  sind  aber  im  A^erhältnis  der  Arbeitskammern  und  der  ita- 
lienischen Regierung  tiefeinschneidende  Aenderungen  eingetreten,  deren 
Kenntnis  Voraussetzung  auch  für  das  Verständnis  der  Schriften  des 
Arbeitsamtes  sind.  Die  Politik  der  dem  Ministerium  Pelloux  nachfol- 
genden, linksgerichteten  Ministerien  geht  nämlich  dahin,  die  Arbeiter- 
bewegung  durch  eine   liberale  Sozialpolitik    in    die  bestehende    soziale 

l)  Schriften   der  Gesellschaft  für  soziale  Reform.    Heft   14. 
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Ordnung  gewissermassen  einzugliedern.  Auch  die  Errichtung  des  Ar- 
beitsamtes ist  ein  Versuch,  die  Arbeiterschaft  zur  Mitarbeit  an  der 
staathchen  Soziah-eform  heranzuziehen.  Als  charakteristisch  für  diese 
Politik  führen  die  genannten  Autoren  ein  Rundschreiben  des  Ministers 
Baccelli  an  die  Arbeitkammern  an ,  dem  wir  folgenden  Absatz  ent- 
nehmen : 

»Die  organisierten  Arbeiter  müssen  im  Arbeitsamte  das  mächtigste,  sicherste  und 
gesetzlichste  Mittel  erkennen  ,  ihre  Rechte  auf  dem  Gebiete  der  öffentlichen  Verwal- 
tung geltend  zu  machen  ,  für  sie  muss  in  den  neuen  Instituten  das  geeignetste  Mittel 
liegen,  ihre  Bedürfnisse  auszudrücken  und  anzuzeigen ;  es  muss  ihnen  die  beste  Werk- 
statt sein,  wo  sie  bessere  Bedingungen  schmieden  können;  es  muss  für  sie  die  grössle 
Garantie  für   die  gerechte  und  strenge  Anwendung   der  Arbeitergesetzgebung  bilden.« 

In  diesem  Tone  geht  es  in  dem  Rundschreiben  fort.  Nun  wäre 
allerdings  einer  solchen  offiziellen  Erklärung  nicht  viel  Gewicht  beizu- 
legen, wenn  nicht  Handlungen  nach  derselben  Richtung  wiesen.  In  der 
Tat  lässt  die  gesamte  Anlage  der  Schriften  des  nationalen  Arbeits- 
amtes deutlich  die  Absicht  hervortreten,  volkstümlich  zu  wirken  und  die 
Verbände  der  Arbeiter  zur  Mitarbeit  heranzuziehen.  Aeusserlich  ist 
schon  die  Bestimmung,  dass  die  Schriften  zu  einem  Preise,  der  bloss 
die  Druckkosten  ersetzt,  verkauft  und  überdies  an  die  Arbeiterverbände 
unentgeltlich  abgegeben  werden,  ein  Zeugnis  für-  diese  Sonderaufgabe 
des  Arbeitsamtes.  Ja,  Hesse  man  diesen  Zug  in  den  Schriften  des  Ar- 
beitsamtes ausser  Acht ,  so  würde  man  sie  mit  einem  falschen  Masse 
messen. 

Die  Veröffentlichungen  des  Arbeitsamtes  sind  in  3  Gruppen 
eingeteilt.  Monatlich  erscheint  das  »Bollettino  dell  Ufficio  del  lavoro«, 
ohne  strengen  zeitlichen  Zwang  die  »Atti  del  consiglio  superiore  del 
lavoro«  und  eine  Reihe  von  Monographien,  von  denen  bisher  drei  er- 
schienen sind. 

Ungefähr  die  Hälfte  des  Raumes  des  Bollettino  ist  einer  sehr 
ausführlichen  Berichterstattung  über  die  Lage  des  Arbeitsmarktes 
in  und  ausser  Italien  gewidmet.  Was  den  anderen  Raumteil  betrifft, 
so  stellt  das  Bollettino  keinen  neuen  Typus  unter  den  sozialpolitischen 
Zeitschriften  dar,  es  gleicht  nach  Anlage  und  Aufgabe  der  österreichi- 
schen »Sozialen  Rundschau';.  Da  dieser  Teil  also  nur  dem  Nachrichten- 
bedürfnis der  Italiener  dient,  können  wir  uns  auf  die  Besprechung  des 
»Arbeitsmarkt«  überschriebenen  Teiles  beschränken. 

Unter  diesem  Titel  finden  wir,  da  Prof.  Moniemartini  in  seiner 
methodologischen  Einleitung  dem  Begriff"  »Arbeitsmarkt«  einen  wei- 
teren Umfang  gibt,  als  es  bisher  im  nationalökonomischen  Sprachge- 
brauch üblich  war,  ausser  den  Mitteilungen  über  Angebot  von  und 
Nachfrage  nach  Arbeitskräften,  auch  Nachweise  über  Arbeitszeit  und 
Lohnsätze,  ferner  über  innere  Wanderungen. 

Die  Berichte  über  den  Arbeitsmarkt  im  engeren  Sinne  treten  sogar 
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Stark  zurück.  Der  Arbeitsnachweise,  welche  eine  Messung  des  Ange- 
botes auf  dem  Arbeitsmarkt  ermöglichen,  sind  nur  wenige.  Auch  die 
Zahl  der  Unternehmerverbände ,  deren  Angaben  über  die  Zahl  der 
jeweils  beschäftigten  Arbeiter  die  Feststellung  der  Nachfrage  gestatten, 
scheint  nicht  genügend  gross  zu  sein.  Prof  Montemartini  ist  allerdings 
optimistischer  als  wir,  doch  exerapla  docent.  Die  österreichische  »So- 
ziale Rundschau«  brachte  auch  anfangs  die  Berichte  der  wenigen  in  Oester- 
reich  existierenden  Arbeitsnachweise  mit  den  Berichten  der  Handelskam- 
mern über  den  Beschäftigungsstand  unter  dem  Gesamttitel  »Arbeitsmarkt«  ; 
jetzt  sondert  sie  beide  Berichte  uud  zeigt  dadurch  freimütig  an,  dass  das 
Material  nicht  ausreichte,  ein  entsprechendes  Bild  des  Arbeitsmarktes  zu 
geben.  Zugegeben,  dass  die  Verhältnisse  in  Italien  besser  liegen,  eine  stich- 
haltige Berichterstattung  über  Nachfrage  und  Angebot  auf  dem  Arbeits- 
markt lässt  sich  nur  erzielen,  wenn  Beschäftigung  oder  Arbeitslosigkeit 
der  grossen  Mehrzahl  der  Arbeiter  in  einheitlicher  Weise  konstatiert 
werden  kann.  Dazu  sind  —  das  Arbeitsamt  trift't  da  nicht  der  geringste 
Vorwurf  —  die  Voraussetzungen  in  Italien  noch  nicht  vorhanden. 

Ausführlicher  und  sehr  interessant  sind  die  Mitteilungen  über  Ar- 
beitszeit und  Lohnsätze,  welche  auf  den  von  den  Arbeits- 
kammern und  nationalen  Berufsorganisationen  der  Arbeiter  gelieferten 
Angaben  beruhen.  Neben  der  Zahl  der  organisierten  x^rbeiter  und  der 
Arbeitslosen  unter  ihnen  werden  die  am  häufigsten  vorkommenden  Ar- 
beitszeiten und  die  am  häufigsten  gezahlten  Lohnsätze  festgestellt.  Da 
die  Arbeitskammern  diese  Daten  für  jede  Berufsgruppe  und  innerhalb 
dieser  oft  für  einzelne  Arbeiterkategorien  feststellen ,  die  nationalen, 
das  gesamte  Land  umfassenden  Organisationen  der  Arbeiter  eines  In- 
dustriezweiges wieder  mit  ihren  Angaben  bis  zu  kleinen  örtlichen  Ein- 
heiten herabgehen,  so  besitzen  diese  Tabellen  der  orari  e  salari  piü 
frequenti  einen  grösseren  Wert ,  als  die  angewendete  Methode  zuerst 
vermuten  lässt. 

So  hat  sich  das  Heranziehen  der  Arbeitskammern  und  Gewerk- 
vereine zu  den  Arbeiten  des  nationalen  Arbeitsamtes  schon  jetzt,  auch 
für  eine  Description  der  sozialen  Zustände  Italiens  günstig  erwiesen.  Mit 
dem  Eindrucke,  dass  die  Leiter  des  Arbeitsamtes  die  Summe  des  im 
Augenblicke  für  die  Arbeitsstatistik  Erreichbaren  auch  erstrebt  und  er- 
zielt haben,  scheiden  wir  vom    Bollettino. 

Zum  Schlüsse  noch  das  Notwendigste  über  die  einzelnen  M  o  n  o- 
g  r  a  p  h  i  e  e  n  des  Arbeitsamtes.  Sie  tragen  alle  den  Charakter  sozial- 
politischer Studien,  d.  h.  nicht  die  Schilderung  sozialer  Zustände,  son- 
dern die  Untersuchung  über  die  Wirksamkeit  bestehender,  über  die 
Zweckmässigkeit  und  Möglichkeit  neuer  sozialpolitischer  Gesetze  und 
Institutionen  ist  das  letzte  Ziel  dieser  Schriften.  Zwei  dieser  Mono- 
graphieen  geben  sich  als  Untersuchungen  über  die  Anwendung  des  Ge- 
setzes über  die  Franc  n-  u  n  d  K  i  n  d  e  r  a  r  b  e  i  t.     Dieses  Gesetz  be- 
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Stimmt  im  §  6,  dass  schwangere  Frauen  erst  einen  Monat  nach  der 
Entbindung  wieder  beschäftigt  werden  dürfen,  im  besonderen  Falle  auch 
früher,  aber  immer  erst  nach  drei  Wochen,  wenn  das  Sanitätsamt  der 
Wohngemeinde  in  einem  Certifikat  erklärt,  dass  der  fiesundheitszustand 
die  Aufnahme  der  gewöhnlichen  Arbeit  gestattet.  Der  Antrag  der  So- 
zialdemokraten ,  eine  Kasse  zu  errichten,  welche  den  Wöchnerinnen 
während  dieser  Zeit  des  Ausschlusses  A-on  der  Ai-beit  ^/i  ihres  Lohnes 
als  Unterstützung  gewährt,  Avurde  wohl  aus  technischen  Gründen  abge- 
lehnt. Dagegen  nahmen  die  Kammern  und  der  Senat  Tagesordnungen 
an,  welche  die  Vorlage  eines  Regierungsentwurfes  über  die  Errichtung 
solcher  Kassen  (casse  di  maternitä)  fordern.  Dem  Arbeitsamte  fiel  so 
die  Aufgabe  zu,  die  versicherungstechnischen  Voraussetzungen  für  diese 
Einrichtung  zu  prüfen.  Die  Untersuchung  erstreckte  sich  auf  172365 
Arbeiterinnen  zwischen  15  und  54  Jahren ,  denen  584653  in  diesem 
Alter  gegenüberstehen,  welche  durch  die  Volkszählung  festgestellt  wur- 
den, wenn  man  ^jn  der  gezählten  Arbeiterinnen  als  ausserhalb  der  Jahre 
der  Gebärfähigkeit  stehend  von  der  Gesamtzahl  der  Arbeiterinnen  ab- 
rechnet. 

Die  Untersuchung  ergab,  dass  eine  reine  Prämie  von  30  oder  45 
Zehntausendteilen  des  Arbeitseinkommens  genügen  würde ,  um  jeder 
Arbeiterin  während  der  dreissig  Tage  nach  der  Entbindung  die  Hälfte 
oder  drei  Vierteile  des  Lohnes  als  Unterstützung  zu  sichern. 

Li  den  zahlreichen  angefügten  Tabellen  findet  der  Sozialstatistiker 
wertvolle  Angaben  über  die  Beschäftigungsdauer  während  des  Jahres, 
die  durchschnittlichen  Löhne  und  die  Zahl  der  Geburten,  aufbereitet 
für  die  einzelnen  Lidustriezweige  und  Provinzen.  Da  als  weitere  Ergeb- 
nisse der  Enquete  sozialstatistische  Tabellen,  u.  a.  eine  Klassifikation 
der  Arbeiterinnen  nach  ihrem  Alter  und  der  Höhe  der  Löhne,  ferner 
eine  Darstellung  des  Zahlenverhältnisses  der  Mannbaren  zu  den  Ver- 
heirateten, ferner  eine  solche  über  das  Alter  der  Gebärenden  vorbe- 
reitet werden,  so  können  wir  bald  eine  übersichtliche  Studie  über  die 
Frauenarbeit  in  Italien  erwarten. 

Die  zweite  Monographie,  über  die  Anwendung  des  neuen  Gesetzes 
betretfend  die  Frauen  und  Kinderarbeit,  untersucht  die  Wirkungen  dieses 
Gesetzes  auf  die  Arbeitsverhältnisse  in  den  s  i  z  i  1  i  s  c  h  e  n  S  c  h  w  e- 
felgruben.  Vorerst  einige  Zahlen:  Man  zählt  750  Schwefelgruben 
und  Freischürfe  in  Sizilien;  32000  Arbeiter  sind  im  Bergwerksbetrieb, 
5750  bei  der  Verhüttung  beschäftigt.  Von  den  im  Untertagbau  be- 
schäftigten 36000  Arbeitern  sind  6100  Kinder  unter  15  Jahren.  Unter 
den  übrigen  Arbeitern  befinden  sich  1910  Kinder,  von  denen  die  Mehr- 
zahl bei  der  Beschickung  der  zur  Flüssigmachung  des  schwefelhaltigen 
Minerals  dienenden  Schmelzöfen  tätig  sind.  Von  den  1700  Kindern, 
die  in  den  Provinzen  Caltanissetta  und  Girgenti  im  oberirdischen  Be- 
triebe und  bei  der  Verarbeitung   des  Minerals  beschäftigt   sind,   haben 
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Eine  wesentliche  Verbesserung  dieser  —  wie  die  angegebenen 
Zahlen  andeuten  —  traurigen  Zustände  führt  nun  das  neue  Gesetz  über 
die  Frauen-  und  Kinderarbeit  herbei.  Durch  den  ersten  Absatz  des 
I.  Artikels  dieses  Gesetzes,  der  die  Beschäftigung  von  Kindern  unter 
12  Jahren  in  Fabriken  Bergwerken  Steinbrüchen  verbietet,  sind  unge- 
fähr 700,  durch  Absatz  3  desselben  Artikels,  der  die  Untertagarbeit  von 
Kindern  und  Frauen  verbietet,  sind  ungefähr  1300,  durch  Absatz  4,  der 
die  Untertagarbeit  in  Bergwerken  und  Brüchen  ohne  mechanische  Trak- 
tion verbietet,  sind  11 00  Personen  in  den  genannten  Jahren  von  der 
bisherigen  Beschäftigung  ausgeschlossen.  Kein  Zweifel,  so  bescheiden 
die  Schutzbestimmungen  manchem  auch  erscheinen  mögen,  für  die  so- 
zialen Verhältnisse  Siziliens  sind  sie  von  einschneidender  Bedeutung. 

In  der  Reihe  der  Monographieen  die  ersterschienene  ist  die  über 
die  collegi  prolivirali,  die  in  zwei  Abteilungen  als  Einigimgs- 
ämter  und  als  Gewerbegerichte  fungieren. 

Diese  umfangreiche  und  sorgfältige  Arbeit  über  die  Entwicklung 
und  Tätigkeit  der  collegi  prolivirali  müssen  wir  übergehen,  weil  wir  in 
diesem  Zusammenhang  nicht  mehr  bringen  könnten ,  als  bereits  die 
schon  empfohlene  Schrift  von  Pinardi  und  Schiavi  im  Anschluss  an  den 
Bericht   Tiirath  enthält.     Auf  diese  sei  also  nochmals  verwiesen. 

Der  Gesamteindruck,  den  die  Schriften  des  italienischen  Arbeits- 
amtes hinterlassen,  ist  aber  der,  dass  dieses  die  ihm  gestellte  Aufgabe 
mit  Energie  und  ohne  kleinliche  Aengstlichkeit  zu  lösen  versucht.  Diese 
Tatsache  wird  den  Schriften  des  Arbeitsamtes  auch  ausserhalb  Italiens 
das  Interesse  der  Fachmänner  sichern. 
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C a  r l  Ki  ji  de  rm  an7i ,  Zwang  und  Freiheit,  ein  Generalfaktor  im 
Völkerleben.  Jena,  Gustas-  Fischer.  1901.  XV  und  351  Seiten.  — 
7.50  Mark. 

Der  Verfasser  will  im  gesamten  Völkerleben  drei  Haupttendenzen 
aufzeigen :  eine  exklusive  oder  strenge,  eine  individualisierende  oder 
freiheitliche  und  eine  kombinierende  oder  organische.  Das  Werk,  das 
den  Gesamttitel  »Zur  organischen  Güterverteilung«  führen  soll,  ist  auf 
mehrere  Bände  berechnet,  deren  erster  in  sich  abgeschlossen  hier  vor- 
liegt. Er  formuliert  selbst  die  Merkmale  der  »Gesamttendenzen«  wie 
folgt  (S.  36):  »Die  exklusive  Gesamttendenz  bewirkt  Festigkeit.  Man 
ordnet  den  Menschen  der  Natur  und  die  modernen  Völker,  speziell  das 
eigene,  den  fremden  absolut  über.  Im  Innern  strebt  man  nach  strenger 
Bindung  der  Individuen  zu  kompakten  Gruppen  und  nach  Konzentra- 
tion der  Güter;  beides  unter  Herrschaft  der  leitenden  Stände,  vor  allem 
des  Staates  und  der  Kirche.  —  Die  individualisierende  erzeugt  Beweg- 
lichkeit. Man  stellt  den  Menschen  der  Natur  und  die  Völker  einander 
gleich.  Im  Innern  betont  man  die  Initiative  der  einzelnen  Elemente 
in  autoritativer  und  materieller  Beziehung  und  die  wirtschaftliche  Ar- 
beit. —  Die  kombinierende  bringt  Elastizität  hervor.  Man  betrachtet 
den  Menschen  im  Vergleich  zur  Natur  und  die  modernen  Völker,  spe- 
ziell das  eigene  im  Verhältnis  zu  fremden,  als  primi  inter  pares.  Im 
Innern  tritt  man  für  Organisationen  der  Personen  und  Güter  ein,  welche 
bald  strenger  bald  freier  sind,  je  nachdem  es  sich  um  Befriedigung 
genereller  Bedürfnisse  oder  um  Lösung  spezieller  Aufgaben  handelt.« 
An  sich  würde  es  jedenfalls  ganz  fruchtbar  sein,  einmal  einen  Quer- 
schnitt durch  die  Kulturvölker  zu  legen  und  die  Dinge  nach  dem 
heuristischen  Prinzip  von  Zwang  und  Freiheit  zu  untersuchen.  Der 
Grundgedanke  ist  nicht  neu,  er  ist  eine  Modifikation  von  Carlyle?,  und 
Cofntes  positiven  und  negativen  Zeiten,  von  Spencers  militärischem  und 
industriellem  Typus.  In  der  Form  aber,  wie  es  hier  geschieht,  scheint 
mir  für  die  Erkenntnis  sehr  wenig  dabei  herauszukommen,  und  ich 
glaube  kaum,  dass  man  neue  Einsichten  aus  dem  Buche  gewinnt. 
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Zunächst  sind  alle  Begriffe  und  Ausdrücke,  die  der  Verfasser  ge- 
braucht, so  verwaschen  und  vieldeutig,  so  wenig  scharf  gefasst,  dass 
sich  dabei  immer  das  Verschiedenste  denken  lässt.  Dadurch  werden 
die  allgemeinen  Raisonnements  noch  unbestimmter  und  verschwommener, 
als  es  die  Natur  der  Sache  so  schon  mit  sich  brächte.  Die  Worte 
verändern  auch  unter  der  Hand  ihren  Sinn  und  ihre  Bedeutung: 
;^Stand«  in  der  Zeit  der  Gebundenheit  und  »Stand«  in  der  Gegenwart 
sind  heterogene  Begriffe,  die  auch  nicht  durch  dasselbe  Wort  gedeckt 
werden  können.  So  ist  es  aber  in  dem  ganzen  Buche.  Es  ist  gewiss 
sehr  lehrreich,  wenn  alle  möglichen  Gebiete  zum  Beweise  und  zur 
Veranschaulichung  der  »Gesamttendenz  einer  Entwicklung«  herange- 
zogen werden  ;  aber  natürlich  bleiben  dann  immer  nur  die  allgemein- 
sten Allgemeinheiten  über  Kunst,  Religion,  Wirtschaft,  Literatur  übrig, 
mit  denen  man  gar  nichts  mehr  anfangen  kann.  Der  Versuch  aber, 
tiefer  einzudringen  und  die  Wurzeln  von  Zwang  und  Freiheit,  die  sowohl 
psychologischer  wie  äusserlicher  Natur  sein  können,  durch  Analyse  der 
Elemente  ihrer  Bildung  bloszulegen,  wird  nirgends  gemacht.  Das  aber 
wäre  allein  fruchtbringend  :  zu  zeigen,  wie  und  unter  welchen  Voraus- 
setzungen es  zu  den  »Gesamttendenzen«,  um  diesen  wenig  glücklichen 
Ausdruck  des  Verfassers  zu  akzeptieren,  eigentlich  kommt:  »wie  sind 
Zwang  und  Freiheit  möglich?«,  zu  zeigen,  ob  und  wie  weit 
es  immanente  Eigenschaften  alles  menschlichen  Zusammenlebens,  wie 
weit  es  nur  Aeusserungen  eines  bestimmten  Kulturzeitalters  sind.  Be- 
griffliche Schärfe  und  prinzipielle  Fragestellung  fehlen  gleicherweise, 
und  das  macht  die  Lektüre  des  Buches  wenig  gewinnreich.  Der  Verfasser 
ist  zudem  von  einer  ausserordentlichen  Breite,  was  mit  seiner  mangeln- 
den Begrififsklarheit  zusammenhängt :  er  sagt  die  selbstverständlichsten 
Dinge,  die  man  noch  niemals  anders  aufgefasst  hat,  und  er  sagt  sie  zu 
wiederholten  Malen  und  nirgends  in  neuer  Formulierung.  K.  will  end- 
lich in  seiner  »praktischen  Würdigung«  aucli  Folgerungen  für  die  Poli- 
tik und  für  unser  Verhalten  zu  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Proble- 
men daraus  ziehen.  Nach  Meinung  des  Referenten  ist  dergleichen 
überhaupt  nicht  Aufgabe  einer  wissenschaftlichen  Betrachtung.  Doch 
auch  in  diesen  Punkten  geht  es  über  einige  Trivialitäten  nicht  hinaus; 
und  der  Truismus,  dass  man  in  der  Gegenwart  keine  Extreme  nach 
rechts  oder  links  machen  dürfe,  lockt    keinen    Hund  mehr  vom  Ofen. 

Wenn  der  Verfasser  zur  Mitarbeiterschaft  an  seinem  Unternehmen 
auffordert  und  sich  wiederholt  darüber  beschwert,  dass  er  bisher  keine 
Unterstützung  gefunden,  so  kann  man  sich  nach  dem  Vorausgehenden 
über  den  Misserfolg  nicht  wundern :  denn  die  Untersuchungen,  wie  sie 
bisher  vorliegen,  befriedigen  nicht  nur  unsere  Erkenntnis  nicht,  sie  er- 
öffnen nicht  einmal  neue  Gesichtspunkte  und  Fragestellungen,  sondern 
erscheinen  nach  allen  Richtungen  gleichmässig  unfruchtbar. 

Leipzig.  F.  Eulenburg. 
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A.  Äff  ölte  r.  Naturgesetze  und  Rechtsgesetze.  München,  J. 
Schweitzers  Verlag  (Arthur  Sellier).     1904.     92  Seiten.     1.80  Mark. 

Die  Betrachtungsweise  des  Verfassers  steht  gänzlich  ausserhalb 
einer  wissenschaftlichen  Diskussion.  Er  glaubt,  dass  ein  Naturgesetz- 
geber existiert,  der  einen  bestimmten  Willen  durchsetzt :  und  zwar  ist  es 
der  Wille  der  Materie,  der  dies  hervorbringt.  A.  versteht  offenbar  das 
Wort  »Naturgesetz«  und  »Gesetzmässigkeit^;  überhaupt  nicht:  erdenkt 
immer  an  den  Strafkodex:  »Der  Beschluss  der  Naturgesetze  ist  nicht 
für  den  Wollenden  massgebend,  sondern  für  die  Materie«.  »Die  Er- 
kenntnis der  Kausalität  lässt  auf  mit  bewussten  Willen  erlassene 
Naturgesetze  schliessen«  ■ — •  eine  wahrhaft  kindliche  Vorstellung,  über 
die  natürlich  nicht  erst  weiter  zu  reden  ist.  Was  derVerfasser  sich  unter 
dem  Begriffe  »Kausal«  vorstellt,  mag  folgender  Satz  (S.  27)  zeigen: 
»Die  Schilderung,  Anordnung,Anweisung,  Anleitungjm  Gesetze  ist  kausales 
Verknüpfen«.  Es  ergibt  sich  daraus  für  den  Verfasser  eine  Analogie  des 
Naturgesetzes  mit  den  Rechtsgesetzen.  Auch  die  letzteren  fasst  er  als 
einen  Ausfluss  des  gesetzgebenden  Willens  und  des  Gehorsamswillens. 
Dass  er  dabei  Sitte,  Konvention  und  Mode  nur  mit  gewaltsamen  Ver- 
renkungen des  Sinnes  unter  die  menschlichen  »Gesetze«  bringen  kann, 
liegt  auf  der  Hand.  Auch  für  die  soziale  Erkenntnis  kommt  dabei 
nichts  heraus.  Um  die  Kontinuität  innerhalb  der  Gesetzmässigkeit  zu 
zeigen,  meint  er  (S.  51):  »Wie  die  Billardkugel  dieselbe  bleibt,  obschon 
Risse  entstanden  sind  und  die  Struktur  des  Innern  sich  verändert  hat  (?), 
so  bleibt  ein  Staat  der  nämliche,  auch  wenn  er  von  der  absoluten  zur 
konstitutionellen  Monarchie  oder  zur  Republik  übergegangen  ist«.  Und 
seine  späteren  Analogien  mit  dem  Organismus  (S.  57)  sind  um  nichts 
besser:  »Der  Fiskus  des  menschlichen  Verbandes  entspricht  etwa  dem 
Fettgewebe  des  tierischen  Körpers ;  die  Aktiven  des  Verbandes  ent- 
sprechen dem  Fette,  das  im  Gewebe  angehäuft  wird.  Die  Organe  und 
Glieder  (die  Zellen)  des  Körpers  steuern  das  Fett  zusammen,  um  es 
im  Gewebe  aufspeichern  zu  lassen,  von  wo  es  nach  Bedürfnis  wieder 
zur  Unterhaltung  des  innern  Haushaltes  bezogen  wird«.  Was  soll  man 
mit  solchen  Worten  und  verschrobenen  Bildern  anfangen  ?  Es  lohnt 
wirklich  nicht,  länger  bei  diesem  aussichtslosen  Versuche  zu  verweilen. 

F.  Eulenbursr. 


Handbuch  der  Wirtschaftskunde  Deutschlands,  herausg.  im  Auftrage 
des  deutschen  Verbandes  für  das  kaufmännische  Unterrichtswesen. 
Zweiter  Band,  Leipzig  1902.     253  S.     Lex.  8  ^. 

Der  vorliegende  Band  umfasst  neun  selbständige  Beiträge,  die  von 
acht  verschiedenen  Verfassern  ausgearbeitet  sind  und  darum  nach  In- 
halt und  Form  erheblich  voneinander  abweichen.  Behandelt  werden 
die  L^rproduktionszweige;  der  Nebentitel:  »die  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Gewerbe«,  deckt  den  Inhalt  nicht.   Denn  ausser  der  Forst- 
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und  Landwirtschaft,  der  Gärtnerei  und  dem  Weinbau,  der  Viehzucht 
und  speziell  der  Bienenzucht  werden  auch  Jagd,  Hochseefischerei  und 
Binnenfischerei  mit  besonderen  Darstellungen  bedacht.  Die  Verfasser 
sind  zum  grösseren  Teile  Spezialisten  ,  und  die  von  solchen  herrühren- 
den Ausarbeitungen  entbehren  auch  da  des  Interesses  nicht,  wo  ihr  Inhalt 
aus  dem  Rahmen  der  Gesamtaufgabe  des  Werkes  herausfällt.  Eine 
besonders  gelungene  Behandlung  hat  das  Forstwesen  durch  den  Forst- 
meister F.  Jenisch  gefunden,  während  die  Abhandlung  über  die  Jagd 
von  Forstassessor  Japing  nur  zu  deutlich  ihre  Abhängigkeit  von  nicht 
durchweg  guten  Quellen  verrät.  Neben  ihr  mag  noch  der  Abschnitt 
über  den  Gartenbau  von  Dr.  E.  S.  Zürn  und  der  über  den  Weinbau 
von  Dr.   J.  B.  Kittel  hervorgehoben  sein. 

■  Mehr  als  zwei  Fünftel  des  ganzen  Bandes  nehmen  die  von  dem 
Privatdozenten  Dr.  C.  Steinbriick  in  Gotha  bearbeiteten  Abschnitte 
i)  Die  deutsche  Landwirtschaft  und  5)  Die  Viehzucht  in  An- 
spruch. Die  Aufgabe  dieser  .\bschnitte  der  »Wirtschaftskunde«,  die 
deutsche  Landwirtschaft  in  ihren  Hauptzügen  und  unter  Beachtung  des 
Zweckes,  den  das  Werk  erfüllen  soll,  vollständig  aufgedrängtem  Räume 
und  zugleich  für  weitere  Kreise  verständlich  zu  schildern,  war  nicht 
leicht.  Wenn  man  anerkennend  hervorzuheben  hat,  dass  diese  .A.ufgabe 
in  den  beiden  gedachten  Abschnitten  im  allgemeinen  nicht  unbefrie- 
digend gelöst  und  wenn  die  Einteilung  des  Stoffes  als  zweckmässig  zu 
bezeichnen  ist  (nur  sieht  man  nicht  ein,  weshalb  die  der  Landwirtschaft 
unmittelbar  zugehörige  Viehzucht  einen  besonderen  Abschnitt  einnimmt), 
so  machen  sich  die  vorerwähnten  Schwierigkeiten  doch  in  der  Schrift 
bemerklich.  So  hätten  die  besonderen  deutschen  Verhältnisse  ein- 
gehender behandelt  werden  müssen  z.  B.  in  der  überhaupt  etwas  dürf- 
tig ausgefallenen  geschichtlichen  Entwicklung  und  in  dem  sehr  allge- 
mein gehaltenen  Teile  über  die  Wirtschaftssysteme.  Angezeigt  wäre 
es  auch  gewesen,  die  von  der  heimischen  Landwirtschaft  erzeugten 
Gesamtwerte  (und  es  liegen  darüber  einige  Berechnungen  vor)  über- 
sichtlich zusammenzustellen,  um  dadurch  die  Rolle  der  Landwirtschaft 
als  Produktionsfaktor  anschaulich  zu  machen.  Des  sich  jetzt  immer 
mächtiger  entwickelnden  und  gerade  wirtschaftlich  so  hervorragend 
wichtigen  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  ist  gar  nicht  ge- 
dacht. Ohne  auf  Einzelheiten  einzugehen,  soll  nur  darauf  hingewiesen 
sein,  dass  das  Nutzvieh  nicht  mehr  in  erster  Linie  wegen  der  Erzeu- 
gung von  Dünger  gehalten  wird  (S.  147)  und  dass  die  Bedeutung  der 
Tiefkultur  mit  der  Vermehrung  der  den  Pflanzen  zur  Verfügung  stehen- 
den Bodenmenge  nicht  erschöpft  ist. 

Aber,  das  möchte  zum  Schlüsse  nochmals  erwähnt  sein,  der  Ver- 
fasser hat  es  verstanden,  in  den  meisten  Kapiteln  auf  kleinem  Räume 
sehr  viel  brauchbares  Material  zu  bringen.  K. 
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Hitze  F..  Prof.  Dr.  Die  Arbeiterfrage  und  die  Bestrebungen  zu 
ihrer  Lösung.  4.  verbesserte  und  ergänzte  Ausgabe.  18. — 21.  Tausend. 
M. -Gladbach,  Verlag  der  Zentralstelle  des  Volksvereines  für  das  katho- 
lische Deutschland,   1904.     209,  55  und  19  Seiten. 

Der  Absatz  des  Buches  und  die  neue  Auflage  lassen  darauf 
schliessen,  dass  in  der  Partei  des  Verfassers  ein  Bedürfnis  nach  einem 
derartigen  Führer  auf  dem  Gebiete  der  »industriellen«  Arbeiterfrage 
vorhanden  ist.  Der  Verfasser  bezeichnet  in  einer  Vorbemerkung  zur 
ersten  Auflage  das  Buch  als  einen  .Abriss  der  Arbeiterfrage,  der  als 
Vorbericht  für  den  »praktisch-sozialen  Kursus«  vom  9.  bis  16.  Oktober 
1898  zu  Strassburg  bestimmt  war.  Die  auf  den  neuesten  Stand  er- 
gänzte, umfassende  Zusammenstellung  sucht  ihren  Zweck  in  der  Be- 
lehrung für  die  praktische  Arbeit  und  wird  dem  Neuling  sicher  will- 
kommen sein.  Dagegen  bietet  das  Buch  trotz  durchgehender  Genauig- 
keit in  der  Wiedergabe  des  Tatsächlichen  weder  in  der  Gesamtauf- 
fassung, noch  in  der  Anordnung  seines  Aufbaues,  noch  in  der  Behand- 
lung der  Einzelheiten  eine  Weiterfahrung  der  Arbeiterfrage  von  ihrem 
vorherigen   Stande. 

Aus  den  Elementen  der  Arbeiterfrage  werden  als  Hauptaufgaben 
gefolgert:  i.  Schutz  der  persönlichen  Güter  (Arbeiterschutz- Gesetz- 
gebung), 2.  Sicherung  eines  stetigen,  dauernden  Einkommens  (Arbeiter- 
Versicherungs-Gesetzgebung),  und  3.  Hebung  und  Veredelung  der  Le- 
benshaltung. Darnach  ist  das  Buch  in  drei  Abschnitte  eingeteilt.  Eine 
schärfere  Trennung  dessen,  v/as  auf  dem  Wege  zwingenden  oder  dis- 
positiven Gesetzesrechtes  erreicht  oder  zu  erstreben  ist,  von  dem,  was 
dem  einzelnen  oder  genossenschaftlicher  Selbsthilfe  oder  berechtigter 
Charitas  überlassen  ist  oder  überlassen  bleiben  soll,  kommt  dabei  leider 
nicht  zu  Stande.  So  erwünscht  auch  die  erschöpfende  Zusammenstel- 
lung der  Bestimmungen  des  reichsgesetzlichen  Arbeiterschutzes  ist,  so 
hätte  am  Umfange  dieses  und  des  Abschnittes  über  die  Arbeiter\'ei"- 
sicherung  doch  sehr  gespart  werden  können  durch  Einschränkung  der 
Ausführungen,  die  sich  als  Abdruck  aus  der  Gesetzgebung  darstellen, 
deren  W^iedergabe  nur  beim  mündlichen  A^ortrag  Berechtigung  hatte^ 
Bei  Beschränkung  in  dieser  Richtung  würden  von  den  häufigen  Wieder- 
holungen manche  von  selbst  weggefallen  sein,  es  wäre  dann  auch  Raum 
für  eine  weniger  kurze  Behandlung  der  Fragen  des  3.  Abschnittes  ge- 
wonnen worden. 

Im  einzelnen  ist  zu  bemerken:  Die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen 
ist  einmal  unter  »Schutz  der  Arbeiterinnen«,  ausserdem  noch  einmal 
besonders  die  Fabrikarbeit  verheirateter  Frauen  in  dem  Abschnitt 
»Schutz  des  Familienlebens«  behandelt.  S.  121  (unten)  und  S.  122  ist 
die  gesetzliche  Bestimmung  über  die  Erweiterung  gewisser  Kranken- 
versicherungsleistungen, sozusagen  in  demselben  Atem,  ohne  Grund 
zweimal  abgedruckt.     Zweimal  ist  al)gedruckt   (S,  137  und   151)  die  Be- 

Zeitschrift  für  die  ges.    Staatswissensch.    1905.    i.  12 
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Stimmung  über  die  Möglichkeit  der  Sektionsbildung  bei  den  Berufs- 
genossenschaften. Zweimal  erscheint  auch,  sogar  in  demselben  Ab- 
schnitt, der  Vorschlag,  den  Berufsgenossenschaften  gesetzlich  ein  be- 
schränktes Recht  zur  Bestimmung  der  Arbeitszeit  zu  übertragen  (S.  49 
und  52).  S.  150  ist  in  einer  Ueberschrift  die  Regresspflicht  der  Unter- 
nehmer nach  dem  Unfall-Versicherungsgesetz  aufgeführt,  während  der 
zu  der  Ueberschrift  gehörige  Text  erst  im  folgenden  Abschnitt  unter 
anderer  Ueberschrift  nebenher  sich  mit  findet.  Bei  der  Besprechung 
der  Invalidenversicherung  ist  das  Einziehungsverfahren,  dessen  Bedeu- 
tung doch  nicht  ganz  übersehen  werden  darf,  völlig  ausgefallen. 

Soweit  das  Buch  eine  selbständige  politische  Meinung,  insbesondere 
über  offene  Aufgaben  und  Ziele  enthält,  ist  es  natürlich  dem  Wider- 
spruch abweichender  politischer  Meinungen  ausgesetzt.  Der  wesent- 
liche Teil  der  aufgestellten  Forderungen  enthält  das,  was  wohl  der 
Mehrheit  der  politisch  regsamen  Staatsbürgerschaft  als  erstrebenswert 
gilt.  —  Abgesehen  hiervon  sei  in  zwei  Punkten  hier  Widerspruch  er- 
hoben. Im  Abschnitt  über  den  Maximalarbeitstag  wird  zuerst  (S.  48) 
aus  der  angenommenen  Tendenz  zur  Steigerung  der  Warenpreise  bei 
angemessener  Kürzung  des  Arljeitstages  und  damit  verknüpfter  Minde- 
rung des  Arbeitsertrages  eine  vermehrte  Einstellung  von  Arbeitern  und 
eine  Erhöhung  der  Löhne  gefolgert.  Das  ist  denn  doch  nicht  als  der 
voraussichtliche  allgemeine  Gang  der  Dinge  anzunehmen,  nicht  einmal 
wenn  keine  Weltmarktsfragen,  auf  deren  Einfluss  verwiesen  wird,  störend 
dazwischen  träten.  Das  zeigt  der  Verfasser  selbst  auf  der  nächsten 
Seite  (49),  wo  er  aus  der  Beschränkung  der  Arbeitszeit  auf  acht  Stun- 
den in  derselben  sicheren  Weise  auf  Sinken  der  Löhne  oder  Steigen 
der  Warenpreise  und  aus  dem  letzteren  auf  Absatzminderungen,  Ar- 
beiterentlassungen und  Lohndruck  schliesst.  Beim  Schutz  des  Familien- 
lebens geht  der  Verfasser  mit  seinen  Ansichten  über  die  Förderung  der 
elterlichen  Autorität  (S.  95)  sicher  zu  weit.  Die  vorgeschlagene  aus- 
nahmslose Ueberlieferung  des  Lohnes  jugendlicher  Arbeiter  auf  Heller 
und  Pfennig  an  Eltern  und  Vormünder  und  die  elterliche  Quittung  im 
Lohnzahlungsbuch  ist  mit  dem  Schulzeugnis  und  seiner  Rückgabe  nach 
den  Ferien  von  Seiten  des  Gymnasiasten  nicht  vergleichbar.  Dort  harte 
Arbeit,  frühzeitige  Bestreitung  des  eigenen  Unterhaltes,  hier  elterlicher 
und  öffentlicher  Aufwand  für  alle  Sorgfalt  zu  zeitgemässer  körperlicher 
und  geistiger  Entfaltung.  Eine  Anlage:  Die  Arbeiterfrage  im  Lichte 
der  Statistik,  und  der  Abdruck  einer  Reihe  von  gesetzlichen  Bestim- 
mungen und  Vorarbeiten  und    von  Verordnungen    ergänzen    das  Buch. 

Paul   Hacker. 


Fr  e  esc,  Heinrich,    Die    Gewinnbeteiligung   der    Angestellten. 
Gotha,  Friedr.  Emil  Perthes,   1905.     70  S.  M.  8''.. 

Der  Verfasser  unterzieht  das  von  ihm  schon  früher  literarisch   be- 
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handelte  System  der  Gewinnbeteiligung  einer  erneuten  eingehenden  Be- 
sprechung, bei  der  er  von  dem  Sat/.e  ausgeht,  dass  die  in  der  Natio- 
nalökonomie über  dasselbe  verbreiteteten  ungünstigen  Anschauungen 
einer  Revision  bedürftig  seien.  In  der  Tat  gelingt  es  ihm,  die  ge- 
wöhnlich gegen  das  System  angeführten  Gründe  zu  erschüttern  und 
eine  Reihe  beachtenswerter  Momente  aufzuzeigen,  welche  ihm  bei  vor- 
sichtiger Anwendung  auch  in  der  Industrie  eine  bessere  Zukunft  in 
Aussicht  stellen,  als  seither  bei  uns  allgemein  angenommen  wurde. 
Diese  Ansicht  stützt  sich  vornehmlich  auf  die  Tatsache,  dass  die  jetzt 
bestehenden  Lohnverhältnisse  für  den  Unternehmerstand  unbefriedigend 
sind.  Er  leidet  unter  den  fortwährenden  Erschütterungen  der  Industrie 
durch  Lohnkämpfe  nicht  weniger  als  der  Arbeiter,  und  auch  in  ruhi- 
gen Zeiten  offenbaren  die  gewöhnlich  in  Anwendung  kommenden  Lohn- 
fornien,  Zeitlohn  wie  Stücklohn,  schwere  Mängel,  welche  die  Produk- 
tivität der  Arbeit  beeinträchtigen.  Eine  Beseitigung  der  letzteren  durch 
Quantitäts-,  Qualitäts-  und  Ersparnisprämien  ist  nicht  überall  möglich 
und  wirkt  nicht  durchgreifend  genug;  Tarife  mit  gleitender  Skala  haben 
in  Deutschland  wenig  Freunde.  So  bleibt  unter  Umständen  die  Ge- 
winnbeteiligung das  einzige  Mittel  zur  Ertragssteigerung  und  zur  Er- 
zielung eines  bessern  Verhältnisses  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter. 
Voraussetzung  ist  ein  Betrieb  von  gesicherter  Leistungsfähigkeit,  ein 
qualifizierter,  wirtschaftlich  und  sittlich  gereifter  Arbeiterstand  und  ein 
wohlwollender,  einsichtiger  Unternehmer.  Für  die  Durchführung  wer- 
den folgende  Regeln  aufgestellt:  i.  Die  Gewinnbeteiligung  muss  durch 
Statut  gesichert  sein.  Sowohl  für  den  Anteil  der  Gesamtheit  der  An- 
gestellten, wie  für  die  Anteile  jedes  einzelnen  muss  willkürliches  Er- 
messen ausgeschlossen  sein.  2.  Eine  getrennte  Beteiligung  der  Beamten 
und  Arbeiter  ist  zulässig.  3.  Für  die  Beteiligung  sind  die  gezahlten 
Gehälter  und  Löhne  der  beste  Masstab.  4.  Das  P^igentumsrecht  der 
Beteiligten  an  ihren  Anteilen  ist  anzuerkennen.  Ein  Verlust  der  An- 
teile darf  nur  stattfinden,  wenn  sie  nicht  rechtzeitig  abgehoben  werden. 
5.  Die  Aushändigung  mindestens  der  Hälfte  der  Anteile  muss  in  bar 
oder  in  Sparkassenbüchern  erfolgen  ;  der  Rest  kann  für  eine  Pensions- 
oder Hilfskasse  zurückgehalten  werden.  6.  Die  Abschlüsse  müssen 
durch  einen  Bücherrevisor  geprüft  werden.  7.  Zur  Beratung  des  Sta- 
tuts muss  ein   Arbeiter-  oder  Beamtenausschuss  vorhanden  sein. 

Für  die  nähere  Begründung  dieser  Forderungen  muss  auf  die 
Schrift  selbst  verwiesen  werden.  Ihren  Hauptwert  erblicke  ich  in  den 
Anweisungen,  die  der  Verfasser  nach  den  in  seinen  eigenen  Betrieben 
gemachten  Erfahrungen  für  die  praktische  Durchführung  der  Gewinn- 
beteiligung gibt,  und  in  der  Widerlegung  falscher  Ansichten  und  Auf- 
fassungen. Der  Verfasser  steht  durchaus  auf  dem  Rechtsboden  des 
modernen  Arbeitsvertrags;  er  will  die  Arbeiter  in  Bezug  auf  den  festen 
Zeit-  oder  Stücklohn  nicht  ungünstiger  gestellt  wüssen,  als  sie  in  gleich- 
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artigen  Betrieben  ohne  Gewinnbeteiligung  stehen ;  auch  sollen  sie  auf 
fachgenossenschaftlichem  Wege  ihre  Interessen  unter  Ausnützung  der 
Koalitionsfreiheit  ungehindert  verfolgen  können.  Endlich  soll  es  für 
den  Anspruch  auf  einen  Gewinnanteil  keinen  Unterschied  machen,  ob 
der  Arbeiter  das  ganze  Jahr  oder  nur  einen  Teil  desselben  beschäftigt 
war,  ob  er  zur  Zeit  der  Ausschüttung  der  Anteile  dem  Betriebe  noch 
angehört  oder  nicht.  Es  ist  gewiss  erfreulich  zu  erfahren,  dass  es  in 
Deutschland  Unternehmer  von  solcher  Reife  des  sozialen  Pflichtgefühls 
gibt,  wie  Heinrich  Freese,  und  für  derartige  Personen  unterschreibe  ich 
gern  alles ,  was  er  über  die  Durchführbarkeit  der  Gewinnbeteiligung 
sagt.  Aber  wie  wenige  werden  ihrer  sein !  Darum  bleibt  die  Frage 
einer  allgemeinen  Anwendung  des  Systems  eine  Frage  nicht  bloss  der 
Intelligenz  des  Arbeiterstandes,  sondern  auch  der  sozialethischen  He- 
bung des  Unternehmerstandes.  Wie  die  Dinge  heute  liegen,  sind  wir 
von  einer  Verallgemeinerung  der  Gewinnbeteiligung  in  der  Grossin- 
dustrie Deutschlands  noch  weit  entfernt.  In  der  Regel  werden  es  glück 
liehe  persönliche  Umstände  sein,  die  ihr  Gedeihen  bedingen,  und  da- 
rum scheint  mir  auch  die  von  7v-(?^5^(?  behauptete  Anwendbarkeit  derselben 
bei  Aktiengesellschaften,  Staats-  und  Gemeindebetrieben  zweifelhaft, 
wie  ich  auch  nicht  glauben  kann,  dass  sie  in  der  Landwirtschaft  in 
absehbarer  Zeit  breiteren  Boden  gewinnen  wird.  — r. 

Keiner,  Dr.  Osivald.  Die  Enhvickelung  der  deutschen  Invaliden- 
Versicherting.  Eine  volkswirtsch. -statistische  Untersuchung.  München, 
J.  Schweitzer,   1904.     157  S. 

Die  Schrift  ist  eine  Erstlingsarbeit  aus  dem  statistischen  Seminar 
von  Prof.  Dr.  G.  v.  Mayr.  Sie  stellt  einen  lesenswerten  und  bei  dem 
vorhandenen  Mangel  erwünschten  Versuch  einer  eingehenden  Geschichte 
der  deutschen  Invalidenversicherung  dar.  Zunächst  schildert  sie  die 
Gesetzgebung  von  dem  ersten  Anstoss  durch  den  Gesetzesvorschlag 
von  Stumm  im  preussischen  Abgeordnetenhaus  im  Jahre  1869  bis  zur 
Annahme  des  Reichsgesetzes  vom  22.  Juni  1889  (nicht  vom  13.  Juni, 
wie  S.  34  steht)  und  desjenigen  vom  13.  Juli  1899.  Die  Kämpfe  um 
den  ersten  Entwurf,  die  Kritik  an  dem  Werke  in  den  ersten  Jahren 
seines  Bestehens,  die  Aenderung  durch  das  Gesetz  vom  13.  Juli  1899 
und  die  neuesten  Reformvorschläge  werden  zutreffend  dargestellt  unter 
Heranziehung  der  umfangreichen,  aus  der  Praxis  erwachsenen  Literatur. 
In  einem  zweiten  Abschnitt  werden  die  Ergebnisse  der  Gesetzgebung 
an  der  Hand  der  amtlichen  Statistik,  von  der  das  Wichtigste  in  13  Ta- 
bellen an  den  Schluss  gestellt  ist,  vorgeführt.  Auch  dieser  Abschnitt 
gibt  ein  ziemlich  richtiges  und  umfassendes  Bild.  Eine  wirkliche  Schil- 
derung der  finanziellen  Grundlagen  der  Invalidenversicherung  hat  der 
Verfasser  trotz  wiederholter  Erwähnung  der  Rolle,  die  Umlagever- 
fahren ,  Rentenkapitaldeckung  und  Durchschnittsprämienverfahren  bei 
der  Beratung  der  Entwürfe    und    in    der    Kritik    der    Gesetze    gespielt 
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haben  und  noch  spielen,  leider  nicht  gegeben.  Warum  besondere 
Rentenstellen  um  so  viel  besser  und  wirkungsvoller  sein  sollen  als  die 
unteren  Verwaltungsbehörden,  ist  trotz  ihrer  vielfältigen  Empfehlung 
nicht  recht  klar.  Es  fragt  sich  doch  sehr,  ob  die  Vorteile,  die  durch 
die  Behandlung  der  Rentenanträge  von  eigens  dafür  geschaffenen  ört- 
lichen Stellen  erzielt  werden,  nicht  durch  die  erheblichen  Nachteile 
der  Durchdringung  des  Aemterorganismus  mit  immer  neuen  Einrich- 
tungen und  neuen  Namen  reichlich  aufgehoben  werden.  Wo  es  sich 
nicht  um  die  Bildung  von  Vermögensträgern,  sondern  wirklich  nur  um 
die  Leistung  von  Verwaltungsarbeit  handelt,  sollte  m.  E.  die  vorhan- 
dene Neigung  zur  Abspaltung  immer  weiterer  Aufgaben  von  der  allge- 
meinen lokalen  und  provinzialen  Verwaltung  Halt  machen.  Auch  bei 
den  Rentenstellen  würde  es  im  wesentlichen  auf  die  Tüchtigkeit  der 
arbeitenden  Ehren-  und  Berufsbeamten  ankommen.  —  Die  Beitrags- 
erstattung an  weibliche  Versicherte  bei  der  Heirat  soll  nach  dem  Ver- 
fasser dem  Versicherungsprinzip  völlig  widersprechen.  Der  Beweis  da- 
für fehlt  und  wird  auch  schwerlich  zu  erbringen  sein.  Dem  Abände- 
rungsvorschlag, welcher  aus  der  Praxis  heraus  zu  dieser  Frage  ergangen 
ist,  und  welchen  der  Verfasser  kritiklos  wiedergibt  (S.  74),  könnte  man 
solche  Unvereinbarkeit  mit  Versicherungsgrundsätzen  viel  eher  vor- 
werfen. Er  läuft  darauf  hinaus,  die  Erstattung  der  Beiträge  aufzuheben, 
dagegen  die  Anwartschaft  auf  Rente  ohne  Beitragszahlung  fortbestehen 
zu  lassen.  Das  wäre  also  fortdauernde  Belastung  des  Versicherungs- 
trägers mit  dem  (nebenbei  anwachsenden)  Risiko  ohne  Gegenleistung. 
—  An  einigen  Stellen  tritt  eine  gewisse  Unbeholfenheit  des  Ausdrucks 
zutage  (S.  68:  schon  bereits;  S.  128  :  der  Invalide  musste  früher  durch 
seine  Verdienstlosigkeit  oder  durch  seinen  äusserst  geringen  Ver- 
dienst von  Angehörigen  ernährt  werden;  S.  52:  Im  allgemeinen  wurde 
er  im  grossen  und  ganzen  nicht  sympathisch  begrüsst).  .'^n  störenden 
Fehlern  sind  zu  vermerken:  S.  50  oben  fehlen  die  Zahlen  der  Ver- 
sicherten, zu  welchen  die  vorgeführten  Invaliditätsfälle  gehören.  S.  108 
steht  über  der  Tabelle  statt  1000  die  Zahl  100.  In  der  Tabelle  S.  147 
sind  zwei  und  in  derjenigen  auf  S.  150  drei  Spalten  irrtümlich  mit  dem 
M. -Zeichen  überschrieben ;  es  handelt  sich  nicht  um  Geldbeträge,  son- 
dern um  die  Zählung  von  Ereignissen.  Paul    Hacker. 


IVag/ier  Moriiz,  Dr.  Beiträge  zur  Frage  der  Arbeitslosenfürsorge 
hl  Deutschland.  Berlin-Grunewald.  A.  Troschel,  1904.  89  S.  und  ein 
Literaturverzeichnis  von  6  S. 

Die  Schrift  bringt  wenig  neue  und  keine  eigenen  Beiträge, 
sondern  nahezu  ausschliesslich  eine  Wiedergabe  der  in  der  Literatur 
und  in  Parlamentsberichten  enthaltenen  Vorschläge.  Sie  ermöglicht 
im  Anschluss  an  die  vorhandenen  umfassenderen  und  gründlicheren 
Arbeiten  ein  bequemes  Auffinden  des  Bemerkenswerten,  welches  später 
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veröffentlicht  worden  ist.  In  einem  Schlussabschnitt  »Kritische  Be- 
merkungen« verwirft  der  Verfasser  den  Sc/ia nzschen  Vorschlag  des 
Sparzwanges  und  schliesst  sich  dem  Vorschlage  iv-<?«;/^s :  Versicherung 
gegen  Arbeitslosigkeit  auf  dem  Wege  des  Zwanges  im  Anschluss  an 
die  Arbeitsnachweise,  an.  Mehr  als  die  Hälfte  der  kritischen  Bemer- 
kungen nimmt  aber  ein  Abdruck  des  von  Freund  entworfenen  Statuts 
für  eine  Arbeitslosenversicherungskasse  der  Berliner  Brauer  und  Braue- 
reiböttcher ein.  Paul  Hacker. 


Her  eher,  Ludwig  (Regierungsbaumeister  in  Bonn),  Grossstadt- 
er^aeiterungen.  Ein  Beitrag  zum  heutigen  Städtebau.  Mit  i  Plane  und 
2  Abbildungen.  Göttingen,  Vandenhoeck  &:  Ruprecht  1904.  46  S.  Z^\ 
M.  1.60. 

Es  ist  ein  erfreulicher  Fortschritt,  dass  in  neuerer  Zeit  die  durch 
das  rasche  Anwachsen  der  Grossstädte  in  diesen  selbst  hervorgebrach- 
ten Uebelstände  in  ihrer  Gesamtheit  erfasst  und  zum  Ausgangspunkte 
von  Reformbestrebungen  gemacht  werden,  die  wenigstens  für  die  Zu- 
kunft die  im  Drange  der  rapiden  modernen  Entwicklung  von  der  Ver- 
waltung begangenen  Fehler  unmöglich  machen  wollen.  Der  Verfasser 
dieser  knapp  und  klar  geschriebenen  Schrift  gibt  zunächst  einen  Ueber- 
blick  über  die  seitherigen  mehr  oder  minder  isoliert  gebliebenen  Be- 
strebungen und  Massnahmen  zur  Beseitigung  der  eingerissenen  Uebel- 
stände :  hygienische  Einrichtungen,  Bestrebungen,  das  Städtebild  künst- 
lerisch auszugestalten  und  die  alten  Baudenkmäler  zu  erhalten,  Sorge 
für  ein  einheitliches  Netz  von  Verkehrslinien  und  zugleich  für  Geschäfts- 
strassen ausserhalb  des  Stadtinnern,  Anlage  von  Plätzen  als  Mittelpunkten 
des  öffentlichen  Lebens,  Bau  besonderer  Wohnstrassen,  Erlass  ratio- 
neller Bauordnungen,  Eingemeindung  von  Vororten,  Baulandumlegung 
und  Enteignung,  endlich  die  Lösung  der  Bodenfrage  und  die  damit 
zusammenhängenden  Steuermassnahmen.  »Der  zukünftige  Städtebauer 
der  Grossstädte  muss  nicht  nur  die  wissenschaftliche  Grundlage  der 
Beherrschung  aller  technischen  und  künstlerischen  Hilfsmittel  des  Städte- 
baues besitzen,  die  Fähigkeit  des  Ingenieurs  zu  nüchterner  Berechnung 
mit  der  künstlerischen  Gestaltungskraft  des  Architekten  verbinden,  wie 
der  Jurist  gesetzeskundig  und  verwaltungserfahren  sein,  sondern  er  muss 
auch  den  sozialen  Bedürfnissen  und  Bestrebungen  seiner  Zeit  ein  war- 
mes Herz  und  einen  grossen  Sinn  entgegenbringen«,  ^^'ie  man  den 
verschiedenen,  scheinbar  einander  widersprechenden  Anforderungen 
gleichzeitig  gerecht  werden  kann,  versucht  der  Verfasser  im  letzten  Ab- 
schnitte seiner  Arbeit  an  der  Hand  eines  schematischen  Bebauungs- 
planes zur  Erweiterung  einer  Grossstadt  zu  zeigen,  der  sich  über  ein 
Gelände  von  260  ha  erstrecken  und  50  000  Menschen  Unterkunft  ge- 
währen soll.  Die  Neuanlage  soll  sich  um  mehrere  »Stadtzentren«  grup- 
pieren, die  wieder  in    oftene  Verkehrsplätze     und    geschlossene    Archi- 
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tekturplätze  zerfallen,  an  denen  monumentale  öffentliche  Gebäude, 
grosse  Geschäfte,  Banken  u.  dgl.  zu  errichten  wären,  um  die  innere 
Altstadt  dezentralistisch  zu  entlasten.  Diese  Stadtzentren  sollen  durch 
30  —  50  m  breite  Verkehrsstrassen  verbunden  werden,  an  die  hohe  Ge- 
schäftshäuser zu  liegen  kommen,  während  sie  zugleich  mit  allen  nötigen 
modernen  A'erkehrsmitteln  (Strassenbahnen  u.  dgl.)  ausgestattet  werden. 
Die  zwischen  den  Verkehrsstrassen  verbleibenden  Räume  dagegen, 
welche  dem  durchgehenden  Verkehr  entzogen  sind,  werden  zur  Anlage 
ruhiger  Wohnstrassen  von  entsprechend  geringerer  Breite,  Landhaus- 
vierteln, öffentlichen  Gärten,  Fabrikansiedelungen  und  Arbeiterkolonien 
verwendet.  Sie  würden  die  heutigen  Vororte  ersetzen,  vor  denen  sie 
die  geringere  Entfernung  von  den  Arbeits-,  Bildungs-  und  Vergnügungs- 
stätten der  Grossstadt  voraus  hätten.  —  Ueber  manche  Einzelheiten 
des  gross  und  einheitlich  gedachten  Planes  wird  sich  streiten  lassen, 
und  dies  um  so  mehr,  als  derselbe  akademischen  Charakter  trägt  und 
von  Voraussetzungen  ausgeht,  die  so  einfach  in  der  Wirklichkeit  wohl 
selten  zutreffen  werden.  Aber  er  bietet  doch  die  Grundlage  einer  frucht- 
baren einheitlichen  Auffassung  und  Diskussion  der  Fragen  der  moder- 
nen Stadtanlage,  die  in  ihrer  seitherigen  Vereinzelung  nur  zu  unzuläng- 
lichen Lösungsversuchen   führen  konnten.  — r. 


Sfafistisc/ies  Handbuch  für  das  Königreich  Württemberg.  Jhrg.  1902 
und  1903.  Mit  I  Karte  und  i  graphischen  Darstellung.  Herausg.  von 
dem  Kgl.  Statistischen  Landesamt.  Stuttgart,  W.  Kohlhammer  1904. 
243    S.     Lex.  8  0.     M.   1.50. 

Das  Statistische  Handbuch  für  Württemberg,  das  früher 
einen  Teil  der  Württembergischen  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landes- 
kunde gebildet  hatte  und  von  1895  bis  einschliesslich  1900  daneben 
auch  als  Sonderabdruck  vertrieben  wurde,  erscheint  in  dem  soeben 
ausgegebenen  Jahrgang  1902  und  1903  zum  zweitenmal  als  selbständige 
Veröffentlichung.  Neu  aufgenommen  sind  u.  a.  Uebersichten  über  die 
mittlere  Bevölkerung  Württembergs  und  des  Reichs  seit  1841, 
über  den  kilometrischen  Aufwand  für  die  ordentliche  L^nterhaltung  der 
Staatsstiassen,  über  die  Entwicklung  der  württembergischen  Lebens- 
V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  e  n  ,  über  Arbeitslöhne  bei 
den  K.  Württ.  Eisenwerken  und  Salinen,  über  den  Verbrauch  der 
wichtigsten  Getreidearten  und  der  Kartoffeln  im  Deutschen  Reich,  über 
die  bedingte  Begnadigung  in  Württemberg,  über  die  Leistun- 
gen der  P  e  n  s  i  o  n  s  k  a  s  s  e  für  K  ö  r  p  e  r  s  c  h  a  f  t  s  b  e  a  m  t  e  ,  über 
die  Staats-  und  K  ö  r  p  e  r  s  c  h  a  f  t  s  s  t  e  u  e  r  n  von  Grundeigentum, 
Gebäuden  und  Gewerben  in  den  Jahren  1S95  ^"^^  1902,  über  den  Ge- 
meinde schaden  in  den  Gemeinden  mit  5000  und  mehr  Einwoh- 
nern etc.     Die  Ausstattung  ist  vortrettlich,   der  Preis  sehr  massig. 

— r. 
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Freiherr  v  o  n  He  Ifert,  Aufzeichnungen  und  Erinnerungen  aus 
jungen  Jahren.  Im  Wiener  konstituierenden  Reichstag  Juli  bis  Oktober 
1848.  Wien  1904  bei  Alfred  Holder.     256  S. 

Das  vorliegende  Buch  ist  gewissermassen  ein  persönlicher  Nach- 
trag zu  den  vier  Bänden,  die  Häfert  der  Geschichte  der  revolutionären 
Bewegungen  in  Oesterreich  und  deren  Niederwerfung  in  den  Jahren 
1848  und  49  gewidmet  hat.  Die  Ereignisse,  welche  Helfert  als  Abge- 
ordneter für  Tachau  im  Wiener  konstituierenden  Reichstag  miterlebte 
und  aus  der  Nähe  beobachten  konnte,  werden  mit  grosser  Ausführ- 
lichkeit erzählt.  Ein  Vorbild  mögen  die  Lebenserinnerungen  v.  Ar- 
neths,  des  verstorbenen  Direktors  des  Haus-,  Hof-  und  Slaatsarchives 
in  Wien  abgegeben  haben.  Hier  wie  dort  dient  als  Hintergrund  eine 
behagliche  Schilderung  häuslichen  Glückes  und  herzlicher  Freund- 
schaften. Der  Leser  wird  gut  daran  tun,  die  politische  Stellung  Bel- 
fert?, von  vornherein  zu  berücksichtigen.  Schon  vor  dem  Ausbruch  re- 
volutionärer Strömungen  war  Helfert  von  der  liberalen  Schwärmerei 
der  Studienjahre  zu  gemässigteren  Ansichten  gelangt.  Das  Jahr  1848 
beschleunigte  diese  Wandlung.  Noch  bei  Eröffnung  des  Reichstags 
gilt  er  als  »von  politischem  Standpunkt  entschieden  liberal,  vom  na- 
tionalen slavenfreundlich-österreichisch«  gesinnt.  Gegen  Ende  der 
Wiener  Tagung  finden  wir  ihn  als  Mitglied  des  konservativen  Zentrums- 
klubs. Vor  dem  Radikalismus  der  Linken  empfindet  er,  man  kann  es 
nicht  anders  sagen,  ästhetischen  Widerwillen.  Man  erhält  deshalb  den 
Eindruck,  dass  er  auch  heute  noch  den  einzelnen  Persönlichkeiten  der 
Linken  (Löhner,  Kudlich)  nicht  völlig  gerecht  wird.  Kudlich  z.  B.  ist 
ihm  ein  ^vorlauter  Jungec,  ein  »Knabe«.  Dass  die  politischen  Pro- 
gramme, die  damals,  wenn  auch  in  unreifer  Form,  aufgestellt  wurden, 
innerer  Notwendigkeit  entsprangen,  müsste  auch  ein  Memorienw^erk  er- 
kennen lassen.  Im  übrigen  bietet  das  Buch  eine  gute  Darstellung  der 
Verhandlungen  im  Reichstag,  insbesondere  über  den  Antrag  Kudlich, 
betreffend  die  Aufhebung  des  Unterlässigkeitsverhältnisses  und  der 
daraus  hervorgehenden  Rechte  und  Pflichten  und  über  die  Frage,  ob 
und  von  wem  den  bisher  Berechtigten  eine  Entschädigung  zu  leisten  sei. 

G.  Lo  s  e  r  t  h. 
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Feier  des  hundertjährigen  Bestehens  der  Handelskammer  zu  Krefeld 
am  19.  und  20.  September  1904.  Druck  von  Krämer  &  Baum,  Kre- 
feld.    46  S.  8». 

Das  Büchlein  enthält  in  der  Hauptsache  eine  Sammlung  der  An- 
sprachen und  Vorträge,  die  bei  der  Hundertjahrfeier  der  Krefelder 
Handelskammer  gehalten  wurden.  Unter  ihnen  sind  von  allgemeinerem 
Interesse  die  von  dem  Vorsitzenden  der  Kammer,  Geh.  Kommerzien- 
rat  Seyffardt  gezeichneten  Bilder  aus  der  Geschichte  der  Krefelder  In- 
dustrie  und  der    von    dem    Syndikus    Dr.  R.  Zeyss   gehaltene   Vortrag 
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Über  die  Entstehung  der  Krefelder  Handelskammer  und  der  wirtschaft- 
lichen Interessenvertretungen  überhaupt.  • — r. 


Eingesendete  Schriften. 

I.  Allgemeine   Staats-  und  Sozialwissenschaft. 

Studies  in  history,  econoinics  and  public  laiv,  edited  by  the  faculty 
of  political  science  of  Columbia  university. 

Vol.  XVIII  I.   Harald,    M.  B.    The    administration    of    ]o\va.     A 

study    in  centralization.     New  York  1903,  Macmillan  Company.  8''. 

(224   S.) 
Vol.  XVIII  3.  Forld,   G.  S.  Hanover    and    Prussia  1795 — 1803.     A 

study  in  neutrality.    New  York   1903.  8*^  (315  S.). 
Vol.  XIX  I.   Clark,    W.  E.  Josiah  Tucker   economist.     A  study  in 

the  history  of  economics.     New  York  1903.  8*^.   (258  S.). 

Hauptwerke  des  Sozialismus  und  der  Sozialpolitik,  herausg.  von  Dr. 
Georg  Adler,  i.  Heft:  Das  Gemeineigentum  von  Tho  ni  a  s  S  p  enc  e, 
übers,  von  F.  v.  Eichmann.  2.  Heft:  Das  Eigentum  von  William 
Godwin,  übers,  von  Dr.  Max  Bahrfeldt.  Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld, 
1904.  31  und  98  S.  8".  M.  — .50  und  1.50. 

Me?iger,  Dr.  Anton,  Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag  in 
geschichtlicher  Darstellung.  Dritte  verbesserte  Auflage.  Stuttgart  und 
Berlin  1904.     J.  G.  Cotta'sche  Buchh.  Nachf.   181   S.  80.  M.  3.— 

II.  Politik.     Oeffentliches  Recht. 

Sierfi,  Dr.  iur.  Jacques,  Gtxichisa.ssts's.OY,  Rechtsphilosophie  und 
Rechtszcissenscha/t.     Berlin  1904,  J.  Guttentag,  47  S.  8". 

Sternberg,  Dr.  Theodor ,  Allgemeine  Rechtslehre.  Erster  Teil: 
Die  Methode.  Zweiter  Teil:  Das  System.  Leipzig,  G.  J.  Göschen'sche 
Verlagshandlung  1904.     12^.  209  u.   197  S.  ä  80  Pfg.  geb. 

Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  Tirols.  Festschrift,  herausg.  vom  Orts- 
ausschusse des  27.  deutschen  Juristentages.  Innsbruck,  Wagner'sche 
Univ.-Buchh.  1904.     264  S.  kl.  8«. 

Für  die  Leser  dieser  Ztschr.  von  besonderem  Interesse  sind  von 
den  fünf  Abhandlungen  folgende  vier:  H.  v.  Voltelitii,  Die  ältesten 
Pfandleihbanken  und  Lombarden-Privilegien  Tirols.  H.  Wopfner, 
Zur  Geschichte  des  tirolischen  Verfachbuchs.  A.  v.  Wretschko, 
Geschichte  der  juristischen  Fakultät  an  der  Universität  Innsbruck  1671 
bis  1904.  K.  Schiuarz,  Die  Hofpfalzgrafenwürde  der  juristischen 
Fakultät  Innsbruck. 

Fr  i  d  r  i  c  h  ow  i  c  z  ,    Dr.  Eugen,    Kurzgefasstes     Kompendium    der 
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Staatswissenschaften  in  Frage  und  Antwort.  Bd.  X:  Spezielle  oder  prak- 
tische A^  e  r  w  a  1  t  u  n  g  s  1  e  h  r  e  ,  2.  Teil  (Unterrichtswesen,  Bevölkerungs- 
lehre und  -Politik,  Armenwesen).  Berlin  S.  Calvary  &  Co.  1904. 
154  S.  SO. 

Freund,  Ernst  (Prof.  an  der  Univ.  Chicago),  The  Police  Poiucr. 
Public  policy  and  constitutional  rights.  Chicago,  Collaghan  &  Co.  1904. 
819  S.  80. 

Barthel,  Richard  (Bürgermeister  a.  D.),  Die  Revision  der  Han- 
noverschen Städteordming  vom  2^.  Juni  iSjS.  Hannover,  Gebrüder  Jä- 
necke,   1904.   16  S.  kl.  8*^.  30  Pfg. 

Erythropel,  Dr.  iur.  Hermann  (Gerichtsassessor).  Das  Recht 
der  weltlichen  Vereine  und  geistlichen  Orden  in  Frankreich  nach  dem  Ge- 
setz vom  I.  Juli  igoi.  Unter  Berücksichtigung  der  Vereinsgesetzge- 
bung Deutschlands.  Mit  einem  Vorwort  von  Prof.  Dr.  IV.  Kah  l.  Berlin 
1904,  Verlag  von  O.  Liebmann.     210  S.  S**. 

B  ur  ckh  ar  dt ,  Di".  W..  Kommentar  der  Schweizerischen  Bundesverfas- 
sung. I.  Lieferung:  Einleitung.  Artikel  i — 9.  Bern,  Stämpfli  &  Cie. 
1904.     128  S.  80.  M.  2.80. 

Seh  ü  c  k  ing  ,  Dr.  IV a  It  h  e  r  ,  Die  Preussische  ]'erfassungsurkutide. 
Textausgabe  mit  Gesetzesanweisungen  und  Anlagen.  Leipzig,  C.  L. 
Hirschfeld.   1904.  8".  42  S.   M.   1.30 

Die  Deutsche  Justiz-Reform  der  Zukunft.  Zweiter  Teil  von  »Staats- 
streich oder  Reformen  !<;  Erstes  Buch.  Verfasst  von  einem  Ausland- 
Deutschen.  Zürich,  Verlag  von  Zürcher  &:  Furrer  1904.  S.  I — L  und 
31—621.     8«.  M.  2.— 

Kahl,  Dr.  Wilhelm,  Sfrafrecht  und  freie  Liebestätigkeit.  Vortrag, 
geh.  in  der  7.  Hauptversammlung  des  Freiw.  Erziehungsbeirats  für 
schulentlassene  Waisen  zu  Berlin.    Berlin,  O.  Liebmann,   1904.    29  S.  8". 

Baer,  Geh.  Med. -Rat  Dr.  A. ,  (Oberarzt  am  Strafgefängnis 
Plötzensee  bei  Berlin),  Ueber  Jugendliche  Mörder  und  Totschläger.  Kri- 
minalanthropologische Beobachtungen.  (S.-A.  aus  d.  Archiv  f.  Krimi- 
nalanthropologie.)    Leipzig,  F.  C.  W.  Vogel  1903.  68  S.  8^. 

III.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 

Lindem  an7i,  Dr.  philos.  Moritz,  Urbegriffe  der  Wirtschafts- 
wissenschaft. Verlag  von  O.  A'.  Böhmert,  Dresden  1904.  24S  S.  S". 
M.  6.—. 

S  c  hzv  e  iz  e  r  ,  Fr  a  n  z  August,  Geschichte  der  Nationalökonomie 
in  vier  Monographien  über  Colbert,  Turgot,  Smith,  Marx  nebst  einer  Phi- 
losoph. Systematik  der  Nationalökonomie.  II :  Physiokratismus  von  Turgot. 
Ravensburg,  Friedr.  Alber,  1904.     149  S.  8^.  M.   2. So. 

Bier  mann,  Dr.  W.  Ed.,  Staat  und  Wirtschaft.  Band  I:  Die 
Anschauungen  des  ökonomischen  Individualismus.  Berlin  1905,  Putt- 
kammer «Sc  Mühlbrecht.     200  S.  gr.  S.  M.  3.60.  (Habilitationsschrift.) 
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Derselbe,  Ztir  Lehre  von  der  Produktion  und  ihrem  Zusanvuen- 
hang  mit  der  Wert-,  Preis-  und  EinJzommenslehre.  Probe\orlesiing.  Leip- 
zig, Jäh  &:  Schunke,    1904.  29  S.  S*^. 

J.  Lehr?,  Politische  Oekonomie  in  gedrängter  Fassung  (Volkswirt- 
schaftslehre und  -Politik,  Finanzwissenschaft,  Statistik  u.  s.  w.j.  Vierte 
vermehrte  Auflage,  besorgt  von  Prof.  Dr.  C.  X  e  u  b  u  r  g.  München 
1905.     J.  I.indauer'sche  Buchh.   176  S.  8".  M.  3. — 

Deutsch,  H  a  ti  s  ,  Qualifizierte  Arbeit  und  Kapitalismus.  Wert- 
theorie und  Entwicklungstendenzen.     Wien   1904.     C.  W.  Stern.    102  S.  S". 

Ziv  ie  d  ifie  c  k-S  il  d  en  h  o  r  s  t ,  Dr.  Otto  7' 0  n,  Beiträge  zur  Lehre 
von  den  Lohnfornien.  Tübingen,  Laupp,  1904.  (Ergänzungsheft  XIV 
zu  dieser  Zeitschrift.)  127  S.  8*^.  M.  3.60.  für  Abonnenten  M.  2.80. 

Ferdx,  Hans,  Sittliche  SelbstbescJiränkung.  Behagliche  Zeitbe- 
trachtungen eines  Malthusianers  über  die  begriffliche  Wandlung  des 
»moral  reslraint«  in  dem  Jahrhundert  1803 — 1903  und  die  Ausbreitung 
des  Neo-Malthusianismus.  Hildesheim  1904.  Kommissionsverlag  von 
Julius  Gude.     204  S.  gr.  8". 

T  h  n  neu-  Ar  c  hiv.  Organ  für  exakte  Wirtschaftsforschung,  herausg. 
von    Dr.  R.  Ehrenberg,   Prof.    a.  d.  Univ.   Rostock.      Erster  Jahrg. 

1.  Heft.  Jena,  Gustav  Fischer,  1905.  154  S.  8*^.  Preis  für  den  Band 
20  M.    (Das  vorliegende  Heft  enthält :   1.  Die  Ziele  des  Thünen- Archivs. 

2.  Das  Wesen  der  neuzeitlichen  Unternehmung,  3.  Thünen's  erste  wirt- 
schaftswissenschaftliche Studien,  4.  Aus  den  Betriebsergebnissen  eines 
mecklenburgischen  Rittergutes,  5.  Probleme). 

Eckert,  Dr.  Max  (Privatdozent  in  Kiel),  Grundriss  der  Handels- 
geographie. I.  Band :  Allgemeine  Wirtschafts-  und  Verkehrsgeographie, 
II.  Band:  W^irtschafts-  und  Verkehrsgeographie  der  einzelnen  Erdteile 
und  Länder.  Leipzig,  G.  T-  Göschensche  Verlagsbuchh.  1905.  229  und 
517  S.  8«. 

Handbuch  der  Wirtschaftskunde  Deutschlands.  Herausg.  im  Auftrag 
des  d.  Verbandes  für  das  kaufm.  Unterrichtswesen.  Vierter  Band 
(Deutschlands  Handel  und  Verkehr  vmd  die  diesem  dienenden  Einrich- 
tungen). Leipzig,  B.  G.  Teubner  1904.  748  S.  mit  i  Karte,  gr.  8^. 
M.   18.— 

Van  der  Borght,  Dr.  R.,  VolkstoirtscJiaftspolitik.  Leipzig,  G.  J. 
Göschensche  Verlagsbuchhandlung  1903.     142  S.    12".  80  Pfg.  geb. 

IV.  Spezielle  Volkswirtschaftslehre. 
A.   A  g  r  a  r  w  e  s  e  11.      Gewerbe. 

D  e  s  s  ma  nn  ,  Dr.  G  ii  nt  er ,  Geschichte  der  schlcsische/i  Agrarver- 
fassung  (Abh.  a.  d.  Staatsw.  Seminar  zu  Strassburg,  Heft  XIXj.  Strass- 
burg,  Karl  J.  Trübner  1904.     261   S.  S''.  M.  7. — . 

Schöne,  B r uno ,  Die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse 
der  Gemeinde  Rühren  (in  Sachsen).    Inaug.-Diss.  Leipzig  1904.  92  S.  8*^. 
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A  n  r  o  o y ,  Dr.  ^o  s  e p  h  i  n  e  von,  Die  Hausindustrie  in  der  sc/noei- 
zerischen  Sddenstoffiveberei.  (Züricher  volksw.  Studien,  herausg.  von  H. 
He rk 71  er,  5.  Heft).  Zürich,  1904.  Verlag  von  Ed.  Raschers  Erben 
192  S.  8".  Fr.  3.50. 

Voigt,  Prof.  Dr.  Andreas,  Die  MascJiinenindustrie  der  Kreise 
Frankfurt  a.  M.,  Darnistadt  und  OffenbacJi.  Berlin  1904.  22  S.  gr.  4''. 
(S.-A.  a.  der  Festschrift  zur  45.  Hauptversammlung  des  Vereins  deut- 
scher Ingenieure.) 

Leener,  Georges  de,  Lcs  syndicats  industriels  en  Belgique.  2« 
Edition,  revue  et  augmentee.  Misch  &  Thron  Editeurs.  Bruxelles 
1904.     348  S.  8^  Lwd. 

Thonnar ,  Albert,  L' Industrie  du  Tissage  de  la  laine  (Pays  de 
Verviers  et  Brabant  Wallon).  Extrait  du  Vol.  VI  des  »Industries 
ä  domicile  en  Belgique.       Bruxelles,  Oscar  Schepens  et  Cie.    Editeurs 

1904.  180  S.  gr.  8°. 

Institut   Solvay.      Travaux    de    l'Institut    de    Soziologie.      Actualites 
sociales.     Misch  &  Thron  Editeurs.     Bruxelles   1904.     Kl.  8*^.  kart. 
Nr.  I.     Principes    d'orientation    sociale.     Resume    des    etudes  de  M. 

Er nest  Solvay  sur  le  productivisme  et  le   comptabilisme.    92  S. 
Nr    2.    Que  faut-il  faire  de  nos  industries  ä  domicile?  par  M.  Ansiaux. 

130  S. 
Nr.  3.     Le  charbon  dans  le    nord  de  la  Belgique.     Le  point  de  vue 

technique    par   G.  d  e   L  e  e  ne  r.     Le  point    de    vue    juridique    par 

L.    Wodon.    Le  point  de  vue   economiqtie  et  social  par  E.  Wax- 

Weiler.     217   S. 
Nr.  4.     Le  proces    du  Libre-Echange    en    Angleterre    par    Daniel 

Cr  ick    avec    un    appendice    sur    la    bibliographie    de  la  question 

douaniere  en  Angleterre  par  D.  Warnotte. 

B.   Handel   und   Verkehr. 

Wer  71  icke,  Dr.  y.,  Die  wirtschaftlicJie  und  soziale  Bedeutung  der 
Ware/i/iäuser  i7i  der  77ioder/ieti  VolkstoirtscJiaft.  Berlin  1904,  L.  Dürings- 
hofen.    24  S.  8». 

G  ehr  ig,  Dr.  Hans,  Die  Warenhaussteuer  in  F/eussen.  Ein  Bei- 
trag  zur  kaufmännischen  Mittelstandspolitik.     Leipzig,    B.  G.  Teubner, 

1905.  81  S.  8°. 

Fs  c  h  i e  r  s  c  h  ky  ,  Dr.  S.,  Die  Neuordnu7ig  des  zollfreien  Verediu/igs- 
verkehrs.    Göttingen,  Vandenhoeck  &:  Ruprecht  1904.    88  S.  8".    M.  2.40. 

Fernwerth  von  Bär  71  st  ein,  Friedrich,  Die  Dampfschiff- 
fahrt auf  de7n  Bodensee  ttnd  ihre  geschichtliche  Entwicklung  während  ihrer 
ersten  Hauptperiode  {iS2j/. — 184J).  Leipzig,  A.  Deichert'sche  Verlags- 
buchh.  Nachf.  1905.  (VVirtschafts-  und  Verwaltungsstudien,  herausg. 
von  G.  Schanz,  XXL)     241   S.  8«.     M.  5.40. 
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Va;i  der  Borght,  Dr.  R.,  GrimdzUge  der  Sozialpolitik.  (Hand- 
und  Lesebuch  der  Staatswissenschaften,  T.  Abt.  15.  Bd.)  Leipzig,  Ver- 
lag von  C.  L.  Hirschfeld,  1904.    566  S.  8^    M.   16.50. 

Nast ,  Alfred.  Etudc  jtiridique  sur  les  socictcs  coopcratives  de 
coiisovunation  en  Allemagne.  (Extrait  du  Bulletin  de  la  Societe  de 
Legislation  comparee.)  Paris,  Libr.  gen.  de  droit  et  de  jurisprudence, 
1904-    35  S.    8". 

M a  h  a  i m  ,  Em  e  s  f ,  L Association  internationale  poiir  la  protection 
legale  des  travailleurs.  Son  histoire,  son  but,  son  oeuvre.  Extr.  Bruxelles, 
J.  Goewaere.   1904.    40  S.  8*^. 

Verband  der  in  Gemeinde-  und  Staatsbetrieben  beschäftigten  Arbeiter 
und  Unter  angestellten.  Sitz  Berlin,  Geschäftsstelle  Berlin  W.  57,  Bülow- 
strasse  21.  Zweite  Flugschrift:  B.  P'ö  r  s  c  h  ,  Unsere  Grenz- 
streitigkeiten und  gewerkschaftliche  Taktik.  26  S.  8".  —  Dritte  Flug- 
schrift: H.  Borger,  Sommerferien  oder  Erholungsurlaub  für  städ- 
tische Arbeiter.    20  S.  8".    Selbstverlag  des  Verbandes. 

Arbeiterverhältnisse  im  Ostrau-Kariuiner  Steinkohlem-eviere .  Auf  Grund 
von  Erhebungen  über  die  Lage  der  Bergarbeiter  und  unter  Heran- 
ziehung von  Daten,  betreffend  die  Arbeiterverhältnisse  in  industriellen, 
kleingewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Betrieben  im  Umkreise  des 
Revieres,  dargestellt  vom  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amte  im  Handels- 
ministerium. I.  Teil:  Arbeitszeit,  Arbeitsleistungen,  Lohn-  und  Ein- 
kommensverhältnisse.  Wien  1904.   Alfr.  Holder.    52  und  583  S.  4^. 

Fuchs,  Dr.  igrossh.  Fabrikinspektor),  Die  Verhältnisse  der  Indu- 
striearbeiter in  ly  Landgemeinden  bei  Karlsruhe.  Bericht  an  das  grossh. 
Ministerium  des  Innern.  Karlsruhe,  G.  Braun'sche  Hofbuchdruckerei 
1904.    272  S.  8». 

Ulspezione  del  Lavoro.  Studi  sull  organizzazionc  del  servizio 
di  vigilanza  per  Vapplicazione  delle  leggi  operaie.  Roma,  Tipografia  nazio- 
nale,  1904.  64  S.  fol.  (Pubblicazioni  dell'üfficio  del  Lavoro  Serie  B, 
N.  4.)   L.  -.75. 

FU  r  t  h  ,  Dr.  Emil  Ritter  von,  Wohnungsämter  und  Wohnungs- 
inspektion. (Schriften  der  österr.  Gesellsch.  für  Arbeiterschutz,  VI.  Heft). 
Wien,  Fr.  Deuticke,  1905.    67  S.  8''.   M.   1.50. 

D.  Bankwesen.      Versicherung. 

Abhandlungen  aus  dem  staatszcnssenschaftlichen  Seminar  zu  Münster 
i.  JF.  L^nter  Mitwirkung  von  Prof.  Dr.  Zeo  von  Savigny  und  Prof. 
Dr.  Jos.  Sc  hm  öle  herausg.  von  Prof.  Dr.  Max  vo7i  Hecket. 
I.Heft:  Franken,  Dr.  Carl,  Der  Staat  und  die  Hypothekenbanken 
in  Preussen.     Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,   1904.     88  S.  8°.     M.  2.40. 

Ekimow,    Dr.    Ituan,     Das    landwirtschaftliche   Kredilwesen     in 
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Bulgarien.  Tübinger  Inauguraldissertation.  Tübingen,  H.  Laupp'sche 
Buchh.  1904.    120  S.  8».    M.  2.80. 

Ko  h  l ,  Dr.  Ha  n  s  ,  Die  Reform  der  »  Volksversicherung' ,  eine  Auf- 
gabe der  Sozialpolitik.  Leipzig,  Kommissionsverlag  v.  G.  Fock,  G.  m. 
b.  H.   1904.    102  S.  gr.  8". 

Ander  s  s  0  n  ,  T  h  0  r  ,  Das  neue  Haftpflichtgesetz  und  die  Unfall- 
versicherung in  Schweden.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot,   1904.    86  S.  8''. 

R  o  s  i  n  ,  Dr.  He  i  nr  i  c  h  ,  Das  Recht  der  Arbeiterversicherung.  Für 
Theorie  und  Praxis  systematisch  dargestellt.  Zweiter  Band:  Das 
Recht  der  Invaliden-  und  Altersversicherung.  Berlin  1905.  1151  S.  8^. 
M.  25.—. 

V.  Finanzen. 

Ziegler ,  Eugeti  von,  Die  Praxis  des  bayerischen  Budgetrechtes. 
Studie  über  die  Handhabung  der  Rechte  des  bayr.  Landtags  zur  Fest- 
setzung der  Staatsausgaben  und  Staatseinnahmen,  sowie  gegenüber  der 
Vorlage  der  Rechnungsnachweisungen.  München,  Th.  Ackermann,  1905. 
240  S.  8».    M.  3.60. 

He  ekel,  Dr.  Max  von,  Die  Fortschritte  der  direkten  Besteuerung 
in  den  deutschen  Staaten.  (1880 — 1905).  Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  1904- 
284  S.  8°.    M.  8.—. 

B  aj  o  n  s  k  i ,  Dr.  K.,  Kritik  und  Reformen  der  deutschen  Staats- 
lotterien als  Finanzregalien.  Berlin,  E.  Ehering,  1904.  93  S.  gr.  8*^. 
(Rechts-    und   staatswiss.  Studien,    veröfF.  von  E.  Ehering,   Heft  XXV.) 

Loewe,  Dr.  jur.  Cornelius,  August  Scherl  und  Dr.  Cornelius  Loewe 
Lotterie  und  Sparkassen.  Aktenmässige  Auseinandersetzung  etc.  Berlin 
1904,  Pharus- Verlag.    63  S.  8°. 

Bertoldi,  Dr.  Albert,  Die  Aufhebung  der  Kaut ionspflicht  der 
Staatsbeamten  in  Deutschland  unter  Berücksichtigung  der  anstand.  Mass- 
nahmen  in  Bezug  auf  das  Kautionsiaesen.  Berlin  1904.  Struppe  &  Winckler. 
119  S.  gr.  80.  M.  3.—. 

VI.  Statistik. 

O.  Hüb  n  e  r''  s  geographisch-statistische  Tabellen  aller  Länder  der  Erde. 
53.  Ausgabe  für  das  Jahr  1904.  Herausg.  von  Prof.  Dr.  Fr.  v.  Jura- 
schek.     Verlag  von  H.  Keller  in  Frankfurt  a.  M.    99  S.  8".    M.  1.50. 

Eulenburg,  Franz,  Die  Frequenz  der  deutschen  Universitäten 
von  ihrer  Gründung  bis  zur  Gegemcart.  (Des  XXIV.  Bandes  der  Ab- 
handlungen der  philol.-histor.  Klasse  der  kgl.  sächsischen  Gesellschaft 
der  Wissenschaften  Nr.  IL  Mit  i  Karte  und  8  graphischen  Darstellungen. 
Leipzig,  B.  G.  Teubner,   1904.     324  S.  hoch  4*^.     M.   xo. — . 

Sp  a  n  n ,  Dr.  O.,  Die  Stiefvaterfamilie  unehelichen  Ursprungs.  Mit 
einem  Nachworte  über  die  Bedeutung  der  Berufsvormundschaft  von 
Dr.  Chr.  J.  Klumk er.  (Sonderabdruck).  Berlin,  G.  Reimer,  1904. 
42  S.  gr.  80.     50  Pfg. 
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Wnrttevibergische  Jahrbücher  für  Statislik  und  Landeskunde.  Her- 
ausgegeben vom  Kgl.  Statistischen  Landesamt.  Jahrg.  1904.  Erstes 
Heft.  Stuttgart,  Kommissions-Verlag  von  W.  Kohlhammer,  1904. 
183  S.  4*^.  (Enthält  u.  a. :  Trüdinger,  Ergebnisse  der  Viehzählung 
vom  I.  XII.  1900.  Ders.  Statistik  der  landw.  Bodenbenützung  und  des 
»nteertrags  1902.  —  überpostrat  A.  v.  Harsch,  Die  Landpost  in 
Württemberg.  —  Prof.  Dr.  Ernst,  Die  direkten  Staatssteuern  in  der 
Grafschaft  Wirtemberg.) 

Stalistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  28.  Jahrgang,  enthaltend 
die  Statistik  des  Jahres  1903  (zum  Teil  auch  1904).  Im  Auftrag  des 
Magistrats  herausg.  v.  Prof.  Dr.  E.  Hir schberg,  Direktor  des  Statist. 
Amts.     Berlin,  P.  Stankiewicz,   1904.     481   S.  8".  kart. 

Statistische  Uebersichten  über  die  Geschäftstätigkeit  der  öffentlichen 
Arbeitsvermittlungsstellen  der  Rhein-  und  Maingegend  i.  J.  1903  bez.  1903/4. 
Zusammengestellt  im  Statist.  Amte  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  1904. 
19  S.  fol. 

Mitteilungen  des  statistischen  Landesamts  des  LLerzogtutns  Bukowina. 
Veröfif.  von  Anton  Zachar,  Vorstand  des  Statist.  Landesamts 
Czernowitz.  In  Kommiss.  bei  H.  Pardini,  k.  k.  Univ.-Buchhandlung, 
1904.  189  S.  Lex.-8^.  (Enthält  eine  ausführliche  statistische  Behand- 
lung der  direkten  Steuern  1898 — 1902.) 

Mitteilungen  des  Statistischen  Amtes  des  Kantons  Basel-Stadt.  Nr.  2. 
Die  Arbeitslosigkeit  in  Basel  im  Winter  1903/04.  Von  Dr.  F.  Man- 
gold.    Basel  1904.     27  S.  8". 

Arbeitsstatistik.  IL  Undersökning  af  Textilindustrie  i  Finland.  Pä 
uppdrag  af  industristyrelsen  och  under  dess  öfverinseende  värkstäld  af 
G.  R.  Stiellmaii.  Helsingfors,  kejserliga  Senatens  Tryckeri  1904. 
542  S.  80. 

Älinistero  di  Agricoltura,  Induslria  e  Commercio.  Direzione  generale 
della  Statistica : 

1.  Annuario  statistico  italiano.  1904.  Roma  Tipografia  nazionale  di 
G.  Bertero  e  C.  1904.    687  S.  8°.  L.  5. — . 

2.  Statistica  degli  Scioperi  avvenuti  nell'  Industria  e  nell'  Agricoltura 
durante  l'anno  1901.     Roma  1904.     424  S.  8*^.  L.  2. — . 

3.  Bollettino  deW  Ufficio  del  lavoro.  Vol.  IL  N.  3.  Ottobre  1904. 
184.  S.  80. 

Ministero  delle  Finanze.     Direzione  generale  delle  Gabelle : 

1.  Statistica  del  Commercio  speciale  di  Lmportazione  c  di  Esportazione 
del  i"  gennaio  al  30  settembre  1904.  Roma,  Stab.  G.  Scotti  &  C.  1904 
147  S.  80. 

2.  Bollettino  di  Legislazione  e  Statistica  dogatiale  e  commerciale  Anno 
XXI.     Luglio,  Agosto,  Settembre  1904.    S.  571—728.  8-'. 

3.  Movimento  della  Navigazwnc  del  regno  d' Ltalia  nell'  anno  1903. 
3  vol.  1046  S.  fol.   Roma  1904. 
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4.  Movimento  commerciale  del  Regno  tflfalia  nell'  anno  1903.  3  vol. 
fol.   1298  S.     Roma  1904. 

VII.  Verschiedenes. 

Meyers  grosses  Konversations- Lexikon.  Sechste  gänzlich  neubear- 
beitete und  vermehrte  Auflage.  Mit  mehr  als  iiooo  Abbildungen  im 
Text  und  auf  über  1400  Bildertafeln,  Karten  und  Plänen  sowie  130  Text- 
beilagen. VIII.  Band.  Glashütte  bis  Hautflügler.  Leipzig  und  Wien, 
Bibliogr.  Institut  1904.     908  S.  gr.  8*^.  geb.  M.  10. — . 

Sc häffle ,  Albert,  Aus  meinem  Leben.  Mit  sechs  Bildnissen 
und  einer  Briefbeilage.  Berlin,  Ernst  Hofmann  &  Co.,  1905,  2  Bde 
256  und  257  S.  8". 

Mit  scher  lieh,  IVa  l  d  e  )ii  a  r  ,  Entsteht/ ng  der  deutschen.  Frauen- 
bewegung. Eine  soziologische  Betrachtung.  Berlin  1905.  Puttkammer 
&  Mühlbrecht,  95  S.  8°.     M.  i.— . 

Konanz,  Karl.  Die  Eingeborenenfrage  in  Mittelafrika.  (Beilage 
zum  Programm  des  grossh.  Gymnasiums  in  Tauberbischofsheim  ;  Progr. 
Nr.   719.)     Karlsruhe,  J.  Längs  Buchdruckerei.     1904.    30  S.  4". 


Die  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät  der  Univer- 
sität Freiburg  i./B.  macht  unterm  31.  Oktober  1904  bekannt,  dass 
die  im  Jahre  1903  mit  dem  Preise  der  Schleidenstiftung  ausge- 
zeichnete Arbeit  des  Dr.  iur.  Wiegner  über  :T-Criegskonterbande<:, 
wie  sich  nachträglich  herausgestellt  hat,  in  umfangreichen  Teilen 
aus  älteren  Schriften,  namentlich  den  Dissertationen  von  Leh- 
mann und  Hirsch  über  denselben  Gegenstand,  wörtlich  oder 
fast  wörtlich  entnommen  ist,  und  dass  ihr  deshalb  der  Preis  wieder 
aberkannt  wurde. 


Bericliiigiing. 

In    dem  Aufsätze   >  Arheiterpensionen   und  Finanzpolitik :<   von  Dr.  Paul  Hacker 
im   dritten  Heft   des  vorigen  Jahrgangs  muss   es  auf  Seite  521  auf  der  drittletzten  Zeile 
statt   »von  links  nach  reclits«   heissen  von    joben  nach  untenf,   dagegen  auf  Seite  522 
statt   yvon  oben  nach  unten«,   »von  links  nach  rechts»'.    In   der  Tabelle  auf  derselben 
Seite  hat  in  der  zweiten  Spalte  die  letzte  Zahl  zu  lauten  »5  E  85/SÖ9:,  nicht  >■>!  E  85/S6«. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 

DIE  ENTWICKELUNG 

DER  SELBSTVERWALTUNG  FRANKREICHS 

IM   ig.  JAHRHUNDERT. 

VON 

HANS  L.  RÜDLOFF. 


Inhalt  :  Vorbemerkung.  Literatur.  Einleitung.  I.  Ursprünge  und  Grundlagen  der 
heutigen  Selbstverwaltung,  i.  Die  Prinzipien  der  Verfassung  von  1793.  2.  Die  lo- 
kalen Konseils  im  System  vom  Jahre  VIII.  II.  Erste  Entwickelungsstufe  der  Selbst- 
verwaltung. I.  Die  Selbstverwaltungsbevvegung  unter  der  Restauration.  2.  Die  Selbst- 
verwaltung in  der  Gemeindegesetzgebung  von  1831  und  1837.  3.  Die  Selbstverwal- 
tung in  der  Departementsgesetzgebung  von  1833  und  1838.  4.  Die  Selbstverwaltungs- 
bestrebungen  gegen   Ende  der    Julimonarchie. 

V  o  r  b  e  m  e  r  k  u  n  g.  Wir  kennen  keinen  Gegenstand  aus 
der  französischen  Verwaltimgslehre,  der  in  jeder  Bezieiiung  gründ- 
licher untersucht  worden  wäre  als  derjenige  der  lokalen  Ver- 
waltung. Seit  der  grossen  Revolution  haben  die  gesetzgebenden 
Versamnilimgen  Frankreichs  immer  und  immer  wieder  die  Ge- 
meinde- und  Departementsorganisation  beraten  ;  sie  beraten  sie 
heute  noch.  Die  Sammlung  der  in  diesen  Debatten  von  den 
führenden  Politikern  jeder  Epoche  gehaltenen  Reden  würde  eine 
kleine  Bibliothek  füllen.  Jedes  neue  politische  Regime  hat  die 
vorhergehende  lokale  Verwaltungsgesetzgebung  mehr  oder  weniger 
von  Grund  aus  umgearbeitet  oder  doch  umzuarbeiten  versucht. 
Allen  parlamentarischen  Debatten  über  diesen  Gegenstand  sind 
zahlreiche  Schriften  vorausgegangen    oder  nachgefolgt,    Gelegen- 

Zeitschrift  für  die   ges.   Staatswissensch.   1905.   2.  I^ 
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heitsschriften,  von  denen  mehrere  bleibenden  Wert  haben,  und 
in  die  Tiefe  gehende  wissenschaftliche  Arbeiten,  von  denen  einige 
berühmt  sind^).    —    Es  gibt  indessen    keine    Arbeit,     wenigstens 

i)  Literatur.  Anisson,  E.,  Centralisation  administrative  et  ses  dangers  dans  un 
Etat  democratique.  1849.  —  Arreat,  Z.,  Decentralisation  et  la  loi  departementale. 
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unseres  Wissens,  die  sich  speziell  die  Aufgabe  gestellt  hätte,  in 
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Decentralisation.  Projet  de  reforme  de  la  loi  municipale  du  5  avril  1884.  (1895).  — 
Alariignac,  (de),  Projets  de  loi  concernant  l'organisation  municipale  et  departemen- 
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derei', Discours  sur  les  motifs  du  projet  de  loi  concernant  la  division  du  territoire  et 
l'administration  (Moniteur  v.  19.  Pluviose  des  Jahres  VIII).  —  Rouchon,  La  Decen- 
tralisation municipale  et  la  loi  de  1884.  —  Saint-Rcne  Taillandier,  La  Reforme  mu- 
nicipale en  France  (Revue  des  Deux-Mondes  v.  15.  Juli  1872).  —  Saulnier,  De  la  Cen- 
tralisation administrative  en  France.  1833.  —  Saint-Pulgent,  (L.  de),  Programme  de 
reformes  administratives.  1871.  —  Simon,  y.,  De  la  Democratie  et  de  la  Decentrali- 
sation. 1849.  —  Derselbe,  La  Liberte.  1859.  —  Derselbe,  La  Liberte  po- 
litique. Chap.  IV.  1866.  —  Stein,  L.,  Die  Verwaltungslehre.  Zweiter  Teil.  Die  Selbst- 
verwaltung und  ihr  Rechtssystem.  1869.  —  Savary,  Un  projet  de  loi  sur  la  Decen- 
tralisation. 32  Ed.  1870.  —  l'aine,  //..  Le  Regime  moderne.  1891.  —  Thuillier,  Ex- 
pose des  motifs  du  projet  de  loi  sur  les  Conseils  generaux  et  les  Conseils  municipaux 
(Moniteur  v.  24.  Febr.  1865).  —  Tourangin,  Rapport  au  Conseil  d'Etat  concernant 
l'organisation  departementale  (1851).  —  Tocqueville,  (A.  de),  De  la  Dernocratie  en 
Amerique.  I.  14.  Ed.  1865.  —  Derselbe,  L'Ancien  Regime  et  la  Revolution. 
1865.  —  Toulza,  (de).  De  l'administration  des  communes  en  France.  1868.  —  Vail- 
lant,  Congres  decentralisateur  de  Lyon ;  nos  reserves.  1S70.  —  Valori,  (de),  De  la 
Reforme  administrative.  1848.  —  Vatimesnil,  (de),  Rapport  fait  au  nom  de  la  com- 
mission  de  l'administration  Interieure  sur  le  livre  I  du  projet  de  loi  concernant  les 
communes  (Moniteur  v.  21.  Juni  1851).  —  Vivien,  Rapport  fait  au  nom  de  la  com- 
mission  chargee  de  l'examen   du  projet  de  loi   sur    l'adminiätration    municipale    (Moni- 
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Frage  auf  den  folgenden  Seiten  zu  beantworten  versuchen,  glauben 
wir  also,  eine  xorhandene  Lücke  in  der  Selbstverwaltungs-Litera- 
tur auszufüllen. 

Einleitung. 

Frankreich  hat  keinen  wirklichen  Selbstverwaltungsorganis- 
mus. Die  französische  Sprache  verfügt  daher  auch  über  kein  dem 
deutschen  Wort  Selbstverwaltung  entsprechendes  Wort  ^).  Es  ist 
also  nicht  nur  natürlich,  sondern,  um  nicht  hie  und  da  daneben 
zu  reden,  sogar  notwendig,  uns  völlig  klar  darüber  zu  werden, 
was  alles  in  die  »praktischen  Selbstverwaltungseinrichtungen  ein- 
zubegreifen  ist.  In  Bezug  auf  das  heutige  administrative  Frank- 
reich —  und  das  ist  das  Frankreich  seit  1800  —  dieses:  In  der 
Gemeinde  liegt  die  eigentliche  Verwaltung  in  den  Händen  einer 
einzigen  Person,  des  Maires,  und  durchschnittlich  14 — 18  Personen, 
der  Munizipalrat,  widmen  den  Gemeindegeschäften  einige  Tage 
oder  einige  Stiniden  viermal  im  Jahr,  sich  darauf  beschränkend, 
zu  beraten,  zu  entscheiden  und  zu  kontrollieren.  Im  Arrondisse- 
ment  versammeln  sich  durchschnittlich  7 — 9  Personen,  der  Arron- 
dissemcntsrat,  während  einiger  Stunden  zweimal  im  Jahr,  tun  die 
Vorlesung  eines  Berichtes  entgegenzunehmen,  den  Beitrag  des  Ar- 
rondissements  zu  den  direkten  Steuern  auf  die  Gemeinden  zu  re- 
partieren und  Wünsche  auszusprechen.  Im  Departement  endlich 
beraten,  entscheiden  und  kontrollieren  durchschnittlich  32 — 35 
Personen,  der  Gcneralrat,  während  einiger  Tage  alle  6  Monate, 
und  4 — 7  Personen,  die  Departementskommission,  beraten  ebenso, 
entscheiden  und  kontrollieren  während  einiger  Stunden  jeden  Mo- 

teur  V.  I.  Mai  1836).  —  Derselbe,  Rapport  fait  au  iiom  de  la  commission  chargee 
de  l'examen  du  projet  de  loi  sur  les  attributions  des  Conseils  generaux.  (Moniteur 
V.  22.  Febr.  1838'.  —  Derselbe,  Eiudes  administratives.  1859.  —  Waddington, 
Rapport  fait  au  110m  de  la  commission  chargee  d'examiner  les  propositions  de  loi 
departementale:  i.  de  M.  Savary,  2.  de  jNIM.  Belhmont  et  Magnin,  3.  de  M.  Raudot 
(Journ.   off.  V.   i.,   2.,   3.   Juli  187 1). 

l)  Die  französischen  Autoren  behelfen  sich  u.  a.  zuweilen  mit  der  Umschrei- 
bung -■> Gouvernement  du  pays  par  le  pays«,  vielfach  mit  dem  englischen  Wort  ».Self- 
government«,  am  meisten  und  schon  seit  der  Restauration  mit  dem  vagen  Wort  »De- 
centralisationc  (administrative).  H.  de  Ferron  bemerkt  zu  den  Worten  Self-govern- 
ment  und  Decentralisation:  »Le  mot  self-government  nous  parait  preferable  au  mot 
decenlralisation,  car  celui-ci  tend  ä  faire  croire  que  l'on  veut  detruire  toute  centrali- 
sation,  c'est-ä-dire  l'unite  du  pays.  Nous  sommes  forces  d'emprunter  un  mot  a  l'An- 
gleterre ;  quand  nous  aurons  la  chose,  nous  aurons  aussi  le  mot«.  (Institutions  mu- 
nicipales  et  provinciales  comparees,  p.  453. j 
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nat.  Die  übrigen  Bürger,  d.  h.  nahezu  die  gesamte  Nation,  haben 
weder  eine  andere  Gelegenheit,  noch  ein  anderes  Mittel,  an  der 
Besorgung  ihrer  gemeinsamen  Geschäfte  teilzunehmen,  als  alle  3, 
4  oder  6  Jahre  einen  Stimmzettel  in  die  Wahlurne  zu  legen. 
Nachdem  wir,  wie  das  eben  geschehen  ist,  von  den  ersten  Zeilen 
an  unser  Ziel  genau  fixiert  haben,  ist  es  nicht  mehr  allzu  schwie- 
rig, den  Ausgangspunkt  dafür  zu  finden  und,  wie  es  das  Thema 
verlangt,  die  dahinführenden  verschiedenen  Etappen  zu  markieren, 
m.  a.  W.  eine  präzise  Antwort  auf  die  Fragen  zu  finden:  i.  Wie 
ist  die  heutige  Selbstverwaltung  Frankreichs  entstanden  ?  Spe- 
zieller ausgedrückt :  Worauf  muss  man  zurückgehen,  um  ihr  Grund- 
prinzip, ihren  Geist  zu  erfassen,  worauf,  um  ihre  Gestalt,  ihre 
Form,  ihre  Cadres,  wie  die  Franzosen  sagen,  zu  erklären?  Und 
2.  welche  verschiedenen  Etappen  oder  Entwickelungsstufen  hat 
sie  durchlaufen?  Was  ihren  Geist  betrifft,  so  ist  unsere  Meinung, 
dass  sie  sich  von  den  Prinzipien  der  Verfassung  von  1793  inspi- 
riert zeigt,  und  was  ihre  Gestalt  angeht,  so  sind  ihre  Fundamente 
bekanntlich  in  dem  berühmten  Pluviosegesetz  vom  Jahre  VIII  ge- 
legt worden. 

Wir  haben  uns  also  zunächst  mit  den  Prinzipien  der  Verfas- 
sung von   1793  zu  beschäftigen. 

I.  Ursprünge  und  Grundlagen  der    heutigen  Selbstverwaltung. 
I.  Die  Prinzipien  der  Verfassung  von   1793. 

Die  Verfassung  vom  24.  Juni  1793  legt  in  Art.  25  das  folgende 
Prinzip  fest:  »Die  Souveränität  hat  ihren  Sitz  in  dem  Volk.  Sie 
ist  einheitlich  und  unteilbar,  unverjährbar  und  unveräusserlich.« 
Dieser  Artikel  formuliert  einen  scharfen  Gegensatz  zu  den  Prin- 
zipien von  1789,  die  bekanntlich  die  Rechte  des  Individuums  un- 
verjährbar und  unveräusserlich  erklärt  hatten.  Nach  den  Prinzipien 
von  1793  ist  es  also  die  Volks-Souveränität,  welche  unverjährbar 
und  unveräusserlich  ist,  und  gleichzeitig  ist  diese  Souveränität 
unteilbar,  d.  h.  unbegrenzt,  absolut;  denn  eine  unteilbare  Sou- 
veränität kann  weder  durch  sich  selbst  noch  durcli  etwas  an- 
deres begrenzt  werden.  Der  dieses  Prinzip  festlegende  Konvent, 
von  den  Ideen  J.  J.  Rousseau's  durchdrungen,  resümierte,  ver- 
wirklichte nur  die  politische  Doktrin  des  Genfer  Mond-Philosophen, 
die  dieser  in  seinem  Contrat  social  so  formuliert  hatte:  »Jeder 
von  uns  bringt  seine  Person  und  seine   ganze  Kraft  der  Gesamt- 
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heit  zu  unter  der  Oberleitung  des  Gesamtwillens.  Der  Gesell- 
schaftsvertrag schliesst  stillschweigend  diese  Verpflichtimg  ein,  die 
allein  den  andern  Kraft  geben  kann,  dass,  wer  auch  immer  sich 
weigert,  dem  Gesamtwillen  zu  gehorchen,  am  ganzen  Körper  da- 
zu gezwungen  werden  wird,  was  nichts  anderes  besagt,  als  dass 
man  ihn  zwingen  wird,  frei  zu  sein,  .  .  .  und  weiterhin:  »Rich- 
tig aufgefasst,  lassen  sich  diese  Klauseln  samt  und  sonders  in 
eine  einzige  zusammenfassen,  nämlich  in  die  totale  Veräusserung 
jedes  Associc  mit  allen  seinen  Rechten  an  die  Gesamtheit:^). 
Man  erkennt  sofort,  dass  diese  Doktrin  unvereinbar  ist  mit  der 
Unabhängigkeit  der  lokalen  Gesellschaft,  unvereinbar  mit  jeder 
wirklichen  Selbstverwaltung  in  Gemeinde  und  Landschaft,  weil 
jede  kommunale  und  landschaftliche  Freiheit  ein  Eingriff  in 
die  unteilbare  Volks-Souveränität  ist^).  Saint-Just,  der  grosse 
Logiker  der  Volks-Souveränität,  schlug  die  einzige  Verfassung 
vor,  die  logisch  daraus  hervorgeht :  eine  einzige,  von  allen  Bürgern 
gewählte  Versammlung,  eine  von  dieser  Versammlung  ausgehende 
Gewalt,  die  über  alle  Interessen,  alle  Rechte  und  alle  Kräfte  ver- 
fiigt.  Für  ihn  ist  die  Diktatur  durchaus  keine  zufällige,  vorüber- 
gehende Erscheinung,  sondern  das  normale  Regime  der  Volks-Souve- 
ränität. Jede  Partei  s  sagte  er  am  23.  Ventose  des  Jahres  II  im  Kon- 
vent, »ist  verbrecherisch,  weil  sie  eine  Spaltung  des  Volkes  ist; 
jede  Faktion  ist  also  ein  Attentat  auf  die  Volks-Souveränität.« 

Obgleich  die  Verfassung  von  1793  niemals  angewandt  wor- 
den ist,  so  steht  doch  die  französische  Selbstverwaltung  seitdem 
unter  dem  Einfluss  ihres  Prinzips.  Die  Schreckensherrschaft  von 
1792,  1793,  1794  hatte  bewiesen,  dass  der  im  Namen  des  Volkes 
ausgeübte  Despotismus  ebenso  abscheulich  sein  kann  als  derjenige 
des  schlimmsten  Tyrannen ;  nichtsdestoweniger  fuhr  das  nach  dem 
9.  Thermidor  des  Jahres  II  ans  Ruder  gelangte  gemässigte  Ele- 
ment des  Konvents  fort,  sich  zur  Doktrin  Rousseau's  zu  bekennen, 
und  diese  Doktrin  diktierte  die  ganze  Verfassung  vom  Jahre  III 
(22.  August  1795)  ,  welche  die  absolute  V^olks-Souveränität  or- 
ganisierte und  die  von  der  Constituante  errichtete  umfassende 
Selbstverwaltung    beseitigte.       Die    Urheber     dieser     Verfassung, 

1)  Contrat  social,  Erstes  Buch,   4.   Kapitel:   Du  pacta  social,  p.   27,   28. 

2)  Daraus  erklärt  es  sich,  dass  die  Jakobiner,  für  die  jede  lokale  Selbständig- 
keit ein  Verbrechen  an  der  Volksmajestät  war ,  die  Anklage ,  föderalistisch  gesinnt 
zu  sein,  gegen  die  Girondisten  erhoben,  welche  die  Notwendigkeit  erkannten,  die 
lokalen  Freiheiten  zu  organisieren,  um  zu  verhindern,  dass  der  Wille  von  Paris  sich 
dem  Willen  von   ganz  Frankreich  substituierte. 
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Boissy  d'Anglas,  Daunoii,  Thibaudeau,  Sieyes,  waren  eifrige  An- 
hänger der  Rousseau'schen  Ideen;  für  sie  kam  jede  Organisie- 
rung der  Selbstverwaltung  der  Errichtung  des  Föderativ-Systems 
gleich.  Um  über  diese  Grundanschauung  nicht  den  geringsten 
Zweifel  aufkommen  zu  lassen,  um  jede  Selbständigkeit,  jede  Per- 
sönlichkeit der  Gemeinden,  Distrikte  und  Departements  zu  zer- 
stören, drückte  sich  Boissy  d'Anglas  in  seinem  Rapport  vom  5. 
Messidor  des  Jahres  III  über  den  Verfassungsentwurf  so  aus: 
»Die  547  Distrikte,  die  44000  Munizipalitäten  waren  ein  gefähr- 
liches unnützes  Beiwerk.  Diese  vielen  Verwaltungen,  alle  gleich- 
zeitig handelnd,  zu  oft  in  entgegengesetzter  Richtung,  waren  in 
dem  politischen  Körper  ein  Anarchie-  und  Todeskeim«  ^).  Und 
Thibaudeau  offenbarte  bei  Beratung  des  Entwurfes  den  wahren 
Gedanken  des  neuen  Grundgesetzgebers:  »Die  provinzialen  Ver- 
waltungen«, sagte  er,  indem  er  sie  mit  den  departementalen  Ver- 
waltungen verglich,  -haben  von  Nutzen  sein  können,  als  es  sich 
darum  handelte,  den  P^influss  der  despotischen  Regierung  zu  ver- 
mindern; aber  unter  einer  freiheitlichen  Regierung  sind  sie  ein 
Nonsens«  ^).  Infolgedessen  unterstellte  man  die  lokalen  Verwal- 
tungen vollständig  der  Zentralgewalt  und  machte  sie  zu  »Agenten« 
derselben,  d.  h.  zu  Regierungsorganen.  Diese  Eigenschaft  wurde 
ihnen  im  Laufe  der  weitern  Beratung  des  Verfassungsentwurfes 
von  Thibaudeau  ausdrücklich  beigelegt.  »Die  vollziehende  Ge- 
walt«, sagte  er,  »hat  nicht  nur  im  Direktorium  ihren  Sitz,  sondern 
auch  in  den  Departements-  und  Gemeindeverwaltungen.  Diese 
Behörden  sind  ihre  Agenten   und  nur  dieses«^). 

Die  Verfassung  vom  Jahre  III  hatte  die  Wahl  der  Mitglieder 
der  lokalen  Gewalten  beibehalten.  Das  war  eine  Inkonsequenz. 
Von  dem  Augenblick  an,  wo  die  lokalen  Behörden  nur  Agenten 
der  Zentralgewalt  sind,  ist  es  unerlässlich,  dass  ihre  Mitglieder 
von  der  Zentralgewalt  ernannt  werden.  Andernfalls  könnte  Anar- 
chie in  der  Verwaltung  des  Landes  eintreten.  Die  Verfassung 
vom  Jahre  VIII  in  Verbindung  mit  dem  Pluviösegesetz  des  näm- 
lichen Jahres  beseitigte  diesen  Widerspruch,  indem  sie  die  Er- 
nennung der  lokalen  Gewalten  in  die  Hände  des  Ersten  Konsuls 
legte.  Diese  Organisation  bildete  die  Grundlage  des  Cäsarismus. 
Die  Erfahrung  hatte  gezeigt,  dass   die  Volks-Souveränität  darauf 


1)  Moniteur  vom   i.  Juli   1795. 

2)  Moniteur  vom  13.   Juli  1795. 

3)  Moniteur  vom  29.  Juli   1795. 
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hinausläuft,  sich  entweder  in  einen  aufeinanderfolgenden  Despo- 
tismus der  Parteien  oder  in  Anarchie  zu  verwandeln.  Da  nun 
aber,  nach  dem  Wort  von  Saint-Just,  die  Parteien  eine  Verletzung 
dieser  Souveränität  sind,  so  war  das  einzige  Mittel,  ihre  Unteil- 
barkeit aufrecht  zu  erhalten,  entweder  das  Schreckensregiment 
eines  Robespierre  oder  auch  ihre  Verkörperiuig  in  einem  vom 
Volk  erkornen  Mann,  der  alle  Parteien  zum  Schweigen  brachte. 
]3ieser  Mann  war  Napoleon.  Napoleon  war  ein  ehemaliger  Ja- 
kobiner; Kaiser  geworden,  wechselte  er  den  Namen,  aber  nicht 
das  Prinzip.  So  sehen  wir  also,  wie  das  Prinzip  der  unteilbaren 
Volks-Souveränität  ,  als  das  einzige  Prinzip  der  politischen  Or- 
ganisation, als  das  Prinzip  jeder  Bewegung,  jeder  Leitung,  jedes 
sozialen  P'ortschrittes  betrachtet,  logisch,  unausweichlich  zur  Omni- 
potenz  der  Zentralgewalt  und  zur  Vernichtung  der  Selbstverwal- 
tung fuhren  muss.  Die  Doktrin  Rousseau 's  ist  eben  unvereinbar 
mit  jeder  Selbständigkeit  der  verschiedenen  Teile  der  Gesellschaft, 
welche  zusammen  die  Nation  bilden ;  jede  noch  so  bescheidene 
Selbständigkeit  ist  eine  Grenze  für  und  folglich  ein  P^ingrift"  in  die 
Volks-Souveränität. 

Nach  diesen  Ausführungen  liegt  die  Annahme  nahe,  dass  die 
lokale  Organisation  des  Jahres  VIII  für  die  Entstehung  der  heu- 
tigen Selbstverwaltungseinrichtungen  Frankreichs  wenig  oder  gar 
keine  Bedeutung  gehabt  haben  wird.  Das  wäre  durchaus  ein 
Irrtum.  Das  System  vom  Jahre  Vlll  hat  im  Gegenteil,  was  die 
Form,  den  Rahmen  der  gegenwärtigen  Selbstverwaltungseinrich- 
tungen betrifft,  wirklich  grundlegende  Bedeutung  gewonnen  und 
in  der  Folge  in  Bezug  auf  die  Entwickelung  dieser  Einrichtungen 
die  glücklichsten  Konsequenzen  gehabt ;  nur  darf  man  nicht  glauben, 
dass  diese  Konsequenzen  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  ge- 
legen hätten.  Dieser  Gang  der  Dinge  ist  dadurch  möglich  ge- 
worden, dass  die  Organisation  von  1800  zum  Unterschied  von 
der  Organisation  von  1795  eine  vollständigere  Scheidung  der  An- 
gelegenheiten allgemeinen  Interesses  von  den  Angelegenheiten 
lokalen  Interesses  durchführte  und  die  Hut  dieser  unterschiedenen 
Interessen    unterschiedenen   V^erwaltungen    anvertraute^).     Da  die 

1)  Vgl.  das  Gesetz  vom  3.  Frimaire  des  Jahres  VIII,  das  mit  der  Errichtung 
der  Zentralverwaltungen  der  direkten  und  indirekten  Steuern,  der  Reorganisierung 
des  Corps  des  ponts  et  chaussees,  der  Ersetzung  der  departementalen  Zentralschulen 
durch  die  Universität,  der  Begründung  der  Justizhierarchie  den  wahren  Ausgangs- 
punkt der  Zentralisation  der  allgemeinen  Interessen  bildet,  welche  bis  dahin  grössten- 
teils von   den   lokalen  Behörden   verwaltet  worden  waren. 
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Prinzipien  von  1793  die  herrschenden  waren,  konnte  es  nicht 
zweifelhaft  sein,  dass  die  lokale  Verwaltung  in  den  Händen  von 
Organen,  Vertretern  der  Zentralgewalt  liegen  musste.  Daneben 
blieb  aber  noch  die  Möglichkeit,  Bürger  zur  Mittätigkeit  in  der 
einen  oder  andern  Form  heranzuziehen  oder,  wie  man  später 
sagte,  »den  Bürgern  einen  richtigen  Anteil  an  der  Gestion  ihrer 
Interessen  zuzuweisen.  Das  ist  geschehen  durch  die  Errichtung 
der  lokalen  Konseils. 

2.  Die  lokalenKonseils  i  m  S  y  s  t  e  m  vom  Jah  re  VHP). 

An  Stelle  des  Verwaltungsmittelpunktes,  den  die  Verfassung 
vom  Jahre  III  im  Kantonshauptort  errichtet  hatte,  rief  die  Ver- 
fassung vom  Jahre  VIII  denjenigen  wieder  ins  Leben,  der  vor 
1789  im  Subdelegationshauptort  bestanden  hatte,  und  das  nach- 
folgende Gesetz  vom  28.  Pluviose  setzte  dort  einen  Unterpräfekten 
und  einen  Arrondissementsrat  ein.  Das  Departement  erhielt  einen 
Präfekten  und  einen  Präfekturrat")  ;  zudem  wurde  der  von  der 
Constituante  errichtete  Departementsrat  unter  der  Bezeichnung 
Generalrat  wiederhergestellt.  Ebenso  gelangte  die  Gemeinde  wie- 
der in  den  Besitz  eines  Maires  und  eines  Munizipalrates.  Aber 
das  neue  Regime  hütete  sich,  die  Selbstverwaltungsbürgschaften 
wiederherzustellen,  welche  die  Constituante  in  der  Verfassung 
von  1791  den  lokalen  Versammlungen  hatte  sichern  wollen.  Es 
gelangte  zu  diesem  Resultat  einmal  dadurch,  dass  es  dem  ersten 
Konsul  nicht  nur  die  Ernennung  der  Präfekten,  der  Unterprä- 
fekten und  der  Maires,  sondern  auch  der  Mitglieder  der  General- 
räte, Arrondissementsräte    und    der  Munizipalräte     zuwies  ^) ;    so- 


1)  Ihre  Rolle  kann  nur  richtig  verstanden  und  gewürdigt  werden,  wenn  man 
sie  in  Verbindung  mit  der  ganzen  Verwaltungsmaschine  vom  Jahre  VIII  schildert,  von 
der  die  lokalen  Konseils  nur  ein  Rad  sind.  Diesem  Umstand  wird  in  dem  folgenden 
Abschnitte  gebührend  Rechnung   getragen  werden. 

2)  Da  der  von  der  Regierung  ernannte  Präfekturrat  aus  der  weitern  Betrachtung 
ausscheidet,  mag  an  dieser  Stelle  kurz  angegeben  werden,  welche  Rolle  ihm  der 
Art.  4  des  Pluviosegesetzes  zugewiesen  hat.  Er  hat  die  Befugnis  erhalten,  die  Strei- 
tigkeilen in  Sachen  der  direkten  Steuern,  der  öffentlichen  Arbeiten,  eines  Teiles  des 
Wegewesens  (»la  grande  voirie«)  und  der  nationalen  Domänen  in  erster  Instanz  zu 
entscheiden;    er  übt  ausserdem  beratende  Befugnisse  in  Verwaltungssachen   aus. 

3)  Es  ist  indessen  die  sachlich  freilich  nicht  ins  Gewicht  fallende  Einschränkung 
zu  machen,  dass  nach  Art.  i8  des  Pluviosegesetzes  der  Präfekt  alle  Mitglieder  der 
Munizipalräte  und  die  Maires  und  ihre  Adjoints  in  den  Gemeinden  unter  5000  Ein- 
wohnern  ernannte. 
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dami  dadurch,  dass  es  die  Befugnisse  dieser  Räte  auf  ein  Min- 
destmass festsetzte. 

Was  zunächst  das  Ernennungsverfahren  der  lokalen  Konseils 
betrifft,  so  bemühte  man  sich  anfänglich,  die  von  Sieyes  aufge- 
stellte Maxime  anzuwenden  :  »Le  pouvoir  doit  venir  d'en  haut  et 
la  confiance  d'en  bas«.  Zu  diesem  Zweck  beliess  man  den 
Wählern  zunächst  noch  das  Recht,  Notabelnlisten  aufzustellen ; 
bald  aber,  im  Jahre  X,  musstcn  sie  sich  damit  begnügen,  zwei 
Kandidaten  für  die  erledigten  Stellen  zu  präsentieren;  schliesslich, 
als  das  Kaiserreich  errichtet  war,  verloren  sie  sogar  dieses  be- 
scheidene Recht,  und  der  Kaiser  ernannte  bedingungslos  die  Mit- 
glieder aller  Konseils.  -Nach  seiner  Theorie  war  er  selbst  der 
einzige  Vertreter  und  Delegierte  des  Volkes,  mit  allen  Gewallen 
investiert,  nicht  nur  im  Staat,  sondern  auch  im  Departement  und 
in  der  Gemeinde,  erste  und  einzige  Triebkraft  der  ganzen  Ma- 
schine, nicht  nur  im  Zentrum,  sondern  auch  an  den  Endpunkten, 
Vergeber  aller  öffentlichen  Stellen,  nicht  nur,  um  den  Kandidaten 
zu  suggerieren  und  den  Titular  zu  ernennen,  sondern  auch,  um 
direkt  Titular  und  Kandidaten  zugleich  zu  schaffen«^). 

Es  ist  evident,  dass  die  auf  solche  Weise  gebildeten  Kon- 
seils ganz  und  gar  von  der  Regierung  abhingen  und  einen  wirk- 
lichen Einfluss  nicht  ausüben  konnten;  aber  das  genügte  dem 
Gesetzgeber  noch  nicht ;  er  schloss  sie  auch  —  und  das  ist  der 
springende  Punkt  unserer  Darlegungen  —  von  jeder  eigentlichen 
Verwaltungstätigkeit  aus  und  machte  den  Präfekten  zum  alleinigen 
Verwalter  des  Departements,  den  Unterpräfekten  zum  alleinigen 
Verwalter  des  Arrondissements,  den  Maire  zum  alleinigen  Ver- 
walter der  Gemeinde.  Um  diese  persönliche,  unitarische  Gewalt 
ebensowohl  im  Staat  wie  auch  in  den  Departements,  Arrondisse- 
ments und  Gemeinden  zu  errichten,  hatte  Roederer  das  Prinzip 
aufgestellt:  »Administrer  doit  etre  le  fait  d'un  seul  homme,  juger 
le  fait  de  plusieurs«,  ein  Wort,  das  Tocqueville  ironisch  als  die 
grosse  Entdeckung  des  19.  Jahrhunderts  in  Verwaltungssachen 
qualifiziert  hat,  und  das,  wie  wir  weiterhin  noch  genauer  darlegen 
werden,  über  die  Gestalt  der  heutigen  Selbstverwaltungseinrich- 
tungen Frankreichs  definitiv  entschieden    hat  ^).     Gemäss    diesem 


i)  H.  Taine,  La  Reconstruction  de  la  France  en  iSoo  (Revue  des  Deux-Mondes 
V.   15.  April  1890,  p.   738). 

2)  Roederers  Ausspruch,  den  wir  in  obiger  Form  im  Moniteur  v.  19.  Pluviose 
des  Jahres  VIII  (p.   553)  lesen  ,  wird  von  den  französischen  .Schriftstellern    gewöhn- 
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den  Legisten  des  oströmischen  Reiches  entlehnten  Aphorismus: 
»Imperium,  nisi  unum,  nuUum  esse  potest<,  nahmen  die  lokalen 
Konseils  weder  an  der  Besorgung  der  Geschäfte  teil,  noch  an 
der  Vergebung  der  Stellen  und  Gunstbeweise,  noch  an  der  Ver- 
wendung der  Departements-  und  Gemeindegelder,  noch  endlich 
an  dem  täglichen  amtlichen  Verkehr  mit  dem  Publikum;  kurz, 
sie  waren  von  der  täglichen  eigentlichen  Verwaltung  der  lokalen 
Angelegenheiten  ausgeschlossen.  Alle  diese  Einfluss-  und  Be- 
herrschungsmittel blieben  den  Agenten  des  Staates  vorbehalten, 
den  Ministern,  den  Präfekten,  den  Unterpräfekten,  den  Maires, 
die  einen  und  die  andern  vom  Ersten  Konsul  ernannt  und  seine 
Werkzeuge  M. 

So  blieben  den  lokalen  Versammlungen  (mit  alleiniger  Aus- 
nahme ihrer  sogleich  zu  erörternden  Steuer-Befugnisse)  nur  noch 
beratende  Befugnisse.  Sie  finden  sich  in  Art.  6,  lo  und  15  des 
Pluviosegesetzes  aufgezählt.  Nachstehend  geben  wir  den  Wort- 
laut dieser  Bestimnumgen  : 

»Art.  6.  Der  Generalrat  .  .  .  bewerkstelligt  die  Verteilung  der  di- 
rekten Steuern  auf  die  Arrondissements  des  Departements ;  er  entschei- 
det über  die  von  den  Arrondissementsräten,  Städten,  Flecken  und  Dör- 
fern eingereichten  Reduktionsgesuche.  Er  bestimmt  in  den  durch  das  Ge- 
setz festgesetzten  Grenzen  die  Zahl  der  Centimes  additionnels  (Zuschläge 
zur  Hauptsteuer),  deren  Auflage  für  die  Departementsausgaben  gefordert 
wird  ;  er  hört  die  Jahresrechnung,  welche  der  Präfekt  über  die  Ver- 
wendung der  für  die  Departementsausgaben  bestimmten  Centimes  addi- 
tionnels ablegt  ;    er  drückt    seine  Meinung   aus  über  .die  Lage  und  die 

lieh  in  dieser  Form  zitiert:  »Dcliberer  est  le  fail  de  plusieurs,  agir  est  le  fait  d'un 
seul«. 

l)  Es  ist  von  Wichtigkeit,  die  Stelle  des  /^oe^/ererschen  Berichts  über  den  Ent- 
wurf des  Pluviosegesetzes  zu  kennen,  welche  die  Konsequenzen  des  Prinzips,  dass 
»administrer  doit  etre  le  fait  d'un  seul  homme,  juger  le  fait  de  plusieurs«,  auseinander- 
setzt. Nachstehend  ihr  Wortlaut:  »Dans  l'administration  locale,  qu'il  faut  distinguer 
de  l'administration  generale,  comme  on  distingue  les  administrateurs  des  ministres, 
ou  reconnait  les  trois  Services  distincts :  i.  L'administration  proprement  dite ;  2.  Les 
jugements  qui  se  rendent  d'office  en  maliere  de  contributions,  et  qui  consistent  dans 
les  difFerentes  reparlitions  qui  se  fönt  entre  les  masses  et  les  individus  (d.  h.  in  weniger 
pompösen  Ausdrücken  die  Verteilung  der  Steuer);  3.  Le  jugement  du  contentieux  dans 
toutes  les  parties  de  l'administration.  Le  projet  de  loi  separe  les  trois  fonctions. 
II  remet  la  premiere  a  un  seul  magistrat,  dans  chaque  degre  du  pouvoir  administratif, 
savoir  au  prefet,  au  sous-prefet  et  au  maire.  II  remet  la  seconde  ä  des  conseils  de 
departement,  ä  des  conseils  d'arrondissements  communaux,  et  a«x  repavtiteurs  muni- 
cipaux,  dont  l'existence  est  conservc.  II  remet  la  troisieme  a  un  conseil  de  prefec- 
ture-?.     (Moniteur  vom  19.   Pluviose   des  Jahres  VIII). 
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Bedürfnisse  des  Departements  und  gibt  dem  Minister  des  Innern  davon 
Kenntnis« '). 

»Art.  10.  Der  Arrondissementsrat  .  .  .  bewirkt  die  Verteilung  der 
direkten  Steuern  auf  die  Städte,  Flecken  und  Dörfer  des  Arrondisse- 
ments.  Er  drückt  seine  Meinung  ül)er  die  Lage  und  die  Bedürfnisse 
des  Arrondissements  aus.  Er  gibt  sein  Gutachten  ab  über  die  von  den 
Städten,  Flecken  und  Dörfern  eingereichten  Entlastungsgesuche.  Er 
hört  die  Jahresrechnung,  welche  der  Unterpräfekt  über  die  Verwendung 
der  für  die  Arrondissementsausgaben  bestimmten  Centimes  additionnels 
ablegt.« 

»Art.  15.  Der  Munizipalrat  hört  und  kann  besprechen  die  Rech- 
nung über  die  Gemeinde-Einnahmen  und  -Ausgaben,  die  vom  Maire 
oder  Unterpräfekten  abgelegt  wird,  welcher  letztere  sie  endgiltig  ab- 
schliesst.  Er  regelt  die  Teilung  des  Gemeindeholzes,  der  Gemeinde- 
weiden, der  (}emeindeernten  und  des  Gemeindeobstes.  Er  regelt  die 
Verteilung  der  Arbeiten ,  welche  zur  Unterhaltung  und  Ausbesserung 
der  Gemeindegebäude  erforderlich  sind.  Er  berät  über  die  besonderen 
und  lokalen  Bedürfnisse  der  Munizipalität,  über  die  Anleihen,  über  die 
Oktrois  und  die  Steuern  in  Form  von  Centimes  additionnels,  welche 
nötig  sein  können,  um  diese  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  über  die  Pro- 
zesse, die  er  für  angemessen  erachtet,  für  die  Ausübung  und  Erhaltung 
der  Gemeinderechte  anhängig  zu  machen  oder  weiterzuführen", -). 

Wer  die  wichtigern  Bestimmungen  dieser  drei  Artikel  buch- 
stäblich   nimmt,    ist    geneigt,    den    lokalen    Konseils     des    ersten 


l)  Die  Verteilung  der  direkten  Steuern  war  seine  hauptsächliche  Befugnis.  »L'- 
objet  des  cunseils  generaux  de  departement  (et  des  conseils  d'arrondissements  com- 
munau.x)<,  heisst  es  in  dem  J^<>eiüre)-'schen  Bericht  (pag.  553),  »est  essentiellement, 
d'assurer  l'impartialite  de  la  repartition  de  Timpot  entre  les  arrondissements,  villes, 
bourges  et  villages  du  departement  .  .  .  C'est  accesoirement  h  ce  Service  que  le  gou- 
vernement  propose  de  leur  attribuer  l'audition  du  compte  des  deniers  leves  pour  les 
besoins  partlculiers  du  departement  (et  de  l'arrondissement).  11  a  cru  aussi  neces- 
saire  de  leur  donner  la  faculte  d'exprimer  une  opinion,  sur  l'etat  et  les  besoins  des 
habitants.  II  importe  au  gouvernement  ...  de  connaitre  le  voeu  public  et  de  le 
puiser  li  sa  veritable  source,  qui  est  dans  des  reimions  de  proprietaires  formees  par 
le  concours  de  tous  les  citoyens«.  —  Chaptal  definierte  in  einer  Instruktion  vom 
16.  Vendemiaire  des  Jahres  IX  die  Rolle  des  Generalrats  folgendermassen  :  Dieser 
soll  zunächst  *assurer  aux  administres  rimpartialite  dans  la  repartition  des  impots  et 
la  verification  de  l'emploi  des  deniers  leves  pour  le  payement  des  depenses  locales  ; 
er  soll  ausserdem  »procurer  au  gouvernement  des  lumieres  qui,  seules,  peuvent  le 
mettre  a  meme  de  fournir  aux  besoins  de  chaque  departement  et  d'ameliorer  l'en- 
semble  de  l'administration  publique«.    [Duvergier,   CoUection  des  lois  etc.,  XII,   p.  93). 

2j  Zu  diesem  Artikel  macht  Roederer  in  seinem  Bericht  die  folgende  Bemerkung  : 
»Un  conseil  municipal  a  paru  necessaire  pour  faire  connaitre  les  interets  des  habi- 
tants, assurer  leurs  droits,  et  regier  les  affaires  domestiques  de  la  communaute.  II  pa- 
rait  que  les  petites  villes  seront  bientöl  forcees  de  recourir  ä  des  octrois  pour  sub- 
venir  a  leurs  depenses  :  or  comme  les  contributions  nationales  sont  votees  en  France 
par  les  representants  du  peuple,  il  semble  en  resulter  que  les  contributions  locales 
doivent  l'etre  aussi  par  une  sorte  de  representation  de  famille ;  le  principe  acte  re- 
connu  et  observe,  meme  sous  la  monarchie«. 
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Kaiserreiches  eine  gewisse  selbständige  Tätigkeit  zuzuschreiben, 
die  tatsächlich  nicht  existierte.  Das  soll  jetzt  im  einzelnen  ge- 
zeigt werden. 

Was  den  Generalrat  betrifft,  so  wäre  es  ein  starker  Irr- 
tum, das  ihm  gewährte  (und  heute  noch  zustehende)  Recht,  die 
direkten  Steuern  unter  die  Arrondissements  zu  verteilen,  als  eine 
sehr  wichtige  Befugnis  anzusehen.  In  Wirklichkeit  wird  alle  Ar- 
beit von  der  Zentralverwaltung  der  direkten  Steuern  geleistet, 
welche  allein  über  die  für  eine  billige  Verteilung  der  Grundsteuer 
notwendigen  Elemente  verfügt.  Die  Arrondissements  können 
wohl  gegen  die  vom  Generalrat  »bewirkte«  Verteilung  reklamieren; 
aber  dieser  ist  durchaus  nicht  in  der  Lage,  zu  beurteilen,  ob  die 
Reklamationen  begründet  sind  oder  nicht.  Da  die  Veranlagung 
zur  Grundsteuer  eine  Verhältnissache  ist,  so  müsste  man,  um  die 
Reklamationen  zu  beurteilen,  die  individuellen  Beitragsanteile  jedes 
Arrondissements  durchnehmen  und  prüfen,  ob  sie  alle  nach  den 
Katasterunterlagen  bemessen  sind.  Um  die  Verteilung  der  Mo- 
biliar-, der  Personen-,  der  Tür-  und  Fenstersteuer  zu  verifizieren, 
müsste  man  sich  in  alle  Häuser  des  Departements  begeben,  deren 
Mietswert  abschätzen,  die  Türen  und  Fenster  zählen.  Diese  Ar- 
beit würde  nicht  acht  Tage,  vier  Wochen,  sondern  mehr  als  ein 
Jahr  beanspruchen.  Nun  aber  wurden  die  Verteilungstabellen  der 
Verwaltung  der  direkten  Steuern  bis  1871  den  General-  und  den  Ar- 
rondissementsräten  erst  am  Morgen  des  Tages  der  Sessionseröfif- 
nung  übergeben  ;  heute  werden  sie  ihnen  10  Tage  vorher  zugestellt. 
Herr  v.  Ferron,  Titularpräfekt,  erzählt  uns  in  seinem  Werk :  In- 
stitutions municipales  et  provinciales  comparees  (p.  87),  wie  die 
Dinge  sich  in  der  Praxis  zutragen.  >Der  Direktor  der  direkten 
Steuern:,  schreibt  er,  »legt  dem  Präfekten  die  bewerkstelligte  Ver- 
teilung unter  die  Arrondissements  vor.  Der  Präfekt  nimmt  diese 
Verteilung  in  seinem  Bericht  an  den  Generalrat  auf.  Der  Gene- 
ralrat ernennt  eine  Kommission,  die  sich  wohl  hütet,  auch  nur 
eine  einzige  der  ihr  unterbreiteten  Ziffern  zu  prüfen,  da  sie  doch 
kein  Mittel  hat,  deren  Richtigkeit  zu  verifizieren.  Der  Bericht 
der  Kommission  besteht  gewöhnlich  in  diesen  paar  Zeilen  :  »Ihre 
Finanzkommission  beantragt,  die  Verteilung  der  Grund-,  Personen-, 
Mobiliar-,  Tür-  und  Fenster-Steuer  den  Angaben  des  Präfekten 
entsprechend  festzusetzen.«  »Der  Arrondissementsrat«,  fügt  v. Fer- 
ron hinzu,  »unterzeichnet  desgleichen  geschlossenen  Auges  die 
Verteilung  der  Steuer  auf  die  Gemeinden,    eine    Verteilung,    die 
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der  Unterpräfckt  vorschlägt,  der  sie  seinerseits  von  der  Direktion 
der  direkten  Steuern  hat.«  I<^s  geht  aus  dieser  Darstellung  her- 
vor, dass  die  Steuerverteilung  tatsächlich  von  der  Steuerverwal- 
tung bewirkt  wird  und  dass  sich  die  Rolle  der  General-  und  Ar- 
rondissementsräte  darauf  beschränkt,  ihnen  unterbreitete  Vertei- 
lungstabellen gutzuheissen,  ohne  auch  nur  eine  einzige  Aenderung 
daran  vornehmen  zu  können. 

Aehnliche  Einschränkungen  sind  zu  machen  in  Bezug  auf  die 
Budgetrechte  des  Generalrates.  Der  zitierte  Art.  6  sagt  wohl, 
dass  der  Gencralrat  das  Recht  hatte,  die  Zahl  der  fiir  die  De- 
partementsausgaben erforderlichen  Centimes  additionnels  zu  be- 
stimmen. Aber  in  Wirklichkeit  trugen  sich  die  Dinge  so  zu : 
Der  Minister  des  Innern  Hess  sich  den  Entwurf  des  Departements- 
budgets vorlegen,  und  nachdem  er  die  obligatorischen  Ausgaben  V) 
desselben  festgesetzt  hatte,  fixierte  er  die  Zahl  der  zu  ihrer 
Deckung  nötigen  Centimes.  Aehnlich  verhielt  es  sich  mit  den 
fakultativen  Centimes-);  Die  Ausgaben,  zu  deren  Bestreitung  sie 
dienen  sollten,  wurden  zunächst  vom  Minister  autorisiert  und  fest- 
gesetzt, sodann  wurde  die  Zahl  der  fakultativen  Centimes  für 
jedes  Departement  in  einer  dem  Finanzgesetz  angehängten  Ta- 
belle fixiert.  Man  sieht  also,  dass  die  staatliche  Bevormundung 
in  Bezug  auf  die  Departementsfinanzen  eine  unbeschränkte,  abso- 
lute  war. 

Nachdem  die  Departementsgelder  eingenommen  und  veraus- 
gabt waren,  legte  der  Präfekt  allerdings  in  der  nächsten  Session 
die  Rechnung  für  das  abgelaufene  Jahr  vor.  »Der  Generalrat 
hört«,  bestimmte  Art.  6  des  Pluviosegesetzes,  »die  Jahresrech- 
nung, welche  der  Präfekt  über  die  Verwendung  der  für  die  De- 
partementsausgaben bestimmten  Centimes  additionnels  vorlegt.« 
Der  Artikel  sagte  aber  nicht,  und   das  ist  bezeichnend,   dass  der 


i)  Das  Gesetz  vom  13.  Floieal  des  Jahres  XI  nahm  eine  neue  Einteilung  der- 
jenigen Ausgaben  vor,  welche  der  Staat  zu  tragen  hatte,  und  derjenigen,  welche  den 
Departements  auferlegt  wurden.  »Seront  a  la  charge  des  departements«,  sagt  Art.  9 
dieses  Gesetzes,  »toutes  les  depenses  variables  de  traitement  des  employes  et  gargons 
de  bureau,  frais  de  papier  et  d'impression,  loyers  et  reparations  des  prefectures,  tri- 
bunaux,  ecoles  publiques,  ainsi  qua  Celles  des  prisons,  depots  de  mendicite  et  Celles 
relatives   aux  enfants  trouves«. 

2)  Der  Art.  33  des  Gesetzes  vom  2.  Ventuse  des  Jahres  XIII  ermächtigte  die 
Generalräte,  Centimes  bis  zu  einem  Maximum  von  4  (per  Fr.)  zu  bewilligen,  um  fa- 
kultative Ausgaben  zu  bestreiten,  wie  für  den  Kultus,  Unterhaltung  von  Gebäuden, 
Bau   von  Wegen  und  Errichtung  öffentlicher  Anstalten. 


2o8  tl''"''s  L.  Rudioff: 

Generalrat  sie  auch  besprechen  konnte.  Nichtsdestoweniger  for- 
derte eine  Instruktion  des  Ministers  Chaptal  vom  i6.  Vendemiaire 
des  Jahres  IX  den  Generalrat  auf,  über  die  Verwendung  der  Cen- 
times additionnels  »alle  Bemerkungen  z.u  machen,  welche  die 
Wichtigkeit  des  Gegenstandes  erfordere,  zu  prüfen,  ob  jede  als 
Ausgabe  figurierende  Summe  die  Verwendung  erhalten  habe,  für 
welche  sie  bestimmt  war,  und  selbst  unter  Angabe  der  Entschei- 
dungsgründe die  Ausgaben  abzulehnen,  welche  nicht  hinreichend 
begründet  erschienen.':  Noch  mehr:  der  Minister,  welcher  -libe- 
ral« war,  richtete  an  die  Generalräte  einen  methodischen  P>age- 
bogen  über  alle  wichtigeren  Gegenstände:  über  Landwirtschaft, 
Handel  und  Fabriken,  Hospize  und  öffentliche  BeihiTfen,  über 
Strassen  und  öffentliche  Arbeiten,  über  öffentlichen  Unterricht, 
eigentliche  Verwaltung,  Bevölkerungsbewegung,  Meinungen  und 
öffentlichen  Geist,  und  zentralisierte  und  veröffentlichte  ihre  Be- 
merkungen und  Wünsche.  Aber  da  man  befürchtete,  diese  Be- 
fragung und  Publikation  würde  den  Generalräten  eine  zu  grosse 
Bedeutung  geben,  so  wurde  sie  nach  dem  Jahre  X  eingestellt. 

Das  Arrondissement  hatte  damals,  wie  der  Art.  lO 
beweist,  gleich  dem  Departement  ein  Budget  ^).  Nur  wurde  die 
Zahl  der  für  die  Arrondissementsausgaben  bestimmten  Centimes 
additionnels  nicht  vom  Arrondissementsrat  »bestimmt  ,  sondern 
kraft  niemals  abgeschaffter  Gesetze  von  der  Regierung  festgesetzt. 
Ueberhaupt  sieht  man,  wenn  man  Art.  lO  mit  Art.  6  vergleicht, 
dass  um  1800  zum  grossen  Unterschied  von  den  heutigen  Ver- 
hältnissen die  Befugnisse  der  Arrondissementsräte  so  ziemlich  die 
nämlichen  waren  wie  diejenigen  der  Generalräte.  Jedenfalls  ist 
soviel  sicher,  dass  nach  der  Absicht  des  Gesetzgebers  des  Ersten 
Kaiserreiches  das  Arrondissement  gleich  dem  Departement  eine 
eigene,  vom  Staat  unterschiedene  Existenz  haben  sollte:  das 
Pluviosegesetz  hatte  ihm,  wie  schon  erwähnt,  ein  Budget  gegeben, 
über  welches  der  Unterpräfekt  dem  Arrondissementsrat  Rechen- 
schaft schuldete.  Das  Gesetz  vom  16.  September  1807,  sowie  das 
Dekret  vom  16.  Dezember  1811  hatten  das  Prinzip  angenommen 
der  Ausführung  von  Arbeiten  im  Interesse  eines  oder  mehrerer 
Departements,  welche  berufen  werden  könnten,  durch  Erhebung 
besonderer  Steuern    zu  den  Kosten    dieser  Arbeiten    beizutragen. 

l)  Wie  aus  dem  Rapport  Dannou  an  das  Tribunat  über  den  Entwurf  des  Pluviose- 
gesetzes  hervorgeht,  sollte  das  »kommunale  Arrondissement«  .sogar  der  eigentliche 
Yerwaltungsmittelpunkt  werden   (Moniteur  vom   30.    Pluviuse  des  Jahres   VIII). 
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Der  im  Jahre  1837  der  Abgeordnetenkammer  vorgelegte  Gesetz- 
entwurf über  die  Befugnisse  der  Generalräte  beantragte,  dieses 
Prinzip  anzuerkennen  und  zu  erweitern.  Aber  bei  der  Beratung 
dieses  Entwurfes  drang  schliesslich  die  Meinung  durch,  welche 
dem  Arrondissement  nur  den  Charakter  einer  rein  administrativen 
Abteilung  des  Staatsgebietes  zuerkannte.  So  ist  es  bis  heute  ge- 
blieben, und  die  Befugnisse  des  Arrondissementsrates  haben  in- 
folgedessen seit  1800  keine  Entwickelung  erfahren,  während  die- 
jenigen des  Generalrates  seit  1838  bedeutend  erweitert  worden 
sind  ^). 

Was  schliesslich  die  Befugnisse  des  Munizipalrates  an- 
belangt, so  lesen  wir  in  Art.  15  des  Pluviosegesetzes,  dass  er  die 
Rechnung  über  die  Gemeinde- Einnahmen  und  -Ausgaben  hören 
und  besprechen  konnte<  .  .  .,  aber  man  lese  den  Paragraphen  bis 
ans  Ende,  ...  die  vom  Maire  oder  Unterpräfekten  abgelegt  wird, 
welcher  letztere  sie  endgültig  abschliesst -,  und  man  beachte  die 
Rolle,  die  das  Gesetz  dem  Munizipalrat  zuwies!  ;  Das  ist  die 
Rolle  des  Chors  in  einer  antiken  Tragödie ;  er  wohnt  bei,  hört, 
billigt  oder  tadelt  in  der  zweiten  Reihe,  in  untergeordneter  Stel- 
lung ;  die  Hauptpersonen  des  Stückes,  von  ihm  gelobt  oder  getadelt, 
bleiben  Meister,  nach  ihrem  Belieben  zu  handeln,  sie  verständigen 
sich  über  seinen  Kopf  hinweg  ,  unabhängig  und ,  wie  es  ihnen 
gefällt.  Tatsächlich  legt  der  Maire  nicht  dem  Munizipalrat  Rech- 
nung ab,  sondern  dem  Unterpräfekten,  der  sie  endgültig  abschliesst 
und  ihm  Decharge  erteilt;  was  auch  der  Munizipalrat  zu  bemer- 
ken haben  mag,  die  Decharge  hat  doch  immer  Giltigkeit ;  zur 
grössern  Sicherheit,  falls  irgend  ein  Munizipalratsmitglied  sich 
widerspenstig  zeigen  sollte,  kann  der  Präfekt  den  Störenfried  von 
seinen  Funktionen  suspendieren  und  die  momentan  gestörte  Ein- 
mütigkeit des  Konseils  wiederherstellen  ^)'<. 

-Der  Munizipalrat  ,  fährt  Art.  15  fort,  »regelt  die  Teilung  des 
Gemeindeholzes,  der  Gemeindeweiden,  der  Gemeindeernten  und 
des  Gemeindeobstes«.  Da  die  Gemeinden  um  1800  noch  bedeu- 
tenden Besitz  hatten,  Ackergrundstücke,  Wiesen,  Weideland,  Wal- 


i)  »Das  Arrondissement«,  sagt  L.  Aticoc,  »ist  in  unserer  Gesetzgebung  keine  ju- 
ristische Person  geworden,  und  der  Arrondissementsrat  hat  kaum  eine  andere  Be- 
fugnis als  die  Verteilung  der  direkten  Steuern  unter  die  Gemeinden«.  (Conferences 
sur  l'administration  et  le  droit  administratif,   2.   Aufl.    1883,   I,  §   lOl,  162,   165). 

2)  Taine,  La  Reconstruction  de  la  France  en  1800.  (Revue  des  Deux-Mondes 
V.   15.   April  1890,  p.   742,   743). 
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düngen,  Obstpflanzungen  etc.,  so  ist  dieses  Regelungsrecht  des 
Munizipalrates  sicherlich  nicht  gering  anzuschlagen;  aber  man  muss 
auch  in  Rechnung  setzen,  was  in  der  Folge  aus  ihm  geworden 
ist.  »Es  gibt  viele  Gemeinden«,  sagte  Napoleon,  :  deren  Schulden 
bezahlt  worden  sind,  ohne  dass  ihr  Besitz  verkauft  worden  ist; 
es  finden  sich  auch  viele  andere,  deren  Besitz  verkauft  worden 
ist,  ohne  dass  ihre  Schulden  bezahlt  worden  sind.  Daraus  geht 
hervor,  dass  man  mit  dem  Besitz  gewisser  Gemeinden  nicht  viel 
Umstände  zu  machen  braucht^).«  Auf  diese  Auffassung  sich 
stützend,  nahm  er  den  Gemeinden  zunächst  ein  Zehntel  ihres 
Grundeinkommens,  sodann  ein  Viertel  des  Ertrages  aller  ausser- 
ordentlichen Holzschläge,  schliesslich  ihr  Grundkapital  selbst,  ihren 
gesamten  auf  370  Millionen  Fr.  bewerteten  Grundbesitz  und  gab 
ihnen  als  Entgelt  138  Millionen  in  Renteneinschreibungen;  mithin 
betrug  der  Verlust  für  sie  und  der  Gewinn  für  den  Staat  232 
Millionen  Fr.  ^).  Man  ersieht  aus  diesen  Vorgängen,  dass  das 
Recht  der  Gemeinden,  die  Teilung  der  Einkünfte  aus  dem  Ge- 
meindebesitz zu  »regeln«,  von  1813  an  einfach  gegenstandslos  ge- 
worden ist.  Die  Gemeinden  waren  in  Wirklichkeit  gar  nicht 
Herren  ihres  Eigentums,  der  Staat  verfügte  darüber,  wie  es  ihm 
gut  schien. 

»Der  Munizipalrat <;,  sagt  schliesslich  der  Art.  15,  »berät  ,  .  . 
über  die  Anleihen,  über  die  Oktrois  und  Steuern  in  Form  von 
Centimes  additionnels,  welche  nötig  sein  können,  um  die  Gemeinde- 
bedürfnisse zu  befriedigen«.  Hier  ist  deutlich  ausgesprochen,  dass 
der  Munizipalrat  in  Budgetsachen,  in  der  Aufbringung  und  Ver- 
wendung der  Gemeindegelder  nur  beraten,  aber  nicht  auch  be- 
stimmen, regeln  kann.  Ein  Dekret  vom  4.  Thermidor  des  JahresX'^) 
ergänzte  diesen  lakonischen  Absatz  in  einigen  Punkten.  Jeder 
Munizipalrat,  liest  man  darin,  stellt  den  Stand  der  Passiva  der 
Gemeinde  auf  und  schliesst  ihn  ab.  Jeder  Posten  ist  mit  dem 
Datum  zu  versehen,  an  dem  die  Schulden  gemacht  worden  sind. 
Jeder  Munizipalrat  gibt  gleichfalls  die  Aktiva  der  Gemeinde  an. 
Er  teilt  den  Bestand  der  Aktiva  in  Kapitel  ein,  das  erste  Kapitel 


i)  Pelet  de  la  Lozere  ,  Opinions  de  Napoleon  au  Conseil  d'Etat,  p.  277  (Sit- 
zung vom   15.   März  1806). 

2)  Der  Verkauf  des  Gemeindegrundbesitzes  im  Wege  dei-  öffentlichen  Verstei- 
gerung begann  18 13  und  setzte  sich  unter  der  Restauration  18 14,  181 5  und  bis 
1816  fort. 

3)  Dicvergier,  Collection  des  lois  etc.,  XIII,  p.  254. 
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enthält  die  rückständigen  Guthaben,  das  zweite  die  bestehenden 
festen  Einkünfte,  das  dritte  die  veranderHclien  Einkünfte.  Er  be- 
stimmt die  Anzahl  der  Centimes  (per  Er.),  welche  als  Zuschlag 
zu  den  Staatssteuern  erhoben  werden,  für  die  Ausgaben  des 
nächsten  Jahres  in  den  durch  das  Gesetz  festgesetzten  Grenzen. 
Er  kann  für  die  ordentlichen  Ausgaben  der  Gemeinden  eine  ausser- 
ordentliche Auflage  weder  verlangen  noch  erlangen.  Die  Vizinal- 
strassen  sind  zu  Lasten  der  Gemeinden.  Diese  sprechen  ihren 
Wimsch  aus  über  das  Verfahren,  welches  sie  für  das  ratsamste 
halten,  um  die  Ausbesserung  dieser  Wege  zu  bewerkstelligen. 
Sie  schlagen  zu  diesem  Zweck  die  Organisation  vor,  welche  ihnen 
vor  den  Spann-  und  Handdiensten  den  Vorzug  zu  haben  scheint. 
Die  Munizipalität  gibt  die  Mittel  und  Wege  an,  um  die  ordent- 
lichen Einnahmen  der  Gemeinde  zu  erhöhen:  i.  durch  Vermie- 
tung der  Standplätze  in  den  Hallen,  welche  der  Gemeinde  ge- 
hören, und  auf  den  Vieh-  und  andern  Märkten;  2.  durch  Auf- 
stellung einer  öffentlichen  Wage;  3.  durch  Gebühren  atif  Ver- 
brauchsgegenstände, erhoben  im  Wege  des  Abonnements  oder 
im  Moment  der  Zufuhr.  In  keinem  Fall  kann  der  Betrag  der 
mutmasslichen  Ausgaben  den  Betrag  der  mutmasslichen  Einnahmen 
überschreiten.  Alle  erhobenen  Centimes,  alle  einer  Gemeinde 
gehörenden  Einkünfte  werden  ausschliesslich  im  Interesse  dieser 
Gemeinde  verwendet,  dem  Gutachten  des  Munizipalrates  ent- 
sprechend. Wenn  sich  am  Jahresschluss  ein  Ueberschuss  ergibt, 
wird  er  gemäss  dem  Gutachten  des  Munizipalrates,  demjenigen 
des  Unterpräfekten  und  der  Entscheidung  des  Präfekten  für  Ver- 
besserungen, Ausbesserungen  und  Verschönerungen  verwendet. 
Der  Voranschlag  der  Gemeinde-Einnahmen  und  -Ausgaben  wird 
in  zwei  Exemplaren  vom  Maire  an  den  Unterpräfekten  geschickt. 
Dieser  prüft  ihn  und  legt  ihn,  mit  seinem  Gutachten  versehen, 
dem  Präfekten  vor,  der  den  Ausgaben-Etat  kapitalweise  regelt 
(d.  h.  diejenigen  Posten  obligatorischer  Natur  einstellt  oder  erhöht, 
welche  der  Munizipalrat  gestrichen  oder  ungenügend  bedacht  hat) 
und  ihn  endgültig  abschliesst.  Der  Präfekt  ergreift,  dem  Gesetz 
gemäss,  alle  erforderlichen  Massnahmen,  um  den  Gemeinden  aus- 
reichende Einnahmen  zu  sichern,  deren  Beträge,  dem  Vorschlag 
des  Munizipalrates  und  dem  Gutachten  des  Unterpräfekten  ge- 
mäss, von  ihm  autorisiert  werden.  —  Aus  diesen  Bestimmungen 
geht  hervor,  dass  sich  die  Budgetrechte  des  Munizipalrates  auf 
ein  einfaches   Vorschlagsrecht    beschränkten  ;    der    Delegierte    der 
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Regierung,  der  Präfekt,  kommandierte,  er  entschied  über  die  Be- 
schaffung und  Verwendung  der  Gemeindegelder. 

t  Der  Munizipalrat,  sowie  der  Arrondissements-  und  der  Gene- 
ralrat, versammelten  sich  nur  einmal  im  Jahr  zu  gewissen  gesetz- 
lich bestimmten  Zeiten  und  höchstens  für  15  Tage.  Jeder  Be- 
schkiss,  der  dort  gefasst  wurde,  hatte  erst  ausführende  Kraft, 
nachdem  er  vom  Präfekten  oder  von  der  Zentralgewalt  genehmigt 
worden  war.  Ja  oft  ging  die  Initiative  sogar  vom  Zentrum  aus. 
Daraus  erwuchsen  von  einem  solchen  System  unzertrennliche  Ver- 
schleppungen, Verlegenheiten,  Missgriffe.  Angelegenheiten  ge- 
ringfügigster Bedeutung  beschäftigten  die  Bureaux  der  verschie- 
denen Ministerien,  die  Beratungen  des  Staatsrates  und  seiner 
Ausschüsse^);  mit  einem  Wort:  die  Tätigkeit  der  lokalen  Kon- 
seils unter  der  Geltung  des  Systems  vom  Jahre  VIII  war  zen- 
tralisiert. "  Der  Staat  war  alles,  das  Departement,  die  Gemeinde, 
kurz  die  lokale  Gesellschaft  war  nichts.  »Von  den  Ersten  Mo- 
natenan«,  sagt  TameinBezug  auf  die  Aeusserungen  dieses  Systems 
vielleicht  mit  etwas  Uebertreibung,  »fällt  die  Hand  des  ersten 
Konsuls  auf  die  lokale  Gesellschaft  nieder  wie  eine  Tatze  ;  diese 
scheint  sogar  in  den  Augen  des  neuen  Gesetzgebers  nicht  zu  exi- 
stieren; für  ihn  gibt  es  keine  lokalen  Personen;  das  Departement 
und  die  Gemeinde  sind  in  seinen  Augen  nur  territoriale  Bezirke, 
physische  Teile  des  Staatsgebiets,  Provinzwerkstätten,  wohin  der 
Staat  seine  Werkzeuge  verpflanzt  und  sie  anwendet,  um  wirksam 
und  an  Ort  und  Stelle  zu  arbeiten.  Hier,  wie  anderwärts,  nimmt 
er  alle  Geschäfte  in  die  Hand  ;  wenn  er  die  Interessierten  dazu 
heranzieht,  so  bedient  er  sich  ihrer  nur  als  Hilfskräfte,  in  langen 
Zwischenräumen,  für  einige  Tage,  um  mit  mehr  Unterscheidung 
und  Sparsamkeit  vorzugehen,  um  Beschwerden  und  Wünsche 
entgegenzunehmen,  um  besser  unterrichtet  zu  sein,  um  die  Lasten 
besser  zu  verteilen ;  aber  von  dieser  intermittierenden  und  unter- 
geordneten Hilfe  abgesehen,  bleiben  die  Mitglieder  der  lokalen 
Gesellschaft  passiv  in  derselben  ;  sie  bezahlen  und  sie  gehorchen 
und  nichts  darüber.  Ihre  Gesellschaft  gehört  sich  nicht  mehr 
selbst  an,  sie  gehört  der  Regierung  an ;  sie  hat  als  Leiter  Be- 
amte, die  von  der  Regierung  und  nicht  von  ihr  abhängen ;  sie 
überträgt  kein  Mandat  mehr,  ihre  gesetzlich  Bevollmächtigten, 
alle  ihre  Vertreter  und  Verwalter  .  .  .   werden   ihr  von  oben  herab 


l)   Dem  Ausschuss  des  Innern  wurden  jedes  Jahr  mehr  als  6000  Gemeindesachen 
vorgelegt. 
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auferlegt,   von  einer  fremden   Hand,   imd    anstatt    sie    zu    wiililen, 
duldet  sie  dieselbe,   wohl  oder  übel«  ^). 

Hand  in  Hand  mit  diesem  lokalen  Verwaltimgssystem  ^)  ging 
ein  neues  Finanzsystem,  welches  in  Verbindung  mit  der  starken 
Gebietszersplitterung  die  Wirkung  hatte,  dass  die  Mehrzahl  der 
Departements  und  besonders  der  Gemeinden  nur  schwache  Ein- 
nahmequellen besassen ;  das  Staatsbudget  hingegen  wurde  mit 
reichen  Einnahmen  bedacht  und  vollauf  in  die  Lage  gesetzt,  den 
lokalen  Verbänden  zu  Hilfe  zu  kommen.  Der  erste  Konsul,  wel- 
cher bereits  alle  lokalen  Konseils,  alle  Verwalter  nach  seinem 
Willen  lenk'te,  erhielt  also  noch  obendrein  die  Macht,  den  lokalen 
täglichen  Bedürfnissen  bezüglich  der  Wege,  Schulen,  Kirchen, 
Ffarrwohnungen  etc.  Genüge  zu  tun  oder  auch  nicht.  Man  sieht, 
welche  Unterjochungsmacht  mit  dieser  einzigen  Befugnis  verbun- 
den war. 

Das  ist  die  untergeordnete  Stellung  der  lokalen  Konseils  im 
System  vom  Jahre  VIII  und  das  sind  die  Begleitumstände  finan- 
zieller Natur,  welche  diese  untergeordnete  Stellung  ungünstig  be- 
einfiussten.  Der  Moment  ist  gekommen,  aus  den  vorgeführten 
Tatsachen  und  ihrer  Wertung  das  Fazit  zu  ziehen,  d.  h.  in  einigen 
zusammenfassenden  Bemerkungen  die  grundlegende  Bedeutung 
zu  präzisieren,  welche  das  Pluviosegesetz  für  die  Gestaltung  der 
heutigen  Selbstverwaltung  F'rankreichs  hat. 

Roederer  hatte  in  seinem  Motivenbericht  über  den  Entwurf 
dieses  Gesetzes  das  Prinzip  aufgestellt  ,  dass  verwalten  Sache 
eines  einzigen  Mannes  sei.  Gemäss  diesem  vom  Gesetzgeber  an- 
genommenen Prinzip  liegt  seit  1800  die  Vollziehung,  die  gesamte 
tägliche  eigentliche  Verwaltung  der  Geschäfte  in  den  lokalen  Ver- 
bänden in  den  Händen  je  einer  Person,  des  Präfekten  im  De- 
partement,   des    Unterpräfekten    im   Arrondissement,    des    Maires 


1)  Taine,  Revue   des  Deux-Mondes  v.   15.   April   1890,  p.   734. 

2)  Die  besondere  Organisation  von  Paris  zeigte  den  nämlichen  Grundcharakter. 
Ein  Delegierter  des  Staates  oder  vielmehr  des  Ersten  Konsuls,  der  Seinepräfekt,  hatte 
die  Aufgabe,  die  Hauptstadt  als  juristische  Person  zu  vertreten  und  sie  zu  verwalten. 
Ein  anderer  Zentralagent,  der  Polizeipräfekt,  trug  allein  Sorge  für  die  öffentliche 
Ruhe  und  Sicherheit.  Ein  ebenfalls  von  der  Regierung  ernannter  Generalrat  —  ein 
Munizipalrat  der  Stadt  Paris  existierte  damals  noch  nicht  —  beriet  über  alle  Gegen- 
stände, die  das  Pluviosegesetz  den  Munizipalräten  zugewiesen  hatte,  und  in  jedem 
der  12  Arrondissements  führte  ein  Maire  mit  2  Beigeordneten  die  standesamtlichen 
Geschäfte. 


214 


Hans  L.  Rudioff: 


in  der  Gemeinde,  ebenso  wie  die  Regierung  in  den  Händen  des 
Ersten  Konsuls  konzentriert  war.  Gemäss  den  herrschenden  Prin- 
zipien von  1793,  welche,  wie  wir  gesehen  haben,  »das  Aufgehen 
der  lokalen  Verbände,  jedes  Teiles  der  Gesellschaft  in  dem  grossen 
Ganzen  und  die  direkte  Berührung  der  Zentralgewalt  mit  jedem 
Einwohner«  ^)  forderten,  waren  die  Verwalter  der  lokalen  Ange- 
legenheiten logischerweise  Organe  der  Zentralgewalt  oder  viel- 
mehr des  Ersten  Konsuls  und  nachmaligen  Kaisers ;  auch  den 
liberalsten  Mitgliedern  des  Tribunats  war  gelegentlich  der  Bera- 
tung des  Pluviosegesetzes  nicht  in  den  Sinn  gekommen,  zu  ver- 
langen, dass  der  Präfekt,  der  Unterpräfekt  und  der  Maire  von 
den  lokalen  Verbänden  selbst  delegierte  Organe,  Organe  der 
Selbstverwaltung  sein  sollten. 

Wie  hat  man  nun  im  Rahmen  dieser  persönlichen  und  in 
den  Händen  von  Regierungsvertretern  liegenden  lokalen  Gewalt 
der  Selbstverwaltung  ein  Plätzchen  zugewiesen.?  Um  diese  Frage 
zu  beantworten,  ist  es  nötig,  sich  ins  Gedächtnis  zurückzurufen, 
dass  Roederer  weiter  gesagt  hatte,  entscheiden,  oder  wie  man  auch 
zitiert,  »deliberieren'<  sei  Sache  Mehrerer.  In  diesen  paar  Worten 
findet  sich  u.  E.  der  ganze  Charakter  der  heutigen  Selbstverwal- 
tung ausgedrückt:  Gemäss  dem  Roedere?'' sc\\e.x\  V\'ort  organisierte 
man  nämlich  die  Selbstverwaltung  in  der  Weise,  dass  eine  be- 
schränkte Zahl  von  Bürgern  —  16 — 20  im  Departement,  11  im 
Arrondissement,  10,  20,  30  in  der  Gemeinde  —  unter  der  Be- 
zeichnung Conseil  zugelassen  wurden,  mit  den  eigentlichen  Ver- 
waltern in  dem  Sinn  zusammenzuarbeiten,  dass  man  sie  mit  der 
»Deliberation«  betraute,  d.  h.  sie  konnten  über  die  lokalen  An- 
gelegenheiten beraten  und  (zum  Unterschied  von  den  einfachen 
Räten)  Beschlüsse  fassen,  die  nach  Erfüllung  gewisser  Bedingungen 
ausführende  Kraft  erhielten.  Und  so  ist  es  im  Grunde  ja  heute 
noch.  Freilich  wurde  damals  dieses  Deliberationsrecht  mit  mehreren 
stark  einschränkenden  Bedingungen  versehen  :  es  konnte  nur  ein- 
mal im  Jahr  und  nur  für  einige  Tage  ausgeübt  werden ;  die  Re- 
gierung hatte  das  Recht,  alle  aus  den  Beratungen  hervorgehen- 
den Beschlüsse  zu  genehmigen  oder  zu  kassieren,  das  Recht,  die 
lokalen  Budgets  zu  subventionieren  ;  und  sie  ernannte  endlich  die 
Mitglieder  der  lokalen  Konseils.     Die  letztere  Bedingung  war  von 

i)  Rapport  DaiinoH,  erstattet  im  Namen  der  mit  der  Prüfung  des  Pluviosege- 
setz-Entwurfes  beauftragten  Kommission  des  Tribunats  (Moniteur  v.  30.  Pluviose  des 
Jahres  VIII). 
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grösster  Tragweite  :  sie  hatte  die  Wirkung,  dass  die  Mitglieder 
der  Konseils  nicht  Bevollmächtigte,  eigentliche  Vertreter  ihrer 
Bezirke  waren,  sondern  dass  sie  als  öffentliche  Funktionäre,  als 
administrativ^e  Funktionen  ausübende  Organe  betrachtet  wurden, 
bis  zu  dem  Punkt,  dass  der  Rechtsgelehrte  Pardessus  in  seinem 
Bericht  an  die  Abgeordnetenkammer  vom  13.  April  1821  erklären 
konnte,  die  Funktionen  der  Generalräte  könnten  und  dürften  nur 
kraft  einer  Delegation  des  Königs  ausgeübt  werden.  - 

Lässt  man  diese  These  ohne  Einschränkung  gelten,  so  wird 
man  sagen  können,  dass  im  ersten  Drittel  des  19.  Jahrhunderts 
die  Selbstverwaltung  überhaupt  aus  Frankreich  verschwunden 
war.  L.  Stein  hat  bekanntlich  diese  Ansicht  vertreten^);  wir 
teilen  sie,  aber  mit  dieser  Einschränkung:  Die  Mitglieder  der  lo- 
kalen Konseils  wurden  allerdings  von  der  Zentralgewalt  ernannt, 
aber  wohlgemerkt  aus  den  Einwohnern  der  Bezirke.  Nun  aber 
erachten  wir  mit  Herrn  r-.  Ferron,  »dass  Eigentümer,  Einwohner 
einer  Lokalität  niemals  reine  öffentliche  Beamte,  reme  Agenten 
der  Zentralgewalt  sind.  Ihre  Interessen  fallen  mit  denjenigen  ihres 
Departements  und  ihrer  Gemeinde  zusammen,  und  diese  gemein- 
samen Interessen  treiben  sie  instinktiv  und  unwiderstehlich  an,  die 
Persönlichkeit  der  Lokalitäten,  denen  sie  angehören,  zu  verteidigen 
und  zu  kräftigen«  ^).  Die  Errichtung  der  lokalen  Konseils  genügte 
also,  zu  verhindern,  dass  die  Persönlichkeit,  die  Individualität,  die 
eigene,  unterschiedene  Existenz  der  Departements  und  der  Gemein- 
den völlig  verschwand.  Herr  v.  Ferron  ist  der  Meinung,  dass  das 
Pluviösegesetz  den  Gemeinden  sogar  einen  Anfang  eigenen  Lebens 
gelassen  habe.  »Der  Munizipalrat«,  schreibt  er,  »regelte  die  Tei- 
lung der  Einkünfte  des  Gemeindebesitzes,  und  dieser  Besitz  war 
zu  jener  Zeit  beträchtlich  ;  er  entschied,  welche  Unterhaltungsar- 
beiten an  den  Gemeindegebäuden  ausgeführt  werden  sollten ;  er 
war  schliesslich  berufen,  über  die  andern  Gemeindeangelegen- 
heiten zu  beraten.  Auch  das  Departement  hatte  einen  Anfang 
von  Leben;  der  Generalrat  hatte  beratende  Stimme;  er  hörte  die 
Jahresrechnung,  welche  der  Präfekt  über  die  Verwendung  der 
Centimes  additionnels  ablegte,  und  er  gab  sein  Gutachten  ab  über 
die  Bedürfnisse  des  Departements.  F^s  war  da  ein  Samenkorn 
vorhanden,   das  gekeimt  hat,  und   das  ein  Baum  geworden  ist,  als 

i)  Die  Verwaltungslehre.      Die   Selbstverwaltung  und  ihr  Rechtssystem,    2.   Aufl. 
1869,  p.    263. 

2j  Institutions  municipales  et  provinciales  comparees,  p.  93. 
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die  Bürger  das  Recht  erhielten,  die  Generah-äte  und  die  Munizi- 
palräte zu  wählen«^). 

Das  Wachstum  dieses  Baumes,  ohne  Bild  gesprochen,  die 
Entwickelung  der  lokalen  Freiheiten  auf  der  Grundlage  des  S}'- 
stems  vom  Jahre  VIII  hat  folgende  Richtung  eingeschlagen  und 
ist  auf  folgendem  Punkt  angelangt:  Die  Mitglieder  der  lokalen 
Konseils,  indem  sie  zunächst,  seit  1831  und  1833,  aus  beschränkten, 
dann,  seit  1848,  aus  allgemeinen  gleichen  Wahlen  hervorgingen, 
wurden  wirkliche  Vertreter  ihrer  Bezirke.  Ihre  Befugnisse  wurden 
etappenweise  —  1837  und  1838,  1866  und  1867,  1871  und  1884/90 
—  erweitert,  schliesslich  bis  zu  dem  Punkt,  dass  der  Generalrat 
und  der  Munizipalrat  heute  über  die  grosse  Mehrzahl  der  lokalen 
Angelegenheiten  endgültig  entscheiden.  Der  Maire,  seit  1831 
zwar  noch  von  der  Regierung  ernannt,  aber  aus  der  Mitte  des 
Munizipalrates  genommen,  von  1848 — 1852  vom  Munizipalrat  ge- 
wählt, von  1852 — 1871  ohne  Bedingung  wieder  von  der  Zentral- 
gewalt ernannt,  seit  1871  und,  nach  einem  zweiten  Rückfall  (1874 
bis  1882),  seit  1882  ohne  jegliche  Einschränkung  vom  Munizipal- 
rat gewählt,  wurde  durch  die  Wahl  Organ  der  Selbstverwaltung, 
ohne  jedoch  aufzuhören,  Delegierter  der  Regierung  zu  sein;  aber 
die  erste  Funktion  ist  die  überwiegende.  Der  vom  Pluviosege- 
setz  aufgestellte  Rahmen  der  Selbstverwaltungseinrichtungen  wurde 
1871  durch  eine  neue  Institution  vergrössert :  das  ist  die  Departe- 
mentskommission, Emanation  des  Generalrates,  in  der  Zeit  zwi- 
schen den  Sessionen  desselben  die  präfektorale  Verwaltung  kon- 
trollierend, ebenso  wie  dieser  beratend  und  entscheidend,  aber 
ebensowenig  wie  dieser  berufen,  zu  verwalten. 

Diese  Entwickelung,  welche  sich  auf  etwa  60  Jahre  erstreckt 
(1830— 1890),  ist  jetzt  in  ihren  Details  darzulegen,  zunächst  ihre 
erste  Stufe  während  der  Julimonarchie,  eine  Etappe,  welche  durch 
die  Selbstverwaltungsbewegung  unter  der  Restauration  vorbe- 
reitet wurde,  und  der  eine  zweite  Periode  der  Selbstverwaltungs- 
bestrebungen gegen  Ende    der   Regierung  Louis  Philipp's    folgte. 

II.   Erste  Entwickelungsstufe   der  Selbstverwaltung. 

1 .    Die    S  e  1  b  s  t  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  b  e  w  e  g  u  n  g     unter     der 
Restauration. 

Als  das  Kaiserreich  gefallen  und  die  politische  Freiheit  wie- 


l)  Institutions  municipales  et  provinciales   compar^es,   p.  93. 
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derhergestellt  war,  machte  sich  in  der  öftenthchen  Meinung  eine 
lebhafte  Bewegung  geltend  im  Interesse  der  Wahl  der  Mitglieder 
der  lokalen  Konseils  und  der  Entwickelung  ihrer  Befugnisse.  Man 
erinnerte  an  die  lokalen  Freiheiten  des  ancien  regime  und  ver- 
glich sie  mit  der  übertriebenen  Zentralisation  des  Napoleonischen 
Regimes,  die  man  unter  einer  freien  Verfassung  dauernd  machen 
wolle. 

Vor  1789  gab  es  in  der  Tat  in  Frankreich  noch  eine  wirk- 
liche Selbstverwaltung,  eine  provinziale  und  eine  kommunale.  Ei- 
nerseits verwalteten  gewisse  Provinzen,  u.  a.  Languedoc,  Bretagne, 
Provence,  vertreten  durch  recht  rührige  und  aus  eigenem  Antrieb 
tätige  Ständeversammlungen,  sich  noch  selbst;  sie  hatten  ihre  ei- 
gene von  Pro\'inz  zu  Provinz  verschiedene  Organisation,  eigene 
Beamte,  eigene  Interessen  ;  sie  bewilligten  die  Steuern  allgemeinen 
und  lokalen  Interesses  und  waren  vom  Königtum  zweifellos  aner- 
kannt; die  Intendanten  waren  dort  sozusagen  nur  Kommissare  des 
Königs,  beauftragt,  um  Subventionen  nachzusuchen,  für  die  Unter- 
haltung der  dort  stehenden  Truppen  Sorge  zu  tragen  und  die 
haute  police  im  Interesse  der  Regierung  auszuüben.  Andere 
Provinzen,  u.  a.  Limousin,  Poitou,  Touraine,  hatten  freilich  unter 
der  mehr  und  mehr  aufsaugenden  Tätigkeit  der  Zentralgewalt 
ihre  Selbstverwaltung  fast  ganz  eingebüsst.  P^in  System  staatlicher 
und  zentralistischer  Verwaltung  in  den  Händen  des  Intendanten, 
alleinigen  Verwalters  der  Provinz  im  Namen  des  Königs,  hatte 
dort  allmählich  Platz  gegriffen  und  sie  auf  einfache  Verwaltungs- 
bezirke herabgedrückt.  Immerhin  bewahrten  sie  ihren  historischen 
Zusammenhang,  ihren  Jahrhunderte  alten  Namen,  das  Bedauern 
ihrer  verlorenen  Autonomie  oder  doch  wenigstens  die  Erinnerung 
daran,  hie  und  da  einige  Spuren  imd  Bruchstücke  ihrer  zerstör- 
ten Unabhängigkeit.  Ja  noch  mehr,  ein  neues  Leben  sollte  in 
ihren  gelähmten,  aber  nicht  zerstückelten  Körper  zurückkehren: 
in  den  Jahren  1778 — 1787  wurden  nach  dem  Vorbild  der  Stände- 
versammlungen 21  Assemblees  provinciales  errichtet  und  mit  be- 
deutenden Befugnissen  ausgestattet.  So  erhielten  sie  das  Mandat, 
die  Verteilung  und  Erhebung  der  Steuern  zu  bewerkstelligen,  den 
Bau  der  »grossen  Wege«,  die  Wohltätigkeitsanstalten  zu  leiten, 
durch  ihre  Commissions  intermediaires  die  Aufsicht  über  die  Ge- 
meinden auszuüben.  Der  Intendant,  welcher  wohl  beauftragt  war, 
die  Beschlüsse  dieser  Versammlungen  zu  kontrollieren,  hatte  doch 
keineswegs  mit  deren  Ausführung    etwas    zu    tun,    diese  Aufgabe 
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war  ausschliesslich  dem  Vorsitzenden  während  der  Session  und 
der  Interimskommission  in  der  Zeit  zwischen  den  Sessionen  vor- 
behalten. 

Andrerseits  hatte  auch  das  kommunale  Interesse  seine  Ver- 
treter und  seine  Verteidiger.  In  den  Städten  beriet  und  beschloss 
eine  Generalversammlung  (Assemblee  generale),  zusammengesetzt 
aus  60,  80,  100,  150  Delegierten  entweder  der  verschiedenen 
Stände  oder  der  Bürgerkompagnien  und  der  Arbeiterkorpor- 
ationen ,  über  alle  wichtigeren  Angelegenheiten.  Die  voll- 
ziehende Gewalt  übte  ein  Magistrat  (Corps  de  ville)  von  15, 
21,  29  Mitgliedern  aus,  bestehend  aus  Maire ,  Maire-Stellver- 
treter,  Schöffen,  Syndikus,  Schatzmeister  etc.,  bald  von  der 
Generalversammlung  gewählt,  bald  Erwerber,  Erben  und  ge- 
setzliche Eigentümer  ihres  Amtes,  durch  die  Quittung  des  Kö- 
nigs gegen  administrative  Willkür  geschützt,  gegen  bar  Amtsin- 
haber in  ihrer  Stadt  wie  ein  Parlamentsmitglied  in  seinem  Parla- 
ment, somit  in  der  Gemeinde  eingepflanzt  oder  ihr  aufgepfropft  als 
relativ  unabhängige  Verteidiger  des  kommunalen  Interesses  gegen 
die  Zentralgewalt.  In  den  Landgemeinden  berieten  alle  Eamilien- 
häupter,  in  der  Einwohnerversammlung  (Assemblee  des  habitants) 
vereinigt,  Sonntags  nach  der  Messe  auf  dem  Dorfplatz  gemeinsam 
über  die  Gemeindegeschäfte,  wählten  ihren  Vorsteher,  Schullehrer, 
Polizeidiener,  Steuereinnehmer  etc.,  regelten  den  Verwaltungsmo- 
dus des  Gemeindeeigentums  und  besteuerten  sich  selbst,  unter 
Vorbehalt  der  Genehmigung  des  Intendanten,  um  die  Schule  zu 
unterhalten,  die  Kirche  und  den  Gemeindebrunnen  auszubessern 
oder  um  einen  Prozess  anhängig  zu  machen  oder  weiterzuführen. 
Je  näher  man  der  Revolution  kommt,  desto  mehr  sieht  man  frei- 
lich den  Subdelegierten  und  den  Intendanten  ebensowohl  die 
Selbstverwaltung  der  Landgemeinden  wie  diejenige  der  Städte 
absorbieren,  besonders  von  dem  Recht  mehr  Gebrauch  machen, 
die  Abhaltung  der  Versammlungen  zu  regeln,  sowie  ihre  Be- 
schlüsse zu  genehmigen.  Was  indessen  die  Landgemeinden  be- 
trifft, so  schützten  die  Entfernung  der  Dörfer,  die  Schwierigkeit  und 
Seltenheit  der  Verbindungen  in  der  Praxis  viele  ihrer  alten  Freiheiten. 

Alle  diese  von  der  monarchischen  Zentralsation  respektierten 
oder  geduldeten  Reste  ehemaliger  Unabhängigkeit  wurden  nach 
dem  Sturz  des  Kaiserreiches,  wie  erwähnt,  in  einen  scharfen  Ge- 
gensatz gebracht  zu  der  lokalen  Verwaltungsordnung,  welche  das 
Napoleonische  Regime  geschaffen  hatte,  und  welche    die  Restau- 
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ration  beibehielt.  Die  Gemeinde,  sagte  man  im  besondern  in 
Charakterisierung  dieses  Regimes,  habe  keine  individuelle  und 
eigene  Existenz  mehr,  sie  sei  nur  noch  eine  administrative  Ab- 
teilung des  Staatsgebietes,  wo  von  den  Präfekten  ernannte  Agen- 
ten die  Entscheidungen  ausführten,  die  7AI  treffen  jenen  gefalle. 
Aber  das  sei  noch  nicht  genug:  so  oft  eine  wichtigere  Frage 
auftrete,  müsse  man  warten,  bis  die  Entscheidung  derselben  aus 
dem  Ministerbureau  der  Hauptstadt  ergehe  ,  wo  eine  Zentrali- 
sationsmanie  alle  Geschäfte  hingezogen,  aufgehäuft  und  begraben 
habe.  In  diesem  Geist  griff  Herr  v.  Villele,  mit  der  Unterstützung 
seines  Parteifreundes  v.  Corbiere,  die  administrative  Zentralisation 
im  Dezember  1815  in  der  Abgeordnetenkammer  heftig  an,  den 
Gedanken  ausführend,  dass  man,  indem  die  Departements  und 
die  Gemeinden  ihrer  Selbstverwaltung  beraubt  worden  seien,  den 
öffentlichen  Geist  zerstört,  die  Nation  völlig  entzweit  und  demo- 
ralisiert, die  Franzosen  vereinzelt,  alle  Bande  zwischen  den  Bür- 
gern und  der  Regierung  zerschnitten,  schliesslich  die  unvermeid- 
liche Rückkehr  der  Anarchie  vorbereitet  habe,  wenn  die  Regie- 
rung schwach  war,  und  die  des  Despotismus,  wenn  sie  stark  war. 
Er  kam  im  Jahre  1818  auf  diese  Ideen  zurück.  Royer-Collard 
und  Duvergier  de  Hauranne  unterstützten  ihn  wirksam.  »Die  Ge- 
meinde«, sagte  u.  a.  Royer-Collard,  >existiert  vor  dem  Staat.  Das 
politische  Gesetz  findet  sie  vor  und  schafft  sie  nicht  .  .  Derjenige 
ist  durchaus  kein  berechtigter  Gemeindeverwalter,  der  nicht  von 
der  Gemeinde  gewählt  worden  ist.  <: 

Im  Jahre  1819,  unter  dem  Ministerium  Decazes,  wurde  eine 
Kommission  eingesetzt,  um  ein  Gesetz  über  die  munizipalen  und 
departementalen  Institutionen  vorzubereiten.  Royer-Collard  wie- 
derum verteidigte  im  Schosse  dieser  Kommission  die  wahren 
Selbstverwaltungsprinzipien  ;  er  wollte,  dass  die  General-  und  die 
Munizipalräte  von  den  Bürgern  gewählt  würden ;  er  bekämpfte 
die  Meinung  derjenigen,  welche  die  Dfepartements  und  die  Ge- 
meinden auf  das  Recht  beschränkt  wissen  wollten,  Kandidaten 
zu  präsentieren ;  er  verfocht  das  Prinzip,  dass  die  Gemeinde  eine 
juristische  Person  sei,  welche  Herrin  bleiben  müsse,  sich  zu  ver- 
sammeln, wenn  es  ihr  gut  scheine,  ohne  vorgängige  Genehmigung 
des  Präfekten,  um  über  alles  zu  beraten  und  zu  beschliessen,  was 
ihre  Interessen  berühre  \).  Der  von  dieser  Kommission  ausgear- 
beitete P^ntwurf  wurde  nicht  weiter  verfolgt. 


i)  Duvergier  de  Haurmine,  Histoire  du  gouvernement  parlamentaire,  V,  p.  250,  429. 
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Herr  v.  Villele,  inzwischen  Minister  geworden,  legte  im  Jahre 
1821  der  Kammer  einen  neuen  Entwurf  vor^),  welcher  u.  a.  zum 
Gegenstand  hatte,  die  munizipale  Organisation  abzuändern  —  indem 
er  einem  Notabeinkollegium  die  Wahl  der  Räte  der  Gemeinden, 
zu  diesem  Zweck  in  Stadt-  und  Landgemeinden  eingeteilt,  über- 
trug—  und  in  Bezug  auf  die  unter  dem  Namen  Arrondissements- 
und  Generalräte  gekannten  Verwaltungsbehörden <-  die  Wahl  des 
Königs  auf  eine  von  besondern  Wahlkollegien  präsentierte  Kan- 
didatenliste zu  beschränken.  Dieser  Entwurf  wurde  ohne  Bera- 
tung zurückgezogen  ^).  —  Bei  Eröffnung  der  Session  von  1829 
erklärte  die  Thronrede,  dass  die  lokale  Verwaltungsorganisation 
sich  nicht  mehr  in  Harmonie  mit  den  politischen  Institutionen  be- 
fände und  dass  es  nötig  wäre,  »den  Gemeinden  einen  richtigen 
Anteil  an  der  Verwaltung  ihrer  hiteressen  zuzuweisen«.  Die  Ab- 
geordnetenkammer gab  in  ihrer  Antwort  auf  die  Thronrede  dem 
Wunsche  Ausdruck  »der  Wiederherstellung  der  munizipalen  Insti- 
tutionen, dem  Denkmal  der  ehemaligen  Freiheiten  Frankreichs,  um 
das  Gebäude  der  Freiheit  auf  sein  wahres  Fundament  zu  stellen;. 
Das  Ministerium  Martignac  genügte  diesem  Wunsch  durch  Vor- 
legung von  zwei  Gesetzentwürfen,  der  eine  die  Gemeindeverwal- 
lung betreffend,  der  andere  die  Organisation  der  Arrondissements- 
und  Departementsräte  ^).  Diese  Entwürfe,  durch  eine  besondere 
Kommission  von  langer  Hand  vorbereitet,  bildeten  eine  wirkliche 
Gemeinde-  und  Departementsordnung.  Sie  inspirierten  sich  mit 
dem  doppelten  Gedanken,  den  Mitgliedern  der  verschiedenen  lo- 
kalen Konseils  den  Wahlcharakter  zu  geben  und  ihre  Befugnisse 
zu  erweitern  »durch  Gewährung  eines  angemessenen  Anteils  an 
der  Vertretung  der  Interessen  des  von  ihnen  vertretenen  Bezirks«. 
Nach  längerer  Beratung  wurden  sie  zurückgezogen ;  aber  sie  wur- 
den die  Grundlage  der  Entwürfe,  die  wenige  Jahre  später  die 
Juliregierung  dem»  Parlament  vorlegte. 

Allen  diesen  parlamentarischen  Dokumenten  und  Debatten 
sind  zahlreiche  Schriften  über  den  nämlichen  Gegenstand  voraus- 
gegangen oder  nachgefolgt,  Gelegenheitsschriften,  von  denen  meh- 
rere bleibenden    Wert    haben,    und    in  die  Tiefe  gehende  wissen- 

1)  Er  findet  sich  im  Moniteur  v.   23.    Februar  1821. 

2)  Der  Abg.  Pardessus    hatte    im    Namen    der    mit    der   Prüfung  des   Entwurfes 
Villele  beauftragten  Kommission  einen  Rapport  (v.   13.   April  1821)   erstattet. 

3j  Die  beiden  Entwürfe    Martignac    finden    sich    im  Moniteur  vom    10.   Februar 
1829. 
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schaftliche  Arbeiten,  von  denen  einige  berühmt  sind:  Arbeiten 
liistorischen  Inhalts,  Abhandhnigen  poHtischer  Philosophie,  Werke 
juristischer  Doktrin;  Schriften,  die  alle  zusammen  der  Ausdruck 
einer  literarischen  Bewegung  sind,  die  wir  kurz  die  erste  Periode 
der  Selbstverwaltungsliteratur  im  Frankreich  des  19.  Jahrhunderts 
nennen  wollen.  Aus  der  Zahl  der  Gelegenheitsschriften  mögen 
genannt  werden  vor  allem  diejenige  von  Fievee  (Lettres  sur  le 
projet  d'organisation  municipale),  die  ein  wirkliches  Selbstverwal- 
tungsprogramm  entwickelte,  sodann  die  von  Dessauret,  Duvergier 
de  Hauranne,  de  Keratry  und  Lanjuinais  ^).  Zu  diesen  Broschü- 
ren gesellten  sich  umfassende  historische  Studien:  A.  Thierry 
veröffentlichte  von  1827 — 1829  seine  letzten  Lettres  sur  l'histoire 
de  France,  worin  er  ein  so  lebensvolles  Bild  von  den  zum  Auf- 
stand gegen  ihre  Seigneurs  verschwornen  »Comuuuies  :  des  12. 
und  13.  Jahrhunderts  entwarf;  F.  Guizot  hielt  1828/29  an  der 
Sorbonne  seine  Vorlesungen  über  die  Histoire  de  la  civilisation 
en  France;  Raynouard  publizierte  1829  seine  Histoire  du  droit 
municipal.  »Ein  Sturmwind«,  so  urteilt  L.  Aucoc  ,  »belebte 
diese  bedeutenden  Arbeiten-.  Unter  den  Werken  politischer 
Philosophie  und  juristischer  Doktrin  zitieren  wir  die  drei  folgen- 
den Bücher:  Des  Comunes  et  de  l'aristocratie  von  Baron  v.  Barante 
(1821);  Du  pouvoir  municipal  et  de  la  police  intcrieure  des  com- 
munes  von  Henrion  de  Pansey  (1822)  und  Introduction  aux  lois 
des  communes  von  Dupin  (1823).  Sie  verdienen  in  diesem  Zu- 
sammenhang um  deswillen  eine  eingehendere  Erwähnung,  weil 
die  in  ihnen  niedergelegten  Gedanken  auf  die  Selbstverwaltungs- 
gesetzgebung der  Julimonarchie  nicht  ohne  Einfluss  gewesen  sind, 
sozusagen  als  die  wissenschaftliche  Grundlegung  dieser  Gesetz- 
gebung angesehen  werden  können. 

Der  Politiker  Baron  v.  Barante  weist  in  seinem  Buch  vor 
allem  auf  den  Widerspruch  und  die  Gefahr  hin,  die  nach  ihm 
in  dem  sonderbaren  Schauspiel  liegen,  dass  seit  181 5  an  der 
Spitze,  in  der  Volksvertretung,  die  Freiheit  wohne,  während  an 
der  Basis,  in  den  lokalen  Räten,  die  Napoleonische  Despotie  un- 
vermindert fortdauere.  Wir  lesen  in  dieser  Beziehung  in  dem 
Resüme  seiner  Darlegungen  :  Es  bestehen  lokale  Interessen  und 
Beziehungen  der  Regierung  zu  den  Bürgern,  mit  denen  die    zen- 

i)  ]Man  findet  diese  und  noch  andere  Broschüren  aus  der  nämlichen  Zeit  ange- 
führt und  besprochen  in  dem  Werk  :  Crosnier,  Etat  du  pouvoir  municipal  et  de  ses 
variations  depuis  la  Restauration  jusqu'au   23  fevrier   1828  (1829). 


222 


Hans  L.  RudlofT: 


trale  und  ministerielle  Verwaltung,  wenn  sie  eine  laaftvoUe  sein 
soll,  nicht  beauftragt  bleiben  kann.  Es  ist  gefährlich,  der  Geistes- 
tätigkeit keine  andere  Nahrung  zu  geben  als  die  allgemeine  Po- 
litik, welche  über  die  Urteilskraft  so  vieler  Personen  hinausgeht. 
Es  ist  noch  gefährlicher,  ihnen  zu  gleicher  Zeit  die  einzigen  Ge- 
schäfte, über  die  sie  wohl  ein  Urteil  haben  können,  vernachlässigt 
und  ohne  Bürgschaften  vor  Augen  zu  führen.  Ein  Volk  kann 
sich  nicht  schmeicheln,  Institutionen  zu  haben,  so  lange  sich  der 
Geist  der  Beratung  nur  auf  die  Ausarbeitung  der  Gesetze  und 
auf  die  Kontrolle  der  ministeriellen  Verwaltung  richtet,  während 
gleichzeitig  passiver  Gehorsam  und  absolute  Gewalt  den  Charak- 
ter aller  andern  Beziehungen  der  Bürger  zu  ihrer  Regierung  bil- 
den. Wenn  hingegen  die  königliche  Gewalt  ihre  untern  Organe 
der  Kontrolle  und  der  Aufsicht  der  Delegierten  des  lokalen  In- 
teresses unterwerfen  würde,  wie  sie  ihren  Ministern  die  Kontrolle 
und  die  Aufsicht  der  Delegierten  des  allgemeinen  Interesses  auf- 
erlegt hat,  würde  ein  und  derselbe  Geist  die  Nation  beseelen-  .  J) 
Der  Rechtsgelehrte  Henrion  de  Pensay  hat  das  Verdienst, 
in  seinem  Buche  zum  erstenmal,  auf  der  Basis  der  Gemeindege- 
setzgebung vom  14.  Dezember  1789,  die  Lehre  von  der  Munizipal- 
gewalt (»pouvoir  municipal«),  von  ihrer  Natur  und  den  ihr  eigen- 
tümlichen Funktionen  systematisch  dargestellt  und  begründet  zu 
haben.  Die  Hauptgedanken  seines  Werkes  sind  die  folgenden: 
Unter  der  gesetzgebenden,  vollziehenden  und  richterlichen  Gewalt 
gibt  es  eine  vierte,  welche,  zugleich  öffentlich  und  privat,  die 
Machtvollkommenheit  der  Behörde  mit  derjenigen  des  Familien- 
vaters verbindet,  das  ist  die  Munizipalgewalt.  Obschon  unter  den 
drei  andern  Gewalten,  ist  diese  Gewalt  doch  die  älteste  von  allen. 
Sie  ist  die  erste,  deren  Bedürfnis  sich  fühlbar  gemacht  hat;  es 
gibt  kein  Dorf,  welches  im  Moment  selbst  seiner  Entstehung  nicht 
die  Notwendigkeit  einer  innern  Verwaltung  und  einer  Ortspolizei 
erkannt  hätte.  Diese  Verwaltung,  diese  Polizei  verlangten  Aktion 
und  Aufsicht,  und  die  als  die  weisesten  angesehenen  Männer  wur- 
den damit  beauftragt.  Auf  dieser  Grundlage  haben  die  Gesetz- 
geber der  Nationen  das  soziale  Gebäude  errichtet.  —  Die  Muni- 
zipalgewalt ist  keine  Schöpfung  des  Gesetzes  ;  sie  existiert  durch 
die  alleinige  Macht  der  Dinge ;  sie  ist,  weil  ihr  Nichtsein  unmög- 
lich ist;  sie  ist,   weil  es  unmöglich  ist,  dass    die  Angehörigen  ein 

l)  Des  Communes   et  de  raristucratie,   p.   252. 
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und  derselben  Gemeinde,  welche  zustimmen,  das  Opfer  eines  Tei- 
les ihrer  Mittel  und  ihrer  Rechte  zu  bringen,  um  sich  i,fcmeinsame 
Rechte  und  Interessen  zu  schaften,  in  dem  Grade  unvorsorglich 
wären,  dass  sie  nicht  einige  unter  ihnen  mit  der  h'rhaltung  der- 
selben und  damit  beauftragten,  ihren  Gebrauch  zu  leiten.  Wenn 
aber  dem  so  ist,  wenn  die  Munizipalgewalt  zum  Wesen  aller  Ge- 
meinden gehört,  so  können  die  Gesetze  nichts  gegen  die  Natur 
der  Dinge,  und  man  muss  sagen,  dass  sie  weder  die  Gemeinde- 
behörden abschatTen,  noch  die  Gemeinden  des  Rechtes  berauben 
können,  diese  zu  wählen.  —  Die  der  Munizipalgewalt  eigentüm- 
lichen Funktionen  sind:  das  Gemeindevermögen  und  das  Ge- 
meindeeinkommen zu  verwalten;  diejenigen  örtlichen  Ausgaben 
zu  bestimmen  und  zu  bezahlen,  welche  zu  Lasten  der  Gemeinde- 
kasse sind  ;  die  der  Gemeinde  obliegenden  öffentlichen  Bauten  zu 
leiten  und  ausführen  zu  lassen ;  die  Gemeindeanstalten  zu  ver- 
walten ;  den  Gemeindeeinwohnern  die  Vorteile  einer  guten  Poli- 
zei zukommen  zu  lassen,  insbesondere  in  Bezug  auf  Sauberkeit, 
Gesundheit,  Sicherheit  und  Ruhe  an  den  öffentlichen  Orten,  in 
den  öffentlichen  Strassen  und  Gebäuden.  Es  gehört  desgleichen 
zu  den  Befugnissen  der  Munizipalgewalt,  zu  beraten  und  zu  be- 
schliessen  über  die  Veräusserung  oder  Erwerbung  von  Immobi- 
lien, über  ausserordentliche  Auflagen  für  lokale  Ausgaben,  über 
Anleihen,  über  auszuführende  grössere  Bauten,  über  die  Verwen- 
dung des  Ertrages  der  Verkäufe,  Rückzahlungen  oder  Eintreibun- 
gen, über  anhängig  zu  machende  und  weiter  zu  führende  Prozesse. 
—  Da  die  Funktionen  der  Gemeindebehörden,  wenn  sie  als  Be- 
vollmächtigte der  Gemeinde  handeln,  sich  aus  der  Munizipalge- 
walt ableiten,  da  diese  Gewalt  eine  ihr  eigentümliche  Existenz  hat, 
und  da  sie  weder  von  der  gesetzgebenden,  noch  von  der  voll- 
ziehenden Gewalt  herrührt,  so  bedarf  sie  weder  der  Ermächtigung 
dieser  Gewalten,  um  zu  beraten  und  zu  beschliessen,  noch  deren 
Genehmigung,  um  ihre  Beschlüsse  auszuführen.  Demzufolge  sind 
die  Beschlüsse  des  Munizipalrates  Befehle,  so  oft  er  in  dem  be- 
sonderen Interesse  seiner  Gemeinde  und  für  die  Erhaltung  ihrer 
Rechte  bestimmt,  und  alle  Gemeindeeinwohner  müssen  sie  be- 
folgen, so  lange  die  Beschlüsse  vom  Präfekten  nicht  kassiert  worden 
sind,  was  nur  auf  Antrag  der  interessierten  Parteien  geschehen 
kann.  Indessen  enthält  diese  Regel  Ausnahmen:  Unter  den  Be- 
schlüssen, welche  der  Munizipalrat  fassen  kann,  gibt  es  nämlich 
solche,    welche,    obschon    sie    in    den  Kreis    der  Funktionen  der 
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Munizipalgewalt  fallen,  doch  nur  mit  der  Genehmigung  der  höhern 
Verwaltungsbehörde  ausgeführt  werden  können ;  es  sind  dies  die- 
jenigen Beschlüsse,  welche  die  Zukunft  der  Gemeinde  in  Mitlei- 
denschaft ziehen  oder  welche  Gemeindeinteressen  von  besonderer 
Wichtigkeit  berühren,  wie  Immobilien-Veräusserungen  und  Erwer- 
bungen ,  ausserordentliche  Steuern,  Anleihen,  auszuführende 
grössere  Bauten,  Verwendung  des  Ertrags  aus  Verkäufen  etc., 
Prozesse^ ). 

Der  Politiker  und  Advokat  Dupin  geht  in  seinem  Buch  auf 
die  hier  berührten  Beziehungen  zwischen  Gemeinde  und  Staat 
noch  etwas  genauer  ein.  »Eine  der  grössten  Schwierigkeiten ;:, 
schreibt  er,  > besteht  darin,  die  Merkmale,  welche  die  Munizipal- 
gewalt und  die  administrative  (Staats-)  Gewalt  unterscheiden,  und 
die  sie  trennenden  Grenzen  wohl  auseinander  zu  halten.  Es  ist 
desgleichen  von  Wichtigkeit,  dass  die  eine  Gewalt  sich  nicht 
Uebergrifife  in  das  Gebiet  der  andern  erlaubt.  Es  liegt  in  der 
Natur  der  Munizipalgewalt,  sich  auf  eine  einzelne  Gemeinde  zu 
konzentrieren;  alle  Massnahmen,  welche  mehrere  Gemeinden  um- 
fassen, gehören  der  administrativen  Gewalt  an.  Die  Aufsicht  aus- 
genommen, welche  immer  der  höheren  Gewalt  zusteht,  kann  man 
kurz  sagen,  dass  der  administrative  Wirkungskreis  sich  erst  da 
wirklich  eröffnet,  wo  die  der  Munizipalgewalt  eigentümlichen  Funk- 
tionen aufhören  ;  da  allein  beginnt  für  die  (staatliche)  Verwaltung 
das  Recht,  auf  die  Personen  und  die  Dinge  direkt  einzuwirken. 
Das  ist  leicht  einzusehen.  Es  ist  in  der  Tat  unmöglich,  dass  der 
nämliche  Gegenstand  gleichzeitig  der  unmittelbaren  Entscheidung 
zweier  unterschiedener  Gewalten  und  besonders  von  verschiede- 
ner Natur  unterbreitet  wird;  andernfalls  würde  das  Räderwerk 
der  Verwaltungsmaschine  infolge  eines  unaufhörlichen  Zusammen- 
stosses  schliesslich  in  Stücke  gehen,  und  die  unmittelbare  Folge 
davon  wäre  die  Desorganisierung  des  sozialen  Körpers.  Daher 
weist  die  Natur  der  Dinge  die  unmittelbare  Intervention  der 
(staatlichen)  Verwaltung  ab,  sei  es  bei  den  Massnahmen,  welche 
die  Aufrechterhaltung  der  Sauberkeit,  der  Gesundheit,  der  Ruhe 
und  Sicherheit  im  Innern  der  Gemeinde  zum  Gegenstand  haben, 
sei  es  bei  den  Massnahmen  bezüglich  der  Verwaltung  des  Ge- 
meindevermögens« ^).  —    Und  weiterhin  kommt  Dupin  noch    ein- 

i)  Du  pouvoir  municipal  et  de  la  police  Interieure  des  communes ;  vgl.  vor  allem 
Kap.  I,  V,  XV  und  XIX. 

2)  Introduction  aux  lois  des  communes,  Chap.  II,   p.  42. 
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mal  auf  die  Frage  der  Einmischung  der  Staatsgewalt  in  die  Ge- 
meindeangelegenheiten zurück,  etwa  folgendes  ausführend :  Ks 
kommt  oft  vor,  dass  die  Munizipalräte  ihre  Beschlüsse,  bevor  sie 
dieselben  verkündigen  lassen,  der  Genehmigung  des  Prafekten 
unterbreiten.  Was  kann  die  Wirkung  dieser  Genehmigung  sein  ? 
Fügt  sie  dem  Gewicht  des  Gemeindeaktes  etwas  hinzu?  Kei- 
neswegs. So  oft  in  der  Tat  die  Gemeindebehörden  in  der  Sphäre 
ihrer  Befugnisse  beschliessen  und  verfiigen ,  machen  sie  von 
einem  Rechte  Gebrauch,  das  ihnen  eigentümlich  ist,  und  handeln 
kraft  einer  Gewalt,  die  ihnen  durch  das  Gesetz  verliehen  ist.  Nun 
aber  liegt  es  im  Wesen  jeder  gesetzlich  verliehenen  Gewalt,  in 
sich  den  Stärkegrad  zu  haben,  der  notwendig  ist,  um  den  Ge- 
horsam anzubefehlen;  andernfalls  würde  diese  Gewalt  nicht  ein- 
heitlich sein,  und  es  würde  ein  Widerspruch  in  den  Worten 
wie  in  der  Sache  vorliegen.  In  dieser  Beziehung  verhält  es  sich 
mit  den  Gemeindebehörden  wie  mit  den  Richtern  erster  Instanz, 
deren  Entscheidungen  den  Charakter  der  abgeurteilten  Sache 
haben,  solange  nicht  beim  höhern  Gericht  die  Abänderung  des 
Erkenntnisses  beantragt  ist.  Allerdings  können  die  Prafekten  in 
vielen  Fällen  aus  eigener  Initiative,  sowie  auch  auf  Antrag  der 
interessierten  Parteien  die  Beschlüsse  der  Munizipalräte  kassieren, 
aber  die  höheren  Gerichte  können  in  gleicher  Weise  die  erstin- 
stanzlichen Erkenntnisse  abändern.  Indessen  wird  dadurch  die 
Unabhängigkeit  der  Richter  erster  Instanz  in  keiner  Weise  be- 
rührt, und  der  Gedanke,  ihre  Urteile  der  Genehmigung  des  Apel- 
lationsgerichtes  zu  unterbreiten,  ist  noch  keinem  von  ihnen  in  den 
Sinn  gekommen.  Da  diese  Formalität  einer  vorgängigen  Geneh- 
migung dem  Gewicht  des  Gemeindeaktes  nichts  hinzufügt,  ist  sie 
also  ohne  Motiv  wie  ohne  Gegenstand. 

Das  sind  die  leitenden  Ideen  der  drei  wichtigsten  Schriften 
aus  der  Selbstverwaltungsliteratur  der  Restaurationsperiode.  Der 
Einfluss  dieser  Schriften  auf  die  parlamentarischen  Arbeiten  hatte 
unter  der  Restauration  selbst  noch  keine  praktischen  Wirkungen, 
aber  sie  wurden,  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Punkt,  in 
Verbindung  mit  den  gescheiterten  Gesetzentwürfen  von  1829  die 
Basis  der  Reformarbeit,  welche  nach  der  Revolution  von  1830 
der  Gesetzgeber  der  Julimonarchie  unternahm.  Das  Ergebnis  die- 
ser Arbeit  soll  uns  jetzt  beschäftigen. 


Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.  1903.   2.  IC 


220  Hans  L.  Rudioff: 

2.   Die  Selbstverwaltung  in  der  Gemeindegesetz- 
gebung   von    1831     und    1837. 

Die  Verfassung  von  1830  hatte  »auf  ein  Wahlsystem  gegrün- 
dete Departements-  und  Gemeinde -Institutionen«  versprochen. 
Dieses  Versprechen  erfüllten  die  Gesetze  vom  21.  März  1831  und 
18.  Juli  1837  f^'"^  ^^^  Gemeinden  und  die  Gesetze  vom  22.  Juni  1833 
und  10.  Mai  1838  für  die  Departements.  Die  Ausarbeitung  dieser  Re- 
formen nahm  mehrere  Jahre  in  Anspruch.  —  Das  Gemeindeor- 
ganisationsgesetz vom  21.  März  183 1  hat  für  die  Entwickelung 
der  Selbstverwaltung  eine  doppelte  Bedeutung:  einmal  liess  es 
die  Mitglieder  der  Munizipalräte  aus  (beschränkten)  Wahlen  her- 
vorgehen ;  sodann  betrat  es  bezüglich  der  sehr  umstrittenen  Frage 
der  Ernennung  der  Maires  (und  Adjoints),  die  nicht  nur  die  Ver- 
treter ihrer  Gemeinden,  sondern  durch  die  Macht  der  Dinge  für 
die  Ausführung  der  Gesetze  allgemeinen  Interesses  auch  die  De- 
legierten des  Staates  waren  und  sind,  einen  Mittelweg:  die  Mai- 
res (und  Adjoints)  wurden,  je  nach  der  grössern  oder  geringern 
Einwohnerzahl  der  Gemeinden,  vom  König  oder  vom  Präfekten 
ernannt,  mussten  aber  aus  der  Mitte  des  Munizipalrates  genom- 
men werden  (Art.   3). 

Das  Gesetz  von  1831  behielt  die  Form  der  Gemeindeverfas- 
sung von  1800  bei,  aber  es  führte  nach  dem  eben  Gesagten  ein 
neues  Prinzip  in  dieselbe  ein  :  das  Prinzip  der  Wahl,  das  die  Mit- 
glieder der  Munizipalräte  zu  wirklichen  Vertretern  ihrer  Gemeinde 
machte;  indem  es  der  Gemeinde  das  Recht  gab,  vertreten  zu  wer- 
den, liess  es  die  bis  dahin  etwas  verschwommene  eigene  Existenz, 
die  Individualität  der  Gemeinde  schärfer  hervortreten,  konstituierte 
es  die  Gemeinde«,  wie  Herr  v.  Ferron  sagt,  »als  eine  personne  mo- 
rale  capable  de  liberte«.  Die  Reform  war  also  bedeutend  und  bil- 
dete einen  beachtenswerten  Fortschritt  in  der  Entwickelung  der 
Selbstverwaltung;  aber  die  Gesamtheit  der  Bestimmungen,  in  der 
sie  Platz  fand,  nahm  ihr  viel  von  ihrer  Wirksamkeit.  Die  Gemeinde- 
wähler mussten  gewissen  Steuerzahler-  und  Notabeinkategorien 
angehören,  die  insgesamt  nicht  mehr  als  ^U  der  mündig  gewor- 
denen und  steuerpflichtigen  Franzosen  ausmachten  ,  so  dass 
also  die  grosse  Mehrheit  der  Bevölkerung  von  jedem  Einfluss  auf 
den  Gang  der  Gemeindegeschäfte  ausgeschlossen  war.  Ihr  Iso- 
lierungszustand wurde  dadurch  verstärkt,  dass  das  Gesetz  die 
Wähler  verpflichtete,    ^/:i  der  Mitglieder  der  Munizipalräte  aus  den 
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Höchstbesteuerten  zu  nehmen.  Die  Höchstzahl  der  im  Munizi- 
pahat  sitzenden  Genieindevertreter  (30)  war  zu  niedrig  bemessen, 
als  dass  sie  der  Betätigung  im  Interesse  der  Gemeinde  einen  hin- 
reichend weiten  Prüfungs-,  Beratungs-  und  vor  allem  Berührungs- 
kreis hätte  eröffnen  können.  Der  lange  Zeitraum  von  9  Jahren, 
auf  den  man  die  Mandatsdauer  festsetzte,  war  ein  neues  Hinder- 
nis für  die  rasche  Entwickelung  der  Selbstverwaltung.  Die  Mu- 
nizipalräle  erhielten  allerdings  vier  Sessionen  im  Jahr  anstatt  der 
bisherigen  einzigen,  aber  jede  ausserordentliche  Session  bedurfte  der 
Ermächtigung  durch  den  Präfekten  oder  Unterpräfekten  und  konnte 
sich  nur  auf  einen  ausdrücklich  spezifizierten  Gegenstand  erstrecken. 

Die  Reform  von  1831  musste  als  natürHche  Konsequenz  die 
Entwickelung  der  Befugnisse  der  Munizipalräte  haben :  das  war 
der  Gegenstand  des  Befugnisgesetzes  vom  18.  Juli  1837,  dessen 
Geist  und  Gestalt  jetzt  des    nähern  auseinandergesetzt  werden  soll. 

Der  Geist  der  Gesetzgebung  von  1837  '^t  u.  E.  ausgezeichnet 
wiedergegeben  in  den  ihr  beigegebenen  Motiven-Berichten  von 
Vivien  an  die  Abgeordnetenkammer  und  von  Baron  Mounier  an 
die  Pairskammer  ').  In  Anknüpfung  an  die  Arbeiten  von  Henrion 
von  Pensay  und  Dupin  entwickeln  sie  in  dem  grundsätzlichen 
Teil  ihrer  höchst  bemerkenswerten  Darlegungen  ungefähr  folgen- 
den Gedankengang:  Die  Gemeindeverwaltung  umfasst  die  sozia- 
len Beziehungen,  welclie  aus  dem  Zusammenw^ohnen  der  Ein- 
wohner in  den  Städten,  Flecken  und  Dörfern  entstehen.  Die 
Interessen,  welche  sie  zu  regeln  berufen  ist,  sind  verschiedener 
Natur:  die  durch  den  gemeinsamen  Wohnsitz  einander  genäherten 
Bürger  haben  ein  Recht  auf  persönliche  Sicherheit,  auf  Ruhe,  auf 
Wohlsein.  Sie  besitzen  zusammen  Vermögen,  Einkünfte ;  sie 
haben  zur  Befriedigung  ihrer  gemeinsamen  Bedürfnisse  Ausgaben 
zu  machen.  Die  Gemeindeverwaltung  befriedigt  alle  diese  Not- 
wendigkeiten. Ihre  Befugnisse  sind  unterschieden  von  denen  der 
Regierung,  von  den  politischen  und  individuellen  Rechten  der 
Staatsbürger;  es  sind  ausschliesslich  kommunale.  Allerdings  be- 
sitzen die  Gemeindebehörden  Rechte,  welche  auch  der  Regierung 
zustehen;  ihre  Reglemente  haben  Gesetzeskraft;  sie  bedienen  sich 
der    öffentlichen    (bewaffneten)    Macht,    um  deren  Ausführung  zu 


l)  Vwieii,  Rapport  fait  au  nom  de  la  commission  chaigee  de  l'examen  du  projet 
de  loi  sur  1' administration  municipale  (Moniteur  v.  I.  Mai  1836).  —  Moiaiier,  Zwei 
Berichte  an  die  Pairskammer  über  den  nämlichen  Gesetzentwurf  (Moniteur  v.  20.  März 
1834  und   V.   28.   März  1837). 
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sichern ;  die  Delegierten  der  Gemeindeangehörigen,  im  Munizipal- 
rat vereinigt,  bewilligen  Steuern.  Aber  diese  besondern  Befug- 
nisse sind  nur  die  Entfaltung  und  die  Betätigungsmittel  der  Mu- 
nizipalgewalt selbst;  sie  hängen  von  den  Notwendigkeiten  der 
Gemeindeverwaltung  ab  und  verändern  nicht  ihren  Charakter,  und 
daraus,  dass  Staat  und  Gemeinde  zur  Befriedigung  ähnlicher  Be- 
dürfnisse die  nämlichen  Mittel  anwenden,  geht  keineswegs  hervor, 
dass  sie  ineinander  aufgehen.  Daher  hat  auch  in  der  politischen 
Organisation  Frankreichs  die  Gemeinde  ihren  Platz  zwischen  der 
mit  Rechten  und  Aktionsmitteln  ausgestatteten  Zentralregierung, 
die  von  den  Rechten  und  Aktionsmitteln  der  Gemeinde  wohl  zu 
unterscheiden  sind,  und  den  Bürgern,  deren  bürgerliche  und  po- 
litische Rechte  durch  das  öffentliche  Recht  der  Nation  garan- 
tiert sind. 

Nachdem  diese  Sachlage  einmal  konstatiert  ist,  kann  die  Mu- 
nizipalgeualt  anerkannt  und  auf  eine  breite  Basis  gestellt  werden, 
ohne  dass  davon  Gefahr  für  die  Einheit  der  Nation  und  für  die 
Rechte  der  Zentralgewalt  und  der  Bürger  selbst  zu  besorgen 
wäre.  Die  Gemeinde  besitzt  Rechte.  Sie  hat  ein  eigenes  Da- 
sein ;  wenn  sie  die  nötigen  Bedingungen  erfüllt,  wenn  sie  für  ihre 
Bedürfnisse  sorgt,  wenn  sie  tatsächlich  eine  jener  sekundären  Fa- 
milien ist,  welche  eine  Art  von  kleinem  Staat  im  grossen  sind» 
muss  ihr  Dasein  respektiert  werden.  Ihr  Vermögen  ist  ebenso 
unantastbar  wie  das  des  isolierten  Bürgers,  ihre  Einkünfte  gehören 
nur  ihr.  Sie  verfügt  über  ihre  Einkünfte  und  kann  sie  mittelst 
Steuern,  die  sie  ihren  Mitgliedern  auflegt,  vermehren.  Sie  besitzt 
eine  besondere  (Polizei-)Verwaltung,  um  die  Ausführung  der  Ge- 
setze zu  sichern  und  für  das  Gemeininteresse,  für  die  Sicherheit 
und  Ruhe  ihrer  Einwohner  Sorge  zu  tragen.  Aber  es  gibt  keine 
Rechte  ohne  entsprechende  Pflichten.  Die  Gemeinde  ist  ver- 
pflichtet, den  allgemeinen  Gesetzen  zu  gehorchen,  ihren  Anteil  an 
den  öffentlichen  Lasten  zu  übernehmen,  die  moralischen,  reli- 
giösen und  intellektuellen  Bedürfnisse  ihrer  Einwohner  zu  befrie- 
digen, ihre  besonderen  Interessen  mit  denjenigen  der  gesamten 
Gesellschaft  in  Einklang  zu  bringen  und  in  Bezug  auf  die 
Steuern,  die  sie  erhebt,  sowohl  auf  den  Staat  Rücksicht  zu 
nehmen,  der  an  der  nämlichen  Quelle  schöpft,  als  auch  auf  den 
Steuerpflichtigen,  der  nicht  überlastet  werden  darf.  Um  diesen 
Rechten  und  Pflichten  eine  feste  Grundlage  zu  geben,  hat  der 
Gesetzgeber  das  System  der    Gemeindeverwaltung    errichtet ;     es 
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erfüllt  seinen  Zweck  nur  so  lange,  als  es  sie  in  einem  richtigen 
Mass  mit  einander  versöhnt,  ohne  die  einen  den  andern  zu  opfern. 

Bei  der  Ausübung  dieser  Rechte  und  der  Erfüllung  dieser 
Pflichten  ist  indessen  die  Staatsgewalt  berufen  einzugreifen,  mögen 
auch  immerhin  die  politischen  Befugnisse  der  Zentralgewalt  als 
ausserhalb  der  Gemeindeverwaltung  gestellte  angesehen  werden. 
Die  Munizipalgewalt  ist  berufen,  über  die  Sicherheit,  Gesundheit 
und  Ruhe  der  Gemeinde  zu  wachen,  aber  die  zu  diesem  Behufe 
von  ihr  erlassenen  Bestimmungen  sind  den  Staatsgesetzen,  den 
allgemeinen  Interessen  des  Landes  und  den  privaten  Rechten  der 
Bürger  untergeordnet.  In  diesen  verschiedenen  Beziehungen  er- 
fordern sie  die  Kontrolle  der  Regierung,  der  Hüterin  des  Gesetzes, 
der  Verteidigerin  des  allgemeinen  Interesses  und  der  Rechte  aller. 
Die  Gemeinden  sind  Eigentümerinnen,  aber  unter  der  Bedingung, 
das  Eigentum  für  ihre  Nachfolger  zu  erhalten:  das  Eigentum  ge- 
hört nicht  allein  der  gegenwärtigen  Generation,  der  Staat  greift 
ein  als  Vertreter  kiinftiger  Generationen.  Die  Gemeinden  können 
sich  besteuern,  aber  der  Staat  muss  auch  Steuern  erheben,  und 
er  muss  verhindern,  dass  die  Last  dieser  doppelten  Abgabe  für 
die  Nation  unerträglich  wird.  Daher  muss  oft  über  dem  Recht 
der  Gemeinde  die  souveräne  Gewalt,  die  »tutelle<  des  Staates, 
wie  man  u.  E.  nicht  gerade  geschickt  das  Genehmigungsrecht 
desselben  in  der  französischen  Verwaltungsliteratur  bezeichnet^), 
ihren  Platz  finden. 

In  welchem  Umfang  übt  der  Staat  dieses  Genehmigungsrecht, 
diese  Kontrolle  aus?  Mit  andern  Worten :  in  welchem  Masse  ge- 
hört die  Gemeindeverwaltung  der  Gemeinde  und  dem  Staat  .^  Wie 
sind  die  Befugnisse  unter  die  Vertreter  der  Gemeinde  und  die 
des  Staates  verteilt.?  Welches  ist  der  Kreis  der  Befugnisse,  in 
welchem  sich  die  Gemeinde  frei  bewegen  kann.?  Welches  sind 
die  Gemeindehandlungen,  die  nur  unter  Mitwirkung  der  Staats- 
gewalt Zustandekommen  können  }  In  welchen  Fragen  haben  die 
Gemeindebehörden  ein  Entscheidungsrecht,  in  welchen  andern 
nur  ein  Initiativ-  und  Vorschlagsrecht  und  in  welchen  dritten  end- 
lich gar  nur  ein  einfaches  gutachtliches  Recht  ?  Diese  Fragen 
beantworten,  heisst  ein  vollständiges  Bild  der  Selbstverwaltung 
zeichnen,   wie  sie  das  Gesetz  vom  iS.  Juli   1837  in  der  Gemeinde 

l)  Aucoc  hat  in  seinen  Schriften  das  Wort  ■tutelle«  durch  »contrule«  ersetzt. 
Soweit  wir  sehen  können,  hat  sein  Beispiel  bis  dahin  kaum  Nachahmung  gefunden 
(nur  in  dem  Cours  de    droit  administratif  von  Djicrocq). 
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organisiert  hat. 

Da  sich  die  Gemeinde  in  ihren  beiden  Organen,  dem  Maire 
und  dem  Munizipalrat  personifiziert,  so  haben  wir  zur  Beantwor- 
tung obiger  Fragen  nacheinander  die  Befugnisse  des  Maires  und 
diejenigen  des  Munizipalrates  darzustellen. 

Die  Maires  üben  zwei  Arten  von  Funktionen  aus,  welche 
durch  die  Doppelstellung  der  Gemeinden  im  Staat  gegeben  sind. 
Der  Staat  findet  in  den  Gemeinden  eines  seiner  Aktionswerk- 
zeuge: die  Maires  sind  seine  Delegierten^).  Die  Gemeinde  hat 
ihre  eigenen  Rechte  und  Interessen :  der  Maire  übt  in  ihrer  Mitte 
die  vollziehende  Gewalt  aus  und  die  Funktionen  als  Gemeinde- 
verwalter  im  eigentlichen  Sinn.  Der  Maire  als  Gemeindeorgan 
ist  zunächst  mit  der  Orts-  und  Feldpolizei  beauftragt.  Ihm  allein 
steht  es  zu,  in  Ausübung  dieses  ihm  eigentümlichen  Rechtes  er- 
forderliche Massregeln  vorzuschreiben  ,  Reglemente  zu  erlassen, 
welche  die  Umstände  erheischen,  und  ihre  Ausführung  anzuordnen. 
Diese  Reglemente  sind  an  und  für  sich  vollziehbar,  d.  h.  sie  be- 
dürfen keiner  präfektoralen  Genehmigung  ;  auch  kann  sie  der  Prä- 
fekt  nicht  durch  andere  ersetzen,  aber  er  kann  ihre  Ausführung 
aufschieben  oder  sie  kassieren-). 

Die  andern  dem  Maire  eigenen  Befugnisse  stehen  ihm  als 
Verwalter  der  Gemeinde  zu.  »Der  Maire«,  lautet  der  dem  Plu- 
viosegesetz  entnommene  Art.  9,  »ist  allein  mit  der  Verwaltung 
der  Gemeinde  beauftragt.«  In  dieser  Beziehung  ist  er  unter  der 
»Aufsicht«  der  höhern  Verwaltungsbehörde  betraut :  mit  der  Lei- 
tung des  kommunalen  Wegewesens,  mit  der  Erhaltung  und  Ver- 
waltung des  Gemeindevermögens,  mit  der  Verwaltung  der  Ge- 
meindeeinkünfte, mit  der  Aufsicht  über  die  Gemeindeanstalten 
und  das  Gemeinderechnungswesen,  mit  der  Vorbereitung  und  Vor- 
legung des  Gemeindebudgets    und    der  Anweisung    der    Auszah- 


1)  »Art.  9.  —  Le  maire  est  Charge  sous  l'autorite  de  l'administration  sup^rieure: 
I.  de  la  publication  et  de  l'execution  des  lois  et  reglements ;  2.  des  fonctions  spe- 
ciales qui  lui  sont  attribuees  par  les  lois  ;  3.  de  l'execution  des  mesures  de  sürete 
generale«. 

2)  »Art.  II.  —  Le  maire  prend  des  arretes  ä  l'effet  :  I.  D'ordonner  les  mesures 
locales  sur  les  objets  confiies  par  les  lois  ä  sa  vigilance  et  ä  son  autorite ;  2.  De  pub- 
lier  de  nouveau  les  lois  et  les  reglements  de  police,  et  de  rappeler  les  citoyens  a 
leur  Observation.  Les  arretes  pris  par  les  maires  sont  immediatement  transmis  au 
sous-prefet.  Le  prefet  peut  les  annuler  ou  eii  suspendre  l'execution.  Ceux  de 
ces  arretes  qui  portent  reglement  permanent,  ne  seront  executoires  qu'un  mois  apres 
la  remise  de  l'ampliation  constatee  par  les  recepisses   donnes  par  le  sous-prefet«. 
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lungen  aus  der  Gemeindekasse,  mit  der  Leitung  des  kommunalen 
Bauwesens  ;  er  unterzeichnet  die  Kaufverträge,  schliesst  die  Pacht- 
und  Mietsverträge  ab  und  erteilt  die  Zuschläge,  welche  die  kommu- 
nalen Bauten  betreffen  ;  er  unterzeichnet  die  Verkaufs-,  Tausch-, 
Vergleichs-  und  Teilungsakte  und  die  Akte  bezüglich  der  Annahme 
von  Schenkungen  und  Vermächtnissen,  wenn  alle  diese  Akte  dem 
Gesetz  gemäss  autorisiert  sind ;  ferner  vertritt  er  die  Gemeinde 
vor  Gericht;  endlich  ernennt  er  die  verschiedenen  Beamten  der 
Gemeinde.  —  Aus  dieser  kurzen  Aufzählung  dürfte  hervorgehen, 
dass  die  Befugnisse  des  Maires  ebenso  zahlreich  wie  wichtig  sind. 
Er  kann  übrigens  einen  Teil  der  Gemeindeverwaltung  an  seine 
Adjoints     delegieren«. 

Neben  dem  jMaire,  dem  Vollzugsorgane,  steht,  ihm  gleichge- 
ordnet, der  Munizipalrat:  beratendes  und  beschhessendes  Organ. 
Das  Gesetz  von  1837  teilt  seine  Befugnisse  in  vier  Klassen  ein. 
In  der  ersten  Klasse  finden  sich  die  sog.  »regelnden  Beschlüsse«, 
die  entgültigen  Entscheidungen,  die  er  über  gewisse  Gegenstände 
zu  treffen  berufen  ist.  Sie  umfassen  :  den  Verwaltungsmodus  des 
Gemeindevermögens  ;  die  Bedingiuigen  der  Pacht-  oder  Mietsver- 
träge, deren  Dauer  18  Jahre  für  Landgüter  und  9  Jahre  für  den 
andern  Besitz  nicht  überschreitet ;  den  Genussmodus  und  die  Ver- 
teilung der  Gemeindeweiden  und  der  Gemeindefrüchte  mit  Aus- 
nahme des  Holzes,  sowie  die  den  Empfängern  aufzulegenden  Be- 
dingungen ;  die  Holzgerechtigkeit  (afifouage).  (Art.  17).  »Da  diese 
vier  Gegenstände«,  sagt  Vivien  in  seinem  Bericht,  »nur  die  Gegen- 
wart betreffen  und  sich  allein  auf  den  einfachen  Genuss  erstrecken, 
welcher  weder  eine  entferntere  Zukimft  engagiert,  noch  den  Be- 
stand des  Gemeindevermögens  selbst  gefährdet,  so  sind  die  Be- 
schlüsse darüber  an  sich  vollziehbar,  ohne  irgendwelche  Genehmi- 
gung der  höhern  Verwaltungsbehörde-  ;  aber  der  Präfekt  kann 
sie  kassieren  ,  wenn  sie  ein  Gesetz  oder  reglement  d'administra- 
tion  publique  verletzen,  und  sie  werden  erst  nach  Ablauf  einer 
dem  Präfekten  aufgelassenen  Frist  von  30  Tagen  vollziehbar,  inner- 
halb welcher  dieser  sein  Kassierungsrecht  ausüben  kann.  (Art.  18). 
—  Aus  dieser  Darlegung  dürfte  ersichtlich  sein,  dass  der  Gesetz- 
geber von  1837  in  Bezug  auf  die  erste  Klasse  der  Befugnisse  des 
Munizipalrates,  wenigstens  nach  der  Seite  der  »Deliberation«,  der 
Beratung  und  Beschlussfassung  hin,  eine  echte,  wirkliche  Selbst- 
verwaltung (im  weitern  Sinne)  begründet  hat:  er  hat  aus  der  Menge 
der  die  Gemeindeverwaltung  umfassenden  Gegenstände  vier    her- 
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ausgegriffen,  in  Bezug  auf  welche  die  Gemeinde  eine  relative  Un- 
abhängigkeit erhielt;  er  hat  einen  engen  Kreis  gezogen,  inner- 
halb dessen  die  Gemeinde  ihr  eigenes  und  besonderes  Leben 
zu  leben  vermochte;  »er  hat  gewollt«,  sagt  Monnier  in  seinem 
Rapport,  :>dass  sie  in  diesem  Kreis  sich  frei  zu  bewegen  in  der 
Lage  wäre. « 

Nach  den  regelnden  Beschlüssen,  die,  wie  gesagt,  nur  die 
Nutzniessung  des  Gemeindevermögens  in  der  Gegenwart  betreffen, 
folgen  diejenigen,  welche  geeignet  sind,  die  Zukunft  zu  engagieren 
und  das  Gemeindevermögen  selbst  zu  gefährden,  »und  welche 
aus  diesem  Grund  nicht  an  sich  gültig  sein  können.«  (Vivien). 
Das  ist  die  zweite  Klasse  der  Befugnisse  des  Munizipalrates.  Sie 
enthält  zahlreiche  Gegenstände  :  das  Gemeindebudget  und  im  all- 
gemeinen alle  Einnahmen  und  Ausgaben  ,  ordentliche  und 
ausserordentliche ;  die  Erhebungs-Tarife  und  -Reglemente  aller 
Gemeindeeinkünfte  ;  die  Erwerbungen  ,  Veräusserungen  und  Aus- 
täusche kommunalen  Eigentums,  seine  Verwendung  zu  den  ver- 
schiedenen Zweigen  der  Gemeindeverwaltung  und  im  allgemeinen 
alles,  was  seine  Erhaltung  oder  Verbesserung  betrifft;  die  Ab- 
grenzung oder  Teilung  des  zwischen  zwei  oder  mehreren  Gemein- 
den oder  Gemeindesektionen  ungeteilten  Besitzes ;  die  Bedin- 
gungen der  Pacht-  oder  Mietsverträge,  deren  Dauer  i8  Jahre  für 
die  Landgüter  und  9  Jahre  für  den  andern  Besitz  überschreitet, 
sowie  die  Bedingungen  der  Verträge  über  den  von  der  Gemeinde 
gepachteten  oder  gemieteten  Besitz,  welches  auch  ihre  Dauer 
sei;  die  Bau-,  grossen  Ausbesserungs-  und  Niederlegungsprojekte 
und  im  allgemeinen  alle  zu  unternehmenden  Bauten ;  die  Eröff- 
nung der  öffentlichen  Strassen  und  Plätze  und  die  projets 
d'alignement  de  voirie  municipale ;  das  gegenseitige  Weide- 
recht der  Gemeindeangehörigen  ;  die  Annahme  der  den  Gemein- 
den und  den  Gemeindeanstalten  gemachten  Schenkungen  und 
Vermächtnisse;  die  gerichtlichen  Klagen  und  die  Vergleiche,  — 
Die  Beschlüsse  über  die  hier  aufgezählten  Gegenstände  waren 
nur  mit  der  Genehmigung  der  höhern  Verwaltungsbehörde  voll- 
ziehbar, die  je  nach  dem  besondern  Fall  der  König,  der  zustän- 
dige Minister  oder  der  Präfekt  sein  konnte.  Die  Genehmigung 
ist  eine  notwendige  Ergänzung  des  Beschlusses,  sie  verbindet  sich 
mit  ihm,  ist  gewissermassen  ein  Teil  desselben.  Kurz:  die  Ge- 
meindeakte der  zweiten  Klasse  können  nur  durch  das  Zusammen- 
wirken der  Gemeindeorsane  und  der  Staatsoreane  Zustandekommen  ; 


Die  Entwickelung  der  Selbstverwaltung  Frankreichs  im  19.  Jahrhundert.       2^^ 

die  Gemeindeverwaltung  ist  hier  nicht  ausschliesslich  Selbstver- 
waltung^, sondern  kombinierte  Selbstverwaltung^  und  Verwaltung 
durch  Vertreter  der  Zentralgewalt,  die  Selbstverwaltung  ist  nur 
ein  Teil  der  Gemeindeverwaltung. 

Es  gibt  sodann  eine  dritte  Gruppe  von  Angelegenheiten, 
über  welche  der  Munizipalrat  von  der  Staatsverwaltung  einzig  und 
allein  um  sein  Gutachten  angegangen  wird.  Diese  dritte  Klasse 
enthält  Gegenstände,  welche  die  Gemeinde  nur  indirekt  berühren, 
deren  Initiative  andern  Behörden  übertragen  ist,  deren  Entschei- 
dung den  Organen  des  Staates  zusteht ' ).  Endlich  ist  der  Muni- 
zipalrat auch  befugt,  über  alle  Gegenstände  örtlichen  Interesses 
Wünsche  auszusprechen. 

Das  sind  die  verschiedenen  Befugnisse  des  Mnnizipalrates 
nach  dem  Gesetz  vom  18.  Juli  1837.  Rekapitulieren  wir,  dass  er' 
bald  ein  vollständiges  und  eigenes,  bald  ein  untergeordnetes  und 
endlich  in  gewissen  Fällen  nur  ein  einfaches  gutachtliches  Recht 
ausübte.  In  diesem  Rahmen  nahmen  alle  Interessen  Platz,  mit 
denen  er  sich  zu  beschäftigen  hatte,  ;>und  die  erste  dieser  Kategorien, 
obschon  sie  sich  nur  auf  wenige  Gegenstände  beschränkte,  aner- 
kannte wenigstens  und  begründete  die  Munizipalgewalt. -    {Vivien). 

Zu  den  Beschlüssen,  die  der  Genehmigung  der  Staatsgewalt 
unterliegen,  gehören  nach  obiger  Aufzählung  auch  das  Gemeinde- 
budget und  im  allgemeinen  alle  Einnahmen  und  Ausgaben,  ordent- 
liche und  ausserordentliche,  und  die  Budgetrechte  des  Munizipal- 
rates sind  dort  bereits  in  einer  allgemeinen  Weise  angegeben 
worden.  Die  Wichtigkeit  dieses  Gegenstandes  verlangt  indessen 
noch,  eine  eingehendere  Darlegung.  In  den  Gemeindeangelegen- 
heiten ,  wie  in  denjenigen  des  Staates ,  stehen  in  der  Tat  die 
finanziellen  Interessen  obenan,  es  gibt  sehr  wenige  Verwaltungs- 
massregeln, die  nicht  auf  Ausgaben  hinauslaufen,  und  die  dem- 
zufolge nicht  die  Einnahmen  in  Anspruch  nehmen,  und  wenn  es 
nach  Vivien  einerseits  »unerlässlich  ist,  dass  die  Rechte  der  Ge- 
meinde frei  ausgeübt  werden  können«,  so  erfordert  andrerseits 
»das  Interesse  der  Steuerzahler  und  die   Vorsor^^e  für  die  Zukunft 


l)  »Art.  21.  —  Le  Conseil  municipal  donne  son  avis  sur  les  projets  d'aligne- 
ment  de  grande  voirie  dans  l'interieur  des  villes  et  bourgs  ;  sur  les  budgets  et  les 
comptes  des  fabriques  (Kirclienräte),  des  etablissements  de  charite  et  de  bienfaisance  ; 
sur  les  autorisations  d'emprunter,  d'acquerir,  d'aliener,  de  plaider  et  d'accepter  des 
dons  et  l'egs,  par  ces  memes  etablissements ;  enfin  sur  tous  les  objets  au  sujet  des- 
quels   les  Conseils  municipaux  seront  consultes  par  le  prefet«. 
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die  strengsten  Vorsichtsmassregeln«,  m.  a.  W,,  alle  auf  das  Ge- 
meindebudget bezüglichen  Akte  »müssen  zu  besondern  Bestim- 
mungen Anlass  geben«,  der  Staat  muss  hier  mit  besondern  Voll- 
machten eingreifen  können,  die  Gemeinde  muss  in  >enge  Ab- 
hängigkeit von  Gesetz  und  Regierung«  gebracht  werden.  Das 
ist  kurz  der  Grundgedanke,  der  die  Urheber  des  Gesetzes  von 
1837  geleitet  hat  in  allen  ihren  Entscheidungen  darüber,  welches 
Mass  von  Freiheiten  der  Gemeinde  in  Bezug  auf  die  Beschaffung 
und  Verwendung  ihrer  finanziellen  Mittel  zu  gewähren  sei. 

Welches  sind  nun  diese  Freiheiten?  Der  Titel  III  des  Ge- 
setzes von  1837,  ^lls  Gemeindefinanzgegenstände,  die  Ausgaben, 
die  Einnahmen,  das  Budget   umfassend,    gibt    darüber    Auskunft. 

Die  Ausgaben  sind  in  zwei  Klassen  eingeteilt,  in  obligato- 
rische und  in  fakultative  Ausgaben.  Obligatorische  Ausgaben 
werden  solche  genannt,  welche  der  Staat  den  Gemeinden  auch 
gegen  ihren  Willen  auflegen  kann,  und  für  welche  die  Bewilli- 
gung der  Munizipalräte  nicht  erforderlich  ist;  die  Gemeinden  sind 
verpflichtet,  sie  zu  machen,  im  Falle  ihrer  Weigerung  könnten  sie 
von  Amts  wegen  in  das  Budget  eingestellt  werden,  und  die  Staats- 
organe hätten  das  Recht,  ausserordentliche  Auflagen  auszuschrei- 
ben, um  ihre  Bezahlung  sicherzustellen.  »Die  Munizipalräte«, 
heisst  es  in  dieser  Beziehung  im  Rapport  von  Vh'ie'n,  »haben  das 
Recht,  die  Gemeindeausgaben  zu  regeln,  ihre  Zahl  und  Bedeu- 
tung zu  vergrössern  oder  zu  vermindern.  Das  ist  ihre  haupt- 
sächliche Befugnis.  Aber  neben  dem  Recht  der  Gemeinde  steht 
das  Recht  des  Staates  und  der  Interessen  der  Zukunft,  deren 
Verteidiger  und  Hüter  der  Staat  ebenfalls  ist.  Jede  Ausgabe, 
die  den  Staat  und  die  allgemeinen  Interessen  interessieren  kann, 
ist  nötig  und  kann  von  der  Gemeinde  verlangt  werden.  Die  Ge- 
meinde muss  desgleichen  für  diejenigen  Ausgaben  sorgen,  welche 
die  Ausführung  eines  Gesetzes,  die  Erfüllung  einer  ötientlichen 
oder  privaten  Pflicht  zum  Gegenstand  haben.  Endlich  hat  die 
Regierung  das  Recht,  unter  den  rein  kommunalen  Ausgaben  die- 
jenigen aufzulegen,  welche  die  Existenz  selbst  der  Gemeinde  be- 
treffen, und  deren  Verweigerung  die  Gemeindeverwaltung  sozu- 
sagen zum  Stillstand  bringen  würde.  Mit  Ausnahme  dieser  Kate- 
gorien, bei  denen  die  notwendigen  Bedürfnisse  in  billiger  Weise 
berücksichtigt  sind,  kann  die  Gemeinde  ihre  Rechte  frei  ausüben, 
und  sie  kann  vom  Staat  zu  keiner  Ausgabe  gezwungen    werden, 
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die  nicht  ihre  Zustimmung  erhält-  ■').  Eine  Ausgabe  ist  nur  obli- 
gatorisch, wenn  sie  vom  Gesetz  ausdrückUch  als  solche  erklärt 
ist,  und  es  ist  klar,  dass  dem  Gesetzgeber  viel  daran  liegen 
musste,  das  Verzeichnis  derjenigen  Ausgaben,  welche  diese  Be- 
zeichnung erhalten  sollten,  mit  peinlichster  Genauigkeit  aufzu- 
stellen. Bildet  doch  dieses  Verzeichnis  den  Massstab  der  Ge- 
meindefreiheiten in  Budgetsachen !  Ist  es  nämlich  nur  auf  wenige 
Gegenstände  beschränkt,  so  erweitern  sich  natürlich  die  Budget- 
rechte des  Munizipalrates,  finden  aber  alle  Ausgaben  darin  Platz, 
so  hat  die  Gemeinde  überhaupt  keine  Budgetrechte. 

Die  Mehrzahl  der  obligatorischen  Ausgaben  beziehen  sich 
auf  die  Existenz  selbst  der  Gemeinde  und  auf  ihre  notwendige 
Verwaltung.  Sie  betreffen  die  Unterhaltung  des  Stadthauses  oder 
des  für  die  Mairie  bestimmten  Lokales  ;  die  Bureau-  und  Druck- 
kosten, welche  die  Gemeindeverwaltung  mit  sich  bringt ;  die  Besol- 
dung der  Gemeindebeamten  (Einnehmer,  Aufseher,  Polizeikommis- 
sare, Feldhüter  etc.) ;  die  grössern  Ausbesserungen  der  Gemeindege- 
bäude; die  Einfriedigung  und  Unterhaltung  der  Begräbnisstätten; 
die  Anlegung  und  Unterhaltung  der  Vizinalstrassen^).  Die  Ge- 
meinde ist  andern  Ausgaben  unterworfen,  welche  Gemeinde  und 
Staat  zugleich  interessieren :  so  ist  sie  verpflichtet,  das  Bulletin  des 
Lois  zu  halten  oder  die  Kosten  der  Publikation  mitzutragen,  die 
in  den  Gemeinden,  welche  nicht  Kantonshauptorte  sind,  an  die 
Stelle  des  Bulletin  getreten  ist  (Bulletin  des  Communes);  sie  trägt 
die  Kosten  der  Volkszählungen,  der  Führung  des  Standesamts- 
registers u.  a.  m.  Einige  Gemeinden  besitzen  Anstalten,  die  nicht 
ausschliesslich  für  ihren  Gebrauch  bestimmt  sind,  aber  die  zu 
unterhalten  für  sie  vorteilhaft  ist,  und  in  diesem  Betrachte  sind 
die  Gemeinden  den  Ausgaben  unterworfen,  welche  die  Unterhal- 
tung dieser  Anstalten  verursachen  kann  :  es  sind  dies  die  Friedens- 
gerichte, die  Gewerbegerichte  und  die  beratenden  Gewerbe-  und 
Manufakturenkan:imern.  Andere  x*\usgaben  betreffen  moralische 
Interessen:  die  Ausgaben  für  den  öffentlichen  Unterricht,  für  die 
Kirchen  der  verschiedenen  Kulte,    wenn  sie  sich  nicht  selbst  ge- 


1)  Moniteur  v.   i.   Mai   1836,   pag.   703,   Spalte  3. 

2)  Man  hatte  gelegentlich  der  Beratung  des  Gemeindegesetzes  von  1837  vorge- 
schlagen, zu  diesen  Ausgaben  die  für  Strassen-Beleuchtung,  -Besprengung  etc.  hinzu- 
zufügen, aber  die  Kammer  erachtete,  dass,  welches  auch  ihre  Zweckmässigkeit  sein 
möge,  es  besser  sei,  sich  hier  auf  den  »Eifer«  der  Gemeinden  zu  verlassen;  sie  blieben 
also  fakultative. 


236 


Hans  L.  Rudioff: 


niigen  können,  und  für  die  Unterkunft  ihrer  Diener.  Die  Wohl- 
tätigkeit hat  auch  einen  Anteil  an  den  obhgatorischen  Ausgaben: 
so  ist  ein  Teil  der  Ausgaben  für  Findelkinder  und  für  gefährliche 
Irre  den  Gemeinden  aufgelegt,  aber  die  Ausgaben  für  Kranken- 
häuser und  Wohltätigkeitsanstalten  sind  fakultative  geblieben. 
Endlich  hat  das  Gesetz  die  Bezahlung  der  von  den  Gemeinden 
geschuldeten  Steuern  und  gemachten  Schulden  und  überhaupt 
aller  eingegangenen  Geldverpflichtungen  obligatorisch  erklärt:  so 
sind  die  Gemeinden  verpflichtet,  die  ihren  Beamten  ausgesetzten 
Pensionen  regelmässig  auszuzahlen.  —  Alle  andern  Ausgaben  sind 
fakultative,  d.  h.  sie  hängen  ganz  und  gar  von  dem  W'illen  der 
Gemeinde  ab,  und  der  Staat  ist  nicht  berechtigt,  zu  verlangen, 
dass  sie  gemacht  werden. 

Zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  besitzt  die  Gemeinde  Einnahmen, 
die  ebenfalls  in  ordentliche  und  ausserordentliche  zerfallen.  Die 
ordentlichen  Einnahmen  (Einkünfte  aus  dem  Gemeindevermögen, 
Ertrag  der  in  den  Markthallen,  Schlacht;häusern  etc.  erhobenen 
Platzgebühren,  Ertrag  des  Oktrois,  Ertrag  der  den  Gemeinden 
durch  die  Finanzgesetze  zugewiesenen  Centimes  additionnels),  wer- 
den, soweit  sie  in  Gemeindesteuern  (Centimes)  bestehen,  auf  Grund 
des  Gesetzes  erhoben,  ohne  dass  eine  ausdrückliche  Bewilligung 
des  Munizipalrates  nötig  wäre  ;  er  kann  nur  erklären,  dass  er  ihrer 
nicht  bedarf  und  sie  ablehnen  ;  mangels  dieser  Ablehnung  wer- 
den die  »ordentlichen  Centimes  regelmässig  erhoben.  Zu  den 
ordentlichen  Einnahmen  kann  man  noch  die  »speziellen  Centimes« 
zählen,  die  hauptsächlich  zur  Deckung  der  Kosten  für  den  Volks- 
schulunterricht und  die  Vizinalstrassen  dienen ;  ihr  Maximum  ist 
durch  die  Spezialgesetze  festgesetzt,  welche  diese  beiden  Gegen- 
stände regeln,  und  in  den  Grenzen  dieses  Maximums  werden  die 
speziellen  Centimes  kraft  eines  Beschlusses  des  Munizipalrates  er- 
hoben, der  einer  besondern  präfektoralen  Genehmigung  nicht  mehr 
bedarf.  —  Die  ausserordentlichen  Einnahmen  (ausserordentliche 
Steuern,  Anleihen,  auch  Schenkungen  und  Vermächtnisse  und  an- 
dere zufällige  Einnahmen)  können  nur  kraft  einer  speziellen  Ge- 
nehmigung der  Staatsorgane  erhoben  werden,  die,  je  nach  dem 
besondern  Fall  der  gesetzgebende  Körper,  das  Staatsoberhaupt 
oder  der  Präfekt  erteilt.  Die  Gemeinde  hat  also  in  Sachen  der 
ausserordentlichen  Steuern  (und  Anleihen)  nur  ein  Vorschlags- 
recht, die  Staatsorgane  entscheiden. 

Alle  Einnahmen  und   Auso-aben  nehmen  im  Gemeindebudget 
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Platz.  Das  Budget  wird  als  Entwurf  vom  Maire  aufgestellt,  der 
Munizipalrat  berät  es  und  beschliesst  darüber,  der  Präfekt  (oder 
das  Staatsoberhaupt)  ordnet  es,  schliesst  es  ab.  Die  bezüglichen 
Kompetenzen  des  Maires  und  des  Munizipalrates  einerseits  und 
des  Präfekten  andrerseits  sind  genau  bestimmt:  der  Maire  legt 
nur  eine  vorbereitende  Arbeit  vor,  deren  einziger  Zweck  ist,  den 
Munizipalrat  zu  führen,  seine  Aufgabe  zu  vereinfachen,  ohne  ihm 
irgend  eine  Fessel  aufzulegen  ;  der  Munizipalrat  entscheidet  in  aller 
Freiheit  vorbehaltlich  zweier  Einschränkungen  :  i.  er  ist  verpflichtet, 
alle  obligatorischen  Ausgaben  zu  bewilligen,  2.  er  kann  ausser- 
ordentliche Steuern  nur  unter  Mitwirkung  der  Höchstbesteuerten 
der  Gemeinde  bewilligen,  die  ihm  an  Zahl  gleichl-iommen  müssen  M; 
der  Präfekt  endlich  ist  nicht  befugt,  eine  vom  Munizipalrat  nicht 
bewilligte  Ausgabe  von  Amts  wegen  in  das  Budget  einzustellen, 
wenn  sie  das  Gesetz  nicht  obligatorisch  erklärt  hat,  er  kann  aber 
die  fakultativen  Ausgaben  streichen  oder  ihren  Betrag  herab- 
setzen. 

Nachdem  das  Budget  bewilligt  und  genehmigt  ist,  steht  es 
dem  Maire  zu,  den  Eingang  der  Einnahmen  zu  sichern  und  die 
Ausgaben  anzuweisen,  welche  vorschriftsmässig  ermächtigt  sind  -). 
Wenn  er  sich  weigert,  eine  ordnungsmässig  visierte  Ausgabe  an- 
zuweisen, bestimmt  der  Präfekt,  dessen  Verfügung  die  Anweisung 
seitens  des  Maires  ersetzt.  Die  Gemeinderechnung  über  das  ver- 
flossene Rechnungsjahr  wird  vor  Beratung  des  neuen  Budgets 
dem  Munizipalrat  vorgelegt,  der  sie  prüft  und  einen  Beschluss 
darüber  fasst.  Ein  Rechnungsführer  ist  allein  und  unter  seiner 
Verantwortlichkeit  damit  beauftragt,  den  Eingang  aller  Gemeinde- 
einnahmen zu  bewirken,  sowie  die  vom  Maire  angewiesenen  Aus- 
gaben bis  zur  Höhe  der  ordnungsmässig  ermächtigten  Summen 
zu  machen.  In  den  Gemeinden,  deren  Einnahmen  sich  auf  we- 
niger als  30000  Fr.  belaufen,  werden  die  Funktionen  des  Ein- 
nehmers von  dem  Einnehmer  der  direkten  Steuern  (percepteur) 
ausgeübt;  in  den  andern  Gemeinden  werden  sie,  wenn  der  Mu- 
nizipalrat es  wünscht,  einem  besondern  Einnehmer  (receveur  mu- 
nicipal)  übertragen,  der  bezeichnender  Weise  nicht  vom  Munizi- 
palrat, sondern  vom  Präfekten  auf  Grund  einer  vom  Munizipalrat 

1)  Stellen  wir  hier  sogleich  fest,  dass  diese  Bedingung  durch  Gesetz  vom  5.  April 
18S2  abgeschafft  worden  ist. 

2)  ;>Art.  63.  —  Les  etats  dress6s  par  le  maire  sont  executoires  apres  qu'ils  ont 
ete  vises  par  !e  .Sous-Prefet«. 
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aufgestellten  Kandidatenliste  ernannt  wird.  Die  Rechnungen  der 
Gemeindeeinnehmer  werden  je  nach  der  Wichtigkeit  der  Gestion 
vom  Präfel'Cturrat  oder  vom  Reclmungshof  endgültig  ins  reine  ge- 
bracht. 

Das  sind  nach  dem  Gesetz  von  1837,  unter  Uebergehung  ge- 
wisser nebensächlicher  Bestimmungen,  die  Rechte  der  Gemeinde 
bezw.  ihrer  Vertretung,  des  Munizipalrates  (und  des  Maires),  in 
Bezug  auf  die  Regelung  ihrer  finanziellen  Interessen.  Ist  ein  Fort- 
schritt gegenüber  dem  System  vom  Jahre  VIII  zu  konstatieren  ? 
Zweifellos,  aber  er  ist  u.  E.  von  geringer  Bedeutung.  Nach  wie 
vor  ist  hinsichtlich  der  Beschaffung  wie  der  Verwendung  der  Ge- 
meindemittel die  Aktion  des  Munizipalrates  eine  beschränkte, 
nach  wie  vor  ist  sein  Votum,  abgesehen  von  der  fakultativen 
Abteilung  des  Budgets,  in  Wirklichkeit  nur  eine  Proposition,  erst 
die  Staatsorgane  treffen  die  endgültige  Entscheidung.  Und  was 
schliesslich  jene  fakultative  Sektion  betrifft,  so  ist  auch  da  noch 
seine  Verfügungsfreiheit  eine  beschränkte  ,  da  doch  der  Präfekt, 
wenn  es  ihm  beliebt,  die  fakultativen  Ausgaben  einfach  streichen 
oder  doch  ihren  Betrag  vermindern  kann^). 

3.    Die    Selbstverwaltung    in    der    Departements- 
gesetzgebung von    1833   und    1838. 

Das  Gesetz  vom  22.  Juni  1833,  die  Organisation  der  Gene- 
ral- und  Arrondissementsräte  betreffend,  dehnte  das  Wahlprinzip 
auf  die  Mitglieder  der  General-  und  Arrondissementsräte  aus  ^). 
Die  Reform  war  bedeutend,  aber  es  gilt  von  ihr  das  Nämliche, 
was  bereits  weiter  oben  über  die  entsprechende  Reform  in  der 
Gemeinde  ausgeführt  worden  ist :  die  Gesamtheit  der  Bestimmungen, 
unter  denen  sie  ihren  Platz  hatte,  nahm  ihr  einen  grossen  Teil 
ihrer  Wirksamkeit.  Die  Eigenschaft  als  Wähler  und  Wählbarer 
war  von  der  Entrichtung  eines  ziemlich  hoch  festgesetzten  Steuer- 
minimums abhängig,  was  die  Wirkung  hatte,  dass  die  grosse  Mehr- 
zahl der  mündigen  und  steuerpflichtigen  Franzosen  von  jedem 
Einfluss  auf   die    Departementsverwaltung    ausgeschlossen     blieb. 


1)  Vgl.  weiterhin  die  zusammenfassenden  Darlegungen  darüber,  was  die  Ge- 
setzgebung der  Julimonarchie  der  Entwickelung  der  Selbstverwaltung  zugebracht  hat 
(p.  248/49). 

2)  Vgl.  über  dieses  Gesetz  den  Rapport  an  die  Ab'^eordnetenkammer  von  Gillon 
(Moniteur  v.  8.  Januar  1833)  ""^  ^^^  Rapport  an  die  Pairsi<ammer  von  Baron  von 
üarante  (Moniteur  v.    5.   April   1833). 
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Die  Höchstzahl  der  Mitgheder  der  Arrondissements-  und  General- 
räte —  12  und  30^)  —  war  zu  niedrig  bemessen,  als  dass  sie  der 
lokalen  Aktion  eine  genügend  weite  Beratungs-  und  Berührungs- 
sphäre hätte  eröffnen  können.  Die  lange  (9jährige)  Dauer  der 
Mandate  war  der  Entwickelung  der  Selbstverwaltungseinrichtun- 
gen auch  nicht  förderlich.  Die  Sit'/ungsprotokolle  (übrigens  auch 
in  der  Gemeinde)  konnten  nur  mit  höherer  Genehmigung  veröf- 
fentlicht werden.  Die  Arrondissementsräte  durften  nur  während 
einiger  Stunden  alljährlich  und  die  Generalräte  nur  für  einige  Tage 
zusammentreten.  —  Alles  in  allem  hat  das  Gesetz  von  1833  durch 
die  Einführung  des  Wahlprinzips  dem  Departement  tatsächlich 
das  Leben  zurückgegeben,  das  ihm  das  System  vom  Jahre  VIII 
genommen  hatte ;  aber  es  hat  in  jeder  andern  Beziehung  dieses 
System  in  Bezug  auf  die  Departementsorganisation  nicht  ange- 
tastet. Der  Präfekt  blieb  der  alleinige  Verw'alter  des  Departe- 
ments, und  die  Rolle  des  Generalrates  beschränkte  sich  nach  wie 
vor  darauf,  zu  beraten  und  einfache  Beschlüsse  zu  fassen,  die 
erst  mit  der  Genehmigung  der  Staatsorgane  vollziehbar  waren. 

Das  Organisationsgesetz  von  1833  musste  als  natürliche  Kon- 
sequenz die  Erweiterung  der  Befugnisse  der  Generalräte  haben  :  das 
war  der  Gegenstand  des  Gesetzes  vom  10.  Mai  1838.  »Die  Befug- 
nisse des  Generalrates«,  lesen  wir  in  dem  diesem  Gesetz  beigegebe- 
nen ebenfalls  von  J  Ve'/V;^  verfassten  Motiven-Bericht  an  die  Abgeord- 
netenkammer ^),    beschränken  sich  alle  auf  die  Grenzen  desDeparte- 


1)  Die  mit  der  Prüfung  des  Entwurfes  und  nachmaligen  Gesetzes  von  1833  be- 
auftragte Kommission  der  Abgeordnetenkammer  hatte  vorgeschlagen ,  die  Zahl  der 
Generalratsmitglieder  höher  zu  bemessen,  d.  h.  jedem  Kanton  ein  solches  Mitglied 
zuzuteilen.  Die  Argumentation,  mit  welcher  der  Minister  des  Innern,  v.  Montalivet, 
diesen  Vorschlag  erfolgreich  bekämpfte,  ist  so  merkwürdig,  um  nicht  zu  sagen  lächer- 
lich, und  für  den  geringen  Reformeifer  der  Juliregierung  so  bezeichnend,  dass  wir 
glauben,   die  bezüglichen  Ausführungen    des    Ministers    hier    wiedergeben    zu    sollen  : 

>Figurez-vous  une  Prefecture  oü  40  membres  sont  rassembles  devant  une  table.  Aii- 
tour  de  ce  tapis  vert  oii  la  raison  semble  devoir  s'etre  refugiee,  les  membres  seront 
obliges  de  se  lever  pour  parier,  de  chercher  des  exordes  et  des  peroraisons,  des 
choses  enfin  les  plus  incompatibles  avec  la  raison.  J'ai  la  conviction  qu'en  adoptant, 
un  nombre  de  conseillers  aussi  considerable  que  celui  qui  est  propose  par  votre  com- 
mission,  nous  faisons  des  conseils  generaux  politiques  et  que  des  lors  nuus  portous 
le  coup  le  plus  fort  ä  la  Constitution  sous  laquelle  la  France  a  le  bonheur  de  vivre'<. 
(Moniteur  vom  10.  Januar  1833). 

2)  Rapport  fait  au  nom  de  la  commission  chargee  de  l'examen  du  projet  de 
loi  sur  les  attributions  des  Conseils  generaux  (Moniteur  v.  22.  Februar  1838).  — 
Vgl.   auch    die   Rapports  (a  la    Chambre  des   Pairs)    relatifs    au   projet    de  loi  sur    les 
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ments;  sie  hängen  mit  den  Interessen  dieses  territorialen  Bezirkes 
zusammen  und  haben  alle  den  nämlichen  Zweck,  aber  sie  sind 
von  verschiedener  Natur:  der  Generalrat  verhandelt  und  beschliesst 
über  die  Fragen,  welche  ihm  unterbreitet  werden,  bald  als  De- 
legierter der  gesetzgebenden  Gewalt,  bald  als  gesetzlicher  Ver- 
treter des  Departements,  bald  endlich  als  einfacher  Rat  der  Re- 
gierung: der  Umfang  seiner  Rechte  modifiziert  sich  je  nach  dem 
Charakter  dieser  verschiedenen  Befugnisse;. 

Als  Delegierter  der  gesetzgebenden  Gewalt  verteilt  er  die  di- 
rekten Steuern  unter  die  Arrondissements  und  entscheidet  end- 
gültig über  die  von  den  Arrondissementsräten,  Städten,  Flecken 
und  Dörfern  eingereichten  Steuerreklamationen  ').  Das  ist  die 
erste  Klasse  seiner  Befugnisse. 

Die  zweite  Klasse  umfasst  diejenigen  ,  welche  er  als  Ver- 
treter des  Departements  in  Wahrnehmung  der  dem  Departement 
eigentümlichen  Interessen  jeder  Art  ausübt.  Die  ihm  in  dieser 
Eigenschaft  übertragenen  Rechte  sind  bald  souveräne,  bald  unter- 
geordnete: im  ersten  Fall  regelt,  entscheidet  er,  im  zweiten  Fall 
deliberiert  er  nur. 

Erster  Fall :  Das  Finanzgesetz  bestimmt  alljährlich  eine  ge- 
wisse Anzahl  Centimes  additionnels ,  die  sich  die  Departements 
auflegen  können,  und  die  aus  diesem  Grunde  fakultative  Centi- 
mes heissen  ;  andere  Centimes  können  erhoben  werden,  sei  es 
kraft  allgemeiner  Gesetze,  welche  sie  verschiedenen  Zweigen  der 
öffentlichen  Verwaltung  zugewiesen  haben,  wie  dem  öffentlichen 
Unterricht ,  den  grossen  Vizinalstrassen  (chemins  \icinaux  de 
grande  communication),  dem  Katasterwesen,  sei  es  kraft  beson- 
derer Gesetze,  welche  sie  in  ausserordentlichen  Fällen  und  fiu' 
ausserordentliche  Gegenstände  autorisieren.  Erstere  heissen  spe- 
zielle, letztere  ausserordentliche  Centimes.  Der  Generalrat  ist  be- 
fugt, diese  verschiedenen  Centimes  zu  bewilligen.  Sein  Votum 
ist  unerlässlich,  und  die  Regierung  kann  nur  in  ganz  besondern, 
genau  bestimmten  Fällen  und  auf  Grund  formeller  Gesetze  davon 
absehen,  z.  B,  auf  Grund  des  Volksschulgesetzes,  das  sie  ermäch- 
tigt, die  für  diese  Ausgabe  bestimmten  Centimes  von  Amts  wegen 


attributions    des    Conseils    generaux    von    Baron  Mouuier  (^Moniteur  v.    5.  März  1S37 
und  V.  II.  April  1838). 

i)  Art.  I  und  2  des  Gesetzes    von  183S.     Sie   sind    die    inhaltliche    Wiedergabe 
der  beiden  ersten  Absätze  des  Artikels  6  des   Pluviosegesetzes. 
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aufzulegen.     Als  allgemeine  Regel  gilt,   dass  das  Votum  des  Ge- 
neralrats unumgänglich  ist  \). 

Zweiter  Fall :  Die  »deliberations«,  die  einfachen  Beratungen 
und  Vorschläge,  erstrecken  sich  aufzahlreiche  Gegenstände  ;  sie  um- 
fassen alle  Angelegenheiten,  die,  »weil  sie  das  Departement  ver- 
pflichten ,  nur  mit  der  Genehmigung  des  Gesetzes  oder  der  Re- 
gierung endgültig  entschieden  werden  können.  Es  sind  die  fol- 
genden: die  ausserordentlichen  Steuern  und  die  im  Interesse  des 
Departements  aufzunehmenden  Anleihen  ;  die  Erwerbung,  die  Ver- 
äusserung  und  der  Tausch  von  Departementseigentum  ^) ;  der 
Verwaltungsmodus  dieses  Eigentums ;  die  anhängig  zu  machenden 
oder  weiter  zu  führenden  Klagen,  dringende  Fälle  ausgenommen; 
die  Vergleiche,  welche  die  Rechte  des  Departements  betreffen ; 
die  Annahme  von  Schenkungen  und  Vermächtnissen;  die  Ein- 
teilung nach  Klassen  und  die  Richtung  der  Departementsstrassen  ; 
die  Projekte,  Pläne  und  Kostenanschläge  aller  andern  aus  Depar- 
tementsmitteln auszuführenden  Bauten;  die  von  Gemeinden,  As- 
soziationen oder  Privatpersonen  gemachten  Anerbieten  behufs 
Beihilfe  zu  den  Kosten  für  Departementsstrassen  oder  andere  dem 
Departement  obliegende  Arbeiten  ;  die  Assoziationen,  Gesellschaf- 
ten oder  Privaten  zu  erteilenden  Konzessionen ,  welche  Bauten 
departementalen  Interesses  betreffen  ;  der  vom  Departement  auf- 
zubringende Beitrag  zu  den  Kosten  der  vom  Staat  ausgeführten 
und  das  Departement  interessierenden  Bauten  ;  der  vom  Depar- 
tement zu  leistende  Beitrag  zu  den  Kosten  der  Departement  und 
Gemeinden  zugleich  interessierenden  Bauten  ;  die  Errichtung  und 
Organisierung  von  Pensionskassen  oder  anderer  Remunerierungs- 
arten  im  Interesse   der  Beamten   der  Präfektur  und   der  Unterprä- 

i)   Daher   der  Art.   3  :   »Le  Conseil  general   vote  las    Centimes   additionnels,   dont 
la  perception  est   autorisee  par  la  loi«. 

2)  Im  Jahre  1811  bestimmte  die  schlechte  Finanzlage  des  Staates  die  Regierung, 
an  die  (bis  dahin  eigentumslosen)  Departements  gewisse  Gebäude  und  Strassen  ab- 
zutreten, welche  bis  dahin  an  die  allgemeine  Verwaltung  angeschlossen  waren.  Das 
Dekret  vom  9.  April  1811  überliess  den  Departements  die  für  cours  und  tribunaux 
bestimmten  Gebäude,  und  dasjenige  vom  16.  Dezember  des  nämlichen  Jahres  trat 
die  kaiserlichen  Strassen  3.  Klasse  an  sie  ab,  »welche  das  erste  Netz  der  Departe- 
mentsstrassen bildeten«.  —  Wir  können  hier  die  Kontroversen  übergehen,  die  sich 
darüber  erhoben  haben,  ob  die  Departements  durch  die  angeführten  Dekrete  wirk- 
lich Eigentümer  geworden  seien.  Nur  so  viel  sei  bemerkt,  dass  ihnen  diese  Eigen- 
schaft noch  lange  nachher  bestritten  worden  ist,  zuerst  durch  zwei  Gutachten  des  Staats- 
rates vom  20.  November  1818  und  15.  Oktober  1819  und  selbst  noch  in  einer  an 
die  Präfekten  gerichteten  Instruktion  des  Ministers  des  Innern  vom  17.  April  1832. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1905.    2.  lO 
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fekturen ;  der  den  Gemeinden  obliegende  Beitrag  zu  den  Aus- 
gaben für  Irre,  für  verlassene  und  Findel-Kinder  (Art.  4). 

Die  Beschlüsse  des  Generalrates  über  die  hier  aufgezählten 
Gegenstände  unterlagen  je  nach  dem  besondern  Fall  der  Geneh- 
migung des  Königs,  des  zuständigen  Ministers  oder  des  Präfek- 
ten  1)  (Art.   5). 

Nach  der  Regelung  der  Bestimmungen  über  die  endgültigen 
Entscheidungen  und  einfachen  Vorschläge  beschäftigt  sich  das  Ge- 
setz von  1838  noch  mit  den  Befugnissen  —  imd  das  ist  die  dritte 
Klasse  —  die  er  als  beratende  Behörde  der  Regierung  und  als 
Hüter  der  Departementsinteressen  ausübt.  Als  Rat  der  Regie- 
rung gibt  er  sein  Gutachten  ab  über  beabsichtigte  Aenderungen 
der  Departementsgrenzen  ,  über  Errichtung  von  Vieh-  und  Pro- 
duktenmärkten etc.  Als  Hüter  der  Departementsinteressen  kann 
er  direkt  an  den  Minister  »die  Reklamationen  richten,  welche  das 
besondere  Interesse  des  Departements  ihm  eingibt«,  und  diesem 
über  den  Zustand  und  die  Bedürfnisse  der  verschiedenen  Verwal- 
tungen des  Departements  seine  Meinung  ausdrücken;  endlich  re- 
vidiert er  den  Zustand  der  Departementsarchive  und  des  Depar- 
tementsmobiliars. 

Unter  den  Gegenständen,  über  die  der  Generalrat  nur  deli- 
berieren,  aber  nicht  endgültig  entscheiden  kann,  befindet  sich 
auch  das  Departementsbudget.  In  Anbetracht  seiner  Wichtig- 
keit sind  die  auf  dasselbe  bezüglichen  Akte  des  Generalrates  spe- 
ziellen Regeln  unterworfen,  die  Rechte  des  Generalrates  noch  ein- 
gehender bestimmt  und  geregelt  worden.  Zum  bessern  Verständ- 
nis dieser  in  das  Gesetz  von  1838  eingeschriebenen  Budgetbefug- 
nisse erscheint  es  angezeigt,  einleitend  eine  knappe  Darstellung 
der  Entwickelung  des  Departementsbudgets  seit  1789  vorzuführen. 

Man  hat  behauptet,  dass  die  Constituante  dem  Departement 
die  eigene  Existenz,  von  den  Staatsinteressen  unterschiedene  In- 
teressen, mit  einem  Wort  die  juristische  Person  xerweigert  habe. 
Das  ist  ein  Irrtum.      Herr  f.  Ferro;/  hat  das  Gegenteil  bewiesen, 


l)  Wie  man  aus  Obigem  ersieht,  hat  das  Gesetz  von  1S38  dem  Geneialrat  nicht 
das  Recht  gegeben,  gewisse  die  Departementsinteressen  belreft'ende  Gegenstände  durch 
sein  Votum  definitiv  zu  regeln.  Die  Kommission  der  Kammer  der  Abgeordneten 
hatte  wohl  vorgeschlagen,  ihm  dieses  Recht  in  Bezug  auf  den  Verwaltungsmodus  der 
proprieles  departementales  productives  de  revenu  (Baumschulen,  Rennplätze,  Acker- 
bauschulen etc.)  zu  geben,  aber  sie  war  im  Plenum  nicht  durchgedrungen.  Der  Ge- 
neralrat war  also  in  dieser  Beziehung  schlechter   gestellt  als  der  Munizipalrat. 
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indem  er  die  besondern  Budgets  der  Departements  für  die  Jahre 
1791  und  1792  veröffentlichte,  Budgets,  die  sich  in  den  Archiven 
der  Präfekturen  finden  ').  Sie  sind  Artikel  für  Artikel  den  ehe- 
maligen provinzialen  Budgets  identisch.  Und  in  der  Tat  hatten 
die  Departementsversammlungen  (Conseiis)  die  nämlichen  Funk- 
tionen wie  die  Provinzialstände  ;  die  Direktorien  (Directoires)  er- 
setzten die  ehemaligen  Commissions  permanentes  ,  welche  die 
Stände  für  die  Ausführung  ihrer  Entscheidungen  ernannten.  Die 
Instruktion  vom  8.  Januar  1790  sagt  ausdrücklich:  »Die  Depar- 
tementsverwaltungen folgen  den  Provinzialständen«.  Freilich  ver- 
schwand im  Jahre  II  (1793/94)  die  juristische  Person  des  Depar- 
ments,  die  Unterscheidung  zwischen  den  allgemeinen  und  den 
departementalen  Ausgaben ;  aber  sie  erschien  wieder  vom  Jahre  IV 
au,  wenn  zunächst  auch  verschleiert.  Das  Gesetz  vom  28,  Mes- 
sidor  des  Jahres  IV  belastete  nämlich  die  Departements  mit  ge- 
wissen Ausgaben  für  die  Rechtspflege  und  den  öfTentlichen  Un- 
terricht und  wies  zu  ihrer  Bestreitung  eine  gewisse  Anzahl  ^Sous 
additionnels<;  an;  aber  di^e  Ausgaben  bildeten  in  Wirklichkeit 
eine  Belastung  des  Staates,  »und  der  neue  Modus  bezweckte 
weniger,  den  Departements  eigene  Finanzquellen  zu  schaffen,  als 
das  Staatsbudget  anscheinend  zu  entlasten  und  zu  vermindern«. 
(Rapport  Vhnen).  Die  Gesetze  vom  15.  Frimaire  des  Jahres  VI 
und  vom  ii.  Frimaire  des  Jahres  VII  bestätigten  diese  Bestim- 
mungen. So  hatten  also  jetzt  die  Departements  ihr  eigenes  Bud- 
get, aber  selbst  nach  der  Errichtung  der  Generalräte  im  Jahre  VIII 
behielt  die  Regierung  das  unbeschränkte  Recht,  die  Ausgaben 
festzusetzen,  welche  in  dieses  Budget  eingestellt  werden  sollten. 
Ein  neues  S}'stem  schufen  die  Gesetze  vom  28.  Pluviose  des 
Jahres  XIII  (1805)  und  vom  28.  April  1816:  die  Generalräte  wur- 
den ermächtigt,  fakultative  Centimes  in  bestimmten  Grenzen  auf- 
zulegen und  sie  zu  den  Ausgaben  zu  verwenden,  »die  sie  mit  ihnen 
zu  decken  zweckmässig  fänden«.  Von  dieser  Zeit  an  besassen 
die  Departements  neben  ihrem  ersten  Budget,  Anhang  und  Er- 
gäuzung  des  Staatsbudgets,  ein  zweites  Budget,  dessen  Einnah- 
men und  Ausgaben  von  der  Bewilligung  der  Generalräte  abhingen, 
und  das  ein  wirklich  departementales  war.  —  Die  Ausgaben, 
welche  in  dem  im  Jahre  IV  geschaffenen  Budget  Platz  gefunden 


l)   Siehe  das  Budget  des   Departements   der  C6tes-du-Nord  für  das  Jahr  1792   in 
der  Nouvelle  revue  historique  de   droit   (März — April   1S77). 
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hatten,  waren  später  in  zwei  Gruppen  gesondert  worden  :  in  die 
mehreren  Departements  gemeinsamen  und  festen  Ausgaben, 
welche  ganz  und  gar  vom  Staat  bestimmt  und  aufgebracht  wur- 
den, und  in  diejenigen  Ausgaben,  welche  von  i8i6  an  der  Be- 
willigung des  Generalrates  unterlagen  und  ihren  Namen  von  der 
Veränderlichkeit  ihres  Betrages  erhalten  hatten.  Die  zur  Deckung 
dieser  beiden  Ausgabekategorien  bestimmten  und  durch  jährliches 
Finanzgesetz  ermächtigten  Centimes  hatten  die  nämliche  Bezeich- 
nung erhalten  und  hiessen  also  entweder  feste  oder  veränderliche 
Centimes.  Eine  zweckmässige  Vereinfachung  führte  das  Finanz- 
gesetz von  1837  ein :  die  festen  Ausgaben  und  Centimes,  die  der 
Bewilligung  des  Generalrates  nicht  bedurften,  wurden  im  Depar- 
tementsbudget gestrichen  und  auf  das  Staatsbudget,  ihren  wahren 
Platz,  übertragen.  Infolge  dieser  Aenderung  gab  das  Gesetz  vom 
10.  Mai  1838  den  veränderlichen  Ausgaben,  deren  Benennung  jetzt 
keinen  Sinn  mehr  hatte,  den  Namen  ordentliche  Ausgaben,  so- 
wie den  zu  ihrer  Deckung  verwendeten  Centimes  die  Bezeichnuncr 
ordentliche  Centimes,  und  die  Departementsausgaben  zerfielen  von 
da  an  in  ordentliche  Ausgaben,  die  man  vielleicht  besser  obli- 
gatorische genannt  hätte,  in  fakultative,  in  ausserordentliche  und 
in  spezielle  Ausgaben. 

Die  ordentlichen  Ausgaben,  die  grössern  Ausbesserungen  und 
die  Unterhaltung  der  Departementsgebäude,  die  Unterhaltung  der 
Departementsstrassen,  der  vom  Departement  zu  leistende  Beitrag 
zu  den  Ausgaben  für  Irre,  für  Findel-  und  verlassene  Kinder  etc.^) 
erstreckten  sich  auf  alle  Angelegenheiten,  welche  die  materiellen 
Bedürfnisse  des  Departements  oder  öffentliche  unter  den  Schutz 
des  Gesetzes  gestellte  Interessen  zum  Gegenstand  hatten.  »Alle 
diese  Ausgaben«  ,  lesen  wir  in  Viviens,  Rapport,  ;  haben  einen 
Charakter  öffentlichen  Interesses  und  allgemeinen  Nutzens«.  Sie 
unterlagen  deshalb  gänzlich  der  Gewalt  der  Regierung,  welche 
unterlassene  Ausgaben  dieser  Gruppe  von  Amts  wegen  in  das  Bud- 
get einstellen,  sowie  unzureichende  Bewilligungen  erhöhen  konnte. 
Die  fakultativen  und  infolgedessen  von  der  Bewilligung  des  Ge- 
neralrates abhängigen  Ausgaben  erstreckten  sich  u.  a.  auf  den 
Neubau  der  Departementsgebäude,  die  Kosten  für  Bibliotheken, 
die  Beihilfen  für  VVohltätigkeitsvereine,  für  Spitäler,  für  die  He- 
bung des  Ackerbaues  und  der  Pferdezucht.     Die  Regierung  hatte 


l)  Das   vollständige  Verzeichnis  der  ordentlichen  Ausgaben  —  es  sind  im  ganzen 
19   —   findet  man  in   .Art.   12   des  Gesetzes  vom  10.   Mai  18^8. 
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auf  diese  Ausgraben  nur  wenig  Einfluss,  sie  konnte  zwar  diejeni- 
gen streichen,  welclie  ihr  nicht  hinreichend  begründet  schienen, 
aber  sie  hatte  weder  das  Recht,  von  Amts  wegen  irgend  eine  fa- 
kultative Ausgabe  in  das  Budget  einzustellen,  noch  das  Reclit, 
die  von  ihr  stehen  gelassenen  Ausgaben  von  einem  Kapitel  auf 
ein  anderes  zu  übertragen  oder  sie  herabzusetzen  oder  zu  erhö- 
hen. Die  ausserordentlichen  Ausgaben  mussten  durch  ein  be- 
sonderes Gesetz  lokalen  Interesses  autorisiert  werden,  weil  sie  die 
Aufbringung  von  Steuern  nötig  machten,  welche  das  vom  Finanz- 
gesetz bestimmte  Maximum  der  Centimes  additionnels  überschritten. 
Die  speziellen  Ausgaben  endlich  umfassten  die  den  Departements 
obliegenden  Beiträge  zu  den  Kosten  für  die  grossen  Vizinalstrassen, 
den  Volksschulunterricht  und  das  Katasterwesen.  Der  General- 
rat war  befugt,  diese  Ausgaben  in  den  Grenzen  zu  bewilligen. 
welche  die  bezüglichen  Gesetze  über  die  genannten  drei  Gegen- 
stände festgesetzt  hatten,  ohne  im  übrigen  von  einer  speziellen 
Genehmigung  der  Staatsorgane  abzuhäiigen. 

Diesen  vier  Ausgabegruppen  entsprachen  vier  Einnahme- 
gruppen: die  ordentlichen,  fakultativen,  ausserordentlichen  und 
speziellen  Einnahmen.  >Die  ordentlichen  Einnahmen,  soweit  sie 
in  ordentlichen  Centimes  bestehen«,  sagt  Vivien  in  seinem  Rap- 
port, »gehören  eigentlich  mehr  dem  Staat  als  dem  Departement, 
sie  unterscheiden  sich  in  nichts  von  den  andern  vom  Parlament 
bewilligten  Steuern  und  sind  sozusagen  ein  Teil  der  Staatssteuern  <;. 
Sie  wurden  deshalb  kraft  des  Finanzgesetzes  alljährlich  erhoben, 
ohne  dass  eine  Bewilligung  des  Generalrates  erforderlich  gewesen 
wäre.  Die  fakultativen  Centimes  hingegen  waren  völlig  Depar- 
tementseigentum. Das  Finanzgesetz  beschäftigte  sich  mit  ihnen 
nur  insoweit,  als  es  den  Generalrat  ermächtigte,  sie  zu  bewilligen. 
Sie  durften  also  nur  dem  Departement  zu  gute  kommen,  und  das 
Departement  hatte  das  Rechte  durch  seine  Vertretung  ihre  Ver- 
wendung zu  regeln.  Die  ausserordentlichen  Centimes  konnte  der 
Generalrat,  wie  schon  weiter  oben  bemerkt,  erst  erheben,  nach- 
dem ihn  ein  besonderes  Gesetz  lokalen  Interesses  dazu  ermäch- 
tigt hatte.  Die  speziellen  Centimes  unterlagen,  wie  wir  ebenfalls 
schon  angegeben  haben,  seiner  Bewilligung  unter  dem  Vorbehalt, 
dass  er  die  in  den  Gesetzen  über  die  Volksschule,  die  Vizinal- 
strassen und  den  Kataster  festgesetzten  Centimes-Maximalgrenzcn 
nicht  überschritt. 

Das    aus   diesen    ziemlich    komplizierten    Elementen    sich    zu- 
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sammensetzende  Budget  wurde  durch  das  Gesetz  von  1838  in  fünf 
Sektionen  eingeteilt :  die  erste  enthielt  die  ordentlichen  Ausgaben, 
die  zweite  die  fakultativen  Ausgaben,  und  besondere  Sektionen 
enthielten  die  aus  ausserordentlichen  und  speziellen  Centimes  be- 
strittenen Ausgaben^).  Jede  Sektion  hatte  Einnahmen,  die  ihr 
eigentümlich  waren,  sie  konnten  ihrer  besondern  Bestimmung  nicht 
entzogen  werden,  sondern  mussten  strikt  für  die  Deckung  der 
Ausgaben  verwendet  werden,  für  welche  sie  das  Gesetz  bestimmt 
hatte,  also  die  ordentlichen  Centimes  zu  den  ordentlichen  Aus- 
gaben, die  fakultativen  Centimes  zu  den  fakultativen  Ausgaben 
etc.,  und  wenn  die  Einnahme  die  Ausgabe  überschritt,  kam  der 
Ueberschuss  nicht  mehr  in  Betracht  und  blieb  für  das  laufende 
Jahr  unverwendet.  Nur  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel  war 
gestattet:  der  Generalrat  hatte  das  Recht,  die  fakultativen  Cen- 
times zu  den  ordentlichen  und  speziellen  Ausgaben  zu  verwenden, 
aber  die  Reziprozität  war  untersagt.  —  Man  ersieht  aus  diesen 
Darlegungen,  dass  die  ganze  Budgetorganisation  infolge  dieses 
Prinzips  der  »rigorosen  Spezialität«,  wie  es  F.  Lcroy-Beaulieii  ge- 
nannt hat,  etwas  Unelastisches,  Starres  erhielt,  das  wesentlich  dazu 
beitrug,  die  Verfügungsfreiheit  des  Generalrates  in  Bezug  auf  die 
Departementsfinanzen  in  den  engsten  Grenzen  zu  halten,  eme 
Freiheit,  die,  von  den  fakultativen  Ausgaben  abgesehen,  ohnedies 
nichts  weiter  als  ein  Vorschlagsrecht  in  sich  schloss ;  denn  nach- 
dem der  Präfekt,  der  Vertreter  der  Regierung,  das  Budget  vor- 
bereitet, vorgelegt  und  der  Generalrat  dasselbe  bewilligt  hatte, 
war  es  wieder  die  Regierung,  die  es  »regelte«,  abschloss.  Sie 
war  es  also,  welche  im  Grunde  die  Departementsfinanzen  in  der 
Hand  hielt,  welche  über  ihre  Beschaffung  und  Verwendung  in 
letzter  Instanz  entschied. 

Das  sind  die  verschiedenen  Befugnisse  des  Generalrates  nach 
dem  Gesetz  vom  10.  Mai  1838  ^).  Ihre  Grundprinzipien  haben  wir 
bereits  im  Pluviosegesetz  vorgefunden.  Zahlreiche  Bestimmungen, 
in  Ordonnanzen  und  Finanzgesetzen  zerstreut,   hatten  sie  seitdem 

1)  Die  Fünfteilung  statt  der  erwarteten  Vierteilung  erklärt  sich  daraus,  dass  die 
speziellen  Ausgaben  (und  Einnahmen)  zwei  Sektionen,   die  vierte  und  fünfte  umfassten. 

2)  Im  Seine-Departement  und  in  der  Stadt  Paris  behielten  Staatsdelegierte,  der 
Seinepräfekt  und  der  Polizeipräfekt,  ausser  ihren  Befugnissen  allgemeinen  Charakters 
die  tägliche  Verwaltung  des  Departements  und  der  Stadt,  während  36  gewählte  No- 
tabeln  allein  diese  beiden  grossen  Bevölkerungsmittelpunkte  in  der  rechtlichen  Stel- 
lung vertraten,  die  weiter  oben  in  Bezug  auf  die  General-  und  Munizipalräte  ausein- 
andergesetzt worden   ist  (Gesetz  vom   30.   April   1834). 
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in  demselben  Masse  erweitert,  wie  das  Departement  eine  vom 
Staat  mehr  unterschiedene  und  gefestigte  Existenz  erlangt  hatte. 
Das  Gesetz  von  1838  hat  diese  unterschiedene  I'Lxistenz,  die  ju- 
ristische.Persönlichkeit  des  Departements  ausdrücklich  sank'tioniert, 
hat  jene  Bestimmungen  zusammengestellt,  methodisch  geordnet, 
klassifiziert,  denniert.  Darin  liegt  u.  E.  seine  Hauptbedeutung. 
Man  muss  sich  also  hüten,  den  durch  dieses  Gesetz  bewirkten 
Fortschritt  in  der  Entwickelung  der  Selbstverwaltung  gegenüber 
dem  Pluviosegesetz  zu  hoch  anzuschlagen.  Alles  in  allem  ge- 
nommen hat  letzteres  die  departementalen  Freiheiten  nahezu  voll- 
ständig geopfert,  und  ersteres  hat  sie  nur  wenig  wiederhergestellt. 
Es  hat  die  administrative  Zentralisation  aufrecht  erhalten :  Die  Ge- 
neralräte konnten  zwar  Steuern  bewilligen,  aber  mit  der  Sanktion 
des  gesetzgebenden  Körpers  ;  sie  hatten  wohl  das  Recht,  Be- 
schlüsse zu  fassen,  aber  diese  konnten  nur  mit  der  Genehmigung 
der  Regierung  ausgeführt  werden.  Kurz:  das  Departement,  als 
minderjährig  angesehen,  blieb  der  Bevormundung  der  Regierung 
unterstellt.  —  Wie  ist  dieses  zu  erklären .?  Wie  wir  glauben,  haupt- 
sächlich damit,  dass  der  Gesetzgeber  der  Julimonarchie  im  De- 
partement in  erster  Linie  den  Verwaltungsbezirk  sah  und  erst 
ganz  zuletzt  den  Verband  mit  eigenen  Aufgaben.  »Das  Depar- 
tement«, schreibt  Vivien  in  seinem  Rapport  in  recht  bezeichnen- 
der Weise,  berührt  sich  mit  dem  Staat  in  dem  Grade,  dass  es 
oft  in  ihm  aufgeht,  selten  hat  es  eigene  Interessen,  in  der  Regel 
ist  es  nur  ein  Bruchteil  des  grossen  Ganzen,  ein  reiner  Verwal- 
tungsbezirk. Seine  Rechte  ändern  sich  je  nach  der  Natur  dieser 
verschiedenen  Beziehungen  :  wenn  das  Departement  an  sich  und 
vom  Staat  unterschieden  betrachtet  werden  kann,  vertritt  es  der 
Generalrat  voll  und  ganz;  in  demselben  Masse  sodann,  wie  das 
öffentliche  (staatliche)  Interesse  vorherrscht,  hat  sein  voeu  nicht 
mehr  den  Charakter  einer  Entscheidung,  wird  einfacher  Beschluss 
und  schliesslich  nur  Gutachten.  Gelöst  findet  sich  so  das  Pro- 
blem der  Versöhnung  der  lokalen  Interessen  mit  dem  nationalen 
Interesse,  der  politischen  Einheit  mit  der  administrativen  Freiheit, 
der  Zentralisation  in  ihren  Vorteilen  mit  den  jeder  Abteilung  des 
Staatsgebiets  inhärenten  Rechten«. 

Der  Titel  II  des  Gesetzes  von  1838  handelt  von  den  Befug- 
nissen des  Arrondissementsrates.  Dieser  hat  jährlich  eine  or- 
dentliche Session,  die  sich  in  zwei  Abschnitte  teilt:  der  erste  Ab- 
schnitt geht  der  Session  des  Generalrates  voraus,   der  zweite  folgt 
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ihr.  Im  ersten  Sessionsabschnitt  verhandelt  der  Arrondissements- 
rat  über  die  Reklamationen,  zu  denen  die  Festsetzung  des  Kon- 
tingentes des  Arrondissements  zu  den  direkten  Steuern  —  es 
handelt  sich  um  die  vom  Generalrat  im  vorhergehenden  Jahre 
vorgenommene  Festsetzung  —  Anlass  geben  kann.  Er  verhan- 
delt desgleichen  über  die  von  den  Gemeinden  eingereichten  Steuer- 
reduktionsgesuche. Wir  haben  früher  schon  bemerkt,  dass  der 
Generalrat  in  letzter  Instanz  über  diese  Gesuche  entscheidet.  In 
diesem  ersten  Sessionsabschnitt  gibt  der  Arrondissementsrat  ausser- 
dem Gutachten  ab  über  beabsichtigte  Aenderungen  der  Grenzen 
des  Arrondissements,  der  Kantone  und  der  Gemeinden  ;  über  die 
Einteilung  nach  Klassen  und  die  Richtung  der  grossen  Vizinal- 
strassen ;  über  die  Errichtung,  Aufhebung  oder  Aenderung  der 
Vieh-  und  Produktenmärkte ;  über  die  Reklamationen  der  Ge- 
meinden hinsichtlich  ihres  Beitrages  zu  den  Bauten,  mehrere  Ge- 
meinden interessierend,  und  über  alle  Gegenstände,  über  welche 
er  von  der  Verwaltung  befragt  wird.  Er  kann  sein  Gutachten 
abgeben  über  alle  Angelegenheiten,  über  welche  der  Generalrat 
beraten  kann,  insoweit  sie  das  Arrondissement  interessieren. 

Im  zweiten  Sessionsabschnitt  verteilt  der  Arrondissementsrat 
die  direkten  Steuern  unter  die  Gemeinden.  Wir  haben  bereits  ge- 
zeigt, dass  diese  Arbeit  eine  reine  Formsaciie  ist.  Schliesslich 
hat  er  noch  das  Recht,  seine  Meinung  über  die  Lage  und  die 
Bedürfnisse  der  verschiedenen  das  Arrondissement  interessierenden 
Verwaltungen  auszudrücken. 

Das  ist  die  Gesetzgebung  von  1838  über  die  Arrondissements- 
räte  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Entwickelung  der  Selbstver- 
waltung ;  sie  gilt  heute  noch.  Wir  sind  damit  am  Ende  der  Schil- 
derung dessen  angekommen,  was  die  Gesetzgebung  der  Julimo- 
narchie der  Selbstverwaltung  überhaupt  zugebracht  hat,  und  der 
Moment  ist  gekommen,  ein  zusammenfassendes  Urteil  darüber  zu 
fällen. 

Die  Organisationsgesetze  von  183 1  und  1833  haben  zweifel- 
los durch  die  Wiederherstellung  der  Wahl  der  lokalen  Konseils 
die  Selbstverwaltung  bedeutend  gefördert,  aber  die  Befugnisge- 
setze von  1837  und  1838  hielten  sich  in  ihren  Reformen  nicht 
auf  der  nämlichen  Höhe.  Wohl  bestimmten  sie  die  Befugnisse 
der  Maires  und  Munizipalräte  einerseits,  der  General-  und  Arron- 
dissementsräte  andrerseits  mit  viel  mehr  Methode,  als  es  bis  da- 
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hin  geschehen  war,  aber  im  Grunde  bHeben  diese  Befugnisse,  wie 
y.  /rr/'^/zc/  zutreffend  bemerkt,  so  ziemlich  die  nämUchen,  wie 
sie  die  Gesetze  vom  Jahre  VIII  und  die  Maxime  xdcHberer  est 
Ic  fait  de  plusieurs,  agir  est  le  fait  d'un  seul  festgelegt  hatten  ^)-. 
Abgesehen  von  den  angegebenen  wenigen  neuen  Fällen,  in  Be/Aig 
aufweiche  die  lokalen  Konseils  das  Recht  erhielten,  Entschei- 
dungen zu  treffen,  blieben  diese  auf  ihre  alte  Rolle  beschränkt, 
vorzuschlagen,  Gutachten  abzugeben  und  zu  kontrollieren.  Das 
Genehmigungs-  und  Kassierungsrecht,  sowie  die  gesamte  tägliche 
Verwaltung  lagen  wie  vorher  in  den  Händen  der  Regierung.  »Sie 
allein  fuhr  fort,  die  Mehrzahl  der  gewöhnlichen  Interessen  souverän 
zu  regeln,  ohne  jegliche  Beschränkung  über  die  Stellen  und  Gunst- 
bezeigungen zu  verfügen,  nach  ihrem  Belieben  alle  lokalen  Bud- 
gets zu  subventionieren.  Kurz ;  die  persönliche  Gewalt  verwal- 
tete auch  fernerhin  eine  grosse  Anzahl  von  (lokalen)  Geschäften  -)«. 

4.  Die  S  e  1  b  s  t  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  b  e  s  t  r  e  b  u  n  g  e  n    in  der 
Literatur  gegen  Ende  der  J  u  1  i  m  o  n  a  r  c  h  i  e  ^ ). 

Die  den  lokalen  Freiheiten  gemachten  bescheidenen  Zuge- 
ständnisse wurden  eben  deswegen  bald  für  ungenügend  erachtet, 
und  die  Anhänger  der  Selbstverwaltung  zögerten  nicht,  den  Kampf 
für  ihre  Ideen  wieder  aufzunehmen.  Während  Herr  7'.  Cormenin 
in  der  Einleitung  zu  seinem  Droit  administratif  mit  ungewöhnlicher 
Beredsamkeit  die  administrative  Zentralisation  noch  verteidigte  *), 


1)  yoseph  Ferrand,   Les   pays   libres.  1884,  p.  62. 

2)  Aehnlich  urteilt  auch  r.  Lufay,  La  Decentralisation,  1895,  p.  76:  >;L'exercice 
de  la  tuteile  gouvernementale  pouvait  donc,  apres  comme  avant  1837  et  1838,  conti- 
nuer  a  etre  considere  comme  embrassant  encore  en  realite  presque  tous  les  actes  de 
l'administration  locale«.  —  Etwas  übertrieben  scheint  uns  das  Urteil  von  H.  de  Fer- 
ren zu  sein,  der  in  seiner  kleinen  Schrift:  D'oü  vient  le  mal?  Quel  est  le  remede? 
(p.  9)  sich  so  ausdrückt:  »Sous  le  gouvernement  de  1830,  les  conseils  municipaux  et 
generaux  demeurerent  de  simples  conseils,  ne  pouvant  prendre  aucune  decision  de- 
finitive ;  le  maire  fut  un  simple  agent  du  gouvernement,  et  le  prefet  resta  le  seul  ad- 
ministrateur  du  departement« . 

3)  Zweite  Periode  der  Selbstverwaltungsliteratur  im  Frankreich  des  19.  Jahr- 
hunderts. 

4)  Nachstehend  eine  Probe  dieser  Beredsamkeit,  welche  die  angeblichen  Vor- 
teile der  Zentralisation  im  Falle  der  Mobilmachung  in  folgende  Sätze  zusammenfasst : 
iLe  ministre  ordonne,  le  prefet  transmet,  le  maire  execute,  les  regiments  s'ebranlent, 
les  flottes  s'avancent,  le  tocsin  sonne,  le  cauon  gronde  et  la  France  est  debout«. 
(Droit  administratif,   Introduction.      6.   Aufl.   1840). 
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griffen  die  Abgeordneten  BtcJiard  und  Rmuiot  dieselbe  heftig  an, 
indem  sie,  wie  die  Schriftsteller  von  1814  und  1815  die  Erinnerung 
an  die  kommunalen  und  provinzialen  Freiheiten  des  Ancien  Re- 
gime wachriefen  ^).  Auch  Alexis  v.  Tocqueville  lieferte  einen  Bei- 
trag zu  dieser  Debatte,  indem  er  seinen  Landsleuten  das  Bei- 
spiel des  in  den  Vereinigten  Staaten  geltenden  Selbstverwaltungs- 
rechtes in  einem  vielgelesenen  und  vielbewunderten  Werke:  De 
la  Democratie  en  Amerique  vor  Augen  führte  ^).  Wir  lesen  darin 
die  folgenden  schönen  Ausführungen  über  die  Gemeindefreiheiten: 
»Die  Gemeinde  ist  der  einzige  Verband,  der  so  sehr  in  der  Na- 
tur der  Dinge  Hegt,  dass  überall,  wo  es  vereinigte  Menschen 
gibt,  eine  Gemeinde  von  selbst  entsteht.  Die  kommunale  Ge- 
sellschaft besteht  also  bei  allen  Völkern,  welches  auch  ihre  Ge- 
wohnheiten und  ihre  Gesetze  sein  mögen.  Der  Mensch  gründet 
die  Königreiche  und  errichtet  die  Republiken ,  die  Gemeinde 
scheint  direkt  aus  den  Händen  Gottes  hervorzugehen.  Wenn  aber 
die  Gemeinde  besteht,  seit  es  Menschen  gibt,  so  ist  doch  die  Ge- 
meindefreiheit eine  seltene  und  gebrechliche  Sache.  Ein  Volk 
kann  immer  grosse  politische  Körperschaften  errichten,  weil  sich 
in  seinem  Schoss  gewöhnlich  eine  gewisse  Anzahl  Männer  vor- 
findet, bei  denen  die  Kenntnisse  bis  zu  einem  gewissen  Punkt 
die  Vertrautheit  mit  den  Geschäften  ersetzen.  Die  Gemeinde  ist 
aus  groben  Elementen  zusammengesetzt,  welche  der  Einwirkung 
des  Gesetzgebers  sich  oft  entziehen.  Die  Schwierigkeit,  die  Un- 
abhängigkeit der  Gemeinden  zu  begründen,  anstatt  dass  sie  in 
demselben  Masse,  wie  die  Nationen  aufgeklärt  werden,  abnimmt, 
nimmt  mit  ihrer  Aufl'clärung  zu.  Eine  sehr  zivilisierte  Gesellschaft 
duldet  nur  mit  Besorgnis  die  Versuche  der  Gemeindefreiheit, 
sie  lehnt  sich  angesichts  ihrer  zahlreichen  Seitensprünge  auf  und 
verzweifelt  an  dem  Erfolg,  bevor  das  Endresultat  des  Versuches 
erreicht  ist.  Unter  allen  Freiheiten  ist  die  Gemeindefreiheit, 
welche  so  schwierig  Raum  gewinnt,  auch  am  meisten  den  Ueber- 
fällen  der  Staatsgewalt  ausgesetzt.  Sich  selbst  überlassen,  kön- 
nen die  Gemieindeinstitutionen  kaum  gegen  eine  unternehmende 
und  starke  Regierung  ankämpfen  ;   um  sich  mit  Erfolg  zu   vertei- 


1)  Bechard,  Essai  sur  la  (Zentralisation  administrative,  1S36.  (Leidenschaftliche 
Kritik  der  administrativen  Zentralisation).  —  Raiidot,  La  France  avant  la  Revolution, 
1S41. 

2)  Ue  la  Democratie  en  Amerique,  4.  Aufl.  1S36,  I,  Kap.  5  :  Des  effets  politi- 
ques  de  la   dccentralisation  administrative  aux  Etats-Ünis. 
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digen,  müssen  sie  den  höchsten  Entwickehmgsgrad  erreicht  und 
sich  mit  den  nationalen  Ideen  und  Gewohnheiten  diuxhdrungen 
haben.  Solange  daher  die  Gemeindefreiheit  nicht  in  die  Sitten 
eingedrungen  ist,  ist  sie  leicht  zu  zerstören,  und  sie  kann  in  die 
Sitten  erst  eindringen,  nachdem  sie  lange  in  den  Gesetzen  be- 
standen hat.  Die  Gemeindefreiheit  entgeht  also  sozusagen  den 
menschlichen  Anstrengungen.  Daher  geschieht  es  selten,  dass 
sie  geschaffen  wird,  sie  entsteht  gewissermassen  von  selbst.  Sie 
entwickelt  sich  fast  im  geheimen  im  Schosse  einer  halbbarbari- 
schen Gesellschaft.  Die  fortwährende  Einwirkung  der  Gesetze 
und  der  Sitten,  die  Verhältnisse  und  besonders  die  Zeit  brino^en 
es  dahin,  sie  zu  konsolidieren.  Von  allen  Nationen  des  europäi- 
schen Kontinents  kann  man  sagen,  dass  es  unter  ihnen  nicht  eine 
einzige  gibt,  welche  sie  kennt.  Und  doch  wohnt  in  der  Ge- 
meinde die  Kraft  der  freien  Völker.  Die  Gemeindeeinrichtungen 
sind  für  die  Freiheit  das,  was  die  Volksschulen  für  die  Wissen- 
schaften sind.  Sie  bringen  die  Freiheit  in  den  Bereich  des  Vol- 
kes ;  sie  lassen  dieses  an  ihrem  friedlichen  Gebrauch  Gefallen  fin- 
den und  gewöhnen  es,  sich  ihrer  zu  bedienen.  Ohne  Gemeinde- 
institutionen kaim  eine  Nation  sich  eine  freie  Regierung  geben, 
aber  sie  besitzt  nicht  den  Geist  der  Freiheit.  Vorübergehende 
Leidenschaften,  die  Interessen  eines  Moments,  der  Zufall  der  Um- 
stände können  ihr  die  äusseren  Formen  der  Unabhängigkeit  ge- 
ben, aber  der  in  das  Innere  des  sozialen  Körpers  zurückgedrängte 
Despotismus  kommt  früher  oder  später  wieder  an  die  Ober- 
fläche«  (I,  95). 

Und  einige  Seiten  weiter,  wo  Herr  v.  Tocqiieville  die  poli- 
tischen Wirkungen  der  Selbstverwaltung  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten schildert,  lässt  er  einige  grundsätzliche  Bemerkungen  über 
die  Nachteile  der  administrativen  Zentralisation  einfliessen  :  Indem 
er  die  administrative  und  gouvernementale  (politische)  Zentrali- 
sation unterscheidet,  beschränkt  er  durch  eine  geschickte  Taktik, 
die  nach  L.  Aiicoc  eine  gewisse  Verwirrung  in  die  Kontroversen 
über  diesen  Gegenstand  gebracht  haben  soll,  die  Definition  der 
administrativen  Zentralisation  willkürlich  auf  den  Punkt,  wo  er 
sie  angreifen  wollte,  auf  die  »Konzentration  der  Gewalt  an  einem 
Ort  und  in  einer  Hand,  um  die  gewissen  Teilen  der  Nation  spe- 
ziellen Interessen,  wie  die  kommunalen  Angelegenheiten,  zu  leiten«. 
Von  diesem  besondern  Standpunkt  aus  wird  er  dann  mühelos 
dazu  geführt,  zu  sagen,   dass  die  administrative  Zentralisation  nur 
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geeignet  sei,  die  Völker,  welche  sich  ihr  unterwerfen,  zu  schwä- 
chen, weil  sie  beständig  darauf  abziele,  den  Bürgergeist  unter 
ihnen  zu  verringern.  Es  gelinge  ihr  allerdings,  an  einem  gewissen 
Ort  und  in  einer  gegebenen  Zeit  alle  verfügbaren  Kräfte  der  Na- 
tion zusammenzufassen,  aber  sie  schade  der  Reproduktion  dieser 
Kräfte.  Sie  führe  am  Tage  des  Kampfes  vielleicht  den  Sieg  her- 
bei, aber  sie  vermindere  auf  die  Länge  die  Kräfte  der  Nation.  Sie 
könne  also  zur  vorübergehenden  Grösse  eines  Mannes  ausge- 
zeichnet beitragen,  aber  durchaus  nicht  zum  andauernden  Ge- 
deihen eines  Volkes. 

Und  in  nicht  zu  verkennender  Anspielung  auf  die  ihm  so 
gut  bekannten  Zustände  in  seinem  Vaterland  schloss  Herr  von 
Tocqjieville  seine  Darlegungen  mit  den  folgenden  Sätzen :  »Es  gibt 
gewisse  Nationen  in  Europa  ,  wo  der  Einwohner  sich  als  eine 
Art  von  Kolon  betrachtet,  gleichgültig  gegen  das  Schicksal  des 
von  ihm  bewohnten  Ortes.  Die  grössten  Aenderungen  vollziehen 
sich  in  seinem  Lande  ohne  seine  Mitwirkung,  er  weiss  nicht  ein- 
mal genau,  w^as  vorgegangen  ist,  er  hat  das  Ereignis  zufällig  er- 
zählen hören.  Noch  mehr,  das  Vermögen  seines  Dorfes,  die  Po- 
lizei seiner  Strasse,  das  Schicksal  seiner  Kirche  und  seines  Pfarr- 
hauses berühren  ihn  kaum ;  er  denkt,  dass  alle  diese  Dinge  ihn 
ganz  und  gar  nichts  angehen  und  dass  sie  einem  mächtigen 
Fremden  gehören,  den  man  die  Regierung  nennt.  Nach  seiner 
Meinung  profitiert  er  von  diesen  Gütern  wie  ein  Nutzniesser,  ohne 
Eigentumsgeist  zu  besitzen  und  ohne  irgendwelchen  Gedanken 
daran,  sie  zu  verbessern.  Der  Mangel  an  Interesse  an  sich  selbst 
geht  so  weit,  dass  er,  wenn  schliesslich  seine  eigene  Sicherheit 
oder  die  seiner  Kinder  gefährdet  ist,  die  Arme  kreuzt  und  er- 
wartet, dass  die  ganze  Nation  ihm  zu  Hilfe  eilt,  anstatt  dass  er 
sich  damit  befasst,  die  Gefahr  zu  beseitigen.  Obschon  dieser 
Mann  ein  so  grosses  Opfer  seines  freien  Willens  gebracht  hat, 
liebt  er  doch  nicht  mehr  als  ein  anderer  den  Gehorsam.  Er 
unterwirft  sich  freilich  dem  Belieben  eines  Unterbeamten,  aber 
wie  ein  besiegter  Feind  gefällt  er  sich  darin,  dem  Gesetz  zu 
trotzen,  sobald  die  Staatsgewalt  sich  zurückzieht.  Daher  sieht 
man  ihn  unaufhörlich  zwischen  der  Abhängigkeit  und  der  Zügel- 
losigkeit  hin-  und  herschwanken.  Wenn  die  Nationen  auf  die- 
sem Punkte  angekommen  sind ,  müssen  sie  ihre  Gesetze  und 
ihre  Sitten  ändern,  oder  sie  gehen  zu  Grunde  ;  denn  die  Quelle 
der  Bürgertugenden  ist  so  gut  wie  ausgeschöpft ;  man  findet  da- 
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selbst    noch    Untertanen,    aber     man    sieht    keine    Bürger    mehr'. 

(I,   143)- 

Diese  Würdigungen  Tocquevilles  fanden  einen  grossen  Wi- 
derhall im  Land  ;  es  sollte  sich  bald  Gelegenheit  bieten,  sie  zu 
verwerten  in  den  Verhandlungen  über  die  Reform  der  Innern 
Verwaltung,  welche  nach  der  Revolution  von  1848  die  National- 
versammlung, der  Tocqiieville  selbst  angehörte,  beschäftigten.  Sie 
leiten  die  zweite  Entwickelungsstufe  der  Selbstverwaltung  im  Frank- 
reich des   19.  Jahrhunderts  ein. 

(Ein  Schluss-Artikel  folgt  im   nächsten   Hefte.) 
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ZUR  AUSLEGUNG 
DES  ARTIKELS  5  DER  REICHSVERFASSUNG. 

VON 

Dr.  FRANZ  SCHMID. 


Vierter    und    letzter   Aufsatz. 


Nachdem  in  den  früheren  Aufsätzen  ^)  eine  Widerlegung  der- 
jenigen versucht  worden  ist,  die  in  Artikel  5  der  Reichsverfassung 
einen  Hinweis  auf  den  Ausschluss  des  Kaisers  von  der  materiellen 
Anteihiahme  an  der  Reichsgesetzgebung  bez.  die  Negation  eines 
Sanktionsrechts  erblicken,  gilt  es  im  folgenden,  noch  einer  dritten 
Art  von  unrichtiger  Auslegung  des  fraglichen  Artikels,  der  zufolge 
derselbe  sich  auf  das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung 
beziehen  soll,  entgegenzutreten. 

Zu  finden  ist  eine  Auffassung  dieser  Art  bei  Seydel,  Ai'ndt 
und  Frickei-. 

Seydel  führt  nämlich  auf  S.  115  und  116  der  2.  Auflage  seines 
Konmientars  zur  Verfassungs-Urkunde  für  das  Deutsche  Reich  mit 
Bezug  auf  den  ersten  Satz  des  Artikels  5  »Die  Reichsgesetz- 
gebung wird  ausgeübt  durch  den  l^undesrat  und  den  Reichstag«, 
nachdem  er  den  Wortlaut  desselben  vorher  in  Anwendung  auf 
den  Bundesrat  als  eine  unrichtige  Ausdrucksweise  zu  charakteri- 
sieren versucht  hat,  unter  anderem  aus  :  »Noch  ungenauer  ist  die 
Ausdrucksweise  des  Artikels  hinsichtlich  des  Reichstages.  Der 
Reichstag  übt  ganz  sicher  nicht  das  Recht  der  Gesetzgebung  aus; 


l)  Jahrg.   1899,   .S.   664  ff.,  Jahrg.  1901,   S.   294  ff.   und   S.   653  ft". 
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denn  das  Recht  der  Gesetzgebung  statt  eines  anderen  ausüben, 
heisst  doch  wohl  im  Namen  eines  anderen  Gesetze  geben,  und 
der  Reichstag  gibt  keine  Gesetze.  Der  l^eichstag  wirkt  nur  bei 
der  Feststellung  des  Gesetzesinhaltes  insofern  mit,  als  ohne  seine 
Zustimmung  kein  Gesetz  erlassen  werden  kann  ....  Ungenau 
ist  der  Ausdruck  auch  insofern,  als  .  .  .  die  Tätigkeit,  welche 
Bundesrat  und  Reichstag  bei  der  Reichsgesetzgebung  entwickeln, 
keine  gleichartige  ist,  obschon  der  Artikel  5  für  beide  Tätigkeiten 
dasselbe  Zeitwort  gebraucht  ....  Die  stilistische  Gleichstellung 
von  Bundesrat  und  Reichstag  erklärt  sich  nur  unter  der  Annahme, 
dass  Artikel  5,  was  sein  Wortlaut  allerdings  dunkel  lässt,  von  der 
Feststellung  des  Gesetzesinhaltes  spricht« .  Auf 
S.  116  und  117  fährt  er  dann  des  weiteren  fort:  »Wenn  es  in  Ab- 
satz I  des  Artikels  5  weiter  heisst:  »Die  Uebereinstimmung  der 
Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versammlungen  ist  zu  einem  Reichs- 
gesetze erforderlich  und  ausreichend«,  so  ist  dies  nur  mit  der 
Einschränkung  durch  Artikel  78  zu  verstehen  und  ausserdem  zu 
bemerken,  dass  zu  einem  Reichsgesetze  auch  noch  die  Sanktion 
und  die  Verkündigung  nötig  ist.  Man  wollte  offenbar  sagen  »zum 
Erlasse  eines  Reichsgesetzes«  und  wählte  nur  aus  Versehen  die 
angegebene   Fassung«. 

Arndt  sodann  bemerkt  auf  S.  108  der  2.  Auflage  seines  Kom- 
mentars zur  Verfassung  des  Deutschen  Reichs  in  der  Anmer- 
kung 5,  zu  Artikel  5:  »Abs.  i  bezieht  sich  nur  auf  den  G  e- 
s  e  t  z  e  s  i  n  h  a  1 1 « . 

Fricker  endlich  meint  in  seiner  Abhandlung  über  'Die  Ver- 
pflichtung des  Kaisers  zur  Verkündigung  der  Reichsgesetze«,  der 
Umstand,  dass  im  ersten  Absatz  des  Artikels  5  bestimmt  ist: 
»Die  Reichsgesetzgebung  wird  ausgeübt  durch  den  Bundesrat  und 
Reichstag.  Die  Uebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider 
Versammlungen  ist  zu  einem  Reichsgesetze  erforderlich  und  aus- 
reichend« schliesse  den  Kaiser  nur  scheinbar  von  der  Reichsgesetz- 
gebung aus,  spreche  nur  scheinbar  für  eine  Verpflichtung  des- 
selben zur  Verkündigung  der  Reichsgesetze,  tue  dies  aber  in 
Wahrheit  nicht,  so  wenig  als  der  den  Vorgang  für  den  Artikel  5 
bildende  Artikel  62  der  preussischen  Verfassung  eine  Verpflich- 
tung des  preussischen  Königs  zu  der  im  Artikel  45  geregelten 
Verkündigung  der  Gesetze  enthalte.  Denn  -der  Gedanke,  der 
diesen  Artikeln  der  Preussischen  und  der  Deutschen  Verfassung 
zu  Grunde    liegt«,    sagt    er    auf  S.  4  und   5,    »geht  von    der    Tat- 
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Sache  aus,  dass  das  Recht  der  Stände  nicht  über  die  Feststellung 
der  Gesetze  hinausreicht.  Die  Eigentümlichkeit  der  Gesetzgebung 
hegt  in  der  Mitwirkung  der  Stände,  und  nun  wird  eben  dasjenige 
Stadium,  in  welchem  dieses  Spezifikum  der  Gesetzgebung  seine 
Stelle  hat,  allein  als  Gesetzgebung  aufgefasst.  Jenseits  dieses 
Stadiums  handelt  das  Regierungsorgan  für  sich  allein,  ohne  Mit- 
wirkung der  Stände,  wie  dies  in  der  Vollziehung  der  Fall  ist;  so 
zieht  man  denn  die  Gesetzesverkündigung  zur  Vollziehung.  Für 
die  Bestimmung  des  wirklichen  Rechts  hat  diese  Vorstellung  gar 
keine  weitere  Bedeutung.;  Und  so  erklärt  er  auf  S.  6:  Ich 
vermag  also  dem  Art.  5  Abs.  i  der  R.-V,  keine  Bedeutung  für 
unsere  Frage«  (nach  der  Verpflichtung  des  Kaisers  zur  Verkün- 
digung der  Reichsgesetze)  »zuzugestehen;  auch  nicht  den  Worten 
»die  Uebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versamm- 
lungen ist  zu  einem  Reichsgesetze  erforderlich  und  ausreichend«. 
Diese  Worte  sind  ja  unbestreitbar  wahr  in  Bezug  auf  die  Fest- 
stellung des  Gesetzes,  beziehen  sich  aber  eben  nur  auf 
diese  und  beweisen  gar  nichts  für  die   Verkündigung«. 

In  allen  diesen  Aeusserungen  gibt  sich  also  die  Auffassung 
kund,  dass  der  Artikel  5  sich  auf  das  Stadium  der  Gesetzesent- 
werfung  beziehe. 

Nun  ist  es,  da  es  im  Reiche  ein  Sanktionsrecht  gibt,  theo- 
retisch gewiss  richtig,  bei  der  Reichsgesetzgebung  das  Stadium 
eben  der  Gesetzesentwerfung  eigens  zu  unterscheiden.  Aber  un- 
richtig ist  es  im  vorliegenden  Falle,  wenn  man  das,  was  theore- 
tischer Erwägung  und  Abstraktion  entspricht,  in  die  Reichsver- 
fassung hineinträgt  und  meint,  Artikel  5  derselben  beziehe  sich 
eigens  auf  jenes  Stadium. 

Am  wenigsten  trifft  letzteres  auf  die  Fr/cke^rsche  Weise  zu. 
Fricker  erwärmt  sich  nämlich  für  eine  Konstruktion  der  Reichs- 
gesetzgebung, nach  der  das  Sanktionsrecht  dem  Kaiser  zukäme 
und  der  Bundesrat  ganz  auf  das  Stadium  der  Feststellung  des 
Gesetzesinhalts  beschränkt  wäre,  wie  der  Reichstag,  nur  mit  dem 
Unterschiede,  dass  der  Bundesrat  diesen  Gesetzesinhalt  positiv 
schüfe,  während  der  Reichstag  dem  gegenüber  ein  blosses  Veto- 
recht hätte.  Er  führt  ja  auf  S.  30 — 33  der  genannten  Abhandlung 
unter  anderem  aus  :  »Es  liegt  sehr  nahe,  hinsichtlich  der  Gesetz- 
gebung eben  die  Teilung  unterzulegen,  welche  Laband  überhaupt 
in  der  Gesetzgebungsarbeit  findet  .  .  .,  die  Teilung  in  Schaffung 
des  Gesetzesinhalts  und  Erteilung  des  Gesetzesbefehls.     Die   prä- 
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ziseste  Formulierung"  des  Gesetzgebungsvorgangs  »der  Kaiser  er- 
lässt  das  vom  Bundesrat  beschlossene  Gesetz«  scheint  eben  die 
bemerkte  Teilung  zu  enthalten.  Das  kann  man  zugeben,  nur  nicht 
in  dem  Sinne,  als  ob  der  Bundesrat  bloss  einen  Inhalt  zu  be- 
schliessen  hätte  ohne  Rücksicht  auf  dessen  Erlassung  und  der 
Kaiser  nur  einen  Gesetzesbefehl  zu  erteilen  hätte  ohne  Rücksicht 
auf  dessen  Inhalt.  Der  einheitliche  Gesetzeswille  des  Reiches  ist 
sowohl  im  Bundesrat  als  im  Kaiser ;  aber  der  eine  wie  der  an- 
dere kann  ihn  nur  teilweise  selbständig  zum  Ausdruck  bringen. 
Der  Bundesrat  betätigt  den  Gesetzeswillen  dadurch,  dass  er  den 
Inhalt  schafft,  welchen  der  Kaiser  in  seinen  Gesetzeswillen  auf- 
nimmt ;  der  Kaiser  dadurch,  dass  er  die  nach  aussen  dringende 
Energie  des  Reichswillens  geltend  macht  in  Beziehung  auf  den 
vom  Bundesrat  geschaffenen  Inhalt.  Der  Bundesrat  will  dieses 
Gesetz,  also  nicht  bloss  diesen  Inhalt,  sondern  dass  dieser  Inhalt 
befohlen  werde,  und  der  Kaiser  will  dieses  Gesetz  (einerlei  ob  er 
verpflichtet  ist,  es  zu  wollen  oder  nicht),  also  nicht  bloss  einen 
leeren  Befehl.  Aber  jeder  kann  diesen  Gesetzeswillen  nur  in  sei- 
ner Art  zum  Ausdruck  bringen,  der  Bundesrat,  indem  er  den  In- 
halt herstellt,  aber  dem  Kaiser  überlässt,  im  Namen  des  Reichs 
zu  sagen  »ich  verordne«,  der  Kaiser,  indem  er  eben  dies  erklärt, 
aber  in  Beziehung  auf  einen  schon  gegebenen  Inhalt.  Der  Bun- 
desrat wie  der  Kaiser  haben  ihre  Aufgabe  unmittelbar  durch  die 
Verfassung,  der  eine  ist  nicht  das  Organ  des  andern;  der  Akt  des 
Kaisers  führt  nicht  den  Gesetzgebungswillen  des  Bundesrats  aus, 
sondern  vollendet  den  durch  den  Akt  des  Bundesrats  begonnenen 
Gesetzgebungswillen  des  Reichs.  Beide  Akte  sind  wesentliche 
Bestandteile  der  Gesetzgebung,  weil  dem  einen  Gesetzgebungs- 
willen des  Reichs  angehörig.  Es  wäre  unrichtig,  in  dieser  Auf- 
fassung des  Bundesrats  eine  Umwandlung  desselben  zum  Ober- 
haus zu  erblicken.  Der  Reichstag  allein  behält  vielmehr  die  Be- 
deutung eines  Repräsentationskörpers  und  es  kommt  ihm  nur  ein 
Veto  zu,  das  in  den  Verhandlungen  mit  dem  Bundesrat  bereinigt 
wird.  Nur  der  Bundesrat  schafft  positiv  den  Gesetzesinhalt  als 
Gesetzgebungsorgan Sobald  man  dem  Reichstag  keine  an- 
dere Stellung  gibt  als  die  des  Vetoberechtigten,  so  wird  auch 
klar,  dass  der  Bundesrat  nicht  Oberhaus  ist.  Die  Eigentümlich- 
keit der  Reichsverfassung  besteht  darin,  dass  der  Kaiser  an  der 
Schaffung  des  Gesetzesinhalts  keinen  Anteil  hat  und  im  Zusam- 
menhang damit,   dass  ihm  keine  Gesetzesinitiative    zukommt.     Er 
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hat  lediglich  abzuwarten,  dass  ihm  vom  Bundesrat  ein  Gesetz- 
entwurf dargeboten  wird.  Wäre  der  Bundesrat  Oberhaus,  so 
hätte  er  wie  der  Reichstag  auch  nur  ein  Veto ;  dann  könnte  die 
positive  Aufgabe  der  Schaffung  des  Gesetzesinhalts  nur  beim 
Kaiser  sein.  Umgekehrt  kann  sie  nur  der  Bundesrat  haben,  wenn 
sie  der  Kaiser  nicht  hat.  In  der  konstitutionellen  Monarchie  ist 
freilich  der  Monarch  auch  an  den  Willen  der  Stände  gebunden : 
aber  er  schafft  hier  selber  den  Gesetzesinhalt,  wenn  auch  in  Ver- 
handlungen mit  den  vetoberechtigten  Ständen.  Gerade  dieses 
letztere  Moment  fällt  bei  der  Reichsgesetzgebung  hinsichtlich  der 
kaiserlichen  Tätigkeit  hinweg.  Der  Gesetzesinhalt  ist  wirklich 
ganz  ohne  seinen  kaiserlichen  Willen  als  solchen  fertig  gegeben, 
und  in  seiner  Verordnung  schafft  er  nicht  erst  diesen  Inhalt,  wenn 
er  gleich  nicht  ohne  diese  Verordnung  Gesetz  wird.  Der  Gesetz- 
geber verordnet  in  der  Person  des  Kaisers  den  von  ihm  als  Bun- 
desrat beschlossenen  Gesetzesinhalt.«  Und  auf  S.  34  jener  Ab- 
handlung sagt  er  ausdrücklich:  »Es  kommt  dem  Kaiser  die  Sank- 
tion, d.  h.  die  Ausstattung  des  Gesetzesinhalts  mit  dem  Gesetzes- 
befehl zu,  und  zwar  unmittelbar  im  Namen  des  Reichs«. 

Allein  eine  solche  Konstruktion  leidet  an  ganz  erheblichen 
Mängeln.  Bei  ihr  wird  z.  B.  den  in  Artikel  17  der  Reichsver- 
fassung vorkommenden  Worten  > Ausfertigung«  und  »Verkündi- 
gung« eine  Bedeutung  mit  beigelegt,  die  abweicht  von  der  Be- 
deutung, die  sich  für  Bezeichnungen  solcher  Art  an  der  Hand 
der  deutschen  Einzelstaatsverfassungen  oder  an  der  Hand  der 
Verfassungen  solcher  Länder,  wie  Belgien  und  Frankreich,  deren 
Verfassungsentwicklung  für  deutsche  Verhältnisse  nicht  ohne  Ein- 
fluss  gewesen  ist,  konstatieren  lässt.  Bei  der  in  Rede  stehenden 
Konstruktion  wird  ja  jenen  Ausdrücken  eine  materielle,  eben  auf 
Sanktionierung  gehende  Bedeutung  mit  beigelegt,  während  Bezeich- 
nungen solcher  Art,  wie  Promulgation,  Publikation,  Verkündigung, 
Veröffentlichung,  Bekanntmachung,  sonst  nur  in  einem  formellen 
und  jedenfalls  nicht  in  einem  die  Sanktionierung  umfassenden 
Sinne  vorkommen.  Um  in  dieser  Beziehung  ganz  deutliche,  zum 
grössten  Teil  schon  früher  bei  anderem  Anlasse  verwendete  Bei- 
spiele anzuführen,  so  bestimmt  §  172  der  Württemberg  i- 
schen  Verfassungsurkunde  vom  25.  Sept.  1819:  »Der  König 
allein  sanktioniert  und  verkündet  die  Gesetze«  ;  §  66 
der  badischen  V.U.  vom  22.  Aug.  1818;  »Der  Grossherzog 
bestätigt    und    promulgiert    die    Gesetze«;    §    145    der 
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braunschweigischen  neuen  Landschaftsordnung  vom  12. 
Okt.  1832:  »Ein  Beschluss  der  Ständeversammlung  erhält  nicht 
eher  gesetzliche  Gültigkeit,  als  bis  ihm  die  landesfürstliche  Z  u- 
Stimmung  erteilt  und  e  r  als  Gesetz  publiziert  ist«  ; 
§  5  des  sachsen-altenburgischen  Grundgesetzes  vom 
25.  April  1831  einerseits:  »Nur  von  dem  Herzoge  ....  werden 
die  .  .  .  Gesetze  bekannt  gemacht«  und  §  240  andererseits : 
»Alle  ständischen  Schlüsse,  welche  auf  eine  Angelegenheit  des 
Landes  Bezug  haben,  bedürfen  der  Sanktion  des  Landesherrn«  ; 
§  107  bezw.  108  des  Staatsgrundgesetzes  für  Coburg  und 
Gotha  vom  3.  Mai  1852:  »Jeder  Beschluss  eines  Landtags  be- 
darf der  Bestätigung  des  Herzogs,  um  Gesetzeskraft  zu  er- 
langen<:  bezw.  »Der  Herzog  verkündigt  die  Gesetze«;  und 
§  65  des  revidierten  Staatsgrundgesetzes  für  R  e  u  s  s  j.  L.  vom 
14.  April  1852:  »Der  Fürst  sanktioniert  die  Gesetze  und 
macht  sie  bekannt«.  Ebenso  heisst  es  aber  auch  z.  B.  in 
Artikel  69  der  belgischen  Konstitution  vom  7.  Febr.  183 1 : 
»Le  roi  s  a  n  c  t  i  o  n  n  e  et  p  r  o  m  u  1  g  u  e  les  lois«  und  in  den 
gleichlautenden  Artikeln  22  bezw.  18  der  französischen 
Charten  vom  4.  Juni  1814  bezw.  14.  Aug.  1830:  »Le  roi  seul 
sanctionne  et  promulgue  les  lois«,  wie  auch  Artikel  10 
der  französischen  Konstitution  vom  14.  Januar  1852  sagt: 
»II«  (le  President)  »sanctionne  et  promulgue  les  lois  et 
les  senatus-consultes«.  Eine  Bedeutung,  wie  sie  Fricker  mit  den 
Worten  »Ausfertigung«  und  -> Verkündigung«  verbindet,  findet 
man  also,  wie  diese  Beispiele  deutlich  zeigen,  sonst  für  Ausdrücke 
solcher  Art  nicht.     Und  schon  das  ist  misslich. 

Noch  bedenklicher  aber  erscheinen  die  Abweichungen ,  die 
gegenüber  dem,  was  nach  deutschem  konstitutionellem  Staats- 
recht hergebracht  ist,  bei  der  in  Rede  stehenden  Konstruktion 
in  folgenden  Beziehungen  Platz  greifen.  Bei  dieser  Konstruktion  wird 
nämlich  einerseits  die  Sanktionierung  vollständig  isoliert  in  dem 
Sinne,  dass  das  mit  der  Sanktionierung  betraute  Organ  bei  der  Fest- 
stellung des  Gesetzesinhalts  gar  nichts  mitzusprechen  hat,  während 
andererseits  nicht  nur  die  gesetzgeberische  Tätigkeit  der  parlamenta- 
rischen Versammlung,  des  Reichstags,  sondern  auch  diejenige  des 
einen  Regierungsorgans,  des  Bundesrats,  im  Stadium  der  Gesetzes- 
entwerfung  sich  erschöpfen  und  in  diesem  Stadium  dann  die  Tätig- 
keit der  parlamentarischen  Versammlung  nicht,  wie  diejenige  des 
Regierungsorgans ,    zu  positivem  Wirken    sich   entfalten ,    sondern 
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auf  ein  blosses  Veto  sich  beschränken  soll.  Dies  aber  sind  Ge- 
staltungen, die  das  hergebrachte  konstitutionelle  deutsche  Staats- 
recht nicht  kennt.  Ihm  ist  eine  Isolierung  der  Sanktion  im  obigen 
Sinne  ebenso  fremd,  wie  eine  Einzwängung  gesetzgeberischer  Re- 
gierungstätigkeit in  das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  und  eme 
Beschränkung'  der  gesetzgeberischen  Tätigkeit  des  Parlaments  auf 
ein  blosses  Veto.  Auf  dem  Boden  dieses  Staatsrechts  ist  viel- 
mehr dasjenige  Regierungsorgan  ,  dem  das  Sanktionsrecht  zu- 
steht, auch  bei  der  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  mit  zuständig 
und  umgekehrt,  und  das  Parlament  zu  positiver  Mitwirkung  bei 
der  Gesetzesentwerfung  berufen.  Nun  müssen  freilich  infolge  der 
Eigenart,  infolge  der  Zweigliedrigkeit  der  Regierungsorganschaft 
bei  der  Reichsgesetzgebung  unter  allen  Umständen  gewisse  Ab- 
weichungen gegenüber  dem,  was  sonst  in  Deutschland  hergebracht 
ist,  platzgreifen.  Allein  sollten  diese  Abweichungen,  wie  es  bei 
der  in  Rede  stehenden  Konstruktion  der  Fall  wäre ,  zu  Aende- 
rungen  gerade  im  Rahmen  der  so  wichtigen  materiellen  Funk- 
tionen der  Gesetzesentwerfung  und  Gesetzessanktionierung,  zu 
einer  Verrückung  des  Wesentlichen  und  Grundlegenden,  zu  einer 
Umwälzung,  zur  Niederreissung  des  Alten  und  zu  einem  künst- 
lichen und  verzwickten,  von  oben  nach  unten  konstruierten  Neu- 
bau und  nicht  viel  eher  zu  Aenderungen  im  Rahmen  der  nur 
formellen  Funktionen  der  Gesetzesausfertigung  und  Gesetzesver- 
kündigung und  zu  einem  entsprechenden  Fortbauen  und  den 
neuen  Verhältnissen  angepassten  Ausgestalten  von  den  alten 
Grundlagen  aus  geführt  haben?  Von  diesen  beiden  Möglichkeiten 
dürfte  die  erstere  doch  die  weitaus  unwahrscheinlichere  sein. 
Sie  wäre  auch,  wie  wohl  zu  beachten  ist,  um  so  auffallender,  als 
sie  —  und  darin  liegt  zugleich  der  dritte  und  nicht  der  geringste 
Mangel,  an  dem  die  fragliche  Konstruktion  leidet  —  mit  einer 
Verdrängung  derjenigen  verknüpft  wäre,  die  als  Träger  der  Staats- 
und Gesetzgebungsgewalt  in  den  Einzelstaaten  und  als  Repräsen- 
tanten der  Glieder  des  Reichs  die  gegebenen  Träger  der  Staats- 
und Gesetzgebungsgewalt  im  Reiche  sind. 

Nach  alledem  ist  man  begierig,  die  Gründe  zu  hören,  auf 
die  die  in  Rede  stehende  Konstruktion  sich  stützt.  Was  nun  an 
solchen  ins  Feld  geführt  wird,  ist  folgendes.  Es  wird  darauf  hin- 
gewiesen, dass  Artikel  5  der  Reichsverfassung  sich  an  Artikel  62 
der  preussischen  Verfassung  anlehne  und  wie  dieser  das  Stadium 
der  Gesetzesentwerfung  regle,    und  dass,    wie  der  letztere  durch 
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Artikel  45  der  preussischen  Verfassung,  so  der  erstere  durch  Ar- 
tikel 17  der  Reichsverfassung  ergänzt  werde.  Diese  Ergän/Aing 
aber  wird  unter  dem  Gesichtspunkt  der  zur  Gesetzesentwerfung 
hinzukommenden  weiteren  freien  und  materiellen  Gesetzgebungs- 
funktion, d.  h.  der  Sanktion  aufgefasst,  und  man  glaubt  hiezu  um 
so  eher  berechtigt  zu  sein,  als  einmal  die  Sanktion  als  Erteilung 
des  Gesetzesbefehls  aufzufassen,  von  einem  Befehle  aber  beim 
ganzen  Gesetzgebungsvorgange  nirgends,  als  bei  der  in  Artikel  17 
normierten  kaiserlichen  Funktion  etwas  zu  entdecken  sei,  und  als 
ferner  der  Kaiser  doch  wohl  als  selbständiges  Organ ,  dem  der 
Bundesrat  nichts  vorschreiben  di-ufe,  das  vielmehr  die  Gesetze  im 
Namen   des  Reichs  ausfertige  und  verkündige,  zu  gelten  habe. 

Fricker  sagt  nämlich  in  seiner  schon  genannten  Abhandlung 
auf  S.4:  :  Art.  5,  Abs.  i  lehnt  sich  an  Art.  62  der  Preuss.  V.-U. 
an,  die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemeinschaftlich  durch  den 
König  und  durch  zwei  Kammern  ausgeübt.  Die  Uebereinstim- 
mung  des  Königs  und  beider  Kammern  ist  zu  jedem  Gesetze  er- 
forderlich«. Zur  Ergänzung  dieses  Art.  der  Preuss.  V.U.  dient 
Art.  45  derselben:  »Dem  Könige  allein  steht  die  vollziehende  Ge- 
walt zu.  Er  ernennt  und  entlässt  die  Minister.  Er  befiehlt  die 
Verkündigung  der  Gesetze  und  erlässt  die  zu  deren  Ausführung 
nötigen  Verordnungen«.  Diesen  Bestimmungen  liegt  eine  unrich- 
tige theoretische  Auffassung  zu  gründe.  Zur  gesetzgebenden  Ge- 
walt wird  nur  die  Feststellung  des  Gesetzes  gezählt,  die  Verkün- 
digung wird  als  zur  vollziehenden  Gewalt  geliörig  angesehen. 
Daraus  wird  aber  keineswegs  der  Schluss  gezogen,  dass  der 
König  verpflichtet  ist,  die  mit  den  Ständen  vereinbarten  Gesetze 
zu  verkündigen.  Art.  45  spricht  eine  solche  Pflicht  nicht  aus, 
und  die  Staatsrechtswissenschaft  ist  auch  in  Beziehung  auf  Preussen 
nicht  darüber  im  Zweifel,  dass  eine  solche  Pflicht  nicht  besteht. 
Wie  Art.  62  der  Preuss.  V.-U.  durch  Art.  4^,  so  wird  Art.  5, 
Abs.  I  der  R.-V.  durch  Art.  17  derselben  ergänzt,  und  Art.  5 
gibt  ebensowenig  ein  Recht  dazu ,  den  Art.  17  im  Sinne  einer 
kaiserlichen  Pflicht  auszuleihen,  als  Art.  62  der  Preuss.  V.-U.  dies 
hinsichtlich  des  Art.  45  derselben  tut«.  Auf  S.  27  und  28  seines 
Aufsatzes  sodann  meint  er:  »Der  Kaiser  allein  spricht  das  »ich 
verordne«  des  Gesetzgebers  wirklich  aus  vermöge  eines  beson- 
deren Aktes«  und  »Wenn  es  wahr  ist,  dass  unter  Sanktion  eines 
Gesetzes  die  Erteilung  des  Gesetzesbefehls  zu  verstehen  ist,  und 
wenn  eben  der  Kaiser    diesen  Befehl    erteilt,    dann    bleibt  nichts 
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übrig,  als  ohne  weiteres  zuzugestehen,  dass  def  Kaiser  die  Reichs- 
gesetze sanktioniert  und  nicht  der  Bundesrat.  Nur  wenn  zu  er- 
weisen wäre ,  dass  der  Kaiser  als  Haupt  der  Verbündeten  bloss 
in  deren  Namen  ihren  durch  einen  Bundesratsbeschluss  zustande 
gekommenen  Willen  nach  aussen  hin  zum  Ausdruck  zu  bringen 
habe,  wäre  die  Auffassung  möglich,  dass  nicht  der  Kaiser,  son- 
dern der  Bundesrat  d.  h.  die  Gesamtheit  der  Verbündeten  sank- 
tioniere, so  wie  ein  Kollegium  nur  Deschliesst  und  der  Vorstand, 
dasselbe  nach  aussen  repräsentierend,  diesen  Beschluss  ausdrückt, 
nicht  als  seinen  Willen,  sondern  als  den  Willen  des  Kollegiums«. 
Auf  S.  23  und  30  endlich  führt  er  aus:  »Die  bekannte  »Präsidial- 
stimme« in  Art.  5,  Abs.  2,  Art.  7,  Abs.  5  und  Art.  37  der  R.-V. 
kann  nicht  einfach  auf  einem  Versehen  beruhen.  Dieser  Aus- 
druck gehört  einer  Auffassung  an,  welche  das  Bundespräsidium 
sich  als  das  hervorragende,  an  der  Spitze  der  Verbündeten  ste- 
hende Mitglied  Preussens,  als  primus  inter  pares,  denkt,  als  ihr 
Haupt,  nicht  als  besonderes  Reichsorgan.  Ebenso  fasse  ich  den 
Art.  24  der  R.-V.  auf,  und  Art.  10  derselben  ist  anders  aufge- 
fasst  geradezu  widersinnig.  Diese  Auffassung  wurde  aber  immer 
mehr  von  der  andern  zurückgedrängt.  Ganz  abgesehen  von  der 
Annahme  des  Kaisertitels  (an  der  Stelle  der  Bezeichnung  als  Prä- 
sidium), welche  als  Symptom  einer  Anschauung  jedenfalls  von 
Bedeutung  ist,  erinnere  ich  an  Art.  1 1  der  R.-V.,  Art.  16,  Art.  17, 
wo  diese  andere  Anschauung  immer  stärker  zum  Sieg  gelangt 
ist«  ferner  »der  Bundesrat  hat  jedenfalls  keine  Befehlsstellung 
gegenüber  dem  Kaiser,  Nirgends  lässt  die  Verfassung  eine  solche 
Stellung  irgendwie  erkennen.  In  der  Gesetzgebung  insbesondere 
lässt  schon  die  Vorschrift,  dass  der  Kaiser  das  Gesetz  im  Namen 
des  Reichs  erlässt,  keinen  Zweifel,  dass  die  Verfassung  sich  so 
das  Verhältnis  des  Kaisers  zum  Bundesrat  nicht  vorstellt«  sowie 
»Muss  der  Kaiser  als  besonderes  unmittelbares  Reichsorgan  auf- 
gefasst  werden ,  so  wird  gleichfalls  der  Willensakt  des  Reiches 
erst  vollendet  durch  den  Kaiser.  Es  wäre  aber  unter  dieser  V^or- 
aussetzung  nicht  richtig,  sich  den  Bundesrat  erst  beschliessend 
und  dann  selber  seinen  Willen  durch  den  Mund  des  Kaisers  er- 
klärend zu  denken.  Vielmehr  ist  hier  der  Willensakt  des  Reiches 
in  zwei,  durch  zwei  verschiedene  Organe  vorzunehmende  Teil- 
akte zerlegt;  das  Reich  bildet  erst  seinen  Willen  in  der  Form 
des  Bundesratsbeschlusses;  dann  spricht  es  denselben  aus  in  der 
Form  der  kaiserlichen  Erklärung,  Verordnung«. 
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Indessen  beruft  sich  Fricker  mit  Unrecht  auf  Artikel  62  und 
45  der  preussischen  Verfassung  und  das  angebliche  Verhältnis 
derselben  zu  einander.  Beweis  genug  ist,  was  in  dieser  Beziehung 
früher  darzulegen  versucht  worden  ist.  Hienach  aber  ist  es  ebenso 
falsch,  in  Artikel  62  die  Regelung  der  Gesetzesentwerfung  wie  in 
Artikel  45  die  Regelung  der  Gesetzessanktionierung  zu  erblicken. 
Um  hier  der  Deutlichkeit  und  besseren  Uebersicht  halber  nur  mit 
ein  paar  Worten  darauf  zurückzugreifen  ,  so  ist  es  ja  überhaupt 
falsch,  dem  Artikel  62  irgendwelche  speziellere  Bedeutung  und 
Tendenz  beizulegen.  Derselbe  trifft  vielmehr  ausschliesslich  Be- 
stimmungen allgemeiner  und  grundlegender  Natur  und  hat  keine 
andere  Aufgabe,  als  die,  Art  und  Zahl  der  gesetzgebenden  Fak- 
toren und  die  beschliessende  Stimme  des  einen  derselben,  näm- 
lich der  beiden  Kammern  ,  im  Gegensatz  zu  der  früheren  bloss 
beratenden  Stimme  festzulegen.  Auf  alles  Weitere  und  Speziel- 
lere bezüglich  des  Verhältnisses  zwischen  König  und  Kammern 
dagegen  lässt  er  sich  gar  nicht  ein.  Es  ist  daher  unrichtig,  den 
Artikel  62  für  das  spezielle  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  zu 
vindizieren  und  dabei  sofort  von  einer  unrichtigen  theoretischen 
Auffassung  des  Gesetzgebers  zu  reden.  Ebenso  unrichtig  ist  es 
aber  auch,  den  Artikel  45  für  das  Stadium  der  Gesetzessanktio- 
nierung zu  reklamieren.  Freilich,  wer  von  der  falschen  Basis  und 
Anschauung  ausgeht,  dass  in  Preussen  zur  gesetzgebenden  Gewalt 
unrichtiger  theoretischer  Auffassung  zufolge  nur  die  Feststellung 
des  Gesetzesinhalts  gerechnet  worden  sei  und  dass  Artikel  62 
sich  hierauf,  auf  dieses  Feststellungsstadium,  beziehe,  der  wird 
unschwer  zu  dem  weitern  verfehlten  Schritt  sich  drängen  lassen, 
hinter  Artikel  45  zur  Ergänzung  des  Artikels  62  mit  seiner  an- 
geblichen Festlegung  des  speziellen  Stadiums  der  Gesetzesent- 
werfung die  Festlegung  des  weiteren  speziellen  Stadiums  der  ma- 
teriellen Gesetzgebung,  des  Stadiums  der  Gesetzessanktionierung, 
mitzuerblicken.  Vor  solchem  verfehlten  Schritte  bleibt  man  je- 
doch bewahrt,  wenn  man  jene  falsche  Basis  vermeidet  und  von 
der  richtigen  Anschauung  ausgeht,  dass  Artikel  62  von  allge- 
meiner und  grundlegender  Bedeutung  sei.  Man  mag  dann  zwar 
immerhin  nach  der  etwaigen  Normierung  der  Sanktion  als  einer 
ganz  besonders  wichtigen  Gesetzgebungsfunktion  sehen.  Aber 
man  braucht  dies  nicht  so  zu  tun,  wie  derjenige,  der  nach  der 
Sanktion  als  Ergänzung  sieht  und  diese  Ergänzung  nicht  missen 
kann,  und  man  wird  sich  jedenfalls  nicht  wie  derjenige,   der  nur 
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die  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  zur  gesetzgebenden  Gewalt 
gerechnet  wähnt,  veranlasst  fühlen,  die  Festlegung  der  Sanktion 
da,  wo  wie  in  Artikel  45  von  der  vollziehenden  Gewalt  die  Rede 
ist,  zu  suchen.  Man  wird  dieselbe  vielmehr  als  die  ausschlag- 
gebende Gesetzgebungsfunktion  ganz  naturgemäss  da  suchen,  wo 
von  der  gesetzgebenden  Gewalt,  zu  der  in  erster  Linie  sie  gehört, 
die  Rede  ist,  und  wenn  man  sie  dort  nicht  findet,  sich,  anstatt 
sie  in  eine  unpassende  und  künstliche  Verbindung  mit  der  zur 
Vollziehung  gerechneten  Gesetzesverkündigung  zu  bringen,  ein- 
fach sagen,  dass  der  Gesetzgeber  eben  aus  diesem  oder  jenem 
Grunde  darauf  verzichtet  haben  w^erde,  die  Sanktion  in  der  Ver- 
fassung eigens  zu  regeln. 

In  der  Tat  gründet  sich  das  Sanktionsrecht  in  Preussen  nicht 
auf  irgend  eine  Verfassungsbestimmung.  Am  allerwenigsten  auf 
Artikel  45.  Dies  geht,  wie  schon  früher  erwähnt  worden  ist, 
hier  aber  aufs  neue  hervorgehoben  werden  mag,  deutlich  aus  fol- 
gendem hervor.  Die  von  der  Versammlung  zur  Vereinbarung 
der  preussischen  Verfassung  ernannte  Verfassungs-Kommission, 
die  am  17.  Juni  1848  zusammentrat,  formulierte  den  Artikel  55 
ihres  Entwurfs  dahin:  »Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  gemein- 
schaftlich durch  den  König  und  durch  zwei  Kammern  ausgeübt. 
Die  Uebereinstimmung  des  Königs  und  beider  Kammern  ist  zu 
jedem  Gesetze  erforderlich.  Wird  jedoch  ein  Gesetzes- Vorschlag 
unverändert  von  beiden  Kammern  zum  drittenmale  angenommen, 
so  erhält  er  durch  die  dritte  Annahme  Gesetzeskraft«.  Die  Kom- 
missionsmitglieder Berends  und  Zenkei'  hatten  an  Stelle  dieses 
dritten  Satzes  beantragt,  zu  sagen:  »Der  König  bestätigt  die  Ge- 
setze. Nimmt  der  König  ein  Gesetz  nicht  an,  so  löst  er  die 
Kammern  auf,  und  kann  die  Bestätigung  nicht  verweigern,  wenn 
der  Beschluss  der  neuen  Kammern  mit  dem  der  aufgelösten  Kam- 
mern übereinstimmt«.  Daneben  war  aber  vorgesehen  die  Be- 
stimmung des  Artikels  45  des  Entwurfs:  »Dem  Könige  steht  die 
vollziehende  Gewalt  zu  .  .  .  Er  befiehlt  die  Verkündigung  der  Ge- 
setze«. Aus  dieser  Formulierung  des  Artikels  55  mit  seinem 
dritten  Satze  und  dem  an  des  letzteren  Statt  gestellten  Antrage 
der  Abgeordneten  Berends  und  Zenker  nun  aber,  d.  h.  aus  der 
Tatsache,  dass  dieser  dritte  Satz  bezw.  dieser  Antrag  hinter  den 
zwei  ersten  Sätzen  des  Artikels  55  angereiht  bezw.  gestellt  wurde, 
ergibt  sich  deutlich,  dass  man  hinter  der  Verkündigung  des  Ar- 
tikels 45    keineswegs    zugleich    die   freie,    selbständige,    materielle 
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Funktion  der  Sanktionierung  erblickte.  Sonst  hätte  der  dritte 
Satz  des  Artikels  55  bezw.  der  zweite  Satz  des  Antrags  jener 
beiden  Abgeordneten  seinen  Platz  notwendig  bei  Artikel  45,  als 
mit  demselben  innerlich  zusammengehörig,  als  eine  Modifikation 
und  Durchbrechung  des  in  ihm  angeblich  liegenden  königlichen 
Sanktionsrechts,  finden  müssen,  während  der  im  Antrag  der  bei- 
den Abgeordneten  sich  findende  erste  Satz  »Der  König  bestä- 
tigt die  Gesetze«  als  überflüssig  hätte  ganz  unterbleiben  müssen. 
Ja,  an  der  obigen  Tatsache  zeigt  sich  klar,  dass  der  Austrag  des 
Prozesses  der  materiellen  Gesetzgebung,  bestehe  er  nun  in  Sank- 
tionierung oder  in  etwas  anderem,  zur  gesetzgebenden  und  nicht 
zur  vollziehenden  Gewalt,  wie  die  Verkündigung,  gerechnet  wurde. 
Hienach  aber  ist  es  ganz  verkehrt,  die  P'estlegung  des  Sanktions- 
rechts des  preussischen  Monarchen  in  dem  von  der  vollziehenden 
Gewalt  handelnden  Artikel  45  der  Verfassung  zu  suchen.  Wenn 
der  Gesetzgeber  dieses  Recht  in  der  Verfassung  hätte  normieren 
wollen,  so  hätte  er  dies  an  anderer  Stelle,  nämhch  da.  wo  von 
der  gesetzgebenden  Gewalt  die  Rede  ist,  getan.  Er  hat  aber, 
wie  schon  erwähnt,  auf  eine  solche  Normierung  überhaupt  ver- 
zichtet. Die  Begründung  des  Sanktionsrechts  des  Monarchen  ist 
vielmehr  ausserhalb  der  Verfassung  zu  suchen.  Und  sie  findet 
sich,  vom  sog.  Geiste  des  Deutschen  Staatsrechts  und  anderem 
abgesehen,  in  dem  durch  die  Verfassung  nicht  aufgehobenen,  viel- 
mehr von  ihr  vorausgesetzten  §  I  des  13.  Titels  des  2.  Teils  des 
Allgemeinen  Landrechts,  wo  bestimmt  ist:  »Alle  Rechte  und 
Pflichten  des  Staats  gegen  seine  Bürger  vereinigen  sich  in  dem 
Oberhaupte  desselben«  und  wo  dem  Monarchen  also  das  Recht 
auf  Trägerschaft,  auf  Innehabung  der  Staatsgewalt  und  damit 
auch  das  Sanktionsrecht  zuerkannt  ist.  Wenn  dem  aber  so  ist, 
dann  fällt  in  sich  zusammen,  was  Fricker  auf  Grund  von  Artikel 
62  und  45  der  preussischen  Verfassung  über  das  Verhältnis  von 
Artikel  5  und  17  der  Reichsverfassung  sagt,  und  dies  umsomehr 
als  ja,  worauf  schon  Laband  hingewiesen  hat,  die  Dinge  hier  und 
dort  überhaupt  nicht  gleich,  sondern  verschieden,  und  zwar  nicht 
zu  gunsten  des  in  Artikel  17  der  Reichsverfassung  genannten 
Organs,  des  Kaisers,  liegen,  insofern  nach  der  preussischen  Ver- 
fassung dasjenige  Organ,  dem  in  Artikel  45  die  Funktion  der 
Verkündigung  zugesprochen  wird,  auch  in  Artikel  62  eine  Rolle 
spielt,  während  nach  der  Reichsverfassung'  dasjenige  Organ,  dem 
in   Artikel    17    jene    Funktion   zuerkannt    wird,    in    Artikel   5    gar 
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nicht  figuriert. 

Unzutrefifend  ist  es  sodann  aber  auch,  wenn  Fricker  mit  der 
angegebenen,  von  Laband  stammenden  Gestaltung  des  Begriffs 
der  Sanktion,  derzufolge  die  letztere  als  die  Erteilung  des  Ge- 
setzesbefehls zu  charakterisieren  wäre  ,  operiert  und  von  dieser 
Basis  aus  dazu  gelangt,  die  Festlegung  der  Sanktion  aus  dem 
Grunde  in  Artikel  17  zu  erblicken,  weil  hier  und  nur  hier  in  der 
Verkündigung  ein  Gesetzesbefehl  in  Rede  stehe.  Fricker  verfällt 
hiebei  in  einen   doppelten  Fehler. 

Einmal  macht  er  einen  falschen  Schluss.  Befehl  und  Befehl 
kann  ja  doch  zweierlei  sein,  je  nachdem  es  sich  um  einen  ma- 
teriellen, d.  h.  die  Bestimmung  und  Entscheidung  in  der  Sache 
bedeutenden  oder  um  einen  bloss  formellen,  d.  h.  jene  Entschei- 
dung nur  nach  aussen  vermittelnden  Befehl  handelt.  Wer  zu- 
ständig ist,  den  formellen  Befehl  zu  erteilen,  der  braucht  keines- 
wegs auch  zuständig  zu  sein,  den  materiellen  Befehl  zu  erteilen. 
Denn  eine  Funktion  von  materieller  und  eine  solche  von  bloss 
formeller  Bedeutung  können  ebenso  gut  getrennt  wie  in  einer 
Hand  vereinigt  sein.  Sanktion  und  Verkündigung  sind  nun,  so- 
fern man  bei  ihnen  überhaupt  von  Befehlen  reden  will  und  kann, 
in  der  Tat  Befehle  verschiedenen  Charakters,  und  zwar  eben  in 
der  Richtung,  dass  die  letztere  ein  formeller,  die  erstere  dagegen 
ein  materieller  Befehl  ist,  wie  denn  auch  Laband,  von  dem,  wie 
erwähnt,  die  Charakterisierung  der  Sanktion  als  Erteilung  des 
Gesetzesbefehls  stammt,  bezüglich  derselben  im  Unterschiede  von 
der  Verkündigung  von  solcher  materieller  Bedeutung  ausgeht. 
Wenn  nun  die  Sache  so  liegt,  dann  ist  es  doch  zweifellos  ver- 
kehrt, durch  den  angeblichen  Befehlscharakter  der  Sanktion  sich 
zu  dem  Schluss  verleiten  zu  lassen,  dass  hinter  der  Verkündi- 
gung, insofern  sie  angeblich  eben  einen  Befehl  bedeute  und  von 
einem  solchen  sonst  hinsichtlich  der  Gesetzgebung  nirgends  in 
der  Reichsverfassung  die  Rede  sei,  die  Sanktion  stecke. 

Sodann  aber  ist  es  überhaupt  unrichtig,  die  Sanktion  als  Be- 
fehl zu  charakterisieren.  Und  das  gleiche  gilt  auch  von  der 
Verkündigung.  Wäre  nämlich  die  Charakterisierung  als  Gesetzes- 
befehl richtig,  so  müsste  jedes  Gesetz  einen  Befehl  enthalten. 
Das  ist  aber  keineswegs  der  Fall.  Vielmehr  stellen  sich  verschie- 
dene Gesetze,  um  von  der  grossen  Zahl  der  nicht  befehlenden 
Gesetze  anderer  Art  zu  schweigen,  geradezu  als  Ermächtigungen 
und    Privilegierungen    dar.     Dass  Fricker    die    Verkündigung    der 
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Reichsgesetze  trotzdem  als  Befehl  bezeichnet,  kommt  wohl  davon 
her,  dass  in  Artikel  17  der  Reichsverfassung  von  Anordnungen  und 
Verfügungen  des  Kaisers  die  Rede  ist  und  die  Verkündigung  dazu 
gehört.  Allein  Anordnung  und  Verfügung  einerseits  und  Befehl 
andrerseits  sind  keineswegs  identische  Begrifife,  vielmehr  ist  Be- 
fehl der  engere,  Anordnung  und  Verfügung  der  weitere,  sowohl 
den  Befehl  als  auch  anderes  in  sich  fassende  Begriff.  Dass  aber 
LabaJid  die  Sanktion  als  Erteilung  des  Gesetzesbefehls  erklärt, 
daran  ist  vielleicht  der  Umstand  schuld ,  dass  die  Sanktion  ein 
Ausfluss  der  Staats  g  e  w  a  1  t  ist.  Indessen  erschöpfen  sich  die 
Aeusserungen  der  Staatsgewalt  keineswegs  im  Befehlen.  Und 
so  erschöpfen  sich  auch  die  Aeusserungen  der  Staatsgewalt  auf 
dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  ganz  naturgemäss  ebenfalls  nicht 
im  Befehlen.  Es  geht  also  nicht  an,  die  Sanktion  als  Erteilung 
des  Gesetzesbefehls  zu  bezeichnen.  Und  dies  ist  auch  bezüglich 
der  Verkündigung  der  Fall. 

Was  ist  die  Sanktion  nun  aber  dann }  Richtiger  denn  als 
Erteilung  des  Gesetzesbefehls  bezeichnet  man  dieselbe  als  Gesetzes- 
e  r  1  a  s  s.  Denn  diese  Bezeichnung  passt  sowohl  den  befehlenden 
als  auch  den  ermächtigenden  oder  gar  privilegierenden  und  den 
nichtbefehlenden  Gesetzen  anderer  Art  gegenüber.  Freilich  be- 
darf dieselbe  noch  der  näheren  Präzisierung.  Zu  diesem  Zweck 
aber  hat  man  sich  mit  den  verschiedenen  Bedeutungen  des  Aus- 
drucks »Gesetzeserlass«  abzufinden.  Hiebei  nun  ist  von  jener  Be- 
deutung, bei  der  Materielles  und  Formelles  zusammenfiiesst,  ab- 
gesehen wieder  eine,  übrigens  weniger  gebräuchliche,  formelle, 
d.  h.  die  Bekanntmachung  des  gesetzgeberischen  Willens  betreffende 
und  eine  materielle,  d.  h.  die  Bildung  des  letzteren  betreffende 
Bedeutung  zu  unterscheiden.  Es  ist  klar,  dass  die  Sanktion  nur 
ein  Gesetzeserlass  in  dieser  materiellen  Bedeutung  ist  und  sich 
vom  Gesetzeserlass  im  formellen  Sinne,  sofern  man  von  einem 
solchen  überhaupt  redet,  scharf  unterscheidet.  Die  Frage  ist  nur 
die,  was  Gesetzeserlass  in  materieller  Bedeutung  ist.  Diese  Frage 
aber  lässt  sich  nicht  einheitlich  beantworten.  Vielmehr  ist  zwischen 
einer  volleren  und  mehr  natürlichen  und  zwischen  einer  weniger 
vollen  und  weniger  natürlichen  Bedeutung  zu  unterscheiden.  Nach 
der  ersteren  Bedeutung  ist  Gesetzeserlass  im  materiellen  Sinne  die 
Entscheidung  und  Bestimmung  darüber,  ob  bezw.  dass  ein  Gesetz 
ins  Leben  treten  und  welchen  Inhalt  dasselbe  haben  soll.  Nach 
der  letzteren  Bedeutung  dagegen  ist  dieser  Gesetzeserlass  nur  die 
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Entscheidung  und  Bestimmung  darüber,  ob  bezw.  dass  ein  schon 
vereinbarter,  formulierter  Gesetzentwurf  Gesetz  werden  soll.  Es 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Sanktion  des  konstitu- 
tionellen deutschen  Staatsrechts  Gesetzeserlass  in  dieser  letzteren 
weniger  vollen,  weniger  natürlichen  Bedeutung  ist.  Und  Gierke 
hat,  um  dies  einzufügen,  im  Grunde  recht,  wenn  er  auf  S.  229  des 
6.  Bandes  der  Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht 
der  Gegenwart  mit  Bezug  auf  die  Sanktion  sagt:  »Der  Begriff  der 
Sanktion  ist  keineswegs  der  Ausdruck  eines  logisch  notwendigen 
Stadiums  der  Rechtserzeugung,  sondern  der  Ausdruck  eines  posi- 
tiven Verfassungssatzes  über  die  ungleiche  Beteiligung  der  ver- 
schiedenen staatlichen  Organe  an  der  Herstellung  des  Gesetzes- 
willens. Seine  wahre  Heimat  ist  das  Staatsrecht  der  konstitutio- 
nellen Monarchie.  Ihm  ist  er  allerdings  unentbehrlich :  allein  er 
folgt  hier  nicht  aus  dem  Wesen  des  Gesetzes,  sondern  aus  dem 
Wesen  der  Monarchie,  welches  Konzentration  der  höchsten  Ge- 
walt in  der  Hand  des  Monarchen  fordert.  Seine  Bedeutung  ist 
hier  die,  dass  mit  rechtlicher  Notwendigkeit  die  gesetzgeberische 
Willensbildung  sich  in  einem  abschliessenden  und  entscheidenden 
Willensakt  des  Monarchen  vollendet*.  Die  Sanktion  des  deut- 
schen konstitutionellen  Staatsrechts  mit  ihrer  spezifischen  Begren- 
zung ist  in  der  Tat  nicht  der  Ausdruck  eines  logisch  notwendigen 
Stadiums  der  Gesetzeserzeugung.  Sie  ist  nicht  Gesetzeserlass  im 
vollen,  natürlichen,  sondern  nur  in  beschränkterem  Sinne  und,  wie 
gesagt,  die  Entscheidung  und  Bestimmung  darüber,  ob  bezw.  dass 
ein  schon  vereinbarter,  formulierter  Gesetzentwurf  Gesetz  werden 
soll.  Aber  sie  ist,  wie  der  Gesetzeserlass  im  vollen  Sinne,  von 
eminent  materieller  Bedeutung  und  daher  etwas  ganz  und  gar 
anderes  als  die  Gesetzesverkündigung,  die  von  rein  formeller  Be- 
deutung ist. 

Sie  braucht  daher  keineswegs  mit  dieser  in  ein  und  derselben 
Hand  vereinigt  zu  sein.  Freilich  ist  es  sehr  wohl  möglich  und 
z.  B.  in  den  deutschen  monarchischen  Einzelstaaten  in  der  Tat 
so,  dass  das  mit  dem  foi'mellen  Gesetzeserlass,  der  Verkündi- 
gung, betraute  Organ  zugleich  den  materiellen  Gesetzeserlass,  die  \ 
Sanktion,  hat.  Und  so  wäre  es  auch  möglich,  dass  der  Kaiser, 
dem  im  Reiche  die  Verkündigung  zukommt,  ebenfalls  zugleich  die 
Sanktion  zu  erteilen  hätte.  Allein  dies  wäre  eben  eigens  zu  be-  y 
weisen  und  zwar  in  der  Weise,  dass  nachgewiesen  würde,  dass 
dem  Kaiser  die  Entscheidung  und  Bestimmung  darüber,  ob  bezw 
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dass  ein  vom  Bundesrat  und  Reichstag  vereinbarter,  formulierter 
Gesetzentwurf  Gesetz  werden  soll,  zukomme.  Diesen  Nachweis 
hat  F^'icker  jedoch  nicht  erbracht. 

Er  weist  nur  darauf  hin,  dass  der  Kaiser  in  Art.  17  als  beson- 
deres, unmittelbares  Reichsorgan  erscheine.  Indessen  ist  dieser 
Gesichtspunkt  schon  insofern  gebrechlich,  als  Fricker  demselben 
nicht  für  sich  allein,  sondern  nur  im  Verein  mit  jenem  andern 
Moment,  demzufolge  die  Sanktion  in  der  Erteilung  des  Gesetzes- 
befehls bestehen  und  ein  solcher  in  Artikel  17  und  nur  in  Artikel 
17  in  Rede  stehen  soll,  Bedeutung  beimisst,  die  Richtigkeit  dieses 
letzteren  Moments  aber  soeben  zu  widerlegen  versucht  worden  ist. 
Er  fällt  aber  ganz  und  gar  hin,  insofern  mit  ihm  selber  an  sich 
nichts  Rechtes  anzufangen  ist.  Fricker  unterlässt  auch  anzugeben 
und  zu  begründen,  wieso  denn  jener  Gesichtspunkt  für  ein  kaiser- 
liches Sanktionsrecht  sprechen  soll. 

Unter  Berufung  darauf,  dass  der  Kaiser  nach  Artikel  17  »im 
Namen  des  Reichs«  die  Gesetze  ausfertige  und  verkündige,  weist 
er  nur  darauf  hin,  dass  der  Kaiser  nicht  im  Auftrage  des  Bundes- 
rats, sondern  auf  Grund  der  Verfassung  handle.  Allein  hiemit  ist 
kein  Beweis  erbracht,  sondern  nur  die  Art  der  kaiserlichen  Selb- 
ständigkeit angegeben.  Aus  dieser  Selbständigkeit  folgt  jedoch  in 
Wahrheit  nicht  das  mindeste  für  ein  kaiserliches  Sanktionsrecht. 
Sollte  dem  Kaiser  das  Sanktionsrecht  zustehen,  so  müsst  es  eine  Selb- 
ständigkeit von  ganz  anderer  Beschaffenheit  sein.  Dann  müsste 
er  die  Selbständigkeit  des  Gewaltträgers  besitzen.  Denn  im  Deut- 
schen Reiche  kommt  das  Sanktionsrecht  wie  in  den  deutschen 
Monarchieen  dem  Träger  der  Gewalt  zu.  Diese  Stellung  aber 
hat  der  Kaiser  nicht.  Dies  geht  unter  anderem  deutlich  eben 
aus  der  von  Fricker  zu  seinen  eigenen  Gunsten  ins  Feld  geführten, 
im  Grunde  aber  gegen  ihn  sprechenden  rechtlichen  Tatsache  her- 
vor, dass  der  Kaiser  die  Gesetze  »im  Namen  des  Reichs«  aus- 
fertigt und  verkündigt.  Wenn  er  dies  nämlich  »im  Namen  des 
Reichs«  tut,  so  mag  darin  liegen,  dass  er  nicht  im  Auftrag  des 
Bundesrats  handelt,  es  Hegt  darin  aber  auch  —  und  dies  ist  die 
andere,  hier  entscheidende  Seite  —  dass  er  in  fremdem  und  nicht 
in  eigenem  Namen  handelt.  Der  Träger  der  Gewalt  dagegen  han- 
delt begriffsnotwendig  im  eigenen  Namen. 

Fricker  bestreitet  freilich  die  Tauglichkeit  des  Begriffs  des 
Trägers  der  Gewalt  und  sagt  unter  anderem  auf  S.  22  seiner  Ab- 
handlung am  Schlüsse  der  auf  diesen  Begriff  bezüglichen  Erörte- 


270 


Dr.  Franz  Schmid : 


rung:  »Die  Frage  nach  dem  Gesetzgeber  hat  unmittelbar  nichts 
mit  dem  Träger  der  Gewalt  zu  tun.  Die  konkrete  Verfassung 
allein  kann  uns  sagen,  wer  das  Gesetzgebungsorgan  sei.«  Dem- 
gegenüber ist  jedoch  mit  Georg  Meyer,  der  sich  auf  S.  9 — 18 
seiner  auf  den  »Anteil  der  Reichsorgane  an  der  Reichsgesetz- 
gebung« bezüglichen  Abhandlung  über  den  Begriff  des  Trägers 
der  Gewalt  verbreitet,  geltend  zu  machen,  dass  der  Begriff  des 
Trägers  und  ein  notwendiger  Zusammenhang  der  Trägerschaft 
und  der  Gesetzgeberschaft  durch  das  Wesen  des  Staates  aller- 
dings nicht  gefordert  ist,  dass  aber  die  Dinge  in  dieser  Beziehung 
in  Deutschland  tatsächlich  besonders  liegen.  Es  hat  ja  nicht  nur 
Artikel  57  der  Wiener  Schlussakte  bestimmt,  dass  die  gesamte 
Staatsgewalt  in  dem  Oberhaupte  des  Staats  vereinigt  bleiben  muss, 
sondern  es  haben  auch  fast  sämtliche  deutsche  Verfassungen  selber 
den  Grundsatz  aufgestellt,  dass  der  Monarch  alle  Rechte  der  Staats- 
gewalt in  sich  vereinigt.  Die  am  meisten  ins  Gewicht  fallende 
preussische  Verfassung  freilich  spricht  diesen  Grundsatz  nicht  aus. 
Das  verschlägt  aber  nichts.  Derselbe  findet  sich  dafür  an  ande- 
rem Orte,  nämlich,  wie  schon  oben  erwähnt,  im  Allgemeinen  Land- 
rechte niedergelegt,  das  in  §  i  des  13.  Titels  des  2.  Teils  be- 
stimmt: »Alle  Rechte  und  Pflichten  des  Staats  gegen  seine  Bür- 
ger vereinigen  sich  in  dem  Oberhaupte  desselben«,  eine  Bestim- 
mung, die  durch  die  Verfassung  keineswegs  aufgehoben  ist,  viel- 
mehr neben  derselben  weiter  gilt,  ja  von  ihr  geradezu  voraus- 
gesetzt wird.  Der  Begriff  des  Trägers  der  Gewalt  hat  daher  um 
jenes  Grundsatzes  willen  neben  dem  Begriff  des  Organs  einen 
guten  Sinn.  Ja,  er  ist  geradezu  unentbehrlich.  Wir  finden  densel- 
ben denn  auch  in  der  deutschen  Staatsrechtswissenschaft  so  sehr 
eingebürgert,  dass  er  zu  deren  Inventar  gehört.  Wir  finden  aber 
ausserdem,  dass  derselbe  bezw.  die  Vorstellung  von  dem,  was  er 
bedeutet,  auch  sonst,  z.  B.  in  parlamentarischen  Verhandlungen 
seit  langem  geläufig  ist.  Wenn  dem  aber  so  ist  und  wenn  man  fer- 
ner in  Betracht  zieht,  dass  das  Reich  auf  den  Einzelstaaten  sich  auf- 
baut und  man  sich,  wie  früher  erwähnt  worden  ist,  bei  der  Grün- 
dung und  Organisierung  desselben  bezw.  des  den  Vorläufer  und  das 
Vorbild  des  Reichs  bildenden  Norddeutschen  Bundes  tunlichst  an 
die  hergebrachten  Anschauungen  und  Auffassungen  hielt,  so  darf 
man  mit  Fug  und  Recht  davon  ausgehen,  dass  man  auch  bei  der 
Feststellung  der  Verfassung  des  Reichs  bezw.  des  Norddeutschen 
Bundes  den  Begriff  des  Trägers  der  Gewalt,  den  Grundsatz,   dem 
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dieser  Begriff  entspricht,  hochgehalten  hat.  Würde  es  doch  jenem 
Konservatismus,  dem  man  bei  der  Gründung  des  Reiches  gehul- 
digt hat,  wenig  entsprechen,  wenn  ein  so  wichtiger  Begriff  wie 
der  Begriff  des  Trägers  der  Gewalt  und  der  ihm  entsprechende 
Grundsatz  über  Bord  geworfen  worden   wäre. 

Davon  kann  denn  auch  in  der  Tat  gar  keine  Rede  sein. 
Dies  bezeugt  uns  kein  Geringerer,  als  der  seinerzeitige  Präsident 
der  Bundes-Kommissarien,  Ministerpräsident  Graf  von  Bismarck- 
Schönhausen.  Derselbe  sprach  ja,  wie  ebenfalls  früher  des  näheren 
angeführt  worden  ist,  z.  B.  in  den  Sitzungen  des  verfassungbera- 
tenden Reichstags  des  Norddeutschen  Bundes  vom  ii.,  27.  und 
28.  März  1867  davon,  dass  den  deutschen  Fürsten  im  Bundesrate 
ihre  bisherige,  die  Trägerschaft  in  sich  schliessende,  Stellung  zu 
erhalten  sei,  ja  er  sagte,  die  Sache  geradezu  auf  den  Begriff 
bringend  und  statt  des  Ausdrucks  »Trägerschaft«  nur  eine  andere, 
aber  gleichbedeutende  Bezeichnung  gebrauchend,  dass  diesen  Für- 
sten die  »Souveränität«  zu  wahren  sei.  Es  bleibt  also  nichts  an- 
deres übrig,  als  den  Begriff  des  Trägers  der  Gewalt  auch  der 
Reichsverfassung  gegenüber  anzuerkennen. 

Der  Träger  der  Gewalt  aber  handelt,  wo  er  aktiv  wird,  be- 
griffsnotwendig in  eigenem  Namen.  Er  kann  in  keinem  anderen 
Namen  handeln.  Denn  auf  ihn  geht  alle  Gewalt  zurück.  Dann 
aber  ist  der  Kaiser  nicht  Träger  der  Gewalt.  Dies  geht  unter 
anderem  eben  daraus  hervor,  dass  er  nach  Artikel  17  nicht  im 
eigenen,  sondern  im  Namen  des  Reichs  handelt.  Wenn  er  aber  nicht 
Träger  der  Gewalt  ist,  dann  steht  ihm  auch  das  Sanktionsrecht  nicht 
zu.  Dasselbe  steht  ihm  selbstverständlich  nicht  der  Innehabungnach 
zu.  Es  steht  ihm  aber,  worum  es  sich  allenfalls  handeln  könnte,  auch 
nicht  der  Ausübung  nach  zu.  Der  Ausübung  nach  könnte  ihm  dieses 
Recht  allenfalls  zustehen,  wenn  der  Träger  der  Gewalt  im  Reiche  etwa 
das  Volk  wäre,  wiez.  B.  in  Belgien,  wo  die  Verfassung  auf  dem  Grund- 
satz der  Volksouveränität  beruht  und  die  Ausübung  des  Sanktions- 
rechts der  Verfassung  gemäss  nicht  beim  Träger  der  Staatsgewalt, 
beim  Volk,  liegt,  sondern  dem  König  zukommt^  Allein  im  Deutschen 
Reiche  ist  der  Träger  der  Gewalt  eben  nicht  das  wenig  aktionsfähige 
Volk,  sondern  ein  durchaus  handlungsfähiges  Organ,  der  Bundes- 
rat. Hier  spricht  daher  die  Präsumption  ganz  entschieden  dafür; 
dass  der  Träger  des  Sanktionsrechts  zugleich  der  Ausüber  des- 
selben ist.  Und  wer  dem  gegenüber  dem  Kaiser  die  Ausübung 
des  Sanktionsrechts  zuschreibt,  hat  diese  Präsumption  gegen  sich 
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und  eigens  zu  widerlegen.  Eine  solche  Widerlegung  gibt  es  jedoch 
so  wenig,  dass  jene  Präsumption  vielmehr  z.  B.  in  Artikel  7,  Ziffer  i 
der  Reichsverfassung  ihre  Erhärtung  findet.  Es  ist  auch  gar  nicht 
einzusehen,  wie  es  gekommen  sein  sollte,  dass  die  Ausübung  des 
so  wichtigen  und  so  fundamentalen  Sanktionsrechts  von  der  Inne- 
habung  desselben  getrennt  worden  wäre.  Welches  Recht  sollte 
der  Bundesrat  als  Träger  der  Reichsgewalt  überhaupt  ausüben, 
wenn  er  das  Sanktionsrecht  nicht  ausübt.'^  Hienach  hängt  das 
Sanktionsrecht,  nicht  bloss  was  die  Innehabung,  sondern  auch 
was  die  Ausübung  desselben  betrifft,  sehr  wohl  mit  der  Trä- 
gerschaft zusammen,  und  es  ist  unrichtig,  wenn  Frickej'  auf 
S.  21  und  22  seiner  Abhandlung  auf  die  Ausübung  des  Sank- 
tionsrechts zuspitzend  meint;  »Es  wäre  in  der  Tat  schlimm,  wenn 
der  Träger  der  Gewalt  eine  notwendige  Stelle  in  der  Schlussfolge 
einnehmen  müsste.  Wir  können  ihn  für  unsere  Frage  recht  wohl 
entbehren  .  .  .,  denn  der  Satz:  nur  der  Träger  der  Gewalt  kann 
Gesetzgeber  sein  —  ist  nicht  richtig.  .  .  .  Die  Frage  nach  dem 
Gesetzgeber  hat  es  ja  lediglich  mit  der  wirklichen  Gesetzgebung, 
der  Ausübung  des  Gesetzgebungsrechts  zu  tun«.  Nein,  die 
Frage  nach  dem  Gesetzgeber  hat  es  bei  gründlichem  Zuwerkegehen 
nicht  bloss  und  nicht  in  erster  Linie  mit  der  Ausübung  des  Ge- 
setzgebungsrechts zu  tun  und  die  Frage  der  Ausübung  des  Gesetz- 
gebungsrechts hängt  zusammen  mit  der  Frage  der  Trägerschaft. 
Es  kann  also  keinem  Zweifel  unterliegen :  Die  von  Fricker 
ins  Feld  geführte  Selbständigkeit  des  Kaisers,  nach  der  derselbe 
nicht  im  Auftrage  des  Bundesrats,  sondern  im  Namen  des  Reichs 
und  kraft  der  Verfassung  die  Gesetze  ausfertige  und  verkündige, 
beweist  nichts  für  ein  Sanktionsrecht  des  Kaisers.  Dieses  Recht 
kommt  vielmehr  dem  Träger  der  Gewalt  zu.  Dieser  Stellung, 
dieser  höheren  Art  von  Selbständigkeit  aber  erfreut  sich  der 
Kaiser  nicht.  Denn  er  handelt,  um  von  anderem  abzusehen,  nicht 
in  eigenem  Namen,  sondern  im  Namen  des  Reichs,  während  der 
Träger  der  Gewalt  begriffsnotwendig  in  eigenem  Namen  handelt. 
Hiezu  stimmt  es  auch  ganz  gut,  wenn  in  der  Sitzung  des  ver- 
fassungberatenden Reichstags  des  Norddeutschen  Bundes  vom 
23.  März  1867  einerseits  der  Abgeordnete  Miguel  die  Selbstän- 
digkeit des  Bundespräsidiums,  des  Vorläufers  des  Kaisers,  zwar 
konstatierte,  keineswegs  aber  so  weit  ging,  aus  derselben  ein 
präsidiales  Sanktionsrecht  herzuleiten,  und  andererseits  der  Ab- 
geordnete   voji  Sybel  an    der  Stellung    des    Bundespräsidiums  die 
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Befugnis,  in  eigenem  Namen  zu  handeln,  die  Trägeischaft  ver- 
misste.  Miguel  sagte  nämlich,  hierin  mit  Fricker  sehr  übereinstim- 
mend: Ich  bitte  die  verehrten  Herren  einmal  die  Artikel  ii,  17 
und  18  des  Entwurfs  zu  vergleichen;  da  wird  man  klar  und  deutlich 
finden,  dass  das  Präsidium  kraft  eigenen  Rechts«  (d,  h.,  wie  die 
gleich  folgenden  Worte  zeigen,  nicht  etwa  kraft  Trägerschaftsrechts, 
sondern  kraft  der  Verfassung)  »und  nicht  kraft  Auftrags  des  Bun- 
desrats und  gewissermassen  als  Mehrheitsvertreter,  eine  wahre 
Exekutive  hat«,  um  dann  aber  unter  anderem  fortzufahren  :  »Das 
Präsidium  hat  die  auswärtige  V  e  r  k  i^i  n  d  i  g  u  n  g  der  Ge- 
setze« (d.  h.,  wie  besonders  das  »auswärtig«  beweist,  eine  for- 
melle Funktion,  hinter  der  Miquel  sicherlich  nicht  die  Sanktion 
vermutete).  Von  Sybel  aber  charakterisierte  die  Stellung  des  Mo- 
narchen einer  konstitutionellen  Monarchie  im  Unterschiede  von 
der  Stellung  des  Bundespräsidiums  unter  anderem  dahin:  »Er<' 
(der  Monarch  einer  konstitutionellen  Monarchie)  »ist  .  .  .  formell 
und  offiziell  der  Inhaber  der  gesamten  legislativen  Gewalt,  und 
nur  unter  seinem  Namen«  (im  Gegensatze  zu  dem  seitens  des 
Präsidiums  »im  Namen  des  Reichs«  stattfindenden  Handeln)  »wer- 
den die  Gesetze  verkündet  und  gehandhabt«  und  sprach  dem 
Bundespräsidium  eine  solche  Stellung  eines  konstitutionellen  Mon- 
archen ab  mit  den  Worten  :  »Unser  Entwurf  .  .  .  hat  keinen 
monarchischen  Träger  der  höchsten  Staatsfunktion,  der  Legis- 
lative«. 

Nach  alledem  aber  fällt  auch  das  letzte  Argument  Fricker^ 
und  damit  dessen  ganze  Beweisführung.  Für  die  Gezwungen- 
heit und  Künstlichkeit  dieser  letzteren  ist  bezeichnend ,  was 
Fricker  zum  Schlüsse  ausführt.  Er  sagt  nämlich  auf  S.  35  und 
36  seiner  Abhandlung:  »Der  Nachweis <;  (»der  Unmöglichkeit  einer 
Verpflichtung  des  Kaisers«)  »kann  .  .  .  nicht  erbracht  werden. 
Die  Verpflichtung,  von  der  es  sich  hierbei  allein  handeln  kann, 
ist  die  Verpflichtung  durch  die  Verfassung,  nicht  eine  aus  der 
Autorität  eines  anderen  Organs  fliessende  Verpflichtung.  Es 
fragt  sich,  ob  die  Annahme,  dass  der  Kaiser  verpflichtet  sei,  die 
vom  Bundesrat  begonnene  Gesetzgebung  zu  vollenden,  mit  der 
Ansicht,  dass  ihm  als  besonderem  Organ  des  Reiches  die  Er- 
lassung der  vom  Bundesrat  beschlossenen  Gesetze  zukommt,  sich 
vereinigen  lasse.  Diese  Frage  muss  ich  bejahen.  Denn  wenn 
man  auch  die  Sanktion  als  Erteilung  des  Gesetzesbefehls  aufl"asst 
und  folgeweise  dem  Kaiser  die  Sanktion  zuschreibt,  so  folgt  doch 
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nicht  mit  Notwendigkeit  die  Freiheit  des  Kaisers  hinsichthch  der- 
selben. Der  Satz,  dass  die  Sanktion  frei  sein  müsse,  ist  aus  der 
Monarchie  abstrahiert  und  hat  keine  absolute  Geltung.  Der  Be- 
griff einer  Verpflichtung  zur  Erteilung  eines  Befehls  enthält  keinen 
inneren  Widerspruch.  Würde  diese  Verpflichtung  auf  dem  Be- 
fehl eines  anderen  Organs  beruhen,  so  könnte  die  Frage  aufge- 
worfen werden ,  ob  nicht  der  vom  untergeordneten  Organ  erlas- 
sene Befehl  in  Wahrheit  als  vom  höheren  Organ  erlassen  anzu- 
sehen wäre.  Wenn  aber  die  Verpflichtung,  einen  Befehl  zu  er- 
lassen, unmittelbar  und  ohne  Dazwischenkunft  einer  höheren  Au- 
torität in  der  Verfassung  begründet  ist,  so  liegt  die  Sache  ganz 
anders.  Der  Kaiser  und  nur  der  Kaiser  erlässt  das  Gesetz,  auch 
wenn  er  verfassungsmässig  dazu  verpflichtet  ist.  Eine  verfassungs- 
mässige Verpflichtung  und  Beschränkung  des  Gesetzgebers  ist 
keineswegs  durch  das  Wesen  der  Gesetzgebung  ausgeschlossen. 
Es  ist  nicht  richtig,  dass  Gesetzgebungsgewalt  und  Staatsgewalt 
identisch  seien.  Man  darf  nicht  die  Exekutive  ihrem  Wesen  nach 
für  unfrei  halten.  Die  Exekutive  ist  die  ursprünglichste  Staats- 
gewalt, die  immer  und  ganz  wesentlich  in  einem  Reste  ihre  ur- 
sprüngliche Freiheit  behält.  Aber  die  Exekutive  kann  beschränkt 
werden  durch  die  Gesetzgebung,  die  Gesetzgebung  nur  durch  die 
Verfassung.  Innerhalb  der  Verfassung  ist  also  der  Gesetzgeber  frei. 
Auch  der  Reichsgesetzgeber  ist  frei.  Diese  Freiheit  ist  zunächst  mit 
der  Schaffung  des  Gesetzesinhalts  verbunden.  Wäre  nun  auch  die 
Erlassung  des  formulierten  Gesetzes  unfrei,  so  hörte  diese  darum  nicht 
auf,  Gesetzgebung  zu  sein.  Die  Verfassung  einer  konstitutionellen 
Monarchie  könnte  den  Monarchen  verpflichten,  ein  mit  den  Ständen 
verabredetes  Gesetz  auch  wirklich  zu  erlassen,  also  zunächst  zu  sank- 
tionieren. Seine  Sanktion  würde  dann  Sanktion  und  Gesetzgebung 
bleiben  trotz  der  Verpflichtung.  Was  der  Kaiser  zu  tun  hat,  ist  ein 
wesentlicher  Teil  der  Gesetzgebung,  eine  wesentliche  Gesetzgebungs- 
funktion ;  nur  ihm  kommt  dieselbe  zu  ;  es  ist  sein  Wille,  der  das 
Gesetz  zum  Gesetz  macht,  mag  er  verpflichtet  sein,  diesen  Willen 
zu  haben  oder  nicht.  Dieser  Wille  kann  nicht  umgangen  werden, 
aber  zu  erzwingen  ist  er  nicht.  Wenn  der  verpflichtete  Kaiser 
das  Gesetz  nicht  erlässt,  so  verletzt  er  seine  Verfassungspflicht, 
aber  das  Gesetz  kommt  nicht  zu  stände«. 

In  diesen  Ausführungen  kommen  geradezu  die  Begriffe  ins 
Wanken.  Die  Sanktion  ist  doch,  mag  man  sie  nun  mit  Laband 
und  Frickej'  als  Gesetzesbefehl  oder  als  Gesetzeserlass  bezeichnen. 
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ihrem  Wesen  nach  frei.  Denn  dieser  materielle  Gesetzeserlass 
bedeutet  ja  die  Entscheidung  und  Bestimmung  darüber,  ob  bezw. 
dass  ein  Gesetzentwurf  Gesetz  werden  soll.  Einer  solchen  Ent- 
scheidung und  Bestimmung  aber  kommt  das  Merkmal  der  Frei- 
heit begrififsnotwendig  zu,  und  eine  Entscheidung  und  Bestimmung, 
die  unfrei  wäre  und  auf  Verpflichtung  irgend  welcher  Art  be- 
ruhte, gibt  es  nicht.  Es  ist  deshalb  ein  Widerspruch  in  sich 
selbst,  wenn  Fricker  meint,  die  Erlassung  des  formulierten  Ge- 
setzes hörte,  auch  wenn  sie  unfrei  wäre,  darum  nicht  auf,  Ge- 
setzgebung zu  sein,  und  unzutreffend,  wenn  er  sagt,  der  Satz, 
dass  die  Sanktion  frei  sein  müsse,  sei  aus  der  Monarchie  abstra- 
hiert und  habe  keine  absolute  Geltung.  Die  Sanktion  hat  aller- 
dings ihre  eigentliche  Heimat  in  der  konstitutionellen  Monarchie, 
aber  der  Satz,  dass  die  Sanktion  frei  sei,  ist  nicht  aus  der  kon- 
stitutionellen Monarchie  abstrahiert,  sondern  folgt  aus  dem  Wesen 
und  der  Bedeutung  der  Sanktion  und  hat  daher  absolute  Geltung. 
Uebrigens,  wenn  Fricker,  wie  es  offenbar  der  Fall  ist,  zugibt, 
dass  die  Sanktion  in  der  deutschen  konstitutionellen  Monarchie  frei 
ist,  so  hätte  er  schon  aus  diesem  Grunde  gut  daran  getan,  die 
Freiheit  der  Sanktion  auch  für  das  Reichsstaatsrecht  anzuerkennen. 
Denn  bei  der  Einrichtung  und  Organisierung  des  Deutschen 
Reichs  bezw.  des  Norddeutschen  Bundes  hat  man  ja,  um  früher 
schon  Angeführtes  aufs  neue  zu  wiederholen,  »in  dem  Chaos  der 
deutschen  Zustände  die  existierenden  realen  Kräfte  aufgesucht, 
nach  deren  Zahl  und  Mass  gesetzliche  Formen  zu  schaffen  ge- 
strebt, nach  Zahl  und  Mass  der  vorhandenen  realen  Kräfte  einen 
gesetzlichen  Boden  bemessen,  gesetzliche  Organe  herauszubilden 
gesucht,  die  allgemeine  Richtung  für  Kompetenz  und  Wirksamkeit 
dieser  Organe  definiert«,  kurz  möglichst  von  den  hergebrachten 
Auffassungen  sich  leiten  lassen  und  sich  tunlichst  an  die  gegebenen 
Verhältnisse  und  Gestaltungen  gehalten.  Solcher  Konservatismus 
aber  hätte,  wenn  nicht  überhaupt  und  an  sich  bloss  eine  freie 
Sanktion  möglich  wäre,  die  Uebertragung  der  in  den  konstitu- 
tionellen deutschen  Monarchieen,  den  Grundpfeilern  des  Reichs,  be- 
stehenden Freiheit  der  Sanktion  auf  das  Reich  zweifellos  gefor- 
dert. Fricker  hätte  daher,  da  er  die  Freiheit  der  Sanktion  für 
die  konstitutionelle  deutsche  Monarchie  zugibt,  schon  aus  die- 
sem Grunde,  wie  gesagt,  gut  daran  getan,  dieselbe  auch  für  das 
Reich  anzuerkennen.  In  erster  Linie  aber  hätte  er  sich  aus  dem  an- 
geführten,  anderen    inneren    Grunde    bewogen    fühlen  sollen,   sich 
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dazu  ZU  bekennen,  dass  die  Sanktion  überhaupt,  und  so  auch  im 
Reiche  frei  sei  und  sein  müsse.  Dass  er  dies  nicht  getan  hat, 
ist  um  so  unbegreiflicher ,  als  er  die  Freiheit  für  die  Schaffung 
des  Gesetzesinhalts  anerkennt.  Er  sagt  ja:  »Auch  der  Reichsge- 
setzgeber ist  frei.  Diese  Freiheit  ist  zunächst  mit  der  Schaffung 
des  Gesetzesinhalts  verbunden <;.  Man  sollte  nun  meinen,  er  würde 
etwa  in  der  Weise  fortfahren,  dass  er  sagte :  Diese  Freiheit  ist 
sodann  aber  und  namentlich  auch  mit  der  Gesetzessanktion  ver- 
bunden. Man  sollte  dies  mit  allem  Grund  und  Ernst  erwarten. 
Denn  wenn  die  gesetzgeberische  Willensbildung  in  ihrem  Anfange 
für  frei  erklärt  wird,  so  bleibt  konsequenterweise  nichts  anderes 
übrig,  als  dieselbe  auch  in  ihrem  Austrag,  in  ihrer  Vollendung 
für  frei  zu  erklären.  Statt  dessen  aber  fährt  Fricker  fort:  »Wäre 
nun  auch  die  Erlassung  des  formulierten  Gesetzes  unfrei,  so  hörte 
diese  darum  nicht  auf,  Gesetzgebung  zu  sein< .  Allein  dies  ist 
eben  ein  Verstoss  gegen  die  Logik  und  Ordnung  der  Dinge,  mit 
der  es  unvereinbar  ist,  dass  die  Sanktion,  die  ebenso  zur  gesetz- 
geberischen Willensbildung  gehört,  wie  die  Schaffung  des  Ge- 
setzesinhalts, ja  bei  dieser  Willensbildung  von  entscheidender  und 
ausschlaggebender  Bedeutung  ist,  als  möglicherweise  unfrei  ge- 
dacht wird,  während  die  Schaffung  des  Gesetzesinhalts  als  frei  er- 
achtet wird.  Fj'icker  sagt  freilich,  die  Verpflichtung  zur  Sank- 
tion, von  der  er  rede,  sei  keine  Verpflichtung  auf  Grund  des  Be- 
fehls eines  andern,  übergeordneten  Staatsorgans,  sondern  auf  Grund 
der  Verfassung,  es  sei  daher  der  Wille  des  zur  Sanktion  ver- 
pflichteten Organs ,  der  das  Gesetz  zum  Gesetz  mache ,  dieser 
Wille  könne  nicht  umgangen  werden,  aber  zu  erzwingen  sei  er 
nicht,  und  wenn  das  verpflichtete  Organ  das  Gesetz  nicht  erlasse, 
so  verletze  es  zwar  seine  Verfassungspflicht,  aber  das  Gesetz 
komme  nicht  zu  stände.  Indessen  liegt  hierin  nur  eine  weitere, 
noch  schlimmere  Abnormität.  Eine  Verpflichtung  auf  Grund  der 
Verfassung  ist  doch  durchaus  eine  wahre  und  eigentliche  Verpflich- 
tung, auch  wenn  die  Erzwingbarkeit  fehlt,  und  das  Gegenteil  der  Sank- 
tion, die  weder  eine  erzwingbare  noch  eine  unerzwingbare  Verpflich- 
tung, sondern  eine  freie  Befugnis  auf  Grund  der  Verfassung  ist.  Der 
Wille  des  auf  Grund  der  Verfassung  verpflichteten  Organs  ist  es  daher 
nicht,  der  das  Gesetz  zum  Gesetz  macht,  in  dem  Sinne  zum  Gesetz 
macht,  dass  dieses  Organ  der  eigentliche  Gesetzgeber  wäre.  Aller- 
dings ist  der  Wille,  die  Funktion  des  auf  Grund  der  Verfassung  ver- 
pflichteten Organs  nicht  zu  umgehen.    Und  wenn  dieses  Organ  mit 
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seiner  Funktion  versagt,  so  kommt  in  der  Tat  das  Gesetz  nicht 
zu  Stande.  Allein  diese  Nichtzustandebringung  des  Gesetzes  geht 
eben  nicht  auf  legalem  Boden,  sondern  auf  dem  Wege  der  Pflicht- 
verletzung, des  Verfassungsbruchs  vor  sich,  wie  denn  auch  Fricker 
selber  von  Verfassungsverletzung  spricht.  Mit  einem  solchen 
Falle  aber  hat  das  Staatsrecht  nichts  zu  tun.  Derselbe  weist 
vielmehr  über  die  Grenze  des  Staatsrechts  wie  des  Rechts  über- 
haupt hinaus.  Wenn  Frickei'  diesen  Fall  trotzdem  bei  seinen 
staatsrechtlichen  Ausführungen  in  Rechnung  nimmt ,  so  beweist 
dies  am  schlagendsten,  wie  bedenklich  seine  Beweisführung  ist. 

Fricker  hätte  seiner  Konstruktion  entsprechend  dreierlei  zu 
beweisen  gehabt,  nämlich,  dass  bei  der  Reichsgesetzgebung  der 
Reichstag  zu  einem  blossen  Veto,  der  Bundesrat  aber  zwar  zu 
positiver  Mitwirkung  berufen ,  jedoch  wie  der  Reichstag  auf  das 
Stadium  der  Gesetzesentwerfung  beschränkt,  der  Kaiser  dagegen 
mit  der  Sanktion  betraut  sei.  Statt  dessen  aber  dreht  sich  sein 
ganzes  eigentliches*  Beweisverfahren  im  Grunde  nur  um  einen 
Punkt,  nämlich  um  den  Versuch,  darzutun,  dass  dem  Kaiser  das 
Sanktionsrecht  zukomme,  w'ährend  er  es  bezüglich  der  andern 
beiden  Seiten  seiner  Konstruktion,  die  sich  auf  die  Stellung  des 
Bundesrats  und  des  Reichstags  beziehen,  bei  einer  nackten  Be- 
hauptung bewenden  lässt.  Ganz  begreiflich.  Ein  entsprechender 
Beweis  ist  eben  ganz  und  gar  unmöglich.  Freilich,  wenn  der 
Kaiser  mit  Sanktionsrecht  ausgestattet  wäre,  so  ergäbe  sich  hier- 
aus für  die  Stellung  des  Bundesrats  anscheinend  ohne  Beweis, 
fast  von  selber,  dass  derselbe  auf  das  Stadium  der  Gesetzesent- 
werfung beschränkt  wäre.  In  Wahrheit  jedoch  liegen  die  Dinge, 
wie  früher  an  der  Hand  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  der 
Ziffer  I  des  Artikels  7  der  Reichsverfassung  darzulegen  versucht 
worden  ist,  so,  dass  der  Bundesrat  weit  entfernt,  auf  das  Stadium 
der  Gesetzesentwerfung  beschränkt  zu  sein,  vielmehr  der  Inhaber 
des  Sanktionsrechts  ist.  Was  aber  die  Stellung  des  Reichstags 
und  die  Charakterisierung  der  ihm  auf  Grund  derselben  zustehen- 
den Befugnis  als  Vetobefugnis  betrifft,  so  passt  diese  Charakteri- 
sierung weder  für  die  Rolle ,  die  der  Reichstag  beim  Gesetz- 
gebungsvorgange überhaupt,  noch  für  diejenige,  die  er  im  Sta- 
dium der  Gesetzesentwerfung  im  Verhältnis  zur  Regierung  spielt. 
Im  ersteren  Falle  ist  diese  Charakterisierung  zw'ar  etwas  weniger 
anstössig.  Mit  der  Zuerkennung  eines  blossen  Vetos  an  den 
Reichstag  will  nämlich  eine  gewisse  Ünebenbürtigkeit  seiner  Stel- 
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lung  7Aim  Ausdruck  gebracht  werden.  Und  beim  Gesetzgebungs- 
vorgange überhaupt  steht  der  Reichstag  der  Regierung  in  der 
Tat  unebenbürtig  gegenüber,  insofern  diese  vor  ihm  durch  das 
Sanktionsrecht  ausgezeichnet  ist.  Allein  es  geht  nicht  an,  diese 
unebenbürtige  Stellung  als  Vetostellung  zu  bezeichnen.  Eine 
solche  Art  der  Bezeichnung  wäre  schon  deswegen  misslich,  weil 
hiedurch  eine  leicht  zu  Verwechslungen  führende  Kollision  mit 
dem  früher  durchaus  eingebürgerten  und  jetzt  noch  wohl  bekann- 
ten, wenn  auch  bedauerlichen  Sprachgebrauch  geschaffen  würde, 
demzufolge  unter  Veto  eine  entscheidende,  der  Regierung  und 
nicht  dem  Parlament  zukommende  (Sanktions-)Befugnis  zu  ver- 
stehen ist.  Entscheidend  aber  ist,  dass  der  Reichstag,  wie  gleich 
nachher  gezeigt  werden  soll ,  bei  der  Gesetzgebung  nicht  auf  ein 
blosses  Veto  beschränkt,  sondern  zu  positiver  Mitwirkung  berufen 
ist.  Diese  Gründe  nun  treffen  auch  für  das  Stadium  der  Gesetzes- 
entwerfung  zu.  Und  die  Charakterisierung  der  dem  Reichstag  zu- 
stehenden Rolle  als  Vetorolle  passt  daher  schon  insofern  auch 
für  dieses  spezielle  Gesetzgebungsstadium  nicht.  Dieselbe  ist  aber 
hier  um  so  weniger  am  Platze,  als  in  diesem  Stadium  Reichstag 
und  Reichsregierung  sich  vollständig  ebenbürtig  gegenüberstehen 
und  hier  deshalb  jede  Unebenbürtigkeitsbezeichnung  dieser  oder 
jener  Art  jeglicher  Berechtigung  entbehrt.  Fricker  freilich  ist 
anderer  Ansicht.  Er  beurteilt  den  Charakter  der  Stellung  des 
Bundesrats  und  des  Reichstags  im  Stadium  der  Gesetzesentwerfung 
verschieden  und  schreibt  jenem  allein  die  ;  positive«  Schaffung 
des  Gesetzesinhalts,  diesem  nur  ein  Veto  zu,  d.  h.  »ein  Recht,  die 
Aeusserung  des  gesetzgeberischen  Willens  zu  hindern,  wenn  dies 
auch  in  der  positiven  Form  der  Zustimmung  geschieht«. 

Indessen  braucht  man  sich  nur  Umfang  und  Art  der  dem 
Reichstag  zustehenden  Attribute  etwas  näher  anzusehen,  um  zu 
erkennen,  wie  wenig  Fricker  das  Richtige  trifft.  Diese  Attribute 
des  Reichstags  bestehen  darin,  dass  er  das  Recht  hat,  Gesetzent- 
würfe, die  ihm  vorgelegt  werden,  anzunehmen  oder  abzulehnen, 
dass  er  ferner  befugt  ist,  solche  Gesetzentwürfe  abzuändern,  und 
dass  es  ihm  endlich  zukommt,  selber  Gesetzentwürfe  aufzustellen 
und  vorzuschlagen.  Hienach  aber  bildet  der  Reichstag  keines- 
wegs nur  oder  in  erster  Linie  eine  hindernde  und  abwehrende 
Schranke  bei  der  Feststellung  des  Gesetzesinhalts.  Er  ist  hiebei 
vielmehr  auch  und  recht  eigentlich  zu  positiver  Mitwirkung,  zu 
positivem  Eingreifen  und  Gestalten  berechtigt,  überhaupt  mit  allen 
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Befugnissen  ausgerüstet,  mit  denen  man  nur  ausgerüstet  sein 
kann.  Die  Regierung,  d.  h.  der  Bundesrat,  hat  in  dieser  Beziehung 
nicht  das  mindeste  vor  ihm  voraus.  Im  Stadium  der  Gesetzes- 
entwerfung  Icommen  derselben  ja  ebenfalls  keine  anderen  Prädi- 
kate zu,  als  das  Recht  der  Initiative,  das  Recht  der  Zustimmung 
oder  Ablehnung  und  das  Recht  der  Abänderung.  Es  besteht 
hier  also  Ebenbürtigkeit  zwischen  Bundesrat  und  Reichstag.  Und 
wer  dem  Reichstage  gegenüber  von  einer  blossen  Vetorolle  spricht, 
der  kann  daher  im  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  dem  Bundes- 
rat auch  keine  andere  Stellung  zuerkennen.  Das  aber  ist  eine 
sehr  bedenkliche  Konsequenz.  Denn  eine  Vetorolle  auf  beiden 
Seiten  ist  ein  Unding.  Und  eine  solch  unliebsame  Konsequenz 
dürfte  ein  deutlicher  Fingerzeig  dafür  sein,  wie  unglücklich  das 
Unterfangen  ist,  die  Stellung  des  Reichstags  im  Stadium  der 
Feststellung  des  Gesetzesinhalts  als  Vetostellung  zu  charakteri- 
sieren. Nein,  derselbe  ist  hier  nicht  auf  ein  Veto  beschränkt, 
sondern  zu  ebenbürtiger  und  allseitiger  erspriesslicher  Mitwirkung 
berufen.  »Mitwirkungsrecht«,  das  ist  der  höhere  Begriff,  unter 
den  sich  die  Prädikate  des  Reichstags  subsumieren  lassen.  Diese 
Prädikate  sind  Ausfluss  eines  Mitwirkungs-,  nicht  eines  Vetorechts, 
das  vielmehr  seinerseits  ebenfalls  nur  ein  solcher  Ausfluss  ist. 
Man  braucht  dies  nur  deutlich  genug  auszusprechen  und  es  dürfte 
sofort  einleuchten,  wie  bedenklich  es  ist,  dem  Reichstag  gegen- 
über mit  dem  engen,  einseitigen  und  in  bedenklicher  Weise  an  Ne- 
gatives und  Gegensätzliches  erinnernden  Begriff  des  Vetos  zu 
operieren. 

Es  ist  dies  nicht  weniger  bedenklich,  als  wenn  man  die  be- 
ratende Stimme,  von  der  seinerzeit  die  Stände  in  Preussen  aus- 
gegangen sind,  als  bloss  warnende  Stimme  deuten  wollte.  Eine 
solche  warnende  Stimme  wäre  ja  das  Korrelat  des  Vetos.  Es 
würde  aber  sicherlich  Fricker  die  beratende  Stimme  nicht  als 
blosse  Warnung  charakterisieren  wollen.  Ganz  naturgemäss.  Wer 
zum  Berater  eines  andern  bestellt  ist,  dessen  Aufgabe  besteht 
doch  nicht  darin,  immer  nur  abzuraten  und  zu  warnen.  Nein,  der 
ist  dazu  berufen,  überhaupt  seine  Meinung  abzugeben.  Hiebei 
aber  wird  er  je  nach  den  obwaltenden  Umständen  das  einemal 
allerdings  Veranlassung  haben,  eine  Warnung  anzubringen,  das 
anderemal  jedoch  in  die  Lage  kommen,  seine  Billigung  kundzugeben 
und  ein  drittesmal  Gelegenheit  finden,  gewisse  Aenderungen  oder 
ganz  neue  Gesichtspunkte  und  Pläne  anzuregen.    Und  so  konnten 
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auch  die  preussischen  Stände  die  ihnen  zustehende  beratende 
Stimme  nach  allen  möglichen  Richtungen,  in  negativer  und  posi- 
tiver Weise  verwerten  und  sowohl  ihrer  Billigung  oder  Missbilli- 
gung Ausdruck  geben  als  auch  Aenderungen  oder  ganz  neue 
Gedanken  aufs  Tapet  bringen.  Wie  verhält  es  sich  nun  dem- 
gegenüber mit  der  beschüessenden  Stimme?  Die  Verschieden- 
artigkeit der  Richtungen,  nach  denen  die  ständischen  Kundgebungen 
zu  erfolgen  vermögen,  ist  bei  derselben  ganz  die  gleiche  wie  bei 
der  beratenden  Stim.me.  Die  rechtliche  Kraft  und  Bedeutung 
dieser  Kundgebungen  ist  allerdings  verschieden.  Sie  ist  bei  der 
beschüessenden  Stimme  grösser.  Allein  diese  höhere  Kraft  und 
Bedeutung  erhöht  das  Gewicht  der  ständischen  Kundgebungen 
nicht  etwa  bloss  nach  der  abwehrenden,  sondern  auch  nach  der 
positiven  Seite.  Sie  kommt  nach  allen  Richtungen  gleichmässig 
zur  Geltung.  Es  ist  daher,  wenn  es  verkehrt  wäre,  die  beratende 
ständische  Stimme  als  blosse  Warnung  zu  deuten,  ebenso  unrich- 
tig, die  beschliessende  ständische  Stimme  als  blosses  Veto  zu 
charakterisieren. 

Eine  solche  Charakterisierung  steht  auch  durchaus  im  Wider- 
spruch mit  der  Auffassung  der  Stellung  der  Volksvertretung,  wie 
sie  sich  in  denjenigen  deutschen  Verfassungen,  die  eine  allge- 
meine und  eigene  Umschreibung  jener  Stellung  geben,  ausdrück- 
lich ausspricht.  So  erklärt  z.  B.  §  78  der  sächsischen  Verfassungs- 
urkunde vom  4.  Sept.  1831:  »Die  Stände  sind  das  gesetzmässige 
Organ  der  Gesamtheit  der  Staatsbürger  und  Untertanen,  und  als 
solches  berufen,  deren  auf  der  Verfassung  beruhenden  Rechte  in 
dem  durch  selbige  bestimmten  Verhältnisse  zu  der  Staatsregierung 
geltend  zu  machen  und  das  unzertrennliche  Wohl  des  Königs  und 
des  Landes  mit  treuer  Anhänglichkeit  an  die  Grundsätze  der  Ver- 
fassung möglichst  zu  befördern«.  §  124  der  württembergischen 
Verf.-Urk.  vom  25.  Sept.  1819  fernerhin  besagt:  »Die  Stände  sind 
berufen,  die  Rechte  des  Landes  in  dem  durch  die  Verfassung  be- 
stimmten Verhältnisse  zum  Regenten  geltend  zu  machen.  Ver- 
möge dieses  Berufes  haben  sie  .  .  .  das  unzertrennliche  Wohl  des 
Königes  und  des  Vaterlandes  mit  treuer  Anhänglichkeit  an  die 
Grundsätze  der  Verfassung  zu  befördern.«  Und  Art.  127  des  re- 
vidierten Staatsgrundgesetzes  für  das  Grossherzogtum  Oldenburg 
vom  22.  Nov.  1852  lautet:  »Der  Landtag  ist  als  der  gesetzliche 
Vertreter  aller  Staatsbürger  und  des  ganzen  Landes  im  allgemei- 
nen berufen,  deren  auf  der  Verfassung  beruhenden  Rechte  geltend 
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ZU  machen  und  das  Wohl  des  Staats  mit  treuer  Anhängh'chkeit 
an  die  Verfassung  zu  befördern.«  Aehnlich  heisst  es  aber  auch 
in  anderen  Verfassungen,  wie  in  §  57  der  neuen  Landschaftsord- 
imng  für  das  Herzogtum  Braunschvveig  vom  12.  Okt.  1832,  in 
§  49  des  Grundgesetzes  für  Sachsen-Meiningen  vom  23.  Aug.  1829 
u.  s.  w.  Diese  Attribute  sind  denn  doch  zu  volltönend,  als  dass 
es  anginge,  dieselben  in  ihrer  Richtung  auf  die  Gesetzgebung  zu 
blossen  Vetobefugnissen  herabzustempeln.  Was  aber  hienach  für 
die  Volksvertretung  in  den  Einzelstaaten  gilt,  das  gilt  auch  für 
die  Volksvertretung  im  Reiche.  Denn  bei  der  Organisierung  des 
letzteren  hat  man  sich,  wie  schon  öfters  betont  worden  ist,  in 
solchen  grundsätzlichen  Dingen  an  die  hergebrachten  Anschauungen 
angeschlossen. 

Es  kann  also  keine  Rede  davon  sein ,  dass  der  Reichstag 
bei  der  Gesetzgebung  auf  ein  blosses  Veto  beschränkt  ist. 

Ebensowenig  aber  erschöpft  sich  die  gesetzgeberische  Tätig- 
keit des  Bundesrats  im  Stadium  der  Gesetzesentwerfung.  Die- 
selbe reicht  vielmehr  weiter.  Der  Bundesrat  ist  nach  dem,  was 
früher  auf  grund  der  geschichtlichen  Entwicklung  einerseits  und 
der  Ziffer  i  des  Artikels  7  verglichen  mit  Artikel  23  der  Reichs- 
verfassung andererseits  nachzuweisen  versucht  worden  ist,  zugleich 
der  Inhaber  des  Sanktionsrechts. 

Dem  Kaiser  dagegen  kommt  dieses  Recht  mit  nichten  zu. 
Dies  bestätigen  auch  folgende  Stimmen  der  Abgeordneten  von 
Gottberg ^  Dr.  K'öster,  Lasker,  von  Sybel,  von  Watzdorf  und  vofi 
Vincke  aus  dem  verfassungsberatenden  Reichstag  des  Norddeut- 
schen Bundes  vom  Jahre  1867.  Von  Gottberg  sagte  in  der  Sitzung 
vom  II.  März  unter  anderem:  »Ich  kann  nicht  leugnen,  dass  ich 
es  als  eine  Verbesserung  ansehen  würde,  wenn  gewisse  Garantieen 
...  in  den  Verfassungs-Entwurf  aufgenommen  werden  könnten. 
Als  solche  Garantieen  würde  ich  bezeichnen  .  .  .  die  Einführung 
eines  absoluten  Vetos  für  die  Präsidialmacht.  Dieses  absolute 
Veto  würde  die  Präsidialmacht  schützen  gegen  irgend  ein  ihr 
nachteiliges  Einverständnis  des  Reichstages  und  der  kleinen  Re- 
gierungen.« Dr.  K'öster  aber  äusserte  sich  in  der  gleichen  Sitzung 
dahin:  »Jenes  Gleichgewicht  der  Macht,  meine  Herren,  das  zu 
allen  Zeiten  für  die  Grundbedingung  jeder  freiheitlichen  Entwicke- 
lung  gegolten  hat,  finde  ich  in  der  uns  gemachten  Verfassungs- 
Vorlage  in  einem  hervorragenden  Grade  gewahrt.  Während  sie 
von  der  einen  Seite  Preussen  in  allen  Zweigen    des  Heerwesens, 
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der  Marine  und  der  auswärtigen  Angelegenheiten  eine  feste 
und  unbehinderte  Exekutive  sichert ,  gibt  sie  von  der  anderen 
Seite  dem  Reichstage,  im  Falle  seiner  Uebereinstimmung  mit  der 
Mehrheit  des  Bundesrats ,  nach  Abschnitt  2,  Artikel  4,  in  den 
13  dort  namhaft  gemachten  Fällen  das  Recht,  auch  gegen  den 
Willen  der  Präsidialmacht,  und  ohne  dass  dieser  ein  absolutes 
oder  suspensives  Veto  zustände,  Reichsgesetze  mit  verbindlicher 
Kraft  zu  erlassen.«  Lasker  sodann  erklärte  in  eben  derselben 
Sitzung:  »Wenn  ich  die  Besorgnis  hätte,  dass  es  möglich  wäre, 
dass  Preussen  in  wichtigen  Dingen <;  (tatsächlich)  »je  überstimmt 
werden  könnte  im  Bundesrate,  so  würde  ich  sagen,  diese  Ver- 
fassung hat  eine  sehr  wesentliche  Lücke,  würde  ich  sagen,  sie  sei 
mit  dem  schlimmen  Mangel  einer  wahrhaften  Zentralgewalt  be- 
haftet« und  ausserdem  in  der  Sitzung  vom  26.  März:  »Es  ist  der 
Artikel  18  auch  im  Objekte  beschränkt.  Es  heisst  im  Vordersatz: 
,Dem  Präsidium  steht  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  der 
Bundesgesetze  und  die  Ueberwachung  der  Ausführung  derselben 
zu'.  Sodann  fährt  der  zweite  Satz  fort:  ,Die  hiernach  von  dem 
Präsidium  ausgehenden  Anordnungen  werden  von  dem  Bundes- 
kanzler unterzeichnet.'  Es  ist  also  ein  bestimmtes  und  beschränk- 
tes, ja  ich  möchte  fast  sagen,  das  unwesentlichste  Mass  der  Funk- 
tionen des  Bundes-Präsidiums,  welches  unter  die  Verpflichtung 
der  Gegenzeichnung  gestellt  ist,  während  die  übrigen  und  be- 
deutenden Geschäfte  nicht  einmal  des  Aktes  der  Gegenzeichnung 
bedürfen.«  Von  Sybel  ferner  meinte  in  der  Sitzung  vom  23.  März: 
»Nichts  wäre  verkehrter,  als  in  diesem  Schema,  wie  es  einmal 
hier  vorliegt,  den  König  von  Preussen  etwa  als  konstitutionellen 
Monarchen,  den  Bundesrat  als  dessen  Ober-,  den  Reichstag  als 
dessen  Unterhaus  aufzufassen«  und  an  anderer  Stelle:  »In  einer 
konstitutionellen  Monarchie  wird  das  höchste  politische  Recht,  das 
Recht  der  Gesetzgebung,  ein  für  alle  Mal  geübt  von  dem  Monar- 
chen. Er  ist  im  einzelnen  überall  an  die  Beschlüsse  der  legis- 
lativen Versammlungen  gebunden  ;  aber  er  ist  formell  und  offiziell 
der  Inhaber  der  gesamten  legislativen  Gewalt,  und  nur  unter  sei- 
nem Namen  werden  die  Gesetze  verkündet  und  gehandhabt.  Hier 
in  unserem  Entwürfe  aber  ist  der  Inhaber  der  Exekutivgewalt  der 
Träger  der  Krone  Preussen  ohne  jedes  Prädikat  dieser  Art«.  Von 
Watzdorf  weiterhin  sprach  sich  in  der  nämlichen  Sitzung  dahin 
aus:  »Ebenso  möchte  ich  (das  Amendement  nicht  zur  Annahme 
empfehlen)  bei  dem  zweiten  Punkt,  über  den  ich  mir  zu  sprechen 
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erlaube  —  ich  weiss  im  Augenblick  den  Artikel  nicht  xu  nennen, 
es  ist  aber  der  Artikel,  wo  beantragt  wird,  das  Bundes-Präsidium 
solle  die  Unterzeichnung  der  Ausführung  haben  und  dafür  ver- 
antwortlich sein.  .  .  .  Ich  glaube,  hier  muss  ein  Missverstandnis 
unterliegen,  denn  eine  Verantwortung  in  dem  Sinne,  wie  etwa  ein 
Minister  seine  Handlungen  verantworten  soll ,  kann  der  Bundes- 
präsident gar  nicht  übernehmen.  Vergegenwärtigen  Sie  sich,  er 
steht  an  der  Spitze  eines  Kollegii,  der  Fall  kann  sehr  leicht  ein- 
treten .  . .,  dass  der  Präsident  überstimmt  wird.  Nichtsdestoweniger 
ist  er  verpflichtet,  die  Beschlüsse  zur  Ausführung  zu  bringen  und 
mit  seiner  Unterschrift  zu  versehen.  Verantwortlich,  im  Sinne 
einer  Minister-Verantwortlichkeit,  kann  er  natürlicherweise  nicht 
für  Handlungen  sein,  die  er  nicht  ausschliesslich  zu  vertreten  hat.« 
Von  Vmcke  endlich  führte  in  der  Sitzung  vom  26.  März  aus:  »Ich 
bin  mit  dem  verehrten  Abgeordneten  für  Berlin  damit  ganz  ein- 
verstanden, dass  das  Wort  hiernach:  »(die  hiernach  von  dem 
Präsidium  ausgehenden  Anordnungen)«  meiner  Ansicht  nach  ein 
Redaktionsfehler  ist,  dass  die  Kontrasignatur  sowohl  als  die  Verant- 
wortlichkeit dadurch  lediglich  beschränkt  werden  auf  die  Ausfer- 
tigung und  Verkündigung  der  Bundesgesetze  und  auf  die  Ueber- 
wachung  der  Ausfuhrung,  also  auf  Dinge,  wo  eigentlich  nach  dem, 
was  ich  vorhin  ausgeführt  habe,  eine  Verantwortlich.keit  gar  nicht 
möglich  ist ;  dagegen  würden  die  wichtigeren  Dinge,  die  Erklärung 
von  Krieg  und  die  Schliessung  von  Frieden  bei  der  Beibehaltung 
des  Wortes  hiernach  aus  der  Verantwortlichkeit  ganz  ausscheiden.  <-- 
Wenn  hier  von  Dingen  die  Rede  ist,  wo  eigentlich  eine  Verant- 
wortlichkeit gar  nicht  möglich  ist,  so  bezieht  sich  dies  auf  eine 
vorausgehende  Aeusserung  von  Vmckes  ,  in  der  er  sagte:  »Wie 
kann  die  Krone  Preussen  verantwortlich  sein,  wenn  sie  beispiels- 
weise in  einem  Ausschusse ,  wo  sie  nur  durch  ein  Mitglied  ver- 
treten ist,  von  den  beiden  anderen  Mitgliedern  des  Ausschusses 
überstimmt  wird?  Sie  kann  doch  nicht  für  das  verantwortlich 
sein,  was  sie  nicht  getan  hat.  .  .  Stellen  Sie  die  Verantwortlich- 
keit in  dieser  Beziehung  hin,  so  ist  es  ja  notwendig,  dass  die 
Krone  Preussen,  die  also  in  der  Person  ihrer  verantwortlichen 
Minister  eine  solche  Verantwortung  trifft,  immer  reagieren  muss 
gegen  die  Bestrebungen  der  einzelnen  Regierungen  und  deren 
Vertreter  in  dem  Bundesrate,  weil,  wenn  sie  sich  später  verant- 
worten soll,  sie  in  jedem  Augenblick  sich  die  Verantwortlichkeit 
vergegemvärtigen  muss.    Das  wird  notgedrungen  das  herbeifuhren, 
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was  die  Herren  und  ich  mit  ihnen  bekämpfe,    nämlich  die  sofor- 
tige Konstituierung  des  Emheitsstaates.« 

Die  Urheber  dieser  Stimmen  gingen  zweifellos  ganz  und  gar 
nicht  von  der  Anschauung  aus ,  dass  zur  Kompetenz  der  Präsi- 
dialmacht als  solcher  auf  dem  Gebiete  der  Gesetzgebung  die  so 
wichtige  und  wesentliche  materielle  Funktion  der  Sanktionierung 
gehöre.  Nein ,  in  diesen  Aeusserungen  wird  vielmehr  der  ent- 
gegengesetzte Standpunkt  vertreten.  Es  wird  ja  die  der  Präsi- 
dialmacht als  solcher  auf  jenem  Gebiete  zustehende  Funktion  der 
Ausfertigung  und  Verkündigung  der  Gesetze  als  das  unwesent- 
lichste Mass  der  derselben  überhaupt  zukommenden  Funktionen 
bezeichnet  und  von  dieser  Ausfertigung  und  Verkündigung  des 
Näheren  ausgesagt,  dass  sie  nicht  unter  dem  Namen  und  auf  eigene 
Verantwortung  des  Präsidiums,  sondern  auf  vorausgehende  und 
verpflichtende  anderweite  Beschlüsse  hin  erfolge.  Ausserdem  ist 
in  allgemeinerer  und  fast  noch  deutlicherer  Formulierung  davon 
die  Rede ,  dass  die  Stellung  der  Zentralgewalt  bei  der  Gesetz- 
gebung keine  selbständige  sei ,  dass  der  Inhaber  der  Exekutiv- 
gewalt nicht  im  mindesten  ein  Prädikat  von  Inhaberschaft  an  der 
legislativen  Gewalt  habe ,  dass  der  Präsidialmacht  kein  Veto  bei 
der  Gesetzgebung  zustehe.  Nun  basieren  diese  Aeusserungen 
allerdings  auf  dem  dem  verfassungberatenden  Reichstag  des  Nord- 
deutschen Bundes  vorgelegten  Verfassungsentwurf,  während  es  sich 
hier  um  die  rechtliche  Sachlage,  wie  sie  sich  auf  grund  der  Deut- 
schen Reichsverfassung  ergibt,  handelt.  Allein  dies  verschlägt 
nichts.  Diese  Aeusserungen  passen  auch  auf  die  letztere.  Denn 
in  der  in  Rede  stehenden  Beziehung  hat  sich,  wie  schon  früher 
gezeigt  worden  ist,  an  der  durch  jenen  Verfassungsentwurf  ge- 
schaffenen Rechtslage  weder  in  der  Norddeutschen  Bundesver- 
fassung noch  in  der  deutschen  Reichsverfassung  etwas  zu  gunsten 
des  Bundespräsidiums,  zu  gunsten  des  Kaisers  geändert.  Viel- 
mehr konnte  der  Präsident  des  Bundeskanzleramts,  Staatsminister 
Delbrück,  in  der  Sitzung  des  Reichstags  des  Norddeutschen  Bun- 
des vom  5.  Dezember  1870  konstatieren:  »Die  Aenderungen,  welche 
die  Bundesverfassung  erhalten  hat,  charakterisieren  sich  in  der 
Hauptsache  dahin,  dass  der  föderative  Charakter  der  Bundesver- 
fassung verstärkt  ist.«  Die  angeführten  Stimmen  aus  dem  ver- 
fassungberatenden Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes  bedeuten 
also  eine  unbedingte  Negation  eines  präsidialen,  kaiserlichen  Sank- 
tionsrechts.    Ihnen  ist  aber  um  so  mehr  Gewicht   beizulegen,  als 
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sie  von  Männern  herrühren,  die  in  der  Lage  waren,  die  Dinge 
aus  unmittelbarer  Nähe  zu  beobachten  und  zu  beurteilen. 

Nach  alledem  erweist  sich  die  Frickersc\iQ  Konstruktion  als 
in  allen  Teilen  verfehlt.  Dieselbe  setzt  sich  über  die  geschicht- 
liche Entwickelung  der  Dinge ,  über  die  hergebrachten  Verhält- 
nisse hinweg^  ohne  in  der  Verfassung  und  den  bezüglichen  Ver- 
handlungen eine  Stütze  zu  finden.  Es  ist  durch  nichts  begründet, 
die  sonst  für  das  Verhältnis  von  Regierung  und  Ständen  übliche 
Unterscheidung  zwischen  Gesetzesentwerfung  und  Gesetzessank- 
tionierung auf  das  Verhältnis  von  Bundesrat  und  Kaiser  zu  über- 
tragen und  dann,  um  zu  einer  Abstufung  zwischen  Bundesrat  und 
Reichstag  zu  gelangen,  dem  letzteren  ein  blosses  Vetorecht  zuzu- 
erkennen. 

Auf  dem  von  Fricker  eingeschlagenen  Wege  lässt  sich  hie- 
nach  nicht  beweisen  ,  dass  Artikel  5  der  Reichsverfassung  sich 
auf  das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  beziehe. 

Aber  auch  Seydel  und  Arndt ,  zu  denen  nun  übergegangen 
werden  soll,  haben  den  Beweis  hiefür  ganz  und  gar  nicht  erbracht. 
ÄJ'ndt  begnügt  sich  ja  mit  einer  ganz  kurzen  Behauptung.  Und 
was  Seydel  vorbringt,  das  trägt  zwar  nicht,  wie  die  Frickersche 
Konstruktion  ,  den  Stempel  der  Künstlichkeit  an  der  Stirne  ,  ist 
aber  doch  nicht  mehr  als  eine  subjektive ,  von  der  Theorie  be- 
einflusste  Annahme ,  die  nicht  ohne  Unzuträglichkeiten  ist  und 
keineswegs  mit  dem  übereinstimmt,  was  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung und  eine  unbefangene  Würdigung  des  Artikels  5  er- 
gibt und  gewisse  Stimmen  aus  dem  verfassungberatenden  Reichs- 
tag des  Norddeutschen  Bundes  erkennen  lassen. 

Was  die  früher  des  Näheren  dargelegte  geschichtliche  Ent- 
wickelung, um  von  ihr  auszugehen,  betrifft,  so  ist  der  wichtigste 
Teil  des  Artikels  5 ,  der  erste  Absatz  desselben ,  aus  Artikel  2 
der  preussischen  Grundzüge  vom  10,  Juni  1866  herausgewachsen 
und  in  Anlehnung  an  Artikel  62  der  preussischen  Verfassung  ge- 
bildet w^orden.  In  diesen  beiden  Artikeln  aber  steht  entfernt  nicht 
irgend  welches  spezielle  Stadium  der  Gesetzgebung  in  Frage. 
Beide  sind  vielmehr  von  allgemeinerem  Zuschnitte  und  reden  einer- 
seits von  den  gesetzgebenden  Faktoren,  von  der  Einführung  einer 
Nationalrepräsentation  neben  der  Regierung,  andererseits  von  der 
Beschlussfassung  dieser  Faktoren,  näherhin  von  der  Ersetzung  des 
Einstimmigkeitserfordernisses  durch  das  Mehrheitserfordernis  (Ar- 
tikel 2  der  Grundzüge)    bezw.  von  der  Ablösung  der  beratenden 
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durch  die  beschliessende  Stimme  (Artikel  62  der  preussischen 
Verfassung).  Und  so  handelt  es  sich  auch  in  Absatz  i  des  Ar- 
tikels 5  der  Reichsverfassung  keineswegs  um  die  Regelung  eines 
besonderen  Stadiums  der  Gesetzgebung,  sondern  ebenfalls  um 
etwas  allgemeineres,  eben  um  die  Festlegung  der  gesetzgebenden 
Faktoren  und  der  Art  ihrer  Beschlussfassung  ,  namentlich  des 
Mehrheitsprinzips.  All  dies  ist  frührer  eingehend  zu  zeigen  ver- 
sucht worden. 

Die  geschichtliche  Entwickelung  aus  Artikel  2  der  Grundzüge 
anerkennt  auch  Laband,  wenn  er  auf  S.  8  und  9  des  2.  Bandes 
der  4.  Auflage  seines  Staatsrechts  des  Deutschen  Reiches  aus- 
führt: »Die  Vorgeschichte  des  Norddeutschen  Bundes  ist  zugleich 
die  Vorgeschichte  des  Art.  5  der  Verfassung  und  vermittelt  das 
richtige  Verständnis  desselben.  Bei  den  preussischen  Reformvor- 
schlägen wurde  als  erster  und  wichtigster  Punkt  die  Beseitigung 
des  Einstimmigkeitserfordernisses  für  Bundesbeschlüsse  und  der 
Ersatz  desselben  durch  die  Zustimmung  der  Volksvertretung  ge- 
fordert. Die  Grundzüge  vom  II.  Mai  1866  verlangen  an  erster 
Stelle:  »Einführung  einer  periodisch  einzuberufenden  Nationalver- 
tretung in  den  Bundesorganismus.  Durch  Beschlussfassung  der 
Nationalvertretung  wird  auf  speziell  bezeichneten  Gebieten  der 
künftigen  Bundesgesetzgebung  die  erforderliche  Stimmeneinheit 
der  Bundesglipder  ersetzt«.  In  dem  Entwurf  vom  10.  Juni  1866 
wird  im  Art.  II  derselbe  Gedanke  formuliert:  ;  Die  gesetzgebende 
Gewalt  des  Bundes  wird  von  dem  Bundestage  in  Gemeinschaft 
mit  einer  in  regelmässigen  Zeiträumen  zu  berufenden  National- 
vertretung ausgeübt.  Zur  Gültigkeit  der  Beschlüsse  ist  die  Ueber- 
einstimmung  der  Mehrheit  des  Bundestages  mit  der  Mehrheit  der 
Volksvertretung  erforderlich  und  ausreichend«.  Auf  diesem  Ar- 
tikel beruht  die  Fassung  des  Art.  5,  Abs.  I  der  Norddeutschen 
Bundesverfassung  und  der  Reichsverfassung.  Dieser  Artikel  hatte 
demnach  die  Tendenz,  das  im  ehemaligen  Deutschen  Bunde  so- 
wie im  Zollverein  herrschend  gewesene  Prinzip  der  Einstimmig- 
keit durch  den  Grundsatz  übereinstimmender  Majoritätsbeschlüsse 
des  Bundesrates  und  des  Reichstages  zu  ersetzen  und  dadurch 
eine  Umgestaltung  der  politischen  Verhältnisse  Deutschlands  von 
einschneidendster  Bedeutung  zu  bewirken.  Dagegen  lag  es  ge- 
wiss ausserhalb  seiner  Tendenz ,  die  staatsrechtlichen  Probleme 
zu  lösen,  welche  sich  an  den  Vorgang  der  bundesstaatlichen  Ge- 
setzgebung knüpfen. 
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Um  SO  auffallender  ist  es  freilich,  wenn  Lahand  dann  in  der 
Weise  fortfährt,  dass  er  sagt;  »Der  Wortlaut  des  Art.  5,  wonach 
die  Uebereinstimniung  der  Mehrlieitsbeschlüsse  des  Bundesrates 
und  des  Reichstages  zu  einem  Reichsgesetze  erforderlich  und  aus- 
reichend ist,  widerspricht  nicht  nur  der  Natur  der  Sache,  sondern 
auch  den  Anordnungen  der  Art.  2  und  17  der  Reichsverfassung. 
Uebereinstimmende  Mehrheitsbeschlüsse  der  beiden  Versammlun- 
gen sind  zu  einem  Reichsgesetze  zwar  erforderlich,  aber  nicht  aus- 
reichend. Wäre  dies  der  Fall,  so  müsste  eine  vom  Bundesrate 
an  den  Reichstag  gebrachte  Gesetzesvorlage  in  dem  Augenblick 
zum  Gesetz  werden,  in  welchem  die  Mehrheit  des  Reichstages  sie 
genehmigt  hat.  Die  Anordnung  des  Art.  5  betrifft 
nur  die  Feststellung  desGesetzesinhalts;  hierzu 
ist  die  Uebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  der  beiden 
Versammlungen  erforderlich  und  ausreichend  :  Der  Effekt  dieser 
Uebereinstimmung  besteht  aber  zunächst  nur  in  der  definitiven 
Herstellung  eines  Gesetzesentwurfes.  Um  ihn  zum  Gesetz  zu  er- 
heben, muss  noch  die  Ausstattung  desselben  mit  verbindlicher 
Kraft,  der  Gesetzesbefehl  oder  die  Sanktion,  sowie  die  Ausferti- 
gung und  Verkündigung  hinzukommen«. 

Laband  verlässt  hier  den  Boden  der  geschichtlichen  Betrach- 
tung der  Dinge,  um  die  nähere  Bedeutung  des  ersten  Absatzes 
des  Artikels  5  an  der  Hand  der  Verfassung  selber  festzustellen. 
Und  er  gelangt  dabei ,  die  Anordnung  des  Absatzes  i  des  Ar- 
tikels 5  als  auf  die  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  bezüglich 
deutend,  zum  gleichen  Ergebnis  wie  Seydel  und  Arndt. 

Indessen  befindet  sich  derjenige,  der  jene  Anordnung  auf 
das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  beziehen  zu  sollen  glaubt, 
entschieden  auf  dem  Holzweg.  Es  ist  hiebei  allerding  der  Vor- 
teil zu  verzeichnen,  dass  dann  die  anscheinende  Kollision  des 
Wortlauts  des  ersten  Absatzes  des  Artikels  5,  speziell  der  so  sehr 
den  Stein  des  Anstosses  bildenden  Worte  »und  ausreichend«  mit 
Artikel  2,  7  und  17  behoben  wird.  Denn  wenn  die  stilistische 
Gleichstellung  von  Bundesrat  und  Reichstag  und  das  »ausreichend« 
in  Artikel  5  nur  für  das  Stadium  de»  Feststellung  des  Gesetzes- 
inhalts Geltung  hat,  dann  werden  ja  die  auf  die  Sanktion  und 
auf  die  Ausfertigung  und  Verkündigung,  d.  h.  auf  ganz  andere 
Stadien  der  Gesetzgebung  bezüglichen  Bestimmungen  in  keiner 
Weise  hievon  berührt.  Allein  dieser  Vorteil  lässt  sich  auch  auf 
andere  Weise,  und  zwar  ganz  glatt  erreichen,   während  er  auf  dem 
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hier  in  Rede    stehenden  Wege    mit    den    schwersten  Mängeln   er- 
kauft wird. 

So  kommt  man,  wenn  man  davon  ausgeht,  dass  Artikel  5 
nur  das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  regle  ,  sofort  bezüglich 
der  so  sehr  betonten  und  so  schwer  genommenen  Worte  »und 
ausreichend«  in  eine  neue  Schwierigkeit.  Die  Frage,  welchen 
Sinn  und  Zweck  denn  diese  Worte  haben  sollen,  gestaltet  sich 
nämlich  innerhalb  jenes  so  beschränkten  Rahmens  zu  einer  be- 
sonders heiklen.  Seydel  allerdings  befasst  sich  mit  derselben  gar 
nicht.  Ai'iidt  dagegen  meint  a,  a.  O. :  »Aus  dem  Worte  »aus- 
reichend« ergibt  sich,  dass  nicht  etwa  noch  die  Zustimmung  des 
Kaisers  oder  der  Einzellandtage  zu  einem  Reichsgesetze  notwendig 
ist«.  Und  Laband  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  der  Ansicht,  dass 
Artikel  5  mit  seinen  Worten  »und  ausreichend«  die  Tendenz 
hatte,  »das  im  ehemaligen  Deutschen  Bunde  sowie  im  Zollverein 
herrschend  gewesene  Prinzip  der  Einstimmigkeit  durch  den  Grund- 
satz übereinstimmender  Mehrheitsbeschlüsse  des  Bundesrates  und 
Reichstages  zu  ersetzen«.  Ausserdem  aber  meint  er  a.  a.  O.  auf 
S.  27  und  28  :  »Art.  5  der  Reichsverfassung  stellt  den  Satz  an  die 
Spitze:  »Die  Reichsgesetzgebung  wird  ausgeübt  durch  den  Bun- 
desrat und  den  Reichstag«.  Der  Kaiser  wird  hier  gar  nicht  er- 
wähnt; hätte  dem  Kaiser  aber  die  Befugnis  eingeräumt  werden 
sollen,  einem  Reichsgesetz  die  Sanktion  zu  erteilen  oder  zu  ver- 
sagen, wäre  also  seine  Zustimmung  zu  dem  Zustandekommen 
eines  Gesetzes  wesentlich,  so  hätte  man  ihn  nicht  bei  der  Auf- 
zählung derjenigen  Organe  übergehen  können,  durch  welche  die  Ge- 
setzgebung ausgeübt  wird.  Auch  der  folgende  Passus,  wonach  die 
Uebereinstimmung  der  Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versammlungen 
zu  einem  Reichsgesetze  erforderlich  und  ausreichend  ist,  be- 
stätigt, dass  die  Zustimmung  des  Kaisers  zum  Zustandekommen 
eines  Gesetzes  nicht  erforderlich  ist«.  Indessen  geht  es  doch  nicht 
an,  hinter  den  Worten  »und  ausreichend«  wie  hinter  dem  ersten 
Satze  des  Artikels  5  ,  wenn  letzterer  angeblich  nur  das  Stadium 
der  Gesetzesentwerfung  regelt ,  weitergehende  und  allgemeinere 
Beziehungen  zu  den  Fragen  der  Organisation  der  Reichsgesetz- 
gebung und  des  bei  derselben  geltenden  Beschlussfassungsprin- 
zips  überhaupt  zu  suchen.  Laband  freilich  meint  a.  a.  O.  auf 
S.  28:  »Wenngleich  Art.  5,  Abs.  i.  .  .  den  Weg  der  Reichsgesetz- 
gebung nicht  vollständig  regelt,  seine  Anordnungen  also  ander- 
weitig ergänzt  werden  müssen,  so  wird  doch  durch  ihn  jede  mit 
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ihm  in  Widersprucli  stehende  Annahme  widerlegt«.  Allein  dies 
ist  ein  Machtspruch,  der  jeder  Berechtigung  entbehrt.  Es  ist  doch 
eine  Eigenmächtigkeit  und  Ungereimtheit,  auf  der  einen  Seite  die 
Bedeutung  des  Artikels  5  mit  Rücksicht  auf  anderweite  Bestim- 
mungen ,  zu  denen  sein  Wortlaut  nicht  recht  zu  passen  scheint, 
auf  das  Stadium  der  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  zu  beschrän- 
ken, auf  der  andern  Seite  aber  denselben  da ,  wo  sein  Wortlaut 
nicht  entgegensteht,  mit  anderweiten  Bestimmungen,  Einrichtungen, 
Möglichkeiten  in  Verbindung  zu  bringen  und  ihm  eine  Tragweite 
über  jenes  Stadium  hinaus  zu  geben.  Derartiges  ist  durchaus 
unzulässig.  So  gibt  es  denn,  sobald  man  die  Bestimmung  des 
ersten  Absatzes  des  Artikels  5  als  nur  auf  das  Stadium  der  Ge- 
setzesentwerfung  bezüglich  erachtet,  für  die  Worte  »und  ausrei- 
chend« kein  adäquates  Beziehungsobjekt.  Denn  alle  Gesichts- 
punkte ,  zu  denen  man  diese  Worte  in  Beziehung  bringen  mag, 
ragen  über  jenes  Stadium  hinaus.  Es  ist  infolgedessen  nicht 
recht  ersichtlich,  welchen  Sinn  und  Zweck  jene  Worte  bei  der  in 
Rede  stehenden  engen  Fassung  der  Bedeutung  des  Artikels  5 
haben  sollen.  Und  schon  dieser  Umstand  macht  gegen  diese 
enge  Fassung  stutzig.  Dazu  gesellen  sich  aber  noch  Unzuträg- 
lichkeiten anderer  Art. 

Was  Laband  und  Seydel  bezüglich  des  Stadiums  der  Gesetzes- 
entwerfung  konstatieren  zu  sollen  glauben,  das  konstatieren  sie 
nicht  bezüglich  des  Stadiums  der  Gesetzessanktionierung,  woraus 
sich  eine  störende  Ungleichmässigkeit  ergibt.  Bezüglich  des  er- 
steren  Stadiums  gehen  sie  nämlich  davon  aus,  dass  ein  besonderer 
Artikel,  eben  der  Artikel  5,  dasselbe  »betrifft«,  von  demselben 
»spricht«.  Von  dem  letzteren  Stadium  aber  behaupten  sie  der- 
artiges nicht.  Sie  berufen  sich  zwar  in  der  Frage  des  bundesrät- 
lichen Sanktionsrechts  unter  anderem  auf  Artikel  7  ,  Ziffer  i  der 
Reichsverfassung.  Aber  sie  reden  dabei  höchstens  davon ,  dass 
dieser  Artikel  das  Sanktionsrecht  bestätige,  nicht  aber  etwa 
davon,  dass  er  dasselbe  »betreffe«,  von  demselben  »spreche«. 

Laband  führt  nämlich  a.  a.  O.  auf  S.  30  und  31  im  Texte 
und  in  der  Anmerkung  2,  nachdem  er  vorher  ein  bundesrät- 
liches Sanktionsrecht  darzutun  gesucht  hat,  aus:  »Die  Sanktion 
der  Reichsgesetze  erfolgt  demnach  durch  einen  Beschluss  des 
Bundesrates.  Da  nun  der  Bundesrat  auch  an  der  Feststellung 
des  Gesetzesinhalts  Anteil  nimmt,  so  kann  die  Zustimmung  des 
Bundesrats  zu  dem  Inhalte  des  Gesetzentwurfs  mit  dem  Beschluss, 
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denselben  zu  sanktionieren,  in  einen  und  denselben  Akt  zusam- 
menfallen und  infolgedessen  die  Bedeutung  dieses  letzteren  ver- 
dunkelt werden.  Dessen  ungeachtet  ist  es  nicht  schwierig,  beide 
Momente  von  einander  zu  unterscheiden ;  denn  die  beiden  Be- 
schlüsse werden  nicht  in  allen  Fällen  gleichzeitig  und  uno  acta 
gefasst.  Es  tritt  dies  deutlich  zu  Tage,  wenn  ein  Gesetzesvor- 
schlag vom  Bundesrat  ausgeht  und  vom  Reichstage  unverändert 
angenommen  wird.  Obwohl  der  Bundesrat  schon  früher  als  der 
Reichstag  mit  dem  Inhalt  des  Gesetzentwurfs  sich  einverstanden 
erklärt  hat,  so  muss  der  Bundesrat  dennoch,  wenn  die  Vorlage 
aus  dem  Reichstage  an  ihn  zurückgelangt,  einen  zweiten  Beschluss 
fassen,  welcher  darauf  gerichtet  ist,  den  Gesetzentwurf  dem  Kaiser 
zur  Ausfertigung  und  Verkündigung  zu  unterbreiten.  Es  ist  dies 
durch  den  Wortlaut  des  Art.  7,  ZifT,  i  der  Reichsverfassung  an- 
erkannt, wonach  der  Bundesrat  beschliesst :  >über  die  dem  Reichs- 
tage zu  machenden  Vorlagen  und  die  von  demselben  ge- 
fasst e  n  Beschlüsse.«  Es  genügt  daher  nicht,  den  vom 
Reichstag  gefassten  Beschluss  nur  zur  Kenntnis  des  Bundesrats 
zu  bringen  .  .  .  Frickei'  .  .  .  ergeht  sich  in  einer  Polemik  dagegen, 
dass  in  Art.  7  das  Sanktionsrecht  des  Bundesrates  direkt  aus- 
gesprochen sei;  dies  hat  auch  niemand  behauptet; 
im  Art.  7  ist  aber  festgesetzt,  dass  alle  Beschlüsse  des  Reichs- 
tages an  den  Bundesrat  zum  Zweck  der  Beschlussfassung  ge- 
langen, und  davon  sind  diejenigen  nicht  ausgenommen ,  welche 
die  unveränderte  Annahme  einer  vom  Bundesrat  bereits  geneh- 
migten Vorlage  enthalten«.  Seydel  aber  sagt  a.  a.  O.  auf  S.  117: 
»Die  Sanktion  der  Reichsgesetze  erfolgt  durch  die  Verbündeten 
mittels  eines  Beschlusses  des  Bundesrats  .  .  .  Dieser  Satz  ergibt 
sich  für  meine  Auffassung  des  Reiches  als  eines  Staatenbundes 
von  selbst.  Und  zwar  ist  er  dermassen  selbstverständlich,  dass 
ihn  die  Reichsverfassung  nicht  auszusprechen  brauchte.  Er  wird 
auch  durch  Artikel  7  Ziffer  i  der  Verfassung  bestätigt.  Wenn 
Fricker  .  .  .  einwendet ,  dass  Artikel  7  in  der  Norddeutschen 
Bundesverfassung  noch  nicht  enthalten  gewesen  sei,  man  dar- 
auf also  das  Sanktionsrecht  des  Bundesrates  nicht  wohl  stützen 
könne,  so  wurde  schon  von  G.  Mayer  .  .  .  mit  Recht  erwidert, 
dass  Artikel  7,  Ziffer  i  das  Sanktionsrecht  nicht  begründe,  son- 
dern nur  bestätige.  Dass  er  es  in  seinem  Wortlaute  mit  trifft, 
ist  sicher«. 

Laband  und  Seydel  gehen    hienach  davon    aus,    dass    Artikel 
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7,  Ziffer  I  das  Sanktionsrecht  nur  in  mehr  indirekter  Weise  mit- 
treffe vmd  bestätige,  während  sie  dem  Artikel  5  eine  eigene  imd 
direkte  Beziehung  auf  das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  geben, 
Hiebei  aber  hätte  man  es  mit  einer  Ungleichmässigkeit  der  Be- 
handlung der  beiden  Gesetzgebungsstadien  zu  tun,  die  ziemlich 
unwahrscheinlich  ist,  zumal  da  gerade  das  viel  eher  eine  beson- 
dere und  direkte  Festlegung  heischende  Stadium  der  Sanktionierung 
schlechter  wegkäme. 

Und  diese  Unwahrscheinlichkeit  steigert  sich  noch,  wenn  man 
auf  das  getreue  Vorbild  der  Reichsverfassung,  auf  die  Nord- 
deutsche Bundesverfassung,  deren  Heranziehung  zur  deutlichen 
Erkenntnis  des  wahren  Sachverhalts  sehr  angezeigt  ist,  einen  Blick 
wirft.  Dort  findet  sich  nämlich  die  Bestimmung  der  Ziffer  i  des 
Artikels  7  noch  gar  nicht  und  damit  auch  nicht  die  von  Laband 
und  Seydel  dieser  Ziffer  i  entnommene  Bestätigung  des  Sank- 
tionsrechts. Dort  kann  eine  solche  Bestätigung  höchstens  der 
Ziffer  I  des  Artikels  37  entnommen  werden,  die  lautet:  »Der 
Bundesrat  beschliesst  über  die  dem  Reichstage  vorzulegenden 
oder  von  demselben  angenommenen  unter  die  Bestimmung  des 
Art.  35  fallenden  gesetzlichen  Anordnungen«.  Es  ist  jedoch  wohl 
zu  beachten,  dass  dieser  Artikel  37  sich  nur  auf  das  Zoll-  und 
Handelswesen  bezieht.  Man  hätte  hier  also  bei  Zugrundelegung 
der  LabandschQw  und  Seydehchen  Auslegung  die  Erscheinung, 
dass  das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  in  einer  allgemein 
gehaltenen  Bestimmung  (in  Art.  5)  eigens  und  d  i- 
r  e  k  t  in  Bezug  genommen,  das  Sanktionsrecht  aber  nur  in  einer 
speziellen,  das  Zoll  und  Handelswesen  betreffenden  Bestim- 
mung (in  Art.  37,  Ziffer  i)  in  mehr  indirekter  Weise  mit- 
getroffen und  bestätigt  wäre.  Das  jedoch  schlösse  eine 
Ungleichmässigkeit  der  Behandlung  der  beiden  Gesetzgebungssta- 
dien in  sich,  die  als    mehr  denn  unwahrscheinlich  zu  erachten  ist. 

Diese  bedenkliche  Ungleichmässigkeit  aber  spricht  sehr  gegen 
die  Labandsche  und  Seydelsche  Auffassung  des  Artikels  5,  zu- 
nächst auf  dem  Boden  der  Norddeutschen  Bundesverfassung,  aber 
auch  auf  dem  Boden  der  Reichsverfassung.  Was  da  für  die  ers- 
tere  gilt,  das  gilt  ja  zweifellos  auch  für  die  letztere.  Daran  hindert 
die  Verallgemeinerung  der  Bestimmung  der  Ziffer  i  des  Artikels 
37  der  Norddeutschen  Bundesverfassung  in  die  Bestimmung  der 
Ziffer  I  des  Artikels  7  nichts.  Denn  wenn  diese  Verallgemeine- 
rung  auch   bezüglich    der    Frage    des    bundesrätlichen    Sanktions- 
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rechts  wie  bezüglich  der  bundesrätlichen  Stellung  überhaupt  etwas 
grössere  Deutlichkeit  schaffen  mochte,  an  der  Gesamtökonomie 
der  auf  die  Gesetzgebung  bezüglichen  Verfassungsnormen  und  der 
dem  Artikel  5  hienach  zukommenden  Zweckbestimmung  hat  sie 
jedenfalls  nicht  das  mindeste  geändert.  Die  Reichsverfassung  ist 
da  zu  sehr  die  Nachfolgerin  und  die  blosse  Ablösung  der  Nord- 
deutschen Bundesverfassung,  wie  denn  auch  der  seinerzeitige  Prä- 
sident des  Bundeskanzleramts,  Staatsminister  Delbrück,  in  der  Sit- 
zung des  Reichstags  vom  5.  Dezember  1870  mit  Bezug  auf  die 
neue  Redaktion  des  Artikels  7  der  Reichsverfassung  die  schon 
früher  angeführte  Erklärung  abgab:  »Diese  Zusammenfassung  von 
Bestimmungen,  die  wesentlich  übereinstimmend  sich  an  anderen 
Stellen  der  Bundesverfassung  finden,  hat  eine  ins  Gewicht  fal- 
lende materielle  Bedeutung  nicht.  Es  wurde  Wert  gelegt  auf 
diese  Zusammenfassung,  um  an  einem  Ort  klar  zu  stellen  die  ei- 
gentlichen Zuständigkeiten  des  Bundesrats,  deren  Ergründung  aus 
der  Bundesverfassung  selbst  nicht  ohne  ein  gewisses  Studium 
möglich  war.  Eine  materielle  Aenderung  des  Bestehenden  ist  da- 
mit kaum  herbeigeführt <'. 

Nun  soll  jedoch  nicht  verschwiegen  werden,  dass,  wie  früher 
zu  zeigen  versucht  worden  ist,  in  der  Ziffer  i  des  Artikels  7  der 
Reichsverfassung  nicht  bloss^  wie  Labajid  und  Seydel  meinen,  eine 
mehr  indirekte  Bestätigung,  sondern  eine  mehr  direkte  Beziehung 
auf  das  Sanktionsrecht  enthalten  sein  dürfte  und  dass  dies  auch 
für  die  Ziffer  i  des  Artikels  37  der  Norddeutschen  Bundesver- 
fassung gelten  möchte,  jedenfalls  im  Rahmen  der  Zoll-  und  Han- 
delsgesetzgebung, aber  wohl  auch  noch  .darüber  hinaus.  Denn 
der  Artikel  37  individualisiert  nicht,  er  lokalisiert  bloss.  Er  ist 
die  Stelle,  an  der  die  Auffassung  des  Gesetzgebers  von  der  dem 
Bundesrate  überhaupt  zukommenden  Stellung  durchblickt.  Er 
ist  von  symptomatischer  und  damit  von  allgemeinerer  Bedeutung. 
Hienach  nun  würde  sich  die  Ungleichmässigkeit  der  Behandlung 
der  beiden  Gesetzgebungsstadien  verringern.  Doch  hätte  man  es 
auf  dem  Boden  der  Norddeutschen  Bundesverfassung  immerhin 
noch  mit  der  Erscheinung  zu  tun,  dass  das  Stadium  der  Gesetzes- 
entwerfung  als  ein  für  die  Gesetzgebung  allgemein  zutreffendes 
in  einer  allgemein  gehaltenen  Bestimmung  enthalten,  das  Stadium 
der  Gesetzessanktionierung  dagegen  als  ein  allgemein  gültiges 
nur  auf  symptomatischem  Wege  einer  speziellen  Bestimmung  zu 
entnehmen  wäre.     Diese  Ungleichmässigkeit  aber  dürfte  noch  auf- 


Zur  Auslegung  des  Artikels  5  der  Reichsverfassung.  2Q^ 

fallend  genug  sein,  um  ebenfalls  in  bedenklicher  Weise  gegen  die 
Labandsche  und  Seyäelscho.  sowie  Arndtschc  Auffassung  des  Ar- 
tikels 5  zu  sprechen,  wiederum  zunächst  des  Artikels  5  der  Nord- 
deutschen Bundesverfassung,  aus  den  vorhin  angeführten  Gründen 
aber  auch  des  Artikels  5   der  Reichsverfassung. 

Gegen  diese  Auffassung  spricht  sodann  noch  weiter  und  na- 
mentlich eine  unbefangene  Würdigung  des  Artikels  5  selber  und 
ganz  besonders  der  zweite  Absatz  desselben.  In  diesem  zweiten 
Absatz  ist,  wie  bekannt,  bestimmt:  »Bei  Gesetzesvorschlägen  über 
das  Militärwesen,  die  Kriegsmarine  und  die  im  Artikel  35  be- 
zeichneten Abgaben  gibt,  wenn  im  Bundesrate  eine  Meinungs- 
verschiedenheit stattfindet,  die  Stimme  des  Präsidiums  den  Aus- 
schlag, wenn  sie  sich  für  die  Aufrechterhaltung  der  bestehenden 
Einrichtungen  ausspricht«.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dass  diese  Bestimmung  nicht  nur  für  das  Stadium  der  Gesetzes- 
entwerfung,  sondern  auch  für  dasjenige  der  Gesetzessanktionie- 
rung von  Bedeutung  ist.  Sie  bezieht  sich  ja  ausschliesslich  auf 
den  Bundesrat,  dessen  gesetzgeberische  Tätigkeit  sich  keineswegs 
im  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  erschöpft,  und  findet  sich 
sonst  nirgends  in  der  Verfassung  in  irgend  einer  Weise  wieder. 
Dabei  ist  in  ihr  mit  keinem  Worte  davon  die  Rede,  dass  sie  nur 
für  das  Stadium  der  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  Geltung  habe, 
wie  dies  auch  in  dem  von  der  Beschlussfassung  des  Bundesrats 
im  allgemeinen  handelnden  und  die  hier  fragliche  Bestimmung  in 
Form  eines  Vorbehalts  erwähnenden  Artikel  7  in  keiner  Weise 
angedeutet  ist.  Und  dazu  kommt  noch  das  Vorbild  der  Nord- 
deutschen Bundesverfassung.  In  dieser  bildet  nur  der  das  Mili- 
tärwesen und  die  Kriegsmarine  betreffende  Teil  des  Absatzes  2 
des  jetzigen  Artikels  5  den  zweiten  Absatz  des  damaligen  Arti- 
kels 5.  Der  auf  die  im  Artikel  35  bezeichneten  Abgaben  bezüg- 
liche Teil  dagegen  findet  sich  an  einem  anderen  Orte,  nämlich  in 
Artikel  37.  Dieser  letztere  aber  handelt  von  der  Beschlussfas- 
sung des  Bundesrats  auf  dem  Gebiete  des  Zoll-  und  Handelswe- 
sens überhaupt.  Und  es  hat  demgemäss  selbstverständlich 
auch  das,  was  in  Artikel  37  hinsichtlich  der  Beschlussfassung  über 
die  im  Artikel  35  bezeichneten  Abgaben  bestimmt  ist,  für  diese 
Beschlussfassung  überhaupt,  in  jedem  Stadium,  Bedeutung. 
Bei  der  Redaktion  der  Reichsverfassung  nun  hat  der  hier  in  Rede 
stehende  Teil  des  Artikels  37  seinen  Platz  gewechselt.  Dieser 
Platzwechsel  war  jedoch  in  keiner  Weise  mit  einem  Bedeutungs- 
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Wechsel  verbunden,  sondern  hatte  seinen  Grund  darin,  dass  das 
Gros  des  Artikels  37  in  Artikel  7  der  Reichsverfassung  unterging 
und  daher  nichts  anderes  übrig  blieb,  als  den  auf  die  in  Artikel 
35  bezeichneten  Abgaben  bezüglichen  Teil  des  Artikels  37  an 
eine  andere  passende  Stelle  zu  versetzen.  Wenn  dem  aber  so 
ist  und  wenn  dieser  letztere  Teil  des  Artikels  37  mit  dem  Ab- 
satz 2  des  Artikels  5  der  Norddeutschen  Bundesverfassung  in 
Eins  verschmolzen  worden  ist,  so  ergibt  sich  aus  dem  Grunde, 
weil  nur  Gleichartiges  sich  einheitlich  verschmelzen  lässt,  dass  auch 
der  Absatz  2  des  Artikels  5  der  Norddeutschen  Bundesverfassung 
auf  den  Gebieten  des  Militärwesens  und  der  Kriegsmarine  sich 
auf  die  Beschlussfassung  des  Bundesrats  überhaupt  bezog.  Hie- 
nach  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  der  Absatz  2  des 
Artikels  5  der  Reichsverfassung  bezüglich  der  in  ihm  bezeich- 
neten Gebiete  der  Gesetzgebung  für  die  Beschlussfassung  des 
Bundesrats  überhaupt,  gleichgültig,  um  welches  Stadium  es 
sich  handelt,  Geltung  hat. 

Dieses  »gleichgültig«  trifft  dann  aber  auch  für  den  ersten 
Absatz  des  Artikels  5  zu.  Denn  derselbe  steht  nach  dem  früher 
Dargelegten  mit  dem  zweiten  Absätze  in  innerem  Zusammenhange, 
der  es  erfordert,  dass  die  Bestimmung  des  Absatzes  i  unter  den 
gleichen  Gesichtswinkel  wie  diejenige  des  Absatzes  2  fällt,  d.  h. 
wie  diese  ohne  Rücksicht  auf  ein  bestimmtes  Stadium  der  Ge- 
setzgebung Geltung  hat.  Der  Bundesrat  ist  ja  auch  gesetzge- 
bender Faktor,  nicht  bloss  im  Stadium  der  Gesetzesentwerfung, 
sondern  auch  in  dem  der  Gesetzessanktionierung.  Und  das  Mehr- 
heitsprinzip gilt  für  seine  Beschlussfassung  in  dem  einen  wie  in 
dem  andern  Stadium. 

Dazu  stimmt  auch  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Dinge, 
der  zufolge,  wie  wir  gesehen  haben,  Art.  5,  Abs.  i  aus  Artikel  2 
der  preussischen  Grundzüge  vom  10.  Juni  1866  herausgewachsen 
ist,  welch  letzterer  nur  Dinge  grundlegender  Art  betraf.  Die 
Norddeutsche  Bundesverfassung  und  die  Deutsche  Reichsverfas- 
sung als  deren  Nachfolgerin  hatte  die  Aufgabe,  das,  was  in  jenem 
Artikel  2  der  Grundzüge  als  Plan  und  Programm  stand,  zur  Wahr- 
heit zu  machen  und  in  rechtliche  Geltung  umzusetzen.  Und  die 
einzige  Stelle,  an  der  die  Erledigung  dieser  Aufgabe  zu  finden 
ist,  ist  der  Artikel  5,  Abs.  i.  Derselbe  kann  sich  infolge  dessen 
nicht  wohl  auf  das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  beziehen. 
Denn  er  hätte  in  diesem  Fall  nur  Spezielles    und  nicht,    wie  Ar- 
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tikel  2  der  Grundzüge,  Allgemeines  und  Grundlegendes  zum  Ge- 
genstand und  enthielte  dann  nicht  die  Erfüllung  der  Verheissung 
des  Artikels  2  der  Grundzüge.  Davon  kann  jedoch  nicht  die 
Rede  sein.  Artikel  5,  Abs.  i  enthält  die  Erfüllung  dieser  Ver- 
heissung. Er  trifft  Bestimmungen,  die  von  grundlegender  Bedeu- 
tung für  die  Gesetzgebung  überhaupt  sind,  und  erweist  sich  hierin 
als  gleichartig  mit  seiner  Vorlage,  dem  Artikel  62  der  preussi- 
schen  Verfassung,  der  nach  dem  früher  Dargelegten  ebenfalls 
Fragen  grundlegender  Art  regelt,  auf  alles  weitere  sich  aber  nicht 
einlässt,  und  bezüglich  dessen  Laband,  a.  a.  O.,  auf  S.  28  selber 
sagt :  »im  Artikel  62  der  preuss.  Verfassungsurkunde  hatte  man 
in  Preussen  die  Feststellung  der  Gesetzgebungsfaktoren  erblickt; 
die  verfassungsmässige  Anerkennung  des  Gesetzgebungsrechts  des 
Königs«  (das  doch  keineswegs  auf  das  Stadium  der  Gesetzesent- 
werfung  beschränkt  ist,  sondern  in  der  Sanktion  seinen  charak- 
teristischen Ausdruck  findet)  »hat  man  stets  im  Art.  62  .  .  .  ge- 
funden«. 

All  das  Gesagte  nun  findet  noch  eine  Bestätigung  in  einem 
Antrag  des  Abgeordneten  Zachariä  und  in  Aussprüchen  der  Ab- 
geordneten von  Sybel  und  Scheret'  aus  dem  verfassungberatenden 
Reichstag  des  Norddeutschen  Bundes.  Zachariä  stellte  nämlich 
in  der  Sitzung  vom  23.  März  1867  zu  Artikel  5  des  Entwurfes 
der  Norddeutschen  Bundesverfassung  einen  Antrag,  der  diesen 
Artikel  dahin  zu  fassen  bezweckte  :  »Die  Bundesgevvalt  wird  inner- 
halb der  durch  diese  Verfassung  gesteckten  Grenzen  durch  die 
verfassungsmässigen  Organe  derselben  ausgeübt :  die  Bundesge- 
setzgebung insbesondere,  nach  Massgabe  des  Inhalts  dieser  Ver- 
fassung, durch  die  übereinstimmende  Beschlussfassung  des  Bun- 
desrats und  des  Reichstags«.  Zachariä  ging  hienach  keineswegs 
von  der  Vorstellung  aus,  dass  bei  der  Bundesgesetzgebung  des 
Artikels  5  bloss  das,  was  man  das  Stadium  der  Gesetzesentwer- 
fung  nennt,  in  Frage  stehe,  er  war  vielmehr  der  gegenteiligen 
Meinung,  dass  es  sich  bei  derselben  um  die  Gesetzgebungsgewalt 
überhaupt,  um  die  Bundesgewalt  in  ihrer  Richtung  auf  die  Ge- 
setzgebung handle,  von  Sybel  aber  führte  in  der  gleichen  Sitzung 
unter  Anderem  aus:  »Die  Fürsten  .  .  .  finden  in  dem  Entwurf 
ihre  Ausstattung  auf  dem  .  .  .  Gebiete  der  Gesetzgebung.  Ver- 
gleichen Sie  die  Bestimmungen  dieses  Entwurfs  mit  jenen  der 
Frankfurter  Reichsverfassung,  so  habe  ich  vorher  schon  darauf 
aufmerksam  gemacht,    dass   in    der  Frankfurter    Reichsverfassung 
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eigentlich  gar  keine  Stätte  für  das  deutsche  Fürstentum  war.  Es 
war  damals  wie  zwischen  zwei  auseinanderfahrenden  Barken  ins 
Wasser  gefallen.  Hier  ist  die  legislative  Gewalt  des  Bundes 
dem  Reichstag  auf  der  einen,  dem  Bundesrat  auf  der  anderen 
Seite  zugewiesen ;  die  Majorität  beider  Versammlungen  ist  für  die 
Herstellung  des  Bundesgesetzes  erforderlich  und  ausreichend :  der 
Bundesrat  ist  die  Versammlung  der  deutschen  Fürsten,  die  Ver- 
sammlung der  Delegierten  der  deutschen  Fürsten.  In  diesem 
Bundesrat  hat  die  Krone  Preussen  keine  besondere  Stelle.  Ihr 
Votum  wiegt  schwerer  als  das  Votum  von  Reuss  oder  Sonders- 
hausen .  .  .,  immer  aber  ist  der  Inhaber  der  Krone  Preussen  in 
diesem  Kollegium  nichts  anderes  als  der  erste  unter  seinen  Pairs 
und  hierin,  meine  Herren,  scheint  mir  der  dominierende,  charak- 
teristische Zug  des  ganzen  Entwurfs  gegeben.  Hier  ist  das  Mo- 
ment, nach  welchem  dieser  Entwurf  schlechterdings  nicht  als  eine 
konstitutionelle  Monarchie  betrachtet  werden  kann.  In  einer  kon- 
stitutionellen Monarchie  wird  das  höchste  Recht,  das  Recht  der 
Gesetzgebung,  ein  für  allemal  geübt  von  dem  Monarchen.  Er 
ist  im  einzelnen  überall  an  die  Beschlüsse  der  legislativen  Ver- 
sammlungen gebunden  ;  aber  er  ist  formell  und  offiziell  der  In- 
haber der  gesamten  legislativen  Gewalt  .  .  .  Hier  in  unserem  Ent- 
würfe aber  ist  der  Inhaber  der  Exekutivgewalt  der  Träger  der 
Krone  Preussen  ohne  jedes  Prädikat  dieser  Art  .  .  .  Mir  war  es 
.  .  .  vollkommen  unverständlich,  als  vor  einigen  Tagen  ein  ge- 
ehrtes Mitglied  aus  dem  Königreich  Sachsen  auseinandersetzte, 
dass  das  Amendement  Twesten,  wonach  in  den  Militärgesetzge- 
bungssachen dem  Könige  von  Preussen  eine  entscheidende  Stimme 
gegeben  werden  sollte,  der  Tod  aller  konstitutionellen  Grundsätze 
sei !  Meine  Herren,  wenn  es  in  dem  ganzen  Entwurf  irgend  ein 
Stückchen  gibt,  was  man  als  Teil  eines  konstitutionellen  Staats- 
wesens bezeichnen  kann,  dann  ist  es  dieses  Amendement,  dann 
ist  es  der  entsprechende  Passus  über  die  Zollgesetzgebung«. 
Sybel  ergeht  sich  hier  in  Betrachtungen  über  die  Grundlinien  der 
Reichsgesetzgebung  und  die  Frage  nach  dem  Träger  der  letzteren, 
also  über  Dinge,  die  der  Gesetzesentwerfung  vorgelagert  sind 
und  weit  über  den  Rahmen  derselben  hinausgreifen.  Diese  Be- 
trachtungen aber  knüpft  er,  wie  die  bezüglichen  Citate  deutlich 
beweisen,  an  den  Artikel  5  des  Entwurfs,  das  Amendement  Twes- 
ten und  den  dem  letzteren  entsprechenden  Passus  über  die  Zoll- 
gesetzgebung, die  zusammen  den  Artikel   5   der  Reichsverfassung 
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ergeben,  an.  Er  mass  also  diesen  Bestimmungen,  die  jetzt  in 
letzterem  Artikel  vereinigt  sind,  eine  grössere  und  weitertragende 
Bedeutung  für  die  Gesetzgebung  überhaupt  bei.  Und  diese  Auf- 
fassung teilt  auch  Scherer,  wenn  er  in  der  Sitzung  vom  26.  IMärz 
1867  den  mit  dem  Absatz  l  des  Artikels  5  der  fertigen  Verfas- 
sung des  Norddeutschen  Bundes  gleichlautenden  Artikel  5  des 
Entwurfs  derselben  als  denjenigen  Artikel  bezeichnet,  :>der  die 
gemeinsamen  Bestimmungen  enthält  ,  wie  überhaupt 
Bundesgesetze  zu  stände  kommen   . 

Nach  alledem  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  es 
verkehrt  ist,  den  Artikel  5  der  Reichsverfassung  auf  das  Stadium 
der  Feststellung  des  Gesetzesinhalts  zu  beziehen. 

Laband  gibt  a.  a.  O.  auf  S.  28  selber  so  viel  zu:  »Es  w^ar  bei 
der  Abfassung  der  Norddeutschen  Bundesverfassung  die  Erkennt- 
nis, dass  Art.  5,  Abs.  i  nur  ein  St  a  diu  m  des  ganzen  Gesetz- 
gebungsaktes regle,  noch  nicht  durchgedrungen,  und  man  war 
sich  dieser  Bedeutung  nicht  bewusst«.  Er  glaubt  jedoch,  ein  sol- 
ches Stadium  für  Artikel  5,  Abs.  i  herauskonstruieren  und  fest- 
stellen zu  sollen. 

Indessen  ist  zu  beachten,  dass  die  Erkenntnis,  Art.  5,  Abs.  i 
regle  nur  ein  Stadium  des  ganzen  Gesetzgebungsvorgangs,  bei  Ab- 
fassung der  Norddeutschen  Bundesverfassung  so  wenig  durchge- 
drungen war,  dass  man  hiebei,  wie  gezeigt,  etwas  ganz  Anderes, 
etwas  Grundlegendes,  Allgemeineres,  über  jenes  Stadium  Hinaus- 
reichendes im  Auge  hatte. 

Die  Bedenken  aber,  die  Laband  zu  seiner  Konstruktion  und 
Auffassung  veranlassten  und  auch  für  Seydel  und  wohl  auch  für 
Arndt  bestimmend  waren,  haben  sich  in  keiner  Weise  als  stich- 
haltig erwiesen  und  lassen  sich  sehr  wohl  anderweitig  beseitigen. 
Der  scheinbare  Widerspruch  der  Worte  »und  ausreichend«  im 
Satz  2  des  Artikels  5  mit  Artikel  2,  7  und  17  erledigt  sich  sehr 
einfach  dadurch,  dass  diese  Worte,  wie  früher  dargetan  worden 
ist,  auf  das  frühere  Einstimmigkeitserfordernis  in  abwehrender 
Weise  hindeuten.  Nur  in  dem  Sinne,  dass  es  keiner  Einstimmig- 
keit mehr  bedarf,  sind  in  jenem  Satz  2  Mehrheitsbeschlüsse  von 
Bundesrat  und  Reichstag  als  zu  einem  Reichsgesetze  ausreichend 
erklärt.  Ob  dagegen  sonst  etwas  zu  diesen  Mehrheitsbeschlüssen 
hinzuzukommen  hat  und  was,  dieser  Frage  steht  Satz  2  meilenfern. 
Die  von  Seydel  besonders  gerügte  stilistische  Gleichstellung  von 
Bundesrat  und  Reichstag  im  ersten  Satze  des  Artikels  5  aber  er- 
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klärt  sich  daraus,  dass  es  sich  in  diesem  Satze  ganz  im  allge- 
meinen um  die  Festlegung  von  Zahl  und  Art  der  gesetzgebenden 
Faktoren  handelt,  wobei  das  nähere  Verhältnis  derselben  zu  ein- 
ander ganz  ausser  Betracht  bleibt.  Die  scheinbaren  Unebenheiten 
und  Schwierigkeiten  des  Ausdrucks  lassen  sich  also  überwinden, 
ohne  dass  man  dem  Artikel  5  eine  Beschränkung  auf  das  spe- 
zielle Stadium  der  Gesetzesentwerfung  gibt  und  dabei,  wie  oben 
dargelegt,  den  anscheinenden  Vorteil  auf  der  einen  Seite  mit  den 
allerschwersten  Nachteilen  auf  der  andern  Seite  erkauft. 

Das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  ist  übrigens  auch  am 
allerwenigsten  besonderer  Normierung  bedürftig  und  sehr  schlecht 
für  eine  solche  geeignet.  Dasselbe  ist  ja,  im  Grunde  nichts  An- 
deres als  den  Rahmen  der  gesetzgeberischen  Tätigkeit  der  Volks- 
vertretung darstellend,  die  Folgeerscheinung  des  Grundsatzes,  dass 
die  Trägerschaft  der  Gesetzgebungsgewalt  den  Fürsten  gebührt 
und  der  Volksvertretung  kein  Anteil  daran  zukommt.  Steht  dieser 
Grundsatz  fest,  so  ist  jene  Folgeerscheinung  gegeben.  Sie  be- 
darf daher  keiner  besonderen  Normierung^  Ja  ist  als  solche  einer 
Normierung  schwerlich  fähig.  Nun  steht  dieser  Grundsatz  in 
Deutschland  in  der  Tat  fest.  Die  deutschen  Verfassungen  be- 
ruhen auf  dem  Grundsatz  der  Fürstensouveränität,  und  zwar  so, 
dass  sie  denselben  nicht  neu  zu  schaffen  brauchten,  vielmehr  über- 
nommen und  in  Anknüpfung  an  ihn  das  Weitere  gestaltet  haben. 
Es  war  daher,  wenn  sie  bei  dieser  Gestaltung  parlamentarische 
Vertretungen  und  deren  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  einge- 
führt haben,  der  Charakter  und  die  Begrenzung  dieser  parlamen- 
tarischen Mitwirkung  durch  jenen  Grundsatz  gegeben  und  be- 
stimmt, so  dass  eine  bezügliche  Normierung  unterbleiben  durfte, 
nicht  nur  als  überflüssig,  sondern  auch  als  unangängig.  Denn 
was  einem  bestimmten  Grundsatze  entspricht,  das  lässt  sich  wohl 
abstrahieren  und  konstatieren,  aber  nicht  selbständig  normieren. 
Das  Abstrahieren  und  Konstatieren  aber  ist  nicht  Aufgabe  der 
Gesetzgebung,  sondern  der  Wissenschaft.  Das  Stadium  der  Ge- 
setzesentwerfung ist  denn  auch,  wie  früher  erwähnt  wurde,  in 
keiner  der  deutschen  monarchischen  Einzelstaatsverfassungen  ei- 
gens herausgehoben,  vielmehr  auf  theoretischem  Wege  abgeleitet 
worden.  Und  diejenigen,  die  den  Artikel  5  der  Reichsverfassung 
auf  das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  beziehen,  übersehen  die 
geschichtlich  gegebene  Reihenfolge  der  Dinge  und  tragen  ver- 
kehrterweise   das,    was  Sache    wissenschaftlicher    Abstraktion  ist, 
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in  den  Artikel  5  und  damit  in  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  hin- 
ein. Als  Folge  hievon  ergibt  sich  neben  anderen  Misslichkeiten 
ein  falsches  Bild  von  der  Oekonomie  der  die  Gesetzgebung  be- 
treffenden Bestimmungen  der  Reichsverfassung  und  eine  klaffende 
Lücke,  infolge  deren  dann  gerade  dasjenige  fehlt,  was  am  wenig- 
sten zu  missen  und  von  Artikel  5  am  dringendsten  zu  erwarten 
ist,  nämlich  die  entsprechende  Regelung  der  die  Voraussetzung 
alles  Weiteren  bildenden  Grundelemente  der  Reichsgesetzgebung, 
die  angemessene  Festlegung  der  gesetzgebenden  Faktoren  und 
der  grundsätzlichen  Einrichtung  ihrer  Beschlussfassung.  Doch 
genug. 

Es  soll  jetzt  noch  einer  vierten  Art  von  unrichtiger  Ausle- 
gung des  Artikels  5,  speziell  des  Wörtchens  »ausreichend«,  der 
zufolge  dieses  Wörtchen  sich  gegen  die  Einzelstaatsgewalten 
richten  soll,  kurz  gedacht  werden. 

Diese  Auslegung  ist  bei  Arndt  und  AnscJiüt::  anzutreffen. 
Arndt  sagt  nämlich  a.  a.  O.  ;  »Aus  dem  Wort  »ausreichend«  er- 
gibt sich,  dass  nicht  etw-a  noch  die  Zustimmung  .  .  .  der  Einzel- 
landtage zu  einem  Reichsgesetze  notwendig  ist«.  Und  An- 
schütz  führt  auf  S.  601  des  2.  Bandes  der  Neubearbeitung  der  En- 
cyklopädie  der  Rechtswissenschaft  aus:  »Die  Reichsgesetzgebung 
wird,  so  sagt  die  R.  V.  in  ihrem  fünften  Artikel,  ausgeübt  durch 
den  Bundesrat  und  den  Reichstag.  Die  Uebereinstimmung  der 
Mehrheitsbeschlüsse  beider  Versammlungen  ist  zu  einem  Reichs- 
gesetze erforderlich  und  ausreichend.  Dies  »ausreichend«  will  in 
erster  Linie  die  staatenbündische  Vorstellung  abschneiden,  als 
bedürfte  es  zum  Zustandekommen  eines  Reichsgesetzes  noch  einer 
irgendwie  gearteten  Tätigkeit  der  Landesstaatsge  walten. 
Die  bundesstaatliche  Unmittelbarkeit  der  Reichsgesetzgebung  wollte 
scharf  betont,  nicht  aber  gesagt  sein,  dass  das  Reichsgesetz  schon 
dann  in  Kraft  und  Geltung  tritt,  wenn  über  seinen  Inhalt  Einig- 
keit zwischen  Bundesrat  und  Reichstag  hergestellt  ist.  Zum  Ab- 
schluss  des  legislativen  Prozesses  bedarf  es  vielmehr  erst  noch 
der  Sanktion  des  Gesetzes  durch  den  Bundesrat,  der  Ausferti- 
gung und  der  Verkündigung  durch  den  Kaiser«, 

Indessen  ist  eine  derartige  Auslegung  nichts  weiter,  als  die 
Ausgeburt  subjektiver  Eingebung,  für  die  weder  die  Verfassung 
noch  die  geschichtliche  Entwickelung  einen  Anhalt  bietet. 

Nach    dem    Zusammenhange ,    der    sich    aus    Artikel  5    der 
Reichsverfassung  ergibt,  können  sich  die  Worte  »und  ausreichend«, 


300 


Dr.  Franz  Schniid : 


wie  früher  gezeigt  worden  ist,  auf  nichts  anderes  beziehen,  als 
auf  einen  Modus  der  Beschlussfassung  von  Bundesrat  und  Reichs- 
tag, und  zwar  auf  einen  solchen,  bei  dem  Mehrheitsbeschlüsse 
beider  Versammlungen  zu  einem  Reichsgesetze  nicht  ausreichend 
sind.  Welcher  bestimmte  Beschlussfassungsmodus  hiebei  in  Be- 
tracht kommt,  bleibt  auf  Grund  der  Verfassung  selber  freilich 
unentschieden.  Um  Aufschluss  hierüber  zu  erhalten,  muss  man 
vielmehr  auf  die  Geschichte  des  Artikels  5  zurückgreifen.  Diese 
aber  lehrt  nach  dem  früher  Dargelegten,  dass  das  frühere  Ein- 
stimmigkeitserfordernis gemeint  ist,  und  zugleich,  dass  es  sich  in 
Satz  2  des  Artikels  2  der  preussischen  Grundzüge  vom  10.  Juni 
1866  nur  um  die  Rechtmässigkeit  der  Beschlüsse  von  Bundestag 
und  Volksvertretung,  nicht  aber  etwa  auch  um  deren  Rechts- 
kräftigkeit handeln  konnte,  und  dass  es  sich  daher  auch  in  Satz  2 
des  Artikels  5  der  Reichsverfassung,  in  dem  jener  Satz  2  der 
Grundzüge  seine  Verwirklichung  gefunden  hat,  nur  um  die  Recht- 
mässigkeit der  Beschlüsse  von  Bundesrat  und  Reichstag  handelt. 
Bezögen  sich  die  Worte  »und  ausreichend <-  des  Artikels  5  nun 
auf  die  Landesstaatsgewalten,  so  würde  der  Zusammenhang  durch 
ein  fremdartiges  Moment  gestört.  Es  fände  in  diesem  Falle  auch 
ein  Sprung  in  der  geschichtlichen  Entwickelung  statt.  Satz  2 
des  Artikels  5  würde  dann  unter  anderem  auf  die  Frage  nach 
der  Rechtskräftigkeit  der  Beschlüsse  von  Bundesrat  und  Reichs- 
tag zu  sprechen  kommen,  während  er  es  vermöge  seiner  Aufgabe, 
den  Inhalt  von  Satz  2  des  Artikels  der  Grundzüge  erst  zur  Wahr- 
heit zu  machen  und  rechtlich  festzulegen,  doch  nur  mit  der  Frage 
der  Rechtmässigkeit  dieser  Beschlüsse  zu  tun  hat.  Es  wäre  über- 
dies auch  wenig  passend  und  angemessen,  wenn  mit  den  Worten 
»und  ausreichend«  auf  den  bundesstaatlichen  Charakter  des  Rei- 
ches hätte  hingewiesen  werden  wollen.  Ein  solcher  Hinweis  ist 
um  so  überflüssiger,  als  in  Artikel  78  der  Reichsverfassung  dem 
Reiche  die  Kompetenzkompetenz  zugeschrieben  und  der  bundes- 
staatliche Charakter  desselben  dadurch  zu  viel  besserem  und  zu 
genügendem  und  deutlichem  Ausdruck  gebracht  ist. 

Es  kann  also  keine  Rede  davon  sein,  dass  das  Wörtchen 
»ausreichend«   sich  auf  die  Einzelstaatsgewalten  bezieht. 

Möchte  es  dem  Verfasser  nun  mit  seinen  Ausführungen  ge- 
lungen sein,  die  Verschiedenartigkeit  der  Auslegung  des  Artikels  5 
der  Reichsverfassung  zu  beseitigen  und  auch  über  sonstige  auf 
die    Reichssesetzgebuns    bezüeliche    Bestimmunsen    und    Fragen 
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einiges  Licht  zu  verbreiten.  Die  Behandlung  von  Detailfragen 
bietet  ja  den  Vorteil,  dass  sie  den  Blick  schärft,  die  gegenseitigen 
Beziehungen  der  Dinge  besser  erkennen  lässt  und  dadurch  man- 
ches subjektive  Vorurteil  zerstört.  Das  Gesamtergebnis  ist :  Ar- 
tikel 5  der  Reichsverfassung  legt  in  Satz  i  die  gesetzgebenden  Fak- 
toren, in  Satz  2  das  für  die  Beschlussfassung  derselben  grundsätz- 
lich geltende  Mehrheitserfordernis  und  in  Satz  3  einen  für  den 
einen  dieser  Faktoren  in  bestimmten  Fällen  geltenden  besonderen, 
von  jenem  Erfordernis  abweichenden  Beschlussfassungsmodus  fest, 
ohne  sich  um  ein  bestimmtes  Stadium  der  Gesetzgebung  und  das 
nähere  Verhältnis  der  Gesetzgebungsfaktoren  zu  einander  zu  küm- 
mern, ohne  sich  auf  das  Stadium  der  Gesetzesentwerfung  und  die 
Frage  des  Sanktionsrechts  einzulassen.  Die  Worte  »und  ausrei- 
chend« in  diesem  Artikel  aber  beziehen  sich  weder  auf  den  Kaiser 
noch  die  Einzelstaatsgewalten,  sondern  auf  das  frühere  Einstim- 
migkeitserfordernis. 
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UNTERSUCHUNGEN 

ÜBER    DEN    GESELLSCHAFTSBEGRIFF    ZUR 

EINLEITUNG  IN  DIE  SOZIOLOGIE. 

VON 
Dr.  OTHMAR  SPANN. 


ERSTER    TEIL. 

Zur  Kritik  des  Gesellschaftsbegriffes  der  modernen 

Soziologie. 

Dritter    ArtikeD). 

Die  realistische  Lösung. 

Die  zweite  Art  der  Lösung  der  Frage  nach  dem  Gesellschafts- 
begriffe bezeichneten  wir  als  die  realistische,  empiristische  oder 
psychologistische.  Wir  verstanden  darunter  jene  Au  fifassung,  welche 
das  Wesen  des  Gesellschaftlichen  in  der  besonderen  Beschaffen- 
heit bestimmter  Kausalzusammenhänge  beschlossen  denkt.  Das 
Kriterium  des  Gesellschaftlichen  wird  nicht  als  erkenntnistheore- 
tisches vermutet,  sondern  einer  besonderen  Beschaffenheit  von 
gesetzmässiger  Verknüpfung  von  Erscheinungen  zu  entnehmen 
versucht.  Das  Gesellschaftliche  muss  sich  darnach  als  ein  Eigen- 
artiges neben  das  Physikalische,  Chemische,  Organische  und  Psy- 
chologische stellen.  Gegenüber  den  Naturwissenschaften  liegt  die 
Eigenart   der  Sozialvvissenschaft    nicht  in  einer  ihr  eigentümlichen 


l)  Vgl.  dazu    in    dieser  Ztschr. :    Ersten  Artikel   (»Einleitung«)    1903,   S.   573  ff., 
zweiten  Artikel   (»D.   erkenntnistheoretisclie  Lösung«)   1904,   S.  462  ff. 
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Erkenntnisart,  sondern  in  der  besonderen  (kausalen)  Bestimmtheit 
ihres  Gegenstandes. 

Diese  Gegenüberstellung  von  empiristischer  oder  realistischer 
und  erkenntnistheoretischer  Auffassung  des  Problems  will  nicht 
besagen,  dass  die  Begründung  und  der  Aufbau  einer  realistischen 
Lösung  nicht  gleichfalls  in  durchaus  e  r  k  e  n  n  t  n  i  s  t  h  e  o  r  e  t  i- 
scherUeberlegung  geschehen  kann.  Jene  Gegenüberstellung 
und  Benennung  soll  vielmehr  nur  andeuten,  dass  hier  in  empi- 
risch vorgefundenen  Verschiedenheiten  der  zu  bearbeitenden,  rea- 
len Tatsachen  die  Eigenart  des  Sozialen  und  die  Rechtferti- 
gung einer  besonderen  Wissenschaft  davon  gesucht  wird,  dort 
hingegen  nur  die  Eigenart  der  logischen  Tat  unseres 
Verstandes  in  der  Bearbeitung  jener  Tatsachen  darüber  ent- 
scheidet, ob  eine  Erkenntnis  sozial  wissenschaftlich  ist. 

Dass  die  realistische  Auffassung  des  gesellschaftsbegrifflichen 
Problems  nicht  minder  wesentlich  einer  erkenntnistheoretischen 
Begründung  und  Durcharbeitung  bedürftig  und  fähig  ist,  als  jene 
erkenntnistheoretische  selbst,  beweisen  insbesondere  die  Arbei- 
ten Georg  Siinnieh^).  Unter  den  Vorzügen,  welche  dieselben 
auszeichnen,  zählt  gewiss  nicht  zu  den  geringsten  der,  dass  in 
ihnen  die  methodologischen  Grundprobleme  der  Sozialwissenschaft 
eminent  e  r  k  e  n  n  t  n  i  s  t  h  e  o  r  e  t  i  s  c  h  e  Behandlung  finden.  Im 
besonderen  stellt  seine  Konstruktion  eines  Gesellschaftsbegriffes 
vorwiegend  ein  Ergebnis  erkenntnistheoretischer  Untersuchung 
dar.  Da  nun  die  Anerkennung  der  Notwendigkeit  erkenntnis- 
theoretischer Auffassung  der  Probleme  der  sozialwissenschaftlichen 
Methodologie  weit  davon  entfernt  ist,  sich  bedeutenderer  Allge- 
meinheit zu  erfreuen,  dürfen    wir    unserer    kritischen   Betrachtung 


i)  Von  Simmeis  (im  folgenden  nicht  mehr  mit  ganzer  Quellenangabe  citierten) 
Schriften  kommen  in  Betracht:  »Ueber  soziale  Differenzierung.  Sozio- 
logische und  psychologische  Untersuchungen«  in  Schmollers  Staats-  und  soziahvis- 
sensch.  Forschungen.  1890.  Bd.  X.;  »Das  Problem  der  Soziologie«  in 
Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  etc.  1894.  Bd.  18.  Heft  4,  S.  271  ff.;  »Zur  Me- 
thodik der  Sozial  Wissenschaft«,  ebenda  1S96.  Bd.  20  (eine  Kritik  von 
Stammlers  »Wirtschaft  und  Recht«),  Heft  4 ;  »Die  Selbsterhaltung  der 
sozialen  Gruppe.  Soziologische  Studie«,  ebenda  1898.  Heft  2,  S.  235  ff.; 
>Soziologie  des  Raumes«,  ebd.  1903.  Heft  i,  S,  27  ff.  —  Von  selbständigen 
Schriften :  »Die  Probleme  der  Geschichtsphilosophie.  Eine  erkennt- 
nistheoretische Studie.«  Leipzig  1892;  »Einleitung  i.  d.  :\I  o  r  a  1  w  i  s  s  e  n - 
Schaft.  Eine  Kritik  der  ethischen  Grundbegriffe.«  Berlin  I.  1891,  II.  1892  ;  »Phi- 
losophie des  Geldes«.    Leipz.   1900. 
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des  Swime/schen  Gesellschaftsbegrifles  ausser  der  in  ihr  selbst 
unmittelbar  liegenden  noch  eine  zweifache  Bedeutung  beimessen. 
Einmal,  sofern  ans  unserer  Darstellung  und  Auseinandersetzung 
die  Notwendigkeit  erkenntnistheoretischer  Er- 
fassung unseres  Problems  von  selbst  sich  ergeben  wird,  also 
unsere  Betrachtung  in  dieser  Hinsicht  eine  gewisse  All  g  e  m  e  in- 
gültig k  e  i  t  erlangt ;  und  sodann,  sofern  Simvieh  Konstruktion 
nur  eine  besonders  strenge  Formulierung  und  Durchbildung  jenes 
Gesellschaftsbegriffes  darstellt,  der  in  der  modernen  Sozialwissen- 
schaft (von  der  streng  organischen  Richtung  zunächst  abgesehen)  der 
durchaus  herrschende  ist.  Wenn  wir  nämlich  diesen  Begriff  wesent- 
lich durch  die  »Wechselwirkung  zwischen  psychischen  Einheiten < 
bezeichnet  denken,  so  können  wir  als  grundsätzlich  hieher  gehö- 
rig anführen :  Comte,  Spencer^  Schaff le,  T'ömiies,  de  Greef,  Tarde, 
Rinne lin,  Giddings,  Ludwig  Stein,  Ratzenhof ej-,  Dilthey  u.  a.  ■^). 
Daher  hat  zweitens  unsere  Polemik  fast  für  die  gesamte  gegen- 
wärtige Soziologie  allgemeine  Gültigkeit. 

Um  dies  zu  erhärten    und    zu  verdeutlichen,    seien    im  nach- 
folgenden die  Begriffsbestimmungen  der  genannten  Autoren  kurz 


l)  Damit  soll  allen  den  bezüglichen  Autoren  Simmel  gegenüber  natürlich  kei- 
neswegs die  Priorität  abgesprochen  werden.  Diese  dürfte  vielmehr  ungefähr  gleicher- 
massen  Cotnte,  Spencer  und  Schäffle  gebühren,  so  dass  man  von  einem  Comte-Spencer- 
Schäffleschen  Gesellschaftsbegriffe  sprechen  kann.  Schäffle  hat  seine  Anschauungen 
im  Wesen  unabhängig  von  Spencer  und  Comte  entwickelt.  (Vgl.  Schäffle,  »Güter  der 
Darstellung  und  Mitteilung«  i.  d.  Zeitschr.  f,  d.  ges.  Staatswissensch.  1873  ,  i.  Heft ; 
Bau  u.  Leben  d.  soz.  Körpers,  i.  A.  1875,  I.  Vorwort;  seine  Antikritik  gegen  P. 
Barth  ebenda  1898,  S.  753  ff.;  endlich  seinen  3.  Art,  über  d.  »Landwirtschafts- 
bedrängnis« ebenda  1903  ,  S.  292  ff.)  Spencer  wieder  muss  Comte  gegenüber  inso- 
fern als  wesentlich  unabhängig  angesehen  werden ,  als  der  Gesellschaftsbegriff  bei 
Comte,  wie  oben  ersichtlich,  überhaupt  nur  zu  unklarer  Entwicklung  gelangt  ist.  (Uebri- 
gens  hat  ähnliche,  wenn  auch  noch  unklare  Vorstellungen  darüber  bereits  y.  St.  Mill  un- 
abhängig von  Comte  in  seiner  Schrift  »On  the  definition  of  Political  Economy  and  on 
the  method  of  Philosophical  Investigation  in  that  Science«.  1836  entwickelt ;  vgl.  dazu 
seine  Definition  der  Gesellschaft  in  seiner  »Logik«,  deutsch  von  Schiel,  2.  A.  IL  S.  534  J 
über  die  gen.  Schrift,  Z.  F.  Ward,  »Oullines  of  sociology«  1898,  S.  12  ff.).  —  Simmel 
kommt  also  zwar  keine  eigentliche  Priorität  den  anderen  Autoren  gegenüber  zu  ,  je- 
doch erscheint  bei  ihm  zum  ersten  Male  jene  Auffassung  in  klarer  Formulierung,  Durch- 
bildung und  Durchführung,  und  seine  Fassung  wird  insbesondere  deswegen  am  besten 
zum  Gegenstande  der  Polemik  gewählt  ,  weil  bei  ihm  allein  eine  zureichende  e  r- 
kenntnistheoretische  Entwicklung  und  Nutzanwendung  vorhanden  ist. 

Zur  Geschichte  des  Gesellschaftsbegriffes  vgl.  insbes,  den  Art.  Gesellschaft  und 
Gesellschaftswissenschaft  von  Gothein  (der  sich  selbst  der  Begriffsbestimmung  Rümelin% 
anschliesst)  i.   Handwörterb.   d.   Staatswissensch.   2.  A. 
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skizziert. 

Cointe  gebraucht  das  Wort  Gesellschaft  in  verschiedenen  Be- 
deutungen. In  welchem  Sinne  iiim  ein  formaler  Gesellschafts- 
begrifif  überhaupt  feststeht,  ist  unklar.  Die  Versuche  von  H.  Sieta^) 
und  Heinrich  Waentig"^),  den  Gesellschaftsbegrifif  oder  die  ver- 
schiedenen Gesellschaftsbegrifife  bei  Cointe  klarzustellen,  sind  miss- 
glückt (ganz  besonders  bei  Sietz).  Hingegen  nehmen  wir  mit 
Paul  BartJi  an,  dass  die  Momente  des  »consensus  universelle« 
(=  gegenseitige  AU-Abhängigkeitj  und  der  »solidarite  fundamen- 
tale« als  die  wesentlichen  Begriffselemente  des  Comleschen  Ge- 
sellschaftsbegriffes anzusehen  sind^).  Die  durchgängige  solidari- 
sche Abhängigkeit  der  Teile  des  gesellschaftlichen  Organismus 
muss  nun  wohl  jedenfalls  als  wesentlich  psychisch  vollzogen  ge- 
dacht werden  (was  allerdings  bei    Cointe  strittig  bleibt). 

Spencer  untersucht  systematisch  ,  wodurch  soziale  Aggre- 
gate ,  organische  und  unorganische  ,  sich  voneinander  unterschei- 
den*). Gesellschaft  ist  ihm  ein  Aggregat,  das  nach  demselben 
allgemeinen  Grundsatze  aufgebaut  ist  wie  ein  Organismus.  Sie 
ist  ihm  überall  da  gegeben,  wo  dauernde  Beziehungen  zwischen 
Individuen  gegeben  sind.  Es  ist  also  die  Wechselwirkung  psy- 
chischer Einheiten,  die  das  Gesellschaftliche  konstituiert  °). 

Nach  Schaff le  ist  Gesellschaft  ein  geistig  vollzogener 
Lebenszusammenhang  (also  kein  Organismus).  »Den  so- 
zialen Zusammenhang  der  menschlichen  Individuen  bewirken  höhere 
Akte  des  Vorstellens,  Fühlens  und  Wollens,  welche  mittels  be- 
wussten  Austausches  von  Ideenzeichen  (symbolisch)  und  mittels 
bewusster  Kunsthandlungen  (technisch)  eine  allgemeine  Wechsel- 
wirkung .  .  .    der    Individuen    vollziehen«.      Was    an    der    Gesell- 

1)  Die  Probleme  im  Begriffe  der  Gesellschaft  bei  August  Comte.  Jena  1891. 
Dissertation. 

2)  August  Comte  und  seine  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  Sozialwissen- 
schaft.   Leipzig  1894,  S.  148  f. 

3)  Philosophie  d.  Gesch.  als  Soz.  S.  27/28;  bei  Cointe  selbst:  Cours  de  philo- 
sophie  positive.  6  vols.  3  ed.  Paris  1869  insbes.  Bd.  IV.  u.  Systeme  de  politique  po- 
sitive.   4  vols.  Paris  1851 — 54,   bes.   Bd.  IV  u.  Anhang. 

4)  Vgl.  Prinzipien  d.  Soziologie,  deutsch  v.  Vetter,  Bd.  IL  1887,  §§  212  —  223 
und  Einleitung  in  das  Studium  d.  Soziologie,  deutsch  v.  Marquardsen,  2.  Aufl.  Kap.  III. 

5)  Somit  ein  rein  psychologistischer  Gesellschaftsbegriff.  Soweit  aber  Spencer 
einen  eigentlichen  organisch  en  Gesellschaftsbegriff  nach  dem  Satze  konstruiert, 
dass  die  Beschaffenheit  der  Elemente  sich  in  den  Beschaffenheiten  des  Aggregates 
wiederhole,  mag  es  strittig  sein,  wie  weit  er  hieher  gehört.  (Näheres  unten  im  näch- 
sten Art.). 
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Schaft  als  sozial  sich  darstellt,  ist  ihm  -weder  ein  physikalisch- 
chemischer, noch  ein  biologischer  Zusammenhang«  vielmehr  ist  es 
nur  die  psychische  Wechselbeziehung  zwischen  Individuen,  welche 
die  völlig  eigenartige  Signatur  des    sozialen    Körpers  ausmacht^). 

Bei  ScJiäffle  finden  wir  also  den  realistischen  Gesellschafts- 
begriff zuerst  in  klarer  Gestalt  und  Formulierung. 

Nach  Tönnies  liegt  das  Wesen  des  Gesellschaftlichen  in  einem 
Verbundensein  der  Individuen  durch  die  Wil- 
lensbeziehungen, also  in  einer  Tatsache  psychischer  Wech- 
selbeziehung zwischen  Individuen.  »Die  menschlichen  Willen 
stehen  in  vielfacher  Beziehung  zueinander;  jede  solche  Beziehung 
ist  eine  gegenseitige  Wirkung«  ^).  Diese  so  entstehenden  Ver- 
hältnisse erzeugen  eine  Gruppe  oder  Verbindung,  welche 
als  »einheitlich  nach  innen  und  nach  aussen  wirkendes  Ding«  auf- 
zufassen ist.  Je  nach  der  Innigkeit  der  Verbindung  sind  die  For- 
men von  Gemeinschaft  und  Gesellschaft  i.  e.  S.  zu  unterscheiden: 
»Die  Verbindung  wird  entweder  als  reales  und  organisches  Leben 
begriffen  —  dies  ist  das  Wesen  der  Gemeinschaft  oder  als 
ideelle  und  mechanische  Bildung  —  das  ist  das  Wesen  der  Ge- 
sellschaft^). Gemeinschaft  wird  »als  lebendiger  Organismus, 
Gesellschaft  als  ein  mechanisches  Aggregat  und  Artefact  ver- 
standen«. 

Nach  de  Greef  ist  die  soziale  Grundtatsache  der  Kontrakt^). 
Diese  ist  als  ein  Verhältnis  der  freien  Willensbestimmung  der 
sozialen  Elemente  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  offenbar 
eine  Tatsache  psychischer  Wechselbeziehung  zwischen  Individuen. 
Demgemäss  ist  ihm  auch  die  Soziologie  die  W^issenschaft,  welche 
»die  Beziehungen  der  Menschen  untereinander«  erforscht^).  Kon- 
trakt und  kontraktuelle  Freiheit  konstituiert  die  Gesellschaft  als 
»organisme  contractuel«  gegenüber  dem  körperlichen  Organismus, 
dem  jene  Freiheit  der  Beziehungen  der  Elemente  untereinander 
fehlt  6). 


i)  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers,  2.  Ausg.  1881,    I,  S.  i. 

2)  Ferdinand  Tönnies,    Gemeinschaft    und    Gesellschaft.    Abhandlung   des  Kom- 
munismus und  des  Sozialismus  als  empirischer  Kulturformen.    Lpz.   1887,  S.   3. 

3)  Ebenda  S.  3. 

4)  Vgl.  de  Greef,    Introduction  a  la  Sociologie.    Paris.  I.  1886,  S.  76  ff.,   140  f. 
u.  ö.    IL  1889;  Les  lois  sociologiques.  1893.  S.  25  u.  ö. 

5)  Les  lois  etc.  S.  24  u.  ö. 

6)  Gleicherweise  ist  für  A.  Fouille,   welcher  der  biologischen  Schule  der  Sozio- 
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Gabriel  Tarde  erblickt  das  Wesen  des  Gesellschaftlichen 
gleichfalls  in  einer  bestimmten  Art  menschlicher  Wechselbeziehung: 
der  Nachahmung.  Diese  ist  ihm  le  phenomene  social  elementaire. 
Er  definiert  Gesellschaft  als  eine  Gesamtheit  (coUection)  von 
Menschen,  soweit  sie  einander  nachahmen^).  Daher  ist  ihm  denn 
auch  die  Sozial-  oder  Kollektiv-Psychologie  identisch  mit  der  So- 
ziologie. Diese  studiert  nicht  die  Phaenomene  des  isolierten  Ich, 
sondern  jene  des  in  Wechselbeziehung  mit  anderen  befindlichen«; 
ihr  Objekt  ist  das  Interpsychisch  e^). 

Nach  Rünielin  erweisen  sich  die  gesellschaftlichen  Erschei- 
nungen »als  die  spontanen,  anbefohlenen  Massen-  und  Wechsel- 
wirkungen der  individuellen  Kräfte  innerhalb  der  von  den  staat- 
lichen Ordnungen  gezogenen  Schranken,  sowie  auf  der  Grundlage 
einer  gleichartigen  oder  verwandten  Kuitur-Stufe«  ■'^).  Daher  steht 
ihm  von  einer  Gesellschaftswissenschaft  fest,  dass  sie  »niemals  auf 
einer  anderen  Grundlage  [wird]  aufgebaut  werden  können,  als  auf  der 
psychologischen«.  Und  eine  Gesellschaftslehre  ist  nichts  anderes, 
als  die  Lehre  von  den  natürlichen  Massen-  und  Wechselwirkungen 
des  menschlichen  Trieblebens  unter  den  Einflüssen  des  Zusam- 
menlebens vieler«  *). 

Auch  F.  H.  Giddings'  Gesellschaftsbegriff  geht  auf  die  psychi- 
sche Wechselbeziehung  zwischen  den  Individuen.  Die  soziale  Ele- 
mentar-Tatsache  ist  ihm,  wie  wir  wissen,  die  Gattungsem- 
pfindung (consciousness  of  kind) ,  unter  welcher  er  einen  Be- 
wusstseinszustand  versteht,  in  welchem  ein  Individuum  ein  anderes 
bewusstes  Individuum  als  gleichartig  erkennt^).  Näher  versteht 
er  unter  Gesellschaft  die  Individuen,  insofern  sie  miteinander  ver- 
kehren und  verbunden  sind,  »the  union  [der  Individuen]  itself,  the 
Organisation,  the  sum  of  formal  relations,  in  which  associating 
individuals  are  bound  together«  ^). 

logie  zugehört,  der  soziale  Körper  ein  »kontraktueller  Organismus«.    Vgl.  La  science 
sociale  contemporaine,   3.   ed.   Paris  1896. 

i)  Vgl.  Les  lois  de  l'imitation,  i.  ed.  1890,  S.  70,  73,  75,  80  u.  ö.  (3.  ed.  1900.). 

2)  »La  theorie  organique  des  societe's«  i.  d.  Annales  de  l'institut  international 
de  Sociologie.    Paris,  1898.  S.  258.   —  Weiteres  über  Tar-de  s.  u. 

3)  Ueber  den  Begriff  der  Gesellschaft  und  einer  Gesellschaftslehre  (18S8)  »Reden 
u.  Aufsätze«,  in.  Folge.  1894.  S.  259. — Vgl.  darüber  Stammler,  Wirtsch.  u.  Recht, 
S.  85  ff.  —  Rümelifts  Begriffsbestimmung  hat  Gothein  (Art.  Gesellschaft  i.  Handw. 
d.  Staatswissensch.   Bd.  III)  angenommen. 

4)  Ebenda  S.  267. 

5)  The  Principles   of  Sociology.    New-York  and  London.  1896.  S.  17. 

6)  a.  a.  O.  S.   3,    vgl.     ferner  S.   13  ff.,    75,  413,  420  ff.;    »Inductive  Sociology«, 
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Ludzuig  Stein  versteht  unter  Gesellschaft  »ein  lediglich  auf 
Individuen  sich  aufbauendes  und  deren  gegenseitige  Beziehungen 
regelndes  Verhältnis  des  Zusammenwirkens  .  .  .«,  ein  »System  von 
Wechselwirkungen«  ^). 

Nach  Gustav  RatzenJiofer  verlangt  der  Begriff  der  Gesellschaft, 
dass  die  Bedürfnisse  und  Interessen  der  Glieder  durch  tatsäch- 
liche Wechselbeziehung  befriedigt  werden  ^).  Demgemäss  ist  ihm 
auch  die  Soziologie  die  allgemeine  Wissenschaft  von  den  Wech- 
selbeziehungen der  Menschen  ^).  —  Endlich  ist  der  Gesellschafts- 
begriff, der  der  Doktrin  Diltheys  zugrunde  liegt,  gleichfalls  psycho- 
logistisch.  Man  kann  ihn  sogar  unmittelbar  in  Simmeh  Formu- 
lierung selbst  bringen :  Gesellschaft  ist  Wechselbeziehung  psychi- 
scher Einheiten.     (Vgl.  unten  vierten  Artikel)*). 

New-York  1901,  S.  6  u.  ö. 

i)  Die  soziale  Frage  i.  Lichte  der  Philosophie,  Stuttgart,  1897.  S.  107,  vgl. 
534  ff.  [Steiyi  stellt  diesen  Gesellschaftsbegriff  dem  Begriff  des  Staates  gegenüber  und 
bringt  also  beide  in  Gegensatz  zu  einander,)  Ueber  Stein  vgl.  Reichesberg ,  Die  So- 
ziologie, die  soz.  Frage  u.  d.  sog.  Rechtssozialismus,   Bern,   1899,   bes.  S.  23  f. 

2)  Die  soziologische  Erkenntnis.  Leipzig,  1898.  S.  27,  3  u.  ö.  Ratzenhofer  scheint 
übrigens  die  Begriffe  der  gesellschaftlichen  und  kampflichen  Beziehungen  der  Men- 
schen zu  einander  in  ein  Verhältnis  des  ausschliessenden  Gegensatzes  zu  bringen.  So 
heisst  es  gelegentlich  des  Beweises  einer  »absoluten Friedlichkeit  der  Horde«:  »Die 
begriffliche  Charakteristik  der  Gesellschaft  ist,  dass  inner- 
halb derselben  die  ursprünglichsten  Beziehungen  der  Men- 
schen, nämlich  die  gesellschaftlichen  Beziehungen  und  die  Befriedigung  der  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse ,  normal  und  ohne  Gewaltkampf  vor  sich 
gehen,  während  ausserhalb  der  Gesellschaft  diese  Beziehungen  gewalttätig  sind.« 
(Wesen  u.  Zweck  d.  Politik,   3  Bde.,  Leipzig  1893.  \.  S.  4  ;   im  Original  nicht  gesperrt.) 

3)  Ebenda  S.  i,  3,  6  u.  ö. 

4)  Sonst  seien  noch  genannt  Vierkandt  (»Gabriel  Tarde  und  die  Bestrebungen 
der  Soziologie«.  Ztschr.  f,  Sozialwissensch.  IL  1S99.  S.  557  ff.),  Kistiakowski  (Gesell- 
schaft u.  Einzelwesen,  Berlin  1899)  und  Eulenburg  (Ueber  die  Möglichkeit  und  die 
Aufgaben  einer  Sozial-Psychologie.  Schmollers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  etc.  Jg.  24), 
welche  sich  unmittelbar  der  Begriffsbestimmung  Simmeis,  anschliessen.  Rudolf  Eisler 
(»Soziologie«,  Lpz.  1903,  S.  38)  versteht  unter  Gesellschaft  »jede  Gruppe  von  le- 
benden Individuen,  die  so  in  Wechselwirkung  mit  einander  stehen, 
dass  sie,  vorübergehend  oder  dauernd  ein  Ganzes,  eine  Einheit  bilden«.  Eine  weitere 
Vermehrung  der  Beispiele  erscheint  wohl  nicht  mehr  notwendig. 

Hingegen  muss  jener  Begriffe  von  Gesellschaft  gedacht  werden ,  die  sich  nur 
schwer  oder  gar  nicht  unserer  Unterscheidung  —  erkenntnistheoretisch  oder  psycho- 
logistisch  —  zu  fügen  scheinen.  Hier  handelt  es  sich  hauptsächlich  um  die  orga- 
nische Soziologie  und  um  Durkheim.  —  Hinsichtlich  der  organischen  Schule 
muss  erklärt  werden,  dass  dieselbe  als  solche  bis  jetzt  keinen  ihr  eigentümlichen,  wirk- 
lich organischen  Gesellschaftsbegriff  (nämlich  Gesellschaft  als  Organismus)  aufzustellen 
vermochte.    Vielmehr  fallen  ihre  Vorstellungen  tatsächlich  unter  die  behandelte  psycho- 
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Das  Beweisziel  der  nachfolgenden  Untersuchung  des  psycho- 
logistischen  Gesellschaftsbegriffes  an  dem  Beispiele  Sivwieh  sollen 
die  folgenden  Sätze  sein,  deren  Reihenfolge    und  Zusammenhang 

logistische  Kategorie,  an  welcher  sie  vergebens  den  Begriff  des  Organischen  zu  voll- 
yiehen  versucht.  Dies  werden  wir  in  einem  anderen  Zusammenhange  nachzuweisen 
haben.  (Vgl.  den  nachfolgenden  vierten  Art.) —  Schwieriger  fügt  sich  unserer  Einordnung 
der  »mechanische'.  Gesellschaftsbegriff  Emile  Durkheitns.  Durkheim  will  der  >idealisti- 
schen«  und  »biologischen«  Soziologie  eine  »mechanische«  oder  realistische  gegenüber  stel- 
len, indem  er  davon  ausgeht,  dass  die  sozialen  Tatsachen  als  Dinge  behandelt  wer- 
den müssen.  Die  sozialen  Tatsachen  sind  ihm  dadurch  gekennzeichnet,  dass  sie  erstens 
äusserlich,  d.  h.  objektiviert ,  unabhängig  vom  individuellen  Bewusstsein  sind, 
und  dass  sie  zweitens  auf  jedes  individuelle  Bewusstsein  Z  w  a  n  gs -Einfluss  zu  üben 
geeignet  sind  (vgl.  Les  regles  de  la  methode  sociologique;  2.  6d.  Paris  1901 ,  bes. 
I.  Kap.),  Diesen  Gedanken  solcher  eigentümlicher  Abgelöstheit  des  Sozialen  vom 
Psychologischen  entwickelt  Durkheim  näher  so  :  »Toutes  les  fois  que  des  616ments 
quelconques,  en  se  combinant,  degagent,  par  le  fait  de  leur  combinaison,  des  pheno- 
menes  nouveaux,  il  faut  bien  concevoir  que  ces  phenomenes  sont  situes ,  non  dans 
les  Clements,  mais  dans  le  tout ,  forme  par  leur  union.«  »Si  cette  synthese  s  u  i- 
g  e  n  e  r  i  s  qui  constitue  tout  societe,  degage  des  phenomenes  nouveaux,  differents  de 
ceux  qui  se  passent  dans  les  consciences  solitaires,  i!  faut  bien  admettre  que  ces  faits 
specifiques  resident  dans  la  societe  meme  qui  les  produit,  et  non  dans  ses  parties  .  .  , 
Ils  sont  donc,  en  ces  sens,  exlerieurs  aux  consciences  individuelles,  considerees  comme 
telles,  de  meme  que  les  caracteres  distinctifs  de  la  vie  sont  exlerieurs  aux  substances 
minerales  qui  composent  l'etre  vivant  .  .  .  Les  faits  sociaux  ne  different  pas  seulement 
en  qualite  des  faits  psychiques;  ils  ont  un  autre  Substrat...  ils  ne  depen- 
dent  pas  des  memes  conditions«  (a,  a.  O.  S.  XV/XVI).  Auf  eine  solche  Unabhängig- 
keit des  Sozialen  von  den  Tatsachen  des  einzelnen  individuellen  Bewusstseins 
geht  die  Hervorhebung  der  Dinghaftigkeit  und  des  ^lomentes  der  Nötigung,  des 
Zwanges  bei  Durkheim.  Soziale  Tatsachen  bestehen  nicht  nur  in  der  bestimmten 
Art  und  Weise  der  Individuen,  zu  denken  und  zu  handeln  (näml.  »exterieur  a  l'indi- 
vidut<),  sondern  »ils  [diese  Arten  zu  handeln  und  zu  denken]  sont  doues  d'une  puis- 
sance  imperative  et  coercitive  en  vertu  de  laquelle  ils  s'imposent  a  lui,  qu'il  le  veuille 
ou  non«  (S.  6).  Eine  gänzliche,  grundsätzliche  Ablösung  des 
Sozialen  vom  Bewusst- Werden  kann  also  konsequenterweise 
nicht  gemeint  sein.  »Ce  n'est  pas  ä  dire  qu'ils  [die  sozialen  Tatsachen]  ne 
soient ,  eux  aussi ,  psychiques  en  quelque  maniere  puisqu'ils  consistent  tous  en  des 
fagons  de  penser  ou  d'agir«  (S.  XVI).  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ordnet  sich 
also  Durkheifii  ganz  wohl  unserer  Einteilung  der  Gesellschaftsbegriffe  in  erkenntnis- 
theoretische und  psychologistische  ein.  Ob  dann  die  von  Durkheim  geforderte  Be- 
trachtung des  Sozialen  als  durchaus  Objektiviertes  und  Dinghaftes  nicht  im  Wider- 
spruche mit  dem  letzteren  Zugeständnisse  steht  —  das  ist  dann  eine  Frage  für  sich. 
Dass  diese  wieder  jedenfalls  zu  b  e  j  a  h  e  n  ist ,  wollen  wir  hier  nicht  weiter  ausein- 
andersetzen. (Zur  Kritik  Durkheim^  vgl.  Bougle,  I^es  sciences  sociales  en  Allemagne 
Paris  1896,  S.  147  ff.;  Tarde ,  in  den  Annales  de  ITnstitut  Internat,  de  Soc.  T.  I, 
S.  209  ff.  —  Die  Identifizierung  des  Durkheimsch^'o.  mit  dem  Slammlerschen  Gesell- 
schaftsbegriffe durch  F.  Barth  [Philos.  d.  Gesch.  als  Soz.  S.  287]  muss  abgelehnt 
werden.) 
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auch  die  Gliederung  der  Untersuchung  selbst  bestimmen  wird : 

I.  i)  Die  Bestimmung  der  gesellschaftlichen  Erscheinungen 
als  Tatsachen  der  Wechselwirkung  stellt  ihrer  Natur  und 
ihrem  Sinne  nach  bloss  eine  auf  erkenntnistheoretischem  Wege 
gewonnene  und  zu  rein  erkenntnistheoretischem  Zwecke  unternom- 
mene Lösung  einer  erkenntnistheoretischen  Vor- 
frage der  Sozialwissenschaft  dar,  nämlich  der  Frage:  Wie  ist 
Sozialwissenschaft  als  Wissenschaft  von  Komplexen,  deren 
Elemente  ja  bereits  allseitiger  Erforschung  unterliegen,  möglich? 
—  Die  Beantwortung  dieser  Frage  geht  bloss  auf  die  erkenntnis- 
theoretische Möglichkeit  einer  —  erst  noch  zu  unternehmen- 
den —  Bezeichnung  des  selbständigen,  der  Sozialwissenschaft 
eigenartigen  Gegenstandes; 

2)  Swimels  Lösung  dieser  erkenntnistheoretischen  Vorfrage 
(»Wechselwirkung«)  ist  in  ihrer  Durchführung  und  Anwendung  un- 
zulänglich und  in  ihrer  Konstruktion  widerspruchsvoll  und  meta- 
physisch. —  Dies  ist  aber  für  die  weitere  Kritik  des  Gesellschafts- 
begriffes nicht  von  entscheidendem  Belang,  da  dieser  nach  I.  i)  erst 
mit  der  Bezeichnung  der  spezifisch  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  ft  1  i  c  h  e  n 
Wechselwirkung  konstruiert  erscheint,  also  in  der  Betrachtung 
dieser  Bezeichnung  selbst  der  Schwerpunkt  der  Kritik  liegen  muss. 

II.  i)  Die  Bestimmung  der  gesellschaftlichen  Wech- 
selwirkung als  Wechselwirkung  psychischer  Einheiten  wurde 
von   Simviel  unabgeleitet  eingeführt ; 

2)  sie  ist  selbst  an  und  für  sich  betrachtet,  d.  h.  als  mate- 
rielle Bestimmung  (von  deren  sonstigem  Anspruch  im  Zusam- 
menhange des  Problems  abzusehen  ist)  anfechtbar; 

3)  sie  ist  ihrem  Sinne  nach  höchstens  geeignet,  ein  h  y- 
pothetisch  als  sozial  zu  betrachtendes  Tatsachengebiet  da- 
durch abzugrenzen,  dass  sie  andere^  für  dieses  Soziale  gar  nicht 
in  Betracht  kommende  Gebiete  ausschliesst.  Dieses  vor- 
läufig abgegrenzte  Tatsachengebiet  ist  aber  in  seiner  Eigenart  als 
Soziales  immer  erst  noch  zu  charakterisieren,  denn  jene  Abgren- 
zung oder  Ausschliessung  des  Zweifellos-Nicht-Sozialen  kann  na- 
türlich nicht  einmal  ihrem  Sinne  nach  selbst  das  Kriterium  des 
Sozialen  sein; 

4)  da  demnach  Siinmels  Begriffsbestimmung  keinen  wirklichen 
Gesellschaftsbegriff  vorstellt  ,  vermag  sie  auch  die  erkenntnis- 
theoretisch-methodologischen Bedingungen,  die  ein  solcher  erfüllen 
müsste,  weder  formell  noch  materiell  zu  erfüllen,  namentlich  aber 
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keine  Handhabe  zur  Bildung  eines  materiaien  Gesellschaftsbegrififes 
zu  bieten. 

III.  i)  Simmeis  Problemstellung  der  Soziologie  ist  nicht  aus 
seinem  Gesellschaftsbegriffe  abgeleitet  und  aus  demselben  auch 
unableitbar; 

2)  was  das  Verhältnis  dieser  Problemstellung  (Definition)  der 
Soziologie  zur  Gültigkeit  eines  gesellschaftsbegrifflichen  Problems 
(die  in  jener  Definition  angezweifelt  erscheint)  überhaupt  anbe- 
langt :  entweder  steht  das  spezifisch  Gesellschaftliche  bei  Si)nmel 
als  ;>Form-  zum  »Inhalte«  im  Verhältnis  von  Prinzip  und  Acci- 
dentien  —  dann  beruht  Simmeis  Definition  der  Soziologie  gleich- 
falls auf  einer  bestimmten  Lösung  —  und  somit  Anerkennung  — 
des  gesellschaftsbegrifflichen  Problems;  oder  aber  Simmeh  »Form; 
ist  nur  ein  Teilgebiet,  ein  Spezialfall  von  -Inhalten«  —  dann  ist 
die  Soziologie  aber  nur  eine  soziale  Einzel-Wissenschaft  und  für 
das  gesellschaftsbegriffliche  Problem  keine  direkt  zuständige  In- 
stanz mehr.  —  Vielmehr  muss  das  Problem  eines  Gesellschafts- 
begriffes immer  schon  dann  als  gültig  und  als  in  positivem  Sinne 
lösbar  anerkannt  werden,  sobald  man  nur  überhaupt  über  die  so- 
zialen Einzelwissenschaften  aus  innerer  methodologischer  Notwen- 
digkeit hinausgeht. 

I. 

Simniel  geht  in  der  soziologischen  Untersuchung  von  der  er- 
kenntnistheoretischen Frage  nach  der  Möglichkeit  und  dem  Evi- 
denzcharakter sozialwissenschaftlicher  Erkenntnis  aus  ^).  Die  Ob- 
jekte derselben  sind  äusserst  komplizierten  Aufbaues.  Jede  ge- 
sellschaftliche Erscheinung  oder  jeder  gesellschaftliche  Zustand 
ist  ein  Komplex  oder  Gesamtzustand,  d.  h.  die  Wirkung  vieler 
Teilzustände.  Nun  bewegt  sich  nach  Simmel  zwar  jedes  Element 
der  sozialen  Komplexe  nach  bestimmten  Gesetzen,  jedoch  gibt 
es  für  das  Ganze,  für  den  Komplex  als  solchen  kein  selbststän- 
diges Gesetz  ^).  Versteht  man  unter  Gesetz  einen  Satz  »demge- 
mäss  der  Eintritt  gewisser  Tatsachen  unbedingt  —  d.  h,  jederzeit 
und  überall  —  den  Eintritt  gewisser  anderer  zur  Folge  hat«  ^), 
so  führt  dies  auf  folgende  Ueberlegung  : 

Erscheint    es    uns  gesetzlich,    dass    der   Gesamtzustand  A    in 


1)  Ueber  soziale  Differenzierung.  1890.   a.   a.   O.   S.   I  ff. 

2)  ebda.  S.  9  u.  ö. 

3)  Die  Probleme  der  Gesellschaftsphilosophie.  1S92.  S.   34. 
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den  Gesamtzustand  B  übergeht,  so  doch  nur,  indem  wir  dieses 
Uebergehen  in  B  auf  Rechnung  der  Wirksamkeit  der  Bestand- 
teile von  A  setzen.  Es  bestehe  A  aus  a  b  c,  B  aus  a  [j  y.  >Dass 
nun  etwa  a  die  Folge  a  gehabt  hat,  erkennen  wir,  wenn  wir  eine 
Folge  B'  auf  A'  beobachten,  wobei  A'  aus  ade,  B'  aus  a  o  e  be- 
steht« (d.  h.  a  bestätigt  sich  als  Ursache  von  a,  weil  die  Bestand- 
teile b  c  in  A'  fehlen  ^).  Eigentliche  Gesetze  des  Geschehens 
gibt  es  nach  Simniel  demnach  nur  hinsichtlich  der  letzten  Ele- 
mente, der  vollkommen  einfachen,  objektiven  Einheiten,  und  es 
kann  daher  auch  der  Begriff  der  Gesellschaft  nur  dann  Sinn  und 
Berechtigung  haben,  wenn  das  von  ihm  Bezeichnete  in  irgend 
einem  Gegensatze  gegen  die  blosse  Summe  der  einzelnen  steht. 
»Ist  die  Gesellschaft  nur  eine  in  unserer  Betrachtungsweise  vor 
sich  gehende  Zusammenfassung  von  einzelnen,  die  die  eigentlichen 
Realitäten  sind,  so  bilden  dies  und  ihr  Verhalten  auch  das  eigent- 
liche Objekt  der  Wissenschaft,  und  der  Begriff  der  Gesellschaft 
verflüchtigt  sich  ^j«.  Diese  Einwendung  gegen  die  Möglichkeit 
einer  Gesellschaftswissenschaft  sei  in  ihrem  Grundgedanken  durch- 
aus richtig ;  sie  gelte  aber  nur  in  der  Theorie ,  nicht  in  der 
Praxis  unserer  Erkenntnis.  In  der  Praxis  vermöge  man  ihr  nicht 
statt  zu  geben,  weil  die  konsequente  Ausdenkung  des  zugrunde 
liegenden  Gedankens  als  einzig  reale  Wesen  die  punktuellen  Atome 
ergibt,  was  eben  eine  praktisch  unerfüllbare  Forderung  in  sich 
schliesst,  denn  man  könnte  dann  ja  z.  B.  auch  nicht  bei  den  In- 
dividuen, die  die  Gesellschaft  bilden.  Halt  machen.  »Statt  des 
Ideals  des  Wissens,  das  die  Geschichte  jedes  kleinsten  Teiles 
der  Welt  schreiben  kann ,  müssen  uns  die  Geschichte  und  die 
Regelmässigkeiten  der  Konglomerate  genügen  .  .  .  ^)«.  Die  Frage, 
welche  Komplexe  von  Einheiten  zum  Gegenstande  einer  Wis- 
senschaft zusammengefasst  werden  dürfen,  ist  demnach  eine  blosse 
Frage  der  Praxis.  Die  Erkenntnis  von  Gesamtzuständen  trägt 
so  nach  Sinimel  den  Charakter  des  Provisorischen,  Morphologi- 
schen, aber  aus  demselben  Grunde  der  Unvollkommenheit  mensch- 
licher Erkenntnismittel  zugleich  den  des  (Praktisch-)Notwendigen. 
Das  Kriterium  dafür,  welche  bestimmten  Zusammenfassungen 
zu  solchen  (subjektiv-)einheitlichen  Gesamtzuständen  zum  Gegen- 
stande wissenschaftlicher  Forschung  zu  machen  zweckmässig 


1)  Die  Probleme  etc.  S.   35. 

2)  Soz.  Differenzierung  S.   10. 

3)  a.  a.  ü.  S.  12. 


Untersuchungen  über  den  Gesellschaftsbegriff  etc.  ojry 

erscheint,  ist  in  der  möglichst  kräftigen,  innigen  Wechsel- 
wirkung der  Teile  gegeben ;  denn  diese  begründet  eine 
wenigstens  relative  Objektivität  der  Vereinheitlichung^).  Je  kräf- 
tiger, inniger  die  gegenseitigen  Beziehungen  der  Teile  sind,  um 
so  mehr  erscheint  uns  ein  Gegenstand  als  von  objektiv-realer  Ein- 
heitlichkeit. Da  aber  als  regulatives  Weltprinzip  angenommen 
werden  muss,  dass  alles  mit  allem  in  irgend  einer  Wechselwir- 
kung steht,  so  kann  es  nur  gradweise  Unterschiede  der  Berech- 
tigung bei  der  Heraushebung  von  Einheiten  und  ihrer  logischen 
Zusammenfassung  zur  höheren  Einheit  geben.  »Das  Entschei- 
dende hierbei  ist  nur,  welche  Zusammenfassung  wissenschaftlich 
zweckmässig  ist,  wo  die  Wechselwirkung  kräftig  genug  ist,  um 
durch  ihre  isolierte  Behandlung  gegenüber  den  Wechselwirkungen 
jedes  derselben  mit  allen  andern  Wiesen  eine  hervorragende  Auf- 
klärung zu  versprechen,  wobei  es  hauptsächlich  darauf  ankommt, 
ob  die  behandelte  Kombination  eine  häufige  ist,  so  dass  die  Er- 
kenntnis derselben  typisch  sein  kann  und,  wenn  auch  nicht  Ge- 
setzmässigkeit, die  für  die  Erkenntnis  der  Wirkungen  der  ein- 
fachen Teile  vorbehalten  ist,  so  doch  Regelmässigkeiten  nachweist« 
(S.  13).  Bei  dem,  was  wir  Gesellschaft  nennen,  treffen  diese 
Voraussetzungen  nach  Siviviel  zu.  Gesellschaft  ist  indessen 
selbstverständlich  keine  vollkommene  Einheit ,  aus  deren  Be- 
stimmtheit sich  jene  der  Teile  ergäbe,  sondern  erst  auf  Grund 
der  Beziehungen  der  Teile  ergibt  sich  eine  Einheit.  Wenn 
auch  diese  Teile  an  sich  selbst  wieder  keine  wirklichen 
Elemente  sind,  so  sind  sie  dennoch  »für  die  höheren  Zusammen- 
fassungen so  zu  behandeln,  weil  jedes  [Element]  im  Verhältnis 
zum  andern  einheitlich  wirkt«  (S.  14).  Darum  können  für  die 
soziologische  Betrachtung  sowohl  Vorstellungen,  wie  Personen, 
wie  Gruppen  die  Bedeutung  von  »empirischen  Atomen«  der  Ge- 
sellschaft haben ;  massgebend  ist  nur,  dass  das,  was  als  Einheit 
behandelt  wird,  auch  tatsächlich  in  der  gegebenen  Zusammenfas- 
sung als  Einheit  wirk  t.  In  diesem  Sinne  ist  die  Gesellschaft 
'eine   »Einheit  aus  Einheiten  ^)«. 


i)  a.  a.  O.  S.  13. 

2)  Die  weiteren  Ausführungen  Simvieh,  betreffend  die  besondere  Bestimmung  der 
die  Gesellschaft  als  Einheit  begründenden  Wechselwirkung  psychischer  Teile,  sind  für 
unseren  Zweck  nicht  mehr  von  grundsätzlicher  Bedeutung.  Sie  mögen  aber  der  Voll- 
ständigkeit halber  an  dieser  Stelle  kurze  Mitteilung  finden.  Si/nmel  stellt  sich  den 
Einwand,  dass  nach  seinem  Gesellschaftsbegriffe  auch  zwei  kämpfende  Staaten  als  Ge- 
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Dies  ist  Simmeh  Argumentation;  wir  wollen  sie  ihrer  inneren 
Gliederung  gemäss  nach   einzelnen  Teilen  prüfen. 

Zunächst  :  Soziale  Erscheinungen  sind  stets  Gesamtzustände, 
Ganze  von  Teilen,  die  selbst  wieder  Ganze  sind,  also  hochkom- 
plexer Natur ;  für  die  Komplexe  als  solche  gibt  es  aber  keine 
selbständige  Gesetzmässigkeit;  also  ist  jeder  Begriff  von  ihnen 
ein  blosser  Hilfsbegriff,  ihre  Erforschung  ist  bloss  morphologischen, 
provisorischen  Charakters,  bloss  aus  praktisch-methodischen  Grün- 
den zulässig. 

Dies  ist  der  erste  Teil  des  Siminelschen  Gedankenganges. 
Entscheidend  daran  ist ,  dass  es  nur  für  die  Elemente , 
nicht  aber  für  den  Komplex  Gesetze  gebe.  Dies  ist  die 
Grundthese  ,  auf  der  die  ganze  Auffassung  und  der  ganze 
Aufbau  des  Siminehchtn  Gesellschaftsbegriffes  ruht.  Wir 
wollen  sie  vorderhand  ungeprüft  hinnehmen.  Zunächst  sei  uns 
die  Hauptsache,  die  Folgerung  als  logisch  richtig  anzuerkennen, 
dass  Begriffe  von  Komplexen  nur  als  Hilfsbegriffe  möglich  seien, 
d.  h.  dass  es  nur  praktisch-methodische  Zweckmässigkeitsgründe 
der  Erkenntnis  sein  können,  die  Regelmässigkeiten  der  Komplexe 
als  solcher  aufzusuchen. 

Nun  der  zweite  Teil  des  Gedankenganges.  In  ihm  handelt 
es  sich  um  die  Beschaffung  eines,  wie  wir  sahen  aus  blossen 
Zweckmässigkeitsgründen    des  Erkennens    sich    als  Forderung  er- 


sellschaft  gelten  müssten.  Er  hält  es  methodologisch  für  erlaubt ,  hier  einfach  eine 
Ausnahme  (!),  einen  Fall,  auf  welchen  die  Definition  nicht  passt,  zuzugeben.  Das  Los, 
nicht  auf  alle  Fälle  zu  passen  ,  sei  das  aller  Definitionen !  Zur  Vermeidung  der  ge- 
nannten Schwierigkeit  könnte  man  vielleicht  sagen,  Gesellschaft  sei  eine  Wechsel- 
wirkung, bei  der  das  Handeln  für  die  eigenen  Zwecke  zugleich  die  der  anderen  för- 
dert ,  allein  auch  diese  Abgrenzung  ist  nicht  befriedigend.  Nach  ihr  würde  ein  Zu- 
sammensein, bei  welchem  der  Nutzen  einseitig  ist,  auszuschliessen  sein,  was  nicht  wohl 
zuzugeben  ist.  (In  einer  späteren  Arbeit  »Zur  Methodik  d.  Sozialwissensch.«  a.  a.  O. 
1896  erklärt  Simmel,  dass  auch  der  Kampf  als  soziale  Erscheinung  zu  betrachten, 
d.  h.  durchaus  unter  den  GesellschaftsbegrifF  fallend  zu  denken  sei,  —  worin  ihm  wohl 
auch  zugestimmt  werden  muss.)  Im  Hinblicke  auf  Fälle  endlich,  wo  nur  ephemere 
Beziehungen  statthaben,  scheine  der  Gesellschaftsbegriff  gleichfalls  zu  versagen.  Prin- 
zipiell könne  dies  zwar  nicht  zugegeben  werden ,  denn  selbst  ephemere  Beziehungen 
sind  grundsätzlich  sozialer  Natur  ;  jedoch  wird  man  besser  die  Grenzen  des  eigent- 
lichen sozialen  Wesens  da  erblicken,  »wo  die  Wechselwirkung  .  .  .  nicht  nur  in  einem 
subjektiven  Zustande  .  .  .  besteht,  sondern  ein  objektives  Gebilde  zustande  bringt,  das 
eine  gewisse  Unabhängigkeit  von  den  einzelnen  daran  teilhabenden  Persönlichkeiten 
besitzt«  (Soz.  Diff.  S.  16).  Hier  läge  also  eine  exaktere  Bestimmung  von  Spencers 
»Fortdauer«   der  Wechselbeziehungen  vor. 
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gebenden  Kriteriums  für  die  wissenschaftlich  brauch- 
bare Zusammenfassung  von  in  Wechselwirkung  befindlichen  Ein- 
heiten zu  höheren,  relativ  selbständigen  Komplexen.  Dasselbe 
hat  nur  methodisch-praktischen  Zweckmässigkeitsanforderungen 
zu  genügen  und  darf  nach  alledem  auch  bloss  ein  rein  prakti- 
sches, rein  utilitarisches  sein.  Siviniel  gibt  nun  aber  mehrere 
solcher  Kriterien  an.  Darunter  ist  dasjenige,  dessen  er  sich  in 
Wahrheit  allein  bedient,  kein  praktisches,  sondern  ein  rein  er- 
kenntnistheoretisches, das  den  ersten  Teil  seines  Ge- 
dankenganges vollständig  aufhebt:  die  einheitliche  Wir- 
kung von  Komplexen  innerhalb  umfassenderer  Komplexe.  Durch 
diese  einheitliche  Wirkung  werden  die  Teile  in  der  betreffenden 
Zusammenfassung  zu  wirklichen  Einheiten,  Einfachen,  Letzten;  und 
durch  sie  wird  auch  für  die  betreffende  Betrachtung  eme  wirk- 
liche, nicht  nur  eine  »relative«  Einheit  des  zusammengefassten 
Objektes  hergestellt.  Dies  wäre  die  Konsequenz,  die  Sininiel  aber 
nicht  gezogen  hat.  Es  ist  aber  klar :  wenn  das  Kriterium  für 
jede  Zusammenfassung  das  ist,  dass  eine  Mehrheit  von  einfach 
Wirksamem  vorhanden  ist,  so  ist  eben  dieses  einfach  Wirksame 
(als  solches,  als  einheitlich  Wirkendes  schlechthin)  das  absolut  ein- 
fache Element  des  Komplexes.  Die  Frage,  ob  dieses  Element 
auch  »an  sich«  oder  »in  sich«  komplex  sei,  ist  dann  bereits 
grundsätzlich  fehlerhaft;  sie  kann  sich  nur  mehr  auf  das  Verhalten 
desselben  in  anderen  versuchten  Zusammenfassungen,  auf  andere 
Reaktionen  beziehen.  Für  jenen  Komplex  aber  ist  sie,  wenn 
überhaupt  stellbar ,  jedenfalls  zu  verneinen.  Denn  hier  wirkt 
schlechthin  ein  Etwas  einfach.  Dadurch  wird  aber  auch  aus 
der  Zusammenfassung  ein  (spezifisch  neuer)  Zusammen- 
h  a  n  g.  Es  handelt  sich  nicht  mehr  um  utilitarische,  methodisch- 
praktische, sondern  um  gültige,  wahre,  d.  h.  objektiv  begrün- 
dete Zusammenfassungen. 

Nun  gibt  Sininiel  noch  vor  diesem  Kriterium  der  einheitli- 
chen Wirkung  ein  anderes,  als  das  eigentliche  bezeichnete 
und  beanspruchte,  an.  Aber  dieses  ist  einerseits  gleichfalls  ein 
rein  erkenntnistheoretisches,  andererseits  tatsächlich  unverwendbar, 
unzureichend  und  unklar :  die  Wechselwirkung  der  Teile 
die  wenigstens  eine  graduelle,  relative  Objektivität  der  Vereinheit- 
lichung abgeben  soll.  Zu  diesem  kommt  noch  eine  nähere  Be- 
stimmung hinzu,  das  wir  als  drittes,  nun  allerdings  utilitarisches 
Kriterium  ausscheiden  können  :  dass  die  wissenschaftlich  brauch- 
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bare  Zusammenfassung  sich  auf  Kombinationen  (Komplexe),  deren 
Teile  Ic  r  ä  f  t  i  g  e  ,  innige  Wechselwirkung  zeigen  und  die  zu- 
gleich h  ä  u  f  i  g  (typisch)  sind,  beziehen  soll. 

Diese  letztere  (dritte)  Bestimmung  stellt  sogar  das  eigentliche, 
engere  Kriterium  dar,  das  aus  den  Forderungen  des  ersten  Teiles 
des  Gedankenganges  folgerichtig  erfliesst.  Einmal  aber  ist  es 
nur  als  nähere  Bestimmung  des  allgemeineren  erkenntnistheore- 
tischen (der  Wechselwirkung  der  Teile)  denkbar,  sodann  bedient 
sich  Siviniel  in  Wirklichkeit  beider  Kriterien  nicht,  und 
endlich  werden  beide  von  ihm  selbst  schon  durch  die  blosse  Ein- 
führung jenes   ersten  Kriteriums  wieder  aufgehoben. 

Hinsichtlich  des  Kriteriums  der  Wechselwirkung  bemüht  sich 
Simmel  zwar,  den  praktischen  Gesichtspunkt  in  den  Vordergrund 
zu  rücken  und  so  den  rein  erkenntnistheoretischen  Charakter  des- 
selben abzuschwächen  :  Die  Wechselwirkung  soll  nur  einen  grad- 
weisen, relativen  Vereinheitlichungsgrund  abgeben,  und  zwar  durch 
ihre  verschiedene  Innigkeit;  entsprechend  soll  auch  die  Berech- 
tigung zur  Auswahl  bestimmter  Zusammenfassung  nur  eine  grad- 
weise und  praktische  sein.  Aber  Innigkeit  und  Grad  der  Wech- 
selwirkung sind  unklare  und  jedenfalls  unvollziehbare  Be- 
griffe. Einheit  kann  ihrem  Sinne  nach  nur  prinzipiell,  nicht  gra- 
duell sein.  Simmel  hebt  in  der  Tat  selbst  ihre  Gültigkeit  dadurch 
auf,  dass  er  im  entscheidenden  Momente  statt  von  einer  Quanti- 
tät der  Innigkeit  bloss  von  einer  (neuen)  Qualität  —  nämlich 
der  Einheit  spricht.  Denn  »einheitliche  Wirkung«  eines  Kom- 
plexes innerhalb  eines  grösseren  Komplexes  kann  niemals  als  ein 
Fall  besonders  inniger  Wechselwirkung,  sondern  nur  als  wirk- 
liche Einheit  erscheinen  ;  und  jener  höhere  Komplex  selbst  wird 
zur  wirklichen  Zusammengehörigkeit.  Aus  der  blossen  (subjektiven) 
Zusammenfassung  wird  so  durch  dieses  Kriterium  ein  (objek- 
tiver) Zusammen  hang,  weil  die  einheitliche  Wirksamkeit  der 
elementaren  Komplexe  innerhalb  des  grösseren  Zusammenhangs 
ein  Neues,  ein  Spezifikum,  das  erst  innerhalb  seines  Bereiches 
zur  Schöpfung  gelangt,  vorstellt  und  weil  dies  ja  doch  nichts  an- 
deres heissen  kann  als  neue,  selbständige  Kausal- 
Verknüpfung  von  Erscheinungen.  Die  Wirksamkeit  jedes 
der  Komplex-Elemente  kann  für  die  Beschreibung  des  Komplexes 
nicht  in  die  Wirksamkeit  der  :'Elementen«-Bestandteile  aufgelöst 
werden,  weil  die  erstere  (die  einheitliche  Wirksamkeit  der  Kom- 
plex-Elemente) eine  der  blossen  Summierung  der  letzteren  (Wirk- 
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samkeit  der  Elementen«-Bestandteilc)  völlig  inadäquate^ 
d.  h.  ihr  gegenüber  spezifisch  verschiedene,  neue  Erschei- 
nung ergibt:  ein  neuer  Kausalzusammenhang,  der  den  Komplex 
konstituiert.  Dies  zeigt  die  Fehlerhaftigkeit  der  Vorstellung  eines 
Enthaltenseins  von  Teilen  in  den  Teilen  u.  s.  w.,  wovon 
den  »Letzten«,  »Einfachen'  schliesslich  eine  reale  K  r  a  f t ,  von 
der  allein  die  Gestaltung  der  Komplexe  abhängt,  zugeschrieben 
wird. 

In  solche  M  c  t  h  a  p  h  y  s  i  k  mündet  also  der  Gedankengang 
Simineh  schliesslich  aus  (bezw.  liegt  ihm  bereits  zu  Grunde) 
und  so  widersprechen  einander  die  verschiedenen  Kriterien  oder 
Teil-Kriterien,  zu  deren  Konstruktion  jene  Metaphysik  nötigt. 
Wie  das  Verhältnis  des  allein  durchgeführten  Kriteriums  (der  ein- 
heitlichen Wirkung  der  Teile)  zu  dem  der  W'echselwirkung  be- 
stimmt werden  soll,  ist  unklar.  Wenn  aber  nur  feststeht,  dass  die 
Auffassung  gradueller  Verschiedenheit  der  Wechselwirkung  in  Be- 
zug auf  zusammengefasste  Komplexe  aufgehoben  wird  durch  den 
dort  gültigen  Gesichtspunkt  der  einheitlichen  Wirksamkeit  der 
Teile,  dann  braucht  für  unsere  Kritik  dieses  Verhältnis  nicht  mehr 
weiter  interessant  zu  erscheinen.  Sinimel  selbst  hat  es  unerörtert 
gelassen.  Und  er  hat  sowohl  den  Begriff  der  Wechselwirkung, 
wie  den  der  einheitlichen  Wirkung  von  Komplexen  Undefiniert 
eingeführt.  Ersterer  z.  B.  kann  sich  sowohl  auf  simultane  wie 
succedane  Abhängigkeitsverhältnisse  beziehen ;  überhaupt  sind 
beide  einer  exakten  kausaltheoretischen  Bestimmung  und  Recht- 
fertigung eminent  bedürftig.  Wir  werden  unten  noch  näher  aus- 
zuführen haben,  dass  der  Begriff  der  Wechselwirkung  nur  als  Spe- 
zialfall eines  Kausalverhältnisses,  nämlich  als  doppeltes,  d.  h.  ge- 
genseitiges Abhängigkeitsverhältnis  zweier  Grössen  (z.  B.  zweier  in 
Bewegung  befindlicher  Kugeln,  die  aufeinander  stossen)  sich  dar- 
stellt. Die  Wechselwirkung  als  solche  bildet  also  keinerlei  Grund 
der  »Vereinheitlichung«  von  Gesamtzuständen,  denn  sie  stellt  ja 
nur  einen  Fall  komplizierterer  (doppelter)  Kausalverknüpfung  dar. 
Ebensowenig  kann  sie  daher  die  Erwägung  von  der  »selbständi- 
gen Gesetzmässigkeit  der  Elemente«,  welcher  gegenüber  eine  ei- 
gene Gesetzmässigkeit  des  Ganzen  fehlen  müsse,  stützen.  Dann 
hat  man  eben  in  den  Kausalitätsbegriff  bereits  die  Vorstellung 
eines  ontologischen  Kraftbegriffes  gemengt,  und  es  kann  daher 
auch  gar  nichts  mehr  nützen,  hinsichtlich  des  Begriffes  der  Wechsel- 
wirkung das  Gleiche  zu  tun.    Das  Problem  der  Zusammengehörig- 


o  j  g  Dr.  Othmar  Spann : 

keit  von  Teilen  ist  dem  der  Wechselwirkung  als  solcher  gegen- 
über also  ganz  selbständig.  ScJmppe  sagt  einmal  geradezu,  dass 
in  dem  Probleme  der  Abgrenzung  der  Erscheinungen  als  zusam- 
mengehöriger, eine  Einheit  bildender,  das  ganze  Problem  der  Er- 
kenntnis der  Welt  liege.  »Denn  das  Zusammengehören  der  Er- 
scheinungen und  ihre  Einheit  besteht  in  ihrem  ursächlichen  Zu- 
sammenhang« ^).  Dass  Simmel  die  Begriffe  der  Wechselwirkung 
und  des  einheitlichen  Wirkens  der  Teile  in  anthropomorphisti- 
scher  Auffassung  verwendet  hat  ^),  zeigt  dann  vor  allem  jeder 
Versuch  einer  Verhältnisbestimmung  dieser  beiden  Begriffe.  Denn 
offenbar  bleibt  nur  die  Wahl,  jene  »einheitliche  Wirksamkeit  von 
Komplexen«  entweder  als  Spezialfall  innigster  Wechselwirkung 
oder  aber  sie  dieser  (Wechselwirkung)  gegenüber  als  ein  Ereignis 
sui  generis  anzusehen:  stets  zeigt  sich  die  Bestimmung  als  meta- 
physischer Natur.  Der  erste  Fall  (Einheit  als  Spezialfall  in- 
nigster Wechselwirkung)  stellt  sich  als  mystischer  Endeffekt  end- 
los zurückverfolgbarer  Endeffekte  (aus  Wechselwirkungen)  dar ; 
der  zweite  Fall  (Einheit  der  Wechselwirkung  gegenüber  als  Er- 
eignis sui  generis)  als  eine  Schöpfung  nach  deren  Grund  wir  ver- 
gebens fragen,  die  ausserdem  ganz  besonders  deutlich  die  »selb- 
ständige Gesetzmässigkeit  der  Teile«   wieder  aufhebt 

Simvieh  Bemühungen,  die  seibstgeschaffenen  Schwierigkeiten 
der  Frage,  wie  ist  Gesellschaftswissenschaft  als  selbständige  Wis- 
senschaft möglich,  zu  beseitigen,  enthalten  also  neben  anderem 
Widerspruchsvollen  noch  erheblich  viel  Metaphysik.  Dies  wird 
sich  auch  noch  weiter  erweisen. 

Ehe  wir  dem  weiteren  Gedankengange  Simineh  folgen,  wollen 
wir  auf  jene  bisher  nicht  näher  geprüfte  Ausgangs-These, 
dass  es  für  zusammengesetzte  Gebilde  als  solche  keine  Gesetze 
gebe,  sowie  auf  das  Verhältnis  derselben  mit  dem  zuletzt  bespro- 
chenen Ergebnisse  eingehen. 

Wir  sahen,  dass  diese  Ausgangsthese  ein  rein  utilitarisches 
Kriterium  der  Eignung  von  Komplexen  für  die  wissenschaftliche 
Erforschung  forderte.    Das  von  Simmel  angewendete  widersprach 


i)  Wilh.  Schlippe,  »Erkenntnistheoretische  Logik«.  Bonn,  1878.  S.  187.  Neue 
Untersuchungen  über  das  Problem  vom  Ganzen  und  Teil  überhaupt  bei  Husserl,  »Lo- 
gische Untersuchungen«.    Halle  1901,  II,  S.   222  ff. 

2)  In  den  »Problemen  d.  Gesch. -Philosophie«  tritt  dies  in  noch  höherem  Masse 
zu  Tage  und  treibt  mannigfache  metaphysische  Blüten.  Vgl.  z.  B.  die  Anmerkung  auf 
S.  41,  ferner  S.   50  ff.  u.  ö.  ^ 
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dem,  denn  es  war  ein  rein  erkenntnistheoretisch-metaphysisches. 
x^Lich  unmittelbar,  materiell  liegt  zwischen  dem  Gedanken,  dass 
die  Regelmässigkeiten  der  Konglomerate  zuhöchst  die  Zusammen- 
fassung von  Einzelbewegungen  ausdrücken,  und  dem  andern  Ge- 
danken, dass  das  Ganze,  sofern  es  Teil  eines  höheren  Ganzen  sei, 
einheitlich  wirke,  also  nicht  als  eine  Summe  von  Einzel- 
bewegungen wirke,  sondern  als  einheitliches,  selbständiges  Ganzes 
(bezw.  dem  andern,  allgemeineren  Gedanken,  dass  die  Wechsel- 
wirkung einen  .>relativ  objektiven«  V  e  r  e  i  n  h  e  i  1 1  i  c  h  u  n  g  s- 
grund  abgebe)  —  auch  materiell  liegt  zwischen  diesen  Gedanken  der 
krasseste  Widerspruch  klar  zu  Tage.  Dies  erweist  sich  auch  da- 
ran, dass  die  Kritik  der  Ausgangsthese  ganz  a  1 1  e  i  n  mit  Hilfe 
des  anderen  5m;«^/schen  Gedankens  von  der  einheitlichen  Wirk- 
samkeit komplexer  Teile  durchgeführt  werden  kann,  wie  sich  so- 
gleich zeigen  wird.  Was  noch  im  besonderen  das  Kriterium  der 
Wechselwirkung  anbelangt,  so  ist,  soferne  diese  ja  einen  wirklichen 
V  e  r  e  i  n  h  e  i  t  1  i  c  h  u  n  g  s  grund  abgeben  soll,  ihr  widerspruchs- 
volles Verhältnis  mit  jener  individualistischen  Behauptung  (der 
einzig  realen  Gesetzmässigkeit  der  letzten  Teile)  ebenfalls  offenbar. 
Dass  dann  wieder  diese  »Vereinheitlichung«  selbst  (die  bereits  in 
ihrer  Eigenschaft  als  bloss  »relative«  oder  graduelle  in  sich  wider- 
spruchsvoll wird),  sich  auf  die  verschiedenen  Grade  von  »Innig- 
keit« stützen  muss  und  somit  unvollziehbar  wird,  weil  sie  sich 
wegen  des  prinzipiellen  Charakters  der  Einheit  auf  ein  Neues, 
das  einen  Vereinheitlichungsgrund  im  Gesamtzustande  grundsätz- 
lich abgeben  könnte,  stützen  müsste,  d.  h.  dass  sie  durch  ihren 
graduellen  Charakter  überhaupt  in  sich  selbst  verneint  wird  — 
dies  ist  ein  Widerspruch  für  sich,  der  den  in  dem  Verhältnisse  zu 
der  besagten  individualistischen  Behauptung  liegenden  nicht  tangiert. 
Bei  der  Grundthese  Simnieh  handelt  es  sich  offenbar  um 
den  Begriff  eines  Gesamtzustandes,  d.  h.  um  die  kausale  Zurech- 
nung innerhalb  desselben.  Simniel  selbst  spricht  sich  darüber, 
wie  oben  bereits  angedeutet,  folgendermassen  näher  aus.  »Em 
Gesetz  gibt  uns  die  Richtung  und  das  Quantum  einer  Kraft  an, 
die  bei  einer  gegebenen  Kombination  zweier  Weltelemente  frei 
wird  und  deren  sichtbare  Wirkung  von  den  .  .  Kräften  abhängig 
ist,  mit  denen  sie  sich  an  der  gleichen  Substanz  begegnet«  ^).  Das 
entscheidende  sei,  dass   aus  solchen  resultierenden  sichtbaren  Wir 
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klingen  der  Anteil  der  beschriebenen  Kraft  unverkürzt  heraus- 
erkannt werden  kann.  Sehen  wir  einen  Gesamtzustand  A  in  einen 
Gesamtzustand  B  übergehen,  so  stehen  wir  der  kausalen  Bestimmt- 
heit dieses  Vorganges  so  lange  unbelehrt  gegenüber,  bis  wir  nicht 
die  Teilursachen  ermittelt  haben.  Besteht  A  aus  a,  b,  c  und  B 
aus  a,  ß,  y,  so  können  wir  a  für  die  Folge  a  verantwortlich  ma- 
chen ,  indem  wir  beobachten,  dass  a  auch  in  anderen  Kombina- 
tionen, wo  b,  c  nicht  vorhanden  sind,  die  Folge  d  ergibt.  Z.  B. 
indem  wir  »eine  Folge  B'  auf  A^  beobachten,  wobei  A^  aus  a, 
d,  e,  B^  aus  a,  5,  e  besteht.  Wird  dieser  Erkenntnisweg  nun 
weiter  verfolgt,  indem  auch  a  und  a  in  Teilvorgänge  zerlegt 
werden,  ...  so  muss  er  schliesslich  an  den  Elementen  alles  Ge- 
schehens münden  .  .  .«^).  Die  letzten  realen  Bewegungen  der 
kleinsten  Teilchen  sind  das  allein  Wirksame,  das  allein  Reale. 
Erst  durch  ihr  Zusammenwirken  entstehen  die  komplexen  Tat- 
sachen an  der  Oberfläche  der  Erscheinungen.  —  So  wird  also 
für  Siminel  der  Begriff  des  Gesamtzustandes  zum  bloss  praktisch 
methodologisch  zulässigen  Hilfsbegriff. 

Eine  vollständige  Kritik  dieser  Auffassung  zu  geben, 
ohne  ihr  eine  andere  selbständig  gegenüberzustellen,  ist  kaum 
möglich.  Da  wir  uns  aber  in  unserer  Kritik  eine  selbständige 
Stellungnahme  grundsätzlich  versagen  müssen,  müssen  wir  es  bei 
andeutenden  Hinweisen  bewenden  lassen  und  den  Schwerpunkt 
auf  jene  Kritik  legen,  die  sich  aus  der  Durchführung  des  Sinimel- 
schen  Kriteriums  der  einheitlichen  Wirkung  selbst  ergibt. 

Sinwiel  stützt  die  Behauptung,  dass  das  Uebergehen  eines 
Gesamtzustandes  in  einen  andern  das  Ergebnis  der  Wirksamkeit 
vieler  spezieller  Gesetze,  aber  nicht  selbständig  gesetzmässig  sei, 
auf  die  Notwendigkeit  der  Zerlegung  der  Gesamtwirkung  in  Teil- 
vvirkungen,  welche  wir  aussondern  können,  wenn  wir  ihre  Wirk- 
samkeit auch  in  anderen  Kombinationen  beobachtet  haben.  Durch 
die  Fortsetzung  dieses  Weges  behauptet  er,  zu  den  letzten  Ele- 
menten des  Geschehens  zu  gelangen,  einmal  ohne  zu  beachten, 
dass  dadurch  notwendig  metaphysische  Konstruktionen  entstehen, 
und  ferner  ohne  zu  beachten,  dass  von  dieser  Eventualität  der 
»Fortsetzung«  des  Weges  für  unsere  Frage  auch  ganz  abgesehen 
werden  kann.  Es  handelt  sich  an  dieser  Stelle  wesentlich  darum, 
zweierlei  einzusehen : 

f 

I)  a.  a.  O.  S.  35.  { 
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1.  Sinimeh  Auftassung  jener  Tatsache  der  Notwendigkeit 
der  Zerlegung  von  Veränderungen  des  Gesamtzustandes  in  Ver- 
änderungen der  Teile  ist  m  e  t  a  p  h  y  s  i  s  c  h.  Denn  diese  Tatsache 
hat  nicht  die  Bedeutung,  dass  in  den  Teilen  die  allein  reale 
;> Kraft ;  sitzt,  sondern  sie  bedeutet  nur,  dass  in  einem  Ganzen  in 
einem  Gesamtzustande  Teile  in  einheitlicher  Kausalverknüp- 
tung  erscheinen.  Dass  d  i  e  s  e  T  e  i  1  e  in  anderen  Gesamt- 
zuständen in  anderer  Kausal  Verknüpfung  er- 
scheinen, ist  für  die  Untersuchung  des  ersteren 
Gesamtzustandes  bedeutungslos,  im  übrigen  aber 
—  selbstverständlich.  Schon  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  er- 
scheint jene  Siin?)iehc\\Q  »Fortsetzung-  der  Zerlegung  von  zwei- 
felhafter Richtigkeit  und  Bedeutung.  Siviniel  verlegt  die  Wirk- 
samkeit von  »realen  Kräften<:  nur  in  die  »letzten  Bestandteile«. 
»Das  einzig  Reale  sind  die  Bewegungen  der  kleinsten  Teile 
und  die  Gesetze,  welche  diese  regeln <-.  Die  für  die  Forschung 
nützlichen  Hilfs-Hypothesen  und  HilfsbegrifTe  einfachster  Teile 
werden  ihm  zum  einzig  Realen,  zum  einzig  Wirksamen!  Alle 
übrige  Wirklichkeit  ist  also  in  ihrem  Existenzial- Werte  degradiert! 
Hier  erscheinen  also  die  allgemeinsten  Gesetze  (Begriffe)  von  all- 
gemeinst begriffenen  Teilen  oder  Einfachheiten  nicht  mehr  als 
Hilfsmittel  der  wissenschaftlichen  Beschreibung,  d.  h.  als  Konse- 
quenzen unserer  wissenschaftlichen  Begriffsbildung,  sondern  sie 
werden  in  anthropomorphistischer  Art  zum  »einzig  Realen«,  zum 
Fetisch. 

2.  Von  jeder  anderen  jene  letzte,  einzig  reale  Gesetzmässig- 
keit negierenden  Auffassung  meint  dafür  hingegen  wieder  Siinmel, 
dass  sie  eine  doppelte  Gesetzgebung  (nämlich  für  die 
Teile  u  n  d  für  das  Ganze)  also  einen  argen  A  n  t  h  r  o  p  o  m  o  r- 
p  h  i  s  m  u  s  in  sich  schliessen  würde.  Demgegenüber  muss  nun 
einerseits  feststehen,  dass  weder  der  Begriff  der  Wechselwirkung 
noch  sonst  ein  von  Simniel  angegebenes  Kriterium  jene  wenig- 
stens »relativ  objektive«  Vereinheitlichung  des  Komplexes,  die 
er  selbst  wegen  der  zugegebenen  Notwendigkeit  der  unmittel- 
baren Erforschung  der  Komplexe  als  solcher  fordert,  zu  leisten 
imstande  sein  kann,  wenn  einmal  letzte  Teile  als  allein  mit  »wirk- 
lichen Kräften«  ausgestattet  gedacht  werden.  Andererseits  fragt 
es  sich  eben,  ob  der  Begriff  selbständiger  Gesetzmässigkeit  für 
das  Ganze  tatsächlich  eine  solche  Bedeutung  haben  muss,  dass 
er  anderweitige,    -selbständige^   Gesetzmässigkeit  des  »Tei- 
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les«  ausschliesst.  Dies  wieder  nur,  wenn  man  die  Kausalität 
schon  als  wirkende  Kraft  in  diese  »Teile«  hineinverlegt 
hat !  Gesetze  von  Komplexen  brauchen ,  um  als  selbständig 
aufgefasst  werden  zu  müssen,  bloss  den  Sinn  zu  haben,  dass 
die  Aussage,  die  sie  darstellen,  nicht  in  den 
Aussagen  der  »Elementen«-  Gesetze  (das  sind 
solche,  die  die  Bedingungen  der  Teile  in  anderen  Verbindungen 
betreffen)  aufgeht,  nicht  in  diesen  enthalten  erscheint.  Dies 
braucht  eben  nicht  7ai  bedeuten,  dass  sie  selbständige  »elementare« 
Wirksamkeiten  nicht  duldeten,  dass  diese  nun  ausgeschaltet  schie- 
nen. Als  eine  mystische  Schöpfung  zeigt  sich,  wie  wir  oben 
schon  sahen,  die  > selbständige  Gesetzmässigkeit  des  Ganzen«  nur 
dann,  wenn  man  sie  von  der  »selbständigen  Gesetzmässigkeit  der 
Teile'  ableiten  muss.  Liegt  aber  der  Grund  für  die  eigene  Be- 
trachtung der  Komplexe  in  einer  neuen  einheitlichen  Kausalver- 
knüpfung schlechthin,  so  braucht  von  einer  selbständigen  Ge- 
setzmässigkeit der  Teile«  gar  nicht  geredet  zu  werden,  weil  diese 
Gegenüberstellung  dann  gar  nicht  interessant  erscheint.  Sinn  und 
Geltungsanspruch  aller  Begriffsbildung  über  Kausalverknüpfung  ist 
in  beiden  Fällen  gleicher  deskriptiver  Natur.  Es  ist  schon  das 
historische  (individuelle)  Datum  einer  neuen  Kausalver- 
knüpfung von  »Teilen«,  das  in  jeder  grundsätzlich  unterschied- 
lichen Gattung  von  Gesamtzusammenhängen  ein  grundsätzlich 
Neues,  also  selbständig  Beschreibbares  bedeutet.  Denn  selbst, 
wenn  wir  das  Ideal  des  Erkennens  verwirklicht  denken,  gelangen 
wir  zu  keiner  Zurückführung,  zu  keinem  Aufgehen  der  Gesetze 
von  Komplexen  in  denen  von  Elementen.  Das  (historische)  Da- 
tum eines  Gesamtzusammenhanges  als  solchen  muss  bei  jeder  er- 
klärenden (nomothetischen)  Betrachtung  der  Bestandteile  unrett- 
bar verloren  gehen ^).  Zum  Gay-Lussac-Mariotteschen  Gesetz  z.  B. 
kann  sich  kein  Gesetz  von  Atombewegungen  so  verhalten,  dass  es 
aus  ihm  unmittelbar  ableitbar,  in  ihm  enthalten  wäre,  dass  es  also 
durch  dasselbe  je  grundsätzlich  überflüssig  erschiene;  denn  das 
Gay-Lussacsche  Gesetz  beschreibt  ein  völlig  originäres  Er- 
eignis. Dieser  Hinweis  allein  genügt  zur  völligen  Entkräftung 
von  Swimeh  Argumentation.  Wenn  ein  gesellschaftlicher  Gesamt- 
zustand A  in  allen  seinen  Teilen  a,  b,  c  .  .  .  von  anderen  Wissen- 
schaften auf  das  exakteste  nach  den  Gesetzmässigkeiten  derselben 


l)  Eine  anderweitige,  im  engeren  Sinne  erkenntnistheoretische  Begründung  kommt 
uns   hier  nicht   zu. 
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erfasst  wäre,  so  wäre  damit  über  den  Gesamtzustand  A  als  sol- 
chen, d.  h.  über  den  spezifischen  Kausalzusammenhang,  der  ihn 
eben  als  Gesamtzustand  konstituiert,  dennoch  gar  nichts  ausgesagt. 
Denn  entweder  führt  dieser  über  die  Gesetzmässigkeit  seiner  Teile 
hinaus  noch  eine  eigene  Art  Existenz  —  oder  Wissenschaft  von 
Komplexen ,  speziell  G  c  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  s  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a  1 1  ist 
als  selbständige  Wissenschaft  unmöglich. 

Wäre  Siniviel  selbst  nur  dem  von  ihm  eingeführten  Momente 
der  einheitlichen  Wirkung  der  Teile  gerecht  geworden,  so  hätte 
er  jene  Konsequenz  seiner  Ausgangsthese  von  der  nur  hilfsweisen, 
praktischen  Giltigkeit  von  Begriffen  über  Komplexe  nicht  mehr 
ziehen  dürfen  (womit  allerdings  sein  ganzer  Gedankengang  hin- 
fällig geworden  wäre).  Denn  er  hätte  schliessen  müssen,  dass 
ein  Gesetz,  welches  uns  angibt,  dass  auf  den  Gesamtzustand  A 
in  bestimmter  Weise  B  folgt,  zwar  die  Variation  des  Teiles  (a) 
(als  Aenderungsbedingung)  für  diesen  Uebergang  zu  B  verant- 
wortlich zu  machen  haben  wird,  dass  jedoch  hiefür  a  durchaus 
nicht  als  Teil,  der  wieder  aus  Teilen  besteht,  sondern  als  abso- 
lute Reaktionseinheit  erscheint.  Denn  die  Gesetze,  nach  denen 
a  besteht  und  sich  verändert,  erscheinen  in  jenem  Gesetze  in  einem 
selbständigen,  d.  h.  grundsätzlich  neuen  und  einheitlichen  Zusam- 
menhange, denn  dasselbe  bezieht  sich  auf  das  grundsätzlich  neue 
Datum  der  Bedeutung  von  a  als  Aenderungsbedingung  im 
System  A,  also  auf  eine  neue  einheitliche  Kausalverknüpfung 
in  einem  Gesamtzusammenhange.  Und  dann :  da  nach  Siimnel 
die  Zusammenfassung  A  erst  dadurch  gerechtfertigt  erscheint, 
dass  in  ihr  a  als  Einfaches  wirkt,  also  als  eine  d.  h.  einfache 
Bedingung  auftritt,  so  wird  diese  auch  nicht  als  selbst  Zusammen- 
gesetztes, sondern  als  Einfaches  (somit  gegenüber  ihren  Teilen 
Neues)  beschrieben  —  gemäss  der  Voraussetzung.  Damit  ist 
dann  aber  die  von  Sivunel  geleugnete  »selbständige  Gesetzmäs- 
sigkeit des  Ganzen«  wieder  eingeführt,  denn  die  »neue  Einheit« 
eines  Gesamtzustandes  erscheint  hier  nur  als  neue  gesetzliche 
Verknüpfung  von  Teilen,  die  dann  in  anderen  Verknüpfungen 
natürlich  anders  als  Teil  oder  Ganzes  auftreten.  Daher  könnte 
selbst  die  erschöpfendste  wissenschaftliche  Erfassung  der  Teile 
a,  b,  c  ;>an  sich«  (d.h.  eigentlich  nur  in  allen  anderen  Zu- 
sammenhängen, a,  r,  s  . .  .,  a,  y,  z  .  .  .  etc.)  uns  kein  Titelchen  ihrer 
Bedeutung  für  den  Gesamtzusammenhang  a  b  c  (=  A)  mitteilen, 
woraus  eine  Einordnung  letzterer  Beschreibung   als  besonderer  in 
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jene  als  allgemeinerer  als  unmöglich,  hingegen  das  Aufstellen 
neuer,  selbständiger  Gesetzesreihen  für  die  neuen  Gesamt' kräfte 
als  notwendig  sich  ergibt. 

Es  liegt  demnach  das  ganze  Problem  selbständiger  kausaler 
Sozialgesetze  wesentlich  darin,  ob  es  einen  Gesichtspunkt  gibt, 
von  dem  aus  das  durch  ein  soziales  Gesetz  Beschriebene  als  eine 
(gegenüber  den  Teilen)  neue  Einheit  aufgefasst  werden  kann. 
Simviel  aber  hat  diese  Einheit ,  u.  zw.  als  eine  einheitliche 
Wirksamkeit,  selbst  eingeführt,  selbst  statuiert !  —  Dass  auch 
dies  nur  durch  einen  kühnen  metaphysischen  Griff  geschah,  lässt 
die  Lösung  —  von  Siininel  allerdings  auch  nicht  vollzogen  — 
unberührt.  Es  beweist  nur,  wie  Sinwiel  sich  durch  einen  Wider- 
spruch mit  einem  andern  Widerspruch  —  widerspricht ! 

In  der  Tat :  um  trotz  der  extrem  atomistischen  Auseinander- 
legung alles  Geschehens  in  letztes,  einfachstes  Teil-Geschehen, 
wonach  es  für  das  Ganze  als  solches  keinerlei  Ge- 
setze geben  kann  (i),  eine  Gesellschaftswissenschaft  zu  er- 
möglichen, 

wird  die  durchgängige  Wechselwirkung  aller  Teile 
(2)  als  Kriterium  für  die  wissenschaftliche  Brauchbarkeit  von  Zu- 
sammenfassungen zu  Komplexen  zu  Hilfe  genommen.  Da  aber 
dieses  noch  durch  »Innigkeit«  und  »Häufigkeit«  der  Wechselwir- 
kung näher  bestimmte  Kriterium  sich  als  unbrauchbar  erweist, 

wird  eine  einheitliche  Wirkung  von  Komplexen 
innerhalb  umfassenderer  Komplexe  (3)  eingeführt 
und  zum  wahren  Kriterium  erhoben. 

Was  diese  einzelnen  Thesen  selbst  betrifft,  so  ist  davon  (wie 
nachgewiesen)  : 

These   i   unhaltbar,  metaphysisch ; 

These  2  Undefiniert  eingeführt;  metaphysisch  verwendet;  in 
ihrem  Ansprüche  und  in  ihrer  näheren  Bestimmung  unvollziehbar  ; 
daher  schliesslich  beiseite  gelassen ; 

These  3  unabgeleitet  und  Undefiniert  eingeführt ;  in  den  mög- 
lich erscheinenden  Ableitungen  (und  daher  in  der  tatsächlichen 
Auffassung)  metaphysisch. 

Was  das  Verhältnis  dieser  Thesen  zueinander  anbelangt : 

steht  3  in  Widerspruch  zu  i ;  in  unklarem  Verhältnis  zu  2 
(d.  h.  je  nach  Deutung  desselben  entweder  a)  im  Verhältnisse 
mystischer  Steigerung,  oder  bj  [als  selbständige  Schöpfung]  of- 
fenen Widerspruches) ; 
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2  in  Widerspruch  zu  r,  wenn  es  seinen  Anspruch  (als  Ver- 
einheithchungsgrund)  erfüllen  könnte,  da  dies  unmöglich  und  da- 
her schliesslich  beiseite  gelassen,  l  gegenüber  unmittelbar  bedeu- 
tungslos; mittelbar  aber,  als  Brücke  zu  3,  tritt  dann  das  dargetane 
Verhältnis  2  :  3   und   3:1   in  Kraft. 

Zuletzt  erübrigt  noch  ein  besonderer  Hinweis  auf  den  Sinn 
der  Bestimmung  von  komplexen  Prozessen  als  Wechselwirkungs- 
prozessen. 

Wenn  wir  von  allen  erkenntnistheoretischen  und  sonstigen 
Schwächen  und  Schwierigkeiten  dieser  Bestimmung  in  dem  Zu- 
sammenhange vnid  mit  dem  Ansprüche,  mit  dem  Siuiniel  sie  ein- 
führt, absehen,  so  geht  der  Begriff  der  Wechselwirkung  im  we- 
sentlichen nur  auf  die  gegenseitige  Abhängigkeit  mehrerer 
Grössen.  Damit  fällt  er  aber  mit  dem  Begriff  des  Kausalzusam- 
menhanges überhaupt  zusammen.  Dieser  Zusammenhang  sei  nun 
»simultan«  oder  succedan«  :  ein  System  von  Veränderlichen 
Vi  V2  •  .  .  hängt  so  zusammen,  dass  mit  Veränderungen  von  Vi 
auch  Aenderungen  von  V2  gesetzt  sind ;  Vi  erscheint  dann  in 
Bezug  auf  V2  als  Aenderungsbedingung  ^).  Zusammenhang  der 
beiden  Veränderlichen  heisst  also  stets  gegenseitiger  Zu- 
sammenhang, und  wenn  in  diesem  Momente  der  gegenseiti- 
gen Abhängigkeit  das  Wesentliche  der  Wechselwirkung  liegt, 
fällt  sie  mit  dem  Begriffe  des  Kausalzusammenhanges  zusammen. 
Man  kann  dann  allerdings  noch  den  Spezialfall  eines  Doppel- 
Kausalverhältnisses,  wo  beide  Grössen  Vi  und  V2  durch  je  gleich- 
zeitige Eigen- Aenderungen  einander  gegenüber  (u.  d.  h.  im  S  y- 
s  t  e  m  Vi  Vo,)  zu  Aenderungsbedingungen  werden,  passend  als 
Wechselwirkung  bezeichnen.  Z.  B.  zwei  Kugeln,  die  beide  in  Be- 
wegung  sind  und  einander  treffen ,  zum  Unterschiede  von  dem 
Fall,  wo  nur  eine  Kugel  in  Bewegung  ist  und  auf  die  andere 
stösst.  Die  resultierenden  Bewegungen  sind  im  ersten  Falle  das 
Ergebnis  von  Aenderungen  von  Vi  u  n  d  Vo,  im  zweiten  Falle  von 
Aenderungen  von  Vi  ^).  Die  Zusammengesetztheit  dieses  Kau- 
salverhältnisses ist  aber  ein  Zufälliges,  Nicht-Prinzipielles,  dem 
auch  in  der  Beziehung,  in  der  Siniuiel  den  Begriff  verwendet, 
keine  weitere  Bedeutung  zukommt.  Dass  aber  die  Bestimmung 
der  sozialen  Prozesse  als  kausal  verknüpfte  einerseits  ebenso 
selbstverständlich  als  andererseits  (im  Zusammenhange  des  gesell- 


1)  Vgl.   B.  Avenarius,  Kritik  d.   reinen  Erfahrung,  I.   1888,   S.   26. 

2)  Vgl.   liied.    Willy,  Die  Krisis  i.   d.  Psychologie.    Leipzig  1899.   S.   37. 
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schaftsbegrifflichen  Problems)  bedeutungslos  ist ,  braucht  nicht 
weiter  ausgeführt  zu  werden. 

Somit  sind  wir  an  unserem  Beweisziele  Ii  und  L   angelangt: 

dass  die  Bestimmung  des  Gegenstandes  der  Sozialwissen- 
schaften als  Tatsachen  der  Wechselwirk  ung  grundsätzlich 
nur  die  Frage  nach  der  erkenntnistheoretischen  Mög- 
lichkeit einer  Sozialwissenschaft  als  selbständiger  Wissenschaft 
betrifft  ^),  und  daher  das  eine  Wechselwirkung  als  spezifisch  g  e- 
sell  schaftlich  dartuende  Kriterium  erst  noch  durch  einen 
eigentlichen  Gesellschaftsbegritf  anzugeben  bleibt ;   und 

dass  die  Konstruktion  und  Anwendung  dieser  Bestimmung 
(der  Wechselwirkung)  eine  widerspruchsvolle  und  metaphysische 
ist,  Sinimel  selbst  also  diese  erkenntnistheoretische  Vorfrage  der 
Sozialwissenschaft  nicht  gelöst  hat. 

Dieser  letztere  Umstand  wäre  für  unsere  Kritik  nur  dann  von 
entscheidender  Bedeutung,  wenn  wir  selbst  die  erkenntnistheore- 
tische Möglichkeit  einer  kausalen  So^ialwissenschaft  verneinen 
würden.  Da  dies  nicht  der  Fall  ist,  erscheint  es  in  diesem  Zu- 
sammenhange nicht  ausschlaggebend,  ob  die  erkenntnistheoreti- 
sche Rechtfertigung  der  Wissenschaft  von  Gesamtzuständen  im 
gegebenen  Falle  gerade   eine  glückliche  war  oder  nicht. 

II. 

Somit  ist  das  in  seiner  Eigenschaft  als  Komplex  (Gesamtzu- 
stand) durch  die  Wechselwirkung  in  seiner  wissenschaftlichen  Er- 
forschbarkeit —  gleichviel  mit  welchem  Erfolge  —  verständlich 
gemachte  und  bestimmte  noch  in  seiner  Eigenschaft  als  Gesell- 
schaftlich es  näher  zu  bestimmen.  Es  entsteht  jetzt  erst  die 
Frage  :  wodurch  werden  Komplexe  als  spezifisch  gesell- 
schaftliche konstituiert.?'  Daher  tritt  erst  jetzt  die  eigent- 
liche Aufgabe  einer  Kritik  des  Gesellschaftsbegrift'es  dieser  Gruppe 
an  uns  heran,  denn  erst  jetzt  handelt  es  sich  um  das  Kriterium, 
das  eine  Wechselwirkung  als  spezifisch  gesellschaftlich  bezeichnen 
soll. 

Sinimel  hat,  wie  uns  bekannt,  dieses  Kriterium  durch  eine 
nähere  Bestimmung  der  in  Wechselwirkung  befindlichen  Einheiten 


l)  Dies  wird  Sinnnel  selbstverständlich  zugeben,  kaum  aber  alle  der  Autoren,  die 
zu  dieser  Gruppe  gehören.  Man  trifft  da  manchmal  auf  die  unklare  Vorstellung,  als 
ob  mit  der  Bestimmung  des  Gesellschaftlichen  als  Wechselwirkung  bereits  der  formale 
Begriff  desselben  bezeichnet  wäre. 
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gegeben  :  es  ist  die  Weclisehvirkung  p  s  }'  c  h  i  s  cli  e  r  K  i  n  h  c  i  t  c  ii , 
welche  das  Gesellschaftliche  konstituiert  ^). 

Woher  ist  diese  Bestimmung  genommen  oder  abgeleitet,  und 
wie  ist  sie  gerechtfertigt  ?  (II/l). 

Sininicl  gelangt  zu  ihr,  indem  er  davon  ausgeht,  dass  jede 
Wissenschaft  solche  Komplexe  als  ihre  Einheiten  (Elemente)  be- 
trachtet, welche  für  sie  als  Einheiten  wirken.  Demgemäss, 
meint  er,  > kommt  es  auch  für  die  soziologische  Betrachtung  nur 
sozusagen  auf  die  empirischen  Atome  an,  auf  Vorstellungen,  In- 
dividuen, Gruppen,  die  als  Einheiten  wirken,  gleichviel,  ob  sie  an 
und  für  sich  noch  weiter  teilbar  sind«  ^).  Zwar  ist  die  Gesell- 
schaft keine  absolute  Einheit,  kein  in  sich  geschlossenes  Wesen  ; 
daher  kann  nicht  etwa  aus  dem  Charakter  der  Gesellschafts-Ein- 
heit sich  die  Beschaffenheit  der  Teile  ergeben,  »sondern  es  finden 
sich  Beziehungen  von  Elementen,  auf  Grund  deren  dann  erst  die 
Einheit  ausgesprochen  werden  darf-  (Soc.  Diff.  S.  14).  Dass  es 
aber  gerade  »Vorstellungen,  Individuen,  Gruppen«  sind  und  nicht 
auch  anderes,  welche  jene  Wechselbeziehung,  die  wir  Gesellschaft 
nennen,  konstituieren,  das  hat  Simniel  dargetan.  Vielmehr  sind 
die  Begriffe  -soziologische  Betrachtung«  und  »Gesellschaft«  — 
aus  denen  her  in  dem  angezogenen  Gedankengang  der  Grund 
für  die  blosse  Inbetrachtziehung  »psychische  r«  Einheiten  ent- 
nommen erscheinen  könnte  —  hier  Undefiniert   eingeführt,    selbst 


i)  Dass  der  Begriff  einer  Wechselwirkung  psychischer  Einheiten  notwendig 
die  Annahme  sell:)ständiger  psychischer  Kausalität  in  sich  schliesst,  und 
dass  diese  Annahme  wieder  erkenntnislheoretisch  sehr  strittig  und  schwierig  ist,  sei 
hier  nur  festgesellt. 

Ausserdem  sei  darauf  hingewiesen,  dass  nicht  alle  der  hierher  gehörigen  Autoren 
den  Begriff  strenge  auf  die  Wechselbeziehung  zwischen  Individuen  beschränkt  haben. 
So  vor  allem  Schäffle ,  der  Güter  und  Individuen  als  Elementarbestandteile  des  so- 
zialen Körpers  unterscheidet.  (Vgl.  den  nachfolg.  Artikel.)  Aehnlich  de  Greef,  der  als 
die  beiden  sozialen  Elemente  »population«  und  »territoire«  erklärt  (vgl.  Les  lois  so- 
ciologiques.  1893,  S.  75,  ferner  Introduction  ä  la  sociol.  I.  1886).  Schliesslich  aber 
scheidet  dieser  doch  die  Lehre  von  den  äusseren  Bedingungen  der  Gesellschaft  als  »Me- 
sologie«,  von  der  eigentlichen  Soziologie  aus,  indem  er  sie  als  Vorstufe  derselben 
erklärt.  Dies  geschieht  bei  Schäffle  nicht.  Ferner  haben  mehr  oder  weniger  strenge 
oder  nur  gelegentlich  auch  v.  Lilienfeld ,  Spencer  und  IVorms  Naturstoffe  etc.  mit 
zum  sozialen  Organismus  gerechnet.  Vgl.  über  diese  Unterscheidung  z.  B.  Worms,  Or- 
ganisme  et  societe.  1896.  S.  51  ff.  (wo  Worms  gegen  dieselbe  polemisiert;  später 
aber  verfällt  er,  wie  ihm  P.  Barth  [a.  a.  O.  S.  161]  richtig  nachgewiesen  hat,  selbst 
in  diesen   »Fehler«    [S.   201]). 

2)  Soc.  Diff.  S.  14;  ähnlich   »Philosophie  d.  Geldes«,  S.  143/145. 
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hypothetisch,  d.  h.  also  es  ist  das  zu  Bestimmende  schon  voraus- 
gesetzt. 

Diese,  methodisch  gesehen,  aus  der  Pistole  geschossene,  sou- 
verän eingeführte  Bestimmung  des  Sozialen  als  Wechselwirkung 
psychischer  Einheiten,  ist  aber  auch  an  sich,  d.  h.  als  ma- 
terielle Bestimmung  schlechthin  (von  deren  sonstigen  Anspruch 
im  Zusammenhange  des  Problems  abzusehen  ist)  durchaus  nicht 
unanfechtbar.  (II/2). 

Es  ist  nämlich  die  (z.  B.  auch  von  Tarde  u.  a.  gezogene) 
unmittelbare  Konsequenz  dieser  Bestimmung  die,  dass  zwischen 
den  wechselseitigen  Abhängigkeiten  von  bewussten  Wesen  unter- 
einander (Mensch  zu  Mensch)  und  jenen  von  bewussten  Wesen 
und  nicht-bewussten  (Mensch  zur  Natur)  ein  unüberbrückbarer, 
prinzipieller  Unterschied  angenommen  wird.  Wir  wollen  diese 
Behauptung  an  den  Ausführungen  Kistiakouiskis  eines  Schüler's 
Simmeis,  die  u.  E.  ohne  Bedenken  als  ganz  im  Geiste  der  Sivi- 
melsch&n  Konzeption  hingenommen  werden  dürfen  und  müssen, 
illustrieren  und  prüfen  ^).  Bei  Kistiakowski  heisst  es  :  >.  .  .  die 
Gesellschaft  im  Sinne  der  psychischen  W^echselwirkung  ruft  im 
Bewusstsein  des  einzelnen  psychische  Zustände  hervor,  die  voll- 
ständig heterogener  Natur  sind  und  deren  Gesamtheit  ein  beson- 
deres Gebiet  der  spezifisch  sozialen  Funktionen  ausmacht«  ^).  Es 
sind  neue,  selbständige  Erscheinungen,  d.  h.  es  besteht  zwischen 
individual-  und  sozialpsychischen  Erscheinungen  ein  prinzi- 
pieller Gegensatz,  (was  auch  das  Aufrechterhalten  je  verschie- 
dener Gesetzesreihen  erfordert  ^).  »Wenn  man  nämlich  den 
Menschen  als  bewusstes  Wesen  von  dem  Rest 
der  Natur  prinzipiell  unterscheidet,  so  muss 
m  a  n  a  u  c  h  i  n  d  e  r  E  i  n  w'  i  r  k  u  n  g  eines  anderen  be- 
wussten Wesens  auf  ihn  ein  ganz  neues  prinzi- 
piell verschiedenesElement  gegenüber  der  Wir- 
kuno- aller  sonstigen  Eindrücke  erblicken.     Denn 


l)  Simmel  selbst  führt  prinzipiell  eine  andere,  gleich  zu  erwähnende  Auffassung, 
gelegentlich  aber  auch  die  angeführte  durch.  Letzteres  z.  B.,  sofern  die  Wechselbe- 
ziehungen zu  Individuen  niemals  solche  zur  Natur  zur  Seite  gestellt  werden  ,  spez. : 
Philosoph,  d.  Geldes  S.  143/45,  Soz.  Diff.  S.  13/15.  Das  Problem  der  Soziol.  S.  273, 
276  u.  s.  w. 

2)  Gesellschaft  u.  Einzelwesen.    Eine  methodologische  Studie.     Berlin  1899.  S.  50. 

3)  Es  bestehen  ihm  die  Gesetze  der  Komplexe  neben  denen  der  Elemente  selb- 
ständig fort.    Hier  ist  also  Kistiakowski  konsequenter  als  Simmel.    Vgl.  a.  a.  O.  auch 

S.  45  ff- 
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ein  fremdes  Gefühl  oder  ein  fremdes  Wollen  wirkt  auf  uns  völlig 
anders  als  eine  Naturerscheinung  ..«  i).  Dieser  Unterschied  zeige 
sich  weniger  deutlich  hinsichtlich  des  Gefühls,  als  hinsichtlich  der 
Einwirkungen  eines  Willens  auf  den  andern.  »Der  Mensch  allein 
kann  zielbewusst  wollen  und  handeln.  Deshalb  verhält  sich  der 
menschliche  Wille  gegen  die  Natur  immer  und  ausschliesslich 
bejahend,  wenn  der  Mensch  hinter  ihr  nicht  ein  lebendiges  be- 
wusstes  Wesen  herausfühlt,  wie  das  durch  die  animistischen  Vor- 
stellungen .  .  .  verursacht  wird.  Im  Gegensatz  dazu  kann  ein 
Mensch  gegenüber  einem  anderen  Menschen  seinen  Willen  \'oll- 
ständig  verleugnen.  Wenn  er  z.  B.  die  Befehle  eines  andern  aus- 
führt, so  ist  sein  Wille  gleich  dem  Willen  des  Befehlenden  ge- 
worden. Jede  Unterordnung  ...  ist  darauf  begründet  und  wäre 
vollständig  unerklärbar,  wenn  der  menschliche  Wille  sich  in  dem 
sozialen  Zusammenhang  so  verhielte,  wie  er  sich  gegen  die  un- 
bewusste  Natur  verhält«.     (S.   51/52). 

Hier  wird  also  das  Problem  der  Unterschiedlichkeit  der  Be- 
ziehungen von  Mensch  zu  Mensch  und  Mensch  zur  Natur  gelöst, 
bevor  es  noch  gestellt  ist :  Der  Mensch  wird  als  bewusstes  Wesen 
prinzipiell  von  der  übrigen  Natur  unterschieden  und  deswegen 
sollen  die  Einwirkungen  der  anderen  bewussten  Wesen  von  den 
Einwirkungen  der  Natur  s  o  verschieden  sein,  dass  jene  bewussten 
Einwirkungen  den  Natureinwirkungen  gegenüber  ein  Spezifikum 
bilden,  das  Reich  des  Sozialen  konstituieren.  Mithin  kommt  es 
gar  nicht  zu  einer  Fragestellung  nach  den  Unterschieden  beider 
Beziehungen,  noch  weniger  zu  einer  wirklichen  Untersuchung  dieser 
Unterschiede  ;  diese  werden  vielmehr  aus  jener  dekretierten  Son- 
derstellung des  Menschen  heraus  allein  gerechtfertigt,  d,  h.  her- 
auseskamotiert.  —  Selbst  wenn  nämlich  jene  statuierte  prinzipielle 
Unterscheidung  des  bewussten  Wesens  Mensch  »von  dem  Rest 
der  Natur«  angenommen  wird,  so  bricht  schon  der  Umstand  die 
Gültigkeit  des  daraus  gezogenen  Schlusses,  dass  diese  Verschie- 
denheit jedenfalls  nicht  eine  solche  ist,  dass  nicht  auch 
Einwirkungen  der  Natur  auf  den  Menschen  stattfänden.  Denn 
indem  diese  prinzipielle  Verschiedenheit  eine 
zweifache  Beziehung  (zu  Bewusstem  und  Nicht-Bewusstem) 
zulässt,  kann  sie  schon  keinen  Erkenntnisgrund 
m  e  h  r  f  ü  r  d  i  e  E  i  g  e  n  a  r  t  i  o-  k  e  i  t    der    einen    oder    a  n- 


i)  a.  a.  O.  S.   50/51;   im   Original  nicht  gesperrt. 
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deren  Beziehung  bilden;  sie  beweist  nichts  und  wider- 
legt nichts.  —  Was  sodann  Kistiakoiuski  über  die  spezifische 
Wirksamkeit  des  Willens  sagt,  ist  deutlich  genug  unrichtig. 
Werden  die  Handlungen  eines  Menschen,  seine  Aeusserungen  der 
Umwelt  gegenüber  von  den  übrigen  psychischen  Daten  losgelöst, 
so  kommt  gerade  ihnen  gegenüber  bloss  ein  mechanischer  Ge- 
sichtspunkt in  Betracht.  Die  Unterordnung  unter  den  Willen  ist 
dann  als  Zwangs  erscheinung  zu  begreifen,  d.  h.  es  stellt  sich 
alles  von  aussen  kommende,  siegende  Motive  in  uns  in  Bewe- 
gung Setzende  unterschiedslos  als  Aenderungsbedingung 
schlechthin  dar.  Ein  plötzlicher  greller  Lichtreiz,  der  mein  Auge 
trifft  und  mich  »zwingt«,  mich  abzuwenden,  ein  Gegner,  der  mit 
erhobener  Waffe  oder  (was  dasselbe  ist)  durch  befehlende  Worte 
mich  zum  Gehorsam  »zwingt«  —  alle  diese  Fälle  kennzeichnen 
sich  durch  eine  gleiche  Art  von  Zwangs  erscheinung  ,  in  dem 
Sinne,  dass  jemanden  zwingen  ,  etwas  zu  tun  ,  heisst,  Motive 
in  ihm  in  Bewegung  setzen,  die  stärker  sind  als  die  Motive,  die 
ihn  davon  abhalten  würden  i). 

Der  statuierte  prinzipielle  Gegensatz  von  Beziehungen  zu  Be- 
wusstem  und  Nicht-Bewusstem  erscheint  also,  sofern  er  einen  So- 
zialbegriff begründen  soll,  sicherlich  unbeweisbar. 

Die  Bestimmung  sozialen  Geschehens  als  Wechselwirkung 
psychischer  Einheiten  kann  aber  auch  so  aufgefasst  werden, 
dass  selbst  bei  Beziehung  des  Individuums  zur  Natur  psychische 
Wechselwirkung  insoferne  vorliegt,  als  es  bloss  psychische  Ein- 
heiten im  Sinne  von  Teil- Vorgängen  innerhalb  des  Individuums 
sind,  die  hier  in  Wechselbeziehung  zueinander  treten  (Vorstellungen, 
Gefühle  etc.).  Es  ist  ein  Spiel  der  Motive  schlechthin.  Diese 
viel  tiefere  Auffassung  ist  tatsächlich  die  Simnieh.  So  fasst  er 
die  Wirtschaft  als  Wechselwirkung  in  der  Grundform  des  Tausch- 
aktes. D.  h.  der  Tauschakt,  diese  primitive  Tatsache  der  Wirtschaft 
ist  ihm  ein  Prozess  der  Wechselbeziehung  zwischen  psychischen 
Einzelkräften  des  Individuums  u.  zw.  ein  [Opfer-]  »Ausgleichungs- 
prozess  zwischen  zwei  subjektiven  Vorgängen  innerhalb  des  In- 
dividuums« "). 


1)  Dieser  Begriff  von  Zwang  bei  Dilthey  (Einleitung  i.  d.  Geisteswissenschaft  I. 
1883,   S.  84),  Ifm-ing  (Zweck  im  Recht.  I.   1877,   S.  239)  u.   a. 

2)  Dieser  Begriff  des  Tauschaktes  ist  auch  für  die  isolierte  Wirtschaft  gültig  und 
konstitutiv.  Auch  der  isolierte  Wirt  muss  abwägen,  ob  ein  bestimmtes  Produkt 
einen  bestimmten  Arbeitsaufwand  etc.    rechtfertigt.    Dies  ist    prinzipiell    derselbe  Vor- 
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Die  Konsequenz  dieser  Auflassung  ist  nun  die,  dass  entweder 
alle  äusseren  Einwirkungen  prinzipiell  einander  gleich  gesetzt  wer- 
den, wobei  aber  dann  von  einer  eigentlichen  VV  e  c  h  s  e  1  b  e- 
z  i  e  h  u  n  g  zwischen  Individuen  nicht  g  e  s  p  r  o  c  h  c  n 
werden  k  a  n  n  ,  sondern  nur  von  E  i  n  w  i  r  k  u  n  g  e  n  der  »Na- 
tur« schlechthin,  als  deren  Spezialfälle  u.  a.  menschliche  Indivi- 
duen erscheinen.  Eine  unmittelbare  psychische  Wechselwirkimg 
zwischen  Gruppe  und  Gruppe  wäre  dann  völlig  unklar.  Als  >'em- 
pirische  Atome«  der  Gesellschaft  könnten  in  diesem  Falle  nicht 
»Vorstellungen,  Individuen  und  Gruppen«  erscheinen,  wie  Siimiiel 
will,  sondern  nur  Vorstellungen,  d.  h.  subjektive  Vorgänge  :  die 
beiden  andern  miissten  als  Spezialfälle  dieser  subjektiven  Vor- 
gänge nachgewiesen  werden.  Würde  man  diese  Konsequenz  ab- 
lehnen, so  verbliebe  nur  dennoch  jene  (wie  sich  zeigte  unhalt- 
bare) Annahme  prinzipieller  Verschiedenheit  der  Beziehungen 
»Mensch  zu  Mensch«  und  ^Mensch  zur  Natur«,  um  so  der  ver- 
meintlichen grundsätzlichen  Verschiedenheit  der  in  beiden  Fällen 
zur  Entwicklung  gelangenden  Erscheinungen  gerecht  zu  werden. 
Die  erste  obige  Konsequenz  (prinzipielle  Gleichheit  aller  ;^Einwir- 
kungen«)  widerspricht  dieser  letzteren  Meinung  ;  diese  aber  wider- 
spräche dann  wieder  der  von  Simniel  gelegentlich  der  Begriffsbe- 
stimmung der  Wirtschaft  durchgeführten  Auflassung  vom  Sozialen 
als  psychische  Wechselwirkung  innerhalb  des  Individuums. 

Wir  haben  diese  Eventualitäten  und  Konsequenzen  nicht 
näher  zu  verfolgen.  Es  genügt  festzustellen,  dass  die  Bestimmung 
des  Sozialen  als  Wechselbeziehung  psychischer  Einheiten  jeden- 
falls eine  auch  materiell  unzulängliche  und  schwankende  Bestim- 
mung darstellt.  Aber  noch  mehr.  Diese  Bestiminung  kann 
ihrem  Sinne  nach  kein  selbst  einen  Sozialbegriff  konstituie- 
rendes Element  bedeuten,  sondern  höchstens  eine  vorläufige  Ab- 
grenzung, eine  provisorische  Einschränkung  des  zur  Charakterisie- 
rung als  gesellschaftlich  In  B  e  t  r  a  c  h  t  -  K  o  m  m  e  n  d  e  n  ,   d.  h. 

gang,  wie  die  beim  zweiseiligen  Tausche  vor  sich  gehende  Wertung  dessen,  was  man 
hingibt,  gegen  das ,  was  man  erhält.  (Philos.  d.  Geldes  ,  S.  34.)  Der  isoherte  Wirt 
verhält  sich  also  genau  so,  wie  der  im  Verkehre  tauschende :  »nur  dass  sein  Kontra- 
hent nicht  ein  zweites  wollendes  Individuum  ist,  sondern  die  natürliche  Ordnung  .  .  . 
der  Dinge  .  .  .  Seine  Wertrechnungen  sind  generell  genau  dieselben,  wie  beim  [zwei- 
seitigen] Tausch.  Für  das  wirtschaftende  Subjekt  als  solches  ist  es  sicherlich  voll- 
kommen gleichgültig ,  ob  es  in  seinem  Besitze  befindliche  Substanzen  oder  Arbeits- 
kräfte in  den  Boden  versenkt  oder  einem  andern  Menschen  hingibt  .  .  .<t  (Philoso- 
phie d.  G.  S.  34;  vgl.  S.  32  ff.) 
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mittels  eines  bestimmten  Kriteriums  erst  noch  zu  charak- 
terisierenden Gebietes  (III/3).  Dies  erweist  sich  hauptsäch- 
lich zweifach: 

Einmal  ist  nicht  alles  wechselbeziehliche  Geschehen  zwischen 
»psychischen  Einheiten«  gleichzeitig  sozialwissenschaftlich  und 
psychologisch  erfassbar.  Z.  B.  kann  der  isolierte  Tauschakt  aller- 
dings psychologisch  als  bestimmte  Assoziationsfolge  u.  s.  w.  und 
gleichzeitig  sozialwissenschaftlich  als  Opferausgleich  oder  Tausch 
charakterisiert  werden ;  es  ist  aber  nicht  ersichtlich ,  wie  dies 
durchwegs  der  Fall  sein  könnte.  Wie  etwa  das  Auftreten  einer 
leisen  Stimmung,  eines  Unbehagens  u.  s.  w.,  das  keine  Handlung 
auslöst,  neben  der  psychologischen  Erfassung  noch  Raum  für 
eine  soziahvissenschaftliche  bieten  könnte,  ist  nicht  abzusehen. 
Die  Wechselwirkung,  der  Kampf  verschiedener  Motive,  der  dabei 
vorliegen  mag,  kann  z.  B.  auch  nicht  als  »Tausch«,  der  doch 
nach  Siviviel  nur  ein  einfacher  Ausgleichungsprozess  zwischen 
subjektiven  Vorgängen  ist,  aufgefasst  werden.  Denn  die  Ausglei- 
chung braucht  z.  B.  gar  nicht  einzutreten,  wie  etwa,  wenn  ein 
solches  Erlebnis  infolge  einfacher  Ablenkung  der  Aufmerksam- 
keit (vielleicht  durch  Auftreten  eines  heftigen  Schmerzes  o.  dgl.) 
jähe  Beendigung  erfährt. 

Sodann  aber  wird  ausschlaggebend,  selbst  wenn  die  bisherige 
Erwägung  unzutreffend  wäre,  folgender  Umstand  :  die  Psychologie 
beschreibt  dieselben  Vorgänge  »psychischer  Wechselwirkung«,  von 
denen  z.  B.  beim  Tauschbegriffe  die  Rede  ist,  dennoch  nicht 
als  »Tausch«,  sondern  in  grundlegend  anderer  Weise,  nämlich 
als  Assoziation,  Motivation,  Kontrast  u.  s.  w^  Nun  soll  aber  der 
Begriff  des  Sozialen  gerade  angeben,  worin  die  Eigenart  sozia- 
ler Tatsachen,  oder  nach  Simniel  ausgedrückt:  psychischer 
Wechselbeziehung  als  sozialer  besteht  —  was  jedoch, 
wie  klar  ersichtlich  ,  die  S  i  m  vi  e  Is  c\\  q  Bestimmung 
grundsätzlich  nicht  leistet  und  grundsätzlich 
n  i  c  h  t  z  u  leisten  vermag. 

Dieselbe  wird  namentlich  dadurch  grundsätzlich  un- 
fähig, den  Begriff  des  Sozialen  zu  konstituieren,  dass  die  Wechsel- 
beziehung psychischer  Einheiten  auf  alle  Bewusstseinsvorgänge 
des  Individuums  erweitert  wird.  (Wenn  dies  nicht  der  Fall  w^äre, 
wäre  sie  überhaupt  materiell  ganz  ärmlich  und  noch  unrichtiger.) 
Denn  nun  besagt  sie  nichts  mehr,  als  dass  überhaupt  ein 
psychisches  Geschehen  es   ist,    was    die    Welt    des  So- 


Untersuchungen  über  den  Gesellschaftsbegriff  etc.  333 

zialen  ausmacht.  Dass  sich  dieses  Geschehen  als  Wechselwii'- 
kungsvorgang  (scheinbar  oder  tatsächhch)  darstellt,  heisst,  wie 
wir  schon  sahen,  nichts  anderes,  als  dass  es  ein  kausal  be- 
stimmtes ist,  nach  kausalen  Gesichtspunkten  in  der  wissen- 
schaftlichen Beschreibung  geordnet  werden  kann.  Sinniicls  De- 
finition des  Sozialen  wäre  dann  mit  anderen  Worten:  Soziales 
Geschehen  ist  kausal  v  e  r  k  n  ü  j)  f  t  e  s  [)  s  y  c  h  i  s  c  h  e  s 
Geschehen^).  Dass  nun  diese  Definition  nicht  einmal  ihrer  forma- 
len Beschaftenheit  nach  den  Begrifif  des  Sozialen  vorstellen  kann,  wird 
hier  noch  klarer.  Denn  der  erste  Teil  derselben  (kausale  Verknüp- 
fung) ist  nichtssagend,  weil  die  Möglichkeit  der  kausalen  Auffassung 
der  zu  beschreibenden  Tatbestände  ohnedies  Voraussetzung  aller 
Forschung  ist.  Der  zweite  Teil  aber,  die  Bestimmung  als  psychi- 
schen Charakter  ist  für  einen  Sozial  begriff  gleichfalls  nichts- 
sagend, weil  jene  Bestimmung  (gleichgültig,  ob  sonst  brauchbar 
oder  nicht)  ihrem  Sinne  nach  keine  Bestimmung  von  Prozes- 
sen als  sozialer  vorstellt  ;  denn  sie  lehrt  nicht  einmal  den 
spezifischen  Unterschied  der  sozialwissenschaftlichen  von  der  psy- 
chologischen Betrachtung,  die  ja  auch  psychisches  Geschehen  zu 
ihrem  Gegenstande  hat.  Siiiivieh  Bestimmung  ist  ihrem  Sinne 
nach  zuhöchst  geeignet,  ein  Tatsachengebiet,  das  für  die  (noch 
erst  vorzunehmende)  Charakterisierung  als  sozial  in  Betracht 
kommt,  vorläufig  dadurch  abzugrenzen,  dass  sie  andere  Tatsachen- 
gebiete ausschliesst,  die  (gemäss  irgend  einem  hypothetischen 
Begriff  vom  Sozialen,  den  ja  jeder,  für  den  das  Problem  existiert, 
haben  muss)  für  das  Soziale  gar  nicht  mehr  in  Betracht  kommen 
können  ^). 


i)  Hinsichtlich  aller  i.  e.  Sinne  erkenntnistheoretischen  Schwierigkeilen  dieses 
Sozialbegriffes,  wie;  psychische  Wechselwirkung,  und  überhaupt  psychologische  Kau- 
salität, Möglichkeit  oder  Notwendigkeit  teleologischer  Betrachtungsart  dieses  rein  psy- 
chischen Geschehens  etc.  mag  es  genügen  ,  hier  auf  die  bei  Stammler  erfolgten  Er- 
örterungen dieser  Probleme  zu  verweisen.    Vgl.  oben   1904,  S.  491  ff. 

2)  Ein  wenigstens  seinem  formalen  Sinne  nach  wirklicher  Sozialbegriff  ist  z.  15. 
damit  gegeben,  dass  die  als  Nachahmung  charakterisierbaren  psychischen  Wechsel- 
beziehungsprozesse als  soziale  von  den  übrigen  abgesondert  werden.  Sozial  ist  dann 
alles  psychische  Geschehen ,  das  sich  als  Nachahmung  charakterisieren  lässt.  und 
Gesellschaft  ist  dann  überall ,  wo  Nachahmung  gegeben  ist.  Dies  ist  Gabriel  Tara'es 
Definition  des  Sozialen  :  »la  societe  c'est  l'imitation«,  oder,  wie  seine  Begriffsbestim- 
mung in  anderer  Formulierung  lautet:  la  socieie  est  »une  collection  d'etres  en  tant 
qu'ils  sont  en  traine  de  s'imiter  entre  eux  ou  en  tant  que,  sans  s'imiter  actuellement, 
ils  se  ressemblent  et  que  leurs  traits  communs  sont  des  copies  anciennes  d'un  meme 
modele.«    (Les  lois  de  l'imitation.    i.  A.  S.  73.)  —  Der  Grundfehler  des  Gedankens 
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Stellt  demnach  Shnvich  Gesellschaftsbegriff  nicht  einmal  einen 
bloss  materiell  unzulänglichen  oder  unwahren  (wie  z.  B.  der 
Tardea),  sondern  überhaupt  keinen  Gesellschaftsbegriff  dar,  so  ist 

Tarde  s  ist  der,  dass  die  Nachahmung  schon  deswegen  nicht  das  konstitutive  Prinzip 
des  Sozialen  sein  kann ,  weil  sie  ihrer  Natur  nach  stets  Nachahmung  von  et- 
w  a  s  u.  zw.  von  etwas  Erfundenem  sein  muss.  Es  müssten  daher  die  Gescheh- 
nisse des  Erfinde  n  s  ,  um  gleichfalls  als  soziale  Tatsachen  begriffen  zu  werden 
(denn  das  ist  eine  Forderung  der  Wirklichkeit,  sozusagen  der  Billigkeit),  als  Spezial- 
fall der  Nachahmung  aufzufassen  sein.  Da  abtr  Schöpfung  eben  das  gerade  Gegen- 
teil von  Nachahmung  ist,  ist  dies  natürlich  unmöglich.  Tarde  selbst  konstatiert  diesen 
Widerspruch  bloss,  statt  ihn  zu  beseitigen,  oder  die  prinzipielle  Sonderstellung  der 
Nachahmung  sonst  zu  erklären.  Er  erklärt  Erfindungen  für  glückliche  Einfälle,  die 
im  Momente  ihrer  Entstehung  dem  gesellschaftlichen  Leben  entrückt  sind.  »Pour  in- 
nover,  pour  decouvrir  .  .  .  l'individu  doit  echapper  momentanement  ä  sa  societe.  II 
est  supra-social,  plutot  que  social,   en  ayant  cette   audace  si  rare!«   (a.  a.  O.   S.  95). 

Tai'des.  Denken  ist  bei  aller  Originalität,  feiner  Beobachtung  und  heuristischem 
Reichtume  dennoch  einigermassen  phantastisch  und  sprunghaft,  ja  in  methodologisch- 
erkenntnistheoretischer  Hinsicht  undiszipliniert  zu  nennen.  Daher  ist  eine  streng  prin- 
zipiell erkenntnistheoretisch-methodologische  Auseinandersetzung  mit  ihm  schwer  mög- 
lich. Tarde  ist  in  der  Philosophie  Neu-Leibnizianer.  Das  gesellschaftliche  Leben 
wird  ihm  nicht  durch  die  Wirksamkeit  von  Naturgesetzen,  sondern  ganz  von  mensch- 
lichen Willen  und  Intelligenzen  geordnet.  Es  scheint  einerseits  ein  Reich  der  Freiheit, 
andererseits  doch  der  psychologischen  Kausalität,  das  Gegenstand  der  soziologischen 
Untersuchung  ist.  Manchmal  kommt  sogar  —  im  Widerspruche  mit  seiner  sonstigen 
Ablehnung  alles  Naturgesetzlichen  im  Reiche  des  Sozialen  —  die  naturgesetzliche  Be- 
stimmtheit von  Rasse  und  Milieu  zur  Geltung.  Besonders  in  seiner  »logique  sociale« 
geht  philosophisch  alles  drunter  und  drüber.  Hier  sucht  er  an  die  Stelle  der  abge- 
lehnten Naturgesetze  des  Sozialen  die  Gesetze  des  gesellschaftlichen  Syllogismus  zu 
setzen.  Da  erklärt  er  z.  B.  den  Ruhm  für  die  oberste  Kategorie  der  sozialen  Logik 
—  gleich  dem  Bewusstsein  in  der  individuellen  Logik  — ,  weshalb  ohne  ihn  nicht 
einmal  Nachahmung  möglich  wäre  (wie  allerdings  auch  umgekehrt)  !    — 

Im  übrigen  liegt  es  auf  der  Hand,  dass  die  Nachahmung  (die  er  übrigens  psycho- 
logisch nur  sehr  mangelhaft,  nämlich  als  hypnotischen  Vorgang  [Somnambulismus]  be- 
stimmt hat),  nicht  das  Interpsychische  —  d.  i.  nach  ihm  der  Gegenstand  der  Sozio- 
logie —  erschöpfen  kann.  Sie  kann  nicht  die  ausschliessliche  Grundlage  und  Grund- 
form der  Wechselbeziehungen  der  Individuen  abgeben  ,  weil  aus  ihr  unmöglich  alle 
anderen  gesellschaftlichen  »psychischen  Funktionen«  abgeleitet  werden  können.  Z.  B. 
schon  nicht  die  W  e  r  t  u  n  g  s  erscheinung.  Von  Tardes  Schriften  seien  erwähnt :  Las 
lois  de  l'imitation,  3.  ed.  Paris  1900 ;  La  logique  sociale,  2.  ed.  Paris  1898 ;  Les  lois 
sociales,  2.  ed.  Paris  1898;  hinsichtlich  seines  philosophischen  Standpunktes:  Les 
monades  et  la  science  sociale.  Revue  internationale  de  Sociologie,  1893.  Von  Schriften 
über  Tarde  seien  hier  angeführt :  F.  Tönnies ,  Philosoph.  Monatshefte ,  Bd.  XXIX. 
S.  291 — 309  (Besprechung  von  »Les  lois  de  rimitation«) ;  Eveline  WrSblewska,  Die 
gegenwärtige  soziologische  Bewegung  in  Frankreich  mit  bes.  Rücksicht  auf  Gabriel 
Tarde«  im  Archiv  f.  Gesch.  d.  Philosophie,  1896.  S.  497  ff.;  Bougle,  »Les  sciences 
sociales  en  Allemagne«  ,  1896.  S.  146  (f.;  Vierkandt ,  »G.  Tarde  u.  d.  Bestrebungen 
d.  Soziologie'<,  Ztschr.   f.  Sozialwissensch.   1899.   II.    S.    560  ff. 
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es  auch  unzweifelhaft,  dass  er  die  erkenntnistheoretisch-methodo- 
logischen Bedin<jungen,  die  ein  formaler  Sozialbegriff  zu  erfüllen 
hätte ,  in  keiner  Weise  zu  erfüllen  imstande  ist.  Ebenso  we- 
nig natürlich  die  eines  materiellen  Gesellschaftsbegrififes.  Denn 
was  seinem  Sinne  nach  kein  formaler  Gesellschaftsbegriff,  keine 
Charakteristik  der  »gesellschaftlichen  Substanz'<  ,  kein  Kriterium 
des  Gesellschaftlichen  ist  ,  kann  natürlich  auch  keine  mate- 
rielle Ableitung  der  gesellschaftlichen  Inhalte  leisten  (11/4).  Dies 
zeigt  sich  dann  auch  überall,  wo  Versuche  hiezu  gemacht  wurden. 
So  bei  Schäfße,  dem  zwar  die  biologischen  Analogien,  nicht  aber 
sein  formaler  Sozialbegriff  einen  wesentlichen  Dienst  zum  \\x\\- 
wurfe  eines  Systems  der  gesellschaftlichen  Inhalte  zu  leisten  ver- 
mochten. Ja  Schäfße  musste  diesen  Sozialbegrifif  —  in  der  Unter- 
scheidung physischer  und  psychischer  Elementarbestandteile  der 
Gesellschaft  —  sogar  tatsächlich  aufgeben,  um  für  induktive 
Arbeit  freie  Bahn  zu  erlangen.  (Vgl.  den  späteren  Art.).  Ebenso 
bei  Kistiakoiuski ,  an  dessen  Versuch  der  Ableitung  eines  mate- 
rialen  Gesellschaftsbegriffes  unser  Urteil  anmerkungsweise  noch 
näher  belegt  und  illustriert  werden  mag^). 


l)  Kistiakowski  bietet  ein  Stück  Durchführung  in  der  Richtung  eines  materialen 
Gesellschaftsbegriffes  hin,  indem  er  eine  Verhältnisbestimmung  des  durch  den  Siiiimel- 
schen  Gesellschaftsbegriff  (in  einem  gewissen  engeren  Sinne)  unmittelbar  bezeichneten 
Teiles  der  Erscheinungen  der  sozialen  Gemeinschaft  zur  Gesamtheit  dieser  Erschei- 
nungen unternimmt.  Für  dieses  Unternehmen  kann,  da  es  im  übrigen  selbständig  ist, 
allerdings  nicht  Simmel  selbst,  wohl  aber  der  zu  Grunde  liegende  Gesellschaftsbegriff 
verantwortlich  gemacht  werden.  Nämlich  insbesondere  dafür,  dass  der  Sinn  der  Be- 
stimmung »psychische  Wechselbeziehung  sozialer  Einheiten«  wegen  ihrer  Unzuläng- 
lichkeit und  Allgemeinheit  auch  so  gefasst  werden  kann,  dass  damit  bloss  ein,  an- 
deren Teilsystemen  des  Gesamtsystems  gesellschaftlicher  Erscheinungen  gleichwer- 
tiges Teilsystem  bezeichnet  erscheint.  Ist  dies  der  Fall ,  so  erscheint  diese  Begriffs- 
bestimmung nicht  mehr  als  Bezeichnung  der  Erscheinungen  menschlicher  Gemeinschaft 
überhaupt,  sondern  nur  eines  Teilgebietes  derselben.  Sie  ist  dann  ihrem  eigenen  An- 
sprüche nach  kein  allumfassender  Gesellschafts  begriff.  Vielmehr  wird  dann 
(bei  Ä".)  die  Möglichkeit  eines  solchen  überhaupt  abgelehnt,  und  das  Wort  »Gesell- 
schaft« nur  als  Sammelname  für  grundsätzlich  eigentlich  ganz  verschiedene  Erschei- 
nungen zugelassen ! 

Kistiakoivski  geht  in  dem  Versuche  der  Auseinanderlegung  der  die  »menschliche 
Gemeinschaft«  ausmachenden  Erscheinungsgesamtheit  in  selbständige  Reihen  von  der 
Annahme  einer  prinzipiellen  Kompliziertheit  dieser  vorgefundenen  Er- 
scheinungsgesamtheit aus.  Es  sind  viele  soziale  Gesetze  gleichzeitig  in  der  Gemein- 
schaft wirksam.  Z.  B.  kann  die  Bildung  der  Stände  nicht  durch  eine  einzige  Kausal- 
reihe, etwa  geistige  Ueberlegenheit  der  Emporkommenden  erklärt  werden.  (Gesellsch. 
u.  Einzelwesen,  S.  44).    Daraus  folgert  er  —  noch  gestützt  auf  die  Natur  des  logischen 
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III. 


Stellt  nach  alledem   Sivimeh  Begriffsbestimmung    gar  keinen 
wirklichen    Gesellschaftsbegriff   vor,    so    muss    sie    natürlich    von 


Denkprozesses,  der  stets  auf  die  Isolierung  heterogener  Elemente  geht  (6i  ff.)  —  dass 
der  »Komplex  heterogener  Erbcheinungen,  welcher  die  konkrete  Vorstellung  der  Ge- 
sellschaft im  weitesten  Sinne  ausmacht«  ,  in  m  e  h  r  e  r  e  in  sich  homogene, 
einander  gegenüber  aber  prinzipiell  heterogene  Reihen  aus- 
einanderfallen müsse  (a.  a.  O.  S.  54  u.  ö.).  Im  besonderen  findet  er,  dass  sie  in  zwei 
solche  logisch  homogene  Reihen  zerfällt:  Staat  und  Gesellschaft  i.  e.  S. 
(S.  56  ff.  bes.  S.  70/71).  Der  Staat  ist  ein  hinsichtlich  seiner  rechtlichen,  normativen 
Natur,  seiner  Aufgabe  u.  s.  w.  zu  Bestimmendes  (60,  67  f.  u.  ö.).  Sieht  man  nun  von 
der  staatlichen ,  äusserlich  organisatorischen  Bestimmtheit  der  sozialen  Gemeinschaft 
ab,  so  erübrigt  nur  noch  die  Gesellschaft  im  eigentlichen  oder  engeren  Sinne,  d.  i. 
»eine  Gesamtheit  der  Menschen  ohne  Rücksicht  auf  Regeln 
und  Normen,  die  jedoch  durch  einen  sozial-psychischen  Pro- 
z  e  s  s  zu  einer  Einheit  verbunden  sind.«  (72.)  Kistiakowski  gewinnt  diese 
entscheidende  Folgerung ,  dass  die  Gesellschaft  i.  w.  S.  in  die  beiden  homogenen 
Reihen  von  Staat  und  Gesellschaft  i.  e.  S.  zerfällt,  indem  er  davon  ausgeht ,  dass  der 
Zweck  nicht  nur  der  Inbegriff  des  Rechtes,  sondern  überhaupt  des  gesellschaftlichen 
Lebens  im  juristischen  Sinne  sei  (Ihering).  Von  da  aus  wird  folgendermassen  ge- 
schlossen: »Wenn  aber  das  äusserlich  organisierte  Zusammenleben  der  Menschen 
im  Staate  durch  die  verschiedenen  Modifikationen  der  zweckmässigen  Tätigkeit  er- 
schöpft wird ,  s  o  bleiben  hinter  den  abgelösten  Zwecken  und  Bestrebungen ,  die  in 
den  äusseren  Regeln  formuliert  werden,  noch  die  Menschen  selbst  mit  ihrem  psychi- 
schen Leben  und  ihrer  Wirkung  auf  einander«  (70/71;  i.  Original  nicht  gesperrt).  Es 
ist  klar,  dass  zwischen  diesem  »wenn  aber«  und  »so«  nichts  diesen  Schluss  Recht- 
fertigendes liegt.  W'enn  nämlich  auch  »das  äusserlich  organisierte  Zusammenleben  der 
Menschen  im  Staate  durch  die  verschiedenen  Modifikationen  der  Zwecktätigkeit  er- 
schöpft wird«  ,  so  folgt  daraus  sicherlich  nicht,  dass  Staat  und  Gesellschaft  einander 
als  heterogene  Reihen  gegenüberzustellen  sind  ,  denn  mit  der  »A  b  1  ö  s  u  n  gst 
der  Zwecke  und  Bestrebungen  —  worunter  die  Formulierung,  Vergegen- 
ständlichung zu  äusseren  Regeln  gemeint  ist  —  bleibt  von  den  gegebenen 
Tätigkeiten  gar  nichts  mehr  übrig;  es  j» verbleibt«  kein  psychisches 
Leben  und  Wirken  aufeinander ,  denn  damit  würde  dieses  in  sich  nicht  nur  sinnlos, 
inhaltlos ,  sondern  auch  sachlich  unmöglich.  Es  bleiben  dann  eben  keine  Bewusst- 
seinserscheinungen ,  Handlungen  der  Menschen  mehr  übrig.  Wie  von  einer  indivi- 
duellen Bestrebung  nichts  mehr  erübrigt  nach  einer  gedachten  »Ablösung«  des  Zweckes, 
wie  diese  dadurch  als  psychisches  Geschehen  zur  Denkunmöglichkeit  wird  (u.  zw. 
auch  dann,  wenn  der  Wertbegriff  nicht  nach  Analogie  mit  einem  anthropomorphisti- 
schen  Kraftbegriff  gedacht  wird  [vgl.  o.  bei  Stammler  bes.  S.  491  ff.]) ,  so  auch  das 
aus  solchen  zusammengesetzte  soziale  »psychische  Wirken«  auf  einander.  Hierin  hat 
vielmehr  Stammler  Recht.  Davon,  dass  alles  soziale  Geschehen  Zwecksetzung  ist, 
dürfen  wir  analytisch  niemals  absehen.  Es  fragt  sich  nur,  wie  diese  Tatbestände  wis- 
senschaftlich zu  erfassen  sind.  Die  »Ablösung«  oder  Abstrahierung  der  Zwecke  ist 
ein  unvollziehbarer  Gedanke.    Daher  kann   niemals  in  einem  solchen  Sinne,    wie  Ä7- 
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vorneherein  unfähig  erscheinen,  eine  Prämisse  für 
die  Problemstellung  der  Soziologie  abzugeben. 
Die  Definition  der  Soziologie,  die  Siinniel  scheinbar  daraus  abge- 
leitet hat,  ist  tatsächlich  gar  nicht  ihm  entnommen.  (Daher  kcin- 
nen  auch  die  anderen  Vertreter  dieses  Gesellschaftsbegriffes  nicht 
für  die  Sii)nnehc\\Q  Scheinableitung  des  Problems  der  Soziologie 
verantwortlich  gemacht  werden,  wohl  aber  gilt  auch  für  sie,  ge- 
nerell,  die  Unableitbarkeit   einer  zureichenden  Problemstellung  aus 


stiakowski  es  tut,  zwischen  sozialer  Norm-Wissenschaft  (Staats-  u.  Rechtswissenschaft, 
Ethik,  Aesthetik  und  Logik)  und  sozialer  Seins-Wissenschaft  unterschieden  werden. 
Kistiakowski  meint ,  dass  sich  die  Normen  als  selbständige  Produkte  menschlicher 
Zwecksetzungen  ergeben,  als  letzte  Glieder  einer  sozialpsychischen  Kausalreihe,  welche 
aber  vermöge  ihrer  veränderten  teleologischen  Natur  selbst  nicht  mehr  sozialpsychisch 
sind,  dadurch  diese  Kausalreihe  unterbrechen.  Die  unabweisbare  Konsequenz 
wäre  aber,  alle  sozialen  Tatsachen,  die  uns  als  vergegenständlichte,  objektivierte  ent- 
gegentreten, da  sie  ja  alle  Endprodukte  eines  sozialpsychischen  Prozesses  sein  müssen, 
als  »abzulösende«  Normen  dem  »übrigbleibenden«  gegenüberzustellen.  Die  Preistat- 
sache z.  B.  ist  ein  solches  letztes  Glied  eines  sozialpsychischen  Prozesses.  Die  ver- 
langte Gegenüberstellung  wird  hier  sofort  gegenstandslos  und  unvollziehbar.  Der 
Grund  dieses  Widerspruches  liegt  darin,  dass  das  Moment  der  Normierung  oder  Re- 
gelung bereits  in  jedem  Quäntchen  psychischen  Prozesses,  in  jeder  blossen  Gültigkeit 
d.  h.  Wirksamkeit  eines  Motives  im  Individuum  vorhanden  ist;  es  ist  das  Moment 
des  Zwanges,  des  Herrschens,  des  Siegens.  Indem  ein  bestimmtes  Motiv  in  uns  be- 
stimmend wird,  verhält  es  sich  den  anderen  Motiven  gegenüber  als  Norm.  Wird 
eine  solche  »Norm«  (d.  h.  ein  Imperativ  ausschliesslich  als  solcher,  in  seiner  spezifi- 
schen Funktion  gedacht)  von  aussen  her  gesetzt,  so  ist  der  Prozess  gleichfalls  kein 
anderer,  als  der  eines  Wirksam -Werdens,  Bestimmend-Werdens  eines  Motives.  Diese 
»teleologische  Natur«  solcher  »letzter  Glieder«  kann  also  die  sozialpsychische  Kau- 
salreihe aus  dem  Grunde  nicht  unter  brechen  ,  weil  sie  ihr  auf  der  ganzen 
Linie  schon  anhaftet,  ihr  von  je  wesentlich  ist;  sie  kommt  nicht  erst  an 
einem  bestimmten  Punkte,  wie  aus  den  Wolken  geschneit,  zum  Durchbruche.  Was 
an  jeder  individual-  und  sozialpsychischen  Tatsache  bereits  ihrem  Begriffe  nach  vor- 
handen sein  muss,  das  zweckstrebige,  regelnd-funktionelle  Moment,  kann  daher  von 
ihr  niemals  abgelöst  gedacht  werden,  weil  das  ihrem  materiellen  Begriffe  nach  un- 
möglich ist,  da  sonst  gar  nichts  mehr  übrig  bleibe. 

Damit  ist  das  Entscheidende  an  Kistiakoivskh  Argumentation  getroffen.  Seine 
weitere  Ausführung  des  Verhältnisses  von  Regel  und  sozialpsychischem,  d.  i.  im 
engeren  Sinne  gesellschaftlichem  Prozesse  müssen  wir  hier  übergehen  (vgl.  a.  a.  O. 
insbes.  Kap.  VI)  wie  ■  manches  andere.  Welchen  Platz  z.  B.  die  Wissenschaft  der 
Wirtschaft  in  diesem  Systeme  sozialer  Norm-  und  Seinswissenschaft  einnimmt,  ist  un- 
klar. Hinsichtlich  Kistiakotoskis  Behauptung,  dass  die  soziale  Gemeinschaft  als  Ganzes 
logischermassen  keiner  Begriffsbildung  unterliegen  könne,  da  sie  eine  viele  prinzipiell 
heterogene  Elemente  in  sich  fassende  Vorstellung  bedeutet,  d.  h.  also  hinsichtlich 
seiner  Ablehnung  eines  GesamtbegrifFes  der  vorgefundenen  gesellschaftlichen  Erschei- 
nungswelt,  verweisen  wir  auf  unsere    obige  Kritik,   1903,   S.   5 86  f. 
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demselben). 

Simmel  wendet  sich  gegen  die  Auffassung  der  Soziologie  als 
einer  allgemeinen  vergleichenden  Sozialwissenschaft  so  :  »Die 
innere  und  äussere  Wirrnis  der  Probleme,  die  sich  im  Namen  der 
Soziologie  zusammenfinden,  hat  ihren  Grund  in  der  Vorstellung  : 
ihr  Objekt  sei  alles  dasjenige,  was  in  der  Gesellschaft  vorgeht. 
Daraus  ergibt  sich  unmittelbar,  dass  jene  Bestimmung  ihres  Gegen- 
standes fehlerhaft  ist;  denn  es  ist  offenbar  sinnlos,  diejenigen  Unter- 
suchungen, welche  schon  .  .  .  [in  den  sozialen  Einzelwissenschaf- 
ten] .  .  zureichend  geführt  werden,  in  einen  grossen  Topf  zu  wer- 
fen und  diesem  die  Etikette:  Soziologie  —  aufzukleben.  Damit 
ist  ein  neuer  Name,  aber  keine  neue  Erkenntnis  gewonnen.  Tat- 
sächlich gehören  die  meisten  »soziologischen«  Untersuchungen  in 
eine  der  .  .  .  bestehenden  Wissenschaften  hinein.  Soll  also  So- 
ziologie einen  eigenen  .  .  .  Sinn  haben,  so  können  nicht  die  In- 
halte des  gesellschaftlichen  Lebens,  sondern  nur  die  Formen  des- 
selben ihre  Probleme  bilden  ■ —  die  Formen,  welche  es  bewirken, 
dass  alle  jene  in  besonderen  Wissenschaften  behandelten  Inhalte 
eben  »gesellschaftlich«  sind.  Auf  dieser  Abstraktion  der  Formen 
der  Gesellschaft  beruht  die  ganze  Existenzberechtigung  der  Sozio- 
logie als  einer  besonderen  Wissenschaft  .  .  .<  ■') 

Diese  Bestimmung  der  Soziologie  entwickelt  er  näher  so : 
»Gesellschaft  im  weitesten  Sinne  ist  offenbar  da  vorhanden,  wo 
mehrere  Individuen  in  Wechselwirkung  traten.  Die  besonde- 
ren Ursachen  und  Zwecke,  ohne  die  natürlich  nie  eine 
Vergesellschaftung  erfolgt,  bilden  g  e  w  i  s  s  e  r  m  a  s  s  e  n  den 
Körper,  das  Material  des  sozialen  Prozesses; 
dass  der  Erfolg  dieserUr Sachen,  die  Forderung 
dieser  Zwecke  gerade  eine  Wechselwirkung, 
eine  Vergesellschaftung  unter  den  Trägern  her- 
vorruft, das  ist  die  Form,  in  die  jene  Inhalte 
sich  kleiden,  und  auf  deren  Abtrennung  von  den  letzteren 
vermöge  wissenschaftlicher  Abstraktion  die  ganze  Existenz  einer 
speziellen  Gesellschafts  Wissenschaft  beruht.  Denn  nun  zeigt 
sich  sofort,  dass  die  gleiche  Form,  die  gleiche  Art  der  Verge- 
sellschaftung an  dem  allerverschiedensten  Material  .  .  eintreten 
kann  ^).  Solche  Formen  sind :  Ueber-  und  Unterordnung,  Kon- 
kurrenz,   Nachahmung,    Opposition,    Arbeitsteilung    u.  s.  w.     Die 

1)  Die  Selbsterlialtung  der  sozialen   Gruppe,   a.   a.  O.   S.   235/36. 

2)  Das  Problem    der    Soziologie,    a.   a.   O.   S.   273;    im  Original    nicht    gesperrt. 
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Soziologie  ist  daher  die  >Wissenschaft  von  den  Beziehungsformen 
der  Menschen  untereinander«  (ebda  275)  d.  h.  >sie  erforscht  das- 
jenige, was  in   der  Gesellschaft  .Gesellschaft'  ist«   (ebenda). 

Hiernach  ist  die  Soziologie  die  Wissenschaft  von  dem  s  p  e- 
zifisch  Gesellschaftlichen.  Aber  der  Sinn  dieses  Wortes 
ist  mit  einem  Male  ein  anderer.  Die  Wechselwirkung  wird  zur  ^Form« 
eines  Inhaltes:!  Die  oben  von  uns  im  Drucke  hervorgehobene 
Stelle  bezeichnet  den  Punkt,  wo  die  natürlich  unbewusste  Erschlei- 
chung des  Begriffes  der  sozialen  Form  stattfindet.  Hier  sind  es  näm- 
lich Zwecksetzungen  (oder  andere  > besondere  Ursachen <')  der  Indi- 
viduen, die  die  Wechselwirkung  zwischen  denselben  hervorrufen. 
Und  diese  Wechselwirkung  ist  dann  die  »Form'<  jener  »Inhalte« 
(der  Zwecksetzungen)!  Da  aber  Wechselwirkung  gar  nichts  an- 
deres heisst  als  gegenseitige  Abhängigkeit  mehrerer  Grössen,  so 
ist  diese  ihre  Bestimmung  als  »Form.<  von  -Inhalten^-  durchaus 
willkürlich,  in  keiner  Weise  ihrem  eigenen  Begriffe  entnommen. 
Vielmehr  ist  hier  ein  als  »gesellschaftlich«  B  e- 
z  e  i  c  h  e  n  b  a  r  e  s  und  zu  Bezeichnendes  hypothe- 
tisch  eingeführt! 

Indem  aber  nun  > Gesellschaftliches  als  solches«  auf  solche 
Weise  zur  »Form  der  Vergesellschaftung  als  solcher«  wird,  er- 
langt dadurch  die  Soziologie  ein  eigentümliches  Doppelantlitz.  Sie 
ist  einerseits  als  die  allgemeinste  prinzipielle  Sozialwissenschaft  ^) 
andererseits  doch  als  soziale  Einzel  Wissenschaft  -)  zu  be- 
trachten. 

Demnach  kann  Sinunels  Ableitungsversuch  des  Problems  der 
Soziologie  aus  dem  Begriffe  der  Wechselbeziehung  in  zweierlei 
Weise  gedeutet  werden. 

I.  Wechselwirkung  psychischer  Einheiten  heisst  »Form«  nur 
im  Sinne  eines  Spezialfalles  von  gesellschaftlichen  Inhalten, 
d.h.  von  Arten  gesellschaftlicher  Erscheinungen,  die  anderen 
Arten  derselben    prinzipiell  koordiniert  sind,  wie  Wirtschaft  neben 


i)  Z.  B.  erklärt  Siniiiiel,  dass  '^eine  eigentliche  Soziologie  nur  das  spezifisch  Ge- 
sellschaftliche« behandelt;  ihr  Gegenstand  seien  »die  eigentlichen  gesellschaftlichen 
Kräfte  und  Elemente  als  solche«  (nämlich  die  — .Sozialisierungs  f  o  r  m  e  n  ,  die  doch 
andererseits  wieder  ein  Sondergebiet  sozialer  Einzelforschung  darstellen).  Probl.  d. 
Soziol.   S.   272  u.  273. 

2)  S.  277  a.  a.  O.  sagt  Siinmel  z.  B. :  dass  seine  Wesensbestimmung  der  Sozio- 
logie 2  die  Funktionen  der  Vergesellschaftung  und  ihre  .  .  .  Formen  .  .  .  als  Sonder- 
gebiet  lierauslöst«  (277;  i.  Orig.  nicht  gesperrt.  Vgl,  übrigens  in  beider  Hinsicht  d. 
obige  Darstellung). 
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Recht  u.  s.  \v.  »Form«  und  Inhalt  sind  dann  nur  ganz  bildliche 
Gegenüberstellungen,  keine  wirklichen  Gegensätze,  die  Formtat- 
sache ist  vielmehr  eine  bestimmte  Art,  ein  Spezialfall  von  Inhalts- 
tatsachen. Im  Falle  dieser  Auffassung  ist  aber  Begriff  der  psy- 
chischen Wechselbeziehung  in  keiner  Weise  Gesellschafts- 
begriff, sondern  er  bezeichnet  nur  einen  bestimmten  Teil-Inhalt 
der  gesellschaftlichen  Erscheinungen.  Simmel  hätte  dann  (d.  h. 
im  Falle  dieser  Auffassung)  seine  Definition  der  Soziologie  zwar 
immerhin  aus  dem  Begriffe  der  psychischen  Wechselbeziehung 
abgeleitet,  aber  eben  nicht  aus  einem  Gesellschaft  s  begriffe, 
sondern  einem  gesellschaftlichen  Teil-Inhaltsbegriffe.  Der  Anspruch 
der  Ableitung  des  Begriffes  der  Soziologie  (als  sozialer  Ein- 
zelwissenschaft) aus  dem  der  psychischen  Wechselwirkung  würde 
daher  die  Inanspruchnahme  des  letzteren  als  Gesellschaftsbegriffs 
widerrufen  und  umgekehrt  würde  diese  Inanspruchnahme  jener 
Ableitung  gegenüberstehen. 

Uebrigens  ist  diese  Deutung  in  solcher  prinzipiellen  Schärfe 
und  Reinheit  kaum  gültig  und  entspricht  jedenfalls  nicht  Sinmieh 
eigener  Meinung. 

2.  Psychische  Wechselwirkung  kann  als  >  Form«  im  Sinne 
des  spezifisch  Sozialen,  im  Sinne  eines  das  Soziale  als  solches 
erst  Konstituierenden  gedeutet  werden.  (W^ie  wir  wissen,  ist  diese 
Deutung  schon  deswegen  tatsächlich  unmöglich,  weil  der  Begriff 
der  psychischen  »Wechselwirkung«  diesen  Anspruch  niemals  zu 
erfüllen  vermag.)  »Form<;  und  »Inhalt«  stehen  hier  im  Verhält- 
nis von  Prinzip  und  Accidentien.  In  diesem  Falle  darf  aber  die 
Soziologie  natürlich  in  keiner  Weise  als  soziale  S  p  e  z  i  a  1  Wissen- 
schaft, sondern  nur  als  Lehre  von  den  Elementen  und  Prinzipien 
gefasst  werden.  Diese  letztere  Bestimmung  lässt  Simmel,  wie  uns 
bekannt,  gleichfalls  nicht  eigentlich  zu.  Sie  wäre  auch  in  der 
Tat  bei  dem  Zwittercharakter  der  zugrunde  liegenden  Begriffe, 
psychische  Wechselwirkung  und  Form  bezw.  Inhalt ,  in  solcher 
Reinheit  ungültig.  Es  ist  bezeichnend,  dass  selbst  im  Falle  dieser 
Deutung  die  Bestimmung:  Wechselwirkung  =  Gesellschaft,  zu: 
Wechselwirkung  =  Form  der  Gesellschaft,  bezw.  =  Form  der 
Vergesellschaftung  werden  muss.  Ohne  diese  (im  übrigen  sehr 
willkürliche)  Umkonstruktion  wäre  sie  selbst  äusserlich 
schlecht  möglich,  da  der  Begriff  der  Wechselwirkung  ja  nur  das 
Verhältnis  kausaler  Bestimmtheit  der  das  Soziale  bildenden  Grös- 
sen aussagt    und    eben  nicht    die  Eigenart    dieser  Bildung    selbst 


Untersuchungen  über  den  Gesellschaftsbegriff  etc.  -^ai 

angibt  und  sonach  die  Problemstellung  der  Soziologie  stets  nur 
ganz  scheinbar  aus  ihni  als  Gesellschaftsbegriff  abgeleitet  sein 
könnte.  Jene  Umkonstruktion  zum  FormbegrilTe  nimmt  Siinmel 
in  dem  Bestreben  vor,  der  Mannigfaltigkeit  der  Kulturinhalte  ge- 
genüber in  dem  Begriffe  der  Wechselbeziehung  einen  einheit- 
lichen Gesichtspunkt  zu  suchen.  Was  kann  dies  aber 
für  einen  Sinn  haben.?  Niemals  einen  solchen,  dass  Wechselbe- 
ziehung zur  Wechselbeziehungs-Form  wird.  Selbst  wenn  der 
Prozess  der  Wechselbeziehung  als  selbständiger,  für  sich  seiender 
gedacht,  d.  h.  hypostasiert  und  also  als  Gesellschaftsbegriff  er- 
schlichen wird,  ist  Wechselbeziehung  nicht  gleich  Welchselbezieh- 
ungsform  und  die  Tatsache  der  »Form«  als  >abstrahierungsbe- 
rechtigtes  Forschungsgebiet —  erst  wieder  nicht  Forschungsgebiet 
der   »Gesellschaft,  soweit  sie   »Gesellschaft:   ist«. 

Dass  übrigens  keine  dieser  beiden  Deutungen  rein  und  prin- 
zipiell Sinwieh  Begriffsbestimmung  gegenüber  gültig  erscheint,  ist 
ein  weiterer  Beweis  der  Schwäche  und  Unzulänglichkeit  derselben. 

Dies  tritt  von  neuem  hinsichtlich  des  Verhältnisses  von  Shn- 
meh  Definition  der  Soziologie  zu  dem  gesellschaftsbegriffiichen 
Problem  überhaupt  zu  Tage :  einerseits  wird  mit  der  Definition 
der  Soziologie  als  sozialer  Spezialwissenschaft  die  Existenz  eines 
selbständig  beschreibbaren  gesellschaftlichen  Gesamtzusammen- 
hanges geleugnet,  andererseits  aber  beansprucht  sie  ja  dennoch 
das,  »was  in  der  Gesellschaft  »Gesellschaft«  ist«  zu  erforschen; 
und  der  SinunelschQ  Gesellschaftsbegriff  desgleichen,  das  Soziale 
als  solches  zu  bezeichnen.  Es  kann  formalermassen,  wie  wir 
sahen,  das  Verhältnis  des  Begriffes  der  Soziologie  zu  dem  der 
Gesellschaft  nur  ein  solches  sein,  dass  entweder  das  spezifisch 
Gesellschaftliche  (als  »Form*)  zu  den  mannigfachen  Erscheinungs- 
inhalten im  Verhältnisse  von  Prinzip  und  Accidentien  steht  — 
und  die  G  ü  1 1  i  g  k  e  i  t  des  gesellschaftsbegrifflichen 
Problems  (sowie  die  Forderung  positiver  Lösung)  i  s  t 
somit  anerkannt;  oder  aber  es  kann  das  Verhältnis  ein 
solches  sein,  dass  jenes  Gebiet  der  »Form«  ein  Teilgebiet  von 
Inhalten,  überhaupt  ein  Spezialfall  des  Inhaltes  ist,  womit  die  So- 
ziologie zur  sozialen  Einzehvissenschaft  wird  und  das  gesellschafts- 
begriffliche Problem  zunächst  überhaupt  nicht  berührt  erscheint; 
oder  aber  gleichfalls  anerkannt  wird  —  nämlich  soweit 
diese  Einzehvissenschaft  dennoch  mehr  als  eine  blosse  Einzel- 
wissenschaft zu  sein  beanspruchen  möchte,  bezw.   soweit    sie  nur 
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irgendwie  über  sich  selbst  hinaus  zu  einem  Gesamtzusammenhange 
der  sozialen  Einzeldisziplinen  hinauszugehen  tendiert. 

Somit  kann  Swivieh  Begriff  der  Soziologie  —  der  formalen 
Möglichkeit  seines  Verhältnisses  zum  Gesellschaftsbegriffe  nach  — 
nur  entweder  selbst  eine  positive  Lösung  des  Problems  des 
Gesellschaftsbegriffes  darstellen,  oder  aber  er  kann  über  dasselbe 
jedenfalls  nicht  im  negativen  Sinne  entscheiden  (III,  2).  Sim- 
vieh  Lösung  des  gesellschaftsbegrifflichen  Problems  ist  aber  — 
und  das  muss  in  anderer  Hinsicht  sogar  zu  seiner  Entlastung 
hervorgehoben  werden  —  negativ  in  dem  Sinne,  dass  die  Exi- 
stenz eines  selbständig  beschreibbaren  gesellschaftlichen  Gesamt- 
zusammenhanges oder  Kollektivums  geleugnet  wird  (weshalb  z.B. 
u.  a.  keine  der  beiden  obigen  prinzipiellen  Auflassungen  vor  sei- 
ner Begriflsbestimmung  der  Soziologie  ganz  zutreflend  sein  kann). 
Gesellschaft  gilt  ihm  mehr  im  Sinne  eines  Sammelnamens  ^). 

Jeder  negativen  Lösung  des  Problems  haftet  als  solcher  be- 
reits ein  notwendiger  Widerspruch  an :  wer  das  Problem  des 
selbständig  bezeichenbaren  Wesens  eines  Gesellschaftlichen  als 
solchen  bearbeitet  und  anerkennt  —  und  das  geschieht  be- 
reits, indem  die  das  Problem  setzenden  Tatsachen  (des  Ueber- 
Sich-Selbst-Hinaus-Wollens  der  sozialen  Einzelwissenschaften)  als 
Versuch  zur  Zusammenfassung  zu  innerer  Einheit  gedeutet  wer- 
den —  der  kann  es  schon  nicht  mehr  negativlö- 
s  e  n.  Es  gibt  hier  ähnlich  wie  in  der  Erkenntnistheorie  keinen 
Skeptizismus.  Wer  die  Frage  nach  der  W^ahrheit  überhaupt  stellt, 
darf  sie  nie  mehr  skeptizistisch  beantworten.  Gleichwie  der  Satz 
»alle  Wahrheit  ist  nur  relativ«  seine  eigene  Gültigkeit  aufhebt,  in- 
dem er  sich  selbst  zufolge  unwahr  ist,  so  auch  hier :  wer  Inhalte 
als  »gesellschaftliche«  zusammenfasst  und  an  ihnen  das  zu  be- 
stimmen sucht,  was  sie  eigentlich  zu  gesellschaftlichen 
als  solchen  macht,  wer  mit  anderen  Worten  ein  Gesellschaftliches 
als  irgendwie  Einheitliches,  Ganzes  auf  die  Eigenart  des  spezifi- 
schen Gesamtzusammenhanges  hin  untersucht,  erkennt  es  eben 
damit  in  seiner  selbständigen  Beschreibbarkeit  bereits  an,   und   er 

l)  ».  .  .  Gesellschaft  ist  nicht  eine  absolute  Einheit,  die  erst  da  sein  miisste,  da- 
mit alle  die  einzelnen  Beziehungen  ihrer  Mitglieder :  Ueber-  und  Unterordnung ,  Ko- 
häsion,  Nachahmungen,  Arbeitsteilung,  Tausch  .  .  .  und  viele  andere  in  ihr  als  dem 
Träger  oder  Rahmen  entstünden.  Sondern  Gesellschaft  ist  nichts  als  die  Zusammen- 
fassung oder  der  allgemeine  Name  für  die  Gesamtheit  dieser  speziellen  Wechselbe- 
ziehungen«  (Philos.  d.   Geldes  S.  144/45;  vgl.  ferner  Soz.  Diff.    I.   Kap.  passim). 
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würde  daher  in  der  Ablehnung  seine  eigene  Prämisse 
leugnen.  Im  Falle  irgend  welcher  Anerkennung  der  Gültigkeit 
des  Problems  suchen  wir  damit  nämlich  notwendig  schon  die 
Eigenart  des  als  Gesellschaft  Zusammengefassten  nach  seinem 
Gesamtzusammenhange  zu  bestimmen.  Geschieht  dies  dann  mit 
negativem  Erfolge  /..  R.  im  Falle  der  Bestimmung  als  Wechsel- 
wirkung in  einer  solchen  Weise ,  dass  wegen  der  selbständigen 
kausalen  Bestimmtheit  der  Elemente  eine  Gesetzmässigkeit  und 
damit  eine  Beschreibbarkeit  für  das  Ganze  als  solches  abgelehnt 
wird,  so  birgt  dies  notwendig  den  Widerspruch,  dass  eben  das, 
was  seinem  Sinne  nach  als  etwas  die  Zusammenfassung  »Gesell- 
schaft« und  »gesellschaftlich«  (u.  zw.  als  eigenartiger  Gesamtzu- 
sammenhang des  Zusammengefassten,  als  Ganzes,  von  dem  ge- 
handelt wird  und  dessen  Erkenntnis  damit  für  möglich  und  not- 
wendig erachtet  erscheint)  Rechtfertigendes  vorausgesetzt 
ist,  im  Ergebnisse  wieder  verneint  wird.  Wer  nicht  die  Un- 
gültigkeit der  Prämisse  und  d,  h.  dann  des  problema- 
tisierten  Tatbestandes  leugnet,  kann  einer  grundsätz- 
lich positiven  Lösung  des  gesellschaftsbegriff- 
lichen Problems  nicht  mehr  entrinnen.  Die  Ungültig- 
keit der  Problematisation  überhaupt  leugnen,  hiesse  aber,  die  gänz- 
liche Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  der  sozialen  Einzehvis- 
senschaften  einander  gegenüber  behaupten.  (Vgl.  1903,  S.  589/90). 
Zum  Schlüsse  tritt  an  uns  ,  um  Missverständnissen,  die  be- 
dauerlich wären,  vorzubeugen,  die  Pflicht  heran,  noch  hervorzu- 
heben, dass  unsere  Kritik  von  Sinivieh  erkenntnistheoretischer 
Begründung  des  psychologischen  Gesellschaftsbegrift'es  nicht  Sini- 
mel  als  Soziologen  überhaupt  treffen  soll ,  vielmehr  nur 
Sinimel  als  Erkenntnistheoretiker  der  Soziahvissenschaft.  Nicht 
einmal  dieser  Erkenntnistheoretiker  der  Sozialwissenschaft  aber 
will  im  obigen  so  anerkennungslos  abgewiesen  sein,  als  es  den 
Anschein  haben  könnte.  Simmel  ist  —  etwa  von  DiltJiey^  der 
Versprochenes  noch  einzulösen  hat,  abgesehen  —  der  einzige 
und  erste  Erkenntnistheoretiker  der  psychologistischen  Soziologie. 
Erst  von  diesem  Gesichtspunkte  aus,  könnte  man  die  Schwierig- 
keit und  Verdienstlichkeit  seines  Unternehmens  würdigen.  — -  Was 
SiviDiel  's,odi2.n\\  als  soziologischer  Einzel  forsch  er  und  als 
Soziaip  hilosoph  im  engeren  Sinne  ^)  der  Sozialwissenschaft 

i)  Wir  denken  an  die  »Philosophie  des  Geldes«,  in  welchem  Simmel  an  einer  E  i  n- 
z  e  1  -  Erscheinung  des  Lebens,  dem  Gelde,  den  Gesamt-  Sinn  desselben  finden  will. 
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ist,  das  ist  mit  der  obigen  Kritik  ganz  unangetastet.  In  Hinsicht 
auf  seine  Einzelforschung  ist  es  die  ungewöhnliche  Feinheit  und 
Eindringlichkeit  seiner  Analyse,  in  Hinsicht  auf  seine  engere  So- 
zialphilosophie die  Kraft  seiner  Synthese,  der  Reichtum  seiner 
ganzen  Persönlichkeit,  man  möchte  sagen,  die  Romantik  seines 
Denkens,  die  seine  wissenschaftliche  Bedeutung  längst  zur  Gel- 
tung gebracht  haben. 
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IL  MISZELLEN. 


Eisenbahntarife  und  Handelspolitik 


Andreas   Voigt. 

Dr.   E.   Seidler    und  A.  Freund.     Die    Eisenbahntarife    in    ihren   Beziehungen    zur 
Handelspolitik.    Leipzig,   Duncker  &  Humblot.    1904   (189   S.). 

Nach  drei  Prinzipien  werden  heute  die  Eisenbahngütertarife  be- 
stimmt :  I .  dem  der  Betriebskostendeckung,  nach  welchem 
diejenigen  Güter  die  höchsten  Frachten  zu  tragen  haben,  die  am  mei- 
sten Traktions-  oder  Expeditionskosten  verursachen,  2.  dem  der  Ver- 
kehr s  s  t  e  i  g  e  r  u  n  g  ,  wonach  diejenigen  Güterkategorien  am  wenig- 
sten mit  Fracht  belastet  werden,  bei  denen  dadurch  eine  Steigerung  der 
Transportmenge,  oder  wonach  von  und  nach  denjenigen  Orten  und  in 
denjenigen  Richtungen  die  niedrigsten  Tarifsätze  gelten,  für  welche  eben- 
falls eine  Zunahme  der  Verkehrsfrequenz  durch  diese  Massregel  zu  er- 
warten ist,  und  3.  dem  wirtschafts  politischen,  wonach  bei 
Bemessung  der  Frachtsätze  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  der  nationalen 
Volkswirtschaft  Berücksichtigung  finden. 

Die  beiden  ersten  Prinzipien  sind  in  vollem  Umfange,  wenn  auch 
mit  mancherlei  Variationen  in  der  Anwendung  der  einzelnen  Formen, 
bei  allen  grossen  Eisenbahnsystemen  Europas  und  Amerikas  in  Geltung, 
das  dritte  dagegen  tritt  gegen  diese  erheblich  zurück.  Seine  Betätigung 
ist  zur  Hauptsache  an  das  Staatsbahnsystem  geknüpft;  Privatbahnen 
werden  nur  gezwungenerweise  oder  da,  wo  zufällig  ihr  finanzielles  In- 
teresse mit  nationalwirtschaftlichem  zusammenfällt,  Wirtschaftspolitik 
treiben.  — 

Die  Aufgabe,  w^elche  sich  die  beiden  Verfasser  der  vorliegenden 
Schrift  gestellt  haben,  ist  nun  die,  auch  dem  dritten  Prinzip,  und  zwar 
speziell  in  seiner  handelspolitischen  Ausgestaltung,  in  möglichst 
grossem  Umfange  zur  Geltung  zu  verhelfen.  Sie  zeigen  zu  dem  Zwecke 
zunächst,  wie  weit  es  heute  bei  den  europäischen  Eisenbahnen  schon 
in  Uebung  ist,  und  welche  Verstösse,  nach  der  Verfasser  Meinung,  gegen 
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dasselbe  begangen  werden ,  wobei  sie  —  was  jedoch  den  allgemeinen 
Betrachtungen  keinen  Abbruch  tut  —  ihrer  eigenen  Nationalität  ent- 
sprechend hauptsächlich  auf  österreichisch-ungarische  Verhältnisse  exem- 
plifizieren. Ferner  zeigen  sie  die  Ansätze  zu  einer  weiteren  Entwicklung 
des  handelspolitischen  Tarifprinzips  und  entwerfen  endlich  einen  förm- 
lichen Plan  seiner  vollständigen  und  konsequenten  Durchführung. 

Die  Verfasser,  beide  österreichische  Beamte,  der  eine  Sektionsrat 
im  Ackerbauministerium  und  daneben  Privatdozent  an  der  Wiener  Uni- 
versität, der  andere  kaiserl.  Rat  und  Herausgeber  des  »Allgemeinen 
Tarifanzeigers«,  stehen  auf  dem  Standpunkt  des  unbedingten  Protektio- 
nismus, wie  schon  aus  dem  Plane  des  Buches  hervorgeht.  Die  Frage, 
ob  Schutz  der  nationalen  Arbeit  oder  nicht,  wird  von  ihnen  gar  nicht 
als  Frage  behandelt,  sondern  die  Schutzpolitik  als  eine  selbstverständ- 
liche Pflicht  jeder  Staatsverwaltung  angesehen.  Und  vom  gleichen  Stand- 
punkt aus  besteht  natürlich  auch  kein  Zweifel,  dass  der  Staat  jedes 
ihm  verfügbare  Mittel ,  also  Eisenbahntarife  sogut  wie  Grenzzölle  und 
Ausfuhrprämien  der  protektioneilen  Politik  nutzbar  machen  müsse.  Es 
scheint  auch ,  als  ob  die  Verfasser  jeden  nationalen  Industriezweig, 
der  unter  der  Konkurrenz  des  Auslandes  leidet,  als  schutzbedürftig  und 
des  Schutzes  würdig  betrachten.  —  Dieser  einseitige  Standpunkt  möge 
jedoch  diejenigen,  welche  ihn  nicht  teilen,  nicht  von  dem  Studium  des 
interessanten  und  wissenschaftlich  bedeutsamen  Buches  abhalten;  denn 
es  bleibt  unter  allen  Umständen  von  wissenschaftlichem  Werte,  zu  un- 
tersuchen ,  was  das  Eisenbahntarifwesen  im  protektionistischen  Sinne 
geleistet  hat  und  noch  zu  leisten  vermöchte,  wenn  auch  dem  einen  da- 
bei der  Protektionismus  selbst  nur  als  Hypothese,  dem  anderen  als  un- 
bedingtes Postulat  gilt. 

Ein  Fehler  der  Arbeit  jedoch,  der  zu  grossen  Ueberschätzungen 
der  handelspolitischen  Bedeutung  des  Eisenbahntarifwesens 
mit  Notwendigkeit  führen  muss,  ist  der,  dass  die  Verfasser  von  Anfang 
an  nur  A  e  h  n  1  i  c  h  k  e  i  t  e  n  und  Analogien  zwischen  der  Han- 
delspolitik des  Zollwesens  und  der  der  Eisenbahntarife  sehen,  und  nach 
ihnen  ihre  Darlegungen  disponieren.  Sie  denken  sich  die  eisenbahn- 
tarifarische  Handelspolitik  in  Zukunft  vollkommen  in  derselben  Weise 
ausgestaltet  und  ausgeübt,  wie  heute  die  Zollpolitik  praktiziert  wird, 
indem  zunächst,  ohne  Rücksicht  auf  die  Wünsche  des  Auslandes  und 
das  Exportbedürfnis  ein  a  u  t  o  n  o  m  e  r  E  i  s  e  n  b  a  h  n  t  a  r  i  f  aufgestellt, 
und  dieser  dann  später  durch  Verhandlungen  mit  den  Nachbarstaaten 
durch  V  e  r  t  r  a  g  s  t  a  r  i  f  e  überall  oder  teilweise  ersetzt  wird.  Parität, 
Meistbegünstigung  und  alle  übrigen  Erscheinungen  der  Zollvertragspo- 
litik finden  die  Verfasser  auch  in  den  heutigen  internationalen  Tarif- 
verträgen wieder.  Ueber  dieses  Suchen  nach  ü  b  e  r  e  i  n  s  t  i  ra  m  e  n- 
d  e  n  Merkmalen  beider  Mittel  der  Handelspolitik,  treten  aber  die  sehr 
tiefgreifenden  Unterschiede  ganz  in  den  Hintergrund.  Sie  werden 
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nur  so  nebenher  erwähnt  und  in  ihrer  Bedeutung  keineswegs  gewürdigt. 
Im  Gegensatz  zu  den  Verfassern  wollen  w  i  r  daher  hier  uns  die  Unter- 
schiede vor  allem  klar  zu  machen  suchen. 

Der  wichtigste  Unterschied  ist  der,  dass  der  Zollschutz  keine  1  o- 
kale,  geographische  Differenziation  innerhalb  des  ge- 
schützten Landes  zulässt.  Die  Zölle  stehen  als  Wache  rings  an  der 
Grenze  des  Landes;  auf  das  ganze  Gebiet  innerhalb  der  Grenze  wirken 
sie,  im  Prinzip  wenigstens  vollkommen  gleichartig,  sie  vermögen  keine 
Bezirke  oder  Richtungen  zu  unterscheiden.  Die  Eisenbahntarife  da- 
gegen lassen  sich  verschieden  gestalten  an  den  verscliiedenen  Landes- 
grenzen, in  den  verschiedenen  Richtungen  und  für  die  verschiedenen 
Wirtschaftsbezirke  eines  Landes.  Diese  grössere  Variabilität  ist  ein 
entschiedener  Vorzug  derselben  vor  den  Zöllen  als  Werkzeug  der  Wirt- 
schaftspolitik, ob  auch  speziell  der  Schutzpolitik  gegen  auswärtige  Kon- 
kurrenz, ist  eine  besondere  Frage. 

In  einer  Beziehung,  und  das  ist  wiederum  ein  Nachteil,  ist  die 
differenzielle  Wirkung  der  Eisenbahntarife  unauflöslich  mit  ihnen  ver- 
bunden. Da  die  Frachten  nämlich  notwendig  mit  der  Länge  des  Trans- 
portweges zunehmen  —  es  ist  dies  ein  Hauptmoment  des  Kosten- 
deckungsprinzips — ,  so  wirken  sie  notwendig  anders  auf  Orte,  die  der 
Grenze  oder  dem  Anfange  des  Transportweges  näher  liegen.  Wollte 
man  also  mittels  hohen  Einfuhrtarife s  einen  Schutz  gegen  die  Konkur- 
renz ausländischer  Industrieerzeugnisse  schaöen,  so  würde  dieser  unter 
allen  Lfmständen  schw^ächer  wirken  in  der  Nähe  der  Grenze  als  im  In- 
nern des  Landes ;  der  Schutz  würde  von  selbst  immer  grösser  werden, 
je  weiter  im  Inlande  die  zu  schützenden  Produktionsstätten  liegen.  Orten, 
welche  nahe  der  Grenze  liegen,  vermag  daher  die  Tarifpolitik  über- 
haupt keinen  Schutz  zu  bieten,  ja  sie  vermag  hier  nicht  einmal  auslän- 
dische Exporttarife  zu  kompensieren,  wofür  die  Schrift  selbst  S.  115  f. 
ein  instruktives  Beispiel  bietet. 

Da  nun  ohnehin  schon  die  Transportkosten  für  die  weit  landein- 
wärts gelegene  Orte  einen  Schutz  gegen  die  auswärtige  Konkurrenz 
bieten,  so  wairde  der  Eisenbahntarifschutz  den  natürlichen  Vorteil  der 
Lage  dieser  Produktionsstätten  noch  verstärken  und  den  Unterschied 
der  Konkurrenzkraft  zwischen  den  zentral  gelegenen  und  den  Grenzorten 
vergrössern.  In  all  den  Fällen  also,  wo  eine  Industrie  über  das  ganze 
Land  verbreitet  ist,  oder  wenigstens  gleichzeitig  im  Zentrum  und  an  der 
Peripherie  Standorte  hat,  ist  eine  Schutzpolitik  gegen  den  Import  teils 
überflüssig,  teils  schädlich  und  gegen  einen  Teil  der  heimischen  Indu- 
strie ungerecht.  Man  wird  daher  hohe  Eisenbahntarifsätze  als  Einfuhr- 
schutz nur  da  anwenden  dürfen,  wo  es  sich  um  eine  lokalisierte  Indu- 
strie handelt,  und  zwar  sind  sie  nur  dann  von  Bedeutung,  wenn  die 
betreftende  Industrie  nicht  der  Grenze  naheliegt.  Das  bedeutet  oftenbar 
eine   ganz    erhebliche  Beschränkung  der  von  den  Verfassern  angenom- 
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meiien  Anwendbarkeit  der  Schutzpolitik  durch  Eisenbahntarife. 

Rationeller  und  den  Hoffnungen  der  Verfasser  günstiger  gestalten 
sich  dagegen,  wegen  derselben  natürlichen  Eigentümlichkeit  der  Tarif- 
sätze ,  die  Verhältnisse  für  eine  etwaige  Politik  der  Exportförderung. 
Durch  niedrige  Einheitssätze  werden  hier  gerade  d  i  e  Teile  des  Landes 
bevorzugt,  welche  es  am  meisten  nötig  haben,  nämlich  die  am  weitesten 
von  der  Grenze  entfernten.  Durch  niedrige  Exporttarife  wird  gewisser- 
massen  die  Mitte  des  Landes  der  Grenze  genähert,  die  virtuellen  Ent- 
fernungen werden  geringer,  und  es  wäre  unter  Umständen  angebracht, 
diese  Wirkung  noch  durch  eine  fallende  Staffelung  der  Einheitssätze  zu 
verstärken. 

Wegen  der  Verschiedenheit  der  Tarifsätze  für  die  verschiedenen 
Entfernungen,  und  differenziellen  Behandlung  der  verschiedenen  Stand- 
orte einer  Industrie,  die  selbst  die  einheitlichste  Tarifierung  notwendig 
involviert,  hat  jede  Tarifpolitik  neben  einer  etwaigen  handelspolitischen 
zugleich  eine  innere  wirtschaftspolitische  Wirkung,  während  die  Zoll- 
politik im^mer  nur  die  Beziehung  zwischen  Inland  und  Ausland  betrifft. 
—  Das  ist  auch  ein  Umstand,  welcher  handelspolitische  Verwertung  der 
Eisenbahntarife  ausserordentlich  erschweren  und  beschränken  muss.  Es 
sind  überall  doppelte  Rücksichten  zu  nehmen,  und  die  Interessenkonflikte 
zwischen  innerer  und  äusserer  Wirtschaftspolitik  sind  ohne  Zweifel  recht 
zahlreich.  Den  vielberufenen  Widerstreit  zwischen  Eisenbahn-  und  Was- 
serstrassenpolitik  wollen  wir  dabei  noch  ganz  ausser  acht  lassen. 

Vermehrt  noch  erscheinen  die  Konflikte  mit  anderen  Interessen- 
sphären, wenn  wir  einem  dritten  schwerwiegenden  Unterschiede  zwischen 
Zollpolitik  und  Eisenbahntarifpolitik  unsere  Aufmerksamkeit  zuwenden. 
Das  Zollwesen  hat  ausser  seiner  handelspolitischen  Seite  noch  die  finan 
zielle;  es  soll  dem  Staate  Einkommen  verschaffen.  Auch  das  Eisen 
bahnwesen  hat  dieselben  beiden  Seiten,  von  denen  nach  der  Meinung 
der  Verfasser  die  erstere  nur  bisher  nicht  gebührend  entwickelt  worden 
ist.  Trotz  dieser  Uebereinstimmung  ist  ein  gewaltiger  Unterschied  zwi- 
schen dem  Eisenbahnwesen  und  dem  Zollwesen  in  Bezug  auf  ihre  bei- 
den Funktionen.  Das  Zollwesen  als  finanzieller  Haushalt  betrachtet  ist 
ein  äusserst  einfacher,  dessen  Bilanz  sehr  leicht  aufrecht  zu  erhalten  ist. 
Das  Eisenbahnwesen  eines  grossen  Staates  dagegen  ist  ohne  Zweifel 
die  komplizierteste  Erwerbswirtschaft,  welche  die  moderne  Volkswirt- 
schaft überhaupt  kennt.  Dabei  ist  es  ganz  irrelevant ,  ob  man  es  im 
Sinne  einer  Erwerbswirtschaft  im  engeren  Sinne ,  also  zum  Zweck  der 
Erlangung  von  Ueberschüssen,  oder  als  blosse  Kostendeckungswirtschaft 
verwaltet.  Die  Schwierigkeit,  im  letzteren  Falle  ein  Defizit  zu  vermei- 
den, ist  nicht  geringer,  eher  grösser,  als  die,  im  ersteren  einen  Profit 
zu  machen.  Wie  ausserordentlich  muss  aber  diese  Schwierigkeit  noch 
wachsen,  wenn  der  Verwaltung  des  Eisenbahnwesens  zu  der  wirtschaft- 
lichen Aufgabe  noch  eine  grosse  wirtschaftspolitische  gestellt  wird,  die 
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auf  Schritt  und  Tritt  mit  jener  in  Kollision  geraten  muss.    Würde  nicht 
der  tüchtigste  und  umsichtigste  Kaufmann  es  ablehnen,    einen  Betrieb 
nach  wirtschaftlichen  Grundsätzen  zu  verwalten,  wenn  daneben  demsel- 
ben Betriebe  der  Wirtschaftlichkeit  ganz  fremde,  ja  ihr  widersprechende 
Aufgaben  zuerteilt  würden?    Schon  die  heutige  sehr  bescheidene  Wirt- 
schaftspolitik der  Staatsbahnen  bereitet  der  Eisenbahnverwaltung  man- 
cherlei Schwierigkeiten.     Wie  soll   das    werden ,    wenn    diese  Aufgaben 
die    von    den   Verfassern    beabsichtigte   Ausdehnung    gewinnen?    Diese 
Schwierigkeiten  werden  von  ihnen  m.  E.  nicht  entfernt  richtig  gewürdigt. 
Selbst  wenn  man  zugeben   wollte ,    dass    eine  Staatsbahn  ver- 
w  a  1 1  u  n  g  beiden  Aufgaben,    oder  vielmehr  den  dreien,    der  verkehrs- 
wirtschaftlichen,  der  finanziellen  und  der  wirtschaftspolitischen  gerecht 
werden  könnte,    wie  soll  es  möglich  sein,    auch  die  Privat  bahnen 
zu  einer  handelspolitischen  Tarifgestaltung  zu  veranlassen?  Das  nächst- 
liegende wäre,  die  Verstaatlichung  aller  Privatbahnen  als  conditio  sine 
qua  non  der  zukünftigen  Tarifpolitik  zu  fordern.     Das  lehnen  die  Ver- 
fasser jedoch  ausdrücklich    ab,    weil    ihnen    das    ein  Umweg    zu  ihrem 
Ziele  zu  sein  scheint.     Sie  meinen,    dass  die  »Ausgestaltung«   des  heu- 
tigen Aufsichtsrechtes  des  Staates  über  das  Tarifwesen  der  Privatbahnen 
zu  einer  wirklichen  »Tarifhoheit«  des  Staates ,    d.  h.    zur   unbedingten 
Verfügung    dieses    über    die  Tarife    der  Privatbahnen   genügen    würde. 
Das  ist  nun  wirklich  sehr  genügsam!    Die  Verfasser  denken  sich  diese 
Unterwerfung  der  Privatbahnen  unter  den  Staatswillen,    im  Falle,    dass 
die  Tarife  durch  internationale  Handelsverträge  vereinbart  würden,  ein- 
fach so,  dass  die  Privatbahngesellschaften  wie  jeder  Untertan  sich  Staats- 
verträgen einfach  zu   fügen    hätten  wie   einer  vis  major.     Die    heutigen 
dem  etwa   entgegenstehenden  Konzessionen   müssten   allmählich   besei- 
tigt werden,  indem  diese  in  Zukunft    nur   auf   kurze  Frist   oder  jeder- 
zeit widerruflich  erteilt  würden.     Es  ist  etwas  naiv,  dass  die  Verfasser 
zu    glauben   scheinen,    unter    solchen  Rechtsverhältnissen    würde    auch 
nur  eine  Privatbahn  bestehen  bleiben  können  oder  gar  eine  neu  ge- 
gründet werden.    Da  ist  der  direkte  Weg  der  Beseitigung   aller  Privat- 
bahnen durch  Zwangsenteignung  und  des  Verbotes  der  Gründung  neuer 
doch  entschieden  vorzuziehen.  — 

Und  wer  soll  jetzt  diese  zukünftige  Handelspolitik  der  Eisenbahnen 
betreiben?  der  Eisenbahnminister  in  Verbindung  mit  dem  Handels- und 
Finanzminister  aus  eigener  Machtvollkommenheit?  Die  Verfasser  wissen 
sehr  wohl,  dass  dieses  nicht  gehen  wird ,  dass,  sobald  die  Eisenbahn- 
tarifpolitik der  Zollpolitik  gleichberechtigt  und  gleichwertig  an  die  Seite 
tritt,  die  alte  Frage  des  Mitbestimmungsrechtes  der  Parlamente  bei  den 
Eisenbahntarifen  aufgerollt  werden  wird,  sie  wissen  auch,  dass  kein 
Parlament  der  Welt  eine  Handelspolitik  wird  handhaben  können  von 
der  Komplikation,  wie  sie  die  zukünftige  Tarifpolitik  besitzen  wird, 
und  von  der  Beweglichkeit,  die  sie  notwendig  haben  muss.    Sie  hoffen. 
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dass  sich  die  Parlamente  bei  dem  Rechte,  die  allgemeinen  Grundsätze 
der  Tarifpolitik  festzulegen,  bescheiden  werden,  und  dass  innerhalb  die- 
ses Rahmens  den  Verwaltungsorganen  die  hinreichende  Bewegungsfrei- 
heit bleiben  wird.  Kurz  sie  hegen  in  ihrem  aus  dem  Wunsche  der 
Durchführbarkeit  ihrer  Ideen  entsprungenen  Optimismus  so  viele  uner- 
füllbare Hoffnungen,  machen  so  viele  zweifelhafte  Voraussetzungen,  über- 
sehen so  viele  Unterschiede,  Hindernisse  und  Schwierigkeiten  oder 
schätzen  diese  wenigstens  zu  gering  ein,  dass  die  Erfahrung  notwendig 
die  tiefgreifendsten  Aenderungen  ihres  Planes  vornehmen ,  und  nur  ein 
bescheidener  Teil  überhaupt  sich  als  ausführbar  erweisen  wird. 

Zunächst  wird  sich  die  wirtschaftspolitische  Tarifierung  entschie- 
den der  finanziellen  und  rein  verkehrspolitischen  unterordnen  müssen, 
d.  h.  die  ersten  beiden  der  von  uns  im  Eingang  genannten  Prinzipien 
werden  auch  in  Zukunft  die  grundlegenden  bleiben  ;  denn  nur  sie  ver- 
mögen dem  Tarifsystem  einen  festen  Halt  zu  geben  gegenüber  den  we- 
nig bestimmt  umgrenzten  Anforderungen  der  Wirtschaftspolitik.  Das 
geben  die  Verfasser  auch  zu ,  sie  sind  sich  jedoch  offenbar  nicht  be- 
Avusst,  welche  Schranken  sie  schon  damit  ihrer  Tarifpolitik  auferlegen ; 
denn  es  heisst  dies  nicht  mehr  und  nicht  minder,  als  dass  der  Güter- 
tarif der  Eisenbahnen  nur  soweit  handelspolitischen  Zwecken  dienen 
darf  und  kann,  als  die  handelspolitische  Tarifbemessung  zugleich  vom 
Standpunkt  der  Kostendeckung  und  -^erkehrspolitischen  Frequenzsteige- 
rung richtig  ist.  Man  wird  also  die  Tarifsätze,  wie  bisher,  möglichst 
niedrig  zu  bemessen  suchen,  wo  es  sich  um  geringwertige  Massenartikel 
oder  wenigstens  solche  Güter  handelt,  bei  denen  noch  ein  wesentlicher 
Einfluss  der  Tarifhöhe  auf  die  Transportfrequenz  zu  erwarten,  und  sie 
hochhalten,  wo  dieses  nicht  der  Fall  ist.  In  diesem  rein  verkehrspoli- 
tischen Grundsatz  liegt  übrigens  auch  sehr  häufig  ein  handelspolitischer 
eingeschlossen.  Das  kann  nur  der  Grund  sein,  weshalb  nach  der  aus- 
drücklichen Erklärung  der  Verfasser  auch  Privatbahnen  öfter  ihre  Tarife 
handelspolitisch  gestalten.  Es  ist  dies  lediglich  eine  optische  Täuschung. 
Das  Motiv  der  Bahnen  ist  ein  rein  verkehrspolitisches,  aber  der  Effekt 
kann  dabei  zugleich  ein  handelspolitischer  sein.  Prüfen  wir  aus  diesem 
Gesichtspunkt  die  zahlreichen  Beispiele,  die  in  der  Schrift  für  handels- 
politische Tarifsätze  von  Staatsbahnen  gegeben  werden,  nach,  so 
werden  wir  auch  bei  diesem  in  fast  allen  Fällen  leicht  nachweisen  kön- 
nen, dass  dabei  auch  die  ersten  beiden  Tarifprinzipien  gewahrt  wurden. 

Ferner  wird  auch  insofern  keine  Aenderung  in  Zukunft  gegen  jetzt 
eintreten,  als  das  Herabsetzen  der  Tarifsätze  oder  das  Deklas- 
sieren der  Güter  das  wichtigste  wenn  nicht  das  einzige  Mittel  der 
Tarifpolitik  bleiben ,  Avährend  ein  Heraufsetzen  oder  ein  V  e  r- 
setzen  eines  Gutes  in  eine  h  ö  h  e  r  e  Klasse  selten  oder  nie  vorkom- 
men wird.  —  Auf  die  Schwierigkeiten  einer  Schutzpolitik  gegen  die 
Einfuhr  durch  hohe  Tarife  machten  wir  schon  oben  aufmerksam.     Wir 
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können  jetzt  noch  hinzufügen,  dass  bekanntlich  gegen  die  Einfuhr  von 
Rohstoften  und  minderwertigen  Halhfalirikaten  sehr  selten  ein  Schutz 
angebracht  ist,  also  gerade  von  denjenigen  Gütern,  bei  denen  hohe 
Tarifsätze  am  wirkungsvollsten  sein  würden.  —  Am  wenigsten  ist  da- 
gegen, wie  wir  sahen,  gegen  die  Anwendung  billiger  Eisenbahntarife  als 
Mittel  der  Exportpolitik  einzuwenden  und  hier  ergänzen  diese 
Tarife  in  der  Tat  die  Zollpolitik,  die  hier  ganz  versagt.  Exportprämien 
aber  dürften  billige  Exporttarife  in  mancher  Hinsicht  vorzuziehen  sein. 

Eine  handelspolitische  Forderung  muss  die  Tarifpolitik  der  Eisen- 
bahnen unbedingt  erfüllen:  sie  darf  nicht  der  Zollpolitik  des  eigenen 
Landes  widersprechen ,  nicht  durch  billige  Einfuhrtarife  als  notwendig 
erkannte  Schutzzölle  aufzuheben  suchen.  Das  ist  eine  lediglich  nega- 
tive Leistung,  die  Unterlassung  eines  Widerstandes,  einer  (Gegenaktion. 
Zur  positive  n  LTnterstützung  oder  Verstärkung  eines  Schutzzolles 
durch  hohe  Tarifsätze  liegt  offenbar  nicht  der  geringste  Grund  vor, 
denn  der  gleiche  Effekt  lässt  sich  durch  Erhöhung  des  Zollsatzes  er- 
reichen. 

Ein  wichtiges  Anwendungsgebiet  der  Eisenbahntarifpolitik  ist  end- 
lich das  der  i  n  n  e  r  e  n  Wirtschaftspolitik.  Hier  können  Eisenbahntarife 
sehr  viel  wirken,  minder  entwickelte  Gegenden  heben,  Gegensätze  über- 
brücken helfen,  die  Zufuhr  notwendiger  Roh-  und  Hülfsstoffe  nach  be- 
stimmten Gegenden  erleichtern  u.  s.  w. 

Gerade  für  die  eigentliche  Handelspolitik,  in  welcher  die  Verfasser 
dem  Tarifwesen  eine  ausgedehnte ,  dem  Zollwesen  koordinierte  Rolle 
anweisen  wollen,  erweist  jenes  sich  nach  allem  als  ein  sehr  wenig  ge- 
eignetes Instrument.  Das  Wesen  der  auswärtigen  Handelspolitik  ist 
Schafifung  mehr  oder  weniger  geschlossener  Wirtschaftsgebiete  mit  be- 
sonderen, vom  Ausland  verschiedenen  Wirtschaftsbedingungen.  Es  wird 
dies  erreicht  durch  Errichtung  von  Grenzsperren  und  Grenzhindernissen 
mehr  oder  minder  schroffer  Art,  welche  Diskontinuitäten,  plötzliche 
Sprünge  der  Warenpreise  beim  Ueberschreiten  der  Grenze  erzeugen. 
Das  Wesen  alles  Verkehrstarifwesens  dagegen  ist  Kontinuität;  die  Fracht- 
sätze gehen  immer  allmählich  ineinander  über,  man  kann  mit  ihnen,  so 
lange  man  nicht  wie  beim  Zonentarif  mit  Einheiten  von  20  oder  mehr 
Kilometern  statt  mit  einzelnen  Kilometern  rechnet,  überhaupt  keine 
Diskontinuitäten  erzeugen.  Selbst  wenn  man  die  Einheitssätze  bei  einem 
Grenzübergange  springen  lässt,  bleibt  die  Reihe  der  tatsächlichen  Fracht- 
sätze doch  an  der  Grenze  eine  kontinuierliche.  Es  liegt  eben  in  der 
Natur  der  Verkehrsmittel,  dass  sie  Landesgrenzen  ignorieren,  und  daher, 
wie  wir  sahen,  geneigt  sind,  Zollgrenzen  zu  verwischen.  Es  wäre  wider- 
sinnig und  vergeblich,  den  Eisenbahntarifen  die  Aufgabe  zuzuweisen, 
Grenzen  zu  markieren,  was  das  kennzeichnende  aller  eigentlichen  Han- 
delspolitik ist.  Das  hiesse  den  Pegasus  des  Verkehrs  in  das  Joch  der 
Gebundenheit  an  den  Ort  spannen.    —   Dagegen,    ohne  Rücksicht  auf 
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Grenzen,  den  heimischen  Industriezentren  Rohstoffe  billig  heranschaf- 
fen oder  das  Absatzgebiet  durch  billige  Tarife  erweitern,  das  ist  die  wirt- 
schaftspolitische Aufgabe  der  Verkehrsanstalten.  Implicite  gestehen  die 
Verfasser  dieses  auch  überall  zu,  indem  sie  z.  B.  verlangen,  dass  dem 
Ausland  zugestandene  Tarifbegünstigungen,  namentlich  auch  Durchfuhr- 
tarife in  der  Regel  auch  dem  Inlande  als  Ausfuhrtarife  zur  Verfügung 
gestellt  werden  müssten. 

Einer  Freihandelspolitik  und  Handelsvertragspolitik  würde  sich  eine 
Verkehrserleichterungspolitik  der  Eisenbahnen  als  natürliche  Ergänzung 
anschliessen,  eine  protektionistische  Zollpolitik,  wie  sie  die  Verfasser  im 
Auge  haben,  dagegen  noch  durch  eine  prohibitive  Tarifpolitik  ergänzen 
und  verschärfen  —  ist  teils  undurchführbar,  teils  überflüssig  und  nutzlos. 

Es  ist  daher  auch  durchaus  nicht  merkwürdig,  dass  die  Eisenbahn- 
tarifpolitik bisher  in  der  Handelspolitik,  gegenüber  der  Zollpolitik,  im 
Hintergrunde  stand.  Es  hat  dies,  wie  es  in  all  solchen  Fällen  zu  sein 
pflegt,  seine  guten  inneren  Gründe,  und  keine  noch  so  warme  Empfeh- 
lung der  Tarifpolitik  wird  daran  etwas  ändern.  Diese  wurde  nicht 
übersehen  oder  verkannt,  sondern  sie  wurde  nicht  angewandt,  weil  man 
sah  oder  empfand,  dass  sie  für  eine  protektionistische  Handelspolitik 
ein  untaugliches  Mittel  sei.  — 

Wenn  wir  somit  die  Erwartungen  der  Verfasser  bezüglich  einer 
zukünftigen  Aenderung  in  dieser  Richtung  sehr  weit  herabstimmen  müs- 
sen, so  bleibt  es  doch  ihr  grosses  Verdienst,  die  wirtschaftspolitische 
Seite  des  Eisenbahntarifwesens  von  neuem  beleuchtet  zu  haben.  Sie 
ist  zwar  nie  unterschätzt  und  oft  genug  ist  auf  sie  hingewiesen  und  sie 
an  einzelnen  Beispielen  demonstriert  worden.  Eine  eingehende  Be- 
handlung jedoch  hatte  der  Gegenstand  noch  nirgends  gefunden^).  In 
der  vorliegenden  Schrift  finden  wir  zum  ersten  Mal  reichhaltiges  wirt- 
schaftliches, Staats-  und  völkerrechtliches  Material  über  das  internatio- 
nale Eisenbahntarifvvesen  zusammengetragen,  das  wohl  geeignet  ist,  uns 
ein  Bild  zu  geben  von  den  mannigfaltigen,  oft  verschlungenen  und  dunk- 
len Pfaden,  welche  die  Tarifpolitik  bisher  wandelte,  um  eigene  handels- 
politische Ziele  zu  verfolgen,  —  oder  auch,  um  die  Kreise  anderer  zu 
stören  und  handelspolitische  Verträge  zu  umgehen. 

Darin,  dass  die  Schrift  diese  Praktiken  aufdeckt,  dass  sie  zeigt,  wie 
wenig  Gewicht  bisher  auch  auf  die  eisenbahntarifarischen  Abmachungen 
bei  Abschluss  von  Handelsverträgen  gelegt  und  wie  wenig  Aufmerksamkeit 
der  Ausführung  dieser  Abmachungen  seitens  des  Mitkontrahenten  zuge- 
wendet wurde,  liegt  ihre  Bedeutung  für  die  praktische  Handelspolitik. 

Kein  Verkehrs-  und  Handelspolitiker  darf  daher  diese  anregende, 
theoretisch  wertvolle  und  praktisch  wichtige  Schrift  ungelesen  lassen. 

l)  Die  vorliegende  Arbeit  wurde  vorbereitet  durch  zwei  kleinere  Schriften  der 
Verfasser :  E.  Seidler,  Die  Mängel  unseres  Eisenbahntarifwesens  und  dessen  Verhältnis 
zur  Handelspolitik,  1900,  und  A.  Freund,  Handelspolitik  und  Tarifwesen.    1900. 
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Degeneration  der  gebildeten  Klassen? 


Professor  Dr.  Franz   Eulenburg  (Leipzig). 

Die  Fragen  nach  dem  Ursi)rung  und  dem  Wesen  der  Stände,  nach 
dem  Aufsteigen  und  Emporkommen  der  einen  Gesellschaftsklassen,  dem 
Dauern  und  dem  Absterben  der  anderen  gehören  zu  den  bedeutungs- 
vollsten Problemen  der  Sozialwissenschaft  überhaupt.  Seitdem  die  Bio- 
logie und  vornehmlich  der  Darwinismus  ihren  Einzug  auch  in  diese 
Disziplin  gehalten,  nehmen  die  Erörterungen  über  jene  Fragen  einen 
immer  breiteren  Raum  ein,  ohne  dass  man  bis  jetzt  eine  sonderliche 
Klärung  der  Probleme  wird  behaupten  können.  Zum  guten  Teile  fehlen 
diesen  Auseinandersetzungen  die  sicheren,  konkreten  Unterlagen.  Es 
wird  mit  den  sehr  vagen  Begriffen  der  »Anpassung«,  der  »Auslese« 
der  »Rasse«,  der  »Degeneration«  operiert  und  für  das  Ausfechten  poli- 
tischer Lieblingsmeinungen  ist  damit  ein  bequemer  Tummelplatz  geboten. 
Das  schlimmste  Beispiel  dieser  Art  ist  wohl  Ammans  Natürliche  Gesell- 
schaftslehre, die  eine  weite  Verbreitung  gefunden  hat  und  der  doch 
jeder  wissenschaftliche  Wert  abzusprechen  ist.  Das  Bedenklichste  an 
dieser  ganzen  Art  der  Betrachtungsweise  ist,  dass  beständig  subjektive 
Werturteile  sich  dem  objektiven,  mehrdeutigen  Befunde  beimengen. 
Dadurch  ist  jede  unbefangene  Prüfung  der  Tatsachen  von  vornherein 
ausgeschlossen  und  der  Erkenntniswert  ausserordentlich  gering.  Auch 
die  meisten  der  Preisarbeiten  aus  der  Sammlung  »Natur  und  Staat« 
erheben  sich  nicht  viel  über  dieses  Niveau  und  entbehren  durchaus 
einer  ernsten  wissenschaftlichen  Grundlage,  die  ihnen  erst  dauernden 
Wert  zu  geben  vermöchte.  Demgegenüber  kann  man  sich  nur  freuen, 
dass  Professor  Fahlbeck  ein  kleineres  Gebiet  sich  ausgesucht  und  den 
allgemeinen  Problemen,  die  ihm  immer  vorschweben,  an  der  Hand 
eines  ausgewählten  und  gesichteten  Materiales  näher  zu  kommen  unter- 
nimmt^). Es  handelt  sich  auch  in  seiner  Studie  über  den  »Schwedischen 
Adel«  um  die  Frage  des  »sozialen  Generationswechsels«  und  der  »Standes- 
zirkulation«,  wie  man  das  Phänomen  genannt  hat.  Der  Adel  gilt  nur 
als  ein  repräsentativer  Teil  der  gebildeten  Klassen  überhaupt.-  Und 
es  fragt  sich  eben,  ob  die  höheren  Gesellschaftsklassen  einer  natür- 
lichen Degeneration  unterliegen  und  verschwinden  müssen,  umso 


l)  Pontus  E.  Fahlbeck,   Der  Adel  Schwedens  :ii.  Finlands).    Eine  demographische 
Studie.    Jena,  Gustav  Fischer,   1903.  —  VIII  u.  362  S. 

Zeitschrift  für  die  gas.   Staatswissensch.  1905.  2.  23 
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Platz  für  andere  Schichten  zu  schaffen.  Es  geschieht  die  Untersuchung  mit 
Hilfe  der  statistischen  ?^Iethode.  Das  scheint  mir  ein  gangbarer  Weg, 
der  zu  einwandsfreien  Resultaten  wenigstens  führen  kann.  Allerdings 
wird  man  dabei  kaum  im  Handumdrehen  zu  revolutionären  Resultaten 
gelangen  und  noch  weniger  einen  endgiltigen  Entscheid  über  solche 
komplizierte  Dinge  abgeben  wollen.  Aber  man  bewegt  sich  doch  auf 
sicherem  Boden,  der  der  Willkür  des  Beobachters  mehr  entrückt  ist. 
Wir  begrüssen  mit  Freude  den  deutschen  Auszug  aus  dem  Werke  und 
versuchen,  einige  Probleme  der  A-erdienstvollen  Arbeit  in  kritischer 
Weise  zur  Sprache  zu  bringen. 

Professor  Fahlbeck  hat  auf  Grund  weit  ausgreifender  genealogischer 
Forschungen  das  Material  über  den  schwedischen  Adel  in  sehr  frucht- 
barer Weise  verwertet;  er  versucht  sodann  überall  auf  die  Ursacheii  der 
Erscheinungen  vorzudringen.  Die  adligen  Geschlechter  Schwedens  sind 
seit  1626  im  »Ritterhaus«  introduziert ,  sodass  aus  den  dortigen  Re- 
gistern sich  die  demographischen  Elemente  ermitteln  Hessen.  Das 
Material  an  sich  ist  nicht  gross  —  im  ganzen  rund  3000  Geschlechter, 
darunter  über  700  lebende  mit  13  000  Personen.  Letztere  bilden  die  Grund- 
lage für  den  ganzen  zweiten  Teil  der  Arbeit.  Es  muss  dahingestellt 
bleiben,  wie  weit  dem  Verfasser  darin  Recht  zu  geben  ist  (S.  196), 
»dass  die  Zahlen  der  kleinen  Masse  gross  genug  sind,  um  Zufällig- 
keiten zu  bemänteln«.  In  dem  speziellen  Falle  der  Alterspyramide 
scheint  dies  zu  stimmen;  aber  anderwärts  ist  einige  A^orsicht  geboten, 
da  das  Material  durch  die  Teilung  vielfach  zu  klein  wird.  Doch  geht 
der  Verfasser  kritisch  genug  zu  Werke  und  setzt  überall  die  Tragweite  seiner 
Untersuchung  in  bestimmte  Grenzen ,  sodass  man  in  dieser  Beziehung 
den  Resultaten  trauen  darf,  soweit  nicht  allgemeine  Bedenken  vorliegen, 
auf  die  wir  gleich  zu  sprechen  kommen.  Freilich  müssen  wir  von  vorn- 
herein zweierlei  bedenken:  einmal  dass  die  Bedingungen  der  hier 
untersuchten  Bevölkerungsmasse  in  anderen  Ländern  vermutlich  ganz 
verschieden  liegen  — ■  so  namentlich  was  den  Wohnort  und  den  Beruf 
des  Adels  anbetrifft.  Beides  ist  aber  von  entscheidendem  Einfluss  auf 
die  Lebensfähigkeit  einer  Bevölkerungsgruppe ;  sodann  ist  überhaupt 
der  demographische  Charakter  des  schwedischen  Volkes  ein  ganz  eigen- 
tümlicher, indem  hier  die  Kinderzififer  gering  und  die  Volksvermehrung 
eine  sehr  langsame  ist.  Es  wäre  also  sehr  wohl  möglich  und  sogar 
wahrscheinlich,  dass  gerade  diese  Zugehörigkeit  auch  den  Adel  spezi- 
fisch beeinflusst  und  dass  unter  anderen  Verhältnissen  diese  Bevöl- 
kerungsgruppe einem  anderen  Gesetze  des  Daseins  unterliegt.  Diese 
Einschränkung  wird  man  schon  im  allgemeinen  machen  müssen,  um 
die  höchst  interessanten  Ergebnisse  richtig  zu  bewerten. 

Allerdings  erhebt  sich  gleich  eingangs  der  Arbeit  eine  methodo- 
logische Prinzipienfrage,  die  von  grundlegender  Bedeutung  wird.  Der 
Verfasser   untersucht   nämlich   zuerst   die    erloschenen  Geschlechter 
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und  betrachtet  dann  die  Demographie  des  lebenden  Adels  als  Volks- 
gruppe. Aber  ist  diese  Teilung  überhaupt  gestattet,  um  über  (.las  Aus- 
sterben der  Geschlechter  und  den  Generationswechsel  zu  richtigen 
Ergebnissen  zu  gelangen:  Das  scheint  mir  doch  sehr  zweifelhaft.  Es 
würde  offenbar  nur  dann  gestattet  sein ,  wenn  diese  beiden  Gruppen 
von  Geschlechtern  wirklich  der  Zeit  nach  auf  einander  folgten;  so  aber 
haben  die  Ausgestorbenen  und  die  noch  lebenden  Geschlechter  immer 
gleichzeitig  nebeneinander  existiert.  Und  die  mittlere  Lebensdauer 
sowie  das  Absterben  einer  Generation  kann  nicht  gut  lediglich  aus  dem 
Alter  der  verstorbenen  Geschlechter  allein  berechnet  werden:  das  ent- 
spräche ja  nur  der  falschen  Halley'schen  Methode.  Das  Ergebnis  muss 
vielmehr,  ebenso  wie  dies  bei  den  einzelnen  Individuen  geschieht,  aus 
einem  Vergleich  beider  Gruppen  gewonnen  werden ;  sonst  gelangt 
man  notwendig  zu  unrichtigen  Resultaten.  Und  besonders  in  diesem 
Falle  trifft  dies  zu,  wo  sich  die  historischen  Geschlechter  gar  nicht  alle 
auf  ihren  wirklichen  Ursprung  zurückverfolgen  lassen,  sondern  nur  von 
einem  bestimmten  Zeitpunkt  an  beobachtet  werden  können.  Dass  die 
erloschenen  Geschlechter  schliesslich  wegen  Ehelosigkeit  oder  Mangel 
an  männlichen  Nachkommen  verschwunden  sein  müssen,  lässt  sich  be- 
reits apriori  sagen  und  bedarf  eigentlich  keines  Beweises.  Aber  die,  bei 
denen  das  nicht  zutrifft,  bleiben  eben  bestehen,  und  das  sind  doch 
immerhin  ein  Viertel  aller  Familien,  die  auf  mehr  als  250  Jahre  zurück- 
schauen. Es  gibt  also  offenbar  immer  gesunde  und  degene- 
rierende Geschlechter  nebeneinander,  und  über  ihr  Aus- 
sterben an  sich  ist  noch  gar  nichts  damit  gesagt,  wenn  die  einen  ver- 
schwinden. 

Zwei  andere  Umstände  trüben  aber  die  Ergebnisse  noch  mehr. 
Einmal  ist  der  äussere  Zuwachs  zu  den  Geschlechtern  ausserordent- 
lich gering  —  in  dem  letzten  Jahrhundert  vermehrte  er  sich  durch  den 
Zutritt  neuer  Familien  nur  um  12  Proz.,  im  letzten  halben  Jahrhundert 
gar  nur  um  1,4  Proz.,  während  früher  der  Ersatz  ein  viel  rascherer 
gewesen  ist.  Durch  diese  veränderte  Ergänzung  unterscheidet  sich  der 
Adel  von  allen  anderen  Volksgruppen  und  der  Adel  der  neueren  Zeit 
wiederum  von  dem  früheren.  Dadurch  wird  aber  notwendig  sein  Rekru- 
tierungsgebiet stark  beeinträchtigt,  was  wiederum  auf  die  Lebensfähig- 
keit der  Gruppe  von  Einfluss  sein  muss.  Sodann  kommt  bei  der  Iso- 
lierung der  Frage  noch  ein  besonders  wichtiges  Moment  nicht  hin- 
reichend zu  seinem  Recht ;  das  ist  die  Beimischung  mit  fremdem ,  in 
diesem  Falle  also  bürgerlichem  Blut  Unter  den  lebenden  Ehemännern 
sind  über  zwei  Drittel  mit  bürgerlichen  Frauen  verheiratet.  Gelten  auch 
für  diese  Ehen  dieselben  Merkmale  wie  bei  den  übrigen:  Die  Frage 
ist  wdchtig  für  eine  Beurteilung  der  Degenerationsmerkmale  überhaupt. 
Wesfergaard  hat  (;> Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft ;  VII,  S.  399)  be- 
rechnet,   dass  in  den  jüngeren  Altersklassen  des  Adels  die  gemischten 
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Ehen  immer  häufiger  werden,  und  damit  könnten  auch  die  physiolo- 
gischen Bedingungen  andere  geworden  sein.  Man  wird  abwarten  müssen, 
wie  sich  in  anderen  Ländern  die  Ergebnisse  für  analoge  Verhältnisse 
herausstellen. 

Wir  wenden  uns  zunächst  der  demographischen  Schilderung  des 
heutigen  schwedischen  Adels  zu,  bei  der  diese  eben  berührten  Me- 
thodenfragen noch  keine  entscheidende  Rolle  spielen.  Die  amtliche 
Statistik  ist  ja  durchaus  nicht  in  der  Lage ,  solche  feineren  LTnter- 
suchungen  an  einzelnen  Bevölkerungsgruppen  anzustellen.  Wollen  wir 
eine  ausgewählte,  ganz  bestimmten  Einflüssen  ausgesetzte  Volksmasse 
auf  ihre  Eigenschaften  hin  untersuchen,  so  sind  wir  auf  die  privaten 
Arbeiten  einzelner  Forscher  angewiesen.  Und  auch  deren  gibt  es  bisher 
nur  sehr  wenige,  sodass  Vergleiche  kaum  möglich  sind.  Der  schwedische 
Adel  zeigt  nun  schon  in  der  Gegenwart  eine  ganze  Reihe  spezifischer 
Eigenschaften,  die  ihn  von  anderen  Volksgruppen  abzuheben  scheinen. 
Betrachten  wir  also  diese  demographischen  Merkmale. 

a)  Zunächst  ist  die  Anzahl  der  weiblichen  Mitglieder  beim  Adel 
erheblich  grösser  als  beim  Durchschnitt  des  ganzen  Volkes:  iiiS  Frauen 
dort,  gegenüber  1065  hier  auf  je  1000  Männer.  Unter  den  Ursachen 
für  diese  Erscheinung  scheint  mir  Fahlbeck  gerade  die  wesentlichste 
zu  übersehen :  das  ist  der  grosse  Anteil  der  städtischen  Bevölkerung 
unter  den  Adligen.  »Jede  Stadtbevölkerung  erzeugt  aber  aus  sich  her- 
aus einen  den  Landesdurchschnitt  übersteigenden  Frauenüberschuss«. 
{Bücher)  Denn  die  Meinung,  dass  die  »Natur«  ein  Gleichgewicht  der 
Geschlechter  erstrebe ,  ist  ja  nicht  haltbar.  Sie  zieht  sich  zwar  durch 
die  ganze  Literatur  von  Silssmikh  an  bis  n  euerdings  noch  zu  von  Fircks 
und  Haushofcr  hindurch  und  wird  auch  noch  von  Fahlbeck  vertreten. 
Aber  abgesehen  davon,  dass  der  »Natur«  damit  eine  ganz  unmögliche 
anthropomorphische  Rolle  zuerteilt  wird ,  ist  doch  die  Tatsache  selbst 
nirgends  erweisbar.  Bei  keinem  Volke  und  zu  keinem  Lebensalter,  am 
allerwenigsten  beim  Heiratsalter  ist  jenes  angebliche  Gleichgewicht  vor- 
handen, wie  das  Bücher  bereits  vor  Jahren  (in  Mayrs  Archiv  II  S.  369  ff.) 
nachgewiesen  hat.  Warum  also  eine  These  aufstellen,  die  nichts  für  sich 
hat  als  ein  ziemlich  vages  Gefühl  von  prästabilierter  Harmonie?  Es 
wäre  doch  darum  gut,  diese  Theorie  nun  endlich  einmal  fallen  zu 
lassen.  Der  Frauenüberschuss  des  Adels  ist  demnach  an  sich  noch 
nicht  etwas  so  abnormes. 

b)  Auch  bezüglich  der  Mädchengeburten,  die  beim  Adel  im 
Zunehmen  begriffen  zu  sein  scheinen,  macht  sich  wohl  der  allgemeine 
Einfluss  städtischer  Bevölkerung  geltend,  bei  der  dieselbe  Tatsache  zu 
beobachten  ist.  Auch  hierin  braucht  also  noch  keine  Abnormität  vorzu- 
liegen. Allerdings  bleibt  die  Frage,  auf  die  zuerst  Düsing  aufmerksam  ge- 
macht, woher  die  städtischen  Mädchengebuiten  wohl  kommen,  einstwei- 
len selbst  noch  der  Erkläruno-  bedürfticj. 
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c)  Der  Adel  weist  sodann  relativ  wenig  jugendliche  Personen  auf, 
(nur  knapp  ein  Viertel  aller  Personen  war  unter  15  Jahren  1,  dafür 
besitzt  er  aber  verhältnismässig  viel  bejahrte  Mitglieder.  Entsprechend 
ist  die  Alterspyramide  abweichend  gestaltet :  sie  hat  gar  nicht  mehr 
die  Pyramidenform,  sondern  gleicht  einem  Bienenkorb  mit  eingebogenen 
Rändern.  Die  Alterszusammensetzung  macht  dadurch  einen  greisen- 
haften Eindruck ,  auch  im  Vergleich  mit  dem  ganzen  schwedischen 
Volke,  das  doch  keineswegs  zu  den  :- jungen  Nationen«,  wie  die  Deut- 
schen und  Russen  gehört. 

d)  Bezüglich  des  Zivilstandes  zeigt  der  Adel  ein  ganz  erheblich 
grosseres  Kontingent  I^ediger  im  heiratsfähigen  Alter  als  die  schwedische 
Gesamtbevölkerung.  Dementsprechend  ist  auch  die  Heiratsfrequenz  bei 
ihm  weniger  intensiv  und  die  Ehewahrscheinlichkeit  namentlich  bei  den 
Frauen  viel  geringer  als  bei  der  Gesamtheit.  Fahlheck  ist  nun  der  Mei- 
nung ('S.  314),  dass  die  langsame  Volksvermehrung  in  früherer  Zeit 
ebenfalls  auf  die  geringe  Ehelichkeit  zurückzuführen  ist:  erst  nach  dem 
Aufhören  des  Zunftwesens  und  mit  dem  Aufkommen  der  Industrie  habe 
sie  stark  zugenommen.  80  weit  sich  dies  aus  den  bisherigen  Beobach- 
tungen ermitteln  Hess,  scheint  mir  aber  der  Satz  in  dieser  Allgemein- 
heit nicht  richtig  zu  sein ;  die  geringe  Bevölkerungszunahme  in  früherer 
Zeit,  die  ja  wohl  wenigstens  für  das  nördliche  Europa  feststeht,  ist  viel- 
mehr ausschliesslich  auf  die  sehr  grosse  Sterblichiceit  zurückzuführen. 
Allerdings  ist  das  Problem  der  starken  Volksvermehrung  einzelner 
Völker  im  19.  Jahrhundert  selbst  noch  nicht  gelöst,  und  es  wäre  zu 
untersuchen,  ob  Ehelichkeit  und  Fruchtbarkeit  tatsächlich  erst  in  diesem 
Jahrhundert  zugenommen.  Wenn  jedoch  die  Meinung  Fahlbeck?,  richtig 
wäre,  so  würde  damit  seine  eigene  spätere  Schlussfolgerung,  wonach  wir 
es  beim  Adel  mit  Degenerationssymptomen  zu  tun  hätten,  selbst  über  den 
Haufen  geworfen.  Dann  wären  nämlich  diese  beiden  Momente  der  ge- 
ringen Heiratsfrequenz  und  der  geringen  Fruchtbarkeit  nur  Zeit- 
erscheinungen, die  von  äusseren  Momenten  beeinflusst  werden 
können  und  öfters  auch  beeinflusst  worden  sind.  Sie  hätten  aber  mit 
einem  inneren  physiologischen  oder  psychologischen  Verfallsymptom 
nicht  das  geringste  zu  tun.  Wie  Ehelichkeit  und  Fruchtbarkeit  Jahr- 
hunderte lang  ohne  Neomalthusianismus  gering  blieben  und  dann  erst 
im  letzten  Säkulum  sich  unter  ganz  bestimmten  Verhältnissen  wieder 
erhöhten,  so  könnte  derselbe  A^organg  sich  von  neuem  wiederholen, 
ohne  dass  von  einer  Degeneration  die  Rede  wäre.  Notwendigkeit  steckte 
dann  nicht  darin!  Aber  es  bleibt  eben  ein  zu  lösendes  Problem,  ob 
hier  eine  innere  Ursachenbeziehung  oder  eine  rein  äusserliche  Tat- 
sache vorliegt.  Ein  besonderes  Interesse  bietet  in  dieser  Beziehung  der 
Vergleich  mit  den  früheren  Untersuchungen  über  Dänemark  von  Riibin- 
Westergaard.  Statistik  der  Ehen.  Es  zeigt  sich  nämlich,  dass  eine  gänz- 
liche Uebereinstimmung  zwischen  dem  schwedischen  Adel  und  der  da- 
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nischen  Gruppe  I  (liberale  Berufe  und  grössere  Geschäftsleute)  besteht: 
und  zwar  ein  überdurchschnittliches  Heiratsalter  bei  dem  Mann  und 
ein  unterdurchschnittliches  bei  der  Frau  (31,8  bezw.  25,0  Jahre  beim 
Adel  gegenüber  28,7  bezw.  27,1  beim  schwedischen  Gesamtdurchschnitt). 
Und  ebenso  finden  wir  bei  beiden  ausgewählten  Bevölkerungsgruppen, 
sowohl  bei  der  schwedischen  wie  bei  der  dänischen,  eine  relativ  lange 
Ehedauer,  indem  die  über  25  Jahre  alten  Ehen  bei  diesen  sozial  be- 
vorzugten Klassen  ungleich  stärker  vorhanden  sind  als  sonst.  In  Däne- 
mark gibt  es  trotz  frühen  Heiratsalters  bei  den  Handwerksgesellen  und 
Fabriksarbeitern  nur  9  Proz.,  bei  den  liberalen  Berufen  und  grösseren 
Geschäftsleuten  aber  trotz  späten  Heiratsalters  24  Proz.,  die  die  Silber- 
hochzeit erleben.  (Rubin-  Westergaard  S.  42.)  In  dieser  Beziehung  ist 
also  der  Adel  tatsächlich  der  Repräsentant  der  gebildeten  Klassen 
überhaupt. 

e)  Am  wichtigsten  ist  natürlich  die  Frage  der  Fruchtbarkeit 
der  Ehen ;  denn  damit  berühren  wir  die  Lebensfrage  jeder  Bevölke- 
rungsklasse. Sie  ist  tatsächlich  beim  Adel  nur  klein ;  im  Durchschnitt  nur 
drei  und,  wenn  wir  allein  die  fruchtbaren  Ehen  in  Betracht  ziehen,  auch 
noch  nicht  einmal  ganz  vier  (3,78)  lebende  Geburten  pro  Ehe.  Die  Kinder- 
zahl scheint  auch  tatsächlich  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
kleiner  geworden  zu  sein,  und  sie  ist  jedenfalls  kleiner  als  beim  schwe- 
dischen Volke  in  seiner  Gesamtheit.  Das  fällt  darum  besonders  ins 
Gewicht,  weil  die  Ehedauer,  wie  wir  eben  gesehen,  bei  ihm  durch- 
schnittlich eine  recht  lange  ist;  die  Fruchtbarkeit  ist  in  fort- 
gesetztem Sinken  begriffen.  Vergleichen  wir  sie  nun  mit  der 
obengenannten  dänischen  Gruppe  bei  Rubin- IVestet-gaard  (S.  84),  so 
sinkt  in  jeder  Ehedauerklasse  der  schwedisciie  Adel  noch  unter  die 
entsprechende  dänische  Gruppe.  Fahlbeck  selbst  weist  zum  Vergleiche 
auf  eine  Untersuchung  bezw.  des  höheren  Lehrstandes  in  Schweden 
hin,  bei  dem  die  Zahl  der  Kinder  in  der  Ehe  gar  nur  2,4  beträgt.  Soweit 
die  Tatsachen.  Was  wird  aber  nun  damit  bewiesen?  Auch  hier  wird 
man  mit  den  Schlussfolgerungen  der  Degeneration  sehr  vorsichtig  sein 
müssen.  Ein  Aussterben  der  Familien  ist  mit  der  Abnahme  der  Kinder- 
zahl noch  nicht  erwiesen,  ja  nicht  einmal  wahrscheinlich  gemacht.  Denn 
es  kommt  alles  offenbar  auf  das  Moment  der  Kindersterblichkeit, 
nicht  der  Sterblichkeit  schlechthin  an.  »Von  einer  grossen  Kinder- 
schar einer  Ehe  bleiben  verhältnismässig  weniger  Kinder  übrig  als 
aus  einer  weniger  zahlreichen  anderen  Familie Die  Sterb- 
lichkeit wächst  nicht  proportional  der  Fruchtbarkeit,  sondern  progressiv 
dazu«.  »Die  abnorme  Kinderproduktion  zehrt  sich  selbst  auf.«  (Rubin- 
Westergaard,  Statistik  der  Ehen  S.  118.)  Wenn  die  Kindersterblichkeit, 
wie  es  sehr  wahrscheinlich,  beim  schwedischen  Adel  geringer  als  beim 
ganzen  Volke  ist,  so  wird  seine  geringe  Fruchtbarkeit  vollkommen  wett 
gemacht,  und  die  Zahl   der  überlebenden   Kinder  kann  trotzdem  pro 
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Ehe  relativ  grösser  sein  als  im  Durchschnitt.  Leider  fehlen,  um  diese 
Untersuchung  durchzuführen  ,  beim  schwedischen  Adel  die  geeigneten 
Unterlagen.  Aber  es  ist  auch  ein  Vergleich  mit  anderen  ausgewählten 
Bevölkerungsgruppen  Schwedens  bisher  nicht  möglich  gewesen.  Das 
ganze  Volk  ist  zur  Messung  und  Vergleichung  jedoch  durchaus  ungeeignet, 
da  es  sich  aus  gar  zu  verschiedenen  Gesellschaftsgruppen  zusammen- 
setzt. Die  bäuerliche  Bevölkerung,  die  Arbeiter,  Handwerker  und  kleinen 
Beamten  verhalten  sich  aber  bez.  der  Fruchtbarkeit  verschieden,  wie 
wir  aus  den  Untersuchungen  Rubin- Westergaar d?>  ersehen.  Und  der  Adel 
braucht  an  sich  noch  gar  nicht  das  Extrem  zu  bilden.  Wenn  man  schon 
einmal  eine  Parallele  mit  der  dänischen  Bevölkerung  zieht,  so  wird 
man  auch  die  Konsequenzen  dieses  Vergleiches  in  Kauf  nehmen 
müj^sen.  Danach  hat  aber  die  dänische  Gruppe  der  liberalen  Berufe 
und  grösseren  Geschäftsleute  keine  unterdurchschnittliche  Kinder- 
zahl, sondern  zeichnet  sich  im  Gegenteil  gerade  in  den  höheren  Ehe- 
dauerklassen  durch  besonderen  Kinderreichtum  aus^).  Mithin 
ist  hier  von  einer  verminderten  Fruchtbarkeit  und  einer  sich  daraus 
ergebenden  Degeneration  oder  von  der  Anwendung  neomalthusianischer 
Massnahmen  durchaus  nichts  zu  spüren !  Weil  aber  die  Ehen  dieser 
Gruppe,  wie  wir  bereits  wissen,  im  Durchschnitt  länger  dauern,  kann 
auch  die  Kinderzahl  überhaupt  grösser  sein.  Mithin  darf  von  einem 
Aussterben  dieser  Klasse  ganz  und  gar  nicht  gesprochen  werden.  Es 
ist  doch  merkwürdig,  dass  Westergaard  in  einer  Besprechung  des  Fahl- 
beck\c\vQ\\  Buches  (Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft  VII  S.  400)  seine 
eigenen  früheren  Nachweisungen  gänzlich  vergessen  hat!  Endlich  aber 
müssen  wir  wieder  berücksichtigen,  dass  die  schwedische  Nation  über- 
haupt eine  geringe  Fortpflanzung  entwickelt.  Es  ist  ja  möglich,  dass 
die  höheren  Klassen  eine  geringe  Produktion  entfalten  und  dadurch 
zu  ihrem  eigenen  Untergange  beitragen  Aber  in  ein  wand  s  freier 
Weise  aufgezeigt  ist  es  doch  bisher  nicht.  Die  einzige  wirk- 
lich kritische  Untersuchung  für  Dänemark  erweist  für  die  gebildeten 
Klassen  gerade  das  Gegenteil.  Namentlich  aber  bliebe  noch  zu  zeigen, 
ob  durch  eine  verminderte  Fruchtbarkeit  die  Lebensfähigkeit  dieser 
Bevölkerungsschichten  tatsächlich  in  Frage  gestellt  wird.  Denn  es 
kommt  eben  alles  darauf  an,  ob  die  erzeugten  Kinder  dem  Leben  er- 
halten bleiben  oder  nicht.  Ist  aber  dies  der  Fall,  dann  kann  auch 
eine  geringere  Kinderzifter  zur  Erhaltung  der  Art  völlig  ausreichen. 
Das  Moment  der  langsameren  Zunahme  einer  Volksgruppe    ist  jedoch 

l)  Zahl   der  Kinder  auf  i  Ehe   {Rubin-Westergaard  S.   84): 

I.   Liberale  Berufe  und  grössere   Geschäftsleute    .      .      3,44,    kinderlos  waren  12,9  '^|^^ 

11.   Kleinere  Handwerker  und  Gewerbetreibende  .      .      3,22  »  13,2    » 

III.  Lehrer,   Kontoristen,   Handlungskommis  ....      2,57  ,>  »  15,0  i> 

IV.  Unterbeamle,  Dienstboten 2,87  ■>  »  13,5    >- 

V.  Handwerksgesellen,   Arbeiter 3,01  "  11,5    * 
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ein  ganz  anderes  als  das  der  Degeneration,  und  man  darf  doch  aus 
dem  einen  beileibe  noch  nicht  auf  das  andere  schliessen.  Auch  das  ist 
ja  noch  ein  ungelöstes  Problem !  —  Sehr  interessant  ist  bei  Fahlbeck  der 
Nachweis ,  dass  die  adligen  Familien  ,  die  auf  eine  niedrigere  soziale 
Stellung  herabgesunken  sind,  wiederum  einen  grösseren  Kinderreichtum 
haben  als  die  anderen  Familien,  also  gleichsam  mehr  dem  allgemeinen 
Ursprung  aus  dem  Volke  ähneln.  Ob  auch  die  Kindersterblichkeit  hier 
wiederum  eine  grössere  gewesen  ist ,  erfahren  wir  nicht.  Die  älteren 
Untersuchungen  von  Talquist  (Recherches  statistiques  sur  la  tendance 
ä  une  moindre  fecondite  des  mariages.  Helsingfors  i886j  entbehren  der 
Präzision  und  gehen  von  einer  ganz  unbewiesenen  Voraussetzung  aus, 
sodass  sie  nicht  zu  verwerten  sind. 

Das  Horoskop,  das  Fahlbeck  demnacli  dieser  Bevölkerungsgruppe 
im  ganzen  ausstellt,  lautet  nicht  günstig.  Die  Geburten  deckten  den 
natürlichen  Abgang  durch  den  Tod  nicht  mehr  fS.  283).  Der  schwe- 
dische Adel  sei  aber  nur  ein  repräsentativer  Teil  der  höheren  Klassen 
überhaupt.  Er  ist  ein  T3'pus.  »Der  Pulsschlag  des  natürlichen  Lebens 
geht  langsamer,  gleichsam  vorsichtig  und  um  die  Kräfte  zu  sparen. 
Das  ist  die  Einwirkung  der  Bildung  und  Verfeinerung  auf  eine  Volks- 
masse.« Das  Sinken  der  Heiratsfrequenz  und  der  Fruchtbarkeit  sei 
eine  natürliche,  wenn  auch  unbewusste  Folge  der  Kultur.  Es  ist  das 
Zeichen  der  Degeneration.  Die  höheren  Klassen  aber  stän- 
den an  der  Spitze  einer  Entwicklung,  der  die  unteren  Klassen  erst 
langsam  folgen  werden.  »Die  gebildete  Klasse  gleicht  einer  Armee, 
die  beständig  aus  derselben  Truppenzahl  besteht,  während  die  Mann- 
schaft wechselt,  indem  alte  Leute  verabschiedet  und  neue  ausgemustert 
werden.«  »Was  für  alle  Zeiten  feststehen  dürfte,  ist,  dass  der  Auf- 
stieg zu  den  Höhen  der  Gesellschaft  gewöhnlich,  wenn  nicht  immer 
der  Weg  aus  dem  Leben  ist«  (S.  303).  —  Wir  haben  diese  Sätze  in 
extenso  mitgeteilt,  weil  sie  unmittelbar  aus  seinen  Untersuchungen  zu 
folgen  scheinen  und  die  Quintessenz  der  Lehre  enthalten.  Aber  wir 
werden  scharf  auseinanderhalten  müssen,  was  a  priori  als  einleuchtend 
angenommen  ist  und  was  durch  die  Tatsache  selbst  erwiesen  wird. 
Wir  haben  im  vorhergehenden  bei  den  einzelnen  demographischen  Mo- 
menten hervorgehoben,  dass  die  Schlüsse  keineswegs  bündig,  am  aller- 
wenigsten aber  allgemeingültig  sind.  Die  späte  Eheschliessung  in  die- 
sen Kreisen  wird  mehr  als  aufgewogen  durch  die  längere  Ehedauer ; 
das  eine  ist  nur  die  Folge  des  andern.  Und  die  absolut  geringere 
Fruchtbarkeit  wird  durch  die  grössere  Zahl  überlebender  Kinder  wie- 
derum kompensiert.  Ein  naturgesetzlicher  Zusammenhang  scheint  mir 
also  nach  alledem  in  diesen  Beziehungen  noch  nicht  nachgewiesen  zu  sein, 
ebensowenig  wie  ein  notwendiges  Aussterben  durch  Degeneration.  Auch 
ist  das  Kausalitätsverhältnis  nicht  deutlich.  Denn  während  bei  diesen 
Gesellschaftsklassen  in  der  Gegenwart  b  e  w  u  s  s  t  e  Einschränkuntr  der 
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Ehen  und  Geburten  vorlie.ii^en  soll,  hat  bei  den  historischen  Oeschlechtern 
eine  physische  Degeneration  stattgefunden,  die  zu  demselben  Re- 
sultat führte.  Diese  beiden  Hemmnisse  sind  jedoch  toto  coelo  ver- 
schieden und  ganz  entgegengesetzt  zu  beurteilen:  entweder  phy- 
sische Degeneration  oder  künstliche  Beschrankung.  Soll  jedoch  wirk- 
lich eine  Naturnotwendigkeit  vorliegen,  so  müsste  offenbar  ein  p  h  y- 
siologischer  Ursachenzusammenhang  bestehen.  —  Das  führt  uns 
auf  den  anderen,  noch  interessantem  Teil  der  Arbeit,  zu  dem  Aus- 
sterben der  Geschlechter.  Wie  steht  es  mit  den  Tatsachen ? 
Die  Momente,  die  die  historischen  Geschlechter  zum  Erlöschen 
gebracht  haben,  sind  mannigfacher  Art.  Wir  gehen  zunächst  wiederum 
die  Feststellung  selbst,  um  sie  dann  auf  ihre  Tragweite  zu  prüfen. 
a(  Die  H  e  i  r  a  t  s  f  r  e  q  u  e  n  z  unter  dem  schwedischen  Adel,  die 
an  sich  schon  gering  ist,  nimmt  mit  dem  Alter  der  (^eneration  ab. 
b)  Wichtiger  ist  jedoch  das  Ausmass  der  Fruchtbarkeit  d.  h.,  die 
Tatsache,  dass  die  Kinderziffer  mit  der  Anzahl  der  Glieder  einer  Ge- 
neration abnimmt :  je  älter  ein  Geschlecht  wird,  umso  geringer  wird 
in  der  folgenden  Generation  die  Zahl  der  Kinder  in  einer  Ehe.  So 
kommen  lebend  geborene  Kinder  in  einem  »Fünfgliedergeschlecht«  im 
ersten  Gliede  durchschnittlich  5,8,  im  zweiten  5,5,  im  dritten  3,8,  im 
vierten  3,4,  im  fünften  2,3  auf  eine  fruchtbare  Ehe.  c)  Nicht  minder 
ist  die  Zahl  der  kinderlosen  Ehen  überhaupt  mit  dem  Alter  des 
Geschlechtes  im  Steigen  begriffen.  Das  wäre  ja  ein  Moment,  das  auf 
Degeneration  schliessen  Hesse  und  zum  notwendigen  Aussterben  führen 
müsste.  Freilich  trifft  hier  jenes  früher  hervorgehobene  Moment  zu, 
dass  das  Material  bei  diesen  Teilungen  doch  sehr  klein  wird  und  die 
Schlussfolgerungen  also  zweifelhaft  sind.  Fasst  man  nämlich  die  zwei- 
ten und  dritten  Glieder  aller  Geschlechter  auf  der  einen,  die  vierten 
und  folgenden  Glieder  auf  der  anderen  Seite  zusammen,  so  ergeben  sich 
für  die  ersteren  32,  für  die  letzteren  33  Proz.  kmderlose  Ehen,  wäh- 
rend sie  bei  dem  ersten  Glied  allerdings  nur  16  Proz.  ausmachen.  Nimmt 
man  aber  lebende  und  erloschene  Geschlechter  zusammen,  so  betragen 
die  kinderlosen  Ehen  beide  Male  gerade  ein  Viertel.  Die  Abweichungen 
in  beiden  Gruppen  bewegen  sich  nur  innerhalb  der  Grenzen  des  wahr- 
scheinlichen Fehlers.  Man  wird  demnach  eine  ausgesprochene  Tendenz 
»zunehmender  Kinderlosigkeit«  durchaus  nicht  bemerken  können. 
Dass  bei  den  Geschlechtern,  die  schon  erloschen  sind,  dies  zum  Teil 
an  der  Unfruchtbarkeit  der  Ehe  gelegen  haben  muss,  ist  am  Ende 
a  priori  selbstverständlich.  Aber  eine  wirkliche  Gesetzmässigkeit  hat 
sich  dabei  noch  nicht  herausgestellt,  d)  Auffallender  ist  endlich  das 
Ueberwiegen  des  weiblichen  Geschlechtes  über  das  männ- 
liche unter  den  Geborenen  mit  zunehmendem  Alter  der  Familien.  Neh- 
men wir  wiederum  die  fünfgliedrigen  Geschlechter  als  Beispiel,  so  ent- 
fallen auf  je  100  Mädchen  entsprechend  125,8,  sodann  117,6  und  107,0,  zu- 
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letzt  aber  nur  84,4  Knabengebuiten.  Mit  diesem  an  sich  sehr  auffäl- 
ligen Umspringen  in  der  Art  des  Geschlechtes  beim  letzten  Glied  ist 
dann  natürlich  das  Schicksal  der  Familien  besiegelt  gewesen.  Und 
eben  dahin  wirkte  die  fortschreitende  Sterblichkeit  in  jugendlichem 
Alter:  je  nachdem  die  Generationen  älter  wurden,  nahm  der  Anteil 
der  Lebensfähigen  über  20  Jahre  ab!  —  Das  sind  die  ermittelten  Tat- 
sachen. 

Was  wird  nun  aber  mit  alledem  bewiesen?  Liegen  hier  wirkliche 
Degenerationsmerkmale  der  historischen  Geschlechter  vor,  die  den 
Schluss  auf  eine  allgemeine  Gesetzmässigkeit  zulassen  :  dass  man  also 
sagen  könnte,  nach  durchschnittlich  drei  Generationen  tritt  eine  wirk- 
liche Degenerierung  ein,  die  sich  äussert  in  abnehmender  Fruchtbar- 
keit, grosser  Sterblichkeit  in  jungen  Jahren  und  übermässiger  Sterilität 
(S.  167)  ?  Der  Schluss  liegt  nahe,  und  doch  ist  Vorsicht  geboten,  da- 
mit man  nicht  die  Tragweite  der  Ermittelung  falsch  deutet.  Die  Sache 
verhält  sich  vielmehr  so :  diejenigen  Geschlechter,  die  ausgestorben 
sind,  haben  als  unmittelbare  Ursachen  freilich  jene  Erscheinungen 
aufzuweisen,  an  denen  sie  eben  zu  Grunde  gegangen  sind.  Das  hat 
nichts  wunderbares  an  sich  und  liess  sich  bereits  a  priori  sagen;  aber 
eine  Notwendigkeit  ihres  Eintretens  ist  damit  nicht  erwiesen.  Denn 
es  müssten  dann  lebende  u  n  d  erloschene  Geschlechter  doch  denselben 
Gesetzen  unterliegen.  Es  handelt  sich  vielmehr  nur  um  das  zufällige 
Eintreten  bei  einer  Reihe  von  Geschlechtern  der  Vergangenheit,  wäh- 
rend die  andern  erhalten  geblieben  sind.  Es  hat  eben,  wie  bereits 
oben  gesagt,  gesunde  und  degenerierende  Familien  nebeneinander  ge- 
geben. Sonach  schrumpft  das  ganze  Ergebnis  auf  die  Wahrheit  zusam- 
men: einige  der  historischen  Geschlechter  starben  aus  bestimmten 
Gründen  im  männlichen  Gliede  aus. 

Nun  hat  Fahlbeck  freilich  versucht,  dieselben  Erscheinungen  auch 
bei  den  lebenden  Geschlechtern  nachzuweisen,  um  damit  die  Allge- 
meingültigkeit der  Verfallssymptome  zu  bekräftigen.  Aber  es  scheint 
mir  das  weder  bez.  der  Ehelichkeit  noch  der  Kinderlosigkeit  noch  der 
Sterblichkeit  in  jungen  Jahren  zuzutreffen,  wie  aus  seinen  eigenen  Nach-  1 
Weisungen  hervorgeht.  Denn  der  Umstand,  dass  in  der  ersten  Gene- 
ration verhältnismässig  nur  wenige  unfruchtbare  Ehen  vorhanden  waren, 
erklärt  sich  am  Ende  von  selbst:  die  Nachsuchung  und  Verleihung  des 
Adels  erfolgte  meist  gerade  mit  Rücksicht  auf  die  Nachkommen- 
schaft. Daher  war  deren  Vorhandensein  eine  Bedingung  des  Geadelt- 
werdens. Und  eine  weitere  Zunahme  steriler  Ehen  finde  ich  in  den 
lebenden  Geschlechtern  nicht  (S.  134),  wie  das  bereits  oben  betont 
ist.  Daher  muss  dieses  erste  Merkmal  ausscheiden.  Anders  steht  es  ja 
freilich  mit  dem  Momente  der  Fruchtbarkeit:  hier  hat  es  den  Anschein, 
als  wenn  die  Zahl  der  lebend  geborenen  Kinder  der  fruchtbaren  Ehen 
mit  dem  Alter  der  historischen  Generation  tatsächlich  in  der  .Abnahme 
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begriffen  wäre.  Ist  das  aber  als  ein  wirkliches  Degenerationszeichen 
zu  deuten?  Wir  hatten  bereits  vordem  gesehen,  dass  es  nur  auf  die 
ü  1)  e  r  1  e  b  e  n  d  e  n  Kinder  ankommt,  nicht  auf  die  Zahl  der  Geburten 
überhaupt,  wenn  es  sich  um  Erhaltun}>-  und  Ausbreitung  der  Familien 
handelt.  Die  Lebensfähigkeit  könnte  vielmehr  gerade  mit  abnehmen- 
der Geburtenzahl  gestiegen  sein  —  das  aber  ist  das  entscheidende 
Merkmal,  nicht  die  Geburtenzahl  an  sich.  Denn  das  Problem 
der  Degeneration  ist  gänzlich  von  der  Frage  der 
langsameren  oder  schnelleren  V  o  1  k  s  \'  e  r  m  e  h  r  u  n  g  zu 
trennen,  was  Fahlbcck  freilich  übersieht. 

Es  wäre  ja  möglich,  ein  anderes  »Experimentum  crucis«  zu  liefern: 
wenn  man  etwa  dieselben  B  a  u  e  r  n  f  a  m  i  1  i  e  n  über  einen  Zeit- 
raum von  300  Jahren  verfolgte  und  zeigen  könnte,  dass  sie  in  geringe- 
rem Masse  erloschen  und  auch  in  den  späteren  Gliedern  anderen  Ge- 
setzen unterworfen  seien  als  der  Adel.  Das  konnte  aber  natürlich 
nicht  gezeigt  werden,  da  es  dazu  völlig  an  geeigneten  Unterlagen  fehlt. 
Dazu  kommt,  dass  auch  im  Adel  durch  Zumischung  frischen  Blutes  eine 
völlige  Regeneration  stattfinden  kann,  die  längere  Lebensdauer  gewähr- 
leistet. Wir  werden  jedoch  überhaupt  zur  Beurteilung  der  Degeneration 
noch  ganz  andere  Merkmale  heranziehen  müssen.  Und  hier  ist  es  der  Arzt 
und  Anthropologe,  der  das  entscheidende  Wort  hat.  Es  sind  vor  allem 
geistige  Krankheiten,  sodann  körperliche  Gebrechen,  die  ev.  als  Zeichen 
des  Verfalles  in  Betracht  zu  ziehen  sind ;  weiter  wären  die  Momente 
der  Militärtauglichkeit  und  der  speziellen  Todesursachen  zu  untersuchen. 
Erst  in  diesem  Zusammenhange  könnten  Ehelichkeit  und  Fruchtbarkeit 
als  Symptome  des  Aussterbens  und  Degenerierens  ihre  richtige  Deu- 
tung finden. 

So  v,ferden  wir  uns  also  nach  dem  Abwägen  all  dieser  kritischen 
Bedenken  mit  einem  »n  o  n  1  i  q  u  e  t«  begnügen  müssen.  Wirkliche 
Degenerationsmerkmale  konnten  bei  der  ausgewählten  Bevölkerungs- 
masse des  schwedischen  Adels  als  eines  repräsentativen  Teiles  der  ge- 
bildeten Klassen  überhaupt  noch  nicht  mit  Sicherheit  nachgewiesen 
werden,  geschweige  denn,  dass  die  Symptome,  die  hier  bemerkbar 
wurden,  auch  schon  bei  anderen  Schichten  der  Gebildeten  mit  Not- 
wendigkeit eintreten  müssten.  Und  so  sind  auch  die  allgemeinen 
Schlüsse  über  die  »Standeszirkulation«,  in  denen  Fahlbeck  gewisser- 
massen  den  Spuren  Georg  Hansens  folgt,  mehr  an  sich  plausible  Vor- 
wegnahmen, als  dass  sie  wirklich  bewiesen  wären.  Auch  scheint  mir 
zur  Erklärung  eine  ganz  andere  Theorie  möglich,  auf  die  hier  wenig- 
stens hingewiesen  werden  mag.  Das  verschiedene  Tempo  der 
Zunahme  innerhalb  der  einzelnen  B  e  ^'  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  g r  u  p- 
pen  und  Gesellschaftsklassen  genügt  allein  schon, 
um  den  sozialen  Generationswechsel  und  das  Auf- 
steigen anderer  Schichten  zu  erklären,  ohne  dass  es 
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dazu  in  allen  Fällen  der  Degenerationshypothese 
bedürfte.  Diese  Art  der  Fragestellung  hat  in  der  Literatur  noch 
keine  gebührende  Berücksichtigung  gefunden,  obwohl  sie  nahe  genug 
zu  liegen  scheint;  sie  mag  darum  zur  Diskussion  gestellt  werden.  Es 
müssen  noch  eine  ganze  Reihe  Untersuchungen  derart,  wie  sie  Profes- 
sor Fahlbeck  unternommen  hat,  ausgeführt  werden,  um  die  eingangs 
aufgeworfene  Frage  beantworten  zu  können. 

Noch  ein  letzter  Punkt  verdient  Berücksichtigung.  Im  Anschluss  an 
seine  Darlegung  über  die  Standeszirkulation  erörtert  Fahlheck  auch  die 
Lehre  und  die  Wirkungen  des  Neomalthusianismus,  der  ja  für  Schwe- 
den und  Frankreich  und  jedenfalls  auch  für  die  Vereinigten  Staaten 
aktuelle  Bedeutung  hat.  Wir  wollen  hier  nur  soweit  darauf  eingehen, 
als  er  mit  der  Malthus^ ?,c\\tn  Lehre  selbst  im  Zusammenhange  steht. 
Die  Stellung  von  Professor  Fahlbcck  zum  sogenannten  > Mall/ins' schtn 
Gesetz«  ist  nicht  ganz  klar.  Er  spricht  an  einer  Stelle  (S.  288)  davon, 
dass  in  jeder  Gesellschaft  für  die  Klasse  der  Gebildeten  der  Platz  sehr 
eng  begrenzt  sei  —  also  ganz  in  Mall/ius' scher  Färbung.  Und  auch 
sein  Versuch,  eine  »richtige  Volksmenge«  für  eine  Nation  jeweils  zu 
ermitteln,  zeigt  diesen  Charakter.  Er  meint  aber  im  ganzen  (S.  308), 
dass  das  Gesetz  von  Alalthus  »unbestreitbar  logische  Gültigkeit  besitzt 
vorausgesetzt,  dass  die  Menschen  die  Vernunft  oder  ihre  Ueberlegung 
nicht  gebrauchen,  aber  verhältnismässig  selten  faktische  Gültigkeit,  da 
diese  Voraussetzung  gewöhnlich  nicht  eintrifft«  (?)  Mir  scheint  aber  im 
Gegenteil  die  logische  Gültigkeit  der  A4althus' sohew  Lehre 
durchaus  bestreitbar.  Vielmehr  ist  überhaupt  die  ganze  Fragestellung 
falsch:  mithin  kann  auch  der  Beweis  oder  die  Widerlegung  der  Lehre 
nicht  gelingen.  Denn  die  Frage,  ob  das  »Gesetz  vom  abnehmenden 
Bodenertrag«  zu  Reclit  besteht  oder  nicht,  hat  für  das  Bevölkerungs- 
problem unmittelbar  gar  keine  Bedeutung.  So  lange  überhaupt 
noch  Boden  und  genügende  Agrarproduktion  vorhanden  ist,  kommt  es 
»logisch«  immer  nur  darauf  an,  ob  in  einem  Lande  so  viele  »Werte« 
hergestellt  werden,  dass  damit  Bodenprodukte  getauscht  werden  kön- 
nen. Es  ist  aber  »logisch«  ganz  gleich,  ob  diese  letzteren  unmittelbar 
aus  demselben  Lande  stammen  oder  irgend  wo  anders  gewonnen  wer- 
den, solange  nur  genug  Gegenwerte  vorhanden  sind  und  nicht  die 
ganze  Erde  occupiert  ist.  Der  Vordersatz  von  Malthus  ist  also  in  ei- 
nem »Systeme  der  Verkehrswirtschaft«  überhaupt  gänzlich  gegenstands- 
los. Es  ist  das  Verdienst  von  Franz  Oppenheimer,  hier  eine  fruchtbare 
Diskussion  ermöglicht  zu  haben  (vgl.  Deutsche  Liteiaturzeitung  1901 
Nr.  34),  indem  er  die  handgreiflichen  Trugschlüsse  von  Malt/ius  und 
seinen  Anhängern  aufdeckte.  Nicht  minder  ist  aber  der  zweite  Satz 
von  dem  angeblich  stets  gleichen  Fortpflanzungstrieb  direkt  falsch.  Es 
ist  eine  petitio  principii,  die  doch  zunächst  als  richtig  nachgewiesen 
werden   müsste,    die    aber    in    Wirklichkeit    stillschweigend   als  a  priori 
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bereits  feststehend  angenommen  wird.  Und  doch  ist  ungefähr  das  Ge- 
genteil zutreftend.  Die  Analogie  mit  dem  Tierreich  im  allgemeinen  be- 
weist ja  zunächst  gar  nichts,  abgesehen  davon,  dass  diese  Behauptung  ganz 
summarisch  gehalten  ist  und  Unterschiede  gar  nicht  zulässt.  Denn  wie 
die  Fort])ilanzimgskraft  in  der  gesamten  Tierwelt  keineswegs  überall 
gleich  stark  sich  äussert,  so  auch  nicht  beim  Menschen.  Es  Hesse  sich 
mit  Hilfe  der  Wahrscheinlichkeit  zeigen,  dass  die  vorhandenen  Keime 
gar  nicht  alle  zur  Entfaltung  gelangen  können,  mithin  tue  virtuelle 
Möglichkeit  niemals  Wirklichkeit  werden  kann.  Sondern  die  Produk- 
tivität selbst  hängt  von  sehr  mannigfachen,  zunächst  rein  physiolo- 
gischen Momenten  ab,  die  durchaus  variabel  sind;  die  bekannten  »re- 
pressiv Checkst:  spielen  dabei  keine  Rolle.  Auch  die  Beschränkung 
des  Gesetzes  auf  unkultivierte  Völker  und  Zustände,  für  die  man  die 
M(7li/iusscht  Theorie  hat  in  Anspruch  nehmen  wollen  {Leroy-BeauUeu, 
Levassein-,  J.  Wolf,  FaJdbeck)  ist  nicht  zulässig.  FaJilbeck  nimmt  ohne 
weiteres  bei  diesen  Völkern  eine  grosse  Nativität  an  (S.  317),  die  er 
mit  Malthus  aus  gewissen  äussern  Symptomen  sclilussfolgert.  »In  der 
Kindheit  der  Kulturvölker  stand  mutmasslich  einer  grossen  Geburten- 
zahl eine  wenig  oder  gar  nicht  geringe  Sterblichkeit  gegenüber.  Die 
grosse  Nativität  beruhte  nicht  allein  darauf,  dass  alle  verheiratet  waren 
oder  in  geschlechtlichem  Verkehr  lebten,  sondern  auf  der  grossen 
Fruchtbarkeit  jeder  erwachsenen  Frau.«  Das  ist  aber  durchaus  nicht 
richtig.  Schurtz  hat  auf  das  Moment  der  vielfach  hervortretenden  »ge- 
schlechtlichen Abneigung«  auch  bei  den  Naturvölkern  aufmerksam  ge- 
macht. Wie  sodann  aber  Lasch  (Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft  V. 
S.  341)  induktiv  gezeigt,  hat  die  Bevölkerung  bei  den  Naturvölkern 
durchaus  nicht  die  Tendenz,  über  die  Unterhaltsmittel  hinauszu- 
wachsen. Die  potentielle  Vermehrbarkeit  wird  vielmehr  auch  hier 
durch  ph3'siologische  und  biologische  Momente  reduziert  und  dem  Er- 
nährungsspielraum angepasst.  Die  beiden  Thesen  des  Alalthus  sind 
also  durchaus  nicht  richtig  und  mithin  ist  es  auch  die  Schlussfolgerung 
nicht.  Statt  spezifischer  Ursachenforschung  macht  man  eben  eine  generelle 
Annahnie,  deren  Wirklichkeit  doch  erst  zu  beweisen  wäre,  und  dreht 
sich  dabei  in  einem  völligen  Zirkel.  Man  setzt  erst  voraus,  dass  der 
Fortpflanzungstrieb  gleich  sei  und  nur  durch  »Checks«  aufgehalten  wer- 
den könne;  wenn  er  sich  aber  nicht  als  gleich  herausstellt,  dann  nimmt 
man  wiederum  an,  dass  diese  Checks  wirksam  gewesen  sind  :  die  Ant- 
wort ist  dann  natürlich  nur  das  Echo  der  eigenen  Frage.  —  Die  Ar- 
gumentierung aber  endlich,  die  aus  der  Privatwirtschaft  genommen  ist, 
dass  kinderreiche  Familien  eher  in  Bedrängnis  geraten  als  kinderärmere, 
ist  angewendet  auf  ein  ganzes  Volk  direkt  sinnlos.  Fahlbeck  hat  selbst 
mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass  der  Generationswechsel  in  einem 
Volke  nicht  für  alle  Familien  auf  einmal  erfolgt,  sondern  allmäh- 
lich nacheinander.     Infoli^edessen  bleibt  das  A'^erhältnis  zwischen 


gÖÖ  Miszellen. 

Mündern  und  arbeitenden  Händen,  das  in  der  einzelnen  Familie  mit 
jedem  neuen  Kinde  so  gewaltig  verrückt  werden  kann,  im  Volke  un- 
gefähr dasselbe.  Denn  die  hinzukommenden  neuen  Kinder  stossen 
zwar  nicht  in  derselben  Familie,  wohl  aber  ausserhalb  auf  inzwischen 
zur  Verfügung  stehende  neue  »Hände«.  Also  auch  von  dieser  Seite 
ist  die  Jfaä/itii sehe  Theorie  nicht  haltbar. 

Ein  Bevölkerungsproblem  selbst,  sowohl  der  Ueber-  als  auch  der 
ünterbevölkerung  bleibt  natürlich  bestehen  —  auch  wenn  man  jene 
Lehre,  wie  es  mir  nötig  scheint,  gänzlich  fallen  lässt,  weil  auf  irriger 
Fragestellung  beruhend.  FaJdbeck  hat  selbst  mehrere  Arten  der  Ueber- 
völkerung  unterschieden:  i)  berufliche  —  entstehend  durch  Unaus- 
geglichenheit in  der  Berufswahl,  2)  soziale  —  hervorgerufen  durch  das 
Emporstreben  verschiedener  Bevölkerungsgruppen  und  dadurch  ent- 
stehende Kämpfe,  3)  lokale  —  infolge  der  unproportionalen  Anhäu- 
fung der  Menschen  an  einzelnen  Plätzen  und  4)  momentane  —  ent- 
standen durch  Krisen  oder  Misswachs  u.  ä. ;  sodann  subjektive  d.  h. 
das  Gefühl  des  Andranges  und  einer  nicht  ausreichenden  Lebensweise, 
das  aber  ganz  unabhängig  von  der  tatsächlichen  Bevölkerungszahl  ist. 
vielmehr  von  psychischen  Momenten  abhängt  und  bei  jeder  Bevölke- 
rung auftreten  kann.  Daneben  kann  aber  auch  wirklich  einmal  unter 
besonderen  Verhältnissen  eine  tatsächlich  objektive  üebervölkerung 
aus  bestimmten  Gründen  eintreten,  die  aber  nichts  mit  einer  »allge- 
meinen Tendenz«  zu  tun  hat.  Es  ist  ja  auch  deutlich,  dass  die  ganze 
Sozialpolitik  ein  reines  Danaidenfass  und  die  unsinnigste  Massnahme 
wäre,  wenn  das  angebliche  Gesetz  bestünde.  Die  Meinung  aber,  dass 
bei  einer  Verringerung  der  Bevölkerungszunahme  der  Nahrungsspielraum 
nun  grösser  würde,  ist  wiederum  ganz  unlogisch.  Denn  es  wird  das, 
was  eigentlich  bewiesen  werden  soll,  bereits  stillschweigend  vorausge- 
setzt: dass  nämlich  bei  gleichbleibender  oder  sogar  sinkender  Bevöl- 
kerung doch  das  Nationalprodukt  in  demselben  Masse  vorhanden  wäre. 
Das  ist  aber  nicht  nur  nicht  sicher,  sondern  im  Gegenteil  höchst  un- 
wahrscheinlich. Die  zunehmende  Bevölkerung  ist  gerade  die  V  o  r- 
aussetzung  und  Bedingung,  dass  der  Dividendus  National- 
produkt grösser  wird.  Und  eine  künstliche  Kinderbeschränkung  hemmte 
gerade  das  Anwachsen  dieses  Nationalreichtums. 

Das  »Zwei-Kindersystem«  hat,  wie  Fahlbeck  mit  Recht  zeigt,  für  die 
Gesamtbevölkerung  ganz  eigentümliche  Konsequenzen,  die  verhängnisvoll 
werden  müssen.  Es  wäre  nun  weiter  zu  untersuchen,  wie  weit  die 
neomalthusianischen  Praktiken  tatsächlich  unter  den  gebildeten  Klas- 
sen geübt  werden  und  ob  dadurch  wirklich  ihre  Erhaltung  gefährdet 
wird.  Dann  könnten  wir  zwar  nicht  von  einer  »Degeneration  der  ge- 
bildeten Klassen«  sprechen;  wohl  aber  wäre  aus  anderen  Gründen  in  der 
Zukunft  ein  Zurücktreten  oder  auch  Aussterben  zu  erwarten.  Bez.  des 
schwedischen  Adels  haben,  wie  es  oben  gezeigt  wurde,  die  Tatsachen 
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selbst  noch  kein  ganz  einwandsfreies  Zeugnis  abgegeben.    Es  bleibt  zu 
untersuchen,  wie  weit  anderwärts  Zeichen  dafür  vorhanden  sind. 

Es  ist  immer  das  grösste  Verdienst  eines  \Verkes,  neben  den  po- 
sitiven Lösungen,  die  es  bietet,  auch  eine  Menge  von  Problemen  auf- 
zuwerfen, die  Anlass  zur  Diskussion  geben  können.  Das  hervorragende 
Buch  von  Professor  Fahlbcck  verdient  darum  gerade  die  allgemeine 
Beachtung  der  Soziologen,  und  deshalb  erschien  eine  eingehende  Erör- 
terung: der  Probleme  an  dieser  Stelle  erwünscht. 


Anerbenrecht  und  Anerbensitte. 

Unter  diesem  Titel  hat  Dr.  Nikolaus  von  Mattyasovszky  im  Ver- 
lage der  Eggenbergerschen  Buchhandlung,  Budapest,  ein  Werk  in  unga- 
rischer Sprache  erscheinen  lassen,  dessen  Inhalt  auch  für  deutsche 
Leser  Interesse  bietet  ^).  Einem  uns  zur  Verfügung  gestellten  Auszuge 
entnehmen  wir  Folgendes  :  Dieses  Werk  ist  der  erste  Versuch  zur  syste- 
matischen Aufarbeitung  der  Erbfolgesitten  der  vaterländischen  acker- 
bautreibenden Bevölkerung  auf  Grund  der  aus  den  Akten  der  könig- 
lichen Bezirksgerichte  und  der  öffentlichen  Notare,  folglich  aus  verläss- 
licher Quelle,  geschöpften  Daten. 

Der  gewesene  Ackerbauminister  Ignaz  von  Daränyi  betraute  den 
Verfasser  mit  dem  Studium  des  Anerbenrechtes  und  der  Anerbensitte 
in  Deutschland.  Im  I.  Teile  des  Werkes  gibt  derselbe  Rechenschaft 
über  das  Ergebnis  seiner  Studienreise,  skizziert  nach  den  einzelnen 
Staaten  (Braunschweig,  Schaumburg-Lippe,  Baden),  beziehentlich  Pro- 
vinzen (Hannover,  Westfalen)  die  Entwicklung  des  Anerbenrechtes, 
bespricht  das  positive  Recht  und  die  Anerbensitte  und  stellt  schliesslich 
auf  Grund  statistischer  Daten  die  Wirkungen  des  Anerbenrechtes  auf 
die  Besitzverteilung,  die  Bevölkerungs-  und  Schuldverhältnisse  fest.  Er 
zeigt  dabei,  wie  verschieden  nach  den  einzelnen  Gegenden  die  Wir- 
kungen des  Anerbenrechtes  sind,  und  gelangt  zu  dem  Schlüsse,  dass  das 
A  n  e  r  b  e  n  s  y  s  t  e  m  nicht  verallgemeinert  werden  kann, 
da  dessen  Vorteile  oder  Nachteile  von  den  lokalen,  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnissen  abhängig  sind.  Sicher  ist  indessen,  dass 
das  Anerbenrecht  in  erster  Linie  mit  den  Verhältnissen  des  bäuerlichen 
Mittelbesitzes  übereinstimmt,  diesen  konserviert  und  dadurch  auch  zur 
Erhaltung  des  mittleren  Bauernstandes  beiträgt.  Diese  kon- 
servierende Kraft  des  Anerbenrechts  gelangt  jedoch  nur  neben  der 
Anerbensitte  zur  Geltung,  das  heisst :  nicht  das  Recht  an  und  für 
sich  ,  sondern  nur  das  mit  der  Sitte  gepaarte  Recht  vermag  die  gün- 
stisfen  Wirkungen  hervorzurufen. 


l)  Dr.  Mattyasovszky ,  Miklos ,    Törzsöröklesi  jog  es  törzsöröklesi  szokäs.     Buda- 
pest 1904.    425   S.   8**.     7   k. 
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Dieses  enge  Band  zwischen  Recht  und  Sitte  hat  im  Verfasser  die 
Ueberzeugung  zur  Reife  gebracht,  dass  für  Ungarn  die  Anerbenfrage 
ohne  Kenntnis  der  Erbfolgesitten  nicht  behandelt  werden  darf.  So  ist 
der  II.  Teil  des  Werkes  zustande  gekommen,  in  welchem  nach  den 
einzelnen  Landesteilen  die  Anerbensitten  des  u  n  g  a  r  1  ä  n  d  i  s  ch  e  n 
ackerbautreibenden  Volkes  besprochen  werden.  Ausser 
dem  durch  die  Bezirksgerichte  und  öffentlichen  Notare  gelieferten  Ma- 
terial benützte  der  Verfasser  auch  die  im  Privatwege  gesammelten  und 
in  Monographien  zerstreut  vorkommenden  Daten.  Das  Bild,  das  sich 
uns  in  der  Verarbeitung  dieser  Daten  darbietet,  ist  das  folgende :  I  n 
Ungarn  ist  dieAnerbensitte  keine  allgemein  verbrei- 
tete; insbesondere  ist  dieselbe  unter  der  Bevölkerung  rein  ungarischer 
Rasse  nicht  anzutreffen.  Hingegen  ist  die  Anerbensitte  eingebürgert 
vornehmlich  bei  den  transdanubischen  und  südungarischen  Deutschen 
und  teilweise  bei  den  Wallachen  in  den  Komitaten  Arad  und  Krassö- 
Szöreny.  Der  überwiegende  Teil  der  Bevölkerung  aber  huldigt  der 
Sitte  der  gleichmässigen  Natural-Erbteilung,  d.  h.  schliesst  sich  in  diesen 
Punkten  dem  positiven  Rechte  an.  Eine  Ausnahme  hievon  pflegt  nur 
zu  (junsten  der  Söhne  gemacht  zu  werden.  Die  bereits  ausgeheirateten 
Töchter  begnügen  sich  nämlich  in  vielen  Gegenden  mit  der  Abfindung 
in  barem  Gelde,  welche  oft  dem  Werte  ihres  gesetzlichen  Erbteiles 
nicht  gleichkommt.  Falls  aber  der  Vater  oder  die  Mutter  zu  verfügen 
hat,  so  macht  sich  fast  immer  das  Bestreben  geltend,  dass  der  Grundbesitz 
nur  den  Söhnen  zufalle. 

Die  Sitte  der  Erbfolge  in  männlicher  Linie  und  der 
gleichmässigen  Erbteilung  lässt  sich  durch  die  ungari- 
sche R  e  c  h  t  s  e  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g  erklären.  Schon  JVefböczy  sagte,  dass 
bei  den  Fronbauern  im  Falle  des  Ausheiratens  der  Töchter  nur  die 
Söhne  das  Erbfolgerecht  besitzen;  hingegen  erben  die  nicht  ausgehei- 
rateten Töchter  zusammen  mit  den  Söhnen  gleichförmig  das  gesamte 
bewegliche  und  unbewegliche  Vermögen  der  Eltern.  Die  neuere  Rechts- 
entwicklung hat  mit  der  Erbfolge  in  männlicher  Linie  gebrochen  und 
sich  ganz  auf  das  Prinzip  der  gleichmässigen  Erbteilung  gestellt.  Dies 
tat  auch  der  Gesetzartikel  VIII  :  1840,  und  auch  heutzutage  bekommen 
im  Falle  der  gesetzlichen  Beerbung  Söhne  und  Töchter  gleichmässig 
auch  vom  unbeweglichen  Vermögen  einen  gleichen  Teil.  Der  Rechts- 
entwicklung folgte  die  Sitte:  es  ist  \vahrzunehmen,  dass  die  von  der 
gleichmässigen  Erbteilung  abweichenden  Sitten  langsam  verschwinden, 
und  dass  selbst  in  solchen  Gegenden,  wo  man  noch  vordem,  sei  es 
auf  die  Söhne,  sei  es  auf  die  Besitzeinheit  besondere  Rücksichten  nahm, 
heute  bereits  die  Erbschaft  gleichmässig  und  in  natura  ohne  Rücksicht 
auf  das  Geschlecht  geteilt  wird.  Dementsprechend  finden  wir  i  n 
einem  grossen  Teile  des  Landes  Besitzteile,  welche 
auf  das    unsinnigste    zerstückelt    sind.     Es  gibt  Fälle,    wo 
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die  Erbteilung  die  Verlassenschaftsrealität  bis  auf  Parzellen  von  20 — 30 
Quadratklaftern  zersplittert  hat.  Selbst  in  Gemeinden  mit  verhältnis- 
mässig keiner  grossen  Gemarkung  gibt  es  mehr  als  dreissigtausend 
Grundbuchsparzellennumitiern.  Auf  solche  kleine  Parzellen  könnte  das 
Anerbensystem  überhaupt  nicht  Anwendung  finden.  Dort  aber,  wo  die 
Zerstückelung  des  Grundbesitzes  noch  nicht  so  weit  fortgeschritten  ist, 
macht  es  sehr  oft  die  Schuldenlast  zur  Unmöglichkeit,  dass  ein 
Erbe  den  ganzen  Grundbesitz  allein  übernehme,  unter  Auszahlung  des 
Anteiles  seiner  Miterben. 

Auch  auf  den  Zusammenhang,  welcher  zwischen  den  Erbfolgesitten 
und  der  Auswanderung  und  dem  Ein-  oder  Z  w  e  i  k  i  n  d  e  r- 
system  besteht,  wird  eingegangen,  und  dabei  gezeigt,  wie  sich  diese 
Probleme  unter  den  lokalen  Verhältnissen  modifizieren.  So  z.  B.  geht 
ein  grosser  Teil  der  Auswanderer  aus  dem  Komitate  Ung  deshalb  nach 
Amerika,  weil  dieselben  in  der  Heimat  von  dem  zugrunde  gegangenen 
jNIittelgrundbesitz  reichlich  Gründe  erwerben  könnten,  aber  kein  Geld 
dazu  haben ,  während  ein  Unternehmen  (Fabrik,  Bergwerk  u.  s.  w.), 
welches  ihnen  sicheren  und  ständigen  Verdienst  bieten  könnte,  zu  Hause 
nicht  zu  finden  ist.  Sie  gehen  folglich  »über  das  grosse  Wasser«,  um 
mit  dem  dort  zu  erwerbenden  Gelde  ihre  Rückstände  an  Grundkauf- 
preisen begleichen  zu  können. 

Das  Ein-  oder  Z  w  e  i  k  i  n  d  e  r  s  y  s  t  e  m  ist  gleichfalls  eine  jener 
Erscheinungen,  welche  mit  dem  Wesen  der  Erbfolge  im  engsten  Zu- 
sammenhange stehen.  Die  vom  Verfasser  mitgeteilten  Daten  weisen 
darauf  hin,  dass,  wenn  gleich  nicht  der  einzige,  so  doch  ein  sehr  be- 
deutender Grund  für  die  Verbreitung  des  Ein-  oder  Z  w  e  i  k  i  n  d  e  r- 
sy  Sterns  darin  liegt,  dass  der  Bauer  fürchtet,  dass  ihm  sein 
Grundbesitz  zerstückelt  wird.  Insbesondere  sind  die  re- 
formierten Ungarn  der  Ansicht,  dass  i — 2  Kinder  genügen,  da  sie 
Bettler  nicht  erziehen  wollen.  Der  Szekler  wieder  eignet  sich  die  Be- 
schränkung der  Kinderzahl  vom  Siebenbürger  Sachsen  an,  indem  er 
denkt,  dass  der  Sachse  deshalb  sich  bereichert,  weil  er  den  Grundbe- 
sitz nicht  zu  verteilen  braucht. 

Der  Verfasser  vergleicht  zum  Schlüsse  die  deutschen  mit  den  unga- 
rischen Verhältnissen  und  stellt  folgende  Unterschiede  fest: 

i)  In  Deutschland  ist  das  Anerbenrecht  auf  Grund  der  Sitte 
entstanden;  in  Ungarn  ist  die  Anerbensitte  beim  Gros  des  Volkes 
unbekannt,  welcher  Umstand  der  ungarischen  Rechtsentwicklung  ent- 
spricht. In  Ungarn  hat  es  einen  solchen  Satz,  wonach 
der  Grundbesitz  auf  ein  Kind  überzugehen  hat,  nie 
gegeben. 

2)  In  den  deutschen  Gegenden,  wo  das  Anerbenrecht  und  die 
Anerbensitte  üblich  sind,  ist  der  bäuerHche  Mittelbetrieb  vorherrschend; 
in  Ungarn  gibt  es  weniger  Mittelgrundbesitz  und  mehr  zerstückelte  und 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.    1905.  2.  24 


-.  -rf\  Miszellen. 

zwerghafte  Besitzungen. 

3)  In  Deutschland  hat  man  durch  Bevorzugung  des  Anerben  der 
U  eberschul  düng  vorgebeugt :  in  Ungarn  hingegen  könnte  das 
Anerbensystem  gerade  wegen  der  vielen  Schulden  nur  auf  wenige 
Grundbesitzungen  angewendet  werden. 

4 1  In  Deutschland  können  die  ausgezahlten  Miterben  infolge 
des  gewaltigen  Aufschwunges,  den  das  dortige  geistige  und  wirtschaft- 
liche Leben  genommen  hat,  leicht  ein  gutes  Unterkommen 
tinden ;  in  Ungarn  wird  jedes  Kind  eines  Ackerbauers  gleichfalls  ein 
Ackerbauer ;  doch  bietet  sich  ihm  auch  kaum  eine  andere  Beschäftigung- 

5)  In  Deutschland  werden  durch  die  Uebergabe  beiLebzei- 
ten und  dmrch  das  für  die  ungeteilte  Erhaltung  des  Familiengutes 
auch  zu  Opfern  bereite  Familiengefühl  die  Nachteile  des  An- 
erbensystems ausgeglichen  und  dessen  Vorteile  gehoben;  in  Ungarn  ist 
dieser  Geist  zumal  unter  den  männlichen  Erben  nicht  anzutreffen.  Auch 
wenn  die  Eltern  noch  bei  Lebzeiten  eine  Erbteilung  vornehmen  (was 
mehr  eine  Ausnahme  bildetj,  lassen  sie  jedem  einzelnen  ihrer 
Söhne  ein  Stück  von  Grund  und  Boden  zukommen. 


Budapester  Wohnungszustände. 

Das  kürzlich  erschienene  zweite  Heft  des  Budapester  Volks- 
zählungswerkes (»Die  Hauptstadt  Budapest  im  Jahre  1901«)  be- 
handelt die  Wohnverhältnisse.  Es  leben  96,7  Proz.  der  Bevölkerung, 
d.  i.  694107  Personen  in  ordentlichen  Wohnungen,  12  919  Personen 
in  Anstalten  und  10  655  Individuen  in  solchen  Lokalitäten ,  welche 
eigentlich  nicht  als  Wohnungen  betrachtet  werden  können ,  wie 
z.  B.  Geschäfts-  und  Comptoirräumen  etc.  Nahezu  die  Hälfte, 45,4  Proz.) 
der  in  ordentlichen  Wohnungen  lebenden  Bevölkerung  bewohnt  Par- 
terrewohnungen. Budapest  unterscheidet  sich  in  dieser  Beziehung 
noch  merklich  von  den  Grossstädten  anderer  Länder ;  in  den  deut- 
schen Grossstädten  wohnen  bloss  13 — 20  Proz.,  in  Wien  24,5  Proz. 
in  Parterrewohnungen.  Infolge  der  wachsenden  Zunahme  der  höheren 
Gebäude  nimmt  die  Zahl  der  in  den  höheren  Stockwerken  Wohnenden 
auch  in  Budapest  neuerdings  bedeutend  zu.  Stieg  doch  die  Anzahl 
der  im  II.  Stock  Wohnenden  in  den  letzten  zehn  Jahren  von  48000 
auf  117  000,  der  im  III.  Stock  Wohnenden  von  23000  auf  71  000  und 
der  im  IV.  Stock  Wohnenden  von  3000  auf  8000.  Im  Zusammenhange 
damit  steht  eine  bedeutende  Abnahme  der  in  Kellerwohnungen  Leben- 
den, deren  Anzahl  infolge  energischer  behördlicher  Massnahmen  von 
25  120  auf  81 51  herabsank. 

Auch  die  allgemeine  Wohndichtigkeit  lässt  im  Laufe  der  letzten 
zwei   fahrzehnte  einige  Besserung  erkennen,  indem  die  durchschnittliche 
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Zinimerzahl  der  Wohnungen  seit  1881  von  1,75  auf  1,90  angestiegen, 
die  durchschnittliche  Kopfzahl  in  einer  Wohnung  hingegen  von  4,99 
auf  4,82  gesunken  ist,  so  dass  auf  je  ein  Zimmer  statt  der  1881  ge- 
zählten 2,85  Personen  gegenwärtig  bloss  2,54  entfallen.  Die  grössere 
Hälfte  (54,2  Proz.)  der  Zimmer  sind  von  i — 3  Personen,  23,6  Proz.  von 
3 — 5  Personen,  15,9  Proz.  von  mehr  als  5  Personen  bewohnt.  Es  ist 
also  die  Wohndichtigkeit  noch  immer  eine  recht  beträchtliche;  gehen 
wir  hier  näher  ein,  so  finden  wir,  dass  die  am  diciitesten  bevölkerten 
Wohnungen  besonders  häufig  sind  in  Steinbruch,  Ofen,  in  der  Ferdi- 
nand- und  Josephstadt,  während  weniger  bevölkerte  Wohnungen,  wie 
solche  mit  durchschnittlich  einer  Person  pro  Zimmer  in  der  inneren 
Stadt  am  allerhäufigsten  vorkommen.  Besonders  dicht  bevölkert  sind 
die  Zimmer  in  den  Kellerwohnungen  und  im  Parterre,  wo  pro  Zimmer 
durchschnittlich  4,1  resp.  3,3  Individuen  gezählt  werden,  während  mit 
zunehmender  Höhe  die  Wohndichtigkeit  allmählich  abnimmt  —  ein 
Zeichen  davon ,  dass  die  unbemittelten  Volksklassen  besonders  die 
Wohnungen  der  alten  ebenerdigen  Gebäude  bewohnen. 

Ein  besonderer  Abschnitt  des  Volkszählungswerkes  behandelt  die 
überfüllten  Wohnungen,  d.  i.  diejenigen,  in  denen  auf  je  einen  bewohn- 
baren Raum  4  oder  mehr  Personen  entfallen.  Die  Volkszählung  vom 
Jahre  1901  konstatierte  11  858  solcher  Wohnungen  mit  insgesamt  77  6g6 
Einwohnern,  so  dass  gegenwärtig  10,8  Proz.  der  Bevölkerung  in  solchen 
Wohnungen  leben,  während  die  entsprechende  Verhältniszahl  vor  zehn 
Jahren  noch  13,2  Proz.  betrug.  Auch  in  Bezug  auf  den  Grad  der 
Ueberfüllung,  besonders  aber  in  Bezug  auf  die  Anzahl  der  extrem  über- 
füllten W^ohnungen  gibt  sich  eine  bedeutende  Besserung  zu  erkennen, 
indem  1881  noch  in  4427  Wohnungen  mehr  als  10  Personen  pro  Zim- 
mer gezählt  wurden,  während  dies  1891  bloss  mehr  in  1899  Wohnungen 
der  Fall  war;  Wohnungen  mit  über  20  Personen  pro  Zimmer  fanden 
sich  im  Jahr  1881  noch  1202,  zehn  Jahre  später  nur  noch  524,  während 
die  Volkszählung  von  1901  keine  einzige  solche  Wohnung  mehr  antraf. 
Wie  auch  aus  diesen  Angaben  ersichtlich  ist,  war  die  auf  Besserung 
der  Wohnungsverhältnisse  hinzielende  Tätigkeit  der  städtischen  Behör- 
den, namentlich  in  Bezug  auf  die  Kellerwohnungen  von  einigem  Erfolg. 
Eine  bedeutend  schwierigere  Aufgabe  bildet  freilich  die  Herbeiführung 
einer  Besserung  der  durch  die  allgemeine  Armut  bedingten  Ueberfüllung 
überhaupt.  Die  Tätigkeit  der  Kommunalbehörden  scheint  sich  bis  jetzt 
auf  die  Beseitigung  der  extremsten  Auswüchse  des  Wohnungsprozesses 
beschränkt  zu  haben.  Die  Evacuierung  der  bisher  namentlich  am 
linken  Donauufer  noch  existierenden  überfüllten  Kellerwohnungen  und 
die  Unterbringung  der  Kellerljevölkerung  in  gesünderen  Wohnungen  wird 
für  die  nächste  Zeit  ein  dankbares  Arbeitsfeld  für  die  kommunalen  Sa- 
nitätsbehörden darbieten. 
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Trotz  grosser  Belesenheit  und  Beherrschung  des  Stoffes  ist  dem  Ver- 
fasser die  Darstellung  im  ganzen  nicht  recht  gelungen.  Eine  literar- 
geschichtliche  Arbeit  kann  unter  doppeltem  Gesichtspunkte  geschrieben 
werden.  Entweder  betrachtet  man  den  Autor  unter  den  historisch- 
biographischen Verhältnissen  als  Ausdruck  bestimmter  Zeitumstände 
und  Parteien,  als  beeinflusst  von  Vorgängern  und  Umwelt:  es  ist  der 
Standpunkt  des  Historikers.  Oder  man  betrachtet  seine  Auffassung  als 
eine  der  möglichen  Ausdrucksweisen  überhaupt,  die  gerade  unter 
speziellen  Umständen  Wirklichkeit  geworden,  als  einen  der  Erklärungs- 
versuche, der  zum  zeitlosen  Inventar  des  nationalökonomischen  Besitzes 
gehört:  es  ist  der  kritische  Standpunkt ,  wie  ihn  etwa  Eugen  Dilhring 
und  auf  einem  anderen  Gebiete  Sim7nel,  in  seinen  Kantvorlesungen,  re- 
präsentieren. Die  Arbeit  Leesens  gehört  ganz  in  die  erste  Kategorie, 
was  an  sich  gewiss  kein  Vorwurf  ist.  Aber  die  Bedingtheit  Bastiats 
durch  Vorgänger  und  Umwelt  wird  dabei  nicht  genügend  in  den  Vor- 
dergrund gestellt.  Zwar  spricht  der  A^erfasser  in  der  Einleitung  von  der 
englischen  Freihandelsbewegung  und  von  deren  Einfluss  auf  Bastiaf; 
auch  schildert  er  eingehend  das  persönliche  Schicksal  des  Franzosen  : 
aber  seine  Stellung  in  der  ganzen  Geschichte  der  Nationalökonomie 
wird  doch  nicht  deutlich  und  tritt  nicht  plastisch  genug  hervor.  Er 
behandelt  anhangsweise  den  Prioritätsstreit  mit  Carey\  aber  von  wel- 
chen Voraussetzungen  beide  zu  den  gleichen  Resultaten  kommen,  erfah- 
ren wir  nicht.  Es  hätte  mir  darum  weit  zweckmässiger  geschienen,  ein- 
mal eine  Gesamtcharakteristik  der  BastiaHc\iQ\\  Schriften  im  ganzen  zu 
geben  und  dann  seine  einzelnen  Hauptlehren  nach  Kategorien  im  Zu- 
sammenhange darzustellen  und  sie  mit  den  Schriften  der  Vorgänger  zu 
vergleichen,  um  die  Besonderheit  und  den  Einfluss  des  Autors  in  das 
rechte  Licht  zu  setzen.  So  sind  aber  die  letzten  Wurzeln  der  Analyse 
nicht  blossgelegt.  Gewiss  ist  es  ganz  nützlich  ,  einen  jener  ökonomi- 
schen Schriftsteller,    auf   die  man  mehr  mit  vornehmem  Abtun  herab- 


Literatur. 


373 


sieht,  um  sie  zu  verketzern  ,  als  dass  man  sie  wirklich  kennt  und  ver- 
steht, von  neuem  darzustellen.  Aber  die  Kritik  muss  dann  eben  eine 
einschneidende  sein,  die  von  Prinzipien  ausgeht  und  die  Prinzipien 
selbst  aufdeckt:  mit  dem  billigen  Scheltwort  »Manchestermann &  tut 
man  doch  dergleichen  nicht  ab.  Die  I}/e/zehchen  Aufsätze  im  Hand- 
wörterbuch geben  einen  Fingerzeig  zur  Beurteilung  solcher  Fragen. 
Freilich  literargeschichtliche  Untersuchungen  gehören  zu  den  feinsten 
und  schwierigsten :  sie  kann  mit  Erfolg  nur  jemand  schreiben ,  der 
selbst  einen  festen  kritischen  Standpunkt  gewonnen  hat ,  nicht  aber 
wie  der  Verfasser  in  eklektischer  Weise  irgend  welche  späteren  Au- 
toren zitiert  und  als  Gegenargumente  anführt. 

Unsere  Ausstellungen  sind  also  prinzipieller  Natur.  Aber  es  soll 
nicht  geleugnet  werden,  dass  wir  im  übrigen  eine  ganz  brauchbare, 
wenn  auch  nicht  sonderlich  tiefe  Darstellung  der  Ansichten  Basf/a/s  ge- 
winnen :  der  Verfasser  schöpft  aus  guter  Kenntnis  der  Schriften,  kennt 
die  Literatur  und  die  Quellen  genau,  besitzt  eine  klare  Ausdrucksweise 
und  weiss  auch  aus  den  französischen  Autoren  manches  Zitat  anzu- 
bringen, das  Aufklärung  gibt.  Ist  es  mithin  auch  nicht  eine  Muster- 
leistung,  die  ja  auf  diesem  Gebiete  nur  schwer  zu  erreichen  ist,  so 
enthält  das  Buch  doch  eine  nützliche  und  fleissige  Vorführung  des  einst 
so  einflussreichen  Franzosen,  die  gerade  in  diesen  Tagen  mit  Nutzen 
gelesen  werden  mag. 

Leipzig.  F.    Eule  n  b  u  r  g. 

y.  Le/ir's  Folilische  Oekonomie  in  gedrängter  Fassung.  (Volkswirt- 
schaftslehre und  -Politik,  Finanzwissenschaft,  Statistik  u.  s.  w.)  Vierte 
vermehrte  Auflage,  besorgt  von  Prof.  Dr.  C.  Neuburg.  München  1905. 
J.  Lindauersche  Buchhandlung.  176  S.  8"  M.  3. — . 

Der  Z^//rsche  Grundriss  erfreut  sich  unter  den  Studierenden  als 
bequemes  Repetitionsmittel  eines  berechtigten  Ansehens.  Knappe  prä- 
zise Fassung,  genügende  Berücksichtigung  des  Tatsächlichen  in  Gesetz- 
gebung und  Praxis,  technische  Fingerzeige,  wo  sie  zum  Verständnis 
notwendig  sind,  geben  ihm  vor  den  meisten  ähnlichen  Hilfsmitteln  für 
Anfänger  den  Vorzug.  Nach  dem  Tode  des  leider  zu  früh  verstorbe- 
nen Verfassers  hat  Neuburg  die  Herausgabe  übernommen.  Er  hat  das 
Büchlein  schon  in  der  3.  Auflage  um  zwei  kurze  Abschnitte  (»Volks- 
wirtschaftliche Theorien  und  Richtungen«  und  »Versicherungswesen«) 
erweitert  und  die  der  Produktion  gewidmeten  Abschnitte  der  speziellen 
Nationalökonomie  umgearbeitet,  sich  aber  mit  Recht  in  der  4.  Auflage 
aller  Veränderungen  enthalten,  welche  nicht  durch  die  Fortschritte  der 
Gesetzgebung  und  Statistik  geboten  waren.  So  ist  er  glücklich  der  Ge- 
fahr entgangen,  welcher  andere  Verfasser  solcher  Grundrisse  erlegen 
sind,  den  LTmfang  des  Buches  über  das  Mass  hinaus  auszudehnen,  das 
denen  noch  zugemutet  werden  kann,  welche  die  Nationalökonomie  nur 
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als  »Nebenfach«  betreiben.  Immerhin  ist  der  Grmidriss  über  seinen 
ursprüngUchen  Zweck,  den  Hörern  Lehi'?,  die  Wiederholung  und  völlige 
Aneignung  seiner  Vorlesungen  zu  erleichtern,  hinausgewachsen,  und 
dieser  Unistand  dürfte  für  die  Zukunft  weitere  Umgestaltungen  nahe 
legen.  Empfehlen  dürfte  sich  namentlich  eine  Trennung  der  sog.  all- 
gemeinen von  der  speziellen  Volkswirtschaftslehre,  die  von  Lehr  ziem- 
lich ungeschickt  ineinandergearbeitet  waren  und  die  Streichung  mancher 
in  ihrer  abrupten  Fassung  für  die  Benutzer  nur  Ballast  bildenden  Notizen. 
Beides  zusammengenommen  würde  eine  übersichtlichere  und  weniger 
sparsame  Anordnung  des  Drucks  ermöglichen,  bei  der  die  Hauptsätze 
scharfer  hervorgehoben  und  blosses  Erläuterungsmaterial  in  Petitschrift 
gesetzt  werden  könnte.  —  Ausstellungen  wären  an  Einzelheiten  wohl 
manche  zu  machen.  Die  Definition  der  Fruchtwechselwirtschaft  (S.  88) 
ist  schlechterdings  nicht  zu  brauchen,  und  was  heisst  das,  wenn  S.  39 
zu  lesen  steht,  für  Geldzwecke  könne  nur  ein  Stoff  benützt  werden,  der 
preis  würdig  sei?  Geradezu  irreführend  ist  es,  wenn  auf  derselben 
Seite  das  iM  ü  n  z  r  e  g  a  1  im  Deutschen  Reiche  den  Gliedstaaten  zuge- 
schrieben wird,  oder  wenn  es  S.  43  heisst,  Währung  sei  »auch  so 
viel  wie  Münzfuss«  oder  wenn  S.  23  die  Hausindustrie  neben  der  of- 
fenen Handels-Aktiengesellschaft  etc.  als  eine  Spielart  der  gesellschaft- 
lichen Unternehmung  behandelt  wird.  S.  25  ist  der  Standard  of  life  mit 
dem  Existenzminimum  verwechselt,  und  der  Begrift'  des  freien  Einkom- 
mens demgemäss  unrichtig  bestimmt.  Arg  sind  S.  43  die  »c  a  m  p  s  a- 
t  o  r  e  s  (!)  in  Rom«  neben  den  Trapeziten  in  Griechenland  (statt  argen- 
tarii).  Aber  dergleichen  ist  doch  selten,  weit  seltener  als  in  den  meisten 
ähnlichen  Grundrissen,  die  bei  grösserem  Umfang  den  Benutzern  weit  we- 
niger Inhalt  bieten,  und  es  kann  in  neuen  Auflagen  leicht  verbessert  wer- 
den,  deren  ich  dem  Büchlein  noch  recht  viele  wünsche.  — r. 

Kraus,  Dr.  Oskar,  Zur  Theorie  des  Wertes.  Eine  Bentham- 
Studie.  Halle  a.  S.  Verlag  von  Max  Niemeyer.   1901.  147  S.  8". 

Das  Buch  rechtfertigt  sowohl  um  seines  dogmatischen  als  um  sei- 
nes historischen  Inhalts  willen  auch  noch  eine  verspätete  Anzeige.  Der 
Verfasser  geht  davon  aus,  dass  es  für  die  Erkenntnis  des  Wesens  der 
wirtschaftlichen  Werte  unentbehrlich  sei,  auch  den  Begriff  des  in  sich 
Guten  vom  Standpunkt  der  Psychologie  und  Ethik  aus  zu  untersuchen. 
Die  österreichische  Schule  erkenne  wohl  an,  dass  der  Wert  der  äus- 
seren Güter  nur  etwas  sekundäres  sei  und  von  diesem  primären  Wert- 
begrifif  herstamme,  aber  doch  habe  sie  die  Untersuchung  des  letzteren 
bisher  verriachlässigt.  Der  Verfasser  gibt  eine  sorgfältige  Analyse  des 
primären  Wertbegrififs,  bei  der  er  im  wesentlichen  unter  dem  Einfluss 
des  Psychologen  Franz  Brenta/io  steht.  In  den  weiteren  Konsequenzen, 
zu  denen  er  gelangt,  begegnet  sich  Kraus  mit  den  Grenznutzentheo- 
retikern, deren  Sätze  er  aber    auch  zum  Teil    in    scharfsinnigen    Argu- 
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nientationen  bekämpft. 

Kraus  kleidet  seine  Erörterungen  in  die  (lestalt  einer  Kritik  ßcii- 
thains.  Denn  wie  er  eingehend  nachweist  ,  hat  schon  Bentham  die 
Wertlehre  auf  dem  Boden  der  empirisch-psychologischen  Methode  be- 
handelt und  den  praktischen  Wert  der  Dinge  von  den  psychischen 
Werten  abgeleitet.  Besonders  interessant  ist  dabei,  dass  Bentham  mit 
aller  Schärfe  auch  schon  den  Gedanken  dargelegt  hat  —  ohne  freilich 
selbst  über  die  Ergebnisse  der  Adam  SmMschen  Werttheorie  wesent- 
lich hinauszukommen  — ■  den  die  modernen  Grenznutzentheoretiker  zur 
Basis  ihrer  Theorieen  gemacht  haben;  Ä>(^z//.y  formuliert  dieses  von  ihm 
sogenannte  :» Beut/iafnsche  Axiom«  auf  Grund  der  verschiedenen  Paral- 
lelstellen folgendermassen  :  »man  nehme  das  jährliche  Eii;]<;ommen  eines 
Menschen,  das  gerade  genügt,  um  dessen  Leben  zu  fristen,  das  Exi- 
stenzminimum als  gegeben  an;  wenn  nun  dieses  Minimum  in  irgend 
einem  konstanten  Verhältnisse  wächst,  so  wächst  innerhalb  gewisser 
Grenzen  ceteris  paribus  das  Glück  (die  primäre  Wertsumme)  seines 
Besitzers  nicht  in  eben  demselben  Verhältnisse;  vielmehr  ist  das  Wachs- 
tum des  Glückes  dem  Gelde  gegenüber  ein  verzögertes,  ohne  dass  sich 
jedoch  angeben  lässt.  in  welchem  Masse  es  langsamer  wachse,  ja  selbst 
ohne  dass  sich  mit  Sicherheit  sagen  lässt,  dass  ein  konstantes  Mass 
der  Verzögerung  besteht.«  Innerlich  nahe  verwandt  mit  der  bekannten 
These  Bcrnouilih,  den  Bentham  aber  nicht  gekannt  haben  dürfte,  ist 
ihr  das  Befitham?,c\\t  Axiom  sowohl  um  seiner  vorsichtigeren  Fassung, 
als  um  seiner  sorgfältigen  psychologischen  Begründung  willen  vorzu- 
ziehen. Das  spätere  »  G'(7.y.y^«sche  Gesetz«  ist  fast  gleichlautend  mit  dem 
Benfha7?ischen  Axiom,  ohne  dass  Gossen  das  letztere  gekannt  hätte, 
dessen  Existenz,  wie  Kraus  wohl  mit  Recht  bemerkt,  den  Werttheore- 
tikern überhaupt  fast  unbekannt  geblieben  zu  sein  scheint.  Nur  auf 
einige  englische  Werttheoretiker  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts, 
so  mag  hinzugefügt  werden,  scheint  das  Binthamscht  Axiom  unmittel- 
baren Einfluss  gehabt  zu  haben,  wie  auf  Senior  und  namentlich  Wil- 
liam   Tonipson.  R.  K  a  u  1 1  a. 

Manes,  Alfred,  Versicherungsivesen.  Leipzig,  B.  G.  Teubner. 
1905.  (Teubners  Handbücher  für  Handel  und  Gewerbe,  herausg.  von 
Präsident  van  der  Borght-'^o.xXxw.,  Prof.  Dr.  Schutnacher-Bowxi,  Regierungs- 
rat Dr.  Stegemann-'S>xSiUv\schviQ\g.)     XIV    und    468    Seiten.  —  10  Mark. 

Das  Werk  ist  ein  Teil  der  Sammlung  von  Teubners  Handbüchern 
für  Handel  und  Gewerbe.  Dem  für  die  Sammlung  aufgestellten  Plan 
entsprechend  hat  Manes  es  versucht,  in  gemeinverständlicher  Weise  die 
auf  die  A^'ersicherungswirtschaft  und  die  Versicherungstechnik  bezüg- 
lichen Lehren  in  ihren  Grund/ügen  zur  Darstellung  zu  bringen.  Die 
Ergebnisse  wissenschaftlicher  Forschung  wie  die  tatsächlichen  Verhält- 
nisse sind  bei  der  Arbeit  allenthalben  berücksichtigt  und  verwertet,  so 
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dass  das  Buch  wohl  geeigiiet  erscheint,  als  Einführung  in  die  Kenntnis 
des  Versicherungswesens  zu  dienen.  Manes  hat  damit  der  Versiche- 
rungswissenschaft,  für  deren  Anerkennung  als  einer  selbständigen 
Gruppe  von  Wissenszweigen  er  als  Generalsekretär  des  Deutschen 
Vereins  für  Versicherungswissenschaft  unermüdlich  gewirkt  hat  und 
wirkt,  einen  neuen  hochzuschätzenden  Dienst  erwiesen. 

Der  behandelte  Stoff  ist  in  der  Weise  geordnet,  dass  in  einem 
ersten  Teil  (Die  Versicherung  im  allgemeinen)  die  für  das  gesamte 
Versicherungswesen  geltenden  Grundsätze  wirtschaftlicher  und  techni- 
scher Natur  dargestellt  werden,  während  der  zweite  Teil  die  für  die 
einzelnen  Versicherungszweige  massgebenden  besonderen  Lehren  enthält. 

Der  erste  Teil  beginnt  mit  einer  Erläuterung  des  Begriffs  und 
Wesens  der  Versicherung,  unter  der  Manes  »auf  Gegenseitigkeit 
beruhende  wirtschaftliche  Veranstaltungen  zwecks 
Deckung  zufälligen  schätzbaren  Vermögensbedarfs« 
(S.  i)  versteht.  Die  zu  dieser  Begriffsbestimmung  gegebenen  Erläu- 
terungen werden  nicht  allenthalben  Zustimmung  finden.  Einwand  ist 
z.  B.  gegen  die  Annahme  zu  erheben,  es  gehöre  »begrifflich  zur  Ver- 
sicherung, dass  jeder  Teilnehmer  einen  festen  Anspruch,  ein  Recht  auf 
die  Deckung«  habe  (S.  3).  Für  den  R  e  c  h  t  s  begriff  der  Versicherung 
ist  dies  richtig.  Für  den  wirtschaftlichen  Begriff  —  dieser 
kommt  hier  allein  in  Frage  —  ist  das  Merkmal  des  »Rechtsanspruchs« 
belanglos.  Hierfür  ein  Beispiel,  auf  das  Manes  selbst  hinweist.  Bei  der 
Besprechung  der  Streikversicherung  erwähnt  er  als  Streik  v  e  r  s  i  c  h  e- 
r  un  g  sgesellschaft  die  »Gesellschaft  zur  Entschädigung  bei  Arbeits- 
einstellungen in  Leipzig«  (S.  430).  Diese  Gesellschaft  hat  sich  Ende  1904, 
w'iQ  Manes  noch  nicht  verzeichnen  konnte,  in  die  »Gesellschaft  Deutscher 
Metallindustrieller  zur  Entschädigung  bei  Arbeitseinstellungen«  umge- 
wandelt. Der  wesentlichste  Unterschied  zwischen  der  neuen  und  der 
alten  Gesellschaft  besteht  darin,  dass  nunmehr  den  Mitgliedern  kein 
»Rechtsanspruch«  auf  Streikentschädigung  mehr  zusteht ;  über  die  Ge- 
währung einer  Entschädigung  entscheidet  vielmehr  von  Fall  zu  Fall 
nach  billigem  Ermessen  der  Aufsichtsrat.  Die  Gesellschaft  ist 
zufolgedessen  als  Versicherungsunternehmen  im  R  e  c  h  t  s  s  i  n  n  nicht 
mehr  aufzufassen  (vgl.  §  i  Abs.  2  des  Reichsgesetzes  über  die  privaten 
Versicherungsunternehmungen  vom  12.  Mai  19011.  Tatsächlich  hat  die 
neue  Gesellschaft  aber  dieselben  Aufgaben  wie  die  alte  und  wirkt  wie 
diese;  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  ist  ihr  Betrieb  als  echte 
Versicherung  zu  erachten.  Die  kollegiale  Gesinnung  der  Personen, 
denen  die  Zubilligung  der  Entschädigung  übertragen  worden  ist ,  ge- 
währleistet hier  die  Erfüllung  des  Versicherungszwecks  ebenso  wie  die 
Möglichkeit  des  Rechtszwangs    bei  Bestehen    eines    »Rechtsanspruchs.« 

An  die  Begriffserläuterung  schliesst  Manes  eine  Darstellung  der 
Voraussetzungen    und    Grenzen    der  Versicherung.     Hierbei    bezeichnet 
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er  als  wesentliche  subjektive  Voraussetzung^  für  die  Versicherungs- 
möglichkeit  einer  Person  deren  Zahlungsfähigkeit.  »Wer  keinen  Tiei- 
trag  leisten  kann«,  fährt  er  fort  (S.  g),  »kann  sich  scheinbar  auch  an 
keiner  Versicherung  beteiligen.  Allein,  das  Aufkommen  der  vor  wenigen 
Jahrzehnten  noch  unbekannten  modernen  Sozialpolitik  und  andere  Er- 
scheinungen haben  in  dieser  Auffassivng  Wandel  geschaffen.  Statt  des 
Geldes  wird  die  Arbeitskraft  des  Mittellosen  als  Einsatz  ange- 
nommen.« Es  ist  zuzugeben,  dass  die  Arbeitskraft  einer  Person  an  sich 
geeignet  ist,  als  Entgelt  für  die  Versicherungsgewährung  zu  dienen.  In 
der  sogenannten  sozialen  Versicherung  Deutschlands,  an  die  man  bei 
den  Ausführungen  von  Manes  denkt ,  ist  hiervon  aber  nicht  (lebrauch 
gemacht  worden.  Bei  der  Kranken-  wie  bei  der  Invalidenversicherung 
haben  die  Versicherten  Geldleistungen  als  Entgelt  zu  entrichten.  P»ei 
der  Arbeiter  -  Unfallversicherung  scheint  dies  allerdings  nicht  der 
Fall  zu  sein.  Dies  beruht  aber  auf  der  für  die  Unfallversicherungs- 
gesetzgebung gewählten  irreführenden  Terminologie.  Ihrem  Wesen 
nach  ist  diese  Versicherung  keine  Unfallversicherung  der  Arbeiter, 
sondern  eine  Haftpflichtversicherung  der  Arbeitgeber.  Versichert  sind 
nicht  die  Arbeiter,  wie  die  Gesetze  sagen ,  sondern  die  Arbeit- 
geber. Letztere  tragen  daher  ausschliesslich  die  Lasten  der  »Unfall- 
versicherung;. Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  ergibt  sich  nicht  nur 
aus  der  Geschichte  der  L'nfallversicherungsgesetzgebung,  sie  wird  auch 
durch  die  Erfahrungen  bestätigt,  die  man  bei  praktischer  Betätigung 
auf  dem  Gebiet  der  Arbeiter -Unfallversicherungsgesetzgebung  machen 
kann.  Der  durch  Unfall  verletzte  Arbeiter  erhebt  seinen  Anspruch  gegen 
die  Berufsgenossenschaft  in  dem  richtigen  Gefühl,  dass  sein  durch  die 
Berufsgenossenschaft  vertretener  Arbeitgeber  ihm  für  den  Betriebs- 
unfall verantwortlich  sei.  Dagegen  kommt  ihm  nicht  in  den 
Sinn,  dass  er  sich  durch  seine  »Arbeitskraft«  einen  Versicherungsan- 
spruch erworben  habe.  Der  von  Manes  vertretenen  Ansicht,  die  an  ande- 
rer Stelle  (^S.  15/16)  wiederkehrt,  kann  sonach  nicht  beigepflichtet  werden. 

Nach  einer  zutreffenden  Besprechung  :>ver\vandter  Veranstaltungen« 
geht  Manes  in  einem  zweiten  Abschnitt  ausführlich  auf  die  Entwicke- 
lung,  Bedeutung  und  Verbreitung  der  Versicherung  ein.  Es  würde  sich 
empfohlen  haben,  hierbei  auf  zwei  der  wichtigsten  Folgeerscheinungen 
des  Versicherungswesens,  auf  die  Beeinflussung  des  Grundstücksmark- 
tes und  der  Bewertung  öffentlicher  Anleihen,  mehr  als  es  geschehen  ist 
(S.  36),  hinzuweisen.  Die  Versicherungsunternehmungen  und  Versiche- 
rungsträger sind  gegenwärtig  die  besten  Abnehmer  guter  H)'potheken 
und  sicherer  Anleihewerte.  Die  Möglichkeit,  öffentliche  Anleihen  in 
solchem  Umfange  und  so  häufig,  wie  jetzt  gebräuchlich,  unterzubringen, 
ist  hauptsächlich  der  grossartigen  Kapitalanhäufung  bei  den  Versiche- 
rern zuzuschreiben. 

Der  dritte  Abschnitt  des  ersten  Teils  behandelt    die    Organisation 
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der  Versiclierung.  Wertvolle  Nachweisungen  finden  sich  hier  u.  a.  über 
die  Verbände  der  Unternehmer  und  der  Versicherten.  Die  objektive 
Dai'Stellungsweise  tritt  bei  diesen  Ausführungen  scharf  hervor.  Eine 
der  jüngsten  Erscheinungen,  der  eine  bedeutende  Entwickelung  vor- 
ausgesagt werden  darf,  würde  noch  zu  erwähnen  gewesen  sein :  die 
Errichtung  von  Auskunftsstellen  und  Beratungsanstalten  für  Versicherte. 
Eine  beachtliche  Tätigkeit  entwickeln  in  dieser  Richtung  die  Arbeiter- 
sekretariate; mehrfach  haben  aber  auch  einzelne  Personen  derartige 
Auskunftsbureaux  eröffnet,  ebenso  gehen  berufliche  Verbände  mit  dem 
Gedanken  um,  sich  eigene  Versicherten-Auskunftsstellen  für  ihre  Mit- 
glieder einzurichten. 

Die  folgenden  drei  Abschnitte  sind  der  Versicherungstechnik,  Ver- 
sicherungspolitik und  Versicherungswissenschaft  gewidinet.  Der  Ab- 
schnitt ;> Versicherungstechnik«  gewährt  in  anschaulicher  Weise  einen  Ein- 
blick in  das  vielseitige  Getriebe  eines  ausgebildeten  Versicherungsunter- 
nehinens.  Er  wird  zweifelsohne  wesentlich  zur  Klärung  des  vielumstritte- 
nen Rechts  begrififs  :  »Versicherungstechnik«  beitragen  ;  (vgl.  Gesetz  vom 
12.  Mai  1901 ,  §  4,  Abs.  3,  Ziff.  2:  technische  Geschäftsun- 
terlagen; auch  m  einen  »Versicherungsverein  auf  Gegenseitigkeit« 
§  II,  S.  60).  Der  von  Manes  gegebenen  Begriffsbestimmung  und  Ein- 
teilung darf  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  zugestimmt  werden.  Im 
einzelnen  sei  noch  bemerkt,  dass  sich  die  Ausführungen  über  Versiche- 
rungsmathematik auf  das  notwendigste  beschränken,  da  hierfür  ein  be- 
sonderer Band  der  eingangs  genannten  Sammlung  vorgesehen  ist.  — 
In  dem  Abschnitt :  Versicherungspolitik  dürfen  die  Mitteilungen  über 
die  im  Ausland  geltenden  Grundsätze  besonderes  Interesse  beanspru- 
chen. Die  hierauf  folgenden  Betrachtungen  über  Versicherungskriminal- 
politik bringen  beachtenswerte  Anregungen  für  die  geplante  Reform 
des  deutschen  Strafgesetzbuchs.  Den  Schluss  des  ersten  Teils  bildet 
der  Abschnitt :  Versicherungswissenschaft,  in  dem  Älanes  z.  T.  den  Aus- 
führungen in  seiner  lesenswerten  Schrift :  »Versicherungswissenschaft 
auf  deutschen  Hochschulen«  folgt.  Auch  hier  ist  es  ihm  gelungen,  die 
Notwendigkeit  der  wissenschaftlichen  Behandlung  des  Versicherungs- 
wesens und  des  versicherungswissenschaftlichen  Unterrichts  überzeugend 
darzulegen.  Es  ist  hohe  Zeit,  dass  das  Verständnis  für  das  Versiche- 
rungswesen in  den  weitesten  Kreisen  geweckt  wird,  denn  das  Versiche- 
rungswesen greift  in  alle  Lebensverhältnisse  ein  und  lässt,  in  der  oder 
jener  Form,  keinen  Angehörigen  der  Volksgemeinschaft  mehr  unberührt. 

Im  zweiten  Teil  des  Werkes  werden  die  besonderen  wirtschaft- 
lichen und  technischen  Grundsätze  der  einzelnen  Versicherungszweige 
besprochen.  Manes  beginnt  hierbei  mit  dem  wichtigsten  Versicherungs- 
zweig, der  Lebensversicherung.  Den  tatsächlichen  Verhältnissen  ist, 
wie  auch  in  den  folgenden  Abschnitten,  durch  Aufnahme  von  Geschäfts- 
übersichten, Tarifen,  allgemeinen  Versicherungsbedingungen  u.  a.  reich- 
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lieh  Rechnung  getragen  worden.  Der  nächste  Abschnitt  behandelt  kurz 
die  Kranken-  und  Invalidenversicherung.  Es  würde  nicht  unzweckmässig 
gewesen  sein ,  die  technischen  Eigenheiten  und  die  hohe  wirtschaft- 
liche Bedeutung  der  privaten  Krankenversicherung  —  die  öffentliche 
Krankenversicherung  ist  einem  besonderen  Bande  der  Teubnersclien 
Sammlung  vorbehalten  —  eingehender  darzustellen.  Die  private  Kran- 
kenversicherung wird  gegenwärtig,  wie  Manes  richtig  ausführt,  nur  in 
geringem  Masse  betrieben.  Dies  ist  lebhaft  zu  bedauern  ,  denn  gerade 
Krankheit  bildet  die  Gefahr,  unter  der  die  Mitglieder  unseres  durch 
die  öffentliche  Krankei"(,versicherung  nicht  sicher  gestellten  Mittelstandes 
schwer  leiden.  Den  Spezialarzt,  dem  sich  der  Minderbemittelte  dank 
der  öffentlichen  Krankenversicherung  anvertrauen  kann,  vermag  ein  An- 
gehöriger des  Mittelstandes  vielfach  nicht  heranzuziehen ,  weil  er  die 
hohen  Kosten  der  Behandlung  aus  eigenen  Mitteln  nicht  würde  beglei- 
chen können.  Aehnlich  steht  es  mit  Heilmitteln,  Genesungskuren  u.  a. 
Aufgabe  der  Versicherungswissenschaft  ist  es  hier,  den  geeigneten  Weg 
zur  Erreichung  einer  lebensfähigen  privaten  Krankenversicherung  zu 
weisen  und  durch  Klarlegung  ihrer  technischen  und  wirtschaftlichen 
Voraussetzungen  zu  Gründungen  anzuregen. 

Der  Darstellung  der  Invalidenversicherung  schliesst  sich  in  eigenen 
Abschnitten  die  Besprechung  der  Unfall-,  Haftpflicht-,  Transport-,  Feuer-, 
Hagel-  und  Viehversicherung  an.  An  Einzelheiten  sei  besonders  auf 
die  A'eröffentlichung  der  mit  dem  Jahre  1905  in  Kraft  tretenden  Be- 
dingungen der  Haftpflichtversicherungsgesellschaften  (S.  292/296)  ver- 
wiesen, ferner  auf  die  gute  Schilderung  der  Entwickelung  der  Feuer- 
versicherung (S.  335  f)  und  der  ^'iehversicherung  i  S.  380  f).  Letzterer 
Versicherungszweig  erregt  vom  versicherungsrechtlichen  Standpunkt  — 
wie  hier  eingefügt  werden  mag  —  insofern  besonderes  Interesse,  als 
bei  dieser  Versicherung  die  Rechtsform  des  Versicherungsvereins  auf 
Gegenseitigkeit  am  häufigsten  zur  Anwendung  kommt.  Manes  schätzt 
zutreffend  die  Zahl  der  Viehversicherungsvereine  auf  6000  (S.  381). 

Ein  weiterer  Abschnitt  mit  der  Ueberschrift :  »Kleinere  Versiche- 
rungszweige« bringt  wertvolle  Mitteilungen  über  die  Glas-,  Wasserlei- 
tungs-,  Sturmschäden-,  Diebstahl-,  Kursverlust-,  Kredit-,  Hypotheken-, 
Unterschlagungs-,  Glockenbruch-,  Dachschäden-,  Hausschwamm-,  Ma- 
schinen-, Werkzeug-,  Streik-,  Arbeitslosen-  und  Mutterschaftsversicherung, 
sodass  das  Bild  vom  Versicherungswesen,  das  Manes  geben  will,  als 
vollständig  ausgeführt  bezeichnet  werden  darf  Für  den  bisher  nicht  er- 
wähnten Versicherungszweig,  die  Rückversicherung,  ist  der  letzte  Ab- 
schnitt des  Werkes  bestimmt.  Das  Rückgrat  des  gegenw^ärtigen  \tx- 
sicherungswesens,  wie  man  die  Rückversicherung  bezeichnen  kann,  ist 
hier  in  einer  Weise  geschildert,  die  trefflich  geeignet  ist,  in  weiten 
Kreisen  Verständnis  für  diesen  wichtigen  Versicherungszweig  herbeizu- 
führen.   Solches  Verständnis  ist  erforderlich  ,   um  die  ÖNIassnahmen  der 
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direkte  Versicherung  gewährenden  Unternehmungen ,  insbesondere  auf 
dem  Gebiete  der  Prämienbemessung,  richtig  beurteilen  zu  können. 

Den  Schluss  des  Werkes  bilden  ein  Nachweis  wörtlich  angeführter 
Stellen,  ein  alphabetisches  Personenregister  und  ein  reichhaltiges  Sach- 
register. 

Dem  Buch  darf  nach  alledem  eine  weite  Verbreitung  gewünscht 
werden.  Dr.  jur.  W  ö  r  n  e  r. 


Land  mann,  Dr.  J.  (Sekretär  des  internationalen  Arbeitsamtes 
in  Basel),  Die  Arbeiter  schütz- Gesetzgebung  der  Schweiz.  Basel,  Helbing 
&  Lichtenhahn,   1904.     CVI.   u.  486  S.  8°.  br.  Fr.  9. — ,  geb.  Fr.   10. — . 

Das  Buch  will  die  gesamte  Arbeiterschutzgesetzgebung  der  Schweiz 
in  der  Weise  zur  Darstellung  bringen,  dass  nicht  bloss  die  Texte  der 
einschlägigen  eidgenössischen  und  kantonalen  Geset;ie,  sondern  auch 
die  dazu  gehörigen  Ausführungsvorschriften  nebst  den  grundsätzlichen 
Entscheidungen  des  Bundesrats  und  Bundesgerichts  zum  Abdrucke  ge- 
langen; ja  es  wird  sogar  bis  auf  die  Reglemente  und  Ortsstatuten 
der  Gemeinden  zurückgegangen,  soweit  dieselben  den  Arbeitsnachweis, 
die  Arbeitslosen-Versicherung  und  -Unterstützung  betreffen.  Damit  ist 
schon  gesagt,  dass  der  Begriff  des  »Arbeiterschutzes«  in  dieser  Publi- 
kation sehr  weit  gefasst  ist ;  es  scheint  dem  Herausgeber  der  Gedanke 
vorgeschwebt  zu  haben,  alle  überhaupt  irgendwie  die  Lage  der  Arbeiter 
berührenden  Gesetze  und  Gesetzesparagraphen  vereinigen  zu  müssen: 
von  den  Abschnitten  des  Obligationenrechtsgesetzes  über  den  Dienst- 
vertrag bis  zu  den  kantonalen  Markt-  und  Hausiergesetzen,  Wirtschafts- 
reglementen,  Gesetzen  über  Sonntagsheiligung,  gewerbliche  Schiedsge- 
richte, Krankenkassen,  Lehrlingswesen  u.  s.  w.  Jedenfalls  ist  damit  für 
die  Forschung  ein  Material  bereit  gestellt,  wie  es  seither  nur  mit  gröss- 
ter  Mühe  aus  eidgenössischen  und  kantonalen  Gesetzsammlungen,  Bun- 
des- und  Kantonsblättern  zu  beschaffen  war,  und  bei  der  Aufmerksam- 
keit, welche  die  Sozialgesetzgebung  der  Schweiz  von  jeher  gefunden 
hat ,  wird  es  dem  Buche  an  dankbaren  Benutzern  nicht  fehlen.  Er- 
leichtert wird  der  Einblick  durch  eine  132  Seiten  starke  Einleitung, 
welche  in  einem  ersten  Abschnitte  die  geschichtliche  Entwicklung  der 
Arbeitsgesetzgebung  in  der  Schweiz  behandelt,  während  in  einem  zwei- 
ten eine  systematische  Darstellung  des  zur  Zeit  geltenden  materiellen 
Rechtes  versucht  wird.  Ein  dritter  Abschnitt  mit  der  merkwürdigen 
L^eberschrift  »Formeller  Teil«  behandelt:  A.  die  behördlichen  Organe 
des  Arbeiterschutzes  und  B.  »Organe  der  dem  gesetzlichen  Arbeiter- 
schutze  dienenden  Organisationen«.  Als  solche  werden  namhaft  ge- 
macht: i)  das  schweizerische  Arbeitersekretariat,  2)  die  lokalen  Ar- 
beitersekretariate, 3)  die  gewerkschaftliche  Organisation.  Dabei 
scheint  nun  aber  doch  eine  arge  Begriffsverwirrung  unterlaufen  zu  sein ; 
wenigstens    ist  mir  nicht    klar  geworden,  inwiefern    der  schweizerische 


I 


Literatur.  ^3l 

Arbeiterbund,  dessen  Organ  das  Arbeitersekretariat  ist,  als  »eine  dem 
Arbeiterschutze  dienende  Organisation«  bezeichnet  werden  kann,  und 
zu  welcher  Organisation  die  Gewerkschaften  im  Verhältnisse  von  » Or- 
ganen':  stellen  sollen,  verstehe  ich  auch  nicht.  Ueberhaupt  geht  die 
Einleitung  mehr  in  die  Breite  als  in  die  Tiefe.  Die  statistischen  Bei- 
lagen  hätten  füglich  entbehrt  werden  können.  — r. 

Fa  bar  ins,  Stadtbauinspektor,  Viel  Häuser  und  kein  Heim.  Zur 
Naturgeschichte  des  städtischen  Wohnhauses.  Cassel,  1905,  \'erlagvon 
Max  Siering.     30  S.  kl.  S*».  50  Pf. 

Eine  bittere  Satire  auf  die  städtische  Bodenspekulation  und  das 
Bauunternehmertum,  anschaulich  und  eindringlich  geschrieben,  zugleich 
mit  drei  hübschen  Illustrationen,  welche  zeigen,  wie  das  städtische  Wohn- 
haus ist  und  wie  es  unter  gesunden  Verhältnissen  sein  könnte  und 
müsste.  Möchte  das  Büchlein  viel  Leser  finden,  auch  unter  denen,  die 
es  zunächst  angeht,  den  »Stadtvätern <;.  — r. 

Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte,  herausg.  von  Prof.  Dr.  Ai. 
Neefe.  Zwölfter  Jahrgang.  Breslau  1904.  Verlag  von  W.  G.  Korn. 
481   S.  8».  M.   14.—. 

Als  im  Jahre  1885  auf  der  Konferenz  der  Vorstände  der  statisti- 
schen Aemter  deutscher  Städte  die  Herausgabe  eines  zusammenfassenden 
statistischen  Jahrbuchs  beschlossen  wurde,  haben  wohl  nur  wenige  sich 
die  ganze  Schwierigkeit  eines  solchen  Unternehmens  vergegenwärtigt. 
Nur  ein  kleiner  Teil  der  Städte  mit  über  50  000  Einwohnern,  auf  welche 
die  Nachweisungen  sich  erstrecken  sollten,  ist  im  Besitze  eigner  stati- 
stischer Aemter.  Für  die  meisten  Abschnitte  mussten  besondere  Frage- 
bogen entworfen  werden,  deren  genaue  Ausfüllung  nicht  bloss  von  dem 
guten  Willen  der  beteiligten  Stadtverwaltungen,  sondern  auch  von  dem 
Vorhandensein  entsprechender  Daten  in  der  gewünschten  Aufmachung 
abhängig  war.  Die  Bearbeitung  war  von  den  Leitern  der  stadtstatisti- 
schen Bureaux  je  für  die  einzelnen  Abschnitte  übernommen  Avorden, 
und  es  lässt  sich  begreifen,  dass  die  Prüfung,  Berichtigung  und  Ergän- 
zung des  Materials  mit  nicht  geringen  Schwierigkeiten  verbunden  war, 
ja  dass  nicht  selten  einzelne  Bearbeiter  ganz  versagten.  In  der  Tat 
bedurfte  es  der  ganzen  Energie  und  Aufopferung  des  Herausgebers,  um 
nach  und  nach  die  der  Ausführung  des  Planes  sich  entgegenstellenden 
Hindernisse  zu  überwinden,  die  in  der  ersten  Zeit  gebliebenen  Lücken 
auszufüllen  und  die  Daten  in  einigermassen  vergleichbarer  Form  bereit 
zu  stellen.  Auch  der  vorliegende  zwölfte  Jahrgang  hat  das  gesteckte 
Ziel  noch  nicht  vollständig  erreicht.  Noch  immer  erstrecken  sich  nicht 
alle  Nachweisungen  auf  sämtliche  jetzt  in  Betracht  kommenden  56 
Städte,  und  in  den  einzelnen  Tabellen  fehlt  es  nicht  an  Lücken  und 
Fragezeichen ,    wie    denn    auch    die    zeitliche   und  sachliche  Vergleich- 
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barkeit  der  Daten  zu  wünschen  lässt.  Soweit  diese  Unterschiede  in 
der  tatsächlichen  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  ihren  Grund  haben, 
müssen  sie  als  unvermeidlich  hingenommen  und  in  den  zu  den  Ta- 
bellen reichlich  gegebenen  Anmerkungen  erläutert  werden.  Soweit  sie 
vermeidbar  sind,  darf  auf  baldige  Beseitigung  gehofft  werden.  Denn 
das  statistische  Jahrbuch  Neefe%  ist  im  Laufe  der  Zeit  zu  einem  unent- 
behrlichen Hilfsmittel  wie  der  Wissenschaft,  so  der  städtischen  Verwal- 
tungspraxis geworden,  und  damit  ist  für  die  einzelnen  Stadtbehorden  ein  in- 
nerer Zwang  gegeben,  an  seiner  steten  Vervollkommnung  mitzuarbeiten. 
Die  meisten  Abschnitte  des  Jahrbuchs  geben  jährlich  oder  doch  in 
kürzeren  Zwischenräumen  wiederkehrende  Aufstellungen.  Ein  Uebel- 
stand,  der  schwer  zu  beseitigen  ist,  liegt  darin,  dass  die  Daten  sich 
auf  verschiedene  Jahre  beziehen.  Von  den  29  Abschnitten  des  vorlie- 
genden Jahrganges  behandeln  iS  die  Statistik  des  Jahres  1901,  4  er- 
strecken sich  auch  auf  das  Jahr  1902,  5  auf  1903  und  2  bringen  das 
Material  für  längere  Reihen  von  Jahren.  Bei  mehreren  Abschnitten 
haben  die  Bearbeiter  gewechselt.  Ein  schwer  zu  beseitigender  Uebel- 
stand  ist,  dass  die  Abschnitte  nach  der  Zeit  ihres  Eingangs  gedruckt 
werden  ;  es  fehlt  also  an  einer  systematischen  Anordnung  so  sehr,  dass 
der  grundlegende  Abschnitt  über  Stand  und  Bewegung  der  Bevölke- 
rung diesmal  ganz  an  den  Schluss  geraten  ist.  Den  einzelnen  Ab- 
schnitten sind  mehr  oder  minder  ausführliche  textliche  Erläuterungen 
beigegeben,  die  sich  indes  vielfach  nur  auf  Aeusserliches  beziehen.  Es 
wäre  der  Erwägung  wert,  ob  nicht  die  Benutzer  der  Publikation  mehr 
gewinnen  würden,  wenn  die  Zahl  der  Zusammenstellungen  vermindert, 
dafür  aber  durch  die  Bearbeiter  eine  innere  Aufschliessung  der  dann 
über  eine  Reihe  von  Jahren  auszudehnenden  Ziffern  gegeben  würde. 
Dies  würde  wahrscheinlich  auch  die  sehr  erwünschte  Folge  haben,  dass 
die  Fragestellung  für  die  Aufnahmen  sich  mit  der  Zeit  verfeinern  und 
auf  das  wirklich  Bedeutungsvolle  konzentrieren  würde.  Es  ist  doch 
nicht  viel  daran  gelegen,  ob  der  Abschnitt  über  Park-  und  Gartenanla- 
gen oder  die  über  Strassenreinigung,  Beleuchtung,  Feuerlöschwesen  alle 
Jahre  wiederkehren ;  wohl  aber  würden  zeitlich  und  örtlich  vergleichende 
Darstellungen  der  Ergebnisse  statistischer  Betrachtung  für  eine  längere 
Periode  sehr  lehrreich  sein  können.  .'\uch  der  dürre  Acker  der  Post- 
und  Telegraphenstatistik  würde  bessere  Frucht  tragen,  wenn  er  nicht 
alle  Jahre  gepflügt  würde.  Wer  die  Zahlen  für  ein  einzelnes  Jahr 
braucht,  findet  sie  ohnedem  bequem  in  der  Statistik  der  d.  Reichs- 
Post-  und  Telegraphenverwaltung.  Einzelne  Abschnitte  (z.  B.  der  über 
öffentliche  Bibliotheken  und  Lesehallen)  greifen  über  das  Bereich  des 
in  Ziffern  Darstellbaren  hinaus;  die  Tabelle  wird  dann  zum  Register, 
nicht  zum  Vorteil  der  Sache.  Eine  S3'stematische  Verarbeitung  wäre 
nützlicher.  Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  das  Format  des  Jahr- 
buches für  das  Ausmass  mancher  Tabellen    zu    klein   ist.     Lässt    dann 
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noch  der  Verleger,  wie  es  leider  jtt/-t  aufkommt,  die  Recensionsexem- 
plare  noch  stark  beschneiden,  so  wolle  man's  dem  Referenten  nicht 
verübeln,  wenn  er  über  eine  derartige  Verschandelung  eines  inhaltlich 
so  verdienstlichen  typographis(-hen  Produkts  Bedauern   empfnidet. 

-r. 
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heiten  beauftragten  Gewalten  ^).  Die  Verfassung  bestimmte  noch, 
dass  die  Generalräte  und  die  Munizipalräte  aus  allgemeinen  Wahlen 
hervorgehen  würden  und  dass  jeder  Kanton  ein  Mitglied  des  Gene- 
ralrats wählen  würde.  Im  übrigen  wies  sie  einem  zu  erlassenden 
organischen  Gesetze  die  Aufgabe  zu,  die  Zusammensetzung  und 
die  Befugnisse  der  lokalen  Konseils,  sowie  den  Ernennungsmodus 
der  Maires  und  ihrer  Adjoints  zu  bestimmen.  Vorläufig  hatte  das 
Dekret-Gesetz  vom  3.  Juli  1848  den  Munizipalräten  das  Recht  ge- 
geben, die  Maires  in  den  Gemeinden  zu  wählen,  welche  weniger 
als  6000  Einwohner  hatten  und  keine  Departements-  oder  Arron- 
dissementshauptorte  waren.  Die  einzige  von  der  Verfassung  ein- 
geführte Neuerung  (abgesehen  von  dem  neuen  Wahlmodus)  war 
die  Errichtung  von  Kantonsräten.  Andere  Neuerungen  waren  dem 
Gesetzgeber  vorgelegt  worden,  aber  sie  hatten  keine  Annahme 
gefunden. 

So  hatte  der  Abg.  Bcchard  mit  der  Unterstützung  von  45 
Kollegen  das  Amendement  eingebracht,  »die  gesetzgebende  Ver- 
sammlung möge  erklären,  dass  die  öffentliche  Verwaltung  nach 
den  folgenden  zwei  Prinzipien  organisiert  werde:  i.  Gestion  der 
rein  lokalen  Interessen  durch  Verwalter,  die  von  den  Bürgern  ge- 
wählt werden ;  2.  Verwaltung  der  allgemeinen  Interessen  durch 
Organe  der  Exekutivgewalt  und  Betrauung  dieser  mit  der  Auf- 
gabe, zu  verhindern,  dass  die  lokalen  Verwaltungen  sich  Ueber- 
grifTe  in  das  Gebiet  der  Politik  und  der  allgemeinen  Verwaltung 
erlauben <;  -).  Diese  Reform,  ausser  von  Bechard  auch  von  Pascal 
Dupras,  Jouin,  de  la  Rochette  warm  verteidigt ,  wurde  von  Gh. 
Dupin,  Boulatignier  und  Dufaure  lebhaft  bekämpft.  Boulatignier, 
neben  Vivien  eine  wissenschaftliche  Autorität  in  Verwaltungsfragen, 
bemühte  sich  zu  zeigen,  dass  das  bestehende  Gemeindesystem, 
»seinem  Wesen  nach  auf  dem  Prinzip  der  Unterordnung  der  Ge- 
meindeverwaltung unter  die  allgemeine  Verwaltung  beruhend«,  in 
seinen  Grundlagen  nicht  angetastet  werden  dürfe,  wenn  man  nicht 


1)  Die  Verfassung  drückt  sich  so  aus :  »La  division  du  territoire  en  departe- 
ments,  arrondissements,  cantons  et  communes  est  maintenue.  Les  circonscriptions 
actuelles  ne  pourront  etre  changees  que  par  la  loi.  II  y  a  I.  dans  chaque  departement 
une  administration  composee  d'un  prefet,  d'un  conseil  general,  d'un  conseil  de  pre- 
fecture;  2.  dans  chaque  arrondissement  un  sous-prefet ;  3.  dan  schaque  canton  un  con- 
seil cantonal ;  4.  dans  chaque  commune  une  administration  composee  d'un  maire, 
d'adjoints  et  d'un  conseil  municipal.«  —  Das  war  also  mit  einer  kleinen  Aenderang 
die  Beibehaltung  des  Systems  vom  Jahre  VIII. 

2)  Moniteur  vom   19.  Oktober  184S. 
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zu  dem  Resultat  kommen  wolle,  dass  die  Gemeinden,  ohne  auf 
die  Zentralgewalt  zu  rekurrieren,  nicht  allein  ihr  Vermögen  selbst 
verwalten,  sondern  es  auch  direkt  oder  indirekt  veräussern  könn- 
ten ;  dass  sie  Steuern  in  ihrem  Interesse  auflegen,  welche  die  Ein- 
gänge der  Staatssteuern  gefährden  würden,  und  Ausgaben  nach 
ihrem  Belieben  machen  könnten.  Und  Dufaure  machte  geltend, 
wie  bedeutend  doch  die  Gesetze  von  1837  ^^^^  ^^3^  <^'^  Stellung 
der  lokalen  Konseils  verbessert  hätten,  und  er  erklärte,  dass  Fort- 
schritte in  der  nämlichen  Richtiuig  wohl  möglich  wären,  dass  aber 
ein  völliger  Umsturz  der  Verwaltungsprinzipien,  wie  ihn  Bechard 
mit  seinem  Antrag  bezwecke,  gefährlich  wäre.  Der  Antrag  wurde 
mit  starker  Mehrheit  abgelehnt  1). 

In  Ausführung  der  Verfassung  wurde  bezüglich  der  kommu- 
nalen und  landschaftlichen  Gesetzgebung  in  den  folgenden  Jahren 
vom  Staatsrat  und  der  Verwaltungs- (Dezentralisations-)kommission 
der  Nationalversammlung  eine  ansehnliche  Revisions-  und  Neuar- 
beit geleistet.  Der  Staatsrat  hatte  auf  das  Ersuchen  der  National- 
versammlung in  den  Jahren  1850  und  1851  einen  Gesetzentwurf 
in  4  Büchern,  betreffend  die  Gemeinden,  Kantone,  Departements 
und  die  Präfekturräte,  vorbereitet.  Die  ihm  beigegebenen  Berichte 
von  V'^uitry,  Vivien,  Tourangin  und  Boulatignier  haben  nach  dem 
Urteil  eines  Meisters  der  französischen  VerwaUungswMssenschaft  in 
vielen  Punkten  ihren  vollen  Wert  bis  auf  den  heutigen  Tag  be- 
wahrt -). 

Was  den  Teilentwurf  über  die  Gemeinden  betrifft,  so  war  der 
Staatsrat  der  Meinung,  dass  die  Befugnisse  der  Munizipalräte  er- 
weitert werden  könnten.  Er  gab  ihr  in  seinem  Entwurf  dadurch 
praktischen  Ausdruck,  dass  er  zu  den  vier  Gegenständen,  die  nach 
Art.  17  des  Gesetzes  von  1837  vom  Munizipalrat  endgültig  geregelt 
wurden,  zwei  neue  Fälle  hinzufügte :  die  Form  der  Submissionen 
und  der  marches  und  den  Erhebungsmodus  der  Gemeindeeinkünfte 
in  allen  Fällen,  wo  er  nicht  durch  Gesetze  oder  Verordnungen 
geregelt  war.  Ausserdem  sicherte  er  der  Gemeinde  eine  neue 
Garantie:  die  Kassierung  der  Beschlüsse  des  Munizipalrates,  welche 
gemäss  dem  Gesetz  von  1837  allein  durch  den  Präfekten,  ohne 
andere  Mitwirkung,   ausgesprochen    werden  konnte,    sollte    in  Zu- 


i)  Die  Beratung    des  Amendements   Bechard    findet    sich    im  iloniteur    vom   19. 
und  20.   Oktober  1848. 

2)  Leo/i  Aucoc,  Les  Controverses    sur    la  Decentralisation  administrative,     Revue 
politique  et  parlamentaire,   Mai   1S95. 
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kunft  ebenfalls  durch  den  Präfekten,  aber  unter  Mitwirkung  des 
Präfekturrates,  erfolgen.  Endlich  sollte  das  Gemeindebudget  der 
präfektoralen  Genehmigung  nicht  mehr  bedürfen,  wenn  es  für  alle 
obligatorischen  Ausgaben  Sorge  trug,  wenn  keine  Inanspruch- 
nahme einer  ausserordentlichen  Einnahme  vorlag,  und  wenn  es 
keine  Ausgaben  aufwies,  welche  eine  spezielle  Ermächtigung  ver- 
langten oder  welche  die  folgenden  Rechnungsjahre  in  Mitleiden- 
schaft zogen.  Das  Resultat  dieser  Konzession  an  die  Budgetrechte 
der  Gemeinde  wäre  gewesen,  den  Munizipalräten  ein  Recht  zu 
geben,  welches  in  dieser  engen  Begrenzung  die  allgemeinen  In- 
teressen nicht  hätte  gefährden  können.  Ferner  wäre  daraus  resul- 
tiert, dass  der  Präfekt  nicht  mehr  das  Recht  gehabt  hätte,  irgend 
eine  in  das  Budget  eingestellte  fakultative  Ausgabe  zu  streichen 
oder  herabzusetzen. 

Der  von  der  Dezentralisationskommission  der  Nationalver- 
sammlung angenommene  Entwurf  über  die  Gemeinde-Organisation 
und  -Verwaltung,  dem  ein  vom  Abg.  v.  Vatimesnil  verfasster  Mo- 
tiven-Bericht  ^)  vorausgeschickt  war,  betrat  mehr  als  derjenige  des 
Staatsrates  den  Weg  der  Unabhängigkeit  der  Gemeinde.  Im  Ge- 
gensatz zu  diesem  P^ntwurf,  der  an  der  Ernennung  der  Maires  und 
Adjoints  durch  das  Staatsoberhaupt  oder  den  Präfekten  festhielt, 
schlug  er  vor,  sie  durch  die  Munizipalräte  wählen  zu  lassen  in  den 
Gemeinden  unter  6000  Seelen  und  durch  den  Präsidenten  der 
Republik  in  den  andern  Gemeinden.  Er  erweiterte,  was  die  Be- 
fugnisse anbelangt,  den  Kreis  der  Gegenstände,  indem  er  zu  den 
vom  Staatsrat  vorgeschlagenen  zwei  neuen  Fällen  noch  sieben  an- 
dere hinzufügte  :  die  Bestimmung  eines  Gemeindebesitzes  für  einen 
Verwaltungszweig,  w^enn  er  noch  nicht  einem  andern  Verwaltungs- 
zweig zugewiesen  war;  unter  gewissen  Voraussetzungen  die  Be- 
dingungen der  Pacht-  oder  Mietsverträge;  die  grössern  Ausbesse- 
rungen; die  Bestimmung  der  Armenbezirke;  die  Annahme  von 
Schenkungen  und  Vermächtnissen,  wenn  sie  in  Mobiliarwerten  be- 
standen, keiner  Belastung  oder  Bedingung  unterlagen  und  nicht 
Gegenstand  eines  Einspruchs  der  interessierten  P'amilie  waren ; 
die  Ausnutzung  der  Gemeindegewässer  und  die  Konzessionen  be- 
züglich dieser  Gewässer  für  eine  18  Jahre  nicht  überschreitende 
Dauer.     Da  die  Entscheidungen  des  Munizipalrates  über  die  hier 


l)  Rapport  fait  au  nom  de  la  commission  de  l'administration  interieure  sur  le 
üvre  I  du  projet  de  loi  concernant  les  communes  (Moniteur  v.  21.  Juni  185 1,  Bei- 
lage). 
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aufgezählten  Gegenstände  weder  das  Genieindevermöyen  noch  das 
öffentliche  Interesse  hätten  gefährden  können,  so  schien  es  der 
Kommission  der  gesetzgebenden  Versammlung  unbedenklich,  liier 
die  Gemeindefreiheiten  nicht  zu  beschränken,  d.  h.  die  Beschlüsse 
des  Mimizipalrates  nicht  der  präfektoralcn  Genehmigung  zu  unter- 
werfen. Der  Präfekt  hätte  diese  Entscheidungen  indessen  kas- 
sieren können,  aber  nur  wegen  Verletzung  eines  Gesetzes  oder 
eines  reglement  d'administration  publique.  Der  Munizipalrat  hätte 
das  Recht  gehabt,  durch  Vermittlung  des  Maires  beim  Staatsrat 
dagegen  Berufung  einzulegen.  Ueber  die  andern  Interessen  der 
Gemeinde  sollte  der  Munizipalrat  nur  deliberieren  können,  und  der 
Präfekt,  den  Fall  einer  Gesetzesverletzung  ausgenommen,  hätte 
diese  einfachen  Beschlüsse  nur  unter  Mitwirkung  des  Präfektur- 
rates  kassieren  können. 

Die  Verfassung  von  1848  hatte  für  die  Verwaltung  gewisser 
Interessen  den  Arrondissementsrat  durch  den  Kantonsrat  ersetzt. 
Odilon  Barrot  wies  in  seinem  Rapport  \)  über  den  von  der  De- 
zentralisationskoramission  angenommenen  P^ntwurf  den  Kanton  be- 
treffend auf  den  doppelten  Vorteil  hin,  den  die  Errichtung  der 
Kantonsräte  bieten  würde  :  i.  diesen,  der  zu  grossen  Zersplitte- 
rung der  Landgemeinden  möglichst  abzuhelfen,  ohne  an  die  In- 
dividualität der  Gemeinden  zu  rühren;  2.  diesen,  zwischen  den 
Departements-  und  den  Gemeindebehörden  einen  Konseil  zu  stel- 
len, der  den  Gemeinden  nahe  genug  wäre,  um  ihre  Bedürfnisse 
zu  kennen,  und  zugleich  fern  genug,  um  nicht  der  Sklave  der 
Kirchtumsinteressen  und  der  lokalen  Routine  zu  werden.  Der 
Kantonsrat  hätte  nach  dem  genannten  Entwurf  das  Recht  gehabt, 
die  direkten  Steuern  unter  die  Gemeinden  des  Kantons  zu  ver- 
teilen und  Schenkungen  und  Vermächtnisse  mit  der  Bestimmung 
anzunehmen,  Anstalten  kantonalen  Zwecks  zu  gründen.  Er  hätte 
ausserdem  über  alle    Interessen    des  Kantons  verhandeln  können. 

Angesichts  des  Artikels  "]"]  der  Verfassung  war  die  Kommis- 
sion der  Nationalversammlung  verpflichtet,  nicht  an  die  Departe- 
mentsorganisation des  Jahres  VIII  zu  rühren.  Ihr  Reformeifer 
konnte  sich  also  nur  in  den  durch  diese  Organisation  gezogenen 
Grenzen   betätigen  -).      Was    zunächst  die    rein    organisatorischen 


1 1  Rapport  fait  au  nom  de  la  commission  de  Tadministralion  interieure  sur  le 
hvre  II  du  projet  de  loi  concernant   les  cantons  (Moniteur  v.   12.  Juli   1851). 

2)  Vgl.  den  dem  Entwurf  über  die  Departements  beigegebenen  Rapport  des 
Abg.   de  Laboulie  (Moniteur  v.   6.  November   1S51). 
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Fragen  betrifft,  so  begnügte  sie  sich  damit,  die  Dauer  der  Ses- 
sionen von  1 5  Tagen  auf  einen  Monat  zu  verlängern,  die  Sitzungen 
zu  öffentlichen  zu  machen  und  die  Generalräte  ihre  Vorstände 
wählen  zu  lassen.  Was  sodann  die  Kompetenzfragen  anbelangt, 
so  wäre  nach  ihrem  Entwurf  der  Generalrat  berufen  gewesen,  über 
eine  grosse  Anzahl  von  Gegenständen  zu  statuieren,  und  zwar 
hätten  sich  seine  Beschlüsse  in  zwei  Gruppen  gesondert :  erstere 
diejenigen  Angelegenheiten  enthaltend,  über  welche  der  General- 
rat endgültig  entschieden  hätte,  vorbehaltlich  der  Kassierung  dieser 
Entscheidungen  wegen  Verletzung  eines  Gesetzes  oder  eines  Ver- 
waltungsreglements ;  letztere  die  Angelegenheiten  umfassend ,  in 
Bezug  auf  welche  die  Beschlüsse  des  Generalrats  im  Interesse  des 
Departements  vom  Staatsoberhaupt  hätten  kassiert  werden  können. 
In  der  ersten  Gruppe  fanden  sich  eingestellt :  der  Verwaltungs- 
modus des  Departementsbesitzes ;  die  Miets-  und  Pachtverträge 
von  einer  Dauer  unter  1 8  Jahren  ;  die  gerichtlichen  Klagen  ;  die 
von  Gemeinden,  Assoziationen  oder  Privatpersonen  gemachten 
Offerten,  zu  den  Kosten  der  den  Departements  obliegenden  Bauten 
beizutragen,  die  Einteilung  nach  Klassen  und  die  Richtung  der 
grossen  Vizinalstrassen,  ihre  Deklassifizierung  vor  Beginn  des  Baues. 
In  der  zweiten  Gruppe  hatte  die  Mehrzahl  der  Gegenstände  Platz 
gefunden,  über  welche  der  Generalrat  bis  dahin  nur  beraten  und 
der  Genehmigung  unterliegende  Beschlüsse  fassen  konnte  (Erwer- 
bung, Veräusserung  und  Tausch  von  Departementsbesitz,  Bedin- 
gungen der  Miets-  und  Pachtverträge,  deren  Dauer  i8  Jahre  über- 
schritt etc.).  Die  folgenden  Gegenstände  wären  die  einzigen  ge- 
wesen, über  welche  der  Generalrat  auch  fernerhin  nur  einfache 
Vorschläge  hätte  machen  können  :  die  Klassifizierung,  die  Rich- 
tung und  die  Deklassifizierung  der  Departementsstrassen  ;  die  aus- 
serordentlichen Steuern  und  die  Anleihen ;  die  Annahme  oder  Aus- 
schlagung von  Schenkungen  und  Vermächtnissen,  wenn  Belastung, 
Bedingungen  oder  Immobilien-Bestimmung  vorlagen  oder  Anlass 
zum  Einspruch  der  interessierten  Familie  gegeben  war;  die  Be- 
stimmungsänderung der  einer  öffentlichen  Verwaltung  zugewiesenen 
Departementsgebäude  ;  die  eingelegten  Beschwerden  in  Bezug  auf 
Bauten,  welche  mehrere  Gemeinden  angehen. 

Diese  summarischen  Darlegungen  dürften  eine  Idee  davon 
geben,  was  die  Zweite  Republik  für  die  Selbstverwaltung  zu  tun 
gesonnen  war :  Sie  wollte  wohl  so  weit  gehen,  den  lokalen  Kon- 
seils etwas  mehr  Freiheit  zu  geben,  als  die  Julimonarchie  gegeben 


Die  Entwickelung  der  Selbstverwaltung  Frankreichs  im  19.  Jahrhundert.      ^95 

hatte,  aber  es  lag  ihr  fern,  die  Grundlagen  des  Systems  vom 
Jahre  VIII  anzutasten.  Nun  aber  ist  mit  diesem  System  eine 
wirkliche  Selbstverwaltung  nicht  möglich ;  die  Zweite  Republik 
hat  also  eine  solche  gar  nicht  gewollt. 

So  verstanden  allerdings  die  Abgeordneten  Bechard  und  Rau- 
dot  die  Verwirklichung  ihres  Selbstverwaltungsideals  nicht.  Jeder 
von  ihnen  hatte  seine  Ideen  in  Form  eines  Gesetzentwurfes  der 
gesetzgebenden  Versammlung  unterbreitet.  (Der  Entwurf  Raudot 
hatte  auch  dem  .Staatsrat  vorgelegen.)  Der  Entwurf  Bechard  ver- 
langte :  I .  die  Ernennung  der  Maires  und  der  Gemeindebeamten 
durch  die  Munizipalräte ;  2.  das  Genehmigungsrecht  für  den  Gene- 
ralrat in  Bezug  auf  die  Beschlüsse  des  Munizipalrates  über  Vcr- 
äusserungen,  Erwerbungen,  Vergleiche,  Verträge,  deren  Dauer 
18  Jahre  überschritt,  und  andere  das  Gemeindevermögen  betref- 
fende Verfügungsakte;  3.  die  Errichtung  von  Kantonsräten,  die 
Inspektoren  ernennen  und  mit  der  Aufgabe  betrauen  sollten, 
mehrere  öffentliche  Verwaltungen  im  Kanton  zu  beaufsichtigen  ; 
4.  die  Einteilung  Frankreichs  in  21  Verwaltungsbezirke,  welche 
alle  die  Namen  ehemaliger  Provinzen  erhalten  sollten  ;  5.  die  Er- 
richtung eines  Conseil  superieur  in  jedem  dieser  Bezirke,  der  sich 
aus  von  den  Generalräten  abgeordneten  Delegierten  —  auf  Grund 
von  6  per  Departement  —  zusammensetzen  würde.  Bechard  sub- 
stituierte dem  Arrondissement  den  Kanton  für  eine  grosse  Anzahl 
öffentlicher  Verwaltungsdienste,  vor  allem  für  die  Verteilung  der 
direkten  Steuern  unter  die  Gemeinden.  Was  den  Generalrat  betrifft, 
so  berief  ihn  Art.  51  des  Entwurfes,  endgültig  über  die  die  Ver- 
waltung des  Departementsvermögens  betreffenden  Fragen  zu  ent- 
scheiden ;  eine  Ausnahme  wurde  für  die  Veräusserungen  und  Er- 
werbungen gemacht,  die  nur  kraft  eines  Gesetzes  lokalen  Interes- 
ses gültig  sein  sollten  ^). 

So  radikal  der  Entwurf  Bechard  war,  so  zeigte  er  sich  in 
einigen  Punkten  doch  noch  zurückhaltender  als  derjenige  Raudots. 
Dieser  schlug  vor  allem  vor,  dem  Präfekten  die  Verwaltung  der 
Departementsinteressen  zu  entziehen,  um  sie  einem  vom  General- 
rat ernannten  Delegierten,  dem  Departementsmaire,  anzuvertrauen. 
Er  gab  dem  Generalrat  das  Recht,  über  alle  Geschäfte  departe- 
mentalen  Charakters  zu  bestimmen,  alle  Departementsbeamten  zu 

l)  Der  oben  skizzierte  Entwurf  findet  sich  im  2.  Band  (Anhang)  des  Werkes 
von  Bechard  abgedruckt :    De  l'administration  Interieure  de  la  France.  1851. 
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ernennen,  ja  sogar  das  Recht,  die  mit  der  Erhebung  der  Staats- 
steuern beauftragten  Beamten  zu  ernennen.  Der  Munizipalrat  er- 
hielt ausser  andern  Befugnissen  die  Klassifizierung  der  Vizinal- 
strassen. 

Die  kühnen  Reformideen  Bechards  und  Raudots  hatten  wenig 
Erfolg  in  der  Dezentralisationskommission  des  gesetzgebenden 
Körpers,  da  doch,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  die  von  ihr  an- 
genommenen Gesetzentwürfe  sich  in  ihren  Reformen  in  einer  Rich- 
tung bewegten,  die  weit  entfernt  von  der  Bahn  war,  welche  Bechard 
und  Raudot  ihren  Kollegen  gewiesen  hatten.  - —  Der  Staatsstreich 
vom  2.  Dezember  verhinderte,  dass  selbst  diese  gemässigten  Ent- 
würfe Gesetzeskraft  erhielten. 

2.    Die    Selbstverwaltungsbestrebungen  unter 
dem   Zweiten   Kaiserreich  (bis   1 865). 

Die  ersten  Akte  des  neuen  Regimes  waren  der  Entwickelung 
der  Selbstverwaltung  nicht  förderlich,  ja  auf  einigen  Punkten  ver- 
lor sie  sogar  das,  was  ihr  die  Juliregierung  und  die  Zweite  Repu- 
blik gewährt  hatte :  das  Staatsoberhaupt  und  die  Präfekten  er- 
hielten wieder  das  Recht,  die  Maires  zu  ernennen  und  sie  sogar 
mit  Ausschluss  der  Mitglieder  des  Munizipalrates  unter  den  An- 
gehörigen der  Gemeinden  auszuwählen;  sie  konnten  den  Munizi- 
palrat auflösen  und  durch  eine  provisorische  Kommission  ersetzen^). 
Der  Generalrat  ging  des  Rechtes  verlustig,  seinen  Vorstand  zu 
wählen ;  die  Oeffentlichkeit  seiner  Sitzungen  wurde  aufgehoben  ^). 
Die  Stadt  Paris  und  das  Seine-Departement,  die  sich  schon  seit 
Erlass  des  Dekrets  vom  4.  Juli  1848  nicht  mehr  einer  gewählten 
Vertretung  erfreuten,  wurden  definitiv  darauf  beschränkt,  nur  durch 
Dekret  eingesetzte  munizipale  und  departementale  Kommissionen 
zu  besitzen.  Andrerseits  vermehrten  die  jährlichen  Finanzgesetze 
beträchtlich  die  Staatsbeihilfen  für  den  Bau  von  Departements- 
und Vizinalstrassen,  für  Schulen,  Kirchen,  Pfarrhäuser,  so  dass  die 
Zentralgew'alt  noch  mehr  als  bisher  in  der  Lage  war,  täglich  zahl- 
reiche Personen-  und  Interessengemeinschaften  anzuziehen  und 
unter  ihrer  Abhängigkeit  zu  halten. 

Indessen  hatten  die  Selbstverwaltungsideen  allzu  tiefe  Wurzeln 
in  der  Nation  geschlagen,    als  dass  die  Regierung  auf  die  Länge 

1)  Verfassung  vom  14.  Januar  1852  (Art.  57).  —  Gesetz  vom  7.  Juli  1S52  und 
vom   5.  Mai  1855. 

2)  Gesetz  vom   7.  Juli   1852  (Art.    5). 
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nicht  ein  Interesse  gehabt  hätte ,  ihnen  bis  zu  einem  gewissen 
l'unkte  Genüge  zu  tun  ^).  Im  August  1858,  gelegentUch  der  Er- 
öffnung des  Generalrates  von  Puy-dc-Dome,  kündigte  der  Herzog 
V.  Morny  in  der  Tat  an,  dass  der  Kaiser  sich  mit  dem  Gedanken 
trage,  die  Befugnisse  der  lokalen  Konseils  zu  erweitern.  Mornys 
Rede  ist  in  mancher  Hinsicht  bemerkenswert,  nicht  zum  wenig- 
sten wegen  der  scharfen  Kritik  des  Bestehenden.  -  In  I'^ankrcich«, 
sagte  er,  -kann  man  dank  der  überkommenen  Gesetzesmaschine 
keinen  Stein  versetzen,  keinen  Brunnen  graben,  kein  Bergwerk 
ausbeuten,  sich  nicht  assoziieren  und  sozusagen  von  seinem  Gut 
keinen  guten  oder  schlechten  Gebrauch  machen  ohne  die  Erlaub- 
nis und  die  Kontrolle  der  Zentralgewalt«.  Er  gab  auch  das  Heil- 
mittel gegen  dieses  Uebel  an:  »An  dem  Tage«,  fuhr  er  fort,  »wo 
das  Departement,  die  Gemeinde,  das  Individuum  sozusagen  sich 
selbst  verwalten  können ,  werden  die  Geschäfte  rascher  erledigt 
werden,  und  viel  Unzufriedenheit,  die  sich  heute  bis  gegen  die 
Zentralgewalt  richtet,  wird  verschwinden<:.  Und  er  schloss  mit 
der  schon  erwähnten  Erklärung  über  die  Absichten  des  Kaisers : 
»Ich  weiss,  dass  mehrere  Reformen  zur  Aenderung  dieser  Situation 
durchgeführt  werden  sollen  dank  der  Initiative  und  dem  Willen 
des  Kaisers,  der  seit  langem  alle  Elemente  der  Frage  hat  prüfen 
lassen«;  -). 

Die  Erklärung  Mornys  gab  den  Anstoss  zu  einer  neuen  lit- 
terarischen Bewegung  gegen  und  für  die  Selbstverwaltung  ^).  Auf 
der  einen  Seite  fand  die  Sache  der  administrativen  Zentralisation 
einen  geschickten  Verteidiger  in  Dupont-White,  dessen  Schriften, 
erachtet  Batbie ,  »um  so  mehr  Beachtung  verdienen,  als  seine 
Meinungen  weder  vom  Korpsgeist  (des  Staatsrates)  noch  von  der 
Anhänglichkeit  an  die  administrativen  Gewohnheiten  beeinflusst 
worden  sind  *).     Dupont-White    entwickelte   die  Theorie  der  Zen- 

1)  Es  wäre  ein  Irrtum,  das  oft  zitierte  Dekret  vom  25.  März  1S52  als  einen  Akt 
im  Interesse  der  Selbstverwaltung  hinzustellen ;  es  war  allerdings  ein  Dezentralisa- 
tionsakt, aber  nicht  im  Interesse  der  lokalen  Konseils,  sondern  der  Präfekten;  denn 
es  übertrug  an  diese  das  Recht,  eine  grosse  Anzahl  von  Staatsbeamten  zu  ernennen 
und  eine  lange  Reihe  von  Geschäften  zu  erledigen,  deren  Erledigung  bis  dahin  eine 
Entscheidung  des  zuständigen  Ministers  oder  der  Regierung  mit  oder  ohne  Mitwir- 
kung des  Staatsrates  erfordert  hatte.  —  Ein  Dekret  verwandten  Inhalts  erging  am 
13.  April  1861. 

2)  Moniteur  vom   12.  August  185S. 

3)  Dritte   Periode  der  Selbstverwaltungsliteratur. 

4)  Saline,  Traite  de  droit  public  et  administratif.  1S62 — 1S6S.  2.  Aufl.  1885, 
IV,   p.   160. 
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tralisation  in  zwei  inhaltreichen  Werken  ^) ;  er  kam  darauf  zurück 
in  einem  dritten  Buch  ^) ,  das  mit  einem  grossen  Aufwand  von 
Argumenten  den  Gedanken  ausführte ,  dass  die  Verwaltung  der 
auf  relativ  geringfügige  Fragen  beschränkten  Gemeindegeschäfte 
nicht  für  die  Praxis  der  Regierung  einer  grossen  Nation  vorbe- 
reite ,  und  das  eine  einflussreiche  Hauptstadt  als  ein  Korrektiv 
der  Zentralisation  hinstellte,  als  eine  Macht  für  das  Autoritäts- 
und zugleich  für  das  Freiheitsprinzip.  Auf  der  andern  Seite  nahm 
Vivien  in  einer  Umarbeitung  seiner  Etudes  administratives  die 
Ideen  und  Vorschläge  der  Dezentralisationskommission  der  ge- 
setzgebenden Versammlung"  von  1S51  wieder  auf;  er  ging  selbst 
bis  zu  dem  Punkte,  der  Bildung  von  grössern  Verwaltungsein- 
heiten als  den  Departements,  der  Verbindung  alter  Institutionen 
mit  neuen  das  Wort  zu  reden  ^).  Odilon  Barrot ,  E.  Regnault^ 
Chevillard  publizierten  noch  viel  weitergehende  Schriften  "*).  Toc- 
queville  übte  in  der  nämlichen  Richtung  einen  grossen  Einfluss 
auf  die  öffentliche  Meinung  aus  mit  seinem  neuen  Buch:  L'An- 
cien  Regime  et  la  Revolution  (1865).  Auch  Bechard  und  Raudot 
nahmen  im  Interesse  der  Selbstverwaltung  ihren  Feldzug  wieder 
auf,  der  eine  mit  einer  interessanten  Broschüre  über  den  Esprit 
municipal  en  Italic,  der  andere  mit  einer  mit  Wärme  und  Ueber- 
zeugung  geschriebenen  Abhandlung  :  La  Decentralisation  ^).  Ein 
offener  Brief  über  die  Dezentralisation  des  Grafen  von  Chambord 
aus  dem  Jahre  1862  fand  im  Lande  ebenfalls  grossen  Widerhall''). 
Auf  Grund  eines  der  Oetfentlichkeit  übergebenen  Briefes  des 
Kaisers  vom  24.  Juni  1863,  welcher  die  Erklärung  Mornys  von 
1858  bestätigte,  wurde  dem  Staatsrat  die  Aufgabe  anvertraut, 
eine  Reform  vorzubereiten,  welche,     dem  öffentlichen  Wohl  allen 


i)  L'individu  et  l'Etat,   2.  Aufl.   1858.  —  La   Centralisation.    1860. 

2)  La  Liberte  polilique  consideree  dans  ses  rapports  avec  l'adrainistration  lo- 
cale.      1864,  p.    192  —  205,  248. 

3)  Etudes  administratives.    1859,  II,   p.    iio. 

4)  O.  Bar  rot,  De  la  Centralisation  et  de  ses  effets.  186 1.  —  E.  Regnault,  La 
Province,  ce  qu'elle  est,  ce  qu'elle  doit  etre.  1861.  —  Ckevil/ard,  De  la  Division  ad- 
ministrative de  la  France  et  de  la  Centralisation.      1862. 

5)  Le  Correspondant  (Xovember  1858,  Juni  1861). 

6)  Wir  zitieren  daraus  (nach  Deschanel,  La  Decentralisation  1895,  p,  2)  die 
folgende  interessante  Stelle:  .>L'essai  qui  a  ete  fait  du  regime  representatif  ä  l'epo- 
que  QU  la  France  avait  voulu  confier  de  nouveau  ses  destinees  ä  la  famille  de  ses 
anciens  rois  a  echoue  pour  une  raison  tres  simple :  c'est  que  le  pays  qu'on  cher- 
chait  a  faire  representer  n'etait  organise  que  pour  etre  administre.« 
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notwendigen  Schutz  gewährend,  dem  Privatinteresse  alle  wün- 
schenswerte Freiheit  sichern  sollte«.  »Dieses  Werk«,  hiess  es  in 
dem  kaiserlichen  Schriftstück  weiterhin,  > macht  die  Revision  einer 
grossen  Zahl  von  Gesetzen,  Dekreten,  Ordonnanzen,  ministeriellen 
Instruktionen  nötig,  und  man  kann  seine  Elemente  nur  vorbe- 
reiten, indem  man  mit  Aufmerksamkeit  jedes  der  Details  unseres 
Verwaltungssystems  prüft ,  um  diejenigen  zu  beseitigen ,  welche 
überflüssig  sein  sollten.  Die  verschiedenen  Sektionen  des  Staats- 
rates scheinen  sich  für  diese  Prüfung  am  meisten  zu  eignen,  denn 
wenn  sie  auch  nicht  selbst  verwalten,  so  sehen  sie  doch  die  Ver- 
waltung in  Tätigkeit«  ^). 

Unter  den  aus  den  Arbeiten  des  Staatsrates  hervorgegangenen 
Reformentwürfen  befanden  sich  zwei  Gesetzentwürfe  über  die  Be- 
fugnisse der  General-  und  der  Munizipalräte,  die  am  16.  P'ebruar 
1865  dem  gesetzgebenden  Körper  vorgelegt  wurden  und  nach 
der  Beratung  zahlreicher  Amendements  am  18.  Juli  1866  und  am 
24.  Juli  1867  Gesetzeskraft  erhielten.  Diesen  beiden  Befugnis- 
gesetzen haben  wir  uns  jetzt  zuzuwenden. 

3.    Das  Gesetz    vom    18.  Juli    1866   über  die  Befug- 
nisse der  General  rate. 

Es  durchbricht  den  vom  Gesetzgeber  von  1838  geschaffenen 
Rahmen  nicht,  d.  h.  es  behält  die  Einteilung  der  Befugnisse  der 
Generalräte  in  drei  grosse  Klassen  bei  (decisions  ,  deliberations, 
avis) ;  aber  es  führt  nichtsdestoweniger  eine  grosse  Reform  durch, 
indem  es  die  Zahl  der  in  die  erste  Klasse  fallenden  Gegenstände 
bedeutend  vermehrt.  Nach  Art.  i  dieses  Gesetzes  entscheidet 
der  Generalrat  endgültig  über  die  folgenden  Gegenstände:  i.  Er- 
werbung, Veräusserung  und  Tausch  von  Departementsbesitz,  w^enn 
derselbe  keiner  öffentlichen  Verwaltung  zugewiesen  ist;  2.  Ver- 
waltungsmodus dieses  Besitzes;  3.  Miets-  und  Pachtverträge,  wel- 
ches auch  ihre  Dauer  sein  mag ;  4.  Bestimmungsänderung  des 
Departements-Grundbesitzes  und  der  Departementsgebäude ;  5. 
Annahme  oder  Ausschlagung  der  Schenkungen  und  Vermächt- 
nisse ;  6.  Einteilung  nach  Klassen  und  Richtung  der  Departements- 
strassen, wenn  der  Trace  besagter  Strassen  sich  nicht  in  das  Ge- 
biet   eines    andern  Departements  erstreckt;    Projekte,  Pläne    und 

l)  Moniteur  vom  25.  Juni  1S63.  —  Vgl.  auch  Lugay,  La  Lettre  imperiale  du 
24  juin  1863  et  la  Decentralisation  (Revue  critique  de  legislation  et  de  jurisprudence, 
Sept.   1866). 
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Kostenanschläge  aller  aus  Departementsmitteln  auszuführenden 
Bauten;  7.  Einteilung  nach  Klassen  und  Richtung  der  grossen 
Vizinalstrassen ;  Verteilung  der  Departementsbeihilfen  unter  die 
Gemeinden;  8.  von  den  Gemeinden  gemachte  Offerten,  zu  den 
Kosten  der  Departementsbauten  beizutragen;  9.  Deklassifizierung 
der  Departementsstrassen ;  10.  Bestimmung  des  Verwaltungs- 
zweiges ,  dem  die  Ausführung  der  Bauten  übertragen  wird  ,  den 
Bau  der  Departementsstrassen  ausgenommen ;  ii.  Verwendung 
der  freien  Fonds;  12.  Versicherung  der  Departementsgebäude; 
13.  Anhängig  zu  machende  oder  weiterzufülirende  Klagen;  14. 
Vergleiche;  15.  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Departements- 
Irrenanstalten;  16.  Verwaltung  die  unterstützten  Kinder  betreffend. 

Wenn  man  jetzt  diese  Aufzählung  mit  den  Art.  4 — 6  des  Ge- 
setzes von  1838  vergleicht,  so  konstatiert  man,  dass  der  Art.  i 
dem  Generalrat  das  Recht  gibt,  gewisse  Angelegenheiten  end- 
gültig zu  regeln ,  in  Bezug  auf  welche  er  nicht  einmal  berufen 
war,  sein  Gutachten  abzugeben,  es  sind  dies  die  unter  Ziffer  6, 
7,  9  und  15  aufgezählten.  Er  gibt  ihm  auch  das  Recht,  gewisse 
Geschäfte  definitiv  zu  regeln,  deren  Regelung  von  der  Genehmi- 
gung der  Staatsorgane  abhängig  war ,  und  diese  Genehmigung 
wird  nur  noch  für  die  vier  folgenden  Gegenstände  gefordert :  für 
den  vom  Departement  aufzubringenden  Beitrag  zu  den  Kosten 
der  vom  Staat  ausgeführten  und  das  Departement  interessieren- 
den Bauten ;  für  den  vom  Departement  zu  leistenden  Beitrag  zu 
den  Kosten  der  Departement  und  Gemeinden  zugleich  interessie- 
renden Bauten  ;  für  die  Errichtung  und  Organisierung  von  Pen- 
sionskassen oder  anderer  Remunerierungsarten  im  Interesse  der 
Beamten  der  Präfektur  und  der  Unterpräfekturen;  endlich  für  den 
von  den  Gemeinden  zu  leistenden  Beitrag  zu  den  Ausgaben  für 
Irre,  für  verlassene  und  Findel-Kinder. 

Das  Gesetz  von  1866  sieht  indessen  noch  eine  andere  Be- 
schränkung vor.  »Die  Beschlüsse« ,  bestimmt  der  Schlussabsatz 
des  Art.  i  ,  >  über  die  unter  den  Ziffern  6,  7,  15  und  16  aufge- 
zählten Gegenstände  sind  erst  vollziehbar,  nachdem  in  einer  Frist 
von  zwei  Monaten,  vom  Sessionsschluss  an  gerechnet,  ein  Dekret 
ihre  Vollziehung  nicht  ausgesetzt  hat«. 

Der  Art.  2  gibt  den  Generalräten  nicht  weniger  wichtige 
neue  Befugnisse  als  der  Art.  i :  er  gewährt  ihnen  das  Recht, 
durch  ihre  Beschlüsse  endgültig  zu  bestimmen:  i.  ausserordentliche 
Centimes  für  ausserordentliche  Ausgaben  departementalen  Zwecks 
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in  den  Grenzen  des  jährlich  durch  I^^inanzgesetz  bestimtnten  Ma- 
ximums; 2.  Anleihen,  welche  innerhalb  12  Jahre  aus  dem  Ertrag 
dieser  ausserordentlichen  Centimes  oder  aus  ordentlichen  Ein- 
nahmen zurückgezahlt  werden  ^). 

»Die  Beschlüsse«,  fügt  Art.  3  hinzu,  > durch  welche  die  Ge- 
neralräte endgültig  entscheiden,  sind  vollziehbar,  wenn  sie  in 
einer  Frist  von  zwei  Monaten  nicht  kassiert  worden  sind  wegen 
Befugnisüberschreitung  oder  wegen  Verletzung  eines  Gesetzes 
oder  eines  reglement  d'administration  publique.  Diese  Kassie- 
rung kann  nur  durch  ein  in  der  h^orm  eines  reglement  d'admi- 
nistration publique  erlassenes  Dekret  ausgesprochen  werden. 

Schliesslich  erhält  der  Gcneralrat  einen  gewissen  Einfluss  auf 
die  Gemeindeangelegenheiten :  i .  er  bestimmt  jedes  Jahr  das  Ma- 
ximum der  ausserordentlichen  Centimes,  welche  die  Munizipal- 
räte für  ausserordentliche  Ausgaben  kommunalen  Zwecks  be- 
willigen können;  2.  der  Präfekt  ist  verpflichtet,  dem  Generalrat 
alljährlich  das  Verzeichnis  aller  seit  der  vorhergehenden  Session 
bewilligten  Gemeindeanleihen  zur  Prüfung  vorzulegen  mit  Angabe 
des  Gesamtbetrages  der  ausserordentlichen  Steuern  und  der 
Schulden,  mit  denen  jede  Gemeinde  belastet  ist;  3.  der  Präfekt 
ist  desgleichen  gehalten,  dem  Generalrat  die  Jahresrechnung  vor- 
zulegen über  die  Verwendung  der  für  die  grossen  und  gewöhn- 
lichen   Vizinalstrassen    bestimmten    Gemeindemittel  (Art.  4  u.   5). 

Der  Art.  6  führt  eine  für  die  Budgetkompetenzen  des  Ge- 
neralrates günstige  Reform  des  Departementsbudgets  durch,  eine 
Reform,  die  sich  natürlich  aus  den  Erfahrungen  ergab,  welche 
man  mit  den  Budgetbestimmungen  des  Gesetzes  von  1838  ge- 
macht hatte. 

Dieses  Gesetz  hatte ,  wie  wir  gesehen  haben ,  gewisse  Aus- 
gaben gemischter  Natur,  die  den  Staat  eben  so  sehr  wie  das  De- 
partement angehen,  obligatorisch  erklärt  und  für  die  Deckung 
derselben  die  ordentlichen  Centimes  bestimmt ,  welche  das  Fi- 
nanzgesetz zur  Verfügung  des  Generalrates  stellt.  Die  Anzahl 
dieser  Centimes  v/ar  in  allen  Departements  die  gleiche,  10,5  per 
I   Fr.  Hauptsteuer,  aber  ihr  Ertrag  war  sehr  ungleich,  er  variierte 


i)  Um  diesen  Selbstverwaltungsfortschrilt  gebührend  zu  würdigen,  darf  man  nicht 
vergessen,  dass  nach  Art.  33  und  34  des  Gesetzes  von  1838  für  die  angeführten 
Akte  ein   Gesetz  nötia;  war. 
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z.  B.  1865  nach  den  Angaben  Thuilliers^)  in  Korsika  und  den 
Alpendepartements  von  3000 — 6000  Fr.,  während  er  sich  in  Seine- 
Inferieure,  Nord  und  Seine  auf  57000 — 176 000  Fr.  erhob.  Da 
nun  aber  die  den  Steuerpflichtigen  aufzulegenden  Lasten  für  die 
Deckung  der  Ausgaben  von  unbestreitbar  allgemeinem  Interesse 
natürlicheru'eise  nicht  ungleich  verteilt  werden  konnten  und  die 
gegenseitig  solidarischen  Departements  einander  helfen  mussten, 
so  war  man  zur  Annahme  einer  Finanzkombination  geführt  wor- 
den, welche  die  Geschichte  der  französischen  Departementsfinanzen 
unter  dem  Namen  »Fonds  communs«  kennt.  Derselbe,  gebildet 
aus  sämtlichen  Departements  aufgelegten  Centimes,  deren  in  Paris 
zentralisierten  Ertrag  der  Minister  des  Innern  unter  die  armen 
Departements  verteilte,  wurde  wiederholt  erhöht,  von  i  ,6  Centimes 
im  Jahre   1839  schliesslich  auf  7,0  Centimes  im  Jahre   1850. 

Der  Absicht  des  Gesetzgebers  von  1838  gemäss  sollten  die 
ordentlichen  Centimes  nebst  den  Beihilfen  aus  dem  gemeinsamen 
Fonds  die  ordentlichen  Ausgaben  sicherstellen,  und  die  General- 
räte sollten  nur  selten  Gebrauch  machen  von  der  ihnen  belassenen 
Möglichkeit,  Ausgaben  der  ersten  (ordentlichen)  Sektion  ihres 
Budgets  in  die  zweite  (fakultative)  Sektion  einzustellen.  Aber 
sofort  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1838  erwies  sich 
die  strenge  Durchführung  dieser  Bestimmungen  als  unmögUch ; 
die  Dotierung  der  ersten  Sektion  war  ungenügend,  die  Ausnahme 
wurde  zur  Regel,  die  Generalräte  waren  genötigt,  ihre  fakultativen 
Einnahmen  zur  Bestreitung  ihrer  ordentlichen  Ausgaben  zu  ver- 
wenden. Die  Folge  davon  war ,  dass  so  ziemlich  alle  Departe- 
ments einen  Teil  des  gemeinsamen  Fonds  verlangten  und  erhielten 
und  diese  zur  Unterstützung  armer  Departements  geschaffene 
Einrichtung  in  ihrem  Prinzip  wie  in  ihrer  Anwendung  gefälscht 
wurde.  Im  Jahre  1854  erhob  sich  der  P^ehlbetrag  der  ersten 
Sektion  für  alle  Departements  auf  ca  7  Millionen  Fr.  Unter 
diesen  Umständen  willigte  die  Regierung  darein,  das  Gefängnis- 
wesen auf  das  Staatsbudget  zu  übernehmen ;  sie  entlastete  so  die 
Departements  um  einen  dem  konstatierten  Fehlbetrag  ungefähr 
gleichkommenden  Betrag.  Kaum  aber  war  das  Heilmittel  ange- 
wendet worden  ,  so  trat  das  Uebel  von  neuem  auf,  ein  neuer 
Fehlbetrag  war  in  der  ersten  Sektion  zu  verzeichnen  und  er  er- 
reichte   1865    wieder    7  Mill.  Fr.     Das    Budget-Grundprinzip    des 

l)  Expose  des  motifs  du  projet  de  loi  sur  les  Conseils  generaux  et  les  Conseils 
municipaux.      (Boniteur  vom  24.   Februar  1865). 
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Gesetzes  von  1838  war  also  verletzt:  die  Einteilung"  des  Budgets 
in  ordentliche  und  fakultative  Sektionen  war  nur  noch  eine  schein- 
bare, und  die  an  sich  schon  so  beschränkte  Verfügungsgewalt 
der  Generalräte  über  die  Departcmentsgelder  drohte  eine  rein  no- 
minelle zu  werden. 

Das  Gesetz  von  1866  (Art.  6)  beseitigt  diesen  Uebelstand, 
indem  es  die  Budgetorganisation  auf  neue  Grundlagen  stellt :  es 
schafft  den  gemeinsamen  Fonds  ab,  schafft  einen  Hilfsfonds  von 
4  Millionen  Fr.  und  ersetzt  die  verwickelte  und  künstliche  Ein- 
teilung des  Budgets  in  5  Sektionen  durch  die  einfache  und  natür- 
liche Einteilung  in  eine  ordentliche  und  ausserordentliche  Sektion. 
Die  erste,  zweite,  vierte  und  fünfte  Sektion  des  bisherigen  Bud- 
gets werden  in  eine  einzige  Sektion  zusammengefasst,  die  alle 
ordentlichen  Ausgaben  enthält.  Die  besondere  Bestimmung  der 
Centimes  der  ehemaligen  vierten  und  fünften  Sektion  wird  des- 
halb nicht  weniger  aufrecht  erhalten,  aber  das  neue  Gesetz  nimmt 
der  Budgetorganisation  den  bisherigen  Charakter  der  ;> strikten 
Spezialität«.  So  können  die  Departements,  welche  für  die  Volks- 
schule ,  die  Vizinalstrassen  und  den  Kataster  den  Gesamtertrag 
der  speziellen  Centimes  nicht  bedürfen,  ihren  üeberschuss  zu  be- 
liebigen andern  Ausgaben  verwenden ,  und  die  Departements, 
welche  gegebenenfalls  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch  machen, 
laufen  sogar  Gefahr ,  aus  dem  Hilfsfonds  keine  Zuwendung  zu 
erhalten.  Der  Generalrat  wird  überhaupt  ermächtigt,  die  Ein- 
nahmen jeder  Art  für  die  Ausgaben  jeder  Art  zu  bestimmen.  So 
kann  z.  B.  der  Ertrag  der  ordentlichen  Centimes  zur  Deckung 
der  ausserordentlichen  Ausgaben  verwendet  werden. 

Es  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dass  diese  Zugeständnisse 
an  das  Departement  die  Budgetrechte  des  Generalrates  in  be- 
merkenswerter Weise  erweitert  haben,  aber  man  muss  nun  nicht 
etwa  denken,  dass  sich  der  Staat  völlig  entwaffnet  hätte.  So  wird 
einigen  Ausgaben  ihr  obligatorischer  Charakter  belassen :  der  Un- 
terhaltung der  Präfektur-  und  Unterpräfekturgebäude,  der  Unter- 
bringung der  Gendarmerie,  der  Miete,  dem  Mobiliar  und  den 
kleinen  xAusgaben  der  cours,  tribunaux  und  Friedensgerichte,  und 
wenn  das  vom  Generalrat  bewilligte  Budget  für  diese  Objekte 
keine  Einstellungen  enthält,  so  kann  ein  Dekret  die  Erhebung 
einer  dafür  bestimmten  besondern  Steuer  anordnen.  Der  Staat 
hat  sich  schliesslich  ein  noch  viel  grösseres  Recht  vorbehalten : 
die  definitive  Genehmio-unsf  des  Budeets   zu  verweieern    und  das- 
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selbe  gegebenenfalls  an  den  in  ausserordentlicher  Session  zu  ver- 
sammelnden Generalrat  zu  nochmaliger  Beratung  zurückzuver- 
weisen. Gleichwohl  bleibt  das  am  Eingang  dieses  Paragraphen 
gefällte  Urteil  über  das  Gesetz  von  1866  in  seinem  vollen  Um- 
fange bestehen :  dass  dieses  Gesetz  eine  beachtenswerte  Reform 
durchführte,  eine  Reform,  welche  die  Entwickelung  der  Selbstver- 
waltung im  Departement  nach  der  deliberativen  Seite  hin  einen 
grossen  Schritt  vorwärts  gebracht  hat. 

Weniger  bedeutend  war   die  Reform,   wie    wir    im    folgenden 
Paragraphen  zeigen  werden,  in  Bezug  auf  die  i^Iunizipalräte. 

4.  Das    Gesetz  vom    24.  Juli    iSö/über   die    Befug- 
nisse   der    M  u  n  i  z  i  p  a  1  r  ä  t  e. 

Wie  das  Gesetz  von  1866,  so  bleibt  auch  dasjenige  von  1867 
in  dem  von  der  früheren  Gesetzgebung  aufgerichteten  Rahmen : 
die  fundamentale  Einteilung  der  Befugnisse  der  Munizipalräte  in 
drei  Klassen  bleibt  bestehen ;  aber  die  erste  Klasse  wird  erwei- 
tert; zu  den  vier  Gegenständen,  über  welche  der  Munizipalrat 
regelnde  Beschlüsse  fassen ,  endgültige  Entscheidungen  treffen 
konnte,  treten  neun  andere  Fälle,  die  mit  einer  noch  näher  zu 
bezeichnenden  Klausel  den  vier  ersten  gleichgestellt  werden.  Diese 
neun  Gegenstände  sind  (Art.  i) :  i.  Erwerbung  von  Immobilien, 
wenn  die  Gesamtausgabe  mit  derjenigen  für  die  andern  im  näm- 
lichen Rechnungsjahr  schon  bewilligten  Erwerbungen  nicht  ^/lo  der 
ordentlichen  Gemeindeeinnahmen  überschreitet;  2.  Bedingungen 
der  Mietsverträge,  Gemeindegebäude  betreffend,  wenn  die  Dauer 
der  Verträge  18  Jahre  nicht  überschreitet;  3.  Pläne  und  Kosten- 
anschläge grösserer  Ausbesserungen  und  Unterhaltungen,  wenn 
die  diesen  Plänen  zugewiesene  Gesamtausgabe  nicht  ^/s  der  ordent- 
lichen Einnahmen  und  auf  keinen  Fall  50  000  Fr.  überschreitet ; 
4.  Tarif  der  in  den  Markthallen,  auf  den  Vieh-  und  Produkten- 
märkten zu  erhebenden  Platzgebühren ;  5.  Zu  erhebende  Gebühren 
für  Erlaubnisscheine  betreffend  die  Stationierung  und  Vermietung 
auf  Gemeinde-Strassen  und  -Plätzen  ;  6.  Tarif  der  Konzessionen 
auf  den  Friedhöfen ;  7.  Versicherung  der  Gemeindegebäude  ;  8.  Be- 
stimmung eines  Gemeindebesitzes  zu  einer  öffentlichen  Verwaltung, 
wenn  er  für  eine  solche  noch  nicht  verwendet  war ;  9.  Annahme 
oder  Ausschlagung  von  Schenkungen  und  Vermächtnissen  ohne 
Belastung,  Bedingung  oder  immobile  Verwendung,  wenn  sie  keinen 
Anlass  zu  Reklamationen  geben. 
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Dieser  Art.  i  hätte  zweifellos  eine  bedeutende  Reform  ver- 
wirklicht, wenn  nicht  zugleich  die  Einschränkung  festgelegt  worden 
wäre,  dass  im  Falle  der  Meinungsverschiedenheit  zwischen  Maire 
und  Munizipalrat  die  Beschlüsse  über  die  hier  aufgezählten  Gegen- 
stände dem  Präfekten  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden  mussten. 
Diese  Klausel  war  enorm ;  denn  man  darf,  um  ihre  ganze  Trag- 
weite zu  ermessen,  nicht  ausser  acht  lassen,  dass  der  von  der  Re- 
gierung ernannte  Maire  nicht  aus  der  Mitte  des  Munizipalrates 
genommen  zu  werden  brauchte,  dass  also  die  Staatsgewalt  in 
dem  Maire  eine  Hilfe  finden  konnte,  um  die  Vollziehung  der  ihr 
nicht  genehmen  Beschlüsse  zu  verhindern. 

Auch  die  Budgetkompetenzen  des  Munizipalrates  sind  erwei- 
tert worden.  Wenn  das  Gemeindebudget,  bestimmt  Art.  2,  für 
alle  obligatorischen  Ausgaben  Sorge  trägt,  und  wenn  es  keine 
ausserordentliche  Einnahme  zu  obligatorischen  oder  fakultativen 
Ausgaben  verwendet,  können  die  vom  Munizipalrat  in  das  Budget 
eingestellten  Beträge  zur  Deckung  fakultativer  Ausgaben  von  dem 
Präfekten  oder  der  Regierung  weder  gestrichen  noch  abgeändert 
werden.  Aber  die  Budgetreform  beschränkte  sich  nicht  auf  diesen 
einen  Punkt. 

»Bekanntlich  hängt  die  Gemeindeverwaltung«  ,  schreibt  in 
diesem  Zusammenhang  Thuillier,  »in  ihren  Massnahmen  zum  grossen 
Teil  von  den  Mitteln  ab,  über  welche  die  Gemeinde  verfügt,  und 
in  der  Praxis  erfordert  die  Verbesserung  der  verschiedenen  Zw^eige 
dieser  Verwaltung,  entweder  eine  Besteuerung  (in  Form  von  Centi- 
mes additionnels),  oder  eine  Anleihe,  oder  endlich  eine  Erhöhung 
des  Oktrois«.  ^).  Nun  aber  war  die  Beschaffung  ausserordentlicher 
Mittel  dem  Gesetz  von  1837  gemäss  an  die  vorgängige  Genehmi- 
gung der  Zentralgewalt  gebunden :  Wenn  der  Maire  die  Anlegung 
eines  Weges,  den  Bau  einer  Schule,  einer  Kirche  etc.  vorgeschlagen 
und  der  Munizipalrat  die  Proposition  angenommen  hatte,  so  lief 
das  Projekt  auf  ein  Steuer-  oder  Anleiheverlangen  und  auf  die 
Genehmigung  von  Bauplänen  und  Kostenanschlägen  hinaus,  die 
ihre  definitive  Erledigung  nur  in  Paris  finden  konnten.  Daraus 
resultierten  Komplikationen,  Hindernisse,  Verschleppungen,  welche 
»in  den  Gemeinden  grosse  Unzufriedenheit  hervorriefen  und  die 
Gemeindebehörden  entmutigten«.     (Thuillier.) 


i)  Expose  des  motifs  du  projet  de  loi  etc.     (Moniteur  v.  24.  Febr.  1865.) 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1905.  3.  27 
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Um  diesen  Uebelständen  abzuhelfen,  bestimmt  das  Gesetz 
von  1867,  dass  alle  diese  Angelegenheiten,  den  Fall  ausgenom- 
men, wo  die  Ausgabe  eine  exzeptionelle  Ziffer  erreicht,  an  Ort 
und  Stelle  erledigt  werden,  der  Entscheidung  der  Munizipalräte 
selbst  und  in  gewissen  Fällen  noch  der  Genehmigung  des  Prä- 
fekten  vorbehalten  bleiben.  Nach  Art.  3  und  9  regeln  die  Muni- 
zipalräte durch  ihre  Beschlüsse  endgültig :  i .  die  ausserordent- 
lichen Steuern,  welche  5  Centimes  additionnels  nicht  überschreiten ; 
2.  die  Anleihen,  welche  innerhalb  5  Jahre  aus  dem  Ertrag  dieser 
ausserordentlichen  Centimes  oder  innerhalb  12  Jahre  aus  ordent- 
lichen Einnahmen  zurückgezahlt  werden;  3.  die  Verlängerung  der 
Haupt- Oktroiabgaben  für  5  Jahre  und  ihre  Erhöhung  bis  zu 
I  Dezime  für  den  nämlichen  Zeitraum.  Indessen  wird  auch  diese 
Reform  durch  die  schon  erwähnte  Klausel  beschränkt:  dass  näm- 
lich im  Falle  der  Meinungsverschiedenheit  zwischen  Maire  und 
Munizipalrat  die  Beschlüsse  über  die  genannten  drei  Fälle  erst 
nach  der  Genehmigung  des  Präfekten  vollziehbar  sind. 

Die  Munizipalräte  können  mit  der  Genehmigung  des  Präfek- 
ten bewilligen :  i .  die  ausserordentlichen  Steuern,  welche  5  Cen- 
times additionnels  überschreiten,  ohne  jedoch  über  das  vom  Gene- 
ralrat fixierte  Maximum  und  über  die  Dauer  von  1 2  Jahren  hinaus- 
zugehen ;  2.  die  Anleihen,  welche  aus  diesen  ausserordentlichen 
Centimes  oder  aus  ordentlichen  Einnahmen  in  einer  12  Jahre  über- 
schreitenden Frist  zurückgezahlt  werden;  3.  die  Verlängerung  der 
bestehenden  Zuschlags-Oktroitaxen  und  die  Erhöhung  der  Haupt- 
taxen über  I  Dezime  hinaus.  Der  Entscheidung  der  Zentralge- 
walt bleiben  vorbehalten :  die  das  vom  Generalrat  festgesetzte 
Maximum  überschreitenden  ausserordentlichen  Steuern,  die  aus 
ausserordentlichen  Mitteln  in  einem  12  Jahre  überschreitenden 
Zeitraum  rückzahlbaren  Anleihen  und  die  Einführung  von  Oktroi- 
taxen.  Die  surtaxes  auf  Getränke  können  nur  durch  ein  Gesetz 
eingeführt,  verlängert  oder  abgeändert  werden. 

Wir  glauben,  mit  den  vorstehenden  Tatsachen  alle  wesent- 
lichen Elemente  vereinigt  zu  haben,  um  ein  zusammenfassendes 
Urteil  über  die  Bedeutung  der  Gesetzgebung  von  1866  und  1867 
für  die  Entwickelung  der  Selbstverwaltung  fällen  zu  können :  diese 
Gesetzgebung  hat  den  Generalräten  und  den  Munizipalräten  das 
Recht  gegeben,  über  die  wichtigsten  Interessen  der  Departements 
und  der  Gemeinden  endgültige  Entscheidungen  (decisions  regle- 
mentaires)  zu  treffen ;  sie  hat  das,  wenigstens  zum  grössten  Teil, 
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geschaffen,  was  Herr  v.  Ferron  kurz  die  Decentralisation  delibe- 
rative«,  also  den  auf  die  Deliberation  gerichteten  Teil  der  Selbst- 
verwaltung, nennt.  Aber  im  übrigen  ist  sie  bei  dem  Pluviosegesetz 
vom  Jahre  VIII  stehen  geblieben. 

IV.   Dritte  Entwickelungsstufe  der  Selbstverwaltung. 

I .  Die    S  e  1  b  s  t  \^  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  b  e  w  e  g  u  n  g   gegen  Ende 
des  Zweiten   Kaiserreiches  (seit   1 865). 

Um  die  nämliche  Zeit,  als  die  Gesetze  von  1866  und  1867 
ausgearbeitet  wurden,  erfolgte  eine  bedeutsame  Kundgebung,  die 
der  Ausgangspunkt  einer  tiefgehenden  Selbstverwaltungsbewegung 
in  der  Literatur  und  im  öffentlichen  Leben  geworden  ist :  die  Ver- 
öffentlichung des  sogen.  Programms  von  Nancy.  Eine  gewisse  An- 
zahl politischer  Schriftsteller,  verschiedenen  Parteien  angehörend, 
zumeist  Legitimisten,  hatten  sich  in  Nancy  versammelt,  um  die 
Fragen  zu  beraten,  welche  die  lokalen  Freiheiten  betreffen.  Im 
Jahre  1865  veröffentlichten  sie  das  Resultat  ihrer  Arbeiten  unter 
dem  Titel:  »Un  Projet  de  Decentralisation«  1).  Dieses  Selbstver- 
waltungsprogramm formulierte  die  folgenden  vier  Vorschläge :  es 
wollte  I .  die  Gemeinde ,  welche  in  Frankreich  kaum  existiere, 
kraftvoll  konstituieren ;  2.  den  Kanton,  der  (administrativ)  nicht 
existiere,  errichten  ;  3.  das  Arrondissement,  das  zu  nichts  passe, 
abschaffen  ;  4.  das  Departement  emanzipieren.  Es  erklärte  sich 
für  die  Ernennung  der  Maires  durch  die  Regierung,  mit  der  Be- 
dingung, dass  sie  aus  der  Mitte  der  Munizipalräte  genommen 
würden,  und  begründete  dies  mit  der  doppelten  Eigenschaft  des 
Maires  als  Bevollmächtigten  der  Gemeinde  und  als  Delegierten  des 
Staates  ;  es  schlug  vor,  die  Departementsverwaltung  und  die  Kon- 
trolle der  Gemeinden  dem  Präfekten  zu  entziehen  und  sie  unter 
der  Leitung  des  Generalrates  einem  von  diesem  alle  drei  Jahre 
gewählten  ständigen  Vollziehungsausschuss  von  5  Mitgliedern  an- 
zuvertrauen ;  es  wollte  dem  Präfekten  nur  die  Politik  belassen, 
d.  h.  alles,  was  mit  den  Beziehungen  zur  Regierung  zusammen- 
hängt. 

Das  Programm  von  Nancy  wurde  einer  grossen  Anzahl  her- 
vorragender politischer  Persönlichkeiten  unterbreitet,  welche  den 
verschiedenen    Schattierungen    der    Opposition    angehörten ,    und 


l)  Un  Projet  de  Decentralisation.      Nancy  1865. 
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welche  im  Prinzip  den  vorgeschlagenen  Reformen  zustimmten. 
Die  Republikaner  waren  einverstanden  mit  den  Royalisten :  Simon, 
Ferry,  Pelletan,  Bethmont,  Magnin,  Favre,  Barrot,  Garnier-Pages, 
Lanfrey,  Andral,  Herold  mit  Guizot,  Broglie,  Montalembert,  Du- 
vergier  de  Hauranne,  Prevost-Paradol,  Haussonville  und  mit  Ber- 
ryer,  Falloux,  Larcy,  Laboulie,  Bechard  und  Raudot.  Indessen 
machten  unter  den  Zustimmenden,  die  ihre  ^leinung  über  Zen- 
tralisation und  Dezentralisation  im  allgemeinen  darlegten,  was  der 
zweiten  Auflage  des  Programms  von  Nancy  ein  grosses  histori- 
sches Interesse  verleiht,  die  einen  gewisse  Vorbehalte,  den  andern 
wiederum  ging  es  nicht  weit  genug.  Guizot  trat  gegen  die  Be- 
hauptung auf,  die  Regierung  Louis  Philipps  habe  für  die  lokalen 
Freiheiten  nichts  getan,  und  die  Behauptung  war  offenbar  über- 
trieben ;  es  hätte  den  Tatsachen  mehr  entsprochen,  zu  sagen, 
dass  sie  wenig  getan  habe.  Dufaure,  der  Prinz  Albert  v.  Broglie, 
Carnot  u.  a.  verlangten,  dass  die  nationale  Einheit  keinen  Schaden 
nehme,  und  dass  die  öffentliche  Meinung  über  diesen  Hauptpunkt 
beruhigt  werde.  Barrot  wollte  mit  Ausnahme  der  aus  Anleihen 
entstandenen  Verpflichtungen  jede  Art  von  obligatorischen  Aus- 
gaben der  Gemeinden  beseitigt  wissen.  Andral  und  mehrere  an- 
dere forderten  die  Wahl  der  Maires  durch  die  ]\Iunizipalräte  ^). 

An  das  Programm  von  Nancy  schloss  sich  eine  reiche  Selbst- 
verwaltungsliteratur an  ^),  die,  weil  man  in  ihm  vielfach  eine  Kriegs- 


1)  Es  scheint  uns  nicht  ohne  Interesse,  nachstehend  einige  Aeusserungen  von 
Politikern  mitzuteilen,  die  dem  Programm  von  Nancy  zustimmten.  —  P.  Andral:  »La 
Centralisation  n'est  point  une  Institution  nationale;  eile  est  contraire  aux  traditions  de 
notre  histoire.«  (?)  —  Bethmont ,  depute  au  Corps  legislatif:  >S'il  me  fallait  choisir 
entre  deux  biens  inestimables  :  la  liberte  politique  et  la  liberte  administrative,  je  crois 
que  je  preferais  commencer  par  la  derniere  ,  parce  qu'elle  mene  ä  tout  ,  tandis  que 
la  liberte  politique,  avec  la  centralisation  ,  ramene  en  peu  de  temps  a  l'arbitraire  par 
les  revolutions.«  —  Mag7iin,  depute  de  la  Cote  d'Or:  »Enlever  au  pouvoir  central 
des  attributions  qu'il  ne  peut  exercer,  pour  les  donner  aux  pouvoirs  locaux ,  issus  de 
l'election;  accroitre  Celles  des  conseils  electifs  des  departements  et  des  comraunes, 
c'est  soutenir  une  pensee  qui,  a  eile  seule,  fera  plus  pour  la  liberte  politique  et  ad- 
ministrative de  notre  France  que  toutes  les  lois  les  plus  liberales«.  —  y.  Ferry: 
»A  la  lumiere  de  nos  malheurs,  la  plupart  des  liberaux  ont  apergu  que  la  centrali- 
sation et  la  liberte  sont  incompatibles  ;  il  faut  choisir.  L'unite  monstrueuse  qui  nous 
appauvrit  et  nous  accable  nous  rend  la  nation  la  plus  incapable  de  se  conduire  elle- 
merae,  et  le  moins  propre  ä  la  liberte,  que  l'histoire  aura  connue.-  (Le  Programme 
de  Nancy,  2.  Aufl.    1865.) 

2)  Vierte  Periode  der  Selbstverwaltungsliteratur.  Wir  zitieren  besonders :  Kcri- 
gant,  La  Liberte  de  la  France.  1865.  —  Labbe,  Le  manileste  de  Nancy  et  la  Demo- 
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maschine  gegen  das  Kaiserreich  sah,  den  Kampf  um  die  lokalen 
Freiheiten  zum  Teil  auf  das  politische  Gebiet  hinüberspielte. 
Unter  den  bedeutendem  Schriften  dieser  Kategorie  mögen  erwähnt 
werden  :  La  Liberte  politique  von  y.  Simon  ^),  La  France  nou- 
velle  von  Prcvost-Paradol  ^)  und  Vues  sur  le  gouvernement  de  la 
France  von  dem  Herzog  Victor  von  Broglie  ^).  Dagegen  enthielt 
sich  Le  Play,  der  in  seiner  Reforme  sociale  en  France  einen 
umfassenden  Plan  der  Hebung  des  kommunalen  und  provinzialen 
Lebens  entwickelte,  jeder  Verquickung  der  Selbstverwaltungsbe- 
strebungen mit  der  reinen  Politik  *). 

Im  Zusammenhang  mit  dieser  Bewegung,  welche  die  Veröf- 
fentlichung und  Erörterung  des  Programms  von  Nancy  zum  Aus- 
gangspunkt hatte,  machte  sich  eine  andere  geltend,  die  des  Kon- 
gresses von  Lyon.  Eine  gewisse  Anzahl  von  Provinzzeitungen 
hatte  eine  Zusammenkunft  organisiert,  die  vom  8.- — 11.  September 
1869  in  Lyon  in  den  Räumen  der  Zeitung  La  Decentralisation 
stattfand,  und  sie  formulierte  Wünsche ,  welche  die  verschieden- 
sten Gegenstände,  besonders  die  Pressfreiheit,  betrafen,  aber  unter 
denen  sich  auch  die  Selbstverwaltungsfrage  fand.  Viele  Zeitungen 
reproduzierten  und  besprachen  das  Manifest  des  Kongresses  von 
Lyon  und  trugen  damit  dazu  bei,  die  Agitation  zu  unterhalten^). 

Das  in  seine  liberale  Phase  eingetretene  Kaiserreich  erachtete, 
allen  diesen  Bestrebungen  Befriedigung  geben  und  neue  Verwal- 
tungsreformen studieren  lassen  zu  sollen.  Eine  Verfügung  vom 
21.  Februar  1870  setzte  eine  ausserparlamentarische  Dezentrali- 
sationskommission ein,  worin  in  grosser  Zahl  die  Männer  sassen, 
>welche  sich  besonders  vom  theoretischen  Standpunkt  aus  mit  der 

cratie.  1865.  —  De  Marcere,  La  politique  d'un  Provincial,  Lettre  15  —  19.  —  E.  Fotir- 
nier,  Les  Reformes  necessaires.  1869. 

i)  La  Liberte  politique.  1866  (Chap.  IV:  La  Reforme  administrative).  Schon 
in  den  Jahren  1849  und  1859  hatte  y.  Simo7i  zwei  Schriften  zu  Gunsten  der  De- 
zentralisation veröffentlicht  :  De  la  Democratie  et  de  la  Decentralisation  und  La  Li- 
berte. —  Dem  nämlichen  Ideenkreis  gehören  auch  die  vier  folgenden  Schriften  an : 
Paris  en  Amerique  (1862)  und  Le  parti  liberal,  son  programme  et  son  avenir  (1864) 
von  Laboulaye;  Politique  liberale  ou  fragments  pour  servir  ä  la  defense  de  la  Re- 
volution frangaise  (1860)  von  Ch.  de  Kemusat;  Les  Assemblees  provinciales  sous 
Louis  XVI  (1863)  von  Leonce  de  Lavej-gne. 

2)  La  France  nouvelle.   1868.     Chap.  II. 

3)  Vues  sur  le  gouvernement  de  la  France.  1870,  p.  i  —  237. 

4)  La  Reforme  sociale  en  France.  1864.  7.  Aufl.  1887,  Chap.  66.  Siehe  auch 
document  E.  annexe.     Esquisse  d'une  division  provinciale  de  la  France. 

5)  Vailla7it,  Congres  decentralisateur  de  Lyon.     Nos  reserves.  1870. 
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Dezentralisation  beschäftigt  hatten«  ^).  Die  mit  Eifer  betriebenen 
Arbeiten  dieser  Kommission,  welche  noch  die  Veröffentlichung 
zahlreicher  Schriften  anregten  '^),  waren  noch  nicht  abgeschlossen, 
als  der  Krieg  ausbrach;  aber  ihre  Unterkommissionen  hatten  be- 
reits vier  Entwürfe  vorbereitet  betreffend  die  General-,  Kantons-, 
Munizipal-  und  Präfekturräte.  Der  erste  Entwurf,  der  vorgerück- 
teste, dem  ein  von  Savary  verfasster  Bericht  beigegeben  war,  sah 
u.  a.  die  Errichtung  einer  Departementskommission  vor,  vom 
Generalrat  gewählt,  damit  beauftragt,  mit  dem  Präfekten  zusam- 
men das  Departement  zu  verwalten,  und  berufen,  ihn  in  der  Kon- 
trolle der  Akte  der  Gemeinde  und  der  zu  errichtenden  Kantons- 
verwaltungen zu  ersetzen.  Auch  die  Frage  der  Regionen  und 
der  Provinzialverwaltungen  war  unter  verschiedenen  Formen  auf- 
geworfen worden  durch  Propositionen  von  Moulin,  Freycinet  und 
Metz-Noblat  ^). 

Unter  dem  Einfluss  der  Arbeiten  der  Dezentralisationskom- 
mission kamen  die  beiden  Gesetze  vom  22.  Juli  1870  zustande: 
das  eine  beliess  zwar  der  Regierung  das  Recht,  die  Maires  und 
Adjoints  zu  ernennen,  aber  sie  mussten  aus  der  Mitte  des  Muni- 
zipalrates genommen  werden;  das  andere  gab  den  Generalräten 
das  Recht  zurück,  ihre  Vorstände  selbst  zu  wählen.  Einzig  in 
Bezug  auf  die  Ernennung  der  Maires  war  die  Regierung  bei  dem 
Programm  von  Nancy  stehen  geblieben,  während  die  Kommission 
sich  für  die  Wahl  der  Maires  in  allen  Gemeinden,  Paris  und  Lyon 
ausgenommen,  erklärt  hatte.  »Der  Minister  des  Innern«,  erzählt 
Aucoc  in  der  eben  erwähnten  Schrift,  »verhehlte  nicht  sein  Be- 
dauern über  dieses  Abstimmungsresultat  der  Kommission  und  er- 
klärte, dass  er  ihm  nicht  Rechnung  tragen  würde.  Dieser  Zwi- 
schenfall rief  eine  gewisse  Bewegung  hervor,  aber  die  Anhänger 
der  umfassendsten  Dezentralisation  Hessen  sich  dadurch  nicht  ent- 


1)  Moniteur  v.   22.   Februar  1870. 

2)  Raudot,  La  Decentralisation  en  1870  (Correspondant,  April  1870).  —  Favc, 
La  Decentralisation.  1870.  —  F.  Lebon,  La  Decentralisation.  1870.  —  De  Larcy\  La 
Decentralisation  de  1789 — 1870  (Correspondant,  April  1870).  —  D.  de  Penanrun, 
La  Decentralisation,  le  passe,  le  present,  Tavenir.  1870.  —  Comte  de  Mac-Carthy,  Les 
Assemblees  departementales  devant  la  France  parlamentaire.   1870. 

3)  Einzelheiten  über  Zusammensetzung  und  Arbeiten  dieser  Kommission  findet  man 
in  der  Abhandlung  :  Les  Controverses  sur  la  Decentralisation  administrative  (Revue 
politique  et  parlamentaire  Mai  1895)  von  Z.  Aucoi:,  welcher  der  Kommission  an- 
gehörte. 
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mutigen.     Sic  waren  bald  in  der  Lage,  ihre  Revanche  zu  nehmen 
in  der  Nationalversammhmg  von   1871  «. 

2.  Der  S  e  I  b  s  t  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  f  o  r  t  s  c  h  r  i  1 1    in    der  De- 
partementsordnung vom    10.  August   1871. 

Der  Entwurf  zu  diesem  heute  geltenden  Gesetz  hatte  als  Basis 
denjenigen,  welcher  von  der  Dezentralisationskommission  von  1870 
in  Bezug  auf  die  Generalräte  angenommen  worden  war.  Der  Be- 
richterstatter der  ersten  Unterkommission,  Savary,  Abgeordneter 
geworden,  hatte  ihn  selbst  der  Nationalversammlung  vorgelegt. 
Magnin  und  Bethmont,  alsdann  Raudot,  hatten  daneben  zwei  an- 
dere eingebracht.  Diese  beiden  Entwürfe  zielten  auf  nichts  we- 
niger ab,  als  den  Präfekten  auf  seine  politischen  Eunktioncn  zu 
beschränken  und  die  Verwaltung  der  Departementsinteressen  einem 
Mitglied  des  Generalrates  anzuvertrauen.  Der  Vorschlag  lief  also 
auf  eine  Abschaffung  des  Systems  vom  Jahre  VIII  hinaus.  Rau- 
dot schlug  ausserdem  vor,  an  Stelle  der  zahlreichen  Departements 
24  grosse  Provinzen  zu  errichten,  welche  die  wichtigsten  Städte 
Frankreichs  als  Hauptstädte  haben  und  aus  homogenen  Elementen 
zusammengesetzt  sein  sollten,  als  solche  anerkannt  auf  Grund  der 
Traditionen,  der  Sitten,  der  geologischen,  landwirtschaftlichen, 
kommerziellen  und  industriellen  Verhältnisse. 

Nach  eingehender  Beratung  dieser  Propositionen  Hess  die  mit 
ihrer  Prüfung  beauftragte  Kommission  der  Nationalversammlung 
durch  ihren  Berichterstatter  Waddington  erklären ,  dass  sie  die 
verfrühten  oder  die  Grenzen  einer  verständigen  Dezentralisation 
überschreitenden  Vorschläge  beiseite  lasse,  dass  sie  den  Wir- 
kungskreis der  Generalräte  erweitern  würde,  ohne  die  berechtigten 
Befugnisse  der  Zentralgewalt  irgendwie  zu  vermindern.  Sie  lehnte 
in  der  Tat  den  Antrag  Raudots  auf  Wiederherstellung  der  Pro- 
vinzen ab  mit  der  Begründung,  dass  diese  Idee  keinem  gegen- 
wärtigen Bedürfnis  entspreche ,  von  der  öffentlichen  Meinung 
keineswegs  unterstützt  werde,  und  dass  dieser  Versuch  ganz  be- 
sonders in  den  kritischen  Zeiten,  die  Frankreich  durchmache,  un- 
zweckmässig sei  ^).  Es  schien  ihr  ausreichend,  die  Departements 
zu  ermächtigen,  sich  zu  verständigen,  wenn  sie  gemeinsame  In- 
teressen wahrzunehmen  hätten.     Sie  beliess    auch  dem  Präfekten 


i)  Waddington,  Rapport  fait  au  nom  de  la  commission  chargee  d'examiner  les 
propositions  de  loi  departementale :  i.  de  M.  Savary;  2.  de  MM.  Bethmont  et 
Magnin;  3.  de  M.  Raudot.     (Journal  officiel  v.  i.,  2.,   3.  Juli  1871,  Absch.  I). 
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die  Funktionen  der  Exekutivgewalt  für  die  Angelegenheiten  des 
Departements,  anstatt  neben  ihm  einen  vom  Generalrat  gewählten 
Departementsverwalter  einzusetzen. 

Sie  begnügte  sich  mit  folgenden  für  die  Selbstverwaltung 
einen  Fortschritt  bedeutenden  Neuerungen  :  Die  Befugnisse  des 
Generalrates  wurden  nicht  erheblich  modifiziert,  man  ging  nicht 
weit  über  das  hinaus,  was  das  Gesetz  von  1866  geschaffen  hatte; 
aber  die  grosse  Neuerung,  der  originale  und  wesentliche  Teil  des 
Entwurfs  war  die  Errichtung  der  schon  von  der  Dezentralisations- 
kommission von  1870  vorgeschlagenen  Departementskommission, 
d.  h.  einer  permanenten,  mit  umfassenden  Befugnissen  ausgestat- 
teten Delegation  des  Generalrates.  Diese  sollte  die  Geschäfte 
regeln,  welche  ihr  der  Generalrat  überweisen  würde;  sie  sollte, 
nachdem  sie  das  Gutachten  oder  die  Vorschläge  des  Präfekten 
gehört  hatte,  die  verschiedenen  in  das  Departementsbudget  ein- 
gestellten Subventionen  verteilen ;  sie  sollte  die  Verträge  im  Na- 
men des  Departements  abschliessen ;  sie  konnte  eins  oder  mehrere 
ihrer  Mitglieder  mit  einem  Auftrag  in  Bezug  auf  die  in  ihre  Be- 
fugnisse einbegriffenen  Gegenstände  betrauen.  Die  aus  Departe- 
mentsmitteln besoldeten  Beamten  sollten  vom  Generalrat  abhängen 
und  von  ihm  oder  seiner  Delegation  ernannt  werden.  Endlich 
—  und  das  war  das  Hauptstück  des  Entwurfes  —  sollte  die 
Kontrolle  der  Gemeinden ,  Hospize  und  Wohltätigkeitsanstalten 
vom  Präfekten  auf  die  Departementskommission  übergehen.  — 
Der  Entwurf  legte  also  zwei  Prinzipien  fest  :  er  begründete  die 
wirksame  und  permanente  Kontrolle  bei  dem  Präfekten ,  und  er 
übertrug  die  Kontrolle  des  untern  lokalen  Konseils  einem  höhern 
lokalen  Konseil.  Der  Präfekt  blieb  das  Organ  der  zentralen  Exe- 
kutivgewalt und  die  Exekutivgewalt  des  Generalrates ,  er  blieb 
beauftragt  mit  der  Einleitung  und  Vorbereitung  der  Departements- 
geschäfte, der  Vorbereitung  und  der  Vorlegung  des  Budgets  im 
besondern,  der  Vollziehung  der  vom  Generalrat  und  der  Departe- 
mentskommission gefassten  Beschlüsse.  Das  waren  die  wichtigsten 
Neuerungen  des  Kommissionsentwurfes. 

Die  Regierung  bekämpfte  ihn  in  Bezug  auf  die  Kontrollebe- 
fugnisse der  Departementskommission.  Sie  machte  geltend,  dass, 
wenn  überhaupt  eine  Kontrolle  über  die  Beschlüsse  der  Gemein- 
den ausgeübt  werden  sollte,  dieses  im  Namen  des  Staates  und 
der  Achtung  vor  dem  Gesetz  geschehen  müsste  und  dass  der 
Generalrat  oder  seine  Delegation  nicht  berechtigt  wäre,  eine  solche 
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Kontrolle  auszuüben  ^).  Die  Proposition  war  gleichwohl  auch  in 
der  zweiten  Lesung  durchgegangen,  aber  auf  das  dringende  An- 
suchen von  Thiers,  der  niemals  ein  Freund  der  Selbstverwaltung 
gewesen  ist,  zog  sie  die  Kommission  vor  der  dritten  Lesung  zu- 
rück. Aber  auch  die  andern  wichtigern  Neuerungen  des  Kom- 
missionsentwurfes,  insbesondere  die  Vcrwaltungsbefugnisse  der 
Departementskommission ,  die  Ernennung  der  Departementsbe- 
amten durch  den  Gcneralrat  oder  seine  Delegation ,  stiessen  auf 
den  Widerstand  der  Regierung  und  eines  Teiles  der  Nationalver- 
sammlung. Man  sprach  von  Föderalismus,  man  behauptete,  dass 
diese  Neuerungen  die  Stände  von  Burgund ,  die  Stände  der  Bre- 
tagne etc.  wiederherstellen  würden.  E.  Picard  rief  aus :  :  Die 
nationale  Souveränetät  ist  unteilbar«.  Auch  hier  blieb  die  Re- 
gierung schliesslich  Siegerin.  Alles  in  allem  war  es  ihr  gelungen, 
alles  aus  dem  Gesetzentwurf  zu  entfernen,  was  zur  Verwaltung 
des  Landes  durch  das  Land ,  zur  wirklichen  Selbstverwaltung 
hätte  führen  können. 

Das  will  indessen  nicht  sagen,  dass  dieser  Entwurf  in  der 
schliesslich  zum  Gesetz  erhobenen  Form  ganz  und  gar  ohne  Be- 
deutung für  die  Entwickelung  der  Selbstverwaltung  (im  weitern 
Sinn),  für  die  fortschreitende  Emanzipation  der  Generalräte  ge- 
blieben ist.  Das  Gesetz  vom  10.  August  1871  hat  zwar  grössten- 
teils die  in  den  Gesetzen  von  1(838  und  1866  erlassenen  Bestim- 
mungen reproduziert  und  damit  eine  vollständige  Ordnung  der 
Organisation  und  der  Befugnisse  der  Generalräte  geschaffen,  aber 
es  hat  doch  auch  mehrere  beachtenswerte  Neuerungen  im  Interesse 
des  weitern  Ausbaues  des  deliberativen  Teiles  der  Selbstverwal- 
tung gebracht.    Sie  sollen  jetzt  im  einzelnen  dargelegt  werden. 

Der  Generalrat  erlangt  die  Oeffentlichkeit  seiner  Sitzungen 
und  zwei  ordentliche  Sessionen  jährlich;  er  erhält  das  Recht,  die 
grossen  und  gewöhnlichen  Vizinalstrassen  zu  besichtigen ,  ihre 
Breite  zu  bestimmen  und  ihre  Eröffnung  vorzuschreiben;  das  Recht, 
die  Bedingungen  festzusetzen,  denen  die  Kandidaten  für  die  aus- 
schliesslich aus  Departementsmitteln  bezahlten  P^unktionen  ge- 
nügen   müssen ,    und   die    Regeln    für   die    Concours    aufzustellen, 


l)  Man  findet  die  Begründung  dieser  Kontrolle  im  Rapport  Waddington  im 
Journal  officiel  v.  2.  Juli  1871,  p.  1701.  —  Die  Rede  des  Ministers  des  Innern, 
Lambert,  welche  die  Kontrollebefugnisse  der  Departementskommission  mit  Erfolg 
bekämpfte,   findet  sich  im  Journal  officiel   vom   9.  Juli   187 1. 
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nach  denen  ihre  Ernennung  erfolgen  soll.  Die  Gegenstände,  über 
welche  die  Generalräte  gemäss  Art.  i  des  Gesetzes  von  1866 
endgültige  Entscheidungen  treffen  können,  werden  um  die  folgen- 
den vermehrt :  Bestimmungen  der  (Wege-) Verwaltungen ,  die  mit 
dem  Bau  der  Departementsstrassen  beauftragt  werden ;  Fest- 
setzung des  den  Gemeinden  obliegenden  jährlichen  Beitrags  zum 
Bau  und  zur  Unterhaltung  der  grossen  und  gewöhnlichen  Vizi- 
nalstrassen ;  Einrichtung  und  Unterhaltung  der  Departements-  und 
Gemeindestrassen  verbindenden  Fähren  und  Wasserpassagen,  Fest- 
setzung des  Ueberfahrtsgeldes  und  Erhebung  desselben ;  im  Namen 
des  Departements  anhängig  zu  machende  oder  weiter  zu  führende 
Klagen;  Beitrag  der  Gemeinden  zu  den  Ausgaben  für  Irre  und 
für  unterstützte  Kinder;  Errichtung  von  departementalen  Unter- 
stützungseinrichtungen und  Einrichtung  der  dafür  nötigen  Ver- 
waltungen ;  Errichtung  und  Organisierung  von  Pensionskassen  für 
die  Präfekturbeamten  und  alle  aus  Departementsmitteln  besoldeten 
Beamten ;  Beitrag  des  Departements  zu  den  Arbeiten,  welche  zu- 
gleich Departement  und  Gemeinden  angehen  ;  erhobene  Beschwer- 
den in  Bezug  auf  die  Verteilung  der  Ausgaben  für  die  Arbeiten, 
welche  mehrere  Gemeinden  des  Departements  angehen ;  Beschlüsse 
der  Munizipalräte,  die  Errichtung,  Aufhebung  oder  Aenderung 
der  Vieh-  und  Produktenmärkte  betreffend ;  Beschlüsse  der  Mu- 
nizipalräte in  Bezug  auf  die  Verlängerung  der  bestehenden  Zu- 
schlags-Oktroitaxen  oder  die  Erhöhung  der  Haupttaxen  über  i  De- 
zime hinaus  ;  endlich  die  Aenderung  der  Grenzen  der  Gemeinden, 
wenn  zwischen  den  interessierten  Munizipalräten  Uebereinstimmung 
besteht.  —  Die  Frist  für  eine  etwaige  Kassierung  der  definitiven 
Entscheidungen  des  Generalrates  wegen  Befugnisüberschreitung, 
Verletzung  eines  Gesetzes  oder  Verwaltungsreglements  ist  von 
60  Tagen  auf  20  Tage  herabgesetzt. 

Der  Generalrat  deliberiert  heute  nur  noch  über  die  Erwer- 
bung, die  Vcräusserung  und  den  Tausch  des  Departementsbesitzes, 
welcher  den  Präfekturen  und  Unterpräfekturen,  den  Normalschulen, 
den  Gerichten,  der  Unterbringung  der  Gendarmerie  und  den  Ge- 
fängnissen zugewiesen  ist;  über  die  Bestimmungsänderung  des  für 
einen  der  vorstehend  aufgezählten  Dienstzweige  verwendeten  De- 
partementsbesitzes ;  über  den  vom  Departement  zu  leistenden  Ko- 
stenbeitrag zu  den  Bauten ,  welche  Staat  und  Departement  an- 
gehen ;  über  die  Gesuche  der  Munizipalräte  in  Bezug  auf  die  Ein- 
führuno- und  Erneueruncr  einer  im  Generaltarif   noch  nicht  aufge- 
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führten  Oktroitaxe ,  die  Einführung  und  lu-ncuerung  einer  Taxe, 
welche  das  im  genannten  Tarif  festgesetzte  Maximum  überschreitet, 
die  Einführung  von  im  loi<alen  Tarif  noch  nicht  aufgeführten 
Taxen,  endlich  in  Bezug  auf  die  Abänderung  der  geltenden  Re- 
glemente  und  Perimeter.  —  Die  vom  Generalrat  gefassten  Be- 
schlüsse über  die  hier  aufgezählten  vier  Gegenstände  sind  nur 
voliziehbar,  wenn  in  der  Frist  von  drei  Monaten  ein  motiviertes 
Dekret  ihre  Vollziehung  nicht  ausgesetzt  hat. 

Die  wichtigste  Neuerung  des  Gesetzes  von  1871  ist,  wie 
schon  oben  bemerkt  wurde,  die  Errichtung  der  Departements- 
kommission, eines  neuen  beratenden,  entscheidenden  und  kontrollie- 
renden Organs,  in  Bezug  auf  welches  Batbie  keinen  Anstand  ge- 
nommen hat  zusagen:  »C'est  toute  la  loi« ;  übrigens  das  einzige 
neue  Organ,  welches  seit  dem  Pluviosegesetz  in  die  Selbstver- 
waltungsorganisation eingeführt  worden  ist.  Wir  wollen  zunächst 
seine  Organisation,  sodann  seine  Befugnisse  kurz  darstellen. 

Die  Departementskommission  wird  jedes  Jahr  am  Schluss  der 
Augustsession  vom  Generalrat  gewählt.  Sie  zählt  mindestens  4 
und  höchstens  7  Mitglieder.  Damit  die  überragende  Stellung  des 
Präfekten  im  Departement  keine  Einbusse  erleide,  führt  nicht  der 
Vorsitzende  des  Generalrats ,  sondern  immer  das  älteste  Mitglied 
den  Vorsitz.  Sie  tritt  mindestens  einmal  im  Monat  in  der  Prä- 
fektur  zusammen  zu  der  von  ihr  beliebten  Zeit  und  für  eine  An- 
zahl von  Tagen,  die  sie  selbst  bestimmt,  ohne  Beeinträchtigung 
des  ihrem  Vorsitzenden  und  dem  Präfekten  zustehenden  Rechtes, 
sie  auch  zu  ausserordentlichen  Sitzungen  einzuberufen.  Der  Prä- 
fekt  oder  seine  Vertreter  wohnen  den  Sitzungen  der  Kommission 
bei,  und  sie  müssen  gehört  werden,  wenn  sie  es  verlangen.  Die 
Vorsteher  der  verschiedenen  Departementsverwaltungen  sind  ver- 
pflichtet, schriftlich  oder  mündlich  alle  Auskünfte  zu  liefern,  welche 
seitens  der  Kommission  über  die  in  ihre  Befugnisse  fallenden  An- 
gelegenheiten verlangt  werden. 

Die  Departementskommission  regelt  die  Geschäfte ,  welche 
der  Generalrat  ihr  überweist,  in  den  Grenzen  der  ihr  zuteil  ge- 
wordenen Delegation.  Sie  berät  über  alle  Fragen,  welche  das 
Gesetz  ihr  zuweist,  und  sie  gibt  dem  Präfekten  ihr  Gutachten  über 
alle  Fragen,  die  er  ihr  unterbreitet,  oder  auf  welche  sie  im  In- 
teresse des  Departements  seine  Aufmerksamkeit  zu  lenken  für 
nötig  erachtet.     Sie    kontrolliert   jeden  Monat    den  Stand  der  an 
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den  Präfekten  gerichteten  Delegationsordonnanzen  und  der  von  die- 
sem in  Bezug  auf  das  Departementsbudget  ausgestellten  Zahlungsan- 
weisungen. Sie  erstattet  dem  Generalrat  bei  Eröffnung  der  beiden 
ordentlichen  Sessionen  einen  Bericht  über  den  Gesamtstand  ihrer 
Arbeiten  und  bei  Eröffnung  der  Augustsession  einen  solchen  über 
das  vom  Präfekten  vorbereitete  Budget.  Sie  legt  in  der  näm- 
lichen Session  dem  Generalrat  das  Verzeichnis  aller  Gemeinde- 
anleihen und  aller  ausserordentlichen  Steuern  vor,  welche  seit  der 
vorhergehenden  Augustsession  bewilligt  worden  sind,  mit  Angabe 
des  Gesamtbetrages  der  ausserordentlichen  Centimes  und  der 
Schulden,  mit  denen  jede  Gemeinde  belastet  ist.  Sie  verteilt  die 
verschiedenen  in  das  Departementsbudget  eingestellten  Beihilfen 
und  Unterstützungen,  deren  Verteilung  sich  der  Generalrat  nicht 
vorbehalten  hat;  sie  verteilt  desgleichen  die  von  den  korrektio- 
'nellen  Polizeistrafen  herrührenden  Fonds  und  diejenigen,  welche 
von  der  Ablösung  der  Naturalleistungen  herkommen  auf  den 
Strecken,  wo  diese  Leistungen  bestehen.  Sie  bestimmt  die  Reihen- 
folge der  Arbeiten  zu  Lasten  des  Departements,  wenn  diese 
Reihenfolge  vom  Generalrat  nicht  festgesetzt  worden  ist :  Sie  be- 
stimmt die  Zeit  und  das  Verfahren  der  Zeichnung  oder  Realisie- 
rung der  Departementsanleihen  ,  wenn  sie  nicht  vom  Generalrat 
festgesetzt  worden  sind.  Sie  fixiert  die  Zeit  der  Vergebung  der 
Bauten  departementalen  Zwecks.  Sie  weist  jedem  Mitglied  des 
Generalrates  und  den  Mitgliedern  der  andern  aus  Wahlen  her- 
vorgehenden Konseils  den  Kanton  an,  für  den  sie  in  der  Ersatz- 
kommission ihren  Sitz  nehmen  sollen.  Sie  prüft  den  Zustand 
der  Departementsarchive  und  des  dem  Departement  gehörenden 
Mobiliars.  Sie  kann  einem  oder  mehreren  ihrer  Mitglieder  be- 
sondere Aufträge  erteilen  in  Bezug  auf  solche  Gegenstände ,  die 
in  ihre  Befugnisse  einbegriffen  sind.  Sie  entscheidet  über  die 
Einteilung  nach  Klassen,  die  Eröffnung  und  Verlegung  der  ge- 
wöhnlichen Vizinalstrassen ,  über  die  Breite  und  die  Grenze  der 
genannten  Strassen ;  sie  genehmigt  die  Abonnements  in  Bezug 
auf  die  besondern  Subventionen  für  die  Abnutzung  der  Vizinal- 
strassen ;  sie  genehmigt  den  Tarif  der  Katasterschätzungen  ;  sie 
ernennt  die  Mitglieder  der  Syndikatskommissionen  in  dem  Fall, 
wo  es  sich  um  vom  Departement  subventionierte  Unternehmungen 
handelt. 

Alle    diese   neuen  Befugnisse    des  Generalrates    und  der  De- 
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partenientskommission  umfassen  die  Mehrzahl  der  Gegenstände 
deparlementalen  Interesses,  mit  Hilfe  deren  die  Präfekten  bis  1866 
und  1871  ihren  Einfluss  geltend  machten  und  fühlen  Hessen.  Der 
Selbstverwaltungsfortschritt  ist  also  in  dieser  Beziehung  recht  be- 
merkenswert. Aber  zu  gleicher  Zeit  muss  nachdrücklichst  dar- 
auf hingewiesen  werden,  dass  der  nämliche  Generalrat  und  seine 
Delegation  auch  nicht  in  Bezug  auf  eine  einzige  ihrer  neuen  Be- 
fugnisse einleiten,  untersuchen ,  vollziehen  ,  im  eigentlichen  Sinn 
des  Worts  verwalten.  Sie  beschränken  sich  darauf,  zu  entschei- 
den. Man  kann  also  sagen,  dass  die  Generalräte  auch  noch  nach 
1871  nur  einen  Teil  des  Selfgovernments  und  nicht  einmal  den 
wichtigsten  besitzen,  denn  nicht  die  üeliberation,  sondern  die  Ak- 
tion, die  Verwaltung  (im  engern  Sinn)  formt  die  Bürger  am  besten 
für  die  Freiheit.  Die  Verwaltung  ist  eine  tägliche ,  fast  stünd- 
liche Sache,  sie  macht  uns  mit  den  Geschäften  bekannt  und  ver- 
traut ,  lehrt  uns  die  Schwierigkeiten  der  Praxis  kennen  ,  die  von 
Menschen  und  Dingen  ausgehenden  Widerstände,  die  Nichtigkeit 
gewisser  Theorien. 

Der  Präfekt  bleibt  auch  nach  1871  der  alleinige  Verwalter 
des  Departements,  behält  alle  Vollziehungsfreiheit.  »Der  Präfekt 
ist  der  Vertreter  der  Exekutivgewalt  im  Departement.  Er  ist 
ausserdem  mit  der  vorgängigen  Untersuchung  der  Geschäfte  be- 
auftragt ,  welche  das  Departement  interessieren ,  sowie  mit  der 
Ausführung  der  Entscheidungen  des  Generalrates  und  der  De- 
partementskommission.« Dieser  Artikel,  der  Art.  3  des  Gesetzes 
vom  10.  August  1871,  bestätigt  von  neuem  das  Fundamental- 
prinzip des  Systems  vom  Jahre  VIII :  Trennung  der  Deliberation 
und  der  Aktion;  Uebertragung  dieser  an  den  Vertreter  der  Staats- 
gewalt. 

3.    Der  Selbst  Verwaltungsfortschritt    in    derGe- 
m  e  i  n  d  e  o  r  d  n  u  n  g  vom    5 .  April  1884, 

Hand  in  Hand  mit  der  Revision  der  Departementsgesetz- 
gebung ging  eine  solche  der  Gemeindegesetzgebung.  Sie  erstreckte 
sich  zunächst,  im  engen  Zusammenhang  mit  den  neuen  politischen 
Verhältnissen  und  wechselnden  Strömungen,  auf  den  Ernennungs- 
modus der  Maires  und  Adjoints  :  das  Gesetz  vom  14.  April  1871 
überliess  den  Munizipalräten  die  Wahl  der  Maires  und  i\djoints 
in  fast  allen  Gemeinden ;  das  nämliche  Gesetz  stellte  in  Bezug 
auf  die  Hauptstadt  und  das  Seinedepartement  die  Wahl  der  Mu- 
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nizipal-  und  der  Generalräte  wieder  her.  Das  Gesetz  vom  20. 
Januar  1874  gab  der  Regierung  das  Recht  der  Ernennung  der 
Maires  und  Adjoints  zurück  und  ermächtigte  sie  sogar,  dieselben 
nicht  aus  der  Mitte  des  Muuizipalrates  zu  nehmen.  Das  Gesetz 
vom  12.  August  1876  entzog  der  Regierung  wieder  dieses  Er- 
nennungsrecht in  den  Gemeinden,  die  nicht  Departements-,  Ar- 
rondissements-  und  Kantonshauptorte  sind,  und  überliess  die  Wahl 
der  Maires  und  Adjoints  von  neuem  den  Munizipalräten.  Das 
Gesetz  vom  28.  März  1882  endlich  hat  diese  Wahl  auf  alle  Ge- 
meinden ausgedehnt,  Paris  ausgenommen. 

Das  Gesetz  vom  5.  April  1884  hat  vornehmlich  das  Ziel  zu 
erreichen  gesucht,  eine  vollständige  Ordnung  der  Organisation 
und  der  Befugnisse  der  Gemeindeorgane,  einen  Code  communale 
zu  schaffen.  Durchgreifende  Neuerungen  aber,  wie  die  vorge- 
schlagene völlige  Unabhängigkeit  der  Gemeinden  ^),  die  Kontrolle 
der  Gemeindeakte  durch  den  Generalrat  oder  seine  Delegation^), 
die  Errichtung  eines  Verwaltungsausschusses  neben  dem  Maire^), 
wurden  glatt  abgelehnt  *).  Indessen  sind  die  verwirklichten  Neue- 
rungen gewiss  nicht  ohne  Bedeutung.  Der  Munizipalrat  erhält 
die  fakultative  Oeffentlichkeit  seiner  Sitzungen ;  der  Maire  erhält 
das  Recht,  den  Munizipalrat  so  oft  einzuberufen,  als  er  es  für 
zweckmässig  erachtet  oder  so  oft,  als  die  Mehrheit  der  Mitglieder 
des  Munizipalrates    solches    beantragt ;    der  Artikel    des  Gesetzes 


i)  Das  war  Gegenstand  einer  üesetzesproposition  des  Abg.  v.  Lanessan  (Jour- 
nal officiel  V.  10.  Febr.  1883,  Doc.  pari.,  Nr.  1687,  p.  409).  Lanessan  bezeichnet 
als  Ziel  seines  Antrages:  »Elevation  des  communes  ä  la  dignite  de  corps  politiques, 
leur  independance  a  l'egard  du  pouvoir  central,  leur  autonomie  et  leur  liberte  com- 
plete  fondee  sur  le  gouvernement  direct.« 

2)  Rene  Goblet  hatte  einen  darauf  abzielenden  Antrag  in  der  Kammer  einge- 
bracht. 

3)  Der  Abg.  Folliet  hatte  einen  dahin  zielenden  Gesetzentwurf  vorgelegt  (Jour- 
nal officiel  V.   21.  Nov.    188 1,  Doc,   pari.,   Nr.   108,   p.   13). 

4)  Siehe  die  geltend  gemachten  Gründe  für  die  Ablehnung  aller  dieser  Vor- 
schläge in  dem  vom  Abg.  v.  Marcere  verfassten  Motiven-Bericht  über  den  Entwurf 
der  Gemeindeordnung  von  1884  (Journal  officiel  v.  19.  Dez.  1882,  Doc.  pari.,  Nr.  1547, 
p.  2657);  vgl.  auch  den  Rapport  supplementaire  fait  au  nom  de  la  commission 
chargee  d'examiner  les  propositions  de  loi  d'organisation  municipale  par  M.  de  Mar- 
cere. (Journ.  offic.  v.  24.  April  1883,  Doc.  pari.  Nr.  1849).  —  Dieser  Kommission, 
deren  Vorsitzender  und  Berichterstatter  de  Marcere  war,  hatten  ausser  den  schon  ge- 
nannten Propositionen  von  Lanessan  und  Folliet  noch  zwei  andere  zur  Prüfung  vor- 
gelegen, die  eine  von  F.  Dreyfuss,  die  andere  von  Cuneo  d'Ornano  (Journ.  offic. 
V.   23.  Januar  1S82,   Doc.   pari.,    Nr.   339,   p.   209). 
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von  1867,  welcher  die  Genehmigung  des  Präfekten  für  die  Voll- 
ziehung gewisser  Beschlüsse  verlangt  im  Falle  der  Meinungsver- 
schiedenheit zwischen  Maire  und  Munizipalrat ,  wird  abgeschafft. 
Auch  die  Befugnisse  des  Munizipalrates  sind  etwas  erweitert 
worden.  Was  zunächst  die  Gegenstände  betrifft ,  worüber  der 
Munizipalrat  endgültig  entscheiden  kann ,  so  verfährt  das  heute 
geltende  Gesetz  nicht,  wie  seine  beiden  Vorgänger  von  1837  ^^^ 
1867,  aufzählungsweise,  sondern  es  legt  im  Prinzip  fest,  dass  der 
Munizipalrat  durch  seine  Beschlüsse  alle  Geschäfte  der  Gemeinde 
regelt,  und  dass  die  Genehmigung  des  Präfekten  für  die  Voll- 
ziehung der  Beschlüsse  nur  erforderlich  ist ,  wenn  ein  formeller 
Gesetzestext  diese  Bedingung  vorschreibt.  Mit  andern  Worten : 
das  Gesetz  zählt  nicht  die  Beschlüsse  auf,  welche  an  und  für  sich 
vollziehbar  sind,  es  macht  vielmehr  diejenigen  namhaft,  welche 
nur  nach  vorgängiger  Genehmigung  vollziehbar  sind.  Der  Art.  63 
sieht  13  Fälle  vor,  welche  dieser  Genehmigung  bedürfen:  die  Be- 
dingungen der  Pacht-  und  Mietsverträge  ,  deren  Dauer  18  Jahre 
überschreitet;  die  Veräusserung  und  den  Tausch  von  Gemeinde- 
besitz; die  Erwerbung  von  Immobilien;  die  Bauten,  teilweise  oder 
gänzliche  Neubauten;  Projekte,  Pläne  und  Kostenanschläge  für 
wichtigere  Ausbesserungen  und  Unterhaltungen ,  wenn  die  Ge- 
samtausgabe während  des  laufenden  Rechnungsjahres  die  Grenzen 
der  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Mittel  überschreitet,  welche 
sich  die  Gemeinde  ohne  besondere  Ermächtigung  verschaffen 
kann;  die  Vergleiche,  die  Bestimmungsänderung  eines  für  eine 
öffentliche  Verwaltung  schon  benutzten  Gemeindebesitzes;  das 
gegenseitige  Weiderecht  der  Gemeindeangehörigen ;  die  Klassi- 
fizierung, Deklassifizierung,  Verlegung,  Verlängerung,  Verbreite- 
rung, Beseitigung  und  Benennung  der  Gemeinde-Strassen  und 
-Plätze ,  Standplätze  für  Viehmärkte ,  von  Schiessständen  oder 
Rennplätzen,  die  Absteckungs-  und  Nivellierungspläne  der  Ge- 
meindestrassen, die  Aenderung  angenommener  Absteckungspläne, 
die  Tarife  der  Wegegebühren,  die  Tarife  der  Stationierungs-  und 
Lokationsgebühren  auf  dem  Gemeindegebiet  und  überhaupt  die 
Tarife  der  verschiedenen  im  Interesse  der  Gemeinde  kraft  Art.  33 
des  Gemeindegesetzes  zu  erhebenden  Gebühren ;  die  Annahme 
der  Schenkungen  und  Vermächtnisse  ,  wenn  Belastung  oder  Be- 
dingungen vorliegen,  oder  wenn  Anlass  zum  Einspruch  der  inter- 
essierten Familie  gegeben  ist;  das  Gemeindebudget;  die  Ergän- 
zungskredite ;    die    ausserordentlichen  Steuern    und    die  Anleihen, 
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ausgenommen  den  in  Art.  141  des  Gemeindegesetzes  vorgesehenen 
Fall;  die  Oktroitaxen  in  den  durch  Art.  137  und  138  vorgesehe- 
nen Fällen ;  die  Errichtung,  Aufhebung  und  Verlegung  der  Vieh- 
märkte und  anderer  Märkte  als  der  einfachen  Versorgungsmärkte. 

Wenn  man  jetzt  diese  Aufzählung  mit  den  Bestimmungen  der 
Gesetze  von  1837  und  1867  vergleicht ,  so  überzeugt  man  sich, 
dass  nach  dem  heute  geltenden  Gesetz ,  wie  unter  der  frühern 
Gesetzgebung,  die  vorgängige  Genehmigung  der  höhern  Verwal- 
tungsbehörde gefordert  wird  für  die  Veräusserungen  und  für  alle 
die  Zukunft  der  Gemeinde  engagierenden  Beschlüsse,  während 
diejenigen  Beschlüsse,  durch  welche  der  Munizipalrat  gewisse 
Fragen  definitiv  regelt,  sich  besonders  auf  die  Verwaltung  des 
Gemeindevermögens  beziehen.  Im  Grund  ist  also  auf  diesem 
Punkt  die  Differenz  zwischen  der  heutigen  und  der  frühern  Ge- 
meindegesetzgebung weniger  bedeutend,  als  man  beim  ersten  Zu- 
sehen anzunehmen  geneigt  ist. 

Neu  sind  die  Bestimmungen  in  Bezug  auf  die  rehgiösen  In- 
teressen, besonders  der  Art.  loi  ,  welcher  dem  Maire  das  Recht 
gibtj  einen  Schlüssel  zum  Glockenturm  zu  führen  und  selbst  einen 
Kirchenschlüssel  in  den  Fällen ,  wo  der  Glockenturm  von  der 
Kirche  nicht  getrennt  werden  kann;  der  Art.  166^  welcher  die 
Gemeinde  von  der  Verpflichtung  befreit,  den  Kirchenräten  in 
Fällen  der  Unzulänglichkeit  ihrer  Einkünfte  zu  Hilfe  zu  kommen; 
der  Art.  167,  welcher  die  Gemeinde  ermächtigt,  die  anderweitige 
Verwendung  der  Immobilien  zu  verfügen,  die  nicht  auf  Grund 
des  Konkordats  oder  der  organischen  Gesetze  des  Konkordats 
benutzt  werden.  —  Endlich  sind  die  Gemeinden  ermächtigt  wor- 
den ,  sich  für  Unternehmungen  kollektiven  Interesses  zu  verstän- 
digen, und  die  Mittel,  um  diese  Verständigung  zu  organisieren, 
selbst  unter  Gemeinden,  die  verschiedenen  Departements  ange- 
hören, finden  sich  im  Gesetz  vom  22.  März  1890  über  die  Ge- 
meindesyndikate präzisiert  ^). 


l)  P.  Dechanel  charakterisiert  das  Gesetz  von  1890  wie  folgt :  »Instituer  un 
conseil  intermediaire  capable  d'organiser,  de  diriger,  de  surveiller  ces  fondations 
(bureaux  de  bienfaisance,  hopitaux,  enseignement  primaire  superieur,  enseignenient 
professionnel,  Industrie  ou  agricole)  aux  quelles  ni  la  commune,  ni  le  departement  ne 
sont  en  etat  de  pourvoir,  sans  retomber  daiis  las  inconvenients  des  projets  auterieurs, 
c'esl-ä-dire  sans  creer  un  organisme  ou  trop  puissant  ou  trop  faible,  tel  a  ^te  le 
dessein  des  auteurs  de  la  loi  du  22  mars  1S90  sur  les  syndicats  de  communes.  Ils 
n'ont  pas  voulu  imposer  a  toutes  les  communes  une  association  obligatoire,  d'abord 
parce  que,   la  oü   dejä  elies  ont  organise  leurs  Services,    l'association    serait    superflue, 
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Fassen  wir  jetzt  zusammen ,  auf  welchem  Punkte  ihrer  Ent- 
wickelung die  kommunalen  Selbstverwaltungseinrichtungen  mit 
den  Gesetzen  von  1876,  1882  und  1884/90  angekommen  sind ,  so 
kann  man  sagen,  dass  der  Munizipalrat,  das  eine  Selbstverwal- 
tungsorgan in  der  Gemeinde,  heute  den  Maire  und  die  Adjoints 
wählt,  deren  Verwaltung  kontrolliert,  Gemeindefonds  bewilligt, 
über  gewisse  Gemeindeinteressen  berät ,  über  die  meisten  Ge- 
meindegeschäfte endgültig  entscheidet,  endlich  Gutachten  und 
Wünsche  formuliert.  Aber  er  hat  keinen  aktiven  Anteil  an  der 
Gestion  der  Gemeindegeschäfte,  d.  h.  er  untersucht  nicht,  voll- 
zieht nicht,  verwaltet  nicht. 

Das  alles  ist  Sache  des  Maires,  des  andern  Selbstverwaltungs- 
organes  in  der  Gemeinde.  Dieser  ,  lange  Zeit  ein  »fonctionnaire 
gratuit«,  von  der  Regierung  unter  den  Angehörigen  der  Gemeinde 
ernannt,  ist  durch  die  Wahl  der  Vertrauensmann  der  Gemeinde, 
ein  wirkliches  Organ  der  Selbstverwaltung  geworden,  ohne  in- 
dessen aufzuhören,  Delegierter  der  Regierung  für  die  Ausführung 
der  Gesetze  allgemeinen  Interesses  zu  sein,  aber  die  erste  Funk- 
tion ist  heute  naturgemäss  die  überwiegende.  Wir  möchten  diese 
Wandlung  in  der  Doppelstellung  des  Maires  so  ausdrücken : 
Früher  —  solange    der  Maire    von  der  Regierung  ernannt  wurde 

—  gab  der  Staat  eins  seiner  Organe  an  die  Gemeinde  ab;  heute 

—  wo  der  Maire  vom  Munizipalrat  gewählt  w'ird  —  leiht  die  Ge- 
meinde das  eine  ihrer  Organe  dem  Staat.  Man  kann  nicht 
leugnen,  dass  auf  diesem  einen  Punkt  der  unter  der  Dritten  Republik 
verwirklichte  Selbstverwaltungsfortschritt  ein  ganz  bedeutender  ist. 

Sehen  wir  jetzt  die  heutigen  Funktionen  des  Maires  etwas 
genauer  an!  Das  Gemeindegesetz  von  1884  hat  in  diesem  Punkte 
einfach  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1837  reproduziert, 
Bestimmungen ,  die  an  ihrem  Orte  von  uns  bereits  dargestellt 
worden  sind.  Wir  haben  dort  gesehen,  dass  der  Maire  allein  an 
der  Exekutivgewalt  in  der  Gemeinde  partizipiert  (seine  Adjoints 
haben  keine  andere  Gewalt  als   diejenige ,    welche    er  an    sie  de- 

et  puls  parce  que  les  communes  d'un  meme  canton  n'ont  pas  toujours  les  meraes 
affinites,  les  memes  interets,  et  recipoquement,  des  communes  de  cantons,  d'arron- 
dissements,  ou  meme  de  departements  differents  peuvent  avoir  des  interets  communs. 
C'est  pourquoi  la  nouvelle  loi  autorise  simplement  les  communes  qui  en  reconnaitront 
l'utilite  ä  former  entre  elles,  pour  des  besoins  determines,  une  association  volontaire, 
investie  de  la  personnalite  civile,  pouvant  par  consequent  recevoir  des  dons  et  legs, 
avoir  un  patrimoine  et  des  etablissements  communs.«  (La  Decentralisation.  1895, 
P-   34)- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.   1905.    3.  28 
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legieren  will),  dass  auf  seinen  Schultern  die  ganze  Last  der  täg- 
lichen Verwaltungsgeschäfte  der  Gemeinde  liegt  ^).  Was  Frank- 
reich an  Selbstverwaltung  (im  eigentlichen,  engern  Sinn)  besitzt, 
das  ist  in  seiner  Person  konzentriert.  Herr  von  Ferron  hat  mit 
Recht  bemerkt,  dass  dies  nicht  genug  sei.  »Le  gouvernement 
du  pays  par  le  pays«,  schreibt  er,  »ne  peut  etre  le  gouvernement 
de  tous  par  un  seul,  meme  dans  la  commune«  ^).  Seit  73  Jahren 
sind  gewählte  Bürger  berufen,  über  die  Gemeindeangelegenheiten 
zu  beraten  und  sogar  Entscheidungen  zu  treffen ,  aber  die  Zahl 
derjenigen,  welche  an  der  administrativen  Aktion  teilnehmen,  ist 
die  nämliche  geblieben:  es  sind  immer  noch  ca.  37000,  d.  h.  i 
per  Gemeinde. 

Die  Gemeindeangehörigen  selbst  haben  nicht  das  Recht,  sich 
aktiv  an  der  Gemeindeverwaltung  zu  beteiligen,  sie  werden  nicht 
einmal  über  ihre  gemeinsamen  Interessen  direkt  befragt;  ihre 
ganze  Tätigkeit  im  Interesse  der  Gemeinde  beschränkt  sich  dar- 
auf, alle  drei  Jahre  die  Mitglieder  des  Munizipalrates   zu  wählen. 

Schluss. 

Mit  der  Behandlung  des  Gesetzes  von  1884  sind  wir  am  Ende 
unserer  Entwickelungsgeschichte  der  Selbstverwaltungseinrichtun- 
gen im  Frankreich  des  19.  Jahrhunderts  angekommen ,  und  man 
kann  schliesslich  noch  die  Frage  aufwerfen,  ob  denn  durch  dieses 
Gesetz  und  das  Departementsgesetz  von  1871  die  auf  die  Selbst- 
verwaltung gerichteten  Bestrebungen  in  Frankreich  einen  gewissen 
Abschluss  gefunden  haben  oder  doch  hätten  finden  sollen. 

Die  Einen  sind  geneigt,  diese  Frage  in  bejahendem  Sinn  zu 
beantworten,  wenigstens  in  Bezug  auf  die  Gemeinden.  Unter 
diesen  zitieren  wir  M.  Block,  ehemaliges  Mitglied  der  Academie 
des  Sciences  morales  et  politiques,  der  folgendes  schreibt:  »Die 
(französischen)  Gemeinden  verwalten  sich  ungezwungen,  die  Kon- 
trolle ,  welche  sich  der  Staat  vorbehalten  hat ,  ist  in  Frankreich 
nicht  schärfer  als  anderwärts,  und  diese  Kontrolle  wird  mit  Milde 
ausgeübt ;  sie  besteht  meistens  in  wenig  lästigen  Formalitäten, 
und  das  sind  in  der  Regel  Schutzformalitäten  vielmehr  für  private 
und  selbst  kommunale  Interessen,  als  für  Interessen  des  Staates. 


i)  Siehe  das  Tableau  chronologique  der  verschiedenen  Amtsverrichtungen,  welche 
dem  Maire  periodisch  jedes  Jahr  obliegen,  in  Le  Berquier,  Le  corps  municipal,  5.  Aufl., 

P-  747- 

2)  Institutions  municipales  etc.,  p.  450. 
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Nach  der  durch  das  Gesetz  von  1884  bewerkstelhgten  Verteilung 
der  Befugnisse  zwischen  Staat  und  Gemeinde  bleibt  nichts  mehr 
zu  erörtern  als  Einzelheiten  ohne  Wichtigkeit,  allzu  geringfügige 
Details ,  als  dass  man  sie  unter  den  anspruchsvollen  Rubriken 
Autonomie  oder  Dezentralisation  behandeln  könnte'   '). 

Für  die  Andern  hingegen  —  und  das  ist  die  grosse  Mehr- 
heit —  bleibt  die  Selbstverwaltungsfrage,  die  kommunale  und  vor 
allem  die  landschaftliche,  in  vollem  Umfang  eine  offene.  Wie 
ehedem  Lammenais ,  so  beklagen  diese  sich  heute  noch  über 
die  ^apoplexie  au  centre  et  de  la  paralysie  aux  extremites», 
und  dieses  Schlagwort  hat  so  sehr  Schule  gemacht,  dass  es  im- 
mer und  immer  wiederholt  wird,  mögen  auch  die  Gesetzgeber 
unter  drei  verschiedenen  Regimen  das  eigene  Leben  der  Gemeinde 
und  des  Departements  in  ihrer  Weise  organisiert  und  entwickelt 
haben.  Der  Grundton  der  Debatte  in  diesem  Sinn  ist  von  H. 
Taine  angegeben  worden.  Der  Verfasser  des  Regime  moderne 
will  wohl  zugeben,  dass  der  Gesetzgeber  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts »in  die  Maschine  des  Jahres  VIII  eine  neue  Triebfeder 
eingefügt  habe«.  »Nach  der  Revolution  von  1830« ,  schreibt  er, 
»gehen  die  Munizipal-  und  die  Generalräte  aus  beschränkten,  nach 
der  Revolution  von  1848  aus  allgemeinen  Wahlen  hervor.  Nach 
der  Revolution  von  1870  wählt  der  Munizipalrat  seinen  Maire, 
und  der  Generalrat,  dessen  Befugnisse  erweitert  werden,  lässt  an 
seiner  Stelle  in  seiner  Abwesenheit  eine  interimistische,  permanente 
Kommission,  die  sich  mit  dem  Präfekten  ins  Einvernehmen  setzt 
und  mit  ihm  regiert.  Das  ist  allerdings  in  der  lokalen  Gesell- 
schaft ein  neuer,  innerer  und  von  unten  wirkender  Motor,  wäh- 
rend der  erste  äusserlich  ist  und  von  oben  wirkt;  hinfort  sollen 
die  beiden  zusammen  und  übereinstimmend  arbeiten.  Aber  tat- 
sächlich ist  der  zweite  untergeordnet,  er  passt  nicht  für  die  Ma- 
schine, und  die  Maschine  passt  nicht  für  ihn,  sie  ist  nicht  für  ihn 
gebaut  worden,  noch  er  für  sie,  er  ist  darin  nur  ein  überflüssiges 
Beiwerk,  ein  unbequemer  und  hinderlicher,  fast  immer  zweckloser 
und  zuweilen  schädlicher  Eindringling.  Der  Stoss ,  den  er  aus- 
übt, ist  schwach  und  von  geringer  Wirkung ;  er  wird  durch  viele 
Hemmvorrichtungen  abgeschwächt ,  er  erlahmt  in  dem  kompli- 
zierten Ineinandergreifen  des  mehrfachen  Räderwerks ;  er  gelangt 
nicht   zum  Akt,    er  kann    fast    nur  andere  Stösse  aufhalten  oder 

i)  La  Police  et  l'Autorite  municipale  (Revue  politique  et  parlamentaire,  Sept.  1894, 
P-  354)- 
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mildern,  diejenigen  des  äussern  Motors,  zuweilen  zu  rechter  Zeit, 
zuweilen  zur  Unzeit.  In  den  meisten  Fällen  ist  auch  heute  noch 
seine  Wirkungskraft  so  gut  wie  null.  Bei  der  Mehrzahl  der  Ge- 
schäfte hält  der  grösste  Teil  der  Munizipalräte  nur  Sitzungen  ab, 
um  Unterschriften  zu  geben.  Ihre  angebliche  Beratung  ist  nur 
eine  pomphafte  Formalität,  der  Anstoss  und  die  Leitung  kommen 
nach  wie  vor  von  aussen  und  von  oben.  Unter  der  Dritten  Re- 
publik ,  wie  unter  der  Restauration  und  dem  Ersten  Kaiserreich, 
ist  es  immer  der  zentrale  Staat ,  welcher  die  lokale  Gesellschaft 
regiert ;  inmitten  der  Quälereien  und  der  Reibungen ,  inmitten 
der  vorübergehenden  Konflikte,  ist  und  bleibt  er  der  die  Initia- 
tive Ergreifende,  der  Vorbereitende,  der  Führer,  der  Kontrollie- 
rende, der  Rechnungsführer,  der  Ausführer  jedes  Unternehmens, 
die  überwiegende  Gewalt  im  Departement  wie  in  der  Gemeinde 
und  mit  den  bekannten  beklagenswerten  Folgen.  —  Eine  andere 
noch  ernstere  Folge  :  heute  ist  seine  Einmischung  eine  Wohltat ; 
denn  wenn  er  auf  das  Uebergewicht  verzichten  würde,  so  würde 
es  auf  die  andere  Gewalt  übergehen ,  und  diese  ist ,  seitdem  sie 
der  numerischen  Majorität  gehört,  nur  eine  blinde  und  rohe  Kraft; 
sich  selbst  überlassen  und  ohne  Gegengewicht,  würde  ihr  Einfluss 
verhängnisvoll  werden:  mit  den  Albernheiten  von  1789  würde 
man  auch  die  Gewalttätigkeiten,  die  Anarchie,  die  Usurpation, 
die  Not  von  1790,  1791  und  1792  wieder  erscheinen  sehen«. 
»Zum  allerwenigsten«,  schliesst  Taine,  »hat  die  autoritäre  Zentrali- 
sation das  Gute ,  dass  sie  uns  noch  vor  der  demokratischen  Au- 
tonomie bewahrt.  Bei  dem  gegenwärtigen  Stand  der  Institutionen 
und  der  Geistesrichtung  ist  das  erste  Regime,  so  schlecht  es  auch 
sein  mag,  unsere  letzte  Zuflucht  vor  dem  schlimmem  Uebel  des 
zweiten«  ^). 

Wir  haben  geglaubt ,  diese  schönen  Ausführungen  Taines 
hier  unverkürzt  wiedergeben  zu  sollen,  müssen  aber  sagen,  dass 
alles,  was  sie  an  Kraft  und  Tiefe  besitzen,  in  nichts  zerfliesst, 
wenn  man  sie  auf  ihre  Verwertbarkeit  für  neue  durchzuführende 
Selbstverwaltungsreformen  prüft;  denn  dann  erkennt  man,  dass, 
um  dem  Gedanken  Taines  Genüge  zu  tun,  nichts  mehr  und 
nichts  weniger  nötig  wäre ,  als  die  französische  politische  Gesell- 
schaft von  Grund  aus  umzuformen.  Wer  aber  möchte  im  Ernst 
an   eine    solche  Aufgrabe    herantreten?     Wenn    man    die   Lösunsr 


l)  Le  Regime  moderne,  I,  p.   399. 
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einer  weniger  schwierigen  Aufgabe  in  Angriff  nehmen  will ,  so 
fehlen  die  Elemente  dafür  nicht.  Die  Verschiedenheiten,  welche 
zu  Ungunsten  Frankreichs  zwischen  der  französischen  Selbstver- 
waltungsgesetzgebung und  derjenigen  der  meisten  andern  Staaten 
Europas  und  der  Vereinigten  Staaten  bestehen ,  liefern  sie  in 
reichem  Masse.  Das  haben  sich  vornehmlich  diejenigen  franzö- 
sischen Autoren  gesagt  sein  lassen  ,  welche  in  neuerer  Zeit  das 
Selbstverwaltungsproblem  behandelt  haben :  die  meisten  Arbeiten 
dieser  Epoche  basieren  auf  dem  eingehenden  Studium  der  aus- 
ländischen Selbstverwaltungsgesetzgebungen  1). 

Es  konnte  nicht  ausbleiben,  dass  diese  neueste  Bewegung  in 
der  Literatur    auch   im  Parlament    ihr  Echo  fand.     Im  Dezember 

1894  beantragte  der  Abg.  Boudenoot,  die  Regierung  möge  eine 
grosse  extraparlamentarische  »Commission  de  Decentralisation  et 
de  Reforme  administrative«  einsetzen.  Den  Wünschen  der  Ab- 
geordnetenkammer gemäss  konstituierte  ein  Dekret  vom  16.  Februar 

1895  diese  Kommission.  Der  dieses  Dekret  einleitende  Rapport 
des  Ministerpräsidenten  Ribot  an  den  Präsidenten  der  Republik 
stellte  für  ihre  Arbeiten  folgendes  Programm  auf:  »Es  handelt 
sich  darum«,  hiess  es  darin,  »unsern  Verwaltungsorganismus  zu 
vereinfachen  und  zu  verjüngen,  das  zwecklose  Räderwerk  und  die 
überflüssigen  Formalitäten  zu  beseitigen ,  der  fruchtbaren  Tätig- 
keit der  lokalen  Gewalten  mehr  Freiheit  zu  geben.  .  .  .  Die  Ar- 
beiten der  Kommission  sollen  sich  auf  die  lokalen  Versammlungen 
erstrecken  in  dem  Sinn,  die  gegenwärtig  bestehenden  an  der  ad- 
ministrativen Aktion  mehr  teilnehmen  zu  lassen  und  zu  unter- 
suchen, ob  es  sich  nicht  empfiehlt,    neue  Verwaltungsorgane  zu 


i)  Fünfte  Periode  der  Selbstverwaltungsliteratur.  Wir  führen  an:  Avenel  \y^^  de), 
La  Reforme  administrative,  chap.  I.  IV.  1891.  —  P.  Dechanel ,  La  Decentralisation. 
1895-  —  Roucho7i,  La  Decentralisation  municipale  et  la  loi  de  1884.  —  Beilange, 
Le  gouvernement  local  en  France  et  l'organisation  du  canton.  —  C/i.  Maurras,  L'idee 
de  Decentralisation.  1898.  —  E.  Rostaiid ,  Les  Solutions  socialistes  et  le  fonctionna- 
risme.  1900.  —  Comte  de  Lugay,  La  Decentralisation,  1895.  —  G.  Picot,  La  Decen- 
tralisation et  ses  differents  aspects.  1900.  —  Pierrot ,  Menüs  Propos  sur  la  Decen- 
tralisation. —  Charriaut,  Enquete  sur  la  Decentralisation.  1895.  —  Derselbe,  La 
Decentralisation.  Enquete  documentaire.  (Nouvelle  Revue  internationale.  1898).  — 
De  Marcere,  La  Decentralisation.  1895.  —  Foncin ,  Les  Pays  de  France.  Projet  de 
f6d^ralisme  administratif.  1897.  —  Gustave,  Les  Reformes  administratives.  1894.  — 
De  La  Grasserie,  L'Etat  federatif.  1897.  —  De  Lanessan ,  La  Republique  democra- 
tique.  1897.  —  Courcoural,  La  Decentralisation  et  la  Monarchie  nationale.  1895.  — 
Hauriou,  Etudes  sur  la  Decentralisation.   1894. 
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schaffen  ^).  Nach  Jahresfrist  übergab  die  Kommission  in  mehreren 
eingehenden  Berichten  das  Resultat  ihrer  Arbeiten  der  Oefifent- 
Hchkeit.  Ihre  Schlussfolgerungen  bewegten  sich  indessen  so  sehr 
in  den  alten  Geleisen,  waren  überhaupt  so  schüchterne,  dass  die 
Verteidiger  der  Selbstverwaltungsideen  es  ablehnten,  in  denselben 
eine  Lösung  des  von  ihnen  aufgeworfenen  Problems  zu  sehen. 
Die  Selbstverwaltungsfrage  ist  seitdem  nicht  weiter  verfolgt  wor- 
den. Es  ist  auch  nicht  anzunehmen,  dass  sie  sobald  wieder  auf- 
genommen werden  wird.  Frankreich  wird  gegenwärtig  bekannt- 
lich von  einer  Partei  regiert,  welche  als  die  geistige  Erbin  des 
Jakobinertums  der  Revolutionsjahre,  bis  zu  einem  gewissen  Punkt 
als  die  Hüterin  der  Prinzipien  von  1793  angesehen  werden  kann. 
Nun  aber  sind  diese  Prinzipien ,  wie  wir  schon  auf  den  ersten 
Seiten  dieser  Arbeit  gezeigt  haben  ,  mit  jeder  wirklichen  Selbst- 
verwaltung schlechterdings  unvereinbar.  Die  heute  regierende 
Partei  bleibt  also  in  ihrer  Rolle,  wenn  sie  an  dem  auf  diesen 
Prinzipien  beruhenden  System  vom  Jahre  VIII  festhält.  Ist  es 
doch  ein  so  bequemes  Beherrschungsinstrument ! 


i)  Journal  officiel  vom  17.  Februar  1895. 
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UNTERSUCHUNGEN 

ÜBER    DEN     GESELLSCHAFTSBEGRIFF    ZUR 

EINLEITUNG  IN  DIE  SOZIOLOGIE. 

VON 
Dr.  OTHMAR  SPANN. 


Vierter    Artikel  (Schluss)  ^). 


Der  materiale  Gesellschaftsbegriff. 

Nach  einer  Betraclitung  und  Kritik  der  allgemeinsten,  for- 
malen Begriffe  von  Gesellschaft  erübrigen  insbesondere  noch 
zweierlei  Aufgaben :  denjenigen  Folgen  nachzugehen,  die  die  ein- 
zelnen formalen  Lösungen  des  Problems  des  Gesellschaftsbe- 
grififes  für  den  Aufbau  einer  speziellen  Theorie  der  formellen 
und  funktionellen  Dififerenzierung  der  Gesellschaft  (d.  i.  für  den 
materialen  Gesellschaftsbegrifif)  haben,  und  denjenigen  Folgen 
nachzugehen,  die  sie  damit  auch  für  den  systematischen  und  me- 
thodologischen Aufbau  der  sozialwissenschaftlichen  Einzelforschung 
überhaupt  besitzen. 

Auf  diese  letztere  Bedeutung  der  formalen  Lösung  des  ge- 
sellschaftsbegrifflichen Problems  können  wir  an  dieser  Stelle  nicht 
weiter  eintreten.  Es  genüge  daran  zu  erinnern  ,  dass  sich  z.  B. 
aus  der  Stamm/ersehen  Auffassung  von  Gesellschaft  eine  grund- 
sätzlich andere  systematische  und  methodische  Behandlung  des 
Gegenstandes  der  Wirtschafts-  und  Rechtswissenschaft  ergibt,  als 
aus  der  psychologistischen  Auffassung  der  Gesellschaft;  ebenso 
werden  sich  innerhalb  der    organischen  Soziologie  durch  die  Be- 

l)  Vgl.  dazu  in  dieser  Zeitschrift:  ersten  Artikel  (Einleitung)  Jhrg.  1903.  573  fF. ; 
zweiten  Artikel  (»D.  erkenntnistheoretische  Lösung«)  1904.  S.  462  ff.  ;  dritten  Artikel 
(»D.  realistische  Lösung«)   1905.  S.   302  ff. 
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Stimmung  der  Volkswirtschaft  als  System  des  sozialen  Stoffwech- 
sels tiefergreifende  methodische  und  systematische  Folgerungen 
für  die  Volkswirtschaftslehre  sowie  die  übrigen  sozialwissenschaft- 
lichen Disziplinen  ergeben. 

Der  Einfluss,  den  der  formale  Gesellschaftsbegriff  unmittelbar 
auf  den  materialen  ausübt ,  ist  innerhalb  der  psychologistischen 
Auffassung  allgemeinst  folgender  Natur. 

Wird  das,  was  die  prinzipielle  Erscheinung  der  »Gesellschaft» 
ausmacht,  schlechthin  als  ein  psychischer  Zusammenhang  zwischen 
Individuen  erklärt,  so  hängt  die  nähere  Vorstellung  von  der  Be- 
schaffenheit dieser  Gesellschaft,  d.  i.  die  materiale  Theorie  derselben, 
sehr  von  der  speziellen  Auffassung  von  der  Natur  jenes  psy- 
chischen Gesamtzusammenhanges,  der  die  Gesellschaft  ausmacht, 
ab.  Derselbe  kann  als  ein  vorwiegend  logisch,  vernunft- 
gemäss  konstituierter  gedacht  werden;  oder  er  kann  als  ein 
triebmässig  oder  doch  durch  den  ganzen  Menschen  mit 
seinen  Leidenschaften  und  Trieben,  seinem  Egoismus  und  seinem 
Idealismus  vermittelter  gedacht  werden. 

Im  ersteren  Falle  erscheint  die  Gesellschaft  als  ein  Kunst- 
produkt der  Menschen,  dessen  Gestaltung  und  Umgestaltung  gänz- 
lich in  ihrer  Macht  liegt.  Es  kann  gemäss  dem  Wechsel  der  ver- 
nünftigen Meinungen  beliebig  verändert  und  gesetzt  werden.  Zu 
diesem  Rationalismus  oder  Intellektualismus,  wie 
man  diese  x\uffassung  nennen  kann,  gehören  alle  Arten  der  Ver- 
tragstheorie und  des  Naturrechtes ,  des  utopischen  Sozialismus, 
des  Anarchismus  u.  s.  w. 

Im  anderen  Falle  erscheint  die  Gesellschaft  als  ein  Natur- 
produkt ,  dessen  Gestaltung  eine  naturgesetzliche,  nicht 
beliebig  abänderbare  ist ,  das  der  Veränderung  und  E  n  t- 
w  i  c  k  1  u  n  g  aus  immanenten  Triebkräften,  Gesetzen 
heraus  unterliegt.  Die  Gesellschaft  erscheint  dann  insbesondere 
als  ein  dem  natürlichen  Organismus  w^esensgleiches  oder  doch 
ähnliches  Gebilde.  Die  psychologistische  Auffassung  ist  hier 
streng  empirisch;  man  kann  von  einem  sozialwissenschaftlichen 
Empiriopsychologismus  sprechen.  Diesem  gehören  alle 
Richtungen  des  Historismus  von  Aristoteles  bis  auf  Comte  und 
Spencer  ebenso  wie  die  deutsche  historische  Schule  der  Juris- 
prudenz und  der  Nationalökonomie  an.  Es  gehört  aber  auch  die 
»klassische  Nationalökonomie«^  hieher,  die  eine  Theorie  der  Wirtschaft 
als  reine  Theorie  der  Wirksamkeit  einer    empirischen  Seelenkraft 
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(des  wirtschaftenden  Eigennutzes)  erstrebt ,  ohne  aber  zu  bean- 
spruchen ,  die  erfahrungsgemässen  Tatsachen  der  Wirt- 
schaft damit  zu  erschöpfen  ;  ihr  Streit  mit  der  historischen  Schule 
ist  daher  ein  Streit  innerhalb  des  Empiriopsychologismus  u.  zw. 
vorzugsweise  methodischer  Natur.  —  Hieher  gehören  ferner  sämt- 
liche biologischen  Richtungen  der  Staatswissenschaften  und  der 
Soziologie.  Eine  Art  Mittelstellung  zwischen  reinem  Empirio- 
psychologismus und  Rationalismus  nehmen  jene  Denker  ein,  wel- 
che die  Gesellschaft  vor  allem  als  ein  nach  notwendigen  Gesetzen 
sich  Entwickelndes,  Werdendes  erfassen ,  ohne  aber  die 
Entwicklungs  k  räfte  hiefi.ir  durchaus  in  der  empirisch-psycholo- 
gischen Natur  des  Menschen  zu  suchen.  Hieher  gehört  vor  allem 
Hegel.  Bei  ihm  ist  die  Gesellschaft  nicht  eine  vernunftgemässe 
Gestaltung,  sondern  eine  vernunftgemässe  Entwicklung; 
alles  Notwendige  ist  vernünftig !  Hingegen  steht  bei  Marx, 
die  Entwicklungsidee  bereits  auf  grundsätzlich  empirisch-psycho- 
logischer Basis. 

Den  weiteren  Einflüssen  der  allgemeinsten,  formalen  Auffas- 
sung auf  die  spezielle  Theorie  nachzugehen,  würde  uns  von  un- 
serer eigentlichen  Aufgabe  allzusehr  abseits  führen.  Diese  be- 
steht darin,  das  früher  entrollte  Bild  von  den  Vorstellungen  über 
Gesellschaft  innerhalb  der  modernen  Soziologie  dadurch  zu  ver- 
vollständigen, dass  wir  demselben  die  speziellen  Theorien 
der  Gesellschaft,  die  sich  in  ihr  finden,  angliedern.  Um  so  den 
Zusammenhang ,  bezw.  die  tatsächlich  vorhandene  Zusam- 
menhangslosigkeit  zwischen  der  formalen  Lösung  und  den  mate- 
rialen  Theorien  und  damit  auch  die  relative  Leistungsunfähigkeit 
jener  formalen  Lösungen  kurz  zu  zeigen  ,  wollen  wir  im  nachfol- 
genden an  zwei  Hauptleistungen  den  allgemeinen  Zustand  der 
gegenwärtigen  Forschung  in  dieser  Hinsicht  illustrieren.  Wir  wählen 
dazu  zunächst  den  ursprünglich  zum  Teile  mit  den  ]\Iitteln  biolo- 
gischer Analogie  aufgebauten  Entwurf  Schäfßes,  an  welchen  we- 
nigstens andeutungsweise  die  wichtigeren  verwandten  Leistungen 
anderer  Autoren,  besonders  der  biologischen  Schule,  sich  an- 
schliessen  sollen;  sodann  jenen  Diltheys,  womit  zugleich  die  bei- 
den bedeutendsten  Leistungen  abgehandelt  sind. 

I.  Albert    Schäffle  i). 
Es  ist    erst    an   dieser  Stelle    der  Erörterung    der  materialen 


i)  Von  den  zahlreichen  Arbeiten    Schäffles    kommen    für    unser    Problem    vor- 
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Gesellschaftsbegriffe  der  passende  Ort,  über  die  organische  Schule 
der  Soziologie,  die  wir  bislang  unberücksichtigt  Hessen,  das  Nö- 
tige zu  sagen.  Eine  Auseinandersetzung  mit  der  organischen  So- 
ziologie kann  uns  nämlich  im  Zusammenhange  unseres  Problems 
weniger  hinsichtlich  ihres  formalen  als  hinsichtlich  ihres,  in 
Anwendung  biologischer  Analogien  aufgebauten  materialen 
Gesellschaftsbegriffes  obliegen.  Einen  eigentlichen,  spezifisch  bio- 
logischen formalen  Gesellschaftsbegriff  hat  sie  nämlich 
genau  gesehen  gar  nicht.  Vielmehr  ist  es  für  die  g  e- 
s  a  m  t  e  organische  Schule  charakteristisch  und  für  ihre  Beurtei- 
lung in  Hinsicht  auf  unser  Problem  wesentlich,  dass  niemals  eine 
unbedingte  Uebertragung  des  Begriffes  des  Organischen  auf 
das  Soziale  stattfindet,  sondern  das  Soziale  stets  noch  eine  — 
wenn  auch  nicht  zugestandene  —  prinzipielle  Abweichung 
vom  Organischen  aufweist  und  zwar  regelmässig  ein  prinzipielles 
Mehr  diesem  gegenüber  enthält.  Die  organische  Schule  mag 
zwar  die  prinzipielle  (nicht  bloss  heuristisch  zu  meinende)  Ana- 
logie d.  i.  eine  Homologie  gelegentlich  behaupten  —  in  der 
Durchführung  bleibt  sie  sich  soweit  niemals  treu  und 
kann  dies  auch  gar  nicht.  Vielmehr  ist  der  Gesellschaftsbegriff, 
mit  dem  sie  in  Wirklichkeit  arbeitet ,  stets  ein  psychologi- 
s  t  i  s  c  h  e  r. 


nehmlich  in  Betracht:  Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers,  i.  Aufl.  Tübingen 
1875 — 1878,  4  Bde.;  2.  Ausgabe  ebenda  1881.  4  Bde.  (worin  gegenüber  der  I.Auf- 
lage die  biologische  Analogie  etwas  zurücktritt  und  insbesondere  alle  Hegeische 
Dialektik  ausgeschaltet  erscheint) ;  2.  Aufl.  ebda.  2  Bde.  1896.  I.  p]d.  Allgemeine 
Soziologie,  II.  Bd.  Spezielle  Soziologie  (äusserlich  verkürzt  —  was  insbesondere  durch 
weiteres  starkes  Zurückdrängen  der  biologischen  Analogie  erreicht  wurde  —  aber 
inhaltlich  dennoch  vervollständigt);  ferner  Das  gesellschaftliche  System 
der  menschlichen  Wirtschaft.  3.  Aufl.  2  Bde.,  Tübingen  1873;  Ueber 
den  Wissenschaft!.  Begriff  der  Politik  i.  d.  Ztschr.  f.  d.  gesamte  Staats- 
wissensch.  1897;  Die  Notwendigkeit  exakt  ent  wickelungsgeschicht- 
licher Erklärung  und  exakt  e  n  t  w  i  ck  e  1  un  gs  g  ese  t  zlicher  Be- 
handlung unserer  La  n  d  w  i  r  ts  c  haft  sb  ed  rän  gni  s.  3.  Artikel,  ebd.  1903, 
S.  294  ff.  u.  S.  476  ff. ;  Neue  Beiträge  zur  Grundlegung  der  Soziologie,  ebd.  1904, 
S.  103  ff.  —  Ueber  Schäffle :  F.  Barth,  Philosophie  d.  Geschichte  als  Soziologie. 
I.  Teil.  Lpz.  1897  S.  138—45  (der  ihm  aber  nicht  gerecht  wird,  sowohl  hinsicht- 
lich seiner  Stellung  zu  Spencer  als  zur  organischen  Schule);  Small  and  Vincent,  An 
Introduction  to  the  study  of  society.  Chicago  1894;  Ltidivig  Stein,  Die  soziale 
Frage  im  Lichte  der  Soziologie.  Stuttgart  1897.  S.  21,  432  ff.,  539  f.  u.  ö. ;  Gu- 
stav Schmoller,  Zur  Literaturgeschichte  d.  Staats-  und  Sozialwissenschaften  18S8, 
S.  220  ff.  —  Othmar  Spann,  »Albert  Schäffle  als  Soziologe«  i.  dieser  Zeitschr.  1904. 
Auf   diese  Arbeit  verweisen  wir  zur  Ergänzung  der  obigen  Ausführungen. 
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Dies  sei  an  den  wichtigsten  Repräsentanten  dieser  Schule 
kurz  nachgewiesen. 

Zunächst  Herbert  Spencer.  Er  bezeichnet  das  Soziale  selbst  als  Uebcrorga- 
nisches,  welches  der  Entwicklung  des  Organischen  so  gegenübersteht,  wie  dieses 
dem  Anorganischen.  (D.  Prinzipien  d.  Soziologie,  deutsch  v.  Vetter,  4  Bde.,  Stutt- 
gart 1877  ff. ;  !•  vg'-  §§  I — 5)-  Neben  dem  Unterschiede  zwischen  Organismus  und 
Gesellschaft,  der  in  dem  Mangel  an  bestimmter  äusserer  Gestaltung  des 
gesellschaftlichen  Organismus  liegt,  ist  es  hauptsächlich  jener  der  räumlichen 
Entferntheit  der  die  Gesellschaft  bildenden  Teile,  den  Spencer  hervorhebt.  Der 
tierische  Organismus  ist  ein  konkretes  Ganzes,  »die  Teile  einer  Gesellschaft  da- 
gegen bilden  ein  Ganzes,  welches  diskret  ist.i^  (Prinzipien  II,  §  220  S.  15).  Zwar 
ist,  meint  Spencer,  die  wechselseitige  Abhängigkeit  der  Teile  auch  im  sozialen  Körper 
vermittelst  Mitteilung  und  Verkehr  hergestellt,  nichts  desto  weniger  aber  ist  die  dis- 
krete Beschaffenheit  des  sozialen  Ganzen  der  Grund  dafür,  dass  die  Differenzierung 
im  sozialen  Körper  eine  gänzlich  andere  werden  muss,  als  im  tierischen.  Im  tieri- 
schen Körper  können  nämlich  einzelne  Teile  Organe  des  Empfindens,  Fühlens  u.  s.  w. 
werden,  im  sozialen  Körper  aber  ist  dies  unmöglich  ;  hier  muss  das  Bewusstsein  über 
das  ganze  Aggregat  verbreitet  »bleiben«  (ebda.  §  222  S.  19  f.).  Spencer  hat  darin 
allerdings  nicht  einen  Unterschied  hinsichtlich  der  Gesetze  der  Organisation 
des  sozialen  und  tierischen  Organismus,  also  keinen  p  r  i  n  zip  i  e  1 1  en  Unterschied  er- 
blickt: »die  erforderlichen  gegenseitigen  Einflüsse  der  Teile  auf  einander  werden  in 
der  Gesellschaft,  wo  sie  nicht  auf  direktem  Wege  übertragbar  sind,  auf  indirektem 
Wege  übertragen.«  (§  223  S.  21).  Die  Inkonsequenz  ist  aber  offenbar.  Schon  dass 
aus  jenen  Unterschieden  nach  Spencer  selbst  »ein  Unterschied  in  den  durch  die  Or- 
ganisation erzielten  Zwecken  entspringt«  (ebda.)  sollte  mehr  zu  denken  geben. 
Aus  dem  Umstände,  dass  das  soziale  Aggregat  als  solches  kein  Sensorium  hat,  fol- 
gert er  nämlich,  dass  auch  die  Wohlfahrt  desselben  nicht  für  sich  Ziel  sein  kann, 
sondern,  dass  im  Gegenteil  die  Gesellschaft  zum  Nutzen  ihrer  Glieder  vorhanden  ist 
(S.  20).  Schon  damit  allein  ist  die  biologische  Auffassung  der  Gesellschaft  als  un- 
zutreffend dargetan.  Ein  Organismus,  der  ein  diskretes,  kein  konkretes  Ganzes  re- 
präsentiert, und  dessen  Teile  alle  Bewusstsein  besitzen,  ist  jedenfalls  ein  ganz 
eigenartig  Anderes,  wie  ein  konkreter  Organismus,  dessen  Teile  alle  prinzipiell 
von  einem  Teile,  dem  Nervensystem,  abhängig  sind.  Wie  schon  Paul  Barth  her- 
vorgehoben hat,  wird  durch  diesen  Unterschied  der  Bewusstheit  der  Teile  der  Gesamt- 
zusammenhang im  sozialen  Körper,  d.  h.  die  soziale  Kausalität  (also  gerade  die 
»Gesetze  der  Organisation«)  eine  wesentlich  verschiedene  (Philosophie  d.  Geschichte 
als  Soz.   S.  107). 

Ausserdem  gibt  Spencer  allerdings  noch  eine  wirkliche  und  eigentliche  Ent- 
wicklungeiner biologischen  Auffassung  der  Gesellschaft.  Sie  besteht  in  der  Behauptung, 
dass  aus  der  Natur  der  Einheiten  die  Natur  des  Aggregates 
folge*).  Nun  ist  die  soziale  Einheit  ein  Organismus;  also  muss  es  auch  das  so- 
ziale Aggregat  sein. 

Erstens  ist  nun  dieser,  bei  Spencer  die  Soziologie  als  deduktive  Wissen- 
schaft konstituierende  Satz  durchaus  unhaltbar  (z.  B.  eklatant  ungültig  für  das 
Chemische!).     Sodann    aber  geht    er  bloss    auf  die  Forderung,    den    Begriff    des 


1)  (Einleitg.  i.  d.  Studium    der    Soziologie,    deutsch  von  Marquardsen,   2   Bde., 
Lpz.  1875,  I,  Kap.  III). 
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Organischen  an  das  Soziale  heranzutragen.  Die  Durchführung  solcher  Be- 
stimmung des  Sozialen  als  Organisches  ist  noch  eine  selbständige  Arbeit.  Und 
bei  dieser  bat  Spencer,  wie  oben  gezeigt,  die  prinzipielle  Kluft  zwischen  dem 
Organischen  und  Sozialen  deutlich  genug  selbst  zugestanden  und  zugestehen  müs- 
sen :  z.  B.  die  Bezeichnung  des  Sozialen  als  »Ueberorganisch«  und  insbesondere 
sein  Begriff  der  Gesellschaft  als  dauernde  Wechselbeziehung  zwischen  Individuen. 
Ueber  die  Ungültigkeit  jenes  Satzes,  dass  die  Eigenschaften  der  Teile,  die  de?  Ganzen 
bestimmen,  für  massenpsychologische  Erscheinungen  vgl.  Scipio  Sig/ie/e,  Fsy- 
chologie  des  Auflaufes  und  der  Massenverbrechen,  deutsch  v.  Kurella,  Dresden  1897 
S.  I — 12;  ferner  über  Spencer:  vorzüglich  P,  Barth,  a.  a.  O.  S.  gaff".;  Albert 
Schäffle,  Bau  und  Leben.  2.  Ausgabe  1881,  I,  S.  52  ff. ;  F.  Tönnies  i.  d.  Philosoph.  Mo- 
natsheften Bd.  XXV  und  Bd.  XXVIII,  und  Archiv  f.  systemat.  Philosophie  189 ; 
Stammler,  Wirtschaft  u.  Recht  1896,  S.  83  f.;  Kistiakowski,  Gesellschaft  u.  Einzel- 
wesen, 1899,  S.  21  ff.  ;  Albert  Hesse,  Der  Begriff  d.  Gesellschaft  in  Herbert  Spencers 
Soziologie.     Conrads  Jahrbücher,   190 1,  I,  S.  737  ff. 

Auch  bei  anderen  Autoren  der  biologischen  Richtung,  wie  Fotcillc  und  Worms, 
die  in  der  biologischen  Detailerfassung  des  Gesellschaftskörpers  viel  weiter  gehen 
als  die  meisten  anderen,  ist  dieser  Gedanke  des  Sozialen  als  eines  Hyperorga- 
nischen vorhanden  und  wirksam,  ^//vyö^ /^t'«////  findet  den  wesentlichsten  Unter- 
schied zwischen  dem  sozialen  und  individuellen  Organismus  in  dem  Mangel  an  Selbst- 
bewusstsein  (Ichheit)  des  sozialen  Körpers.  (La  science  sociale  contemporaine,  3  ed. 
Paris  1896  S.  234,  245  f.  u.  ö.).  Es  ist  deutlich,  dass  bereits  hiermit  die  Gesell- 
schaft zu  einer  besonderen  prinzipiellen  Art  des  Organischen  wird.  Fouille 
bestimmt  sie  —  dabei  aber  trotzdem  an  der  Artgleichheit  von  Gesellschaft  und  Or- 
ganismus nach  Ursprung,  Zweck  und  Natur  festhaltend !  —  als  einen  durch  Ver- 
trag   zusammengehaltenen  und  charakterisierten  Organismus  (organisme  contractuel)  *). 

Rene  Worms  geht  sogar  zwar  soweit,  der  Geseilschaft  ein  dem  Ich-Bewusstsein 
wesensgleiches  Selbstbewusstsein  zuzuschreiben,  und  das  Reich  des  Sozialen  ist  ihm  des- 
wegen nur  ähnlich  graduell  vom  Tierreiche  verschieden,  wie  dieses  etwa  vom 
Reiche  der  Protisten  und  Pflanzen  (Organisme  et  societe,  1896.  S.  214  ff.  u.  ö. ;  393); 
daher  darf  wohl  nur  in  diesem  graduellen  Sinne  seine  Bezeichnung  der  Gesellschaft 
als  Hyperorganismus  verstanden  werden  (a.  a.  O.  S.  37);  aber  von  seiner  Definition 
der  Gesellschaft  —  »la  societe  est  une  reunion  d'etres  vivants  dont  chacun  pourrait 
subsister  isolement«  (S.  31)  —  erklärt  er  selbst,  dass  man  mit  demselben  Rechte, 
als  man  die  Gesellschaft  eine  Vereinigung  von  Organismen  nennt,  jeden  Organismus 
in  Ansehung  seiner  lebenden  Einheiten,  eine  Gesellschaft  nennen  könnte.  Es  ist 
also  deutlich  genug,  dass  hier,  wo  nur  der  eine  Begriff  mit  Hilfe  des  andern  defi- 
niert wird,  kein  Beweis  prinzipieller  Identität  vorliegt.  Solange  diese  nicht  in  der 
Definition  selbst  nachgewiesen  werden  kann  und  sogar  bedeutende  Einzelunter- 
schiede zugegeben  werden,  ist  eben  noch  immer  die  Bestimmung  der  spezifi- 
schen Differenz  ausständig.  Uebrigens  sagt  Worms  im  unmittelbaren  An- 
schlüsse an  die  angeführte  Definition,  die  er  selbst  »gemäss  dem  jetzigen  Zustande 
der  Sozial  Wissenschaften«  unzureichend  findet,  folgendes:  »II  est  clair,  que  la  so- 
ciete .  .  .  n'est  pas  un  groupement  factice  et  artificiel,  raais  bien  un  groupement  im- 
pose  par  les  necessites  generales  de  l'existence.     Ce    que    nous    souhaitons    prouver, 


i)  Vgl.  über  Fouille    Barth,  a.  a.   O.   S.   145  ff.;    Ueberweg-Heinze ,    Geschichte 
d.   Philosophie.     9.   Aufl.   IV.      Berlin    1902.     S.   392  ff.   woselbst  weitere  Literatur. 
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c'est  que  ce  gioupement  est  analogue  a  celui  des  cellules  d'un  organisme.  Mais 
nous  ne  pretendons  pas  dire  que  seul  il  lui  soit  analogue«  (31/32).  In  Hinsicht  auf 
den  Einwand  Spencers,  der  sich  auf  die  Bevvusstheit  der  sozialen  Elemente  (gegen- 
über der  Unbewusstheit  der  Elemente  des  Organismus  bezieht),  gibt  Worms  sogar 
zu:  »En  un  mot,  s'il  est  peu  raisonnable  de  nier  toute  ressemblance  enire  la  so- 
ciete  et  l'organisnie,  il  ne  serait  pas  moins  t6m6raire  de  prötendre  pousser  cetle  res- 
semblance jusqu'ä  l'identite«  (S.  72).  Dies  steht  aber  in  krassem  Widerspruche  zu 
seinen  tatsächlichen  sonstigen  Ausführungen.  (Vgl.  über  Worms:  Schä/ßes  He- 
sprechung  von  »Organisme  et  soci^te«  i.  d.  Ztschr.  f.  d.  ges.  Staatswissensch,  1897, 
S.  568 ;  ferner  P.  Barth,  a.  a.  O.  S.  157  ff.,  wo,  nebenbei  gesagt,  der  Irrtum  unterläuft, 
dass  Worms  das  Menschenpaar  für  das  Element  der  Gesellschaft  erklärt. 
Worms  erklärt  vielmehr  ausdrücklich  das  Individuum  als  Element  (Zelle)  des 
sozialen  Körpers.  Er  schliesst  z.  B.  das  bezügliche  Kapitel  mit  den  Worten :  »Nous 
persistons  a  voir  dans  l'etre  humain  isole  et  unisexuel  la  veritable  cellule  du  corps 
social«    (S.    130]). 

Dass  das  Vorstehende  nicht  eine  vollständige  Würdigung  der  organischen  Schule 
zu  sein  beansprucht,  ist  selbstverständlich.  Indessen  genügt  es  für  unser  Problem 
des  formalen  Gesellschaftsbegriffes  durchaus.  Ausserdem  können  wir  zur  Ergänzung 
auf  eine  reiche,  zum  Teile  vortreffliche  Literatur  verweisen.  Die  wichtigeren  Schrif- 
ten  sind  in  nachstehender  chronologischer  Anordnung  die: 

Gegen  die  organische  Schule  :  C.  Menger ,  Untersuchungen  über  die  Methode 
der  Sozialwissenschaften  etc.  Lpz.  1883,  S.  139  ff.  —  W.  Dilthey,  Einleitung  i.  d. 
Geisteswissenschaften,  I,  1883.  —  L.  Gumplowicz,  Grundriss  der  Soziologie,  Wien 
1885,  Kap.  I  und  §  i.  —  W.  WunJi,  Logik,  2.  A.  1895,  II/2  S.  602  ff.  —  Bouglc, 
Les  Sciences  sociales  en  Allemagne,  Paris  1896,  S.  5  ff.  u.  ö.  —  Tarde,  Les  lois  de 
l'imitation,  2.  ed.,  Paris  1896,  S.  i  ff. ;  la  theorie  organique  des  socieles,  i.  d.  An- 
nales de  l'institut  international  de  Sociologie.  1898.  —  Fr.  H.  Giddings,  Principles 
of  Sociology,  New-York  and  London  1896,  S.  420  u.  ö.  —  Ludwig  Stein,  Die  so- 
ziale Frage  im  Lichte  d.  Philosophie,  Stuttgart  1897,  S.  490  ff.  u.  ö. ;  »Ueber  Wesen 
und  Aufgabe  der  Soziologie,  Berlin  1898,  S.  35  f.  u.  ö.  —  Gust.  Ratzenhofer,  Die 
soziologische  Erkenntnis,  Leipz.  1898,  S.  293  f.  u.  ö.  —  L.  F.  Ward,  Outlines  of 
Sociology,  New-York  1898,  S,  42  ff.  —  Tli.  Kistiakowski,  Gesellschaft  und  Einzel- 
wesen, Berlin  1899,  Kap.  I  und  II.  —  Woltmann,  Die  Darwinsche  Theorie  u.  der 
Sozialismus,  Ein  Beitrag  zur  Naturgeschichte  d.  menschl.  Gesellschaft,  1899,  Ab- 
schnitt 6  u.  7.  —  0.  Hertwig,  Die  Beziehungen  der  Biologie  zur  Sozialwissenschaft. 
Festrede,  Berlin  1899.  —  Albert  Hesse,  Der  Begriff  d.  Gesellsch.  i.  Herbert  Spen- 
cers Soziologie,  i.  Cotirads  Jahrb.  f.  Nationalökonomie,  1901/I,  S.  737  ff.  passim.  — 
Rudolf  Eisler,  Soziologie,  Lpz.  1903  (Webers  Katechismen)  S.  44  f.  —  Albert 
Schä/ße,  »Bau  u.  Leben«,  2.  A.  Vorrede;  »Die  Notwendigkeit  exakt  entwickelungs- 
geschichtlicher  Erklärung  etc.  unserer  Landwirtschaftsbedrängnis«,  i.  d.  Ztschr.  f.  d. 
ges.  Staatswissensch.  1903,  Heft  2,  S.  294—299.  —  E.  V.  Zetiker,  Die  soziologische 
Theorie.     Berlin   1903,  S.  47  ff.; 

Für  die  organische  Schule  neuerdings  :  F.  v.  Lilienfeld,  Zur  Verteidigung  der 
organischen  Methode  in  der  Soziologie.  iSgS.  —  Otto  Gierke,  Das  Wesen  der  mensch- 
lichen Verbände.     Rektoratsrede,  Berlin  1902. 

Wenden  wir  uns  nun  zuSchäffle,    so    tritt  uns  zunächst 
die  Frage  seiner  Zugehörigkeit  zur  organischen  Schule  entgegen, 
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da  sein  materialer  Gesellschaftsbegriff  ursprünglich  mit  Hilfe  bio- 
logischer Analogien  aufgebaut  wurde.  Da  die  prinzipielle  Grund- 
lage dieser  Richtung,  wie  wir  sahen,  stets  und  notwendig  der  em- 
piriopsychologistische  Gesellschaftsbegriff  ist,  so  fehlt  zunächst  ein 
festes  Kriterium  für  die  Zugehörigkeit  zu  ihr.  Indessen  muss  so  viel 
feststehen,  dass  nicht  jeder,  der  in  der  sozialwissenschaftlichen 
Einzelforschung  zu  dem  Mittel  der  biologischen  Analogie  —  als 
bewusste  Analogie  (nicht  Homologie) ,  zu  bloss  heuristi- 
schem Zwecke!  —  greift,  darum  schon  »Organiker-  ist. 
Vielmehr  muss  für  diese  Beurteilung  hauptsächlich  die  Art  der 
Durchführung  der  Analogie  in  Betracht  kommen.  Dies- 
bezüglich wird  sich  aber  zeigen,  dass  Schäffles  soziologische  Be- 
griffe niemals  mit  Hilfe  der  organischen  Analogie  gebildet 
wurden.  Er  hat  nicht  mit  dem  Begriffe  des  Organischen  gear- 
beitet, sondern  nur  veranschaulicht.  Schaffte  selbst  ist 
denn  auch  dieser  fable  convenue  über  seinen  biologischen  Natu- 
ralismus mit  Recht  nachdrücklich  entgegengetreten  '). 

Ist  solchermassen  schon  Schäffles  Zugehörigkeit  zur  eigent- 
lichen organischen  Schule  abzulehnen ,  so  noch  mehr  eine  we- 
sentlichere Abhängigkeit  desselben  von  Spencei'.  Schäffles  For- 
schung ist  vielmehr  durchaus  originell.  Eher  wäre  auf  eine  ge- 
wisse Abhängigkeit  von  Espinas  (»Les  societes  animales«)  und 
natürlich  auch  von   Cointe  hinzuweisen. 

Demgemäss  stellt  die  nachfolgende  Auseinandersetzung  mit 
Schaffte  nicht  eigentlich  eine  Auseinandersetzung  mit  der  biolo- 
gischen Schule  dar,  sondern  eine  solche  mit  einem  materialen  Ge- 


l)  Vgl.  insbes.  seine  Entgegnung  gegen  P.  Barth  (Besprechung  der  »Philos.  d. 
Gesch.  als  Soziol.«)  i.  d.  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatswissensch.  189S.  S.  753  ff.  und 
»Die  Notwendigkeit  entwicklungsgeschichtl.  Erklärung  etc.  d.  Landwirtschaftsbedräng- 
nis« ebd.  1903.  S.  294  ff.  und  S.  476  ff.  —  Zuzugeben  ist  nur,  dass  Schäffle  früher, 
als  er  zuerst  in  Deutschland  den  Anfang  einer  Soziologie  machte,  einen  etwas  üppigen, 
allzu  weitgehenden  Gebrauch  von  dem  Mittel  der  biologischen  Analogie  gemacht 
hat.  Dass  dieser  Gebrauch  aber  ein  unfruchtbarer  gewesen  wäre,  wird  niemand  be- 
haupten, der  den  Geist  der  Forschung  Schäffles  einigermassen  erfasst  hat.  Uebrigens 
hat  er  sich,  wie  bereits  erwähnt,  immer  mehr  und  mehr  dieser  biologischen  Heuristik 
entschlagen.  Vgl.  Bau  und  Leben  2.  Aufl.  und  die  neueste  Arbeit  über  »Landwirt- 
schaftsbedrängnis« a.  a.  O.  S.  294  ff.  Hier  vermeidet  Schäffle  die  Analogie  voll- 
ständig, aber,  wie  er  sagt,  nicht  deswegen,  »weil  ich  einen  früheren  Vorschlag 
zurückzunehmen  hätte,  sondern  weil  ich  beweisen  will,  dass  die  Analogie  für  meine 
Soziologie  nicht  Homologie,  nicht  Behauptung  der  Gleichwertigkeit  der  einander 
ähnelnden  Erscheinungen  der  organischen  Natur  und  der  Sozialwelt  gewesen  ist« 
(a.   a.   O.  S.  299).  K 
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sellschaftsbegriffe,  bei  dessen  Aufbau  die  Verwertung  der  biolo- 
gischen Analogie  eine  gewisse  heuristische  Rolle  gespielt  hat. 

Da  wir  an  anderer  Stelle  ')  die  von  Schäffle  in  »Bau  und 
Leben  des  sozialen  Körpers«  niedergelegte  spezielle  Theorie  der 
Gesellschaft  kurz  darstellten  und  auch  seine  Bedeutung  als  So- 
ziologe sonst  würdigten,  genügt  es  hier,  uns  auf  eine  Besprechung 
der  prinzipiellsten  Punkte  seines  materialen  Gesellschaftsbegriffes 
zu  beschränken.  Und  zwar  folgen  wir  hierbei  seinen  letzten  Ar- 
beiten und  ziehen   :  Bau    und  Leben<s    nur   zur  Ergänzung    heran. 

Nach  Schäffle  ist  Gesellschaft  psychische  Wechselbeziehung 
zwischen  Individuen,  zu  deren  Verwirklichung  aber  äussere  (phy- 
sische) Güter  und  die  aus  ihnen  gebildeten  Veranstaltungen  not- 
wendig sind.  Gesellschaft  stellt  sich  daher  dar  als  ein  Komplex 
von  Personen  und  Gütern;  sie  ist  rein  geistig  (nicht  or- 
ganisch) konstituiert.  >Den  sozialen  Zusammenhang  .  .  .  bewirken 
höhere  Akte  des  V^orstellens,  Fühlens  und  Wollens ,  welche  mit- 
telst bewussten  Austausches  von  Ideenzeichen  (symbolisch)  und 
mittelst  bewusster  Kunsthandlung  (technisch)  eine  allgemeine 
Wechselwirkung  .  .  .  der  ,  .  .  Individuen  vollziehen«  ^).  :>Was  an 
der  Gesellschaft  als  sozial  sich  darstellt ,  ist  also  weder  ein  phy- 
sikalisch-chemischer, noch  ein  biologischer  Zusammenhang«,  son- 
dern ein  durch  Vorstellung  bewirkter,  durch  symbolisierendes 
praktisches  Handeln  vollzogener  »idealer«  Zusammenhang  der 
organischen  Individuen«  (ebda.  i88i,  I.  S.  i  ;  vgl.  ferner  »Land- 
wirtschaftsbedrängnis«  3.  Art.  a.  a.  O.  S.  303,  307,  309  bis 
312  u.  ö.). 

Dieser  gesellschaftliche  Gesamtzusammenhang  ist  zusammen- 
gesetzt aus  Bevölkerung,  Vermögen  und  Land.  Die 
aktiven  Elemente,  die  letzten  Träger  des  sozialen  Lebens  sind  die 
menschlichen  Individuen  (Bevölkerung).  Die  passiven  Elemente 
der  Gesellschaft  sind  das  Land  und  die  ihm  entnommenen  Sach- 
güter ^).  Die  Sachgüter  haben  folgende,  den  verschiedenen  A  r- 
t  e  n  des  menschlichen  Handelns  entsprechende  fünf  Funk- 
tionen: Niederlassung  und  Transport,  Schutz,  Haus- 
halt (Oekonomik ,  Stoffwechsel)^  Technik  und  geistige 
Arbeit    (Wahrnehmung    und    Symbolisierung    d.  h.    Mitteilung 


1)  »Albert  Schäffle  als  Soziologe«  in  dieser  Zeitschr.  1904,  S.  209  ff. 

2)  Bau  und  Leben,  2.  Ausg.  1881,  I,  S.  i. 

3)  »Bau  u.  Leben«.  2.  Aufl.,  I,  S.  20,  26  f.  u.  ö.  ;    rLandwirtschaftsbedrängnis« 
S.  529  zu  dem  früheren  S.  312   ff. 
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und  Darstellung  von  Gedanken)  ^).  Auf  dieser  letzten  Funktion 
beruht  die  Existenz  der  Gesellschaft,  da  diese  ihrem  Wesen  nach 
ideeller  Zusammenhang  verschiedener  Individuen  ist.  Die  Grund- 
formen der  geistigen  Tätigkeit  der  aktiven  Elemente 
(Personen)  sind  :  Vorstellen  (Denken),  Fühlen  und  Wollen ,  wozu 
noch  die  Wirksamkeit  eines  transzendentalen  (religiösen)  Ele- 
mentes kommt  (Bau  und  Leben  I.  S.  43  ff.   57  ff.   u.  ö.). 

Zu  diesen  Erscheinungen  der  Zusammensetzung  der  Ge- 
sellschaft kommen  noch  die  der  Verknüpfung  ihrer  Teile  zu 
einer  gesellschaftlichen  Einheit  hinzu.  Die  Verknüpfung  ist  ge- 
geben einmal  in  der  psychischen  Wechselbeziehung 
der  sozialen  Personen  überhaupt  —  Gesellschaftsbewusstsein  — 
und  in  den  äusserenVeranstaltungen  und  ihren  Funk- 
tionen, die  in  der  praktischen  Verwirklichung  aller  Wechselbe- 
ziehungen zustande  kommen  —  Gesellschaftskörper. 

Von  da  aus  ergibt  sich  dann  folgende  Hauptübersicht  der 
sozialen  Tatsachenkreise,  bezw.  der  verschiedenen  Betrachtungs- 
arten,  denen   die  Gesellschaft  unterliegt. 

Die  Gesellschaft  ist  zu  betrachten : 

1.  in  ihrer  Weltstellung,  d.  h.  ihrem  Zusammenhange  mit  dem 
Kosmos ; 

2.  als  reiner  Bewusstseinszusammenhang  der  sozialen  Per- 
sonen, d.  h.  in  der  Geistigkeit  ihres  Lebenszusammenhanges,  also 
als  Gesellschafts  bewusstsein; 

3.  in  ihren  äusseren  Einrichtungen  und  den  Funktionen 
derselben,  d.  h.  als  Gesellschafts  k  ö  r  p  e  r  ; 

4.  in  ihrer  Entwicklung; 

5.  in  ihrer  Verbildung  und  Entartung  und  den  Erscheinungen 
der  Bekämpfung  derselben. 

Die  Betrachtung  der  Gesellschaft  sub  i.,  4.  und  5.  müssen 
wir  übergehen ,  trotzdem  insbesondere  die  Behandlung  der  so- 
zialen Entwicklungserscheinungen  durch  Schäffle  eine  sehr  frucht- 
bare und  originelle  ist.     (Vgl.  Bau  und  Leben   1896.  I.  S.  266  ff,) 

I.  Die  Gesellschaft  nach  ihrer  Innerlichkeit  (d.  h.  als  Be- 
wusstseinszusammenhang    der    sozialen    Personen)    oder    das 

Gesellschaftsbewusstsei  n'-). 

Die    Betrachtuncr    des   Gesellschaftsbewusstseins    für    sich    ist 


i)  Bau  u.  Leben.  2.  Aufl.,  I,  S.  32  ;  vgl.  ferner  die  schöne  Vervollständigung 
i.  der  »Landwirtschaftsbedrängnis»:    S.  532  f. 

2)  Vgl.  Landwirtschaftsbedrängnis  S.  321/22  und  478 — 508,  Bau  u.  Leben. 
2.  Aufl.  I,  S.  176 — 265. 


i 
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nicht  dadurch  mögüch,  dass  ein  solches  etwa  selbständig  für  sich 
existierte  —  denn  die  Gesellschaft  kann  ohne  äussere  Veranstal- 
tung nicht  vorkommen  —  sondern  beruht  auf  einer  Abstraktion. 
Die  empirische  Gesellschaft  ist  vielmehr  geistgeschafifene  äussere 
(stoffliche)  Einrichtung  und  geistgeschaffene  äussere  Funktion  der 
Einrichtungen. 

Das  Gesellschaftsbewusstsein  definiert  Schaffte  als  einen  Zu- 
sammenhang  innerer  Zustände  verschiedener 
Individuen.  Die  Vermittlung  dieses  inneren  Zusammenhanges 
geschieht  durch  die  Mitteilung.  Den  Inhalt  des  Gesellschafts- 
bewusstseins  bildet  das  vereinigte  (kollektive)  und  einheitliche 
(verschmolzene)  Wollen,  Fühlen  und  Denken  der  gesellschaftlich 
verbundenen  Personen. 

Schäffie  scheidet  das  Einzelbewusstsein  von  dem  Gemein- 
schaftsbewusstsein  (organisierter  Gemeinschaften)  und  dem 
Massen-  oder  KoUektivbewusstsein  (nicht  geschlossener 
Personenkreise). 

Innerhalb  des  letzteren  sind  speziell  die  M  a  s  s  e  n  z  u  s  a  m- 
m  e  n  h  ä  n  g  e  hervorzuheben  ;  das  sind  Bewusstseinszusammen- 
hänge  gleichartig  interessierter  Personen  oder  Schichtungen  der 
Bevölkerung ,  welche  sich  durch  Gleichartigkeit  der  Interessen 
und  Bewusstseinsinhalte  ideell  (geistig)  herstellen  (z.  B.  Klasse, 
Stand  etc.). 

II.  Die  Gesellschaft  als  Inbegriff  der  äusseren  Einrichtungen 
und  ihrer  "\^  er  rieht  ungen  oder  als  Gesellschaftskörper''). 

Die  Gesellschaft  ist  nicht  Gesamtbewusstsein  an  sich,  sondern 
eine  Aeusserung  desselben,  ein  in  äusseren  Einrichtungen 
verkörpertes  und  sich  betätigendes  (funktionierendes)  Gesamtbe- 
wusstsein. 

Der  Gesellschaftskörper  ist  vor  allem  zu  betrachten  als  Volk 
mit  dem  Land  oder  als  nationale  (d.  h.  nicht  internationale, 
»menschliche«)  Gesellschaft. 

Volk  oder  nationale  Gesellschaft  ist  nach  Schäffie  »die  geistig 
verknüpfte,  ein  Land  behauptende,  gesittungsfähige  Dauer-  und 
Massenvereinigung  von  Personen  nebst  deren  zugehörigen  Sach- 
güterausstattungen  (Besitzen)«.    —    Die    Bestandteile    des   Volkes 


i)  Vgl.    »Landwirlschaftsbedrängnis«    S.    322/231,    509  ff.  ;    Neue    Beiträge    etc. 
S.   104  ff. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.  1905.   3.  2Q 
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sind,  wie  aus  dieser  Definition  hervorgeht^  Individuen  und  Sach- 
güter oder  als  Massenerscheinungen  genommen :  das  Land ,  das 
Sachgütervermögen,   die  Bevölkerung. 

Den  wichtigsten  Bestandteil  des  Volkes  bildet  die  Bevölke- 
rung, d.  i.  der  Inbegriff  aller  das  Vaterland  bewohnenden  Indi- 
viduen ,  der  Inbegriff  der  im  Volke  gelegenen 
Handlungsfähigkeit.  Aus  diesem  Grunde  rechnet  Schäffle 
jetzt  auch  die  oben  erwähnten  Massenzusammenhänge 
(Klasse,  Stand,  Nationalität  etc.)  in  die  Bevölkerungslehre,  weil 
die  leibliche  und  geistige  Veranlagung  und  die  damit  gegebene 
Schichtung  einer  Bevölkerungsmasse  Gegenstand  der  Betrachtung 
der  Handlungsfähigkeit  der  Bevölkerung  sein  muss  ^). 

Die  Soziologie  des  Volkskörpers  wird  sich  mit  den  Per- 
sonen und  ihren  Besitzen  (soziologische  Personen-  oder 
Organisations  formen  lehre)  und  mit  ihren  Handlungen  als 
Teilverrichtungen  des  Volkskörpers  zu  beschäftigen  haben.  In 
letzterer  Hinsicht  ist  sie  die  Lehre  von  den  Veranstal- 
tungen und  ihren  Funktionen  (soziologische  Orga- 
nisationslehre);  da  diese  Veranstaltungen  in  den  Handlungen 
und  den  objektiven  Zwecken  derselben  beruhen,  so  muss  sämt- 
lichen Formen  des  Handelns  je  ein  besonderes  Organsystem  ent- 
sprechen. Das  sich  dabei  ergebende  Bild  des  Systems  der  so- 
zialen Tatsachenkreise  oder  Organsysteme,  d.h.  der  formellen 
und  funktionellen  Differenzierung  der  Gesell- 
schaft ist  folgendes  ^) : 

I.  Veranstaltungen  für  die  Betätigung  des  Gesellschaftsbe- 
wusstseins:  Sprache,  Literatur,  Presse,  Publizität,  Ueberlieferung. 

IL  Allgemeine  Veranstaltungen  für  alles  Handeln  überhaupt, 
d.  h.  die  prinzipielle  Verknüpfung  der  Gesellschaftsbestandteile  zu 
einer  volklichen  Einheit,  einer  wirklichen  Gesellschaft:  Gemein- 
oder Grundveranstaltungen.     Diese  sind: 

1.  Verknüpfung  durch  Recht,  Sitte  und  INI  oral  (Ord- 
nung) ; 

2.  Praktische  Verknüpfung  durch  Macht  (Herrschaft  mit 
oder  ohne  Zwangsgewalt,   Autorität,  Besitzgewalt) ; 


1)  In  »Bau  u.  Leben«  bestimmte  Schäffle  die  Massenzusammenhänge  als  Ele- 
mentarverbindungen (Grundgewebe  der  Personen).  Vgl,  Bau  u.  Leben,  2.  Aufl.,  I, 
S.  86  ff. ;  jetzt  Landwirtschaftsbedr.  S.   542  ff. 

2)  Vgl.  »Neue  Beiträge«  S.  145  ff.  und  165  ff. ;  »Landwirtschafesbedrängnis« 
S.  331  f.  u.  ö. 
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3.  Praktische  Verknüpfung  durch  ciie  gemei  ns  ame  Werk- 
tätigkeit oder  die  Technik  (Arbeitsteilung  etc.); 

4.  Praktische  Verknüpfung  durch  WirtschaftHclikeit  des  G  e- 
s  a  m  t  handelns  oder  Wirtschaftsführung  (Oekonomik, 
Haushaltung) ; 

5.  Verknüpfung  durch  gemeinsame  Wertung  von  Personen 
und  Sachen  durch  die  Hilfsmittel  der  Ehrung  und  des  Geldwesens; 

6.  endlich  allgemeine  Raum-  und  Zeitverknüpfung, 
welche  gegeben  ist  durch  die  im  Wege- ,  Verkehrs-  und  Woh- 
nungswesen gelegenen  Verbindungen ;  das  Wesen  der  Zeitver- 
knüpfung ist  wesentlich  mit  den  Tatsachen  der  Anhäufung  und 
Ueberlieferung  von  Bildung  und  Gütervermögen  gegeben  ^). 

Diese  Grundveranstaltungen  sind  als  die  prinzipiellen 
Differenzierungen  der  sozialen  Betätigung,  der  sozialen 
Substanz  anzusehen;  sie  sind  sozusagen  die  Gewebe,  welchen 
die  Organe  als  spezielle  Dififerenzierungen,  als  Anpassun- 
gen an  spezielle  Funktionen  (Gesittungszwecke)  gegenüber- 
stehen. 

III.  Diese  Veranstaltungen  für  die  besonderen  Gesit- 
tungszwecke sind : 

A.  für  materielle  Volksinteressen. 

1.  Das  Versicherungswesen  als  Bekämpfung  aller  widrigen 
Konjunkturen. 

2.  Veranstaltungen  für  Fortpflanzung,  Leibesunterhalt  und 
körperliche  Erziehung  (natürliche  Familie,  Hygiene). 

3.  Veranstaltungen  für  Schutz  und  Sicherheit  (Polizei,  Heer  etc.). 

4.  Veranstaltungen  für  die  Sachgüterversorgung  des  Volkes 
oder  die  Volkswirtschaft. 

B.  Die  Veranstaltungen  für  die  immateriellen  Interessen  sind  : 

1.  Unterricht  und  Erziehungswesen. 

2.  Wissenschaft. 

3.  Schöne  Künste. 


l)  Diese  den  »neuen  Beiträgen«  folgende  Systematisierung  (sub  I  und  II)  ent- 
hält einen  Widerspruch  zu  Schäfßes  früheren  Ausführungen  in  der  »Landwirtschafts- 
bedrängnis« über  den  Volksbegriff.  Dort  ist  (S.  331  f.,  312  u.  ö.)  als  sechsfache 
Verknüpfung  angeführt :  Sprache  und  Kunst.  —  Gemeinsamkeit  der  Bewertung  von 
Personen  und  Sachen  —  Recht,  Sitte  und  Moral  —  Herrschaft  und  Gewalt  (Macht) 
—  Gemeinsamkeit  der  Werktätigkeit  —  Raum-  und  Zeitverknüpfung.  —  Hingegen 
erscheint  nunmehr  Sprache  und  Kunst  unter  den  Veranstaltungen  für  die  Betätigung 
des  Gesellschaftsbewusstseins ;  dafür  kommen  neu  hinzu  die  Veranstaltungen  der 
Oekonomik  (Wirtschaft.sführung),  wodurch  die  Sechs-Zahl  aufrecht  erhalten  bleibt. 
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4.  Geselligkeit. 

5.  Religion  und  Kirche. 
Die  nationale  Gesellschaft  hat  aber  neben  dieser  analytischen 

auch  einer  synthetischen  Betrachtung  zu  unterliegen,  d.  h.  sie  ist 
als  einheitliches,  unteilbares  Ganzes  zu  betrachten  und  stellt 
sich  demgemäss  zunächst  als  kulturelle  Einheit  dar. 

Die  kulturelle  Einheit  wird  erreicht  durch  eine  A  1 1  a  b  h  ä  n- 
g  i  g  k  e  i  t  aller  Teile  und  Veranstaltungen  von  einander  ,  durch 
die  wechselseitige  Durchdringung  aller  Kultur- 
bereiche unter  Teilnahme  aller  Personen  an  allen  Verkehren; 
dies  wird,  soweit  es  sich  auf  physiologischer  Grundlage  vollzieht, 
durch  die  Familie  vermittelt ,  welche  damit  universellste  Ge- 
sittungseinheit ist;  soweit  es  sich  auf  rein  gesellschaftlicher  (d.  h. 
nicht  physiologisch  mitbedingter)  Grundlage  vollzieht,  durch  die 
Gliederung  des  Volkes  in  Ortseinwohnerschaften  — 
Kommunalverbände,  Agglomerationen  als  Gesittungskörper. 

Die  zivile  d.  i.  öfifentlich-organisatorische  oder  politische 
Einheit  der  Gesellschaft  endlich  wird  hergestellt  durch  die  Or- 
gane des  gemeinsamen  VVoUens  und  Machens :  Staat  und  Kom- 
mune n. 

Die  nationale  Gesellschaft  befindet  sich  im  Zusammenhange 
mit  mehreren  Völkern  und  ist  daher  Bestandteil  der  »mensch- 
lichen« oder  internationalen  Gesellschaft,  d.  h.  der  Länder-  und 
Völkerwelt.  Die  internationale  Gesellschaft  besteht  also  in  V  ö  1- 
kerverbindungen,  welche  entweder  friedlich  oder  kriege- 
risch sein  können. 

Will  man  diese  Begriffsbestimmung  über  das  Wesen  und  die 
prinzipielle  wie  funktionelle  Differenzierung  der  Gesellschaft  in 
einer  einzigen  Definition  zusammenfassen ,  so  wird  diese  lauten 
müssen :  Gesellschaft  ist  ein  psychischer  Zusammen- 
hang von  (handelnden)  Individuen  derselben  Art,  den  Ge- 
nerationswechsel über  dauernd  und  entwicklungsfähig, 
daher  im  Fortgange  zur  Kultur  und  Zivilisation  begriffen  ,  d.  h. 
gesittungsfähig,  ein  bestimmtes  Gebiet  einnehmend,  mit 
geistigen  und  sachlichen  Gütern,  welche  sich  durch  die  Formen 
und  Zwecke  des  Handelns  der  Individuen  zu  eigentümlichen 
Veranstaltungen  mit  eigenartigen  Funktionen 
verdichten ,  ausgestattet,  eine  unteilbare  Einheit  durch  Allab- 
hängigkeit der  Teile  sowie  durch  selbständige  Einheitsver- 
anstaltungen bildend.  * 


Untersuchungen  über  den   GesellschaftsbegrifT  etc.  j^I 

Als  Elemente  dieser  Definition  erscheinen  folgende: 

1.  P  s  y  c  h  i  s  c  h  e  \V  e  c  h  s  e  1  w  i  r  k  u  n  g  e  n  zwischen  gleich- 
artigen Individuen. 

2.  Diese  Wechselwirkung  (Bewusstseinszusammenhang)  ist  als 
Gesellschaftsbewusstsein  selbständig  betrachtbar. 

3.  Sie  verkörpert  sich  in  äusseren  (physischen)  Ver- 
anstaltungen, welche  eigenartige  Funktionen  haben. 

4.  Mit  der  äusseren  Verkörperung  der  psychischen  Wechsel- 
beziehung in  Veranstaltungen  mit  ihren  Funktionen  ist  zugleich 
ein  System  von  V  e  r  k  n  ü  p  f  u  n  g  s  m  i  1 1  e  1  n  zur  (nationalen) 
Gesellschaft  oder  zum  Volk  gegeben. 

5.  Die  so  gebildete  (nationale)  Gesellschaft  zeigt  folgende 
Bestandteile:  Bevölkerung  (Individuen),  Volksvermögen 
(Sachgüter)  und  das  Land. 

6.  Die  Verknüpfung  der  Bestandteile  zur  volklichen 
Einheit  und  die  Verwirklichung  von  Gesellschaft  überhaupt  er- 
gibt sich  durch  die  spezifischen  Veranstaltungen  mit 
ihren  Funktionen,  welche  aus  den  Zwecken  und  For- 
men des  Handelns  der  Individuen  sich  ergeben.  Dieselben  sind : 
I.  Veranstaltungen  für  die  Aeusserung  des  Gesellschaftsbewusst- 
seins  ;  II.  Veranstaltungen  für  alles  Handeln  überhaupt  (Gemein- 
oder Grundveranstaltungen,  sozus.  die  prinzipielle  Diffe- 
renzierung der  sozialen  Substanz) ;  III.  Veranstaltungen  für 
die  besonderen  Gesittungszwecke  (sozus.  die  funktionelle 
Differenzierung  der  sozialen  Substanz) ;  IV.  Veranstaltungen 
der  kulturellen  Einheit  (Familie ,  Ortseinwohnerschaft  und 
der  politischen  Einheit  (Staat  und  Kommunalverbände)  der 
Gesellschaft  (sozus.   die  Integration). 

7.  Die  Völker  (nationalen  Gesellschaften)  sind  wieder 
untereinander  verbunden  (Völkerwelt). 

8.  Dieser  Gesamtzusammenhang  von  Individuen  ist  dauer- 
haft, e  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g  s  -  und  gesittungsfähig. 

9.  Er  zeigt  Verbildungs-  und  Störungserschei- 
nungen. 

Gehen  wir  sogleich  zur  kritischen  Betrachtung  dieser  geradezu 
grandiosen,  eine  ungeheuere  Fülle  sozialer  Wirklichkeit  in  sich  auf- 
nehmenden Anschauung  von  dem  Aufbau  und  Wesen  der  Gesellschaft 
über.  Wir  haben  da  vor  allem  zu  beachten,  dass  sie  zweierlei,  in 
methodologischer  Hinsicht  grundsätzlich  heterogene  und  daher  bei 
der  Beurteilung  zu  trennende  Elemente  enthält:  die  formale  Bestim- 


AA.2  I-^r.  Othmar  Spann: 

mung  des  Gesellschaftlichen  (nämlich  als  psychische 
Wechselbeziehung,  Punkt  i);  und  die  materiale  Bestimmung  der 
Verwirklichung  des  Gesellschaftlichen  in  der  menschlichen  G  e- 
sellschaft  nach  ihren  wesentlichen  Merkmalen  (formelle  und 
funktionelle  Differenzierung,  Dauer,  Entvvickelungsfähigkeit  u.  s.  w.). 

Das  erstere  Moment  geht  auf  die  Festlegung  eines  formalen 
Gesellschaftsbegriffes,  d.  h.  auf  die  grundsätzliche  Bezeichnung 
des  Gesellschaftlichen  gegenüber  dem  Psychologischen,  Physika- 
lischen ,  Organischen  u.  s.  w.  Die  anderen  Momente  gehen  auf 
die  materielle  Bestimmung  eines  irgendwie  (hypothetisch)  als 
gesellschaftlich  Vorausgesetzten,  auf  den  materiellen  Ausbau  einer 
Theorie  der  menschlichen  Gesellschaft. 

Dem  hier  verwendeten  formalen  Gesellschaftsbegriffe  gegenüber 
gelten  unsere,  oben  (dritter  Artikel,  S.  326  ff.)  gegen  den  Comte- 
Spencer-Schäffleschen  Gesellschaftsbegriff  an  dem  Beispiele  Sim- 
niels  eingehend  entwickelten  Einwände:  die  Bestimmung  des  Ge- 
sellschaftlichen als  Wechselbeziehung  psychischer  Art  besagt  nur, 
dass  es  Erscheinungen  von  k  a  u  s  a  1  e  r  B  e  s  t  i  m  m  t  h  e  i  t  (d.  h. 
wechselseitiger  Abhängigkeit)  sind,  die  als  soziale  in  Betracht 
kommen;  und  dass  diese  Erscheinungen  psychischer  Art 
sind.  In  ihrer  Eigenschaft  als  spezifisch  soziale  bleiben  sie 
daher  noch  immer  zu  charakterisieren.  Denn  jene  Definition  gilt 
für  alle  psychischen  Phänomene.  Es  wird  aber  ein  gleicher 
Vorgang  psychischer  Wechselbeziehung  von  der  Psychologie  als 
Assoziationsfolge  etc. ,  von  der  Sozialwissenschaft  vielleicht  als 
Tausch,  Nachahmung  u.  s.  w.  beschrieben.  Worin  liegt  also  der 
Unterschied  des  spezifisch  Sozialen  vom  schlechthin  Psycholo- 
gischen.? 

Zwar  könnte  man  einwenden,  dass  nach  Schäffle  ja  nur  die 
Wechselbeziehung  verschiedener  Individuen  sozial  ist ;  diese 
ist  aber  nicht  durch  Assoziation ,  sondern  durch  Mitteilung  und 
Ueberlieferung  hergestellt. 

In  diesem  Falle  wäre  aber  wieder  die  in  der  individuellen 
Ideen-Assoziation  selbst  liegende  soziale  Seite  (z.  B.  Vorgang  des 
Tausches  beim  isolierten  Menschen ,  Wertschätzung  eines  Gutes 
etc.)  gänzlich  missachtet  und  vom  Begriffe  des  Sozialen  ausge- 
schlossen. —  Sodann  sagt  Schaffte  selbst:  »Eine  qualitative  Ver- 
schiedenheit zwischen  individueller  und  kollektiver 
Bewusstseinstätigkeit  ist  nicht  vorhanden«  (Landw.  Bedr.  S.  488). 
Wenn  aber  dies  nicht  der  P'all  ist,  woraus  wird  eine  Abgrenzung 
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der  beiden  Gebiete  des  »Individuellen«  und  >Sozialen«  hergeleitet? 

Was  dann  die  materialen  Bestimmungen  (2 — 9),  die  in  der 
Definition  als  Systematisierung  der  Erscheinungen  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  niedergelegt  sind,  anbelangt,  so  stellen  die- 
selben ohne  Zweifel  eine  sehr  wertvolle  und  bedeutende  Ansicht 
von  der  funktionellen  und  formellen  Differenzierung  der  gesell- 
schaftlichen Erscheinungswelt  dar.  Die  Begriffe  von  Technik, 
Oekonomik,  Macht,  Raum  und  Zeitverknüpfung,  Niederlassung, 
Schutz  u.  s.  w.  sind  zum  Teil  geradezu  geniale  Erschauungen 
subtilster  gesellschaftlicher  Gestaltungen  und  Funktionen. 

Es  interessiert  uns  zunächst  die  Auffassung  der  empiri- 
schen Gesellschaft  als  Verkörperung  des  psychischen  Zu- 
sammenhanges der  Individuen  oder,  was  dasselbe  ist,  die  Zusam- 
mensetzung der  Gesellschaft  aus  physischen  und  psychischen  Be- 
standteilen und  ihre  Verknüpfung. 

Die  Zusammensetzung  aus  Personen-  und  Sachgütern 
erscheint  zunächst  im  Widerspruche  mit  dem  formalen  Gesell- 
schaftsbegriffe der  reinen  Wechselbeziehung  zwischen  Individuen. 
Sind  es  nur  die  Beziehungen  psychischer  Einheiten  zu  einander, 
die  das  Soziale  ausmachen,  so  können  Sachgüter  niemals  di- 
rekte Bestandteile  dieses  Sozialen  sein.  Hier  wird  also  der  for- 
male Gesellschaftsbegriff  tatsächlich  aufgegeben,  aber,  wie 
wir  glauben,  nicht  zum  Nachteile  der  materialen  Theorie.  Es 
liegt  darin  die  richtige  Erkenntnis  beschlossen,  dass  die  direkte 
Beziehung  zu  materiellen  Umweltsbestandteilen  (Sachgütern)  in 
der  Sozialwissenschaft  nicht  ignoriert  werden  kann  ^).  Schaffte 
hat  in  »Bau  und  Leben«  das  Soziale  auch  als  »höheres  Integral 
physischer  und  psychischer  Komponenten«  bezeichnet.  Es  zeigt 
sich  nun  in  diesem  Zusammenhange,  dass  schon  diese  zweite  De- 
finition   ein    Aufgeben    der    ersteren    (wonach  sozial   =  Wechsel - 


l)  Schäffle  verteidigt  seinen  Standpunkt  gelegentlich  der  Zurückweisung  der  Be- 
strebung, die  Soziologie  zur  »reinen  Geisteswissenschaft«  zu  machen,  folgendermassen  : 
^Die  Frage  ist  ...  ob  es  genügt,  die  Gesamtinnerlichkeit  und  nicht  auch  die  Ge- 
samtverkörperung (der  Gesellschaft)  d.  h.  den  Inbegriff  der  aus  den  eigenartigen  Ele- 
menten —  Land,  Sachgüter  und  Personen  —  aufgebauten  äusseren  Institutionen  zu 
erfassen.  Ich  lehne  diese  Beschränkung  ab ;  denn  ich  bedenke,  dass  der  individuelle 
Geist  nicht  vor  der  Gesellschaft  vorhanden  gewesen  sein  kann,  die  Gesellschaft  nicht 
nachträgliches  Produkt  .  .  .  sein  wird ;  ich  bedenke,  dass  die  Gesellschaft  mir  als 
Inbegriff  von  äusseren  Institutionen  und  Verrichtungen  besteht,  .  .  .  dass  die  Ele- 
mente aus  welchen  die  Institutionen  aufgebaut  sind  —  Land,  Sachgütervermögen, 
Bevölkerung   —   mehr  als  Schemen  sind.«      (Landwirtschaftsbedrängnis,   S.    510). 
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Wirkung  zwischen  Individuen)  bedeutet.  Ihre  Bedeutung  kann  in 
der  Tat  nur  die  sein,  dass  die  Tatsache  der  Integration  irgend 
ein  Spezifisches  enthält,  in  welchem  eben  das  Wesen 
des  Sozialen  beschlossen  ist.  Von  psychischen  und  physischen 
Komponenten  kann  dabei  aber  offenbar  nur  in  einem  ganz 
uneigentlichen  Sinne  gesprochen  werden.  Denn  es  können  sich 
zwar  analytische  Bestandteile  von  sonst  (d.  h.  in  anderen  Zu- 
sammenhängen) unterschiedlicher  Art  näml.  als  psychisch  und 
physisch  ergeben ,  sie  müssen  sich  in  ihrer  Eigenschaft  als  s  o- 
z  i  a  1  e  Bestandteile  aber  doch  immer  als  e  i  n  a  r  t  i  g  e,  als  Teile 
des  einen  Sozialen  darstellen.  Denn  es  muss  ja  jedes  Element 
auf  den  Nenner  des  spezifisch  Sozialen  gebracht  erscheinen,  um 
Gegenstand  der  sozial  wissenschaftlichen  Untersuchung  zu  wer- 
den. Die  Unterscheidung  physischer  und  psychischer  Elementar- 
bestandteile wäre  daher  erst  vollständig  und  berechtigt,  wenn  an- 
gegeben werden  würde ,  wessen  Elementarbestandteile  sie ,  in 
erschöpfender  Bezeichnung,  eigentlich  sind  und  inwiefern  sie 
es  sind  —  d,  h.  von  einem  formalen  Gesellschaftsbegriffe  aus. 
Da  sie  aber  da  immer  nur  Teile  eines  einartigen  Ganzen 
sein  können,  so  können  sie,  wie  gesagt,  verschiedene  Ele- 
mentarbestandteile nicht  mehr  in  dem  hier  gebrauchten  gewöhn- 
lichen Sinne  grundsätzlicher  Verschiedenheit  des  Wortes  physisch 
und  psychisch  sein.  Vielmehr  können  sie  grundsätzlich  nur  als  Teile 
des  Sozialen,  nicht  aber  als  psychisch  und  physisch  unterschieden 
werden.  In  Hinsicht  auf  einen  einheitlichen  Sozialbegriff  also 
sind  sie  nur  als  sozus.  accidentiell  verschiedene  (prinzipiell  aber 
bereits  derselben  Charakteristik:  »sozial«  unterliegende)  Teile  eines 
einartigen  Ganzen  denkbar. 

Solange  nicht  in  dieser  Weise  die  physischen  und  psychi- 
schen Bestandteile  als  elementar  klar  gemacht  sind,  kann  daher 
Schäffles  Unterscheidung  nur  als  ein  nützlicher  und  vielleicht  zu- 
nächst unentbehrlicher  induktiver  Notbehelf  gelten  gelassen  wer- 
den M- 

I )  Es  findet  sich  eine  ähnliche,  aber  etwas  plumpere  Unterscheidung  auch  bei 
de  Greef,  —  möglicherweise  von  Spencer  herrührend,  der  zwar  die  physische  Um- 
welt, d.  h.  die  »äusseren  Bedingungen  des  gesellschaftlichen  Aggregates«  von  diesem 
selbst  unterscheidet,  aber  diese  äusseren  Bedingungen  doch  gelegentlich  zum  so- 
zialen Organismus  selber  rechnet.  Vgl.  z.  B.  Prinzipien  d.  Soziol.  Bd.  II.  Kap.  VIII, 
insbes.  §  245;  dagegen  ebenda,  I,  §  209.  —  Bei  de  Greef  heisst  es:  ».  .  .  l'ana- 
lyse  .  .  .  sociologique  que  nous  montre  comme  facteurs  les  plus  generaux  et  le  plus 
simples,    deux    Clements  irreductibles,  le  territoire  d'une  cote,  la  population  de  l'autre. 


Untersuchungen  über  tlen  Gesellschaftsbegriff  etc.  445 

Uebrigens  hat  Schäffle  durch  gelegenlHche  Bestimmung  der 
Sachgüter  (sowie  des  Kapitals)  als  »vorgetane  Arbeit« 
und  »aufgeschobene  Befriedigung«  den  Widerspruch 
der  in  jener  andern  Bestimmung  als  »physische  Komponente« 
liegt,  zu  überwinden  gesucht.  Jedoch  hat  er  diese  Begriffsbe- 
stimmung gar  nicht  festgehalten  und  durchgeführt  '). 

Gehen  wir  von  dieser  rein  prinzipiellen  zur  speziell-sachlichen 
Kritik  über,  so  stossen  wir  zunächst  auf  die  mit  der  eigenartigen  Be- 
stimmtheit des  Handelns  der  Individuen  (d.h.  ihrer  Wechselbezie- 
hungen) gegebenen  Grundveranstaltungen  oder  V  e  r  k  n  ü  p  f  u  n  g  s- 
erscheinungen.  Die  Erfassung  der  Sozialgebilde  der  Wertgebung, 
der  Moral  u.  s.  w.  als  Erscheinungen  der  Verknüpfung  ist  gewiss 
geistvoll  und  verlockend.  Es  ist  aber  zweifelhaft,  ob  diese  Auf- 
fassung das  Wesen  derselben  zu  erschöpfen  vermag,  denn 
es  fragt  sich ,  ob  und  inwieweit  sie  nicht  in  gewissem  Sinne  auf 
einem  selbständigen  Bestandteil  der  menschlichen  Natur 
beruhen.  Sodann  fehlt  ein  einheitliches  Prinzip  der  Ableitung. 
Daher  sind  hier  Erscheinungen,  die  ihrer  inneren  Struktur  und 
wohl  auch  ihrer  äusseren  Funktion  nach  (z.  B.  Sprache  —  Recht 
—  Macht  etc.)  weitgehende  Verschiedenartigkeit  aufweisen ,  in 
einfacher  Koordination  zusammengestellt.  So  ist  insbesondere 
das  Moment  der  Gemeinsamkeit  der  Bewertung  und  der 
Gemeinsamkeit  der  Werktätigkeit  ein  ganz  anderes  Moment 
der  Verbindung,  als  etwa  das  der  Sprache,  das  in  seiner  beson- 
deren Eigenschaft  als  gemeinsames  Verständigungsmittel 
wieder  ein  ganz  selbständiges  Sozialgebilde,  nämlich  das  der 
sprachlichen  Massenzusammenhänge  (z.  B.  Gemeinschaft  aller 
deutsch  Sprechenden,  aller  englisch  Sprechenden  etc.)  bedingt. 
Die  Gemeinsamkeit  der  W'erktätigkeit  dagegen  ist  hinwiederum 
nicht  massenzusammenhanglich ,  sondern  arbeitsteilig  ge- 
meint (Volkswirtschaft).  Die  Sprache  dient  allen  anderen  Verknü- 
pfungsmitteln ,  nicht  aber  alle  diese  andern  der  Sprache.  So  ist 
also  das  Verhältnis  der  Verknüpfungserscheinungen  keinesfalls 
das  einfacher  Nebeneinanderordnung. 

Was  dann  die  Veranstaltungen  für  die  besonderen  Gesittungs- 
zwecke betrifft,  so  ist  bei  denjenigen,  die  den  materiellen  Gesell- 


Ces  deux  elements  .  .  .  constituent  la  matiere  elementaire  de  tous  les  phenomenes  so- 
ciaux.«  (Les  lois  sociologiques,  Paris  1893,  S.  75,  vgl.  ferner  Introduction  ä  la 
Sociologie  I,  Brüssel  1886). 

i)  Vgl.   »Landwirtschaftsbedrängnis«   S.   529. 


AA.ß  Dl'-   Othmar  Spann: 

Schaftsbedürfnissen  dienen,  das  Einteilungsprinzip  der  fünf  GiJter- 
funktionen  noch  teihveise  zugrunde  gelegt,  während  bei  den  Ver- 
anstaltungen der  geistigen  Gesellschaftsbedürfnisse  jedes  Ablei- 
tungsprinzip fehlt.  Dennoch  tritt  der  grosse  induktive  Reichtum 
des  Schäffleschen  Denkens  auch  hier  allenthalben  zu  Tage, 

Auf  eine  nähere  sachliche  Besprechung  der  materialen  Gesell- 
schaftstheorie Schäffles  einzugehen,  ist  an  dieser  Stelle  unmöglich. 

Gegenüber  der  in  »Bau  und  Leben«  entwickelten  Systema- 
tisierung der  gesellschaftlichen  Erscheinungen  stellt  der  neue  Ent- 
wurf eine  Vertiefung  dar.  Recht  und  Moral,  Kommune  und 
Staat,  Familie  und  Massenzusammenhang  haben  eine  neue  Be- 
stimmung und  Stelle  im  System  erhalten,  einige  Begriffe  haben 
bedeutende  Umbildung  erfahren  oder  sind  neu  hinzugekommen, 
wie  Macht  und  Oekonomik.  Aber  der  frühere  Entwurf  war  einheit- 
licher aufgebaut;  er  ging  auf  die  Unterscheidung  physischer  und 
psychischer  Elementarbestandteile  zurück,  baute  dann  auf  die  fünf 
Funktionen  des  physischen  Elementes  (der  Sachgüter)  die  fünf 
Gewebearten  oder  Elementarverbindungen  (Grundveranstaltungen) 
auf  und  auf  diese  die  äusseren  Organsysteme.  Diesen  wurden 
die  inneren  Organsysteme  (freilich  ohne  jenen  einheitlichen  Ein- 
teilungsgrund der  fünf  Güterfunktionen)  zur  Seite  gestellt.  Dieses 
System  ist  als  Ganzes  und  im  einzelnen  sehr  anfechtbar ,  aber 
es  nimmt  doch  den  ungeheuren  Reichtum  der  sozialen  Wirklich- 
keit in  hohem  Masse  in  sich  auf.  Der  heuristische  Wert  der 
biologischen  Analogie  wird  hier  deutlich ;  sie  erleichterte  es,  bezw. 
zwang  dazu,  der  Kompliziertheit  der  sozialen  Erscheinungen  Rech- 
nung zu  tragen.  Gerade  hier  steht  denn  auch  der  neue  Versuch, 
der  auf  dieses  Hilfsmittel  ganz  verzichtet  hat,  vor  dem  älteren 
zurück;  er  hat  manches  nebeneinander  gestellt,  was  in  kompli- 
ziertere  Hierarchie  gefächert  zu  werden  verlangte. 

Hervorzuheben  ist  schliesslich,  dass  der  formale  Gesellschafts- 
begriff der  psychischen  Wechselbeziehung  für  den  Aufbau  dieser 
Systematisierung  keine  Dienste  zu  leisten  vermochte.  Beweis 
genug  für  seine  gänzliche  Unzulänglichkeit.  Er  musste  im  Gegen- 
teil sogar  offen  aufgegeben  werden  nämlich  in  der  Unterschei- 
dung physischer  und  psychischer  Elementarbestandteile. 

Trotz  aller  derartigen  Mängel  ist  der  Schäfflesche  Entwurf 
eine  wahrhaft  grossartige  Anschauung  von  der  Gesellschaft,  ihrem 
Werden,  ihrer  Differenzierung  und  dem  funktionellen  Zusammen- 
spiel ihrer  Teile  ;    eine  Fülle  neuer  subtilster  sozialer  Funktionen 
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und  Gestaltungen,  neuer  Abstraktionen,  neuer  Gesichtspunkte  treten 
uns  entgegen.  Marx  hat  uns  die  Gesellschaft  historisch,  Schäfflc  funk- 
tionell, in  innerem  Zusammenhange  und  ihrer  Differenzierung  gezeigt. 
Natürlich  spricht  der  Entwurf  nicht  das  letzte  Wort  in  der 
Bestimmung  und  Klassifikation  der  gesellschaftlichen  Erscheinun- 
gen, aber  er  ist  ein  sehr  feinsinniger,  von  Reichtum  und  Wahr- 
heit der  Beobachtung  getragener  Anfang  zu  einer  exakten  Theorie 
der  Gesellschaft.  Er  stellt  die  weitaus  beste  diesbezügliche  Lei- 
stung der  Soziologie  dar.  Nicht  nur  sind  die  (in  »Bau  und  Leben« 
niedergelegten)  selbständigen  analytischen  Untersuchungen  der 
einzelnen  Sozialgebilde  an  sich  wertvoll ;  die  anregende 
Kraft,  die  der  zugrunde  liegenden  Theorie  der  Klassifikation 
innewohnt,  ist  eine  hohe.  Es  ist  denn  davon  in  der  Tat  auch 
die  Schaffung  neuer  Teil-Disziplinen  ausgegangen  :  die 
soziale  Raum-  und  Zeitlehre  und  die  Lehre  von  den  Massenzu- 
sammenhängen (ähnlich  der  französischen  Massenpsychologie). 
Auch  eine  soziale  Lehre  der  Technik  oder  »technische  Oekonomik« 
—  wie  sie  neuerdings  mehrfach  versucht  wird  —  ist  in  Schäffles 
Soziologie  vorgebildet.  Die  soziale  Raum-  und  Zeitlehre  (Bau 
und  Leben  II.  S.  96 — 165)  hat  bereits  in  Siimnel  einen  tüchtigen 
Fortbildner  gefunden  \).  Von  den  Massenzusammenhängen  ^)  be- 
merkte Schaffte  mit  Recht,  dass  die  Gesellschaftslehre  den  mit 
ihnen  gegebenen  Tatsachen  »noch  nicht  einmal  den  allgemeinsten 
Platz  im  Systeme  anzuweisen  verstanden  ,  sondern  sie  mit  allen 
möglichen  anderen  Dingen  auf  den  Komposthaufen  einer  angeb- 
lich zwischen  Staat  und  Individuum  in  der  Mitte  liegenden  »Ge- 
sellschaft« ...  geworfen  hat«  ^).  Schaffte  hat  jene  Forde- 
rung erfüllt.  Seine  Auffassung  gewährleistet  —  wenn  sie  auch 
selbst  nur  einen  allerersten  Anfang  darstellt  — -  eine  fruchtbarere 
Behandlung  der  betreffenden  Erscheinungen,  als  sie  die  Massen- 
psychologie *)  übt. 


i)  »Soziologie  des  Raumes«,  Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  etc,  1903, 
I.   Heft  S.  27—71.     Diese  Untersuchungen   sind  im  übrigen  ganz  selbständig. 

2)  Die  Massenzusammenhänge  sind  nacli  Schiifße  freie,  d.  h.  niclit  förmlich  or- 
ganisierte, ideelle  Verbindungen,  welche  »durch  symbolischen  Austausch  von  Ge- 
fühlen, Bestrebungen  und  Einsichten  zwischen  geistig  gleichgesinnten  .  .  .  Personen« 
stattfinden.  (Bau  u.  Leben  I,  S.  87).  liieher  gehören:  Klasse,  Stand,  »Schule«, 
Partei,  Freundschaft  u.  s.  w. 

3)  Bau  u.  Leben,  2.  Aufl.  l,  S.  89. 

4)  Die  wichtigsten  Schriften  der  Massenpsychologie  sind:  Gustav  le  Bon,  Psy- 
chologie   des    foules,    5.    A.,    Paris    1900;    Scipio    Sighele,    Psychologie    des    .Sectes, 


^^3  I-^""-   Othmar  Spann  : 

Diese  Bewertung  des  Versuches  Schäffles  wird  in  das  rechte 
Licht  treten,  wenn  wir  die  willkürHchen,  sich  meist  durch  rüh- 
rende Einfachheit  auszeichenden  Konstruktionen,  denen  wir  sonst 
in  der  Soziologie  begegnen,  damit  vergleichen.  So  hat  Lilienfeld 
nach  den  angeblichen  drei  allgemeinsten  Funktionen  der  im  Or- 
ganismus wirkenden  Kräfte  die  gesellschaftlichen  Erscheinungen 
in  drei  Klassen  gegliedert.  Der  physiologischen,  morphologischen 
und  »tektologischen«  oder  Individuen  bildenden  Funktion  im  Or- 
ganismus entsprechen  die  Gebiete  der  Oekonomie ,  des  Rechtes 
und  der  Politik  in  der  Gesellschaft  ! 

De  Greef  hat  nach  dem  der  Cointe's,c\\Q.\\  Philosophie  entnom- 
menen Prinzip  der  abnehmenden  Allgemeinheit  oder  steigenden 
Kompliziertheit  sieben  »grands  facteurs  elementaires  de  la  struc- 
ture  sociale«  unterschieden:  Wirtschaft,  Familie,  Kunst,  Wissen- 
schaft, Moral,  Recht,  Politik.  (Das  spätere,  kompliziertere  Gebiet 
hat  immer  alle  früheren  zur  Voraussetzung,  das  frühere  aber  be- 
darf des  späteren  nicht  ^). 

Adolphe  Coste  ^)  hat  die  Erscheinungen  des  gesellschaftlichen 
Lebens  in  zwei  Sphären  unterschieden :  in  die  eigentlich  so- 
ziale oder  utilitarische  und  die  idealistische.  Die 
letztere,  zu  welcher  Kunst  und  Wissenschaft  gehört,  wird  einer 
eigenen  Wissenschaft,  der  »Ideologie«,  zugewiesen.  Die  so- 
ziale Sphäre  charakterisiert  sich  dadurch,  dass  ihre  Erscheinungen 
sich  in  durchgängiger  gegenseitiger  Abhängig- 
keit von  einander  befinden  und  die  Zunahme  d  e  r  B  e- 
völkerung  und  deren  Konzentration  in  denStädten 
als  ihre  treibende  Entwicklungskraft  erscheint.  Diese  eigentliche 
soziale   Sphäre  teilt  sich  in  drei  Gebiete,  in  welchen  je  ein  selb- 

trad.  francaise  par  S.  Brandin,  Paris  1898.  Derselbe,  Psychologie  des  Auflaufes  und 
der  Massenverbrechen.  Deutsch  v.  H.  Ktrrella,  1897 ;  ferner  die  Schriften  G.  Tardes, 
U  e  b  e  r  die  Massenpsychologie :  Ludwig  Stein,  D.  soz.  Frage  i.  Lichte  d.  Philoso- 
phie 1897,  S.  530  ff. 

1)  Vgl.  Les  lois  sociologiques  S.   82;   Introduction  S.   214  u.   ö. 

2)  Der  Verfasser  hat  Coste  leider  erst  während  der  Drucklegung  durch  einen 
Aufsatz  Dr.  Fr.  Hazuelkas  (»Ein  System  der  objektiven  Soziologie«,  Statistische  Mo- 
natschr.,  Wien  1900)  kennen  gelernt  (welchem  auch  die  obige  Mitteilung  folgt). 
Hawelka  schätzt  Costes  Konstruktion  als  eine  soziologische  Tat.  Wenn  man  nach 
Hawelkas  Darstellung  urteilen  darf,  erscheint  sie  u.  E.  ganz  im  Gegenteil  als 
durchaus  unbedeutend.  Das  einzig  Beachtenswerte  scheint  uns  die  Ausscheidung  be- 
stimmter Erscheinungs-Komplexe  (Kunst,  Wissenschaft  etc.)  aus  dem  spezifischen 
Gebiet  des  Sozialen  und  der  sozialen  Wissenschaft  zu  sein.  Vgl.  A.  Coste,  Les  prin- 
cipes  d'une  sociologie  objective,    Paris  1899 ;     L'experience    des  peuples.      Paris  1900. 
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Ständiges  Entwicklungsgesetz  wirksam  ist:  Politik,  Weltanschau- 
ungen (croyances)  und  Oekononiie. 

Rene  WovDis  endlich  hat  nach  vier  Gruppierungsarten  der 
organischen  Zellen  vier  gesellschaftliche  Zusammenhänge  unter- 
schieden und  anschliessend  auch  die  Gewebe,  Organe  u.  s.  w.  be- 
handelt. 

Weitere  hieher  gehörige,  zum  Teil  ganz  beachtenswerte  Un- 
tersuchungen haben  Giddings ^  Ward  und  andere  gegeben.  Es 
würde  zu  weit  führen,  auch  darauf  näher  einzugehen.  Sie  fussen 
meistens  auf  dem  von  Spencer  diesbezüglich  unternommenen  Ver- 
such. Spencer  gelangt  nämlich,  von  den  Individuen  als  sozialen 
Einheiten  (Zellen)  ausgehend ,  durch  die  Herantragung  der  Be- 
griffe von  Struktur  (Differenzierung)  und  Wachstum  (Entwicklung) 
zu  folgendem  System.  Hinsichtlich  der  Struktur:  Stand  der 
Krieger,  der  Regierenden,  der  Produzierenden,  des  Handels  und 
Verkehrs ;  hinsichtlich  des  Wachstums :  Stamm  —  Horde  —  Na- 
tion. —  Die  Aermlichkeit  dieses  Klassifikationsversuches  braucht 
wohl  nicht  erst  dargetan  zu  werden.  Wegen  näherer  Kritik  können 
wir  auf  die  eingehenden  Ausführungen  Paul  Barths  verweisen  ^). 

II.  Wilhelm    Dilthey^). 

Nach  der  Abhandlung  der  Schäffleschen  Lehren  liegt  es  uns 
noch  ob,  kurz  auf  den  vielleicht  nächstbedeutenden  Entwurf  eines 
Systems  der  gesellschaftlichen  Erscheinungen  einzugehen,  nämlich 
auf  den  Diltheys. 

Dilthey  knüpft  nicht  förmlich  an  einen  formalen  Gesellschafts- 
begriff an.  Tatsächlich  aber  fusst  er  auf  der  psychologistischen 
Vorstellung  von  der  Gesellschaft.     Es  zeigt  sich  hier  wieder,  wie 


i)  Philosophie  d.  Geschichte  etc.  S.  loo  ff. 

2)  Von  Diltheys  Schriften  kommt  für  unser  Problem  nur  in  Betracht  seine  ->E  i  n- 
leitung  in  die  Geisteswissenschaften.  Versuch  einer  Grundlegung 
für  das  Studium  der  Gesellschaft  und  der  Geschichte«,  I,  Lpz.  1883.  Üeber  Dil- 
they :  Otto  Gierke,  Eine  Grundlegung  der  Geisteswissenschaften,  i.  d.  Preussischen 
Jahrbüchern  herausg.  von  Treitschke  und  Delbrück  1884,  Bd.  53  S.  105  — 144; 
W.  E.  Biermmm,  W.  Wundt  und  die  Logik  der  Sozialwissenschaft  i.  d.  Jahrbüchern 
f.  Nationalökonomie  etc.,  herausg.  von  Conrad,  1903,  i.  Heft;  Othmar  Spann,  Zur 
soziologischen  Auseinandersetzung  mit  Wilhelm  Dilthey,  in  dieser  Zeitschrift  1903, 
Heft  2  ,  worauf  ich  insbesondere  zur  näheren  Klarstellung  des  Zusammen- 
hanges, in  welchem  der  Entwurf  eines  materialen  Gesellchaftsbegriffes  bei 
Dilthey  erscheint ,  und  zu  seiner  soziologischen  Würdigung  überhaupt  verweisen 
muss. 


aCO  ^''-  Othmar  Spann: 

einerseits  ein  Ausbau  der  Theorie  der  Gesellschaft  wohl  möglich 
ist,  ohne  auf  einer  eigentlichen  Lösung  des  gesellschaftsbegriff- 
lichen Problemes  zu  fussen;  es  zeigt  sich  aber  andererseits  auch 
wieder,  w  i  e  weit  eine  solche  Theorie  nur  ohne  eine  solche  Ba- 
sierung möglich  ist,  bezw.  wie  sehr  sie  in  ihrem  eigenen  Aufbaue 
und  mit  ihrem  eigenen  Fortschritte  selbst  auf  die  Bildung  eines 
solchen  innerlich  hinweist  und  hintreibt ;  endlich  wie  sehr  eine 
solche  Anknüpfung  für  die  Lösung  der  methodologischen  Grund- 
probleme  der  Soziologie  unumgänglich  ist  ^j. 

Dilthey  hält  vor  allem  stets  fest ,  dass  Individuum  und  Ge- 
sellschaft Abstraktionen  sind.  In  unserer  Erfahrung  kennen  wir 
nur  ein  in  geschichtlich-gesellschaftlichem  Zusammenhange  gege- 
benes Individuum,  das  als  reines  »Individuum«  erst  mittels  Ab- 
straktion aus  dieser  Totalität  herausgeschält  werden  kann. 

Gesellschaft  ist  also  ihrem  Begriffe  nach  ein  gegebener 
Totalzusammenhang  —  und  zwar  psychischer  Art  — ,  aus  welchem 
die  wissenschaftliche  Erkenntnis  nur  T  e  i  1  i  n  h  a  1 1  e  wie  Wirt- 
schaft, Kunst,  Recht  etc.  herausabstrahieren  kann.  Dilthey  gibt 
eine  Zergliederung  des  inneren  Aufbaues  der  geschichtlich-gesell- 
schaftlichen Wirklichkeit  zunächst  durch  Zergliederung  des  Auf- 
baues der  Geisteswissenschaften  -in  seiner  einheitlichen  Funda- 
mentierung  und  seinem  inneren  Zusammenhalt«.  Innerhalb  dieser 
Analyse  wird  der  weitere  geisteswissenschaftliche  Zusammenhang, 
in  dem  die  Gesellschaftswissenschaften  stehen,  klar. 

Die  Grundlage  der  Geisteswissenschaften 
bildet  die  Erkenntnis  der  in  der  äusseren  Natur  liegenden  Be- 
dingungen der  geschichtlich-gesellschaftlichen  Wirklichkeit.  Diese 
naturwissenschaftliche  Erkenntnis  ist  in  der  Geisteswissenschaft 
(Menschheitswissenschaft)  notwendig  und  wertvoll  entsprechend 
einer  zweifachen  Abhängigkeit  des  Menschen  von 
der  Natur.  Die  Natur  bildet  nämlich  einmal  insoferne  ein  Sy- 
stem von  Ursachen  der  gesellschaftlichen  Wirklichkeit,  als  mate- 
rielle Tatbestände,  an  welche  die  geistigen  Tatbestände  geknüpft 
erscheinen,  nur  innerhalb  eines  bestimmten  Naturzusammenhanges 
auftreten  —  als  also  das  Nervensystem  Einwirkungen  von  aussen 
empfängt.  Sodann  bildet  die  Natur  auch  insoferne  ein  System 
von  Ursachen  als  das,  wenn  auch  von  Zwecken  geleitete  Han- 
deln   des  Menschen    (d.  h.  seine  Rückwirkungen    auf  die    Natur) 


i)  Vgl.  darüber  meine  Abhandlung  über  Dilthey  a.  a.  O.  S.  220 — 222. 
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auf  Mittel,  die  dem  naturgesetzlichen  Zusammenhange  unterliegen, 
angewiesen  ist.  Demgemäss  hat  die  Menschheitswissenschaft 
zweifach  Naturerkenntnis  zu  ihrer  Grundlage.  Zunächst  als  Wis- 
senschaft vom  Organismus,  gemäss  jener  ersteren  Abhängigkeit, 
sodann  als  anorganische  Naturwissenschaft ,  gemäss  der  anderen 
Abhängigkeit  der  äusseren  Mittel  des  menschlichen  Handelns, 
die  ja  einem  naturgesetzlichen  Zusammenhange  unterliegen. 

Der  Standpunkt  der  Geisteswissenschaft  ist  der  der  inneren 
Erfahrung. 

Die  Wissenschaften  vom  Einzelmenschen  bil- 
den die  elementare  Gruppe  von  Geisteswissenschaften.  Es  sind  : 
Anthropologie  und  Psychologie^).  Die  Psychologie  bildet  zwar 
die  Grundlage  des  weiteren  Ausbaues  der  Wissenschaften  der 
geschichtlich-gesellschaftlichen  Wirklichkeit,  »aber  ihre  Wahrheiten 
enthalten  nur  einen  aus  dieser  Wirklichkeit  ausgelösten  Teilinhalt 
und  haben  daher  die  Beziehung  auf  diese  zur  Voraussetzung. 
Demnach  kann  nur  mittels  einer  erkenntnistheoretischen  Grund- 
legung die  Beziehung  der  psychologischen  Wissenschaft  zu  den 
anderen  Wissenschaften  des  Geistes  .  .  .   aufgeklärt  werden«  ^). 

Diesen  elementaren  Disziplinen  stehen  die  Gesellschafts- 
wissenschaften als  die  andere  Gruppe  von  Geisteswissen- 
schaften gegenüber.  Diese  handeln  nicht  von  den  Elementen 
(Einzelmenschen),  sondern  in  ihrer  Gesamtheit  von  dem  Ganzen  der 
geschichtlich-gesellschaftlichen  Wirklichkeit.  Die  einzelnen  Dis- 
ziplinen haben  je  abstrakte  T  e  i  l  i  n  h  a  1 1  e  dieses  Ganzen  der 
Gesellschaft  zu  ihrem  Gegenstande ;  darum  kann  ihre  Stellung 
zueinander  nur  durch  ihre  Beziehung  auf  das  lebendige  Ganze  der 
Gesellschaft  bestimmt  werden. 

Dilthey  unterscheidet  drei  Klassen  von  gesellschaftlichen 
Teilinhalten:  die  »Volksganzen«,  die  »Systeme  der  Kultur  und 
die  äussere  Organisation  der  Gesellschaft«.  Darum  ist  die  Auf- 
gabe der  Gesellschaftswissenschaften  : 

I .  Die  Erforschung  der  natürlichen  Gliederung  der 
Menschheit    im     >  V  o  1  k  s  g;  a  n  z  e  n  - .     Dies  ergibt  die  Wis- 


i)  Letztere  nach  Wesen  und  Aufgabe  von  Dilthey  ganz  eigenartig  bestimmt. 
Vgl.  »Ideen  über  eine  beschreibende  und  zergliedernde  Psychologie«,  Sitzungsber. 
d.  Berliner  Akademie  der  Wissensch.  1894;  dagegen  Ebbinghaus,  »Ueber  erklä- 
rende und  beschreibende  Psychologie«  i.  d.  Ztschr.  f.  Psychologie  und  Physiologie 
der  Sinnesorgane«   Bd.   IX. 

2)  Einleitung  i.   d.   Geisteswissenschaften.      S.   41. 
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senschaften  der  Geschichte,  Statistik  und  Ethnologie.  Auch  diese 
Wissenschaften  erfassen  nur  Teilinhalte  der  als  solcher  unerfass- 
baren  Totalität  der  geschichtlich  -  gesellschaftlichen  Wirklichkeit. 
Die  Geschichte  nähert  sich  dem ,  indem  sie  als  Kunst  das 
Allgemeine  im  Besonderen  anschaut  und  so  noch  am  ehesten 
das  gesamte  Leben  der  Menschheit  in  genialem  üeberblicke  er- 
fasst.  —  Nach  ihrem  inneren  Aufbaue  zerfallen  die  gesell- 
schaftlichen Erscheinungen  in  Systeme  der  Kultur  und  in  die 
äussere  Organisation  der  Gesellschaft.  Diese  werden  je  wieder 
nach  Teilinhalten  von  den  zwei  weiteren  Gruppen  von  Gesell- 
schaftswissenschaften erfasst : 

2.  Wissenschaften  von  den  Systemen  der  Kultur. 
Die  Systeme  der  Kultur  sind  gesellschaftliche  Gebilde,  die  auf 
einem  andauernden ,  der  Menschennatur  wesentlichen  Zweck 
gegründet  sind.  Dieser  Zweck  setzt  psychische  Akte  innerhalb 
des  Individuums  in  Beziehung  zu  einander  und  bringt  auf  Grund 
der  Gleichartigkeit  und  Mitteilbarkeit ,  die  ihm  als  wesentlicher 
Bestandteil  der  Menschennatur  zukommt,  durch  Wechselwir- 
kung zwischen  denlndividuen  einen  gemeinsamen  Le- 
bensinhalt derselben  hervor.  Die  Kultursysteme  sind  sonach  als 
Z  w  e  c  k  z  u  s  a  m  m  e  n  h  ä  n  g  e,  in  welchen  die  einzelnen  psychi- 
schen Akte  zu  einem  über  das  Individuum  hinausgehenden  Ge- 
samtzusammenhang verknüpft  erscheinen,  zu  charakterisieren.  So 
ist  das  System  der  Wirtschaft  als  Zweckzusammenhang  der  Be- 
friedigung materieller  Bedürfnisse ,  das  System  der  Religion  als 
Zweckzusammenhang  der  Gottesidee,  das  Recht  als  Zweckzusam- 
menhang des  Rechtsbewusstseins  zu  begreifen.  (Das  Recht  nimmt 
übrigens  eine  Zwischenstellung  zwischen  Kultursystem  und  äus- 
serer Organisation  ein.)  Die  als  Teilinhalte  der  Wirklichkeit  nur 
relativ  selbständigen,  sowohl  untereinander,  wie  mit  der  äusseren 
Organisation  in  komplizierter  Beziehung  stehenden  Systeme  der 
Kultur  sind  :  Wirtschaft,  Sitthchkeit,  Sprache,  Religion,  Kunst  und 
Wissenschaft  [und  Recht]. 

In  den  Kultursystemen  sind  nach  Dilthey  zweierlei  x\bhängig- 
keiten  enthalten,  welche  die  Wissenschaft  zu  erforschen  hat:  solche 
welche  zwischen  den  einzelnen  psychischen  Elementen  der  ver- 
schiedenen Individuen  bestehen  (also  Wechselwirkung  zwi- 
schen denlndividuen);  und  solche,  welche  zwischen  den 
Eigenschaften  dieser  Elemente  selbst  bestehen  (also  Wechsel- 
wirkung zwischen  p  s  y  c  h  i  s  c  h  e  n  E  i  n  h  e  i  t  e  n  inner- 
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halb  des  Individuums)').  Als  Beispiel  für  die  erstge- 
nannte Art  von  Abhängigkeitsverhältnissen  der  psychischen  oder 
psychophysischen  Elemente  eines  Zweckzusammenhanges  kann 
das  Thünensche  Gesetz  dienen,  das  das  Verhältnis  ausdrückt,  in 
welchem  die  Entfernung  vom  Marktorte  die  Intensität  der  Land- 
wirtschaft bedingt.  »Solche  Abhängigkeiten  werden  naturgemäss 
gefunden  und  dargestellt  in  dem  Zusammenwirken  der  Analysis 
des  [KuItur-jSystems,  mit  dem  Schlüsse  aus  der  Natur  der  Wech- 
selwirkung der  psychischen  .  .  .  Elemente,  sowie  der  Bedingungen 
von  Natur  und  Gesellschaft,  unter  denen  sie  stattfindet«  (S.  55/56). 
Die  Abhängigkeiten  der  zweiten  Art  sind  solche  engeren  Umfanges, 
So  ist  ein  Dogma  innerhalb  eines  religiösen  Systems  nicht  unab- 
hängig von  den  anderen  Sätzen,  die  in  demselben  mit  ihm  ver- 
einigt sind. 

3.  Wissenschaften  von  der  äusseren  Organisation 
der  Gesellschaft.  Da  eine  ungestörte  freie  Wechselbe- 
ziehung der  Individuen  im  Zweckzusammenhange  durch  die  Eigen- 
artigkeit der  menschlichen  Natur  ausgeschlossen  ist ,  so  gesellen 
sich  zu  diesem  einfachen  »auf  einander  bezogenen  Tun  der  Ein- 
zelnen« noch  >konstante  Beziehungen«  hinzu.  Dadurch 
erhält  der  Zweckzusammenhang  die  Struktur  eines  Verbandes  von 
Willenseinheiten,  einer  Organisation.  Die  äussere  Organi- 
sation der  Gesellschaft  entsteht  also,  »wenn  dauernde  Ursachen 
Willen  zu  einer  Verbindung  im  ganzen  vereinen«  (S.  54);  ihre 
Formen  sind :  Staat ,  Kirche  ,  Familie  und  Verbände  überhaupt. 
Die  Funktionen  des  so  entstehenden  Gesamt  willens  sind  es 
also,  welche  die  zu  den  zweckzusammenhanglichen  Wechselbe- 
ziehungen hinzukommenden  »konstanten  Beziehungen«  ausmachen, 
die  »äusserliche  Organisation  der  Gesellschaft«  bedeuten.  Die 
psychologischen  Grundlagen  der  äusseren  Organisation  liegen 
letztlich  in  den  psychischen  Tatsachen  »zweiter  Ordnung«  :  Be- 
dürfnis und  Gefühl  von  Gemeinschaft,  sowie  Bewusstsein  von 
Herrschaft  und  Abhängigkeit  (Interesse  und  Zwang).  Die  Wissen- 
schaften von  der  äusseren  Organisation  der  Gesellschaft  sind  die 
Staatswissenschaften,   welchen  die  allerdings  ganz   problematische 


l)  Einleitung  etc.  S.  54  ff.  Der  Begriff  des  Kultursystems  ist  also  ganz  psycho- 
logistisch;  ebenso,  wie  wir  sehen  werden,  auch  der  der  äusseren  Organisation.  Da- 
her kann  man  den  Gesellschaftsbegriff,  mit  dem  Dilthey  hier  arbeitet,  direkt  mit 
Simmeis  Formulierung  ausdrücken :  Wechselbeziehung  psychischer  Einheiten  (d.  h. 
sowohl  der  Individuen,  wie  der  psychischen   Elemente  innerhalb    derselben). 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissenscli.    1905.   3.  '^O 
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Stein-Mohlsche  Gesellschaftswissenschaft  zur  Seite  tritt.  Die  Rechts- 
wissenschaften nehmen  eine  eigentümliche  Zwitterstellung  ein. 

Das  Recht  liegt  nach  Dilthey  einerseits  sowohl  den  Funk- 
tionen der  äusseren  Organisation  zugrunde,  als  es  auch  anderer- 
seits selbst  eine  Funktion  dieser  äusseren  Organisation  ist.  Im 
Rechte  ist  Kultursystem  und  äussere  Organisation  der  Gesellschaft 
noch  ungeschieden  beisammen.  »Das  Recht  hat  weder  voll- 
ständig die  Eigenschaft  einer  Funktion  des  Gesamtwillens,  noch 
vollständig  die  eines  Systems  der  Kultur«  (S.  71).  Es  muss  einer- 
seits als  Zweckzusammenhang  begriffen  werden  und  zwar  als  »ein 
auf  das  Rechtsbewusstsein  als  eine  beständig  wirkende  psycholo- 
gische Tatsache  gegründeter  Zweckzusammenhang«  (S.  80);  an- 
dererseits enthält  jeder  Rechtsbegriff  das  Moment  der  äusseren 
Organisation  der  Gesellschaft  in  sich.  »Die  beiden  Tatsachen 
des  Zweckzusammenhanges  im  Rechte  und  der  äusseren  Organi- 
sation der  Gesellschaft  sind  korrelativ«  (S.  70).  Dilthey  bezeichnet 
das  Verhältnis  zwischen  äusserer  Organisation  und  Recht  als  »eine 
der  schwierigsten  Formen  kausaler  Beziehung«,  welches  »nur  in 
einer  erkenntnistheoretischen  und  logischen  Grundlegung  der  Gei- 
steswissenschaften aufgeklärt  werden  kann«  (S.  69). 

Der  Schwerpunkt  des  Diltheyschen  materialen  Gesellschafts- 
begriffes liegt  zunächst  in  der  Unterscheidung  und  Gegenüber- 
stellung von  Systemen  der  Kultur  und  äusserer  Organisation  der 
Gesellschaft,  als  »frei  auf  einander  bezogenes  Tun«  und  als  »kon- 
stante Beziehungen«  in  der  Form  von  Leistungen  des  Gesamt- 
willens. Demgemäss  haben  wir  vor  allem  zu  untersuchen,  ob  die 
bestehenden  Unterschiede  zwischen  den  als  Leistungen  des  Ge- 
samtwillens und  als  schlechthinige  Wechselbeziehungen  psycho- 
physischer  Einheiten  bezeichneten  Tatsachen  wirklich  solche  sind, 
dass  sie  diese  gegenüberstellende  Trennung  rechtfertigen.  Die- 
selbe läuft  auf  eine  ähnliche,  wenn  auch  nicht  gleich  schroffe  (und 
insbesondere  natürlich  erkenntnistheoretisch  nicht  gleich 
zu  deutende)  Sonderstellung  der  Regelung  hinaus,  wie  wir  sie  bei 
Stammler  und  Kistiakozvski  zu  besprechen  Gelegenheit  hatten. 

Wir  werden  uns  hier  in  erster  Linie  darauf  zu  besinnen  haben: 
dass  irgendwelche  » freie ■<  Wechselbeziehungen  durch  Hinzutreten 
»konstanter  Beziehungen«  (etwa  staatlich  gesetzter  Imperative)  in 
ihrer  tatsächlichen  Gestaltung  namhafte  Abänderungen  erfahren, 
kann  grundsätzlich  keinen  andern  Fall  dar- 
stellen,    als    wenn     diese    Wechselbeziehungen 
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durch  Hinzutreten  moralischer,  religiöser  etc.  kurz  kul- 
tursystematisch er  Bedingungen,  d.h.  also  durch 
Vermehrung  oder  K  o  m  p  1  i  k'  a  t  i  o  n  jener  ursprüng- 
lichen Wechselbeziehung  im  Zweckzusammen- 
hange selbst  modifiziert,  »geregelt«  werden. 
Hier  kann  Dilthey  aber  nicht  von  einem  äusserlich  organisierten 
Gesamtwillen  sprechen ,  obwohl  gnmdsätzlich  dieselben  Tatbe- 
stände von  »Regelung«  vorliegen,  die  eben  die  Sonderstellung 
der  »äusseren  Organisation  <  rechtfertigen  sollen.  Wenn  sowohl 
die  »Leistung  des  Gesamtwillens«  ,  wie  jede  Tatsache  »freier 
Wechselbeziehung«  im  Zweckzusammenhange  als  Imperativ  wirkt, 
wo  soll  dann  noch  der  grundsätzliche  Unterschied  zwischen 
Zweckzusammenhang  und  äusserer  Organisation  sein  ?  Wird  z.  B. 
Käufern  und  Verkäufern  ein  bestimmter  Preis  vorgeschrieben  (etwa 
im  Arbeitsvertrage  durch  Gewerkvereine),  oder  können  sie  ihn 
gänzlich  »frei«  vereinbaren ,  so  liegt  insofern  grundsätzlich  ein 
gleicher  Tatbestand  vor,  als  die  Motivationsbedeutung  (d.  h.  psy- 
chologische Wirkung)  der  Preistatsache  als  festgesetzter  ganz 
dieselbe  ist,  ob  sie  das  Ergebnis  freier  Wechselbeziehung  oder 
verbandlicher  Bestimmung  ist. 

Das  Moment  des  Zwanges,  das  im  Falle  verbandlicher  Setzung 
eines  Imperatives  augenscheinlicher  hervortritt  als  bei  freier  Wech- 
selbeziehung, kann  keinen  grundsätzlichen  Unterschied  begründen; 
wir  stützen  uns  sogar  im  Gegenteil  gerade  darauf,  dass  dasselbe 
auch  im  Zweckzusammenhange  grundsätzlich  nirgends  fehlen  kann. 
Wenn  (nach  Dilthey  selbst)  jemanden  zwingen  heisst,  Motive  in  ihm 
in  Bewegung  setzen,  die  stärker  sind,  als  die  Motive,  die  ihn  zunächst 
davon  abhalten  würden  (S.  84),  dann  sind,  wie  die  obige  Erwägung 
zeigt,  Zwangsmomente  notwendig  in  j  e  d  e  r  Wechselbeziehung  ent- 
halten. Ebensowenig  kann  etwa  die  »Innerlichkeit«  des  Imperativs 
z.  B.  in  der  Sittlichkeit  eine  grundlegende  Verschiedenheit  bedeu- 
ten. Wenn  die  Tatsachen  der  Sittlichkeit  ein  Kultursystem  bilden, 
müssen  es  offenbar  auch  die  der  Sitte  und  Konvention  und  dann 
natürlich  auch  die  des  Rechtes^).  »Innerlichkeit«  oder  »Aeusserlich- 
keit«  der  Regelung  sind  in  Rücksicht  auf  ihre  Funktion  der  Mo- 
tivation überhaupt  gänzlich  unbegründete  Gegenüberstellungen. 
Nach  Dilthey  selbst  wirkt  das  moralische  Bewusstsein ,    das    sich 

i)  Es  ist  daher  auch  nicht  deutlich,  warum  die  Sittlichkeit  ein  blosses  Kul- 
tur-System ist,  das  Recht  hingegen  darüber  hinaus  noch  sonderzustellende  Momente 
der  äusseren  Organisation   enthalten  soll. 

30* 
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in  der  Gesellschaft  ausbildet,  als  ein  »Druck«  auf  den  Einzelnen 
(S.  78).  Wodurch  soll  dieser  »Druck«,  den  er  zum  System  der  Kul- 
tur der  Sittlichkeit  rechnet,  sich  von  jenem,  den  der  Staat,  der  Ver- 
band übt,  unterscheiden?  welche  grundsätzliche  Veränderung  soll 
er  durch  seine  Kodifizierung  erleiden?  Es  liegt  ein  Widerspruch 
darin,  dass  Dilthey  selbst  die  psychologischen  Grundlagen  beider 
Erscheinungsgruppen  für  »gleich  tief«  erklärt  und  dennoch  eine 
grundsätzliche  Trennung  derselben  unternimmt.  Die  Systeme  der 
Kultur  ruhen  nach  ihm  auf  einem  Bestandteile  der  menschlichen 
Natur,  auf  andauernden  Zwecken.  Die  Grundlagen  der  äusseren 
Organisation  der  Zweckzusammenhänge  reichen  nach  ihm  aus- 
drücklich ebenso  tief  und  liegen  allgemeinst  darin,  dass  der  Mensch 
ein  geselliges  Wesen  ist.  Also  gleichfalls  auf  »Bestandteilen  der 
menschlichen  Natur«,  nämlich  Gemeinschaftsbedürfnis  etc.  »Die 
regellose  Gewalt  seiner  Leidenschaft  so  gut  als  sein  Bedürfnis 
und  Gefühl  von  Gemeinschaft  machen  den  Menschen,  wie  er  ein 
Bestandteil  in  dem  Gefüge  dieser  Systeme  [der  Kultur]  ist,  so  zu 
einem  Gliede  in  der  äusserlichen  Organisation  der 
Menschheit.«  Mit  dem  Naturzusammenhange,  in  welchem  der 
Mensch  steht,  den  Gleichartigkeiten,  die  so  entspringen,  den  dau- 
ernden Beziehungen  von  psychischen  Akten  in  einem  Menschen- 
wesen auf  solche  in  einem  anderen  sind  dauernde  Gefühle  von 
Zusammengehörigkeit  verbunden,  nicht  nur  ein  kaltes  Vorstellen 
dieser  Verhältnisse.  Andere  gewaltsam  wirkende  Kräfte  nötigen 
die  Willen  zum  Verband  zusammen:  »Interesse  und  Zwang«. 
(S.   59;  vgl.  auch  S.   83   ff.) 

Dass  Zwang  auf  der  ganzen  Linie  dem  Aufeinander-Be- 
zogenen  Werden  psychischer  Akte  im  Zweckzusammenhange  an- 
haftet, haben  wir  bereits  hervorgehoben.  Hinsichtlich  des  In- 
teresses, dessen  Begriff  übrigens  unklar  bleibt,  erscheint  es 
dann  selbstverständlich,  dass  dasselbe  eine  im  Zweckzusammen- 
hange nicht  fehlende  Kraft  ist.  Motivation  und  Zwecksetzung 
ist  ja  in  einem  weiteren   Sinne  Interesse. 

Innerhalb  der  Argumentation  Diltheys  erscheint  demnach  die 
grundsätzliche ,  über  die  Unterschiede  der  Kultursysteme  unter- 
einander hinausgehende  Sonderstellung  der  äusseren  Organisation 
und  desgleichen  die  noch  näher  zu  betrachtende  Zwitterstellung 
des  Rechtes  nicht  gerechtfertigt.  Weiter  würde  es  sich  aber 
dann  darum  handeln,  in  wieferne  der  Dilthe  y's  che  B  e- 
griffdes  Kultursystems  überhaupt  feststeht. 
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Wir  wollen  unsere  Kritik  Diltheys  nachstehend  in  fünf  Punkten 
zusammenfassen  und  ergänzen : 

1.  Es  ist  mit  der  grundsätzlichen  Sonderstellung  der 
äusseren  Organisation  nicht  v^ereinbar,  dass  (nach  Dilthey  selbst) 
nicht  auch  ihre  psychischen  und  psychophysischen  Bedingungen 
gegenüber  denen  der  Kultursysteme  grundsätzliche  Ver- 
schiedenheit aufweisen. 

2.  Jene  grundsätzliche  Sonderstellung  bedingt  in  ihrer  Durch- 
führung namenthch  den  in  der  Zwitterstellung  des  Rechtes  ge- 
legenen Widerspruch.  Zunächst  müsste,  wie  oben  nachgewiesen, 
diese  Zwitterstellung  unbedingt  auch  auf  Konvention  und  Moral 
ausgedehnt  werden  ^) ;  von  einem  allgemeineren  Gesichtspunkte 
aus  müsste  sich  aber  diese  Ausdehnung  sogar  auf  alle  Kultur- 
systeme erstrecken,  da  ja  jeder  ihrer  Bestandteile  als  regelnder 
Imperativ  charakterisierbar  ist.  Dieser  Umstand  weist  einerseits 
auf  eine  notwendige  Revision  des  Begriffes  eines  Kultursystems 
hin,  während  er  andererseits  die  Unhaltbarkeit  jener  grundsätzlichen 
Scheidung  Diltheys  schlagend  dartut. 

3.  Ein  weiterer,  aus  der  Durchführung  dieser  ausschliessen- 
den  Gegenüberstellung  notwendig  erfliessender  Widerspruch  ist 
der,  dass  es  nur  von  zwei  Organisationsformen,  nämlich  Staat 
und  Familie,  einigermassen  selbständige  soziale  Einzelwissenschaften 
gibt,  während  der  Kirche  und  all  den  übrigen  Verbandsformen 
keine  selbständigen  Disziplinen  entsprechen ,  bezw.  sich  dafür 
auch  kaum  solche  fordern  lassen.  (Z.  B.  kann  die  Lehre  von  den 
Unternehmungsformen  nur  die  Nationalökonomie  fruchtbar  be- 
treiben u.  s.  w.) 

4.  Im  besondern  ist  es  hinsichtlich  der  Familie,  die 
Dilthey  als  äussere  Organisation  etwa  mit  dem  Staate  gleichstel- 
len muss,  augenfällig,  dass  diese  gesellschaftliche  Erscheinung  nur 
als  Zweckzusammenhang,  als  Kultursystem  begriffen  werden  kann. 
Die  äussere  Organisation  der  in  Betracht  kommenden  freien 
W^echselbeziehungen,  d.  h.  ihre  »Form«  ist  ja  in  Ansehung  ihres 
»Inhaltes«  doch  offenkundig  ein  sehr  Sekundäres,  da  dieser  »In- 
halt« nicht  in  den  anderen  Kultursystemen  aufgeht,  vielmehr  einen 
selbständigen  Zweckzusammenhang  vorstellt.  Wie  das  Kultur- 
system der  Wirtschaft  etwa  auf  dem  System  der  Vitalität  (Sy- 
stem materieller  Bedürfnisse)  als  einem  Bestandteile  der  Menschen- 

1)  Z.  B.  erscheint  denn  auch  bei  Stammler  die  Konvention  tatsächlich  und 
folgerichtig  der  äusseren  Regelung  einverleibt. 
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natur  ruht,  so  offenbar  das  System  der  Familie  in  gleicher  Weise 
hauptsächlich  auf  dem  System  der  Sexualität.  Es  ist  ein  rela- 
tiv selbständiger  Bestandteil  der  menschlichen  Natur,  dessen 
Wirksamkeit  hier  einen  selbständigen  Zweckz.usammenhang  be- 
gründet. 

5.  Zu  Gunsten  Diltheys  liesse  sich  der  auf  eine  Revision  des 
Begriffes  des  Kultursystems  gehende  Gedanke  verwenden,  d  a  s  s 
bei  den  Systemen  der  Kultur  die  Zw  eck  Setzung 
eine  unmittelbare,  in  sich  selbst  ruhende  sei, 
während  dies  bei  der  äusseren  Organisation  der  Kultursysteme 
nicht  in  gleicher  Weise  zutreffe,  sondern  diese  etwa  wesentlich 
als  Mittel  jener  primären  (kultursystematischen)  Zwecksetzung 
diene.  Die  Rechtfertigung  der  Sonderstellung  der  äusseren  Or- 
ganisation läge  dann  eben  darin ,  dass  dieselbe  eben  nicht  un- 
mittelbar auf  einem  primären,  ursprünglich-selbstgenügsamen  Be- 
standteile der  menschlichen  Natur  ruht  und  demgemäss  auch 
jenen  primären  Zweckzusammenhängen  nicht  schlechthin  gleich- 
gestellt werden  könne. 

Wenn  wir  zunächst  davon  absehen,  dass  mit  diesem  Gedanken 
die  oben  nachgewiesenen  Widersprüche  noch  nicht  ohne  weiters 
beseitigt  erscheinen,  und  darum  zumindest  Diltheys  Durchfüh- 
rung jener  grundsätzlichen  Gegenüberstellung  angefochten  bliebe, 
so  ergäbe  sich  zwar  immerhin  eine  Art  Rettung  der  Eigenart 
und  Sonderstellung  der  äusseren  Organisation ,  aber  doch  nicht 
über  die  Systeme  der  Kultur  im  weiteren  Sinne  hinaus,  denn 
dieBegriffsbestimmung  dieser  als  schlechthin 
gleichwertiger  und  einander  koordinierter  Zu- 
sammenhänge müsste  fallen.  Zwischen  primärer ,  in 
sich  selbst  genügsamer  und  sekundärer,  mittelbarer  u.  ä.  Zweck- 
setzung müsste  geschieden  werden.  So  können  die  Systeme  der 
Mitteilung,  des  Rechtes,  der  Konvention  und  der  Sittlichkeit  nicht 
als  streng  primäre  Zweckzusammenhänge  figurieren.  Für  die  Mittei- 
lung z.  B.  kann  ein  »Mitteilungstrieb«  sicher  nicht  in  gleicher  Weise 
untergelegt  werden,  wie  z.  B.  für  die  Wirtschaft  das  System  der  Vi- 
talität. Desgleichen  kann  auch  das  Recht  als  Kultursystem  (soweit 
es  nach  Dilthey  überhaupt  als  solches  aufgefasst  werden  kann)  nicht 
als  auf  einer  ursprünglichen  »Rechtsidee«  ruhend  gedacht  werden, 
denn  das  Rechtsbewusstsein  kann  seiner  Natur  nach  nicht  als 
primär  Gegebenes,  souverän  Zwecksetzendes,  sondern  nur  als  neben- 
her Mitentwickeltes,   sekundär  Komplizierendes  begriffen  werden. 
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Dass  dieser  Gedanke ,  auf  die  Bestimmung  der  wirkenden 
Bestandteile  der  menschlichen  Natur  das  Schwergewicht  zu 
legen,  berufen  ist,  mit  zum  Aufbaue  einer  Theorie  der  Gesellschaft 
fruchtbar  zu  werden,  wird  nicht  nur  aus  dem  erkenntnis- 
theoretischen, auf  die  innere  Erfahrung  als  letzten  Flucht- 
punkt zurückgehenden  Grundgedanken  des  Diltheyschen  Grund- 
legungsversuches deutlich  ;  nicht  nur  aus  dem  p  s  y  c  h  o  1  o  g  i- 
s  t  i  s  c  h  e  n  Grundgedanken  des  realistischen  Gesellschaftsbegriffes  ; 
sondern  noch  augenfälliger  aus  der  lebendigen  niaterialen 
Anschauung  Albert  Schäffles. 

Schlusswort. 

Die  Nutzbarmachung  kritischer  Einsichten  in  bisher  Geleistetes 
gehört  nicht  mehr  zur  Aufgabe  der  Kritik  selber ;  sie  wird  viel- 
mehr der  selbständigen,  aufbauenden  Untersuchung  vorzubehalten 
sein.  Wohl  aber  ist  die  Würdigung  des  bisher  Geleisteten,  min- 
destens als  Ausmittlung  des  Haltbaren ,  zur  Aufgabe  der  Kritik 
zu  rechnen. 

Diesbezüglich  mag  es  vielleicht  tadelhaft  erscheinen,  dass  w^r 
im  obigen  vielfach  nur  Kritik,  und  wenig,  meist  nur  andeutungs- 
weise, Würdigung  geübt  haben. 

So  richtig  es  nun  auch  ist,  dass  die  wahrhafte  Aufgabe  des 
Kritikers  weniger  die  Aufsuchung  und  Nachweisung  falscher  Be- 
hauptungen, sondern  die  Ausmittelungen  der  richtigen  und  wider- 
spruchslosen Ideen  eines  Denkers  ist,  so  kann  dies  doch  nur  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  völlig  zutreffen.  Wo  nicht  eine 
ganze,  ungeteilte  Denkerarbeit,  sondern  nur  das  auf  ein  Problem 
Bezügliche  behandelt  wird,  da  erfährt  die  würdigende  Tätigkeit 
des  Kritikers  von  vorneherein  eine  starke  Einschränkung,  weil 
nicht  alle  nebenher  laufenden  Gedankenreihen  und  Zusammen- 
hänge berücksichtigt  werden  können.  Ausserdem  müsste  dazu  hin- 
reichend fester  Boden  an  anerkannten  Lehren  vorhanden  sein.  Und 
da  ist  es  gerade  der  unmittelbarste,  greifbarste  Erfolg  unserer  Kritik, 
durch  sie  implicite  dargetan  zu  haben,  dass  das  Problem  zu- 
vörderst überhaupt  erst  daraufhin  untersucht  werden 
muss:  inwiefern  und  warum  es  Problem  ist.  Es  mögen  da- 
her immerhin  Kritisieren  und  Würdigen  zwei  nicht  eigentlich  zu 
trennende  Dinge  ein,  da  ja  Kritisieren  als  Abstossung  des  Unhalt- 
baren, doch  nur  von  der  Erkenntnis  des  Haltbaren  ausgehen  kann. 
Aber  weil  wir  zumeist  nur  recht  schwankende  Gestalten  festzuhalten 
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versuchen  mussten,  so  hatten  wir  eben  gar  keinen  hinreichenden 
Anhalt  und  kein  Recht  zu  einer  systematischen  Ausmittelung  des 
Weiterverwertbaren.  Es  fehlte  der  Kristallisationspunkt  des  Un- 
bezweifelbaren.  Darum  wird  es  in  unserem  Falle  schon  ein 
Erfolg  des  Kritikers  sein,  wenn  bei  all  seiner  Sichtung  und  Schei- 
dung, Verwerfung  und  Gutheissung  die  eigene  positive  Meinung, 
die  er  im  Herzen  trägt,  nicht  als  solche  hervorgetreten  ist,  und 
so  nicht  ein  Scheinanrecht  für  jene  weitere  Arbeit  der  Würdigung 
erworben  wurde.  —  Es  ist  wahr,  dass  Einer,  der  im  Hinblick 
auf  eine  ganze  Aufgabe,  nur  Kritiker  bleibt,  ein  trauriger  Ge- 
selle ist.  Indessen  kann  die  eigenartige  Halbheit  der  Aufgabe 
die  Halbheit  der  Erfüllung  durchaus  rechtfertigen.  Dass  aber 
der  Kritiker  wenigstens  in  seiner  Eigenschaft  als  Kritiker  dann 
zu  loben  ist,  wenn  er  die  Hinfälligkeit  einer  Doktrin  rein  imma- 
nent, d.  h.  rein  aus  ihren  inneren  Widersprüchen  selbst  heraus 
und  nicht  aus  den  Anforderungen  einer  selber  noch  des  Beweises 
bedürftigen  anderen  Doktrin  heraus  dartut  —  das  wird  ihm  doch 
niemand  nehmen  dürfen. 

Am  Ende  unserer  Aufgabe  angelangt,  mag  es  uns  gestattet 
sein,  die  folgenden  der  —  bereits  in  der  Einleitung  entwickelten 
—  Grundgedanken  wegen  des  naheliegenden  Für  und  Wider,  das 
sich  nun  nach  getaner  Arbeit  von  selbst  bietet,  in  schärferer  For- 
mulierung nochmals  hervorzuheben  : 

1.  Der  Begriff  der  Gesellschaft  ist  der  oberste  Zentralbegriff 
aller  Sozialwissenschaft.  Daher  ist  das  Problem  des  Gesellschafts- 
begriffes das  im  systematischen  und  methodologischen  Aufbaue 
der  Sozialwissenschaft  höchste  Problem. 

2.  Das  Problem  des  Gesellschaftsbegriffes  ist  das  originelle 
Problem  einer  selbständigen  Disziplin,  der  Soziologie. 

3.  Die  nächste  Aufgabe  hinsichtlich  desselben  kann  zuvör- 
derst nur  in  der  systematischen  Untersuchung  der  Problem-Stel- 
lung bestehen;  und  zwar  sowohl  mit  Rücksicht  auf  die  äus- 
seren Tatsachen,  die  es  setzen,  als  auch  auf  die  erkennt- 
nistheoretischen  Bedingungen,  unter  denen  es  steht. 
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DIE  WIRKUNGEN  DER  DEUTSCHEN  BÖRSEN- 
STEUERGESETZGEBUNG. 

VON 

Dr.  WILHELM  GERLACH. 


I.  Die  Entwicklung  der  Gesetzgebung  von   1881  — 1900. 

Die  Börsensteuer-Gesetzgebung  beginnt  im  Deutschen  Reiche, 
wenn  wir  von  einer  Anzahl  Steuern  in  einzelnen  deutschen  Bun- 
desstaaten abseben,  die  in  erster  Linie  die  Börse  treffen  sollten 
und  bereits  vor  Gründung  des  Reiches  existierten^),  nach  mehreren 
legislativen  Versuchen  erst  mit  dem  Jahrf    1881. 

Die  Einführung  der  Börsensteuer  stand  einerseits  in  enger 
Verbindung  mit  der  neueren  Entwicklung  unseres  gesamten  wirt- 
schaftlichen Verkehrslebens  überhaupt,  dann  aber  auch  mit  der 
Stellungnahme  der  öffentlichen  Meinung  zu  der  Börse  speziell 
und  dem  Mobiliarwertverkehr  im  allgemeinen.  Die  Einheit  des 
deutschen  Wirtschaftsgebietes,  wie  sie  durch  die  Errichtung  des 
Norddeutschen  Bundes  und  die  spätere  Gründung  des  Deutschen 
Reiches  entstand,  die  politische  Entwicklung  nach  dem  Kriege 
von  1870/71  und  der  Verkehr  in  den  mobilen  Werten,  der  haupt- 
sächlich an  der  Börse  zum  Ausdruck  kam,  verlangten  eine  Zu- 
sammenziehung und  damit  Uebertragung  der  Verkehrssteuern, 
freilich  nur  soweit  der  Mobiliarwertverkehr  in  Betracht  kam,  auf 
das  Reich. 

Unter     dem    Gesichtspunkte     einer    Unifikation    der    Gesetz- 


l)  Vgl.  Bericht    der  Kommission    zur  Erörterung    der  Einführung    einer    Reichs- 
stempel-  und  Reichserbschaftssteuer.    Berhn,  Oktober  1877,  Session  1877/78.  Nr.  98. 
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gebung  auf  dein  Gebiet  der  Verkehrsbesteuerung  ist  denn  auch 
bereits  im  Jahre  1869  dem  Norddeutschen  Reichstage  ein  Gesetz- 
entwurf über  die  Besteuerung  von  Schkissnoten,  Schlussscheinen, 
Rechnungen,  Lombarddarlehnen,  ausländischen  Wertpapieren  und 
Aktien  vorgelegt  worden,   gelangte  jedoch  nicht  zur  Annahme^). 

Immerhin  war  damit  die  Frage  der  Besteuerung  des  mobilen 
Kapitals,  die  Erwägungen  pro  et  contra  einmal  ins  Rollen  ge- 
kommen, und  wenn  auch  diese  Bestrebungen  mit  allen  Mitteln, 
welche  ein  im  Besitzstande  befindliches  Interesse  darbot,  bekämpft 
wurden,  so  gelang  es  schliesslich  doch  der  Kraft  des  Fürsten 
Bismarck  und  dem  unablässigen  Einsetzen  der  Vorkämpfer  der 
Steuerreform,  den  neu  eingeschlagenen  Bahnen  Anerkennung  zu 
verschaffen. 

Allerdings  erfuhren  auch  noch  die  späteren  Gesetzesvorlagen 
(»betreffend  Besteuerung  der  Schlussscheine«  (1871),  »Einführung 
einer  Reichsstempelsteuer«  (1872),  »gesetzlicher  Bestimmungen 
über  die  Reichsstempelabgaben  von  Schlussscheinen«  (1873), 
»Stempelabgaben  von  Schlussnoten,  Rechnungen,  Lombarddar- 
lehnen und  Wertpapieren«  (1875/76)^),  das  gleiche  Schicksal  wie 
die  Vorlage  von  1869.  Die  Notwendigkeit  der  Erhöhung  der 
Einnahmen  des  Reiches  trat  aber  doch  besonders  in  den  Jahren 
1878/80^)  mit  solcher  Deutlichkeit  hervor*),  dass  die  Regierung 
nicht  zögerte,  im  Jahre  1881  dem  Reichstage  nochmals  einen 
entsprechenden  Gesetzentwurf  zu  unterbreiten,  welcher  einen  Teil 
des  für  das  Reich  und  die  Bundesstaaten  in  Aussicht  genommenen 
Steuerreformplanes  bilden  sollte  und  sich  von  dem  in  der  vorher- 
gegangenen Session  des  Reichstages  vorgelegten,  aber  unerledigt 
gebliebenen  Gesetzentwurf^)  nur  durch  die  neue  Bestimmung 
über  die  Verwendung  des  Ertrages  der  Abgaben  unterschied. 
In  der  Thronrede,  mit  der  die  4.  Legislaturperiode  am  15.  Febr. 
1881  eröffnet  wurde,  hiess  es  nämlich,  dass  durch  die  weitere 
Durchführung  der  vor  zwei  Jahren  begonnenen  Reform  der  Reichs- 
abgaben nicht  nur  die  finanzielle  Selbständigkeit  des  Reiches  an- 

i)  Au/sess,  Die  Zölle  und  Steuern  des  Deutschen  Reiches.  München  u.  Leipzig 
1893.  S.  189.  Drucksachen  d.  Reichstages  des  Norddeutschen  Bundes  Nr.  192  und 
Grimm,   »Das  Börsensteuergesetz«   in  Schanz,  Finanz- Archiv,   11.  Jahrg.   II.  Bd.  S.  529- 

2)  Vgl.  Drucksachen  Nr.   43. 

3)  Vgl.  Drucksachen  Nr.  22. 

4)  Vgl.  Bericht  der  Kommission  zur  Erörterung  der  Einführung  einer  Reichs- 
Stempel-  und  Erbschaftssteuer ;  Berlin,  Oktober  1877.    Session  1877/7S.  Nr.  98. 

5)  Drucksachen   d.   R.   Nr.   96,  Jhrg.   iSSo. 
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gestrebt,  sondern  auch  den  Bundesstaaten  weitere  Mittel  gewährt 
werden  sollten  zur  Umgestaltung  ihrer  Besteuerungsverhältnisse, 
zur  Minderung  drückender  Abgaben  und  zur  Verbesserung  der 
Lage  der  arbeitenden  Klassen  ^). 

Zwölf  Jahre  waren  seit  der  ersten  Gesetzesvorlage  ins  Land 
gegangen  und  ebenso  langer  parlamentarischer  Kämpfe  hatte  es 
bedurft,  um  die  erste  Börsensteuergesetzgebung  im  Jahre  1881 
unter  Dach  und  Fach  zu  bringen;  und  wenn  auch  das  Reichs- 
gesetz vom  I.  Juli  1881  -)  nicht  frei  von  Mängeln  war,  so  bedeutete 
es  dennoch  insofern  einen  Fortschritt  in  dem  Streben  nach  »ver- 
teilender Gerechtigkeit«,  als  gerade  durch  die  sogen.  »Börsen- 
steuer« dem  Mobiliarwertverkehr  ein  »Privileg  der  Steuerfreiheit« 
genommen  wurde,  das  er  lange  neben  dem  Immobiliarwert- Ver- 
kehr genossen  hatte. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  das  Gesetz  vom  i.  Juli  1881  in 
finanzieller  und  technischer  Hinsicht  sich  nicht  ausreichend  be- 
währt hatte  (die  Einnahmen  aus  der  Umsatz-Börsensteuer  be- 
trugen im  Jahre  1882/3  ^ur  2,343  Mill.  Mark),  wurde  bereits  im 
nächsten  Jahre,  also  1882,  eine  Abänderung  des  Gesetzes  (Antrag 
v.  Wedell-Malchow)  angeregt.  Es  gelangte  aber  weder  dieser 
Antrag  im  Reichstage  zur  Annahme,  noch  kam  die  mit  einem 
Male  aktuell  gewordene  Frage  der  Ordnung  des  Börsenverkehrs 
zur  Verhandlung.  Erst  das  Jahr  1884  brachte  durch  einen  An- 
trag der  konservativen  Partei  die  Frage  wieder  in  Fluss,  und  noch 
in  demselben  Jahre  wurde  mit  der  Einbringung  eines  Entwurfes 
zu  einer  Novelle  zum  Reichsstempelgesetz  durch  die  verbündeten 
Regierungen  ein  wichtiger  Schritt  vorwärts  getan,  der  die  Börsen- 
steuer dem  Ziele  der  Verkehrsbesteuerung  näher  brachte.  Der 
Schluss  der  5.  Legislaturperiode  (1884)  liess  zwar  die  betr.  Vor- 
lage, die  einer  besonders  eingehenden  Behandlung  im  Bundesrate 
unterlegen  hatte,  nicht  mehr  zur  Verhandlung  kommen;  doch 
schon  das  nächste  Jahr  sah  die  nur  wenig  abgeänderte  Regie- 
rungsvorlage als  neuen  Antrag  (Antrag  v.  Wedell-Malchow),  ob- 
wohl dieselbe  Gegenstand  einer  besonders  heftigen  Polemik  so- 
wohl der  Presse  als  auch  der  politischen  Agitation  gewesen  war. 

Zu  dem  Wedelischen  Antrag  wurde  dem  Reichstage  ausser- 
dem durch  den  Abgeordneten  Dr.  Arnsperger  und  Genossen  ein 
Gegenantrag  vorgelegt,  und  nach  diesen  beiden  Anträgen  arbeitete 

1)  Sten.  Ber.  d.  R.   1881.    Bd.  I.  S.  i. 

2)  Vgl.  B.  Gaupp,  Reichsstempelabgaben  vom  i.  Juli  1881.   Berlin  u.  Leipzig  1883. 
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die  mit  der  Vorbereitung  betraute  Kommission  des  Reichstages 
den  Entwurf  aus,  welcher  mit  geringen  Abänderungen  und  unter 
Ablehnung  eines  Zwischenantrages  (Buhl  und  Genossen)  am  29.  Mai 
1885   zum  Gesetz  erhoben  worden  ist  ^). 

Auf  die  Steuerreform  von  1885,  in  der  die  Gegner  immer 
nur  die  »antikapitalistische«,  die  »börsenfeindliche«,  selbst  eine 
der  »modernen  wirtschaftlichen  Entwicklung«  überhaupt  feindliche 
Tendenz  sahen,  und  die  daher  auch  nur  nach  langen  parla- 
mentarischen Kämpfen  und  einer  besonders  heftigen  Polemik  der 
Interessentenkreise  durchzusetzen  war,  folgten  einige  Jahre  der 
Ruhe.  Die  Wirkung  der  Steuerreform  von  1885  auf  den  Börsen- 
verkehr und  seine  Interessenten  erschien  selbst  den  Gegnern  weit 
weniger  ungünstig,  als  sie  ehemals  vor  der  Einführung  der  Steuer 
gefürchtet  hatten.  Die  massige  Höhe  der  Abgabe,  die  sich  in 
den  sehr  niedrigen  Steuersätzen  zeigte,  konnte  tatsächlich  die 
von  manchen  Seiten  befürchtete  einschränkende  Wirkung  und 
Verkehrsbelästigung  im  allgemeinen  für  die  Börse  nicht  haben. 
Dazu  kam,  dass  in  den  Jahren  aufsteigender  Konjunktur,  wie  sie 
Ende  der  80er  Jahre  zu  verzeichnen  waren,  die  Lasten  der  Börsen- 
steuer sich  wenig  bemerklich  machten. 

Als  dann  aber  Anfang  der  90er  Jahre  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  im  Inlande  wie  im  Auslande  sich  erheblich 
ungünstiger  gestalteten,  als  an  Stelle  des  Unternehmungsgeistes 
eine  allgemeine  Mutlosigkeit  getreten  war  und  mit  der  Einbringung 
der  Militärvorlage  November  1892/3  zugleich  behufs  Deckung  des 
hierzu  erforderlichen  Mehraufwandes  eine  weitere  Erhöhung  der 
Börsensteuer  neben  der  Erhöhung  der  Brau-  und  Branntwein- 
steuer regierungsseitig  in  Aussicht  genommen  wurde,  sahen  die 
Bank-  und  Börsenkreise  in  der  geplanten  Erhöhung  der  Börsen- 
steuer nicht  nur  eine  schwere  Schädigung  ihrer  Interessen,  son- 
dern auch  indirekt  die  gesamte  deutsche  Volkswirtschaft  auf 
ihren  verschiedensten  Gebieten  in  Mitleidenschaft  gezogen. 

Mit  der  Ablehnung  der  Militärvorlage  (6.  Mai  1893)  und  der 
unmittelbar  darauf  erfolgenden  Auflösung  des  Reichstages  wurde 
der  von  der  Regierung  im  Jahre  1892  eingebrachte  Entwurf  wegen 
Abänderung  des  Gesetzes,  betreffend  die  Erhebung  von  Reichs- 
stempelabgaben vom  I,  Juli  1881  und  29.  Mai  1885,  gegenstandslos. 


i)  Vgl.  ß.   Gatipp^  Das  deutsche  Reichsgesetz  über  die  Reichsstempelabgaben  in 
der  Fassung  des  Gesetzes  vom   29.   Mai   1885.    Berlin   1890.  är 
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Der  zum  4.  Juli  1893  einberufene  neue  Reichstag  nahm  mit 
geringer  Majorität  das  MiHtärgesetz  an  und  setzte  die  Frage  der 
zur  Durchführung  des  Gesetzes  nötigen  Mehreinnahmen  auf  das 
Programm  der  bis  zum  Herbst  verschobenen  Session.  Zur  Be- 
ratung dieser  Deckungsfrage  trat  unter  Zugrundelegung  einer  von 
Miquel  ausgearbeiteten  allgemeinen  Reichsfinanzreform  eine  Kon- 
ferenz der  Finanzininister  der  grösseren  Bundesstaaten  in  Frank- 
furt a.  M.  zusammen.  Bei  der  schwankenden  Höhe  der  Matrikular- 
beiträge,  wie  der  den  Einzelstaaten  aus  den  Zolleinnahmen  zu- 
fliessenden  Ueberweisungen  ^),  zumal  bei  dem  Rückgang  der 
letzteren  infolge  der  Handelsverträge  und  bei  dem  Anwachsen 
der  Ausgaben  für  den  erhöhten  Militäretat  wurde  eine  sichere 
Aufstellung  des  Haushalts  der  einzelnen  Bundesstaaten  immer 
schwerer.  Das  bisherige  Verhältnis,  dass  die  Ueberweisungen 
die  Matrikularbeiträge  erheblich  überstiegen,  drohte  sich  in  das 
Gegenteil  zu  verkehren.  Aus  diesem  Grunde  sollte  den  Bundes- 
staaten ein  fester  Mehrbetrag  der  Ueberweisungen  über  die 
Matrikularbeiträge  jährlich  in  Höhe  von  40  Millionen  Mark  ge- 
sichert werden. 

Zur  Aufbringung  dieser  Summe,  sowie  zur  Deckung  der  ver- 
mehrten Heereskosten  aus  eigenen  Einnahmen  des  Reiches  wurde 
die  Erhöhung  der  bestehenden  und  die  Einfüh- 
rung neuer  Reichsstempelabgaben  (auf  Quittungen, 
Schecks,  Giroanweisungen  und  Frachtpapiere),  eine  Tabak- 
fabrikatsteuer und  eineWeinsteuerin  Aussicht 
genommen.  Die  entsprechenden  Vorlagen  gingen  dem  am 
16.  Nov.  1893  wieder  eröffneten  Reichstage  zu. 

Hatten  schon  im  Vorjahre  die  Gesetzentwürfe  über  die  Er- 
höhung der  Brau-  und  Branntweinsteuer  eine  starke  Opposition 
hervorgerufen,  so  war  die  mögliche  und  regierungsseitig  gewünschte 
Ausbildung  anderer  Verbrauchssteuern ,  so  der  Tabakfabrikat- 
und  Weinsteuer,  auch  jetzt  nicht  zu  erreichen.  Es  blieb  daher 
der  Regierung  zur  Deckung  des  steigenden  Reichsfinanzbedarfs 
nur  die  Fortbildung  und  Weiterentwicklung  der  Börsensteuer  trotz 
lebhafter  Opposition  der  nächstbetroffenen  Interessenten  übrig, 
eine  Aufgabe,  die  ihr  noch  um  so  schwerer  gemacht  wurde, 
als  die  Opposition  auch  von  anderen  Seiten  mit  all- 
gemeineren wirtschaftspolitischen  Argumenten 
Unterstützung  gefunden  hatte. 

i)  Vgl.   Artikel   70  der  Reichsverfassung. 


^56  I^r.  Wilhelm  Gerlach: 

Es  ist  deshalb  immerhin  bemerkenswert,  dass  die  Entwick- 
lung   der  Reichsstempelabgaben    in    der    durch  den  Entwurf  von 

1893  gekennzeichneten  Richtung  gelungen  ist  (Reichsstempelgesetz 
vom  27.  April  1894)  '),  allerdings  unter  Ablehnung  der  Stempel- 
steuer auf  Quittungen,  Schecks  und  Giroanweisungen,  sowie  Fracht- 
papiere, in  der  die  Gegner  eine  zu  schwere  Verkehrsbelästigung 
erblickten. 

Die  auf  die  Börsensteuergesetzgebung  vom  27.  April  1894 
folgenden  Jahre  rechtfertigten  im  ganzen  die  Kritik  derjenigen 
Kreise,    die    in    der  Fortbildung    der    Reichsstempelabgaben    von 

1894  eine  schwere  Schädigung  des  Bank-  und  Börsengeschäfts, 
und  damit  der  gesamten  Volkswirtschaft  überhaupt  gesehen  hatten. 
Die  wesentliche  Erhöhung  der  Steuersätze  von  1894  erschwerte 
dem  deutschen  Börsengeschäft  seine  volkswirtschaftliche  Funktion 
und  führte  ganz  besonders  auch  infolge  des  Börsengesetzes  vom 
22.  Juni  1896  zu  einer  beträchtlichen  Reduktion  der  Umsätze  im 
nationalen  und  internationalen  Börsenverkehr,  die  um  so  mehr 
den  schädlichen  Einfluss  der  Börsengesetzgebung  von  1894  und 
1896  erkennen  liess,  als  der  Mitte  der  90er  Jahre  sich  entwickelnde 
wirtschaftliche  Aufschwung,  welcher  1899  seinen  Höhepunkt  er- 
reichte ^),  notwendigerweise  auch  den  Börsen  entsprechende  Um- 
sätze hätte  zuführen  müssen. 

Die  kleinen  und  mittleren  Bankiers,  auf  die  sich  die  grossen 
Banken  bei  ihren  Finanzoperationen  stützen  und  die  bei  Unter- 
bringung der  zu  emittierenden  Wertpapiere  für  die  Emissions- 
häuser von  grösster  Bedeutung  sind,  hatten  unter  der  hohen  Ver- 
kehrssteuer ganz  besonders  schwer  zu  leiden. 

Die  häufig  nur  mit  geringen  Mitteln  arbeitenden  Privatbankiers 
und  vornehmlich  die  Provinzialbanken  und  -bankiers  vermochten 
ohnehin  mit  den  »Geldmächten«  an  den  Börsenplätzen  nicht  zu 
konkurrieren,  die  vermöge  ihrer  enormen  Betriebsmittel  und  ge- 
waltigen Umsätze  sich  mit  weit  geringerem  Verdienst  als  die 
kleinen  und  mittleren  Banken  und  Bankiers  begnügen  und  daher 
ihre  Kunden  billiger  und  besser  bedienen  konnten. 

Das    Börsen-    und    Depotgesetz    vom  22.  Juni    bezw.   5.  Juli 


i)  Vgl.  P.  Loeck^  Reichsstempelgesetz  (Börsensteuergesetz)  vom  27.  April  1894, 
Berlin  1897,  ferner  "jf.  Jastroiv,  Der  Börsenstempel,  ein  Wegweiser  durch  das  Reichs- 
stempelgesetz, Leipzig   1894. 

2)  Vgl.  Berliner  Jahrbuch  für  Handel  und  Industrie,  Jahrgang  1903,  Abschnitt 
Geldmarkt  und  Reichsbank. 
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1896  hatte  die  Lage  vornehmlich  der  Privatbankiers  noch  schwie- 
riger gestaltet.  Dazu  kam,  dass  der  im  Frühjahr  1900  einsetzende 
allgemeine  Rückgang  der  Konjunktur  das  gesamte  Bankgewerbe 
empfindlich  traf  und  die  Unternehmungslust  selbst  unserer  grossen 
Banken  bedenklich  lähmte. 

In  dieser  Zeit  nun,  die  deutlich  genug  den  Stempel  schwie- 
riger wirtschaftlicher  Verhältnisse  trug,  tauchte  ganz  unerwar- 
tet die  Nachricht  von  einer  weiteren  Erhöhung  der  Börsen- 
steuer auf. 

Zu  der  vom  Reichstage  am  28.  März  1898  angenommenen 
Marinevorlage  (»Flottengesetz«  vom  10.  April  1898)  brachte  die 
Regierung  im  Jahre  1900  eine  Novelle  ein,  die  eine  wesentliche 
Erhöhung  des  Sollbestandes  der  Flotte  bezweckte.  Die  ver- 
grösserten  Finanzbedürfnisse  für  den  Ausbau  und  die  Vermehrung 
der  Kriegsflotte  machten  zwar  bei  der  in  den  letzten  Jahren  ein- 
getretenen erheblichen  Ertragssteigerung  der  Zölle  und  der  inneren 
Verbrauchssteuern,  deren  Andauer  und  Betrag  freilich  immer 
nicht  ganz  sicher  war  und  von  wirtschaftlichen  und  politischen 
Konjunkturen  mit  abhing ,  die  Erhöhung  neuer  Steuererträge 
durch  die  Gesetzgebung  nicht  unmittelbar  notwendig;  und  von 
diesem  Standpunkte  aus  forderten  die  Regierungen  auch  bei  der 
Einbringung  der  neuen  Flottenvorlage  im  Jahre  1900  keine  neuen 
Steuern.  Aber  richtiger  erschien  es  doch,  namentlich  bei  der 
»führenden  Partei«  im  Reichstage,  dem  Zentrum,  für  alle  Fälle 
Vorkehrungen  zu  treffen  und  zwar  schon  im   Jahre  1900. 

An  direkte  Steuern,  etwa  einer  Reichsvermögenssteuer 
oder  einer  Reichserbschaftssteuer,  von  denen  innerhalb  und  ausser- 
halb des  Reichstages  die  Rede  war,  wollte  man  aus  reichs-  und 
landesrechtlichen  wie  politischen  Gründen  nicht  herangehen,  den 
weiteren  Zugriff  auf  die  linieren  Verbrauchssteuern  und  die 
wichtigeren  Finanzzölle  hatte  man  sich  durch  die  Klausel  im 
Flottengesetz  von  1898  (§  8)  versperrt.  So  blieb  also  nichts 
übrig,  als  einige,  doch  nur  geringfügige  Finanzzölle  zu  erhöhen, 
als  Ergänzung  des  höheren  Champagnerzolles  eine  innere  Schaum- 
weinsteuer als  »Luxussteuer«  für  später  mit  ins  Auge  zu  fassen, 
vor  allem  aber  doch  wieder  die  Börse  und  das  Wertpapier  »bluten« 
zu  lassen. 

Die  Erörterungen  in  der  Flottenkommission  des  Reichstages 
am  30.  März  1900  hatten  die  Bestätigung  dafür  erbracht,  dass  die 
dort    massgebende  Partei    für    die  Aufbrineuns    eines  Teiles    der 
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erforderlichen  Geldmittel  den  geschäftlichen  Verkehr  und  insbe- 
sondere den  der  Börse  heranzuziehen  wünschte.  Ein  von  dem 
Zentrumsabgeordneten  Müller  (Fulda)  ausgearbeiteter  Gesetzent- 
wurf, betreffend  Abänderung  des  Reichsstempelgesetzes  vom 
27.  April  1894,  nach  vorheriger  Verständigung  zwischen  Reichs- 
schatzamt und  Zentrum  ursprünglich  in  der  Kommission  für 
den  Reichs  haushält  als  besonderer  Teil  des  Gesetzes,  be- 
treffend die  deutsche  Flotte,  eingebracht,  war  nachträglich  unter 
dem  I.  Mai  dem  Reichstage  als  schleuniger  Antrag  Müller  (Fulda) 
zugegangen  ^). 

Aus  der  in  diesem  Antrag  vorgeschlagenen  Erhöhung  der 
einzelnen  Steuersätze  und  aus  dem  Mangel  jeder  tieferen  Be- 
gründung ^)  der  weiteren  steuerlichen  Belastung  des  Bank-  und 
Börsenverkehrs,  vor  allem  auch  nach  der  Seite  der  finanzpoliti- 
schen Notwendigkeit  einer  neuen  Heranziehung  der  Börsensteuer, 
ging  mit  Deutlichkeit  hervor,  dass  die  Anhänger  dieser  Vorlage 
die  Steuerfähigkeit  des  Bank-  und  Börsenverkehrs  wesentlich  über- 
schätzten. Die  Mehrzahl  derselben  befand  sich  in  der  optimisti- 
schen Stimmung,  die  in  jener  Zeit  höchsten  wirtschaftlichen  Auf- 
schwunges alle  Welt  erfüllte.  Daraus  erklärt  sich  dann  auch, 
dass  es  den  Interessentenkreisen  und  deren  Vertretern  im  Par- 
lament nicht  gelang,  den  erneuten  Schlag  gegen  Bank  und  Börse 
abzuwenden.  In  Hast  und  Eile  und  ohne  Anhörung  der  durch 
die  Steuer  hauptsächlich  betroffenen  Berufskreise  wurde  die  wei- 
tere Erhöhung  des  Effekten-  und  Umsatzstempels  im  Reichstage 
durchgesetzt  unter  gleichzeitiger  Ausdehnung  des  Effektenstempels 
auf  neue  Objekte  :  Bergwerkspapiere  (Kuxe)  und  Einführung  eines 
neuen  eigenen  Stempels  (Fixstempels)  auf  eine  weitere  Gattung : 
Urkunden  von  Schiffsfrachten^). 

Bei  der  Beurteilung  der  Frage,  wie  ein  solches  doch  immer- 
hin verhängnisvolles  Gesetz,  das  Frhr.  z'.  Thielmann  1902  im 
Reichstage  gelegentlich  der  Vorlage  des  Etats  »ein  Schmerzens- 
kind der  Steuergesetzgebung«  nannte,  überhaupt  zustande  kom- 
men konnte,  muss  berücksichtigt  werden,  dass  die  Reichsregie- 
rung die  mit  dem  Gesetze  vom    14.  Juni    1900  '^)  eingetretene  Er- 


i)  Vgl.  Drucksachen  d.  R.  1898/1900.  VII.  Anlageband  Nr.  713. 

2)  Vgl.  Sten.  Ber.  d.  R.  1898/1900.  VI.  Bd.  S.  5198  ff. 

3)  Die   im  Antrag   Müller  (Fulda)    vorgeschlagene    Besteuerung    von  Schiffsfahr- 
karten u.  s.  w.   hatte  der  Reichstag  abgelehnt. 

4)  Vgl.  Reichsstempelgesetz  vom  14.  Juni  1900. 
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höhung  der  Börsensteuer  nicht  selbst  veranlasste,  dass  sie  viel- 
mehr zu  deren  Einführung  vom  Reichstage  durch  die  Verknüpfung 
des  Börsensteuergesetzes  mit  der  Flottenvermehrungsvorlage  ge- 
zwungen wurde. 

Bekanntlich  hat  speziell  die  letzte  Steigerung  der  Tarifsätze 
aus  den  Kreisen  der  Interessenten  die  heftigste  Anfeindung  und 
schärfste  Verurteilung  erfahren. 

Insbesondere  sehen  die  kleinen  und  mittleren  Banken  und 
Bankiers  in  der  Erhöhung  der  Börsensteuer  von  1894,  vor  allem 
aber  der  von  1900  eine  schwere  Schädigung,  ja  sogar  den  Ruin 
ihres  Gewerbes. 

Es  ist  daher  für  eine  kritische  Untersuchung  die  Frage  von 
Bedeutung,  ob  die  auf  Ermässigung  der  Steuersätze  des  Tarifs 
vom  14.  Juni  1900  gerichtete  Forderung  mit  Rücksicht  auf  das 
kleine  und  mittlere  Bank-  und  Bankiergewerbe  ,  sowie  auch  den 
Arbitrageverkehr,  mit  dem  es  freilich  in  erster  Linie  unsere  Gross- 
banken und  -Bankiers  zu  tun  haben ,  begründet  ist  oder  nicht. 
Und  hiermit  im  Zusammenhange  steht  dann  auch  die  Frage ,  ob 
gegen  die  letzte  steuerliche  Heranziehung  der  Bank-  und  Börsen- 
kreise zu  den  Stempelabgaben  des  Reiches  auch  vom  allgemein 
volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  Einwendungen  zu  erheben 
sind. 

Mit  diesen  Untersuchungen  werden  wir  es  in  den  folgenden 
Abschnitten  zu  tun  haben. 

2.  Die  Ueberwälzungsfrage. 
A.  Allgemeine    Betrachtungen. 

Bevor  wir  uns  den  Untersuchungen  nach  der  Wirkung  der 
Börsensteuer  auf  Börse ,  Bank-  und  Bankiergewerbe  zuwenden, 
ist  es  geboten,  die  Ueberwälzungsfrage  nicht  unberücksichtigt  zu 
lassen. 

Aber  gerade  diese  Untersuchungen ,  denen  bisher  weniger 
Beachtung  geschenkt  ist  als  der  Frage  nach  der  Wirkung  der 
Steuer,  sind  keineswegs  mit  dem  Resultate  anzustellen,  dass  wir 
bei  dieser  oder  jener  Geschäftsart  als  den  Steuerträger  etwa  den 
Schuldner,  oder  den  Vermittler  (Gründer),  oder  den  erwerbenden 
Gläubiger  ^)    bezeichnen    könnten.     Vielmehr    möchte    die    Frage 


i)  Es  ist  zu  beachten,    dass  man  bei    dem  Erwerber    von  Aktien    u.  s.  w.  nicht 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1905.  3.  "3  1 
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nach  dem  schliesslichen  Träger  der  Steuer  und  damit  nach  der 
Quelle,  aus  der  diese  tatsächlich  entrichtet  wird,  abgesehen  von 
der  sogenannten  »Umsatzsteuer«  (bei  welcher  der  Ermittelung  im 
grossen  Ganzen  Schwierigkeiten  nicht  begegnen) ,  doch  nur  von 
Fall  zu  Fall  und  auch  dann  nicht  immer  mit  Bestimmtheit  zu 
entscheiden  sein. 

In  Theorie  und  Praxis  ist  man  heute,  wie  Fr.  J.  Neiimann 
sehr  zutreftend  sagt,  darüber  einig,  dass  es  bei  den  meisten 
Steuern  überhaupt  nicht  ersichtlich  ist,  wer  sie  im  Grunde  trägt. 
»Wer  sie  zahlt,  weiss  man.  Aber  auf  wem  sie,  vulgär  ge- 
sprochen, schliesslich  sitzen  bleiben  und  von  wem  und  auf  wen 
sie  übergewälzt  werden  —  darüber  mangelt  es  regelmässig  durch- 
aus an  genügenden  Grundlagen  der  Erkenntnis«  ^). 

Ob  die  Tabaksteuer  z.  B.  in  Deutschland  zum  Teil  der  Ta- 
bakpflanzer trägt  oder  allein  der  Tabakkonsument ,  wie  weit  die 
Biersteuer  oder  Zuckersteuer  auch  eine  Steuer  der  Bier-  oder 
Zuckerproduzenten  ist  und  wie  weit  sie  die  Konsumenten  drückt, 
lässt  sich  schwer  sagen.  Je  nach  Zeit  und  Oertlichkeit ,  nach 
mehr  oder  minder  entwickelter  Konkurrenz  unter  den  Nachfra- 
genden u.  s.  w.  muss  sich  das  alles  verschieden  gestalten. 

Es  kann  unter  Umständen  die  ganze  Tabaksteuer,  Bier-, 
Zuckersteuer  auf  den  Produzenten  haften  bleiben,  es  kann  aber 
auch  das  Gegenteil  der  Fall  sein.  Und  ähnlich  steht  es  auch  mit 
der  sogen.  Börsensteuer,  die  teils  von  der  Börse,  teils  und  na- 
mentlich von  den  Kapitalisten  im  allgemeinen  getragen  wird. 

Innerhalb  eines  und  desselben  gesetzgebenden  Körpers  und 
innerhalb  derselben,  Steuern  dieser  Art  durchsetzenden  Majorität 
lassen  sich  die  einen  vielleicht  mehr  von  der  Absicht,  den  einen 
Teil,  z.  B.  bei  der  Zucker-  bezw.  Börsensteuer  die  Produzenten 
oder  die  »Börse«,  zu  treffen,  leiten,  die  anderen  mehr  von  der 
Absicht,  den  anderen  Teil,  das  bezügliche  »Publikum«  zu  be- 
lasten. 

Auch  die  Beratungen  über  den  ersten  Börsensteuer-Gesetz- 
entwurf von  i88i,  sowie  über  spätere  bezügliche  Vorlagen  Hessen 
deutlich  genug  erkennen,  dass  innerhalb  der  politischen  Parteien 
die  einen  in  dieser  Steuer  ein  Mittel  sahen,  die  Börse,  den  »Gift- 


von  einem  erwerbenden  »Gläubiger*  sprechen  kann.    Derjenige,  welcher  Aktien  u.  s.  w. 
erwirbt,  ist  nicht   »Gläubiger«,   sondern  Unternehmer. 

i)  Vgl.  Fr.  y.  Newnami^  Die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse.    Leipzig  1SS7, 
S.  483. 
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bäum«  des  wirtschaftlichen  Lebens,  und  das  Grosskapital  j-bluten« 
zu  lassen ,  während  die  anderen  wiederum  mit  solcher  Abgabe 
mehr  die  ^Kunden«  d.  h.  die  Personen,  Rir  deren  Rechnung  die 
steuerpflichtigen  Geschäfte  gemacht  werden ,  getroffen  wissen 
wollten.  Jene  Kreise  bezeichneten  die  Börsensteuer  daher  auch 
vielfach  als  »eine  Kundensteuer«,  eine  Charakterisierung,  aus  der 
ersichtlich  war,  dass  man  mit  der  Möglichkeit  der  Ueberw^älzung 
auf  die  Kunden  des  Bank-  und  Börsengeschäfts  als  einer  fest- 
stehenden Tatsache  rechnen  zu  können  glaubte. 

Die  Regierung  ihrerseits  konnte  angesichts  der  Schwierigkeit 
einer  Vorausbestimmung  der  Steuerquelle  von  vornherein  nur 
von  dem  Wunsche  ausgehen ,  mit  der  Börsensteuer  eine  neue 
Abgabe  einzurichten,  welche  die  ärmeren  Schichten  der  Bevöl- 
kerung garnicht  oder  doch  nur  ausnahmsweise  trifft;  ja  die  Steuer 
sollte,  wie  es  in  der  Thronrede  vom  15.  Februar  1881  hiess,  ge- 
radezu ein  Mittel  zur  Verbesserung  der  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  sein. 

Von  solchem  steuerpolitischen  Gesichtspunkte  aus  durfte  die 
Einführung  der  Börsensteuer  auf  keine  ernsten  Bedenken  stossen. 
Aber  dadurch,  dass  die  Steuer,  wie  wir  sehen  werden,  je  nach 
der  Konjunktur,  den  Geschäftsverhältnissen,  der  wirtschaftlichen 
Stellung  und  der  Stärke  der  Beteiligten  bald  ganz  vom  einen, 
bald  vom  anderen ,  bald  von  beiden  in  Quoten  getragen  wird, 
aber  nicht  allgemein  vorauszusetzen  ist,  was  im  konkreten  Fall 
geschieht,  hat  sie  doch  eine  steuerpolitisch  bedenkliche  Seite. 

B.    Die    Ueberwälzungsfrage    mit    Bezug    auf   den 

Emissions-     oder     Einführungsstempel     (sogen. 

»  E  f  f  e  k  t  e  n  s  t  e  m  p  e  1 «). 

Was  nun  zunächst  die  Frage  nach  dem  Träger  des  Emis- 
sions- oder  Einführungsstempels  betrifft,  so  kann  man,  wenn  auch 
nicht  mit  Sicherheit  in  allen,  so  doch  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
annehmen,  dass  die  wesentlich  nur  als  Vermittler  dienenden  Banken 
und  die  Börse  Mittel  und  Wege  finden,  die  Stempelabgaben  auf 
den  erwerbenden  Gläubiger  ^)  oder  den  Schuldner  überzuwälzen, 
d.  h.  also  mit  anderen  Worten,  dass  Bank  und  Börse  den  Stempel 
in  der  Regel  nur  verauslagen  und  nicht  die  eigentlichen  Träger 
des   Stempels   sind.     Positive    Angaben    aber,    in    welchem  Falle 
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der  erwerbende  Gläubiger  und  wann  der  Schuldner  Steuerträger 
ist,  lassen  sich  bei  Berücksichtigung  der  Natur  des  mobilen  Ka- 
pitals im  allgemeinen  und  des  Geldmarkts  im  besonderen  nicht 
leicht  machen. 

Vor  allem  hängt,  wie  im  obigen  schon  angedeutet,  die  Mög- 
lichkeit der  Ueberwälzung  auch  mit  der  jeweiligen  wirtschaft- 
lichen Stellung  und  Stärke  der  Kontrahenten  zusammen,  so  dass 
beispielsweise  bei  Einführung  von  Anleihen  gut  akkreditierter 
ausländischer  Staaten  andere  Voraussetzungen  hierfür  zu  machen 
sind,  als  bei  Anleihen  von  Staaten  mit  weniger  günstigen  Kredit- 
verhältnissen ,  bei  Emission  von  Kommunalanleihen  wieder  an- 
dere, als  bei  der  von  Hypothekenbank-Pfandbriefen  etc. 

Bei  der  Bedeutung  der  deutschen  Banken  und  deren  Stel- 
lung im  internationalen  Verkehr  werden  ausländische  Staatsan- 
leihen häufig  unter  Mitwirkung  des  deutschen  Kapitals  unterge- 
bracht. Die  Frage  nach  dem  eigentlichen  Träger  des  deutschen 
Effektenstempels ,  der  bei  Einführung  der  ausländischen  Anleihe 
nach  Deutschland  zu  entrichten  ist,  kann  kurz  dahin  beantwortet 
werden,  dass  es  sich  gerade  in  allen  diesen  Fällen 
im  Grunde  lediglich  um  Preisfragen  handelt. 

Die  deutschen  Banken  und  Bankiers,  die  als  Vermittler  zwi- 
schen dem  anleihesuchenden  Staat  und  den  deutschen  Kapita- 
listen anzusehen  sind,  werden  natürlich  ebenso  wie  die  ausländi- 
schen Syndikatsmitglieder  versuchen,  die  Anleihe  zu  einem  mög- 
lichst niedrigen  Kurse  zu  erwerben ;  denn  da  die  auf  dem  An- 
leihegeschäft ruhenden  Spesen  (hierzu  gehören  beispielsweise  In- 
seratgebühren, Kotierungs-  oder  Zulassungs-  und  Einführungs- 
kosten, im  voraus  normierter  Konsortialgewinn  und  Effekten- 
stempel) die  Anleihe  ohnehin  verteuern ,  die  Spannung  zwischen 
Uebernahmekurs  und  Subskriptionskurs  also  nicht  unwesentlich 
für  die  Marktpreiskalkulation  in  Betracht  kommt,  so  muss  seitens 
des  Syndikats  die  Uebernahme  zu  einem  solchen  Kurse  ge- 
schehen, dass  bei  Veranschlagung  der  vorerwähnten  Spesen  die 
Anleihe  schliesslich  zu  einem  den  lokalen,  interlokalen  und  mög- 
lichst auch  internationalen  Geldmarktverhältnissen  angemessenen 
Preise  auf  den  Markt  kommt.  Es  ist  ohne  weiteres  zuzugeben, 
dass  der  Uebernahmekurs  ausser  in  dem  allgemeinen  Geld- 
stande vor  allem  auch  in  der  wirtschaftlichen  Stellung  und  Stärke 
des  Schuldners  sein  Gegengewicht  hat,  so  dass  also  der  Preis  für 
die  Anleihe  von  den  Finanzgruppen  nicht  ohne  Berücksichtigung 
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der  ökonomischen  und  politischen  Lage  des  Schuldners  zu  sti- 
pulieren  sein  wird.  Bei  einer  Zwangslage  wird  allerdings  wohl 
der  betr.  Staat,  um  sein  Kreditbedürfnis  überhaupt  befriedigen 
zu  können,  auch  auf  relativ  ungünstige  Preisangebote  eingehen 
müssen,  und  in  solche  Lage  kann  ein  Staat,  dessen  Kreditfähig- 
keit an  sich  ausser  Frage  steht,  wie  wir  wissen,  in  Kriegszeiten, 
in  wirtschaftlichen  Krisen,  bei  Missernten,  inneren  Unruhen  u.  s.  \v. 
leicht  kommen. 

Fragen  wir  nun,  wer  in  dem  oben  angedeuteten  Falle  der 
Träger  der  deutschen  Steuer  ist,  so  könnte  man  in  der  Tat  bei 
niedrigem  Uebernahmekurs  den  Schuldner,  also  den  ausländischen 
Staat,  als  den  Träger  ansehen,  so  dass  demnach  der  deutsche 
Stempel  die  Wirkung  einer  Kreditverteuerung  hat;  denn  wäre 
kein  EfTektenstempel  zu  erheben,  so  hätte  wahrscheinlich  (be- 
stimmt lässt  sich  das  angesichts  aller  sonstigen  Neben-  und  Be- 
gleiterscheinungen und  Zufälligkeiten,  die  auf  die  Preisbildung  ein- 
wirken, natürlich  nicht  sagen)  der  Schuldner  einen  etwa  um  die 
betr.  Stempelabgabe  höheren  Kurs  für  seine  Anleihe  erzielt.  Ist 
der  Uebernahmekurs  jedoch  an  und  für  sich  relativ  hoch,  so  dass 
durch  die  Spannung  zwischen  Uebernahmekurs  und  Subskriptions- 
kurs die  Anleihe  relativ  nicht  billig,  im  Vergleich  zu  ähnlichen 
Kategorien  von  Wertpapieren,  zu  erwerben  ist,  so  wird  man 
andererseits  sagen  können,  dass  in  solchem  Falle  wohl  der  er- 
werbende Gläubiger,  also  das  Publikum  den  Stempel  trägt.  Wäre 
nämlich  der  Stempel  nicht  zu  berücksichtigen  gewesen,  so  hätte 
die  deutsche  Bankgruppe  die  Anleihe  zu  einem  um  die  Stempel- 
abgabe niedrigeren  Kurse  an  den  Markt  bringen  können. 

Möglich  ist  es  aber  auch,  dass  die  deutschen  Vermittler  in 
Anbetracht  des  niedrigeren  Effektenstempels  im  Auslande  den 
Subskriptionskurs  in  Deutschland  so  normieren,  dass  sie  indirekt 
die  Steuerträger  werden.  Sie  werden  also  in  solchem  Falle  den 
beabsichtigten  Konsortialgewinn  um  das  »Mehr<'  des  deutschen 
Stempels  gegenüber  dem  des  Auslandes  kürzen,  damit  die 
Spannung  zwischen  dem  deutschen  Emissionskurs  und  den  Kursen, 
zu  denen  die  Anleihe  im  Auslande  aufgelegt  ist,  nicht  zu  gross 
wird.  Dies  wäre  dann  der  Fall,  wenn  Gefahr  bestände,  dass 
deutsche  Kapitalisten  eben  in  Anbetracht  der  etwaigen  Kurs- 
differenz mit  Vorteil  im  Auslande  zeichnen  und  ihre  Stücke  auch 
im  Auslande  belassen  könnten. 

Dabei  ist  jedoch  zu  berücksichtigen,   dass  die  Schwankungen 
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der  Wechselkurse  die  geringe  Spannung  in  den  verschiedenen 
Subskriptionskursen  in  der  Regel  ausgleichen  werden,  einen 
nennenswerten  Vorteil  also  illusorisch  machen.  Das  Ganze  würde 
also  bestenfalls  auf  eine  Spekulation  auf  die  Wechselkurse  an  den 
verschiedenen  Börsen,  und  damit  auf  ein  Arbitragegeschäft  hin- 
auslaufen, dem  sich  das  Publikum  doch  nur  in  Ausnahmefällen 
zuwendet.  Somit  kämen  in  der  Tat  die  vermittelnden  Banken 
kaum  als  eigentliche  Träger  des  Efifektenstempels  in  Frage. 

Ganz  allgemein  wird  man  daher  bei  der  Frage  nach  dem 
eigentlichen  Träger  des  Effektenstempels  (Emissions-Einführungs- 
stempels)  in  der  Annahme  nicht  fehl  gehen,  dass  bei  billigem 
Geldstande  und  entsprechend  grosser  Nachfrage  nach  Rentenan- 
lagen in  der  Regel  der  erwerbende  Gläubiger  die  Steuer  trägt, 
da  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Konkurrenz  der  internationalen 
Haute  Finance  der  Schuldner  nicht  gezwungen  sein  dürfte,  durch 
entsprechenden  Preisnachlass  Träger  des  Stempels  zu  werden. 

Andrerseits  wird  bei  teurem  Geldstande  und  geringer  Nach- 
frage der  emittierende  Staat  indirekt  der  Steuerträger  sein,  und 
zwar  insofern,  als  das  Konsortium  die  Anleihe  zu  einem  der- 
artigen Kurse  übernehmen  wird,  dass  auch  trotz  des  nicht  uner- 
heblichen Agios,  das  durch  die  Spannung  zwischen  Uebernahme- 
kurs  und  Subskriptionskurs  entstehen  muss,  die  Anleihe  noch  ein 
gutes  d.  h.  begehrtes  Anlagepapier  bleibt,  oder  mit  anderen 
Worten:  das  Konsortium  wird  die  Anleihe  bei  Berücksichtigung 
aller  auf  dem  Geschäft  ruhenden  Spesen  möglichst  billig  zu  er- 
werben suchen  und  somit  indirekt  den  Schuldner  zum  Träger 
der  Steuer  machen. 

Fassen  wir  unter  dem  Gesichtspunkt  der  zu  behandelnden 
Frage  unsere  inländischen  Werte  ins  Auge,  so  scheiden  zunächst 
für  unsere  Untersuchungen  die  Renten-  und  Schuldverschreibungen 
des  Reiches  und  der  Bundesstaaten  aus,  da  sie  von  der  Abgabe 
befreit  sind.  Bei  Anleihen  der  Kommunalverbände 
und  Kommunen  hängt  die  Frage  nach  dem  eigentlichen 
Steuerträger  aufs  engste  mit  dem  jeweiligen  Stand  der  Konjunktur 
zusammen.  In  wirtschaftlich  günstiger  Zeit  oder  bei  billigem 
Geldstande  wird  zweifellos  wohl  der  erwerbende  Gläubiger  den 
Emissionsstempel  zu  tragen  haben,  und  dies  schon  um  so  eher, 
als  Anleihen  der  Kommunalverbände  etc.  in  der  Regel  zu  den 
beliebteren  Anlage  werten  gehören. 

Ist    der  Geldstand   jedoch  kein  flüssiger,    gibt  ferner  die  ge- 
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schäftliche  oder  politische  Konstellation  im  Lande  zu  irgend 
welchen  Bedenken  Anlass,  so  wird  die  betreffende  Kommune  die 
Steuer  auch  wohl  selbst  übernehmen  müssen,  so  dass  in  solchem 
Falle  die  Steuer  die  nicht  immer  erwünschte  Wirkung  einer 
Kreditverteuerung  und  -erschwerung  für  den  Emittenten  hat  und 
somit  das  gesamte  Gemeinwesen  trifft. 

Weniger  schwierig  liegen  die  Verhältnisse  für  die  Bestimmung 
des  Steuerträgers  bei  den  G  r  u  n  d  k  r  e  d  i  t-  und  Hypo- 
thekenbanken, sowie  den  Landschaften.  In  der 
Regel  übernehmen  die  ersteren  die  Kosten  für  Pfandbriefan- 
fertigung und  Versteuerung  als  Betriebsspesen.  Die  Deckung  er- 
folgt dann  aus  dem  Gewinn  der  Bank  oder  aus  zu  diesem  und 
ähnlichem  Zwecke  gebildeten  Fonds. 

Alfred  Meyer  hebt  in  seiner  Geschichte  der  deutschen  Börsen- 
steuern 1881/1900  hervor,  dass  die  einmalige  steuerliche  Abgabe 
gerade  bei  den  Hypothekenbanken,  die  oftmals  Provisionen  bis 
zu  2°/o  für  die  Unterbringung  ihrer  Pfandbriefe  den  vermittelnden 
Banken  und  Bankiers  zu  gewähren  in  der  Lage  sind,  keine  Rolle 
spielt.  Indessen  sind  die  Hypothekenbanken  nicht  die  schliess- 
lichen  Steuerträger,  da  sie  ihre  Spesen  durch  Anrechnung  höherer 
Zinssätze  auf  den  Darlehnsnehmer  überwälzen  werden. 

Die  Landschaften,  die  zum  grossen  Teil  ihre  Pfandbriefe  als 
Darlehnsvaluta  voll  d.  h.  zum  Parikurs  in  Zahlung  geben,  legen 
die  Steuer  regelmässig  auch  nur  aus,  um  dieselbe  bei  der  Be- 
leihung auf  den  Darlehnsnehmer  gleichfalls  überzuwälzen. 

Nicht  so  einfach  ist  es,  b  e  i  R  e  n  t  e  n-  u  n  d  S  c  h  u  1  d  v  e  r- 
Schreibungen,  die  für  den  Handelsverkehr  bestimmt 
sind,  also  vornehmlich  bei  Obligationen  grosser 
industrieller  Unternehmungen,  zu  entscheiden,  wie  die 
Verteilung  des  Emissionsstempels  schliesslich  vor  sich  geht.  Hier 
spielt  wiederum  wie  bei  den  Kommunalpapieren  die  Konjunktur 
die  Hauptrolle,  und  zwar  dergestalt,  dass  bei  günstigen  Geschäfts- 
verhältnissen gewöhnlich  durch  entsprechenden  Kursaufschlag  der 
erwerbende  Gläubiger  den  Stempel  indirekt  zu  zahlen  haben  wird, 
während  in  Zeiten  geringer  Nachfrage  die  Emissionssteuer  von 
dem  Schuldner  getragen  werden  muss. 

Bei  Begründung  von  Aktiengesellschaften  gehört 
die  Steuer  in  den  meisten  Fällen  zu  den  sonstigen  Gründungs- 
spesen. Im  übrigen  ist  sie  je  nach  dem  Gründungsvertrage  zu- 
nächst   von    dem  Gründer    oder  Vermittler  d.  h.  durch    die    den 
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Gründungsakt  vermittelnde  Bank  zu  tragen.  Sind  die  Aktien  zur 
Börsennotiz  zugelassen,  so  dürfte  die  Steuer  ohne  Schwierigkeit 
auf  den  Käufer  überzuwälzen  sein,  was  dann  im  Subskriptionskurs 
zum  Ausdruck  kommt. 

Findet  eine  Kapitalsv^ermehrung  durch  Auflage  neuer  Aktien 
statt,  so  trägt  entweder  das  Unternehmen  oder  der  Käufer  der 
Aktien  die  Steuer. 

Im  Falle  einer  Zinsreduktion  (Konversion),  die  bei  den  in 
Frage  kommenden  Wertpapieren  durch  entsprechenden  Aufdruck 
kenntlich  gemacht  wird ,  verzichtet  der  Steuerfiskus  auf  den 
Stempel,  forderte  jedoch  noch  bis  vor  kurzem  die  Abgabe  in 
allen  denjenigen  Fällen,  wo  die  Schuldner  an  Stelle  der  alten 
Appoints  neue  anfertigen  Hessen. 

Zusammenfassend  kann  man  schliesslich  wohl  sagen,  dass  es 
sich  bei  der  Frage,  ob  eine  Ueberwälzung  des  sogenannten  Effekten- 
stempels Platz  greift,  um  ein  Preisproblem  handelt,  und  die  Be- 
stimmung der  reellen  Steuerquelle,  aus  der  die  Steuer  entrichtet 
wird,  zweifelhaft  bleibt  und  bleiben  wird.  Allerdings  ist  es  nicht 
zu  leugnen,  dass  die  Möglichkeit,  den  Effektenstempel,  der  als 
Analogon  der  Immobiliar-Besitzwechselabgaben  gelten  kann,  auf 
den  erwerbenden  Gläubiger  ^)  fortzuwälzen,  im  allgemeinen  vor- 
handen ist;  die  praktische  Durchführung  stösst  aber  dabei  häufig 
auf  Schwierigkeiten,  die  der  Verteilung  der  Steuern  nach  den 
Grundsätzen  der  Gerechtigkeit,  hier  speziell  der  Gleichmässigkeit 
überhaupt  begegnen. 

C.  Die    Ueberwälzungsfrage    mit    Bezug    auf   den 
Umsatzstempel. 

Mit  derartigen  Problemen  der  Ueberwälzungstheorie  hat  es 
die  Umsatzsteuer  im  grossen  und  ganzen  weniger  zu  tun.  Sieht 
man  hier  von  solchen  Geschäften  ab,  die  Bank  und  Bankier  für 
eigene  Rechnung  abschliessen,  wozu  sie  in  ihrer  Funktion  als 
Vermittler  des  Geld-  und  Kreditverkehrs  im  grossen  Stil  ja  viel- 
fach gezwungen  sind,  so  besteht  für  sie  in  der  Regel  die  sichere 
Aussicht,  die  verauslagte  Steuer  auf  ihre  Kommittenten  fortzu- 
wälzen.    Das  ist  ja  auch  die  Absicht  des  Gesetzes. 

Hierbei  kam  bis  zur  letzten  Stempelerhöhung  im  Jahre  1900 
einmal    der  Schlussnotenstempel   zwischen  der  betreffenden  Bank 
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und  ihrem  Kunden,  sodann  auch  noch  '/o  Stempel  /wischen  der 
Bank  und  ihrem   Gegenkontrahenten  in  Betracht. 

Bemerkenswert  ist,  dass  unsere  ersten  Banken  und  Bankiers 
ihre  bisherigen  Usancen  in  der  Berechnung  des  Schlussnoten- 
Stempels,  welcher  bei  Ausführung  der  Aufträge  ihrer  Kommit- 
tenten in  Rechnung  zu  stellen  ist,  seit  1900,  also  mit  Einführung 
des  letzten  Börsensteuergesetzes  durch  höhere  Stempelbelastung 
abgeändert  haben'),  da  mit  Einführung  der  Besteuerung 
sogen.  Kompensationsgeschäfte  (Gesetz  \'  o  n  1900) 
die  nicht  unerheblichen  bisherigen  Nebeneinnahmen  aus  der  be- 
treftenden  Stempelersparnis  in  Fortfall  gekommen  sind,  und  auf 
diese  Weise  ein  gewisser  Ersatz  geschafft  werden  sollte.  Dieser 
Ersatz  erschien  den  Banken  notwendig,  da  sie  gezwungen  sind, 
sich  zwecks  Ausführung  ihrer  Ordres  häufig  der  Maklerbanken 
zu  bedienen,  denen  sie  den  vollen  Stempel  vergüten  müssen.  Bei 
Berechnung  nur  des  halben  Stempels,  der  sonst,  wie  im  vorher- 
gehenden erwähnt,  zwischen  Bank  und  Börsenmakler  üblich  ist, 
würden  die  betreffenden  Banken  einen  direkten  Ausfall  an  Stempel- 
auslagen erleiden.  Auch  hieraus  ist  ersichtlich,  dass  die  Voraus- 
bestimmung der  Steuerquelle  bei  der  Umsatzsteuer  möglich,  und 
die  Bezeichnung  »Kundensteuer«  wenigstens  mit  Bezug  auf  den 
Umsatzstempel  in  den  meisten  Fällen  wohl  begründet  ist. 

Wenn  die  Aeltesten  der  Berliner  Kaufmannschaft  in  ihrer 
Kollektiveingabe  an  den  Reichstag  vom  5.  Januar  1893  gleich- 
wohl in  der  Notwendigkeit  einer  Herabsetzung  der  Bedingungen 
mit  Rücksicht  auf  die  wachsende  Konkurrenz  des  Auslandes 
gegenüber  dem  heimischen  Bankkommissionsgeschäft  eine  indirekte 
Ueberwälzung  der  Umsatzsteuer  auf  die  Banken  zu  erkennen 
glauben,  so  möchte  ich  im  Gegensatz  zu  Alfred  Meyer  ^)  die 
Möglichkeit  des  ursächlichen  Zusammenhanges  dieser  Massnahme 
mit  der  Börsensteuer  keineswegs  in  Abrede  stellen.  Aber  es 
kommt  doch  für  die  Konkurrenz  des  Auslandsmarktes  immerhin 
nur  eine  bestimmte  Art  von  Kommissionsgeschäften  in  Betracht, 
so  dass  mit  Bezug  auf  das  inländische  Bankkommissionsge- 
schäft die  Möglichkeit  einer  Ueberwälzung  der  Steuer  vom  Kom- 
missionär auf  den  Kommittenten  ohne  anderweitige  Rückwirkung 
auf  die  vermittelnde  Bank  ohne  weiteres  feststeht.  Dass  freilich 
die  Steuer    an    und    für    sich    das    kleine  und  mittlere  Bankkom- 


1)  Zirkular  v.   30.  Juni  1900. 

2)  Vgl.  Alfred  Meyer  S.   39. 
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missionsgeschäft,  und  hier  wiederum  vornehmlich  das  der  Provinz 
schwer  geschädigt  hat,  soll  nicht  geleugnet  werden,  doch  hängt 
diese  Wirkung  im  wesentlichen  mit  anderen  Mom_enten  als  den 
steuertechnischen  Fragen  der  Ueberwälzung  zusammen.  Bei  der 
unvermeidlich  schwierigen  technischen  Konstruktion  der  Steuer, 
welche  demgemäss  auch  die  Klagen  der  Bankwelt  vielfach  be- 
rechtigt erscheinen  lässt,  liegt  die  entscheidende  Frage  für  die 
Beurteilung  der  Börsensteuer  nicht  sowohl  in  erster  Linie  in  dem 
Problem  der  Ueberwälzung  und  der  steuerlichen  Belastung  der 
Banken,  als  vielmehr  in  der  Feststellung,  welche  Folgen 
die  Börsensteuer  für  das  kleine  und  mittlere  Bank-  und  Bankier- 
gewerbe gehabt  hat. 

3.  Die  W^irkung    der    Steuer    auf  Börse,    Bank-    und  Bankier- 
gewerbe. 

A.    Die    Konzentration    der    Börsengeschäfte    in 

Berlin. 

In  Kreisen,  welche  die  Besteuerung  des  Bank-  und  Börsen- 
verkehrs im  Prinzip  als  berechtigt  anerkennen ,  ist  vielfach  noch 
die  Ansicht  vertreten ,  dass  der  in  den  letzten  Jahren  deutlich 
wahrzunehmende  Rückgang  des  Bank-  und  Börsengeschäfts  als 
Folgeerscheinung  der  Börsensteuer  nicht  oder  doch  keineswegs 
in  dem  Umfange  anzusehen  ist,  wie  dies  von  allen  Beteiligten 
stets  betont  wird. 

Manche  weisen  dabei  in  erster  Linie  auf  den  für  alle  Wirt- 
schaftsgebiete zu  beobachtenden  Rückgang  der  Konjunktur 
nach  1900,  der  notwendigerweise  das  »Herz«  der  gesamten  Wirt- 
schaftsorganisation ganz  besonders  in  Mitleidenschaft  ziehen  müsse ; 
andere  wieder  sind  versucht,  viel  eher  als  in  der  S  teu  e  r  gesetz- 
gebung ,  in  dem  Erlass  des  Börsengetzes  vom  Jahre  1896 
die  Leidensquelle  für  Bank  und  Börse  und  den  Kapitalmarkt 
schlechthin  zu  erblicken. 

Für  alle  diejenigen  Beobachter  wirtschaftlicher  Vorgänge,  die 
das  Wesen  des  Verkehrs  mit  seinen  tausendfachen  Versorgungs- 
kanälen und  seiner  steten  Bewegung  des  Geldmarktes  richtig 
verstehen,  wird  es  freilich  ohne  weiteres  klar  sein,  dass  die  zu- 
sammengehörenden Faktoren  Bank  und  Börse,  diese  Hauptorgane 
des  interlokalen  und  internationalen  Geld-  und  Zahlungsverkehrs, 
von  einer  sinkenden  Konjunktur  nicht  verschont  bleiben  können; 


Die  Wirkungen  der  deutschen  Börsensteuergesetzgebung.  479 

und  ebenso  wird  auch  kein  einsichtsvoller  Beurteiler  den  Einfluss 
des  Börsengesetzes  mit  seinen  restriktiven  Massnahmen  auf  Bank 
und  Börse  leugnen  können.  Gerade  das  Börsengesetz  von  1896, 
Vv'elches  in  seinen  wesentlichen  Bestimmungen  Versuche  der  Re- 
gierung darstellt,  Missstände,  die  aus  dem  Börsenterminhandel 
hervorgehen,  zu  beseitigen,  und  nicht  eine  Geschäftsart  zu  unter- 
binden bezweckte,  die  bei  ihren  zweifellos  argen  Missbräuchen 
doch  ganz  vornehmlich  geeignet  ist,  Preis  und  Absatz  sicher  zu 
stellen,  gilt  ja  neben  der  Börsensteuergesetzgebung  als  Schmer- 
zenskind deutscher  Gesetzgebung. 

Aber  daneben  bietet  auch  die  Geschichte  der  Börsensteuer 
mit  ihrem  Erfahrungs-  und  Beweismaterial,  welches  man  freilich 
mit  Rücksicht  auf  das  kaum  länger  als  20jährige  Bestehen  der 
bezgl.  Gesetzgebung  keinesfalls  als  völlig  abgeschlossen  betrachten 
darf,  dennoch  heute  schon  einen  wichtigen  Anhalt  für  die  An- 
nahme einer  ungünstigen  Wirkung  dieses  Teils  der  Reichsstempel- 
gesetzgebung auf  Bank-  und  Börsengeschäft,  so  dass  gegenüber 
den  Härten  und  Schäden  dieser  Steuer  die  Stellung  gewisser, 
Bank  und  Börse  nicht  eben  besonders  günstig  beurteilenden 
Kreise  zu  der  Steuer  nicht  ganz  frei  von  Parteilichkeit  genannt 
werden  kann. 

Zwar  muss  zugegeben  werden ,  dass  der  kritischen  Unter- 
suchung, in  w^elchem  Masse  die  Steuer  an  dem  allgemeinen  Rück- 
gang des  Bankgeschäftes  beteiligt  ist,  grosse  Schwierigkeiten  er- 
wachsen, da  in  der  Tat  gerade  wegen  der  Verquickung  des  Bör- 
sengesetzes mit  der  Steuer  in  einer  Zeit  allgemein  rückgängiger 
Konjunktur  unseres  gesamten  heimischen  Wirtschaftslebens  über- 
haupt der  Einfluss  der  Steuer  keineswegs  immer  klar  hervortritt. 
Dazu  kommt,  dass  die  Steuer,  abgesehen  von  der  Arbitrage,  bei 
ihrem  indirekten  Charakter  doch  meistens  erst  an  zweiter  oder 
dritter  Stelle  wirkt  und  daher  auch  erst  bei  Berücksichtigung  aller 
Neben-  und  Begleiterscheinungen  ein  wirklich  sachliches  Urteil 
zulässt. 

Diese  begleitenden  Umstände  müssen  aber  ganz  vornehmlich 
bei  Beurteilung  der  Börsensteuer  mitberücksichtigt  werden,  und 
der  Umstand,  dass  ein  nicht  geringer  Teil  der  Gegner  der  Steuer 
die  letztere  fast  ausnahmslos  als  unmittelbare  Ursache  bestimmter 
Erscheinungen  hinstellt,  lässt  auch  auf  dieser  Seite  den  Vorwurf 
einer  keineswegs  immer  streng  sachlichen  Kritik  berechtigt  er- 
scheinen. 
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Schon  während  der  ersten  parlamentarischen  Erörterungen 
über  die  Börsensteuer  gaben  einzehie  Vertreter  der  Bank-  und 
Börseninteressenten  der  Befürchtung  Ausdruck,  dass  die  Börsen- 
steuer ein  wesenthch  förderndes  Moment  für  die  ohnehin  zu  beob- 
achtende Konzentration  der  Börsengeschäfte  in  BerUn  und  damit 
Ursache  für  einen  Rückgang  des  Provinzialbankgeschäfts  werden 
könnte.  In  einer  Zeit,  in  der  fast  auf  allen  Erwerbsgebieten  des 
wirtschaftlichen  Lebens  das  Streben  nach  Zentralisation  scharf 
hervortrat,  der  Grossbetrieb  sich  allmählich  überwiegend  geltend 
machte,  war  freilich  diese  Bewegung  der  Konzentration  auch  im 
Bank-  und  Börsengeschäft  ohne  Börsen  Steuer  von  vorn- 
herein vorauszusehen. 

Die  Umsätze  konnten  hier  diesem  allgemeinen  Zug  unserer 
Zeit  m.  E.  um  so  eher  folgen,  als  die  wenigen  Hauptbörsen  zu- 
gleich die  Zentralmärkte  des  gesamten  Kapital-  und  Kreditver- 
kehrs überhaupt  vorstellten  ,  von  denen  aus  ja  erst  der  Versor- 
gungs-  und  Verteilungsprozess  durch  die  kleineren  Provinzial- 
Börsen  und  -Banken  vor  sich  ging.  Und  je  mehr  sich  die  Ka- 
pital- und  Kreditansprüche  an  die  letzteren  steigern,  um  so  stärker 
tritt  das  Bestreben  der  Banken  hervor,  durch  Zusammen- 
ziehen von  Mitteln  und  Kräften  die  Bedürfnisse  der  Volks- 
wirtschaft von  einem  Punkte  aus  zu  befriedigen  und  zu  re- 
gulieren. 

Die  Bedeutung  der  Börsen  von  Breslau,  Frankfurt  a/M.,  Ham- 
burg und  München  trat  bereits  vor  Einführung  der  Börsensteuer 
gegenüber  der  Berliner  Börse  erheblich  zyrück,  und  mit  dem  er- 
staunlichen und  schier  beunruhigenden  Wachstum  dieses  Platzes 
Hand  in  Hand  wuchs  auch  die  Bedeutung  desselben  als  Welt- 
börse, sank  das  Prestige  von  Breslau,  München,  Hamburg,  vor 
allem  aber  des  einst  so  blühenden  Frankfurt  a/M.  Besonders  die 
70er  Jahre  erbrachten  den  Beweis,  dass  Deutschlands  .grösster 
Börsenplatz  sich  zu  einer  Weltbörse  ersten  Ranges  emporgear- 
beitet hatte ,  neben  der  unsere  übrigen  nationalen  Grossbörsen 
immer  mehr  und  mehr  zurückblieben. 

Mit  Rücksicht  auf  diesen  zentralistischen  Zug ,  der  speziell 
im  Bankwesen  typisch  zu  sein  scheint  und  nicht  nur  bei  uns  in 
Deutschland  beobachtet  ist  ^),  kann  es  sich  also  bei  unserer  Unter- 
suchung nach  dem  Einfluss,    den  die  Börsensteuer  auf  die  Kon- 


i)  Vgl.  auch  Denkschrift  des  Zentralverbandes  des  Deutschen  Bank-  u.  Bankier- 
gewerbes (E.  V.),  Berlin  im  Dezember  1903,  S.  39. 
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zentration  des  Geschäfts  in  Berlin  <,fehabt  hat,  im  wesentlichen 
auch  nur  um  die  Frage  handeln  ,  ob  durch  K  i  n  f  ü  ii  r  u  n  g 
derBör  sensteuer  dieserZentralisationsprozess 
noch  beschleunigt  oder  begünstigt  wird. 

Im  vorhergehenden  ist  bereits  betont  worden,  dass  eine  un- 
mittelbare Wirkung  der  Börsensteuer  auf  das  Bankgeschäft  sich 
schwer  nachweisen  lässt;  bei  einem  Versuche,  einen  Vorgang  im 
wirtschaftlichen  Leben  als  die  ausschliessliche  Folge  dieser  Steuer 
zu  erklären  (immer  freilich  abgesehen  von  der  Arbitrage ,  deren 
ursächlicher  Zusammenhang  mit  der  Börsensteuer  am  wenigsten 
in  Frage  stehen  kann),  müssen  wir  bald  erkennen,  dass  neben 
der  Steuer  auch  noch  andere  Umstände  zu  berücksichtigen  sind, 
die  den  Einfluss  der  Börsensteuer  häufig  hinter  anderen  mitspre- 
chenden Faktoren  weiter  zurücktreten  lassen. 

Ganz  allgemein  sehen  wir  heute  die  Ansicht  vertreten,  dass 
man  in  grossen  Geschäften  besser  und  billiger  kauft  als  in  klei- 
neren, dass  die  Grossstadt  als  Bezugsquelle  mehr  zu  bieten  ver- 
mag als  die  Provinzialstadt.  Wenn  aber  die  räumliche  Entfer- 
nung auch  hier  zu  Gunsten  des  W  a  r  e  n  Verkehrs  eine  Verlegung 
der  Bezugsquelle  vielfach  unmöglich  macht  oder  doch  erschwert, 
so  ist  das  b  e  w  e  g  1  i  c  h  e  K  a  p  i  t  a  1  an  diese  örtlichen  Schranken 
nicht  gebunden.  Es  hat  das  Bestreben,  dorthin  auszuwandern, 
wo  es  den  besten  Markt  findet.  —  Bequemlichkeit,  Unkenntnis 
der  Marktverhältnisse  ,  persönliche  Beziehungen  des  Kunden  zu 
dem  Provinzialbankier ,  vor  allem  der  Einfluss  des  letzteren  als 
Berater  seiner  Kunden  in  Vermögensangelegenheiten  werden  zwar 
auch  hier  dem  Provinzialbankier  einen  gewissen  festen  Stamm  von 
Klienten  erhalten ;  andererseits  aber  liegt  es  sehr  nahe,  dass  Ka- 
pitalisten besonders  in  Anbetracht  der  vortrefflichen  und  sichern 
Verkehrsvermittlung  durch  Post,  Telegraph  und  Telephon  schliess- 
lich doch  nach  Verbindung  mit  einer  Grossbank  streben  und  zum 
mindesten  grössere  ^Aufträge  zwecks  Ersparung  doppelter 
Provision  mit  Umgehung  ihres  heimischen  Bankiers  direkt  durch 
einen  Bankier  am  Börsenplatz  ausführen  lassen. 

Dass  hierbei ,  wenn  nun  einmal  doch  schon  der  Provinzial- 
bankier übergangen  wird,  in  den  weitaus  meisten  Fällen  nur  die 
Berliner  Börse  in  Frage  kommt,  dürfte  nach  dem  Vorhergesagten 
klar  sein. 

Diese  Umgehung  des  Provinzialbankiers  ist  freilich  besonders 
auffällig  zu  Tage  getreten  nach  Einführung  der  prozentualen 
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Steuer  im  Jahre  18S5.  Bis  dahin  hatte  der  Kunde,  der  seinem 
Bankier  in  der  Provinz  eine  Kauf-  oder  V^erkaufsordre  über  einen 
beliebig  hohen  Betrag  erteilte,  an  Stempelkosten  j\Ik.  0.50  d.  i. 
den  2^/2fachen  Stempel  zu  entrichten  und  z\var  i/i  (20  Pf.)  Schluss- 
scheinstempel zwischen  ihm  und  seinem  Kommissionär  (in  diesem 
Falle  dem  Provinzbankier) ,  ferner  i/i  Stempel  (20  Pf.)  für  den 
Schlussschein,  der  zwischen  Provinzbankier  und  der  ausführenden 
Bank  in  Berlin  gewechselt  wurde,  und  schliesslich  ^2  Stempel 
(10  Pf.)  als  Anteil  der  Schlussscheinsteuer  zwischen  der  Berliner 
Bank  und  deren  Gegenkontrahenten. 

Diese  im  ganzen  geringe  Abgabe  konnte,  zumal  ein  Zwang 
zur  Ausstellung  von  Schlussnoten  nicht  bestand,  begreiflicherweise 
ein  wesentliches  zu  emer  allgemeinen  Flucht  der  Umsätze  nach 
dem  grösseren  Börsenplatze  nicht  beitragen.  Schon  anders  ge- 
stalteten sich  freilich  die  Verhältnisse,  als  im  Jahre  1885  an  Stelle 
des  Fixstempels,  der  für  alle  Geschäfte  (ausschliesslich  der  auf 
Zeit  abgeschlossenen)  bisher  20  Pf.  betragen  hatte,  die  prozen- 
tuale Abgabe  von  i/io  pro  Mille  (börsenmässiger  Warenverkehr 
2/10  pro  ]\Iille)  und  zugleich  Schlussnotenzwang  eingeführt  wurde. 

Bei  den  einschlägigen  Beratungen  über  diesen  Teil  des  Ge- 
setzes vergegenwärtigte  man  sich,  dass  der  Provinzialbankier  mit 
Einführung  dieses  Gesetzes  gegenüber  dem  Bankier  am  Börsen- 
platze erheblich  im  Nachteil  sein  würde.  Der  Provinzialbankier, 
der  bei  seinen  in  der  Regel  doch  geringen  Efifektenbeständen  nur 
als  Kommissionär  auftreten  kann  und  die  Wertpapiere  erst  in 
Berlin  beschallt,  musste,  wenn  er  die  Stempelkosten  nicht  selbst 
übernehmen  wollte,  seinem  Kommittenten  den  2  ^a  fachen  Stempel 
in  Rechnung  stellen. 

Es  wurde  daher  bereits  1885  die  beachtenswerte  Neuerung 
eingeführt,  dass  der  Bankier  in  der  Provinz  ermächtigt  sein  sollte, 
die  Originalschlussnote  seines  Korrespondenten  am  Börsenplatze 
seinem  Kommittenten  weiterzugeben ,  wenn  er  dieselbe  mit  dem 
Vermerk   »In  Kommission«   versah. 

Damit  ersparte  der  Provinzialbankier  seinem  Kommittenten 
einen  vollen  Stempel  und  konnte  ihn,  wenigstens  was  die  Stem- 
pelabgaben anbetraf,  ebenso  billig  wie  die  Bank  am  Börsenplatz 
bedienen. 

Praktisch  ist  diese  Neuerung  jedoch  überschätzt  worden.  Die 
Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  der  Bankier  in  der  Provinz  von  dieser 
Erlaubnis    der  Schlussscheinweitergabe    wenig  Gebrauch    machte, 
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da  er  seinen  Korrespondenten  nicnt  ^ern  angab.  Der  Provinzial- 
bankier  wollte  erklärlicherweise  seine  Bezugsquelle  nicht  so  ohne 
weiteres  verraten,  um  seinen  Kommittenten  nicht  Mittel  und  Wege 
zu  weisen ,  sich  direkt  mit  seinem  Korrespondenten  in  Verbin- 
dung setzen  zu  können  und  somit  also  noch  das  Seinige  beizu- 
tragen, Kunden  zu  verlieren. 

Die  in  Berücksichtigung  dieser  Tatsachen  im  Jahre  1894  in 
Kraft  getretene  weitere  tlrleichterung ,  dass  der  Provinzialbankier 
fortan  die  Originalschlussnote  seines  Korrespondenten  am  Haupt- 
börsenplatze an  den  Kommittenten  nicht  \veiterzageben  brauchte, 
wurde  daher  von  allen  beteiligten  Kreisen  im  Sinne  einer  sehr 
zweckmässigen  Schutzmas-snahme  lebhaft  begrüsst.  Von  nun  an 
fertigte  der  Bankier  in  der  Provinz  semem  Kommittenten  eine 
besondere  stempelfreie  Schlussnote  aus,  die  er  mit  dem  Vermerk 
versieht,  :>dass  sich  eine  versteuerte,  über  denselben  Betrag  oder 
dieselbe  Menge  und  denselben  Preis  lautende  Schlussnote  mit  zu 
bezeichnender  Nummer  in  seinen  Händen  befinde  . 

Diese  Neuerung  musste  um  so  ^villkommener  sein,  as  ih'j^ 
der  bbherige  Umsatzstempel  im  Effektenverkehr  von  i/io  auf 
2/10  und  dann  im  Jahre  1900  für  gewisse  Wertpapiere  sogar  auf 
3/10  pro  Mille  erhöht  wurde. 

Auch  sonst  war  die  Regierung  nach  Kräften  bemüht,  die 
Disparität  des  Provinzialbankiers  wie  überhaupt  des  kleineren  und 
mittleren  Bank-  und  Bankiergewerbes  gegenüber  den  Grössbanken 
nach  Möglichkeit  durch  gesetzliche  Bestimmungen  zu  beseitigen. 
Dies  geschah  beispielsweise  durch  die  Besteuerung  der 
Kompensationsgeschäfte,  aus  welchen  den  Grössbanken 
durch  Stempelersparnis  nicht  unbeträchtliche  Nebeneinnahmen  bis 
zum  Jahre  1900  zuflössen. 

Die  Einführung  der  sogen,  Kompensationssteuer  im  Jahre 
1900,  die  schon  1894  angeregt,  aber  wegen  juristischer  oder  prak- 
tischer Schwierigkeiten  im  Reichstage  bekämpft  und  abgelehnt 
worden  war,  sollte  ein  Mittel  sein,  das  üebergewicht  zwischen 
der  Gross-  und  Kleinbank  in  der  Weise  auszugleichen,  dass  man 
die  aus  solchen  Geschäften  » In  sich «  resultierende  einmalige 
Stempelersparnis  in  Form  besonderer  Stempelergänzungsscheine, 
und  zwar  in  Höhe  eines  vollen  Stempels  für  den  Fiskus  gewann. 

Aus  allen  diesen  Massnahmen  geht  zweifellos  hervor,  dass 
man  die  Gefahr,  das  Provinzialbankgeschäft  mit  der  Börsensteuer 
besonders  hart  zu  treffen,    voraussah    und   demgemäss  Erleichte- 
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rung  nach  dieser  Richtung  zu  schaffen  ernstlich  bestrebt  war. 
Die  Motive  zum  Reichsstempelgesetz  vom  27.  April  1894  (Druck- 
sachen zu  den  Reichstagsverhandlungen  1894  Nr.  52,  S.  15)  be- 
merken durchaus  zutreffend,  dass  eine  Rücksichtnahme  auf  die 
Provinzbankiers  »allerdings  geboten  erscheine«,  da  sie  »in  ihrem 
Kreise  wegen  ihrer  Bekanntschaft  mit  den  persönlichen  und  son- 
stigen Verhältnissen  ihres  Kundenkreises  das  am  Ort  bestehende 
geschäftliche  Kreditbedürfnis  zweckmässiger  und  billiger  befrie- 
digen können  als  entfernte  Geldinstitute«. 

Man  erkannte  auf  dieser  Seite,  dass  eine  Vielheit  selbstän- 
diger Unternehmer  des  Bankgewerbes  schon  durch  die  Möglich- 
keit persönlicher  Berührung  mit  den  Kunden  ein  bei  weitem  bes- 
serer und  nützlicherer  Berater  in  allen  Vermögensangelegenheiten 
sei,  als  das  wechselnde  Personal  der  Grossbanken,  das  bei  der 
Ausdehnung  des  Verkehrs  doch  nur  Schalterdienst  dem  Publikum 
gegenüber  verrichten  kann,  ein  Umstand,  der  mit  dem  anonymen 
Charakter  der  Grossbanken  unvermeidlich  zusammenhängt. 

Es  ist  angesichts  dieser  bedeutungsvollen  Rolle  des  Provin- 
zialbank-Gewerbes  für  die  gesamte  Volkswirtschaft  wohl  erklär- 
lich, dass  alle  diejenigen  Massnahmen ,  die  nach  Auffassung  des 
Bankierstandes  dem  Bestreben,  das  kleinere  und  mittlere  Bankier- 
gewerbe zu  erhalten,  direkt  zuwiderliefen,  alle  Interessentenkreise 
befremden  mussten. 

Zu  solchen  Massnahmen  gehört,  wenn  wir  von  den  sehr  be- 
trächtlichen Erhöhungen  in  den  Jahren  1894  und  1900  absehen, 
u.  a.  die  1900  erfolgte  Ausdehnung  der  Revisionsbefugnisse  der 
Steuerbehörden  auf  alle  diejenigen ,  welche  überhaupt  abgabe- 
pflichtige Geschäfte  der  unter  No.  4  des  Tarifs  bezeichneten  Art 
gewerbsmässig  betreiben  oder  vermitteln.  Damit  wurden 
also  auch  die  Provinzialbankiers  unter  steuerliche  Kontrolle  ge- 
nommen, und  die  Meinung  derselben  geht  auch  heute  noch  viel- 
fach dahin,  dass  unter  dem  Einfluss  dieser  Kontrolle  ein  keineswegs 
geringer  Teil  ihrer  Kunden  ihre  geschäftlichen  Transaktionen,  um 
sie  der  Einsicht  des  ihnen  in  der  Regel  persönlich  bekannten 
Steuerbeamten  zu  entziehen,  an  grössere  Börsenplätze  verlegt  haben. 

Mag  auch  im  einzelnen  in  diesem  oder  jenem  Falle  tatsäch- 
lich die  »Flucht  der  Geschäfte«  im  ursächlichen  Zusammenhange 
mit  der  Ausdehnung  der  Kontrolle  stehen,  was  aber  m.  E.  keines- 
wegs bewiesen  ist,  allgemein  ist  sicher  diese  Wirkung  nicht  ein- 
getreten.    Mehr  Wahrscheinlichkeit   hat    dagegen  jene  Annahme, 
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die  das  Zusammenströmen  der  Börsengeschäfte  an  den  grossen 
Plätzen,  vor  allem  in  Berlin,  einerseits  mit  dem  auch  auf  fast 
allen  anderen  Erwerbsgebieten  unseres  wirtschaftlichen  Lebens 
zu  beobachtenden  Uebergang  vom  Klein-  zum  Grossbetrieb,  an- 
dererseits mit  der  unbestreitbaren  Tatsache  in  Zusammenhang 
bringen  will,  dass  die  Grossbanken  vermöge  ihrer  weiten  Interes- 
sensphäre ,  ihrer  Kapitalkraft  und  ihren  ungeheuren  Umsätzen 
eher  in  der  Lage  sind,  ihren  Kunden  geringere  Spesen  in  Form 
von  Provisionen,  Stempel  und  Courtagen  in  Rechnung  zu  stellen, 
dieselben  also  billiger  und  besser  zu  bedienen,  als  die  kleinen 
und  mittleren  Geschäfte.  Die  letzteren  sind,  vollends  nach  Ein- 
führung der  Börsensteuergesetze ,  viel  weniger  in  der  Lage ,  mit 
den  Grossbanken  konkurrieren  zu  können,  deren  Uebergewicht 
auch  besonders  durch  Gewährung  von  Vorteilen  bei  Emissions- 
geschäften u.   s.  w\  scharf  hervortritt. 

Es  wird  daher  der  allgemeine  Rückgang  des  kleinen  Bank- 
und  Bankiergewerbes  auf  der  einen  Seite,  die  Konzentration  des 
Bankiergeschäftes  in  Berlin  auf  der  anderen  in  erster  Linie  zu- 
rückgeführt werden  müssen  auf  die  Bewegungsfreiheit  des  mo- 
bilen Kapitals,  welches  das  Bestreben  hat,  immer  da  werbend 
aufzutreten ,  wo  die  besten  Bedingungen  für  seine  Produktivität 
zu  finden  sind,  nämlich  an  den  Hauptverkehrszentren. 

In  w^elchem  Umfange  aber  das  Bankkapital  der  Grossbanken 
gerade  in  Berlin  in  den  letzten  Jahren  angewachsen  ist,  mögen 
nachstehende  Angaben  über  die  Entwicklung  der  Betriebsmittel 
von  lo  Berliner  Banken  zeigen ,  denen  22  Provinzialbanken  mit 
ihrer  Geschäftsentwicklung  im  gleichen  Zeitraum  gegenübergestellt 
sind  ^)  (vgl.  Tabelle  Nr.   i  und  Nr.   2  Seite  486  und  487). 

Lassen  schon  diese  Zahlen  leicht  erkennen,  dass  gerade  und 
vornehmlich  Berlin  der  Punkt  ist,  nach  dem  hin  in  so  unverkenn- 
barer Weise  die  Zentralisationsbewegung  des  mobilen  Kapitals 
strebt,  so  sind  für  die  Beurteilung  der  allgemeinen  Lage  des 
kleinen  und  mittleren  Bankiers  und  hier  wiederum  in  erster  Linie 
des  Provinzialbankiers  auch  besonders  diejenigen  Angaben  von 
Interesse,  aus  denen  der  starke  Rückgang  der  Zahl  der  Bankiers 
und  Bankierfilialen  einerseits,  die  starke  Zunahme  von  Banken 
und  Bankfilialen  andererseits  mit  Deutlichkeit  hervorgehen. 


i)  Die  betr.  Angaben  sind  der  Denkschrift    des  Zentralverbandes    des  deutschen 
Bank-  und  Bankiergewerbes  vom  Dezember  1903  entnommen. 

Zeitschrift  für  die  ges.   Staatswissensch.    1903.   3.  'J  2 
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Tabelle  I. 
Betriebsmittel  von  lo  Berliner  Banken  ')  in  Mark. 


Jahr 

Zahl  d. 

Aktien- 

Fremde Gelder 

Eigenes  werbendes 

Gesamtsumme  des 

Banken 

kapital  '') 

Kapital 

werbend.  Kapitals 

18S3 

9 

340  000  000 

368  145  000 

386  007  600 

754  152  600 

18S4 

9 

352  000  000 

458751  700 

399  974  100 

858  725  800 

1885 

9 

352  993  700 

510  694  700 

403454900 

914  149  600 

1886 

9 

363  000  000 

502  925  800 

418  830  800 

921  756  600 

1887 

9 

385  000  000 

478  588  800 

448  657400 

927  246  200 

1888 

9 

397  000  000 

596  997  200 

465  615  100 

I  062  612  300 

1889  3j 

10 

468  000  000 

681  124  900 

5635654CO 

I  244  690  300 

1890 

10 

477  000  000 

602  016  700 

583  094  Soo 

I  1S5  III  500 

189I 

10 

504  000  000 

588  721  600 

613  067  000 

I  201  788  600 

1892 

10 

514  000  000 

594  054  900 

624  518  100 

I  218  573  000 

1893 

10 

5  14  000  000 

616  912  700 

627  403  400 

I  244  316  100 

1894 

10 

5  14  000  000 

809  953  300 

627  819  500 

I  437  772800 

1895 

10 

617  500  000 

904  805  300 

752  532  000 

I  657  337  300 

1896 

10 

632  500  000 

942  764  200 

777  466  300 

I  720  230  500 

1897 

10 

746  000  000 

I  023  367  100 

910  070  500 

I  933  437  600 

1898 

10 

826  000  000 

I  262  217  600 

I  009  598  900 

2  271  816  500 

1S99 

10 

902  000  000 

I  380  85S  500 

I  107  569  200 

2  488  427  700 

1900 

10 

902  000  000 

I  486  438  800 

I  III  753  800 

2  598  192  600 

I9OI 

10 

902  000  000 

I  537  974200 

I  112  III  000 

2  650  085  200 

1902 

10 

959  000  000 

1812  883  100 

I  184  792  300 

2997675400 

Aus  einer  vom  Zentralverband  des  deutschen  Bank-  und 
Bankiergewerbes  in  dem  Gebiete  von  115  Handelskammern  ange- 
stellten Rundfrage  geht  hervor,  dass  am  Schlüsse  der  Periode 
1891 — 1896:  32  Bankierfirmen  und  Bankierfilialen  weniger  und 
65  Banken  und  Bankfilialen  mehr  vorhanden  waren  als  im  An- 
fange dieser  Periode,  und  dass  am  Schlüsse  der  Periode  1897 — 1902  : 
125  Bankiers  und  Bankierfilialen  weniger  und  207  Banken  und  Bank- 
filialen mehr  vorhanden  waren  als  zu  Beginn  dieses  Zeitabschnittes  *). 

Ein  wesentlich  förderndes  Moment  in  dem  sichtlich  zu  beob- 
achtenden Rückgang  der  Bankiers  und  Bankierfilialen  dürfte  dabei 
die  stetig  wachsende  Einflusssphäre  wiederum  speziell  der  Ber- 
liner Grossbanken  bilden,  die  Deutschland  mit  einem  Netz  von 
Niederlassungen  und  Filialen,  Depositenkassen  und  Wechselstuben 


1)  Es  sind  nur  diejenigen  in  Berlin  domizilierenden  Banken  berücksichtigt,  die 
über  ein  Aktienkapital  von  42  Millionen  M.  und  darüber  verfügen :  Bank  für  Handel 
und  Industrie ;  Berliner  Bank ;  Berliner  Handelsgesellschaft ;  Kommerz-  und  Diskonto- 
bank; Deutsche  Bank;  Diskontogesellschaft;  Dresdner  Bank;  Mitteldeutsche  Kredit- 
bank ;   Nationalbank  für  Deutschland ;  A.   Schaaffhausenscher  Bankverein. 

2)  Als  Aktienkapital  gilt  nur  das  wirklich  eingezahlte  Aktienkapital. 

3)  Mit  diesem   Jahr  tritt  die  Berliner  Bank  hinzu. 

4)  Vgl.  Denkschrift  des  Zentralverbandes  des  deutschen  Bank-  und  Bankierge- 
werbes,  vom  Dezember  1903. 
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Tabelle  II. 
Betriebsmittel  von  22   Provinzbanken  ')  in  Mark. 


Jahr 

Zahl  d. 
Banken 

Aktienkapital 

Fremde  Gelder 

Eigenes  werbendes 
Kapital 

Gesamtsumme  des 
werbend.  Kapitals 

1883 

22 

107  543  900 

130933  500 

112  818  300 

243751  800 

1884 

21  ■-•) 

106  571  400 

132  217  900 

1 12  332  000 

244  549  900 

1885 

22 

105  846  400 

153987  300 

1 1 1  637  000 

265  624  300 

1886 

22 

108  572  200 

161  239  300 

114  931  300 

276  170  600 

1887 

22 

loS  392  200 

183  657  000 

115  054  500 

298  711  500 

1888 

22 

108  272  200 

I/O  885  800 

1 15  569  100 

286  454  900 

18S9 

22 

114  722  200 

172  210  100 

122  540  600 

294750700 

1890 

22 

116  441  400 

171  698  900 

125  244  900 

296  943  800 

1891 

22 

119  022  000 

161  044  100 

128  508  500 

289  552  600 

1892 

22 

119  319  500 

168  669  400 

128  579  800 

297  249  200 

1893 

22 

120  370  800 

178  183800 

130  214  700 

308  398  500 

1894 

22 

1 20  372  000 

201  358  600 

130  821  500 

332  180  100 

1895 

22 

125  122  Sog 

193  645  100 

138  108  400 

331753500 

1896 

22 

127  972  2CO 

200  952  700 

140  997  500 

341  950200 

1897 

22 

136475  IOC 

208  163  900 

150  827  000 

358990900 

1898 

22 

147  600  700 

222  961  300 

162  842  100 

385  803  400 

1899 

22 

162  050  700 

237  085  400 

178  506  900 

415592300 

1900 

22 

166  350  700 

278  249  100 

185939700 

464  188800 

1901 

22 

169  351  100 

266  200  400 

189  361  800 

455  562  200 

1902 

22 

170  851  ICD 

275  718  000 

191  613  800 

467  331  800 

umspannen,  und  damit  die  Vorteile  des  Verkehrs  mit  einer  Gross- 
bank für  das  Publikum  bis  in  die  entlegeneren  Provinzialstädte 
des  Deutschen  Reiches  zu  tragen  vermögen.  Auch  über  diese 
Entwicklung  unserer  Berliner  Grossbanken  liegen  authentische 
Ziffern  vor.  Die  bereits  erwähnte  Denkschrift  macht  hierüber 
folgende  Angaben  von  den  in  Tabelle  Nr.  I  namentlich  aufge- 
führten   10  Berliner  Banken: 


II  Als  Provinzbanken  sind  solche  in  der  Provinz  domizilierenden  Institute  be- 
rücksichtigt, die  seit  1883  bestehen  und  keinerlei  Beziehung  zu  den  Berliner  Gross- 
banken —  sei  es  durch  deren  Beteiligung  am  Aktienkapital  oder  durch  Delegierungen 
in  den  Aufsichtsrat  —  gehabt  haben:  Allgemeine  Elsässische  Bankgesellschaft  in 
Strassburg;  Banque  de  Mulhouse ;  Bank  für  Elsass  und  Lothringen  in  Strassburg ; 
Braunschweigische  Kreditanstalt;  Chemnitzer  Bankverein;  Coburg. -Gothaische  Kredit- 
gesellschaft;  Kreditverein  zu  Neviges;  Deutsche  EtTekten-  und  Wechselbank  in  Frank- 
furt a./M. ;  Deutsche  Vereinsbank  ;  Dortmunder  Bankverein  ;  Elberfelder  Bankverein  ; 
Kieler  Bank;  Königsberger  Vereinsbank  ;  Magdeburger  Bankverein;  Mecklenburgische 
Bank ;  Oldenburgische  Spar-  und  Leihbank ;  Ostfriesische  Bank  in  Leer ;  Sächsische 
Diskontobank  in  Dresden ;  Schwarzburgische  Landesbank  zu  Sondershausen ;  Solinger 
Bank;  Wechslerbank  in  Hamburg;  Westfälische  Bank  in  Bielefeld. 

2)  Die  Schwarzburger  Landesbank  musste  wegen  Unvollständigkeit  ihrer  Bilanz 
für  das  Jahr  1884  unberücksichtigt  bleiben. 

o2 
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im  Jahre 

Nieder- 
lassungen   und 
Filialen 

Depositen-      Kommanditen 
kassen  und             (Bank- 
Wechselstuben  1      geschäfte) 

Ständige  Betei-,        Summe 
ligungen   an               der 
Aktienbanken        Anstalten 

1895 
1896 
1900 
1902 

22 

24 
30 
40 

32           i             13 

35          !           14 

77          i           15 

115          1           14 

2 

2 

9 

16 

69 

75 

131 

185 

Mit  ihren  Wechselstuben,  Depositenkassen,  FiUalen  etc.  aber 
ziehen  die  Grossbanken  das  Geschäft  mit  der  kleinen  Kundschaft, 
die  vordem  fast  ausschliesslich  die  Domäne  der  Privatbankiers 
gewesen  ist,  nach  und  nach  immer  mehr  an  sich  und  beschleunigen 
damit  also  den  Aufsaugungsprozess  ganz  wesentlich. 

Die  Börsensteuergesetze  von  1894  und  1900,  die,  wie  wir 
sahen,  mit  ihren  beträchtlichen  Erhöhungen  der  Tarifsätze  viel- 
fach prohibitiv  wirken  mussten ,  und  die  Lage  vor  allem  des 
Provinzialbankiers  so  erheblich  erschweren,  konnten  demnach  den 
Grossbanken  bei  ihrer  Politik,  das  Geschäft  mehr  und  mehr  zu 
konzentrieren,  gar  nicht  so  unerwünscht  sein. 

Freilich  hat  bei  der  Konzentration  des  Börsengeschäfts  in 
BerHn  auch  das  Börsengesetz  von  1896  eine  bedeutende  Rolle 
gespielt.  Die  Verlegung  des  Effektenhandels  (wenigstens  zum 
grössten  Teil!)  auf  den  Kassamarkt  und  damit  die  Festlegung 
enormer  Barmittel  musste  den  mit  geringem  Kapital  arbeitenden 
Bankgeschäften  die  Möglichkeit  nehmen,  das  Effektengeschäft  wie 
vordem  zu  betreiben,  und  so  konzentrierten  sich  die  Umsätze 
darin  allmählich  bei  den  grossen  und  kapitalskräftigen  Instituten^). 

Es  unterliegt  m.  E.  keinem  Zweifel,  dass  das  Aufsaugen  der 
kleinen  und  mittleren  Bankgeschäfte  und  die  Zusammenziehung 
des  Kapitals  durch  nur  einige  wenige  Rieseninstitute,  wie  es  be- 
sonders stark  nach  Erlass  der  Börsengesetzgebung  von  1896  zu 
beobachten  ist,  schon  an  und  für  sich  eine  beklagenswerte  Er- 
scheinung unseres  modernen  Wirtschaftslebens  darstellt  und  doch 
auch  seine  grossen  Bedenken  hat. 

Die  traurigen  Erfahrungen  der  letzten  Jahre  haben  bewiesen, 
dass  unter  Umständen  selbst  mit  bedeutenden  Betriebsmitteln 
ausgestattete  Grossbanken  nicht  unbedingte  Sicherheit  für  das 
sparende  Publikum  zu  bieten  vermögen,  dass  es  nicht  ein  Vor- 
recht kleiner  Banken  ist,  Geschäfte  recht  fragwürdiger  Art  zu 
machen. 


i)  Vgl.  Jahresbericht  der  Dresdner  Bank  von  1S96. 
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Die  übergrosse  Verkehrszentralisation ,  die  schon  in  wirt- 
schaftlich ruhiger  Zeit  nicht  unbedingt  beruhigend  wirkt,  kann 
aber  bei  ernstUchen  wirtschafthchen  Krisen  für  unsere  gesamte 
Volkswirtschaft  äusserst  verhängnisvoll  werden,  da  ein  Zusammen- 
bruch grosser  Banken  zugleich  den  wirtschaftlichen  Ruin  weiter 
Kreise  der  Bevölkerung  nach  sich  ziehen  würde. 

Solchen  Möglichkeiten  gegenüber  wird  sich  die  tunlichste 
Erhaltung  eines  kräftigen  und  gesunden  Mittelstandes  auch  im 
Bankgewerbe  für  die  Wirtschaftspolitik  empfehlen ,  zumal  ein 
kräftiges  und  selbständiges  Bankgewerbe  vor  allem  in  der  Provinz, 
nicht  nur  seine  Berechtigung  an  sich  hat,  sondern  auch,  wie  die 
Denkschrift  des  Zentralverbandes  des  deutschen  Bank-  und 
Bankiergewerbes  mit  Recht  hervorhebt,  der  Wurzelboden  ist  für 
die  Tätigkeit  der  Grossbanken  —  sei  es  für  deren  Emissions- 
tätigkeit, sei  es  als  Preisbildner  des  Geldmarktes  —  und  den- 
selben einen  festen  zuverlässigen  Standpunkt  für  die  gerade  für 
sie  besonders  wichtige  Kontrolle  der  Vorgänge  auf  dem  Geld- 
und  Industriemarkt  bietet. 

Hat  aber  die  Regierung  häufig  genug  betont,  ihre  Fürsorge 
gerade  der  Erhaltung  eines  gesunden  funktionsfähigen  Mittel- 
standes widmen  zu  wollen,  so  ist  es  evident,  dass  diese  Politik 
gegenüber  der  schwierigen  Lage  der  mittleren  und  kleinen  Bankiers 
nicht  zum  Ausdruck  kam.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  wäre 
m.  E.  auch  die  Forderung  einer  besonderen  steuerlichen 
Heranziehung  der  Grossbanken  prinzipiell  nicht  ganz  zu 
verwerfen  und  zwar  im  Sinne  einer  Besteuerung  nach  der  grös- 
seren Leistungsfähigkeit,  nach  dem  Prinzip  distributiver  Gerechtig- 
keit (etwa  nach  der  Höhe  der  Depositen-Einlagen).  Mögen 
immerhin  bei  einem  solchen  Vorschlag  dieselben  Bedenken  ent- 
stehen, die  s.  Zt.  auch  bei  der  Sondersteuer  der  W^arenhäuser 
als  einer  Durchbrechung  der  Gewerbefreiheit  auftauchten.  Stellt 
man  sich  einmal  auf  den  Standpunkt,  dass  der  Staat  durch 
steuerpolitische  Massnahmen  auf  die  soziale  Gliederung  einzu- 
wirken berufen  sei,  so  wird  man  auch  derartige  Massnahmen  mit 
in  den  Kauf  nehmen  müssen. 

B.  Der  Rückgang  der  Umsätze  im  Bank-  und  Börsen- 
verkehr. 

Im  vorhergehenden  haben  wir  gesehen,  dass  ein  ursächlicher 
Zusammenhang  der  Konzentration    der  Börsengeschäfte  in  Berlin 
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mit  der  Börsensteuer  besonders  seit  ihrer  Erhöhung  im  Jahre 
1894  und  1900  nicht  ganz  in  Abrede  zu  stellen  ist.  Beachtens- 
werte Tatsachen  sprechen  ferner  aber  auch  für  die  Richtigkeit 
der  Annahme,  dass  die  Börsensteuer  an  dem  Rückgang  der 
Umsätze  im  Bank-  und  Börsenverkehr  mittelbar  beteiligt 
ist.  Die  besonders  nach  Erlass  des  Börsengesetzes  von  1896  auf- 
fallend hervorgetretene  Abnahme  der  Erträge  aus  der  sogen. 
Umsatzsteuer  lassen  deutlich  genug  auch  auf  einen  Rückgang  der 
Umsätze  im  Bank-  und  Börsenverkehr  schliessen ,  und  insofern 
dürfte  das  Börsengesetz  von  einschneidenderer  Wirkung  auf  die 
allgemeinen  Umsätze  gewesen  sein  als  die  Börsensteuer.  Aber 
auch  der  Einfluss  der  letzteren  auf  den  Bank-  und  Börsenverkehr 
wird  erkennbar,  wenn  wir  vor  allem  die  Periode  nach  Einführung 
der  letzten  Börsensteuer-Erhöhung  im  Jahre  1900  als  Grundlage 
unserer  Untersuchungen  ins  Auge  fassen. 

Was  zunächst  die  Erträge  aus  der  Umsatzsteuer  seit  1900 
anbetrifft,  so  sind  sie  trotz  der  beträchtUchen  Steigerung  der 
Tarifsätze  in  diesem  Jahre 

für  das  Etatjahr  1900/01  um  Mk.         76,100 
,,       ,,  ,,         1901/02    ,,     Mk.  7,528,800 

„       „  „         1902/03    „     Mk.      509,600 

hinter  den  Solleinnahmen  zurückgeblieben. 

Zweifellos  muss  hierbei,  wie  bereits  an  anderer  Stelle  betont 
wurde,  der  seit  1900  beobachtete  Umschlag  der  Hochkonjunktur 
und  damit  die  allgemein  rückgängige  Bewegung  im  Geschäfts- 
verkehr mit  in  Betracht  gezogen  werden,  die  sich  namentlich  auch 
im  Bank-  und  Börsenverkehr  wiederspiegelte. 

Wenn  man  jedoch  den  Telegrammverkehr  der  Börsen-Tele- 
graphen-Anstalten mit  den  übrigen  Telegraphenanstalten  im  Reichs- 
post- und  Telegraphengebiet,  und  ferner  auch  die  Zusammen- 
stellung der  Einnahmen  aus  dem  Umsatzstempel  mit  denjenigen 
des  W^echselstempels  vergleicht,  so  kann  man  doch  wohl  mit 
einiger  Gewissheit  folgern,  welchen  Anteil  das  Börsengesetz  von 
1896  und  die  Börsensteuer  von  1900  einerseits,  und  die  Kon- 
junkturbewegung andererseits  an  dem  Rückgang  der  Umsätze 
trägt. 

Der  Wechselstempel  besonders  bietet  nach  der  ganzen  Be- 
deutung seines  Objekts  für  den  Geschäftsverkehr,  sowie  bei  seinen 
immer  gleich  gebliebenen  Steuersätzen  einen  relativ  zuverlässigen 
Massstab  für  die  Abschätzung  der  Konjunkturbewegung,  so  dass 
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nach  Veranschlagung  der  Konjunktureinwirkung  der  Anteil  des 
Börsengesetzes  seit  1896  und  der  Börsensteuer  seit  1900  deutlich 
erkennbar  wird. 

Die  Tabelle  III  \)  gibt  zunächst  ein  Bild  des  Telegrammver- 
kehrs bei  den  Börsen-  und  den  übrigen  Telegraphenanstalten  im 
Reichspost-  und  Telegraphengebiet. 

Tabelle  III. 

Der  Telegrammverkehr  bei   den  Börsen-  und  übrigen  Telegraphen-Anstalten 

im  Reichs-Post-  und  Telegraphengebiet -|. 


Reichspostgebiet  mit  Börsen- 
Telegraphenanstalten 

Börsen- 
telegraphenanstalten  ^) 

Reiclispostgebiet  ohne 
Börsen  -  Telegraphen- 
Anstalten 

Etatjahr 

Zahl  der  im 

Inland 
aufgegebenen 
gewöhnlichen 
Telegramme 

in 

% 
von 

1893 

Zahl 

der  im  Inland 

aufgegebenen 

gewöhnlichen 

Telegramme 

in 

% 
von 

1893 

in 

% 

von 

Spalte 

2 

Zahl      der    im 

Inlande  aufge-       q, 

nommenen  ge-i       '" 
...    ,.  ,    '^     1     von 
wohnlichen          „ 
'n  I                        1893 
lelegramme   ,        ^-^ 

\ 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1893/4 

1894/5 

1895/6 

1896/7  *) 

1897/8 

1898/9 

1899/ 1900 

1900/01 

1901/02 

19956  194 
20288486 
22  062  811 
22  876798 
24636778 

26  186  021 

27550333 
28  643  849 

27  892  836 

100,0 
101,7 
110,6 
114,6 

123.5 
131. 2 
138,1 
143,5 
139.8 

I  107  382 
1  097  937 
I  266  604 
I  051  769 
I  050  400 
I  078882 
I  105  648 
I  027  536 
906  744 

100,0 
99.1 

114,4 
95.0 
94,9 
97,4 
99,8 
92,8 
81,9 

5.5 
5.4 
5.7 
4.6 
4,3 
4.1 
4.0 
3,6 

3,2 

18  848812 

19  190549 

20  796  207 

21  825  029 
23  586  378 

25  107  139 
26444685 
27  616  313 

26  986092 

100,0 
101,8 
"0,3 
115,8 
125,1 
133,2 
140,3 
146,5 
143,2 

Reichspostgebiet  mit  Börsen- 
Telegraphenanstalten 

Börsen- 
telegraphenanstalten  ^) 

Reichspostgebiet  ohne 
Börsen  -Telegraphen- 
Anstalten 

Etatjahr 

Zahl 

der    nach  dem 

Ausland 

aufgegebenen 

Telegramme 

in 

% 
von 

1893 

Zahl 
der  nach  dem 
Ausland  aufge- 
gebenen 
Telegramme 

in 

% 
von 

1893 

in 

% 
von 

Spalte 
2 

Zahl 
der  nach   dem 
Ausland  auf- 
gegebenen 
Telegramme 

in 

% 
von 

1893 

I 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

1893/4 

1894/5 

1895/6 

1896/7*} 

1897/8 

1898/9 

1899/ 1900 

1900/01 

1901/02 

4  460  695 

4564177 
4916398 
4  832  880 
4  983  467 
5250729 
5583671 
5699316 
5764252 

100,0 
102,3 
110,2 
108,3 
111,7 

"7,7 
125,2 
127,8 
129,2 

750  179 
754086 
798812 
624  272 
607  656 
622  118 
611  480 
602  096 
578  141 

100,0 

100,5 

106,5 

§3. 2 

81,0 

82,9 

81,5 
80,3 

77,1 

16,8 
16,5 
16,2 
12,9 
12,2 
11,8 
11,0 
10,6 
10,0 

3710516 

3  810091 

4  "7  586 
4  208  608 
4  375  811 

4  628  611 
4972  191 

5  097  220 
5  1S6  III 

100,0 
102,7 
111,0 
"3.4 
"7,9 
124,7 
134,0 
137.4 
139.8 

l)  Die  Zahlen  sind  der  Denkschrift    des  Zentralverbandes    des    deutschen  Bank- 
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Dr.  Wilhelm  Gerlach; 


Bei  einer  derartigen  vergleichenden  Darstellung  zunächst  des 
Telegrammverkehrs  der  Börsen-Telegraphen-Anstalten  und  der 
übrigen  Telegraphenanstalten  im  Reichspost-  und  Telegraphen- 
gebiet 

zeigt : 

die  Zahl  der  bei   den  B  ö  r  s  e  n-Telegra-    ]    die  Zahl    der    bei   den    übrigen  Tele- 
phenanstalten     aufgegebenen     Inland-    |    graphenanstalten    des    Reichspostgebietes 

aufgegebenen  Inlandtelegramme, 
+  in  Prozenten  der  Ziffer  des  Jahres  1893 
ausgedrückt,   folgende  Zunahme: 

% 

Etatjahr    1 894/189  5  .  .  .  -(-1,8 

»         1895/1896  .  .  .  -j-  10,3 

1896/1897  .  .  .  +  15,8 

»         1897/1898  .  .  .  -j-  25,1 

1898/1899  .  .  .  -j- 33,2 

»          1899/1900  .  .  .  -j- 40,3 

»          1900/1901  .  .  .  -j- 46,5 

I901/1902  .  .  .  -i-43.2 

Es  zeigt : 


telegramme,     +    in 

Prozenten    der 

Ziffer  des 

Jahres   1893    ausgedrückt ,    fol- 

gende  Zunahme  bezw.  Abnahme : 

% 

Etatjah 

r   1894/ 1895 

.     .     —    0,9 

;. 

1895/1896 

•     •     +  14-4 

» 

1896/ 1897  *) 

•     ■     —    5.0 

» 

1897/1898 

.     •     —    5,1 

» 

1898/1899 

.     .     —    2,6 

» 

1899/ 1900 

.     .     —    0,2 

» 

1 900/1 901 

,      •     —    7,2 

» 

1901/1902 

.     .     —18,1 

die  Zahl  der  bei  den  B  örs  en- Telegra- 
phenanstalten nach  dem  Ausland 
aufgegebenen  Telegramme,  +  in  Prozen- 
ten der  Ziffer  des  Jahres  1893  ausgedruckt, 
folgende  Zunahme  bezw.  Abnahme: 

% 
Etatjahr    1894/ 1895       .      .      .     -f-    0,5 

1895/1896    ...  4-  6,5 

1896/1897  .      .      .  —16,8 

»         1897/ 1898  .      .      .  —  19,0 

»  1898/1899  ...  —  17,1 

>>         1 899/1 900  .      .      .  —  18,5 

»         1900/1901  ...  —  19,7 

»  1901/1902  .      .      .  — 22,9 


die  Zahl  der  bei  den  übrigen  Telegra- 
phenanstalten des  Reichspostgebietes  nach 
dem  Ausland  aufgegebenen  Tele- 
gramme, +  in  Prozenten  der  Ziffer  des  Jah- 
res 1893  ausgedrückt,   folgende  Zunahme : 

Etatjahr   1 894/1 895       ...-[-    2,7 


1895/1896 
1896/1897 
1897/189S 
1S98/1899 
1S99/1900 
1 900/1 901 
1901/1902 


-f-  11,0 

+  I3>4 
+  17.9 
-1-24-7 
+  34,0 
+  37.4 
-h39,8 


Ist  bei  den  nicht  an  denBörsen  stationierten 
Telegraphen  ämtern  des  Reichstelegraphengebiets  vom 
Jahre  1 895  an  eine  stetige  Verkehrssteigerung  nach- 
zuweisen, die  der  bis  zum  Jahre  1900  andauernden  Hoch- 
konjunktur entspricht,  aber  auch  seit  1900  noch  anhält  trotz  rück- 
läufiger Konjunktur,  so  zeigen  die  Angaben  der  Börsentelegra- 
phenanstalten    nach    dem    Inkrafttreten    des    Börsengesetzes    von 

und  Bankiergewerbes,  vom  Dezember  1903   entnommen. 

2)  Die  Zahlen  in  Spalte  2  sind  der  »Statistik  der  deutschen  Reichs-,  Post-  und 
Telegraphenverwaltung«   entnommen. 

3)  Es  sind  dies  die  Börsen  von  Berlin,  Bremen,  Breslau,  Chemnitz,  Köln,  Danzig, 
Dortmund,  Dresden,  Duisburg,  Frankfurt  a./M.,  Hamburg,  Königsberg,  Leipzig, 
Magdeburg. 

4)  Die  drei  letzten  Monate  des  Etatjahres  1S96  fallen  bereits  unter  die  Herr- 
schaft des  Börsensesetzes. 
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1896  stetig  zurückgehende  Einnahmen  und  nach  dem  Erlass  des 
Börsensteuergesetzes  von  1900  einen  ganz  besonders  auffäUigen 
Rückgang  des  Depeschenverkehrs  der  Börsenämter. 

Auch  die  Einnahmen  aus  dem  Wechselstempel  lassen  indirekt 
darauf  schliessen,  dass  der  Rückgang  des  Börsenverkehrs  und 
damit  auch  der  Erträge  aus  demselben  nicht  allein  mit  der  seit 
1900  zu  beobachtenden  allgemeinen  wirtschaftlichen  Depression 
in  Zusammenhang  zu  bringen  ist. 

Während    nämlich    die    E  i  n  n  a  h  m  e  n  a  u  s    de  m    W  e  c  h- 

selstempel  ') 

+  in  Proz.  d.  Durchschnitts 
der  Etatjahre  1885/93  • 


Durchschnitt  der  Etatjahre 

1885/1893 

M. 

7  378  300 

— 

Etatjahr 

i894'95 

» 

8  147  Soo 

+  10,4 

» 

1895/96 

» 

8734500 

+  18.4 

» 

1896/97 

» 

9  187  000 

-1-  24,5 

j> 

1897/98 

» 

9  947  000 

+  34,8 

» 

1898/99 

» 

10  989  400 

+  48,9 

» 

1899/1900 

» 

12  035  400 

+  63,1 

» 

1900/01 

» 

13  025  800 

+  76,5 

» 

1901/02 

» 

12  420  300 

+  68,3 

•■' 

1902/03 

» 

12  072  600 

+  63,6 

betragen  und  damit  also  bis  zum  Jahre  1900/01  eine  stetig  stei- 
gende Entwicklung  zeigen,  sehen  wir  aus  der  Statistik  der  U  m- 
satzstempel-Ein  nahmen^)  für  den  gleichen  Zeitraum  die 
folgende  Entwicklung : 

+  in  Proz.   d.  Durchschnitts 
der  Etatjahre  18S5/1S93: 
Durchschnitt  der  Etatjahre   1885/1893  M.     9992100  — 

Etatjahr   1894/95  •     16  518  200  -j-    65,3 

»  1S95/96  -     20015500  -[-100,3 

»     1896/97         '>  13290900  4-  33,0 

1897/98  »  13  780  300  +  37,9 

1898/99  »  13597  300  -f  36,1 

»           1899/1900  >  15028400  -]-  50,4 

»           1900/01  »  14  351  800  4-  43,6 

»           1901/02  »  13  381  200  -[-  33,9 

1902/03  "  13566400  4-  35>8 


i)  Der  Berechnung  liegt  als  Ausgangspunkt  der  Jahresdurchschnitt  der  Einnah- 
men in  der  Periode  1SS5/1893  zugrunde. 

2)  Durch  das  Börsensteuergesetz  vom  29.  Mai  1885  wurde  bekanntlich  die  pro- 
zentuale Börsensteuer  eingeführt.  Das  Reichsstempelgesetz  vom  27.  April  1894  ver- 
doppelte die  Sätze  des  Umsatzstempels.  Auf  die  Zeit  vorher  —  die  Zeit,  in  welcher 
die  Umsatzsteuer  in  Form  des  Fixstempels  erhoben  wurde  —  zurückzugehen,  verbietet 
sich  aus  methodischen  Gründen.  Die  in  der  obigen  Ausführung  verwendeten  abso- 
luten Ziffern  sind  dem  Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  entnommen,  sie  sind  Brutto- 
zahlen, enthalten  demnach  die  Erhebungs-  und  Verwaltungskosten,  sowie  die  Beträge 
für  Arbitragevergütung  (vgl.  Denkschrift  des  Zentralverbandes  des  deutschen  Bank- 
und  Bankiergewerbes  S.  6  ff.). 
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Dr.  Wilhelm  Gerlach : 


Hieraus  ist  ersichtlich,  wie  die  Wechselstempeleinnahmen  bis 
zum  Jahre  1900  das  Bild  aufsteigender  Konjunktur,  von  1901  ab 
den  wirtschaftlichen  Rückschlag  wiederspiegeln,  die  Einnahmen 
aus  dem  Umsatzstempel  dagegen  nach  merklicher  Steigerung  seit 
dem  Börsensteuergesetz  von  1894,  im  Jahre  1896/97  (Börsenge- 
setz !)  sinken,  und  obgleich  die  inzwischen  eingetretene  Konjunktur- 
bewegung auch  den  Börsen  grössere  Umsätze  und  dementspre- 
chend auch  dem  Reiche  weit  erhöhte  Einnahmen  an  Stempeln 
gebracht  haben  müsste,  ziemlich  konstant  bleiben. 

Der  Zentralverband  des  deutschen  Bank-  und  Bankierge- 
werbes hat  in  seiner  Denkschrift  vom  Dezember  1903  auf  Grund 
obiger  Tabelle  eine  Berechnung  angestellt,  die  den  Einfluss  der 
Konjunktur  auf  die  Einnahmen  aus  dem  Wechselstempel  einer- 
seits, aus  dem  Umsatzstempel  andererseits,  wie  folgt,  zeigen  soll '): 


II. 


III. 


Etatjahr 


IjWie  sich  die  Einnahmen^Wie  sich  die  Einnah- 
laus dem  Umsatzstempelmen  aus  dem  Umsatz- 
'gestaltet  haben  würden, iStempel  tatsächlich 
wenn  allein  die  Kon- j entwickelt  haben  +  in 
junktur  auf  sie  gewirkt  Prozenten  des  Durch- 
hätte +  in  Prozenten  des  Schnitts  der  Etatjahre 
[Durchschnitts     der     Etat-  1885/1893  | 

[j  jähre  1885/1893  I  | 


IV. 

Die  durch  das  Börsen- 
gesetz u.  die  Börsensteuer- 
erhöhung  vom  14.  VI.  1900 
verursachten  Minderein- 
nahmen aus  dem  Umsatz- 
Stempel  (:^  Differenz  zwi- 
schen II  und  III)  in 
Prozenten 


1894/95 

-4-  110,4 

1895/96 

i              +118,4 

1896/07 

T-  124,5 

1897/98 

—  134,8 

1898/99 

--  148,9 

I899/I900 

—  163,1 

1900/01 

—  176,5 

1901/02 

--  168,3 

1902/03 

+  163,6 

+  65,3 

+ 100,3 

+  33,0 

+  37,9 

+  36,1 

+  50,4 

+  43-6 

+  33.9 

+  35>8 


45. 1 
18,1 

91.5 
96,9 
112,8 
112,7 
132,9 
134,4 
127,8 


l)  Der  Berechnung  sind  die  in  Prozenten  des  Durchschnitts  der  Jahre  18S5/1893 
dargestellten  Wechselstempeleinnahmen  der  Jahre  1894  — 1902  als  zahlenmässiger  Aus- 
druck des  Einflusses  der  Konjunktur  zugrunde  gelegt,  bei  Berücksichtigung  der  durch 
das  Gesetz  vom  27.  April  1894  eingeführten  Erhöhungen.  Im  Jahre  1894  wurden  be- 
kanntlich sämtliche  Steuersätze  des  Umsatzstempels  verdoppelt,  =  +  100  Proz.  der 
in  der  Periode  1885/93  gültig  gewesenen  Sätze.  Da  im  Jahre  1900  keine  gleichmäs- 
sige  Erhöhung  aller  Steuersätze  stattfand,  so  wurde  kein  verstärkter  Steuererhöhungs- 
koeffizient in  Spalte  II  in  Ansatz  gebracht.  Der  hierdurch  entstehende  Fehler  kann 
aber,  wie  der  Zentralverband  richtig  hervorhebt,  nur  zu  gunsten  des  Beweisthemas 
in  Anschlag  gelangen,  da  die  Ziffern  in  Spalte  II  natürlich  bei  Mitberücksichtigung 
des  fraglichen  Erhöhungskoeffizienten  noch  grösser  sein  würden. 
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Wenn  nun  auch  die  von  dem  Zentralverband  angestellte  Unter- 
suchung keinen  unbedingt  zuverlässigen  Anhaltspunkt  dafür  zu  bie- 
ten vermag,  in  welchem  Masse  die  Steuer  an  dem  Rück- 
gang der  Umsätze  im  Bankgeschäft  beteiligt  ist  —  eine  Frage, 
die,  wie  am  Eingang  dieses  Abschnitts  hervorgehoben,  durch  die 
Verquickung  des  Börsengesetzes  mit  der  Börsensteuer  in  einer 
Zeit  allgemeiner  rückgängiger  Konjunktur  sich  wohl  überhaupt 
nicht  beantworten  lassen  dürfte  —  so  bleibt  die  bezügl.  Betrach- 
tung für  eine  Beurteilung  der  Einwirkung  des  Börsengesetzes  und 
der  Börsensteuer  dennoch  beachtenswert,  da  in  der  Tat  ein  Ver- 
gleich der  Einnahmen  aus  dem  Wechselstempel  mit  denen  aus 
der  Umsatzsteuer  ein  Urteil  über  den  Einfluss  der  Konjunktur 
auf  den  Rückgang  der  Einnahmen  ganz  allgemein  noch  am  si- 
chersten zulässt. 

Als  eine  Folgeerscheinung  des  Rückganges  der  Umsätze  im 
Bank-  und  Börsenverkehr,  dessen  Ursache,  soviel  steht  fest,  nur 
zum  Teil  in  dem  Einfluss  der  Steuer  zu  suchen  ist,  wird 
in  Fachkreisen  auch  der  Rückgang  der  an  den  Börsen  Berlin, 
Breslau,  P'rankfurt  a/M.,  Hamburg  und  München  bestehenden  Li- 
quidationsvereine ^) ,  sowie  andererseits  der  Maklerbanken  ^)  an- 
gesehen. 

Dass  hier  wiederum  das  Börsengesetz  in  erster  Linie  einge- 
wirkt hat,  ist  ohne  weiteres  klar,  schon  mit  Rücksicht  auf  die 
Natur  der  Liquidationsvereine  und  der  Maklerbanken ;  die  er- 
steren  pflegen  ausschliesslich,  die  letzteren  überwiegend  zeitge- 
schäftlichen Verkehr  und  mussten  daher  ganz  besonders  unter 
dem  Drucke  der  mit  Einführung  des  Börsengesetzes  in  Kraft  ge- 
tretenen restriktiven  Bestimmungen  für  das  Termingeschäft  lei- 
den. Als  dann  das  Jahr  1900  noch  die  beträchtliche  Erhöhung 
der  Steuersätze  brachte,  war  damit  einem  grossen  Teil  der  bisheri- 
gen Umsätze  in  zeitgeschäftlichen  Transaktionen  der  Boden  entzogen. 

i)  Liquidationsvereine  sind  Vereinigungen,  deren  Mitglieder  sich  behufs  erleich- 
terter und  beschleunigter  Ausgleichung  ihrer  zeitgeschäftlichen  Verbindlichkeiten  ver- 
pflichtet haben,  die  rechnerische  Regelung  ihrer  Zeitgeschäfte  durch  die  vereinsseitig 
eingerichteten  Liquidationsbureaux  bewirken  zu  lassen.  Diesen  Liquidationsvereinen 
gehören  in  der  Regel  fast  alle  Bankfirmen  der  Börsen  an ,  sodass  sich  in  ihnen  der 
ganze  zeitgeschäftliche  Börsenverkehr  konzentriert. 

2)  Die  Eigenart  der  Maklerbanken  besieht  darin,  dass  sie  die  Garantie  für  die 
Regelung  der  Geschäfte  der  ihr  angehörenden  Makler  übernehmen  und  dementspre- 
chend einen  erheblichen  Teil  der  an  ihren  Domizilen  abgeschlossenen  Börsengeschäfte 
in  sich  aufnehmen. 
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Börsengesetz  und  Börsensteuer  haben  so  nach  und  nach  zu 
einer  Einengung,  teilweise  sogar  Einstellung  der  Tätigkeit  der 
Maklerbanken  und  Liquidationsvereine  geführt,  was  um  so  be- 
dauerlicher ist ,  als  sie  dem  gesamten  Bankgewerbe  gegenüber 
hilfsgeschäftliche  Arbeit  verrichten. 

Mit  dem  unter  dem  Einfluss  des  Terminhandelsverbots  all- 
mählich eingetretenen  Verfall  des  Zeitgeschäfts  wandte  sich  die 
Spekulation  schliesslich  dem  Cassahandel  zu.  Dies  hatte  zur 
Folge,  dass  der  Cassamarkt  sehr  bald  das  Bild  weit  unruhigerer 
und  unsicherer  Tendenz  bot,  als  vordem  bei  Bestehen  des  unbe- 
schränkten Terminhandels,  um  so  mehr,  da  ihm  die  ausgleichende 
Wirkung  des  letzteren  fehlt. 

Die  Notwendigkeit  aber,  einen  grossen  Teil  aller  Börsenge- 
schäfte seit  1896  (Börsengesetz !)  per  Cassa  abwickeln  zu  müssen 
zusammen  mit  der  durch  die  Steuergesetze  von  1894  und  1900 
verursachten  (z.  T.  auch  bezweckten)  Umsatzeinschränkung  zei- 
tigte wiederum  eine  andere  Erscheinung ,  die  nicht  minder  be- 
denklich für  die  Organisation  der  Börse  werden  sollte  :  nämlich 
die  fast  völlige  Ausschaltung  der  sogen.  Tages-  oder  Platzspeku- 
lation ^)  (Coulisse). 

Die  in  der  Regel  mit  bescheideneren  Mitteln  arbeitende  Cou- 
lisse musste  nach  Verlegung  des  Schwerpunktes  der  Geschäfte 
vom  Terminhandel  auf  den  Cassamarkt  auf  einen  sehr  grossen 
Teil  der  Geschäfte  verzichten,  zumal  der  Natur  des  Cassahandels 
die  dem  Terminhandel  zugrunde  liegende  Möglichkeit  fehlt,  kurs- 
ausgleichend zu  wirken  und  damit  geradezu  Risiko  auszuschliessen. 
Dazu  kam,  dass  die  sehr  beträchtlichen  Erhöhungen  der  letzten 
Börsensteuergesetze  von  1894  und   1900    die  Arbeit    der  Coulisse 


i)  Die  Tagesspekulation  ruht  in  der  Hand  der  mittleren  und  kleinen  Bankiers, 
die  um  des  relativ  geringfügigen  Verdienstes  willen  die  täglichen  Kursschwankungen 
geschickt  ausnutzen.  Die  Coulisse  tritt  als  Käuferin  und  Verkäuferin  auf  und  hat  die 
Aufgabe,  das  täglich  auftretende  Anlage-  und  Geldbedürfnis  zu  befriedigen.  Mit  ihrem 
Eingreifen  von  heute  auf  morgen,  d.  h.  mit  ihren  Abschlüssen  kurzfristiger  Börsenge- 
schäfte ist  die  Tagesspekulation  demnach  noch  wirksamer  zur  Glättung  des  Preis- 
niveaus und  zur  Ausgleichung  der  Kursbewegung,  als  die  grosse  Spekulation  mit  ihren 
langfristigen  Engagements.  Da  der  Nutzen  der  Tagesspekulation  in  dem  Unterschiede 
der  geringen  Kursspannungen  eines  und  desselben  Tages  besteht,  so  ist  erklärlich,  dass 
dieser  Nutzen  nur  ein  ganz  minimaler  sein  kann,  wenn  es  sich  um  Geschäfte  in  sol- 
chen Papieren  handelt,  die  der  Natur  der  Sache  nach  nur  äusserst  geringen  Tages- 
schwankungen ausgesetzt  sind  wie  namentlich  Anlagepapiere  von  der  Art  der  preus- 
sischen  Konsols,  Reichsanleihen  etc. 
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wesentlich  erschwerten,  und  der  Umsatzstempel  von  2/10  bczw. 
3/10  pro  Mille  den  aus  der  Ausnutzung  der  Tagesspannungen 
resultierenden  geringen  Vorteil  fast  völlig  absorbierte. 

So  musste  die  Börse  auf  die  regulierende  und  fördernde 
Funktion  dieser  Organisation  mehr  und  mehr  verzichten ,  und  es 
lässt  sich  mit  ziemlicher  Bestimmtheit  annehmen ,  dass  mit  dem 
steten  Rückgang  dieser  durchaus  notwendigen  Funktion  des  Bör- 
senverkehrs auch  die  permanente  Tendenz  einer  gewissen  Unlust 
und  V^erstimmung  der  Börse  zusammenhängt ,  da  die  erforder- 
liche Zahl  von  Käufern  und  Verkäufern  fehlt ,  ohne  welche  die 
Möglichkeit  eines  kontinuierlichen  Preisausgleichs  nicht  besteht. 

Mit  dem  allmählichen  Zusammenschrumpfen  der  als  Coulisse 
arbeitenden  Tagesspekulation  ist  dann  auch  die  Zahl  der  Börsen- 
besucher an  manchen  Börsen  ganz  erheblich  zurückgegangen  ^) 
und  mit  dem  Rückgang  der  Frequenz  sind  es  naturgemäss  auch 
die  Umsätze  an  den  Börsen  überhaupt. 

Mangel  an  Umsatz  bedeutet  für  jedes  Erwerbsgeschäft  schlecht- 
hin eine  Schwächung  und  Störung  der  Leistungsfähigkeit.  Auch 
die  deutschen  Börsen  liefern  dafür  einen  Beweis.  Und  nicht  nur, 
dass  die  Hauptbörsen  unter  dem  Drucke  der  Börsengesetzgebung 
und  Börsensteuer  in  eine  schwierige  Lage  gerieten,  auch  die  klei- 
neren Provinzialbörsen,  die  ja  mehr  noch  als  die  grossen  Börsen 
auf  ein  lebhaftes  Geschäft  angewiesen  sind,  hatten  unter  dem 
Rückgang  der  Umsätze  zu  leiden.  Das  machte  sich  natürlich  in 
erster  Linie  b^i  dem  Gescliäftsbetrieb  der  mittleren  und  kleineren 
Bankiers,  vor  allem  der  Provinzialbankiers  geltend. 

Hatten  dieselben,  wie  wir  sahen,  schon  bisher  unter  der 
wachsenden  Konkurrenz  der  Berliner  Grossbanken,  die  ihren  Kun- 
den vermöge  ihrer  enormen  Betriebsmittel,  der  Möglichkeit  der 
Kompensationsgeschäfte  etc. ,  bei  weitem  niedrigere  Spesen  an 
Courtage,  Provision  und  Stempel  in  Rechnung  stellen  konnten, 
nur  schwer  ihre  Stellung  zu  behaupten  vermocht,  so  wurde  ihre 
Lage  nach  Einführung  der  Steuererhöhung  von  1894  und  1900 
vollends  bedenklich;  denn  nun  suchte  ein  grosser  Teil  ihrer  Kun- 
den durch  direkte  Uebertragung  der  Aufträge  an  die  Grossbanken 
in  deren  in  der  Regel  doch  niedrigeren  Courtage-  und  Provisions- 
sätzen einen  gewissen  Ersatz  für  die  erhöhten  Stempelkosten. 

l)  Die  Zahl  der  Börsenbesucher  ging  z.  B.  zurück  in  der  Zeit  von  1893  bis  1902  : 
in  Bremen  um  16,  in  Breslau  um  202,  in  Frankfurt  a./M.  um  184,  in  Leipzig  um  113, 
in  München  um   17,   in  Stuttgart  um  17. 
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Dadurch  sah  sich  eine  ganze  Anzahl  angesehener  Bankiers, 
vor  allem  wiederum  Provinzialbankiers,  genötigt,  ihre  Tätigkeit 
einzustellen.  Sie  fanden  mit  Rücksicht  auf  ihre  sonstigen  hohen 
Spesen  bei  den  zurückgehenden  Umsätzen  ihre  Rechnung  nicht 
mehr  und  wollten  ohne  Verdienst  nicht  weiter  arbeiten.  Neben 
völliger  Einstellung  ihrer  Geschäftstätigkeit  führte  die  gedrückte 
Lage  der  Provinzialbankiers  auch  in  vielen  Fällen  zu  einer  Ueber- 
tragung  ihres  Betriebes  auf  grössere  Bankinstitute ,  wodurch  der 
Konzentration  des  Bankgeschäfts  in  nur  wenige  Grossbanken  ganz 
besonders  Vorschub  geleistet  wurde.  Im  ganzen  ist  somit  den 
Gegnern  der  Börsensteuer  recht  zu  geben,  die  den  Rückgang  der 
Umsätze  zum  nicht  geringen  Teil  der  Einwirkung  der  Börsen- 
steuer seit  deren  Erhöhung  im  Jahre  1894  und  1900  zuschreiben 
wollen. 

Soviel  ist  gewiss,  dass  die  stärkere  steuerliche  Heranziehung 
der  Börse  im  Jahre  1900  auf  eine  bei  weitem  zu  optimistische 
Beurteilung  der  geschäftlichen  Konjunktur  der  90er  Jahre  zurück- 
geführt werden  muss. 

Mag  ein  Teil  der  Umsätze  an  der  Börse  auch  immerhin 
»illegitim«  gewesen  sein,  durch  die  zwiefache  Erhöhung  der  Steuer- 
sätze ist  die  erwünschte  und  bezw^eckte  Beschränkung  und  Be- 
seitigung solcher  Umsätze  nicht  erreicht  worden  ,  wohl  aber  ein 
allgemeiner  Rückgang  des  Börsenverkehrs,  der  im  Interesse  un- 
serer gesamten  Volkswirtschaft  nur  zu  beklagen  ist.  Die  rück- 
läufige Konjunktur  seit  1900  hat  die  kurzsichtige  Steuerpolitik 
der  Reichstagsmehrheit  mit  voller  Schärfe  hervortreten  und  das 
Mahnwort  der  Regierung  nur  zu  berechtigt  erscheinen  lassen,  die 
bei  den  einschlägigen  Verhandlungen  im  Parlament  die  Gegner 
der  Börse  davor  warnte,    den  Steuerbogen  zu  straff  zu  spannen. 

Die  früher  von  den  Interessenten  befürchteten  nachteiligen 
Folgen  der  Börsensteuer  sind  mit  der  fortschreitenden  Erhöhung 
derselben  wirklich  eingetreten.  Die  relative  Unschädlichkeit  dieser 
Steuer  bis  zu  deni  Gesetz  von  1885  gab  den  gesetzgebenden 
Körperschaften  Mut,  die  Börse  auch  noch  weiter  »bluten«  zu 
lassen.  Diese  Neigung  der  Reichstagsmehrheit  hat  Bank  und 
Börse,  die  für  unsere  heutige  Erwerbsgesellschaft  völlig  unent- 
behrlichen Organe,  derart  getroffen,  dass  für  den  ruhigen  Gang 
unserer  sicheren  Bank-  und  Börsengeschäfte  eine  ernstliche  Ge- 
fahr besteht. 

Dass  hierdurch  aber  nicht  lediglich  der  inländische  Ver- 
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kehr  gefährdet  ist,  vielmehr  unser  gesamter  weltwirtschaftUcher 
Status  in  Mitleidenschaft  gezogen  wird ,  soll  im  folgenden  Ab- 
schnitt nachzuweisen  versucht  werden. 

C.  Rückgang  des   A  r  b  i  t  r  a  g  e  v  e  r  k  e  h  r  s. 

Haben  wir  gezeigt,  dass  der  Einfluss  der  Börsensteuer  auf 
Bank-  und  Börsengeschäft  häufig  erst  an  zweiter  oder  dritter 
Stelle  hervortritt  und  dass  der  Beurteilung,  in  welchem  Masse  dies 
der  Fall  ist,  bei  der  Verquickung  der  Steuer  mit  dem  Börsenge- 
setz, in  einer  Zeit  rückgängiger  Konjunktur  grosse  Schwierig- 
keiten entgegenstehen,  so  lässt  sich  auf  das  Arbitragege- 
schäft eine  unmittelbare  Einwirkung  der  Steuer  mit  Si- 
cherheit nachweisen. 

Dass  der  Rückgang  der  Arbitrage,  dieser  durchaus  berech- 
tigten geschäftlichen  Tätigkeit,  freilich  nicht  lediglich  als  eine  Folge 
der  Steuer  anzusehen  sein  wird,  dass  er  auch  mit  dem  Rückgang 
des  kleinen  und  mittleren  Bank-  und  Bankiergewerbes  überhaupt 
auf  das  engste  zusammenhängt,  kann  dabei  gleichwohl  zugegeben 
werden.  Auch  mag,  wie  Alfred  Meyer  hervorhebt^),  der  durch 
das  Telephon  bewirkte  schnelle  Nachrichtendienst  vielfach  dazu 
beigetragen  haben,  auch  ohne  Arbitrage  Kursunterschiede  auszu- 
gleichen. Aber  sicher  ist,  dass  die  Steuer  die  Funktion  der  Ar- 
bitrage erheblich  erschw^ert,  dass  eine  direkte  und  schädliche  Ein- 
wirkung derselben  auf  diese  der  ganzen  Volkswirtschaft  nützliche 
börsenmässige  Transaktion  nicht  in  Frage  stehen  kann. 

Dabei  hat  die  Steuer  auch  an  dieser  Stelle  den  Zweck,  zur 
Beseitigung  des  >illegitimen«  Geschäfts  beizutragen,  nicht  nur  nicht 
erfüllt,  sondern  mit  zu  einer  Entartung  der  Arbitrage  geführt,  in- 
dem vor  allem  der  hohe  Efifektenstempel  (Emissions-  und  Einfüh- 
rungsstempel) die  Abwicklung  der  Geschäfte  durch  effektive  Stücke- 
lieferung mangels  vorhandener  bereits  gestempelter  Effekten  viel- 
fach unmöglich  macht  und  der  reellen  Arbitrage  dadurch  häufig 
den  Boden  entzieht. 

Bevor  wir  den  schädlichen  Einfluss  der  Steuer  auf  die  Ar- 
bitrage näher  untersuchen,  sei  zu  der  volkswirtschaftlich  nützlichen 
Seite  der  Arbitrage  noch  Einiges  gesagt. 

Unter  den  vielen  Definitionen,  die  über  Wesen  und  Zweck 
der  Arbitrage  (von  der  s.  Zt.  Bismarck  meinte,   dass   sich  um  die- 


l)  Die  deutschen   Börsensteuern,   1S91/1900.  Stuttgart  und   Berlin   1902,   S.   55. 
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selbe  »ein  Weihrauch  verbreite,  der  ihre  Bedeutung  und  ihr  Schwer- 
gewicht einigermassen  verdunkele«),  während  der  einschlägigen 
Verhandlungen  im  Parlament  gegeben  sind,  verdient  diejenige  des 
verstorbenen  Direktors  der  Deutschen  Bank,  Dr.  vo7t  Siemens,  be- 
sondere Beachtung.  Siemens  führte  am  19.  Januar  1893  im  Reichs- 
tage aus : 

»Stellen  Sie  sich  eine  grosse  Wassermasse  vor;  wenn  an  einem 
Punkte  eine  Verschiebung  oder  eine  Versenkung  eintritt,  so  strömt  das 
Wasser  dahin,  um  sich  dort,  wo  die  Lücke  ist,  eine  Unterkunft  zu  su- 
chen und  das  Gleichmass  der  Fläche  wieder  herzustellen.  Die  Arbitrage 
ist  weiter  nichts  als  diejenige  Operation,  welche  versucht,  dieses  Gleich- 
gewicht der  ökonomischen  Bewegung  und  der  Geldverhältnisse  der 
verschiedenen  Staaten  aufrecht  zu  erhalten.  Es  kommen  so  und  so 
viele  Fälle  vor,  wo  die  Zahlungsbilanz  eines  Volkes  sich  gegenüber 
seinem  Nachbar  verschiebt:  wir  müssen  zu  bestimmten  Zeiten  Getreide 
kaufen  und  bezahlen ;  wir  haben  nicht  gleich  die  Möglichkeit,  dies  durch 
Fabrikate  auszugleichen ;  da  treten  andere  Dinge  ein ;  Geld  kann  man 
nicht  nehmen,  weil  das  Metall  zum  Export  zu  teuer  ist;  man  nimmt 
Effekten,  d.  h.  verzinsliche  Geldwerte.« 

Mit  dieser  Erklärung  ist  treffend  und  zugleich  in  umfassender 
Weise  die  Bedeutung  der  Arbitrage  für  die  Volkswirtschaft  ge- 
kennzeichnet. Sie  beruht,  wenn  wir  die  internationale  Arbitrage 
ins  Auge  fassen,  die  ja  auch  allein  den  Charakter  der  eigentlichen 
Arbitrage  trägt,  in  der  Hauptsache  in  der  Möglichkeit,  das  Gleich- 
gewicht gewisser  volkswirtschaftlicher  Bedürfnisse  von  Land  zu 
Land  herzustellen  und  häufig  genug  ungerechtfertigte  Preis-  und 
Kursunterschiede  für  eine  und  dieselbe  Ware  zwischen  den  inter- 
nationalen Börsenplätzen  auszugleichen^).  Damit  ist  auch  ersicht- 
lich, dass  die  Arbitrage  ein  Mittel  bildet,  den  Güterumlauf  im  gros- 
sen Stil  zu  bewirken  und  zu  fördern,  dass  sie  also  zu  einem  wich- 
tigen Teil  des  Welthandelsverkehrs  überhaupt  wird. 

Das  Prinzip,  das  dem  Arbitragehandel  zugrunde  liegt,  ist 
im  grossen  Ganzen  das  gleiche,  wie  beim  Tauschhandel  schlecht- 
hin.    Es  können 

Waren  gegen  Waren, 

Waren  gegen  Effekten, 

Effekten  gegen  W^echsel, 

Wechsel  gegen  Edelmetalle  etc. 
durch  die  Arbitrage  ausgeglichen,  getauscht  und  dadurch   im  wei- 
teren Verbindlichkeiten    von  Land   zu    Land    durch  sie  beglichen 
werden. 


i)  Auch  Schaden  im  einzelnen  wird  dadurch  verhütet,  z.  B.  für  solche,  die  je- 
weilig Waren  kaufen  oder  verkaufen  müssen. 
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Der  Arbitrageur  hat  daher  die  Aufgabe,  festzustellen,  wie  er 
am  vorteilhaftesten  d.  h.  am  billigsten  Gegenwerte  (P2rsatz,  Deckung, 
Ausgleich,  rembours)  für  entstandene  Forderungen  schafft  oder, 
im  Börsenausdruck  gesprochen,  wie  er  am  besten  »remboursiert«. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  am  folgenden  Beispiel  den  Gang 
eines  einfachen  Arbitragegeschäftes  :  Berlin  schuldet  London  für 
Warenlieferung.  Berlin  hat  keine  oder  wenigstens  nicht  sobald 
Gelegenheit,  durch  Gegenlieferung  in  Waren  auszugleichen.  Es 
muss  für  Deckung  in  anderer  Form  Sorge  getragen  werden.  Hier- 
für stehen  nun  verschiedene  Wege  offen,  z.  B. 

Begleichung  durch    Bar  rim  esse    in    deutschem  Golde, 

durch  Anweisung  (Wechsel,  Check)  auf  London, 

ferner  durch  Sendung  von  Wertpapieren  und  zwar 
solchen,  die  internationalen  Charakter  tragen  und  an  den  Welt- 
börsen gehandelt  werden, 

durch  Zinsscheine,  und  schliesslich 

durch  englisches  Geld  (Münze  oder  Banknoten). 

Zu  ermitteln,  welcher  von  diesen  Wegen  der  vorteilhafteste 
ist,  das  eben  ist  die  Aufgabe  des  Arbitrageurs. 

Während  nun  für  unsere  Untersuchung  nach  der  Wirkung 
der  Steuer  die  Sorten-,  Wechsel-  etc.  Arbitrage  ausscheidet,  da 
sie  durch  die  Börsensteuer  wenig  oder  doch  nur  indirekt  berührt 
wird,  ist  der  Arbitrageverkehr  in  Effekten  durch  Effekten-  und 
Umsatzstempel  sehr  erheblich  in  Mitleidenschaft  gezogen  und  eine 
geschäftliche  Tätigkeit  erschwert  und  ernstlich  gefährdet,  der  grosse 
und  wichtige  Aufgaben  im  Welthandelsverkehr  zufallen. 

Es  liegt  im  Wesen  des  kreditwirtschaftlichen  Verkehrs  unse- 
rer modernen  Volkswirtschaft  begründet,  dass  das  mobile  Kapi- 
tal besonders  durch  den  Verkehr  in  Wertpapieren  eine  entschei- 
dende Bedeutung  erlangt  hat.  Gegenüber  diesem  Verkehr  in 
Wertpapieren  oder  in  sogen,  verzinslichem  Gelde  tritt  die  Bedeu- 
tung des  Metallgeldes  erheblich  zurück  und  fällt  daher  in  Anbe- 
tracht der  grossen  wirtschaftlichen  Bewegungen  der  Länder  als 
internationales  Zahlungsmittel  nicht  erheblich  ins 
Gewicht,  zumal  wenn  man  bedenkt,  dass  der  Edelmetallvorrat  (und 
das  Edelmetall  bezw.  Währungsmetall  kommt  als  internationales 
Zahlungsmittel  allein  in  Frage!)  nur  in  ganz  beschränktem  Masse 
für  den  Export  zur  Verfügung  steht. 

Dagegen  fällt  dem  Verkehr  in  Wertpapieren,  der  bei  dem 
steigenden  Kreditbedürfnis  fast  aller  Staaten  stetig  an  Ausdehnung 

Zeitschrift    für  die  ges.  Staatswissensch.    1905.  3.  2? 
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zunimmt,  diese  i:\ufgabe,  zahlungsausgleichend  zu  wirken,  zu,  und 
die  internationalen  Wertpapiere  werden  damit  zu  einem  Prellkissen, 
durch  das  Ungleichheiten  der  Zahlungsbilanzen  leicht  und  sicher, 
ohne  Störung  für  die  eigene  Volkswirtschaft  überwunden  werden 
können ;  dies  noch  um  so  eher,  wenn  die  Kurse  der  internatio- 
nalen Wertpapiere  im  Auslande  höher  stehen  als  im  Inlande  und 
so  der  Arbitrage  bequeme  und  günstige  Gelegenheit  bieten,  durch 
rasches  Eingreifen  mit  Nutzen  zu  operieren. 

Besteht  diese  Möglichkeit  der  Effektenarbitrage  nicht,  so  muss 
zur  Begleichung  ausländischer  Forderungen  Bargeldsendung  ein- 
treten, und  die  Folgen  sind  dann  Geldknappheit,  damit  im  Zu- 
sammenhang Geldverteuerung  durch  Diskonterhöhung  im  Inlande, 
unter  Umständen  Entstehung  eines  beträchtlichen  Valuta-Agios 
und  damit  Schwächung  des  Landeskredits  überhaupt  (d.  h.  sofern 
der  Bargeldbegleichung  Schwierigkeiten  entgegengesetzt  werden), 
Erscheinungen,  unter  denen  stets  die  gesamte  Volkswirtschaft, 
nicht  nur  der  Grosshandelsverkehr  leidet. 

Zieht  aber  die  Arbitrage  die  an  in-  und  ausländischen  Börsen 
gehandelten  Wertpapiere  in  den  internationalen  Verkehr  hinein 
und  verfügt  sie  damit  über  hinreichende  Vorräte  solcher  inter- 
nationaler Zahlungsmittel,  so  wird  sie  dadurch,  dass  Bargeld- 
sendungen vermieden  werden,  also  ein  Abströmen  des  Währungs- 
metalles  verhindert  wird,  zugleich  ein  zuverlässiges  Schutzmittel 
unserer  Währung. 

Nicht  weniger  nützlich  ist  die  Arbitrage  in  ihrer  Bedeutung 
als  preis-  oder  kursbestimmendes  Element  des  Welthandels,  als 
Mittel  des  Preisausgleichs  für  die  zur  selben  Zeit  an  den  ver- 
schiedenen Börsen  gehandelten  sogen,  internationalen  Wertpapiere. 
Die  Arbitrage  tritt  als  Käuferin  an  der  ausländischen  Börse  auf, 
wenn  diese  Wertpapiere  an  derselben  einen  niedrigeren,  als  Ver- 
käuferin, wenn  sie  an  der  ausländischen  Börse  einen  höheren  Kurs 
haben  als  an  der  eigenen. 

Durch  das  »Herüber«  und  »Hinüber<  der  Bewegung  von 
Wertpapieren,  durch  ein  stetes  Nivellieren  zwischen  Angebot  und 
Nachfrage  können  Kursunterschiede  rasch  und  unmerklich  ausge- 
glichen und  damit  eine  gewisse  Stetigkeit  der  Preise  erzeugt 
werden. 

Dazu  kommt,  dass  durch  den  ständigen  Verkehr  und  die 
tägliche  Verbindung  mit  den  grossen  Auslandsbörsen  die  aus- 
wärtigen Papiere  den  deutschen  Börsenplätzen  zugänglich  werden 
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und  zur  Belebung  unseres  gesamten  Kapitalmarktes  dienen,  zur 
Ansammlung  und  Heranziehung  fremder  Kapitalien,  die  unsere 
Volkswirtschaft  in  nicht  zu  unterschätzender  Weise  zu  befruchten 
vermögen.  Gerade  die  tägliche  durch  die  Arbitrage  gesteigerte 
Verkehrsbeziehung  zwischen  in-  und  ausländischen  Börsen  ermög- 
licht es,  in  engster  Fühlung  mit  dem  Welthandel  zu  bleiben,  und 
auf  einen  möglichst  grossen  Anteil  an  demselben  ist  doch  schliess- 
lich  das  Streben  unserer  ganzen  Wirtschaftspolitik  gerichtet! 

Der  Nutzen,  mit  dem  die  internationale  Arbitrage  arbeitet, 
ist  ein  relativ  geringer;  er  besteht,  ähnlich  wie  bei  der  Tages- 
spekulation, in  dem  Kursunterschiede  von  Wertpapieren  gleicher 
Gattung  an  verschiedenen  Börsen  zu  einer  bestimmten  Zeit.  An- 
gesichts dieses  kleinen  Nutzens  wird  es  auch  begreiflich  sein, 
dass  die  Arbitrage  kein  besonders  lohnender  Zweig  des  Bank- 
gewerbes ist.  Sie  erfordert,  w-enn  anders  überhaupt  von  einem 
Verdienst  die  Rede  sein  soll,  eine  sichere  und  rasche  Beurteilung 
der  jeweiligen  Konjunktur  eines  Landes,  einen  Ueberblick  über 
das  fast  unabsehbare  Gewirre  der  zusammengreifenden  Fäden 
aller  in  Frage  kommenden  Tatsachen,  Verhältnisse,  Stimmungen 
und  w'ird  daher  stets  auch  nur  von  solchen  Personen  ausgeübt 
.werden  können,  die  hohen  Ansprüchen  die  intellektuellen  Vor- 
aussetzungen gegenüber  zu  stellen  vermögen.  Derartig  geschulte 
Börsenkaufleute  sind  wiederum  für  kompliziertere  wirtschaftliche 
Verhältnisse,  wie  bei  Krisen,  Missernten,  Krieg  etc.  für  die  handels- 
politischen Verhältnisse  eines  Landes  unentbehrlich,  und  aucii 
mit  aus  diesem  Grunde  sollte  man  darauf  bedacht  sein,  das 
Arbitragegeschäft  möglichst  kräftig  zu  erhalten.  In  Zeiten  un- 
günstiger ökonomischer  oder  politischer  Lage  muss  die  Volks- 
wirtschaft über  Kräfte  verfügen  können,  die  in  rascher  Beurteilung 
der  jeweiligen  wirtschaftlichen  Lage  des  In-  und  Auslandes  ent- 
schlossen zu  handeln   geübt  sind. 

Um  so  bedauerlicher  ist  es,  dass  alle  diejenigen  Ratschläge, 
die  während  der  Verhandlungen  über  die  Besteuerung  des  Bank- 
und  Börsenverkehrs  auf  tunlichste  Erleichterung  dieses  so  wich- 
tigen Teils  des  Welthandelsverkehrs  hinzielten,  anfänglich  über- 
haupt unberücksichtigt  geblieben  sind  und  erst  später,  freilich  in 
unzureichender  Weise,  beachtet  wurden.  Dabei  ist  anzuerkennen, 
dass  die  Regierung  die  Bedeutung  der  Arbitrage  für  den 
deutschen  Kapitalmarkt,  für  den  inländischen  Handel  und  die  in- 
ländische   Produktion    niemals    verkannt    hat.      So    hiess    es    bei- 

33* 


504  ^'■'  Wilhelm  Gerlach: 

Spielsweise  schon  in  den  Motiven  zum  Gesetzentwurfe  von  1875  : 

»Die  Zugänglichkeit  der  deutschen  Börsenplätze  für  die  auswärtigen 
Papiere  hat  wesentlich  zu  dem  Flor  unseres  Kapitalmarktes  beigetragen 
und  damit  die  Ansammlung  und  Heranziehung  von  Kapitalien,  die  Be- 
fruchtung in  nicht  zu  unterschätzendem  Masse  befördert.  Es  ist  zu  be- 
sorgen, dass  die  Nachteile,  welche  eine  Störung  dieser  täglich  wechseln- 
den Verkehrsbeziehungen  zwischen  Börse  und  Börse  und  des  auf  Be- 
nutzung derselben  basierenden  Arbitragegeschäfts  für  den  deutschen 
Kapitalmarkt,  mittelbar  für  den  inländischen  Handel  und  die  inlän- 
dische Produktion  herbeiführen  können,  grösser  sein  möchten,  als  der 
finanzielle  Vorteil,  welcher  in  einer  Stempelabgabe  von  allen  in  den 
inländischen  Verkehr  gelangenden  ausländischen  Effekten  liegt.« 

Trotzdem  glaubte  die  Regierung  noch  bis  zum  Jahre  1893, 
daran  festhalten  zu  müssen,  dass  eine  ausnahmsweise  Behandlung 
des  Arbitragegeschäfts  unmöglich  sei.  Die  Motive  zum  Gesetz- 
entwurf von  1881  kennzeichnen  ihren  Standpunkt  nach  dieser 
Richtung,  wenn  es  in  denselben  heisst,  dass  die  ausnahmsweise 
Behandlung  des  Arbitragegeschäfts  unmöglich  sei,  weil  die  unter- 
scheidenden Eigentümlichkeiten  desselben  nicht  in  die  äussere 
Erscheinung  treten,  sondern  mehr  in  den  Motiven  des  Abschliessen- 
den liegen.  Ohne  die  Nützlichkeit  des  in  Rede  stehenden  Ge- 
schäfts zu  verkennen,  werde  man  aber  die  Rücksicht  auf  dasselbe 
nicht  dahin  ausdehnen  können ,  von  der  vorgeschlagenen  Be- 
steuerung abzusehen,  weil  eine  Anzahl  solcher  Geschäfte  durch 
dieselbe  gehindert  werden  könnte  ;  vielmehr  werde  es  Aufgabe 
des  Verkehrs  sein^  sich  in  solchen  Ausnahmefällen  dem  Steuer- 
gesetz anzupassen.  Auch  noch  in  der  Vorlage  vom  21.  November 
1893  wurde  in  der  allgemeinen  Begründung  hervorgehoben,  dass 
der  Forderung  einer  steuerlichen  Erleichterung  der  Eftektenarbi- 
trage  grosse  Schwierigkeiten  entgegenständen,  da  diese  sich  von 
anderen  Kauf-  und  Anschaffungsgeschäften  über  Effekten  nicht 
erkennbar  unterscheide.  Die  Regierung  befürchtete,  dass  die  im 
Reichstage  mit  Rücksicht  auf  die  immer  stärker  werdenden  Klagen 
angeregte  Befreiung  gewisser,  hauptsächlich  dem  Arbitrageverkehr 
dienenden  Werte  bei  der  grossen  Zahl  der  hierbei  in  Frage  kom- 
menden Papiere  den  fiskalischen  Zweck  des  Gesetzes  ernstlich 
gefährden  würde  und  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  annehm- 
bar sei. 

In  der  Zumutung,  dass  der  Verkehr  die  Aufgabe  habe,  sich 
in  Ausnahmefällen  dem  Steuergesetz  anzupassen  (Motive  von  1881) 
lag  eine  superfiskalische  Tendenz.  Die  Regierung  ging  eben  von 
der  Voraussetzung  aus,    dass  sich  der  Verkehr  so  ohne   weiteres 
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in  eine  Schablone  hineinzwingen  lasse,  und  berücksichtigte  nicht, 
dass  Wesen  und  Aufgaben  des  Verkehrs  nicht  mit  den  durch 
ökonomische  und  politische  Verhältnisse  bedingten  Tatsachen  des 
Inlandes  allein,  sondern  auch  mit  solchen  des  Auslandes  aufs 
engste  zusammenhängen. 

Einen  ähnlich  fiskalischen  Standpunkt  lässt  die  V^orlage  von 
1893  erkennen,  und  damit  ein  viel  zu  ängstliches  Anklammern  an 
die  Schablone  des  Gesetzes. 

Es  muss  hierbei  allerdings  berücksichtigt  werden,  dass  die 
Regierung  bei  voller  Anerkennung  ihrer  guten  Wirkung  dennoch 
die  Arbitrage  als  nicht  ganz  einwandfrei  beurteilte.  Die  Arbitrage 
in  fremden  Etlekten  sollte  in  weit  höherem  Masse  als  der  Waren- 
verkehr bestimmend  sein  für  die  fremden  Wechselkurse,  und 
schon  mehr  als  einmal  durch  übermässige  Engagements  einen 
ungünstigen  Kurs  der  fremden  Wechsel  herbeigeführt  haben,  der 
die  Goldausfuhr  befördert,  eine  Erhöhung  des  Diskonts  notwendig 
gemacht  und  dadurch  den  inländischen  Verkehr  geschädigt  hätte. 
Dies  waren  nach  Ansicht  der  Regierung  doch  Schattenseiten, 
denen  gegenüber  es  nicht  so  unzulässig  erscheinen  durfte,  der 
Arbitrage  einige  Objekte,  die  sie  bisher  zu  bevorzugen  pflegte, 
durch  die  vorgeschlagene  Besteuerung  zu  entziehen.  Die  Regie- 
rung und  die  ihr  nahestehenden  Kreise  glaubten  ferner,  dass  es 
der  Arbitrageverkehr  vielfach  doch  mehr  mit  dem  Wechsel- 
verkehr  als  mit  dem  Effekten-  (oder  Waren-)Verkehr  zu  tun  habe. 
Bismarck  war  der  Meinung,  dass  Arbitrageverkehr  fast  ausschliess- 
lich auf  dem  Handel  in  Wechseln  beruhe  und  viel  weniger  auf 
dem  Handel  mit  Effekten  und  Waren.  Die  der  Börse  Fern- 
stehenden konnten  eigentlich  zum  grossen  Teil  überhaupt  im 
Arbitrageverkehr  einen  Vorteil  für  die  x^llgemeinheit  nicht  sehen 
und  erblickten  in  dieser  Börsentätigkeit  nicht  viel  mehr  als  eine 
Spekulation  auf  die  verschiedenen  Kurse  an  den  verschiedenen 
Börsen  Europas.  Die  Erschwerung  des  Geschäfts  beispielsweise 
mit  ausländischen  Aktien,  die  nach  ihrer  Ansicht  höchst  bedenk- 
liche Anlagewerte  vorstellten  und  auch  in  erster  Linie  die  be- 
liebtesten und  bevorzugtesten  Objekte  des  Börsenspiels  sein 
sollten,  wurde  auf  dieser  Seite  eher  günstig  als  nachteilig  beur- 
teilt, vor  allem  schon  weil  dadurch  eine  Anlage  in  derartigen 
Werten  wirksam  erschwert  und  damit  also  ein  Abströmen  des 
deutschen  Kapitals  nach  dem  Auslande  verhindert  würde. 

Auch  der  Umstand,   dass   die  meisten  Arbitragegeschäfte,  wie 
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es  der  Fall  ist,  auf  Conto  ä  meta  geschlossen  werden,  musste 
nach  Auffassung  der  Nichtinteressenten  die  Wirkung  der  deut- 
schen Börsensteuern  ohnehin  viel  weniger  bedeutungsvoll  machen, 
als  die  Gegner  der  Steuer  stets  betonten  ;  denn  aus  der  Meta- 
verbindung ergebe  sich  ja,  dass  die  im  Auslande  abgeschlossenen 
Geschäfte  von  der  Steuer  völlig  befreit  blieben,  die  zwischen 
einem  Ort  des  Inlandes  und  einem  Ort  des  Auslandes  bewirkten 
Abschlüsse,  soweit  sie  durch  Korrespondenz  erfolgten,  der  halben 
Steuer  unterworfen  würden  und  nur  die  inländischen  Transaktionen 
zur  ganzen  Stempelsteuer  heranzuziehen  seien.  Dieser  Einwand 
ist  mit  Rücksicht  auf  den  Umsatzstempel  allerdings  zu- 
treffend, aber  es  kommt  für  die  Arbitrage  doch  in  erster  Linie 
der  Emissionsstempel  in  Betracht. 

Die  Börsensteuergesetze  von  i88[  und  1885  mit  ihren  relativ 
niedrigen  Steuersätzen  für  den  Emissions-  oder  Einführungsstempel, 
hatten  noch  keine  besonders  einschränkende  Wirkung  für  das 
Arbitragegeschäft.  Als  dann  aber  durch  das  Gesetz  von  1S94 
und  1900  der  Emissionsstempel  nicht  nur  verdoppelt  und  ver- 
dreifacht, sondern  bei  Aktien  sogar  um  das  vierfache  und  fünf- 
fache gesteigert  wurde,  und  ebenso  der  Umsatzstempel,  der  1885 
nur  i/io  pro  Mille  (bei  Warengeschäften  2/10)  betrug,  für  die  im 
Arbitrageverkehr  besonders  häufig  vorkommenden  Effektengat- 
tungen auf  den  Satz  von  3/10  pro  Mille  stieg,  zeigte  es  sich,  dass 
ein  grosser  Teil  der  internationalen  Arbitragegeschäfte  bei  den 
doch  in  der  Regel  nur  geringen  Kursunterschieden  den  deutschen 
Emissionsstempel  neben  den  ohnehin  nicht  ganz  unwesentlichen 
Spesen,  wie  Kourtage,  Versendungs-  und  Versicherungskosten, 
nicht  zu  tragen  vermochte.  Der  Arbitrageverkehr  verfügte  seit 
Einführung  der  höheren  Steuersätze  für  den  Effektenstempel  nicht 
mehr  über  einen  hinreichenden  Vorrat  gestempelter  internationaler 
Wertpapiere,  und  da  im  allgemeinen  nur  diejenigen  ausländischen 
Effekten  gestempelt  sind,  die  durch  Emissionsgeschäfte  (Kon- 
sortialgeschäfte)  nach  Deutschland  kommen,  oder  ältere  Papiere, 
die  seinerzeit  bei  den  noch  geltenden  niedrigen  Sätzen  mit  dem 
deutschen  Effektenstempel  nachgestempelt  sind,  so  ging  der 
Arbitrageverkehr  nach  und  nach  immer  weiter  zurück. 

Die  im  Jahre  1894  und  weiter  dann  1900  auf  die  wieder- 
holten Vorstellungen  der  Interessentenkreise  hin  in  Form  einer 
Rückvergütung!)   des  vierten  bezw.  sogar  dritten  Teils  des  nach- 

i)  Der  Nutzen  der  Steuerrückvergütung  soll,  wie  Fachkreise  allgemein  betonen, 
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weislich  im  Arbitrageverkehr  verauslagten  Umsatzstempels 
eingetretene  Erleichterimg  für  das  Arbitragegeschäft  mit  dem  Aus- 
lände zeitigte,  so  willkommen  die  Neuerung  an  und  für  sich  auch 
für  alle  Beteiligten  katn,  dennoch  nicht  den  gewünschten  Erfolg  — 
die  Wiederherstellung  der  früheren  Umsätze  im  Arbitrageverkehr. 

Die  Statistik  über  die  seit  1894  gezahlten  Arbitrage-Rück- 
vergütungen Hess  deutlich  genug  eine  stetige  Abnahme  der  Um- 
sätze dieses  einst  so  blühenden  bankgeschäftlichen  Verkehrs  er- 
kennen. Dass  dieser  Rückgang  allerdings  wohl  auch  im  Zu- 
sammenhang mit  dem  Börsengesetz  von  1896  steht,  ist  zweifellos 
richtig.  Eine  Gegenüberstellung  der  für  Arbitrage-Rückvergütungen 
gezahlten  Beträge  für  das  Etatjahr  1 895/1896  und  1896/1897  lässt 
die  Einwirkung  des  Börsengesetzes  von  1896  scharf  hervortreten. 
Der  durch  das  Terminhandelsverbot  herbeigeführte  Mangel  an 
flottantem  Ettektenmaterial  musste  sich  ja  auch  besonders  bei 
dem  Arbitrageverkehr  fühlbar  machen.  Aber  man  geht  doch 
wohl  in  der  Annahme  nicht  fehl,  dass  der  ständige  Rückgang 
der  Arbitrage  in  erster  Linie  auf  die  steuerliche  Belastung  in 
einer  ganzen  Reihe  wichtiger  Arbitragepapiere  zurückgeführt  wer- 
den kann  und  dass  an  dieser  Stelle  daher  auch  eine  direkte 
Einwirkung  der  Börsensteuergesetzgebung  auf  den  Bank-  und 
Börsenverkehr  nachweisbar  ist. 

Wenn  nun  auch  Bank  und  Börse  unter  dem  Drucke  eines 
zu  hohen  deutschen  Börsenstempels  in  fortgesetzten  Prolonga- 
tionen der  eingegangenen  Engagements  ein  Mittel  gefunden  haben, 
einen  Teil  der  Funktion  der  früheren  effektiven  Effektenarbitrage, 
so  gut  es  eben  geht,  zu  ersetzen,  so  bleibt  eine  derartige  Abhilfe 
immer  nur  ein  Notbehelf,  der  ausserdem  umständlich  und  kost- 
spielig ist. 

Es  wäre  daher  wohl  zu  wünschen,  dass  eine  künftige  Novelle 
zum  Reichsstempelgesetz  mehr,  als  es  bisher  geschehen  ist,  dem 
Arbitrageverkehr,  als  einem  wichtigen  Zweig  des  internationalen 
Bank-  und  Börsenverkehrs,  Rechnung  trüge.  Die  gesetzgebenden 
Faktoren  sollten  eingedenk  sein,  dass  wir  mit  allzu  fiskalischen 
gesetzlichen  Massnahmen  und  Vorschriften  für  den  Geldverkehr 
unsere  Börsen  isolieren  und  damit  auch  unsere  Volkswirtschaft, 
vollends  in  Zeiten  wirtschaftlicher  Krisen,  gefährden.  Den  deut- 
schen Handelsstand    aber  und  dessen  wichtigen  Mittelpunkt,    die 

bei  dem  durch  besondere  und  komplizierte  Buchführung  erschwerten  Erhebungsmodus 
fast  illusorisch  sein. 
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Börse,  konkurrenzfähig  mit  dem  Auslande  zu  machen,  das  muss 
die  vornehmste  Aufgabe  einer  grosszügigen  HandelspoHtik  sein. 
Eine  weitgehende  Erleichterung  für  den  Arbitrageverkehr  dürfte 
als  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Mittel  hierfür  mit  in  erster  Linie 
in  Betracht  kommen. 

D.    Die    Verdrängung    der    Börsengeschäfte    ins 

Ausland. 

Im  Zusammenhang  mit  der  im  vorhergehenden  behandelten 
Frage,  welchen  Einfluss  die  deutsche  Börsensteuer-Gesetzgebung 
auf  die  Umsätze  im  Bank-  und  Börsenverkehr  und  auf  die  inter- 
nationale Arbitrage  hat,  steht  noch  die  Frage,  ob  und  inwiefern 
die  Börsensteuer  zu  einer  Verdrängung  des  Börsengeschäftes  ins 
Ausland  und  damit  zu  einer  Hebung  der  ausländischen  auf  Kosten 
der  deutschen  Börsen  beigetragen  hat. 

War  aber  schon,  wenn  wir  von  dem  Einfluss  der  Steuer  auf 
die  Arbitrage  absehen,  wo  eine  unmittelbare  Einwirkung  nachzu- 
weisen ist,  ein  Nachweis  über  die  Einwirkung  der  Steuer  auf  die 
sonstigen  Umsätze  des  Bank-  und  Börsenverkehrs,  wenigstens 
dem  Umfange  nach,  bei  der  Verquickung  der  Steuer  mit  dem 
Börsengesetz  und  bei  der  schwankenden  Konjunktur  schwer  zu 
erbringen,  so  lässt  sich  auch  die  Frage,  ob  und  inwiefern  die 
Börsensteuer  zu  einer  Verdrängung  des  Börsengeschäfts  ins  Aus- 
land beigetragen  hat,  trotz  der  vom  Zentralverband  des  deutschen 
Bank-  und  Bankiergewerbes  angestellten,  zweifellos  recht  beachtens- 
werten Untersuchungen  generell  wenigstens  nicht  so  ohne  weiteres 
entscheiden. 

Auch  hier  wird  die  Bestimmung  von  Ursache  und  Wirkung 
eben  wiederum  mit  Rücksicht  auf  die  doch  weit  tiefer  ein- 
schneidende Börsengesetzgebung  von  1896  äusserst  schwierig, 
zumal  im  Geschäftsverkehr  mit  dem  Auslande  doch  auch  noch 
wesentlich  andere  Momente  mitsprechen,  wie  z.  B.  die  Lage  des 
Marktes  für  zeitweilige  Bevorzugung  von  Eftekten,  die  nur  an 
fremden  Börsen  gehandelt  werden  (Kupfer  Hausse  :  Rio  Tinto  in 
Paris,  steigende  Goldausbeute  in  Transv^aal,  Australien :  Minen- 
Aktien)  u.  s.  w.,  Momente,  die  den  Einfluss  der  Steuer  nicht  selten 
ganz  in  den  Hintergrund  drängen. 

Gewiss  sprechen  manche  Anzeichen  für  die  Richtigkeit  der 
Annahme,  dass  in  demselben  Masse,  in  welchem  die  deutschen 
Börsen     an    Bedeutung    gerade     für    den     Arbitrageverkehr    ver- 
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loren,  die  übrigen  kontinentalen  Börsenplätze  gewonnen  haben. 
Beispielsweise  ist  wohl  der  besondere  Aufschwung  des  Arbitrage- 
verkehrs in  Amsterdam,  dessen  Stärke  ohnehin  in  dem  inter- 
nationalen Geschäft  liegt,  in  erster  Linie  auf  die  prohibitive  Wir- 
kung der  hohen  deutschen  Börsensteuern  zurückzuführen. 

Auch  hinsichtlich  des  allgemeinen  Rückgangs  der  Börsen- 
geschäfte, wie  derselbe  besonders  scharf  gegen  Ende  der  90er 
Jahre  hervortrat,  in  einer  Zeit,  in  der  docli  sonst  die  Hochkon- 
junktur auch  für  Bank  und  Börse  entsprechende  Umsätze  ge- 
bracht haben  müsste ,  lässt  mit  ziemlicher  Sicherheit  darauf 
schliessen,  dass  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  des  Mobiliar-Wert- 
verkehrs  mit  und  ohne  Vermittlung  der  deutschen  Banken  und 
Bankiers  sich  den  auswärtigen  Märkten  zugewendet  haben  dürfte, 
womit  also  dem  deutschen  Kapitalmarkt  entsprechende  Umsätze 
entzogen  sind. 

Für  die  Berechtigung  dieser  Annahme  spricht  besonders  auch 
der  Umstand,  dass,  wie  der  Zentral- Verband  des  deutschen  Bank- 
und  Bankiergewerbes  in  seiner  Denkschrift  angibt,  der  Betrag  an 
Wertpapieren,  die  Banken  und  Bankiers  für  eigene  und  fremde 
Rechnung  in  ausländischen  Depots  liegen  haben,  besonders  seit 
den  letzten  beträchtlichen  Erhöhungen  der  Steuersätze  in  den 
Jahren  1894  und  1900  und  seit  der  Einführung  des  Börsenge- 
setzes von   1896  gestiegen  ist  ^). 

Die  Denkschrift  macht  hierüber  folgende  Zahlenangaben  : 

149  Bankiers  und  Banken  hatten  für  sich  und  ihre  Kunden ;  am 
31.  Dez.  1893  Wertpapiere  im  Betrage  von  M.  153539000,  am  31. 
Dez.  1902  Wertpapiere  im  Betrage  von  M.  454151000  in  auslän- 
dischen Depots  liegen.  Ihre  ausländischen  Depots  hatten  sich  also 
seit  dem  Jahre  1893  fast  verdreifacht.  Ausserdem  hatten  18  grosse 
Banken  und  Bankhäuser  für  eigene  und  fremde  Rechnung  am 
31.  Dezember  1893  W^ertpapiere  im  Betrage  von  M.  136  807000, 
am  31.  Dezember  1902  W'ertpapiere  im  Betrage  von  M.  608  268  000 
in  ausländischen  Depots  liegen.  Die  Depots  waren  demnach  seit 
1893  4^2  m.al  grösser  geworden. 

Dass  aber  diese  Depots  auch  mit  als  Unterlage  für  geschäft- 
liche Transaktionen  mit  dem  Auslande  dienen  und  nicht  lediglich 
» Aufbewahrungsdepots«  sind,  dürfte  ziemlich  sicher  anzunehmen 
sein,  und  somit    lassen    die    wachsenden    Depots    auch  auf  wach- 

i)  Allerdings  ist  auch  in  Deutschland  besonders  seit  den  90  er  Jahren  eine  sehr 
starke  Zunahme  der  Depositen  bei  den  Banken  zu  beobachten. 
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sende  Umsätze  mit  dem  Auslande  schliessen. 

Die  erwähnte  Denkschrift  gibt  denn  auch  einzehie  x-lufschlüsse 
über  die  Zunahme  der  nach  dem  Auslande  erteilten  Aufträge. 
Einige  dieser  Angaben  seien  hier  wiedergegeben  : 

22  an  einem  der  drei  Hauptbörsenplätze  sesshaften  Bankiers 
hatten  im  Jahre  1893  an  das  Ausland  Ordres  im  Effektivbetrage 
von  M.  218883000,  im  Jahre  1902  von  M.  269469000  erteilt,  also 
im  Jahre  1902  123,1  Proz.  der  im  Jahre  1893  an  das  Ausland  er- 
teilten Ordres.  105  Provinzbanken  und  Bankiers  hatten  im  Jahre 
1893  Aufträge  in  Höhe  von  M.  37239000  nach  dem  Auslande  er- 
teilt, im  Jahre  1902  dagegen  in  Höhe  von  M.  102922000,  also 
276,4  Proz.   mehr  als  1893. 

Ganz  besonders  scheinen  auch  die  Courtagen  und  Provisionen 
an  das  Ausland  seit  1893  gestiegen  zu  sein,  wenigstens  geht 
das  aus  einzelnen  Angaben  der  Denkschrift  hervor  1). 

Fraglos  hat  die  immerhin  beträchtliche  deutsche  Steuerlast 
auch  ihren  erheblichen  Anteil  an  dieser  so  auffälligen  Zunahme 
der  Geschäftsumsätze  des  Inlandes  im  Auslande  (insofern  nämlich, 
als  ein  nicht  geringer  Teil  deutscher  Kapitalisten  den  hohen  deut- 
schen Börsenstempel  durch  direkte  Verbindung  mit  den  auslän- 
dischen Börsen  und  Banken  umgangen  hat),  wenn  wohl  auch  nicht 
entfernt  in  dem  Masse,  wie  das  Börsengesetz  mit  seinen  einengenden 
Bestimmungen  für  das  Spekulationsgeschäft ;  denn  soviel  steht  fest, 
mit  der  Einengung  der  Spekulation  durch  das  Börsengesetz  von 
1896  ist  nur  erreicht,  dass  die  Spekulationslust  des  Publikums  im 
Termingeschäft  sich  minderwertigen,  seiner  Kontrolle  noch  mehr 
entrückten  Papieren  zugewandt  hat,  und  schliesslich  die  ausländi- 
schen Bankinstitute  und  Finanzen  gewannen,  was  den  heimischen 
Staatsfinanzen  und  Banken  verloren  ging. 

Sind  nun  aber  nachweislich  die  Aufträge  des  Inlandes  an  das 
Ausland  gestiegen,  und  ist  damit  sicherlich  auch  die  Spekulation  zum 
nicht  geringen  Teil  nach  dem  Ausland  ausgewandert,  so  ist  um- 
gekehrt eine  rapide  Abnahme  der  Aufträge  des  Auslandes  an  das 
Inland  zu  konstatieren,  was  wohl  wiederum  auch  nur  z.  T.  auf 
die  deutschen  Steuern,  die  dem  Auslande  zu  unbequem  geworden 
sind,  zurückgeführt  werden  kann. 

Nach  den  vom  Zentralverband  bei  sieben  an  einem  der  drei 
Hauptbörsenplätze  domizilierenden  Banken    angestellten  Untersu- 


i)  Denkschrift,   S.    46. 
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chungen  ergab  sich  für  die  Jahre   1893  bis  1902  folgende,  in  Pro- 
zenten der  Ziffern  des  Jahres  1893   ausgedrückte  Entwickknig  der 

Aufträge  vom  Auslande.  Der  Umsatz  in   denselben   betrug 

im  Jahre  1S93  (M.  i  006  99S  loo)  =   100      l'roz. 

»        ^       1894  104,9       '■' 

»       1895  127,8       >> 

.       1896  757        > 

1897  67,6      » 

1S98  65,9      » 

»           :>         1S99  78,1          » 

»           »          1900  53,7         » 

»      1901  47,5      >' 

»       »      1902  56,9      ■■> 


Bei  14  an  einem  der  drei  Hauptbörsenplätze  sesshaften  Bankiers 
hatte  die  Gesamtsumme  in  Aufträgen  vom  Ausland  : 

im  Jahre   1893 730083  OOO  M., 

im  Jahre    1902 213  859  000  ^I., 

im  letzteren  Jahre  also  nur  29,3  Proz.  der  in  diesen  Aufträgen 
im  Jahre  1893  erzielten  Umsatzzifter  betragen.  Aehnlich  sind  auch 
die  vom  Ausland  an  das  Inland  gezahlten  Courtagen  und  Provi- 
sionen zurückgegangen. 

Nach  derselben  Quelle  ergeben  die  bei  vier  an  einem  der  drei 
Hauptbörsenplätze  domizilierenden  Aktienbanken  angestellten  Un- 
tersuchungen aus  den  Jahren  1893  bis  1902  in  Prozenten  der  bezügl. 
Ziffer  des  Jahres  1893  ausgedrückt,  folgendes  Bild: 


c 

0  ur 
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100 
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Provisionen: 
581  107   M.  =    loo       Proz. 

So,9  * 

73.7  * 

48.8  » 

40.8  » 
32,6  » 

40.9  » 
32,1  ■'■ 
32,8  « 
42,5  » 


Zwölf  an  einem  der  drei  Hauptbörsenplätze  sesshaften  Ban- 
kiers hatten  aus  dem  Auslande  bezogen:  im  Jahre  1893  an  Cour- 
tage 112  983  M.,  1902:  46781  M.,  Rückgang  41,4  Proz.;  im  Jahre 
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1893  an  Provisionen  1/3  9/6  M.,  im  Jahre  1902  an  Provisionen 
54233  M.,  Rückgang  31,2  Proz. 

Alle  diese  Angaben  vermögen  aber  leider  keinen  unbedingt 
zuverlässigen  Massstab  dafür  zu  liefern,  in  welchem  Umfange  auch 
die  Steuer  an  der  Verdrängung  des  Börsengeschäfts  ins  Ausland 
die  Schuld  trägt. 

Allerdings  kann  man  mit  einiger  Sicherheit  annehmen,  dass, 
wie  im  Arbitrageverkehr,  so  auch  beim  Emissionsgeschäft  aus- 
ländischer Anleihen  der  hohe  deutsche  Börsenstempel  unmittelbar 
prohibitive  Wirkung  gehabt  hat  und  insofern  für  die  Abnahme 
der  Umsätze  im  Inland,  also  auch  besonders  für  die  Zunahme  der- 
selben im  Ausland,  ein  Wesentliches  beigetragen  haben  mag.  Aus 
letzter  Zeit  ist  in  vielen  Fällen  der  Beweis  erbracht,  dass  beson- 
ders durch  die  letzte  Börsensteuererhöhung  ausländischen  Regie- 
rungen (so  z.  B.  Schweiz,  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  und 
Holland),  die  einen  Geldgeber  ausserhalb  ihres  Landes  brauchten, 
die  Benutzung  des  deutschen  Geldmarktes  unmöglich  gemacht  ist. 
(So  war  z,  B.  Hamburg  früher  Hauptplatz  für  nordische  Werte, 
hat  aber  heute  nach  dieser  Richtung  fast  ganz  seine  Bedeutung 
verloren.) 

Und  gerade  der  deutsche»  Geldmarkt  kam  früher  in  erster 
Linie  für  Emissionsgeschäfte  auswärtiger  Staaten  in  Betracht, 
weniger  im  LIinblick  auf  die  deutsche  Kapitalkraft,  die  ja  hin- 
ter derjenigen  mancher  anderer  Völker  zurücksteht ,  als  viel- 
mehr darum,  weil  vermöge  der  gut  funktionierenden  Organisation 
der  deutschen  Börsen  für  Erhaltung  des  Gleichgewichts  in  der 
Bewegung  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  für  ständigen  Ab- 
satz gesorgt  war.  So  waren  früher  der  deutschen  Börse  die  Auf- 
träge der  Kapitalisten  der  ganzen  Welt  gesichert,  und  die  deut- 
schen Börsen  befriedigten  nicht  nur  den  Geldbedarf  des  Reichs, 
der  Bundesstaaten  und  der  einheimischen  Industrie,  sondern  gleich- 
zeitig auch  denjenigen  der  auswärtigen  Staaten.  Dadurch  trat  aber 
Deutschland  immer  mehr  als  wirtschaftliche  Macht  ersten  Ranges 
im  internationalen  Wettbewerb  hervor.  Dass  aus  den  immer  stär- 
ker werdenden  finanziellen  Verbindungen  des  deutschen  Kapital- 
marktes mit  auswärtigen  Staaten  im  gleichen  Masse  kommerzielle 
und  industrielle  Beziehungen  erwuchsen,  ist  natürlich.  Der  Ex- 
port wurde  durch  diese  Anleihetätigkeit  der  deutschen  Börsen  ge- 
fördert, durch  die  Verzinsung  der  auswärtigen  Anleihen  ein  Kapi- 
talzufluss  nach  Deutschland  bewirkt  und  damit  implicite  die  deutsche 
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Kapitalkraft  gestärkt. 

Die  mehrfacii  erwähnte  Denkschrift  hebt  hervor,  dass  die 
deutschen  Börsen,  die  dem  Anleihebedarf  ausländischer  Regie- 
rungen entgegen  kommen  können,  dadurch  ein  überaus  wichtiges 
Hilfsmittel  für  die  vaterländische  Politik  bilden.  Vor  allem  kann 
der  Besitz  an  ausländischen  Effekten  aber  in  Zeiten  drohender 
Kriegsgefahr  für  ein  Land  äusserst  bedeutungsvoll  werden.  Die 
Geschichte  Frankreichs  liefert  aus  dem  Jahre  1870/71  hiefür  ein 
treffendes  Beispiel. 

Wenn  nun  bei  näherer  Untersuchung  der  Ursache  der  be- 
sonders in  den  letzten  Jahren  zu  beobachtenden  rapiden  Abnahme 
der  Aufträge  des  Auslandes  ans  Inland  die  Annahme  wohl  be- 
rechtigt erscheint,  dass  die  hohe  deutsche  Börsensteuer  und  spe- 
ziell der  hohe  Einführungsstempel  dabei  unmittelbar  eingewirkt 
hat,  was  hinsichtlich  des  Arbitragegeschäfts  im  allgemeinen  und 
für  das  Emissionsgeschäft  mit  auswärtigen  Staaten  an  Hand  spe- 
zieller Fälle  sich  nicht  nur  mutmassen,  sondern  auch  nachweisen 
lässt,  so  dürfte  bei  der  Zunahme  der  Aufträge  des  Inlandes  ans 
Ausland  oder,  wie  die  Gegner  der  Steuer  es  nennen,  bei  der  Ver- 
drängung des  Börsengeschäfts  ins  Ausland,  der  deutsche  Börsen- 
stempel doch  nur  höchstens  mittelbar  mitgewirkt  haben.  Es  ist 
dabei  zu  berücksichtigen  (soweit  vor  allem  das  Spekulations- 
[Zeit-,  Termin-Jgeschäft  in  Frage  kommt,  und  um  die  Spekula- 
tionsgeschäfte handelt  es  sich  in  erster  Linie  bei  den  Umsätzen 
mit  dem  Auslande),  dass  bei  den  in  der  Regel  enormen  Umsätzen, 
die  hier  vorkommen,  die  deutsche  Umsatzsteuer,  so  unbequem 
dieselbe  sein  mag,  dennoch  kaum  unmittelbarer  Anlass  zu  einer 
Verdrängung  der  Spekulation  ins  Ausland  werden  konnte.  Denn 
auch  das  Ausland  hat  Börsensteuern.  Hier  kann  also  bei  der 
Entscheidung  nach  der  Ursache  der  Verlegung  der  Spekulation 
ins  Ausland  auch  nur  das  Börsengesetz,  in  der  Hauptsache  we- 
nigstens, in  Betracht  kommen.  Verfehlt  wäre  es  vollends,  anzu- 
nehmen, dass  auch  das  sparende  Publikum,  der  kleine  Kapitalist, 
unter  dem  Drucke  der  Börsen  Steuergesetzgebung  seine  Anlagen 
mit  oder  gar  ohne  Vermittlung  der  deutschen  Banken  oder  Ban- 
kiers im  Auslande  bewirkt. 

Mag  auch  der  Nachweis  zu  erbringen  sein,  dass  dies  tatsäch- 
lich vorgekommen  ist,  so  kann  es  sich  doch  immer  nur  um  Aus- 
nahmefälle handeln.  Gerade  der  Privatmann,  und  insbesondere 
der  sog.  kleine  Sparer,   will  seine  Anlagewerte,   wenn   nicht  in 
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eigner  Verwaltung ,  so  doch  mindestens  in  seiner  Nähe  haben 
und  wird  solche  Umständlichkeiten  und  Unbequemlichkeiten,  wie 
sie  durch  Beschaffung  der  Anlagewerte  im  Auslande  entstehen, 
vollends  unter  Berücksichtigung  der  grösseren  Unkosten  (Versen- 
dungsgelder etc.),  scheuen. 

Das  schliesst  freilich  nicht  aus.  dass  der  kleine  Kapitalist  seine 
Ersparnisse  häufig  genug  durch  Vermittlung  der  heimischen  Bör- 
sen in  sogen,  exotischen  Werten  anlegt,  die  er  zu  bevorzugen 
pflegt,  weil  derartige  Werte  in  der  Regel  bei  niedrigeren  Kursen 
höhere  Verzinsung  als  die  heimischen  soliden  Werte  bieten. 

Zu  einer  Begünstigung  solcher  Anlage  aber  hat  die  deutsche 
Börsensteuer  sicherlich  nicht  beigetragen.  Hierfür  sind  andere 
Gründe  massgebend.  Andererseits  ist  aber  auch  eine  noch  so 
hohe  Börsensteuer  nicht  imstande,  die  Spekulationssucht  gewis- 
ser Kreise  auszurotten.  In  welchem  Umfange  auch  heute  noch, 
nach  so  manchen  trüben  Erfahrungen,  die  das  deutsche  Publikum 
mit  ausländischen  Werten,  wie  »Griechen«,  > Portugiesen«  u.  a.  m. 
gemacht  hat,  solche  Werte  Gegenstand  deutscher  Kapitalsanlagen 
sind,  dafür  mag  folgendes  Beispiel  sprechen.  Nach  einem  Bericht 
des  kaiserlichen  Konsulats  in  Praetoria,  der  in  den  amtlichen  vom 
Reichsamt  des  Innern  herausgegebenen  »Nachrichten  für  Handel 
und  Industrie«  erschien  (Nr.  90  vom  30.  6.  03),  beziffert  sich 
allein  der  in  deutschen  Händen  befindliche  Besitz  an  Transval- 
Minenaktien  auf  404,6  Millionen  Mark. 

Nicht  die  Steuergesetzgebung,  wohl  aber  das  Börsengesetz 
von  1896  dürfte  mit  seinen  Beschränkungen  für  die  Spekulation 
zum  grossen  Teil  die  Schuld  tragen,  dass  diese  sich  mehr  und 
mehr  ausländischen  und  noch  dazu  vielfach  recht  minderwertigen 
Papieren  zugewendet  hat.  Mit  dieser  Gesetzgebung  hat  man  also 
das  Gegenteil  von  dem  erreicht,  was  man  erreichen  wollte.  Die 
Abhilfe  gegen  die  Exzesse  der  Spekulation  kommt  daher  auch 
besser  durch  die  Börse  und  ihre  Organe,  als  durch  staatliche 
Einmischung. 

Zusammenfassend  wird  man  also  wohl  sagen  können,  dass 
auf  die  internationale  Arbitrage,  wie  auf  Vermittlung  von  Kapital 
für  auswärtige  Staaten  und  dessen  Aufbringung  in  Deutschland 
der  deutsche  Börsenstempel  (und  zwar  vornehmlich  der  Emissions- 
stempel) einen  unmittelbaren,  schädlichen  Einfluss  gehabt  hat,  und 
daher  hier  Ursache  und  Wirkung  zu  erkennen  sind.  Insofern 
daraus  folgerichtig  auf  eine    Abnahme    der  Geschäftsumsätze    mit 
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dem  Auslande  zu  schliessen  ist,  liat  die  deutsche  Börsensteuer 
die  Wirkung  gehabt,  die  von  ihren  Gegnern  vorausgesehen  wurde  : 
sie  hat  die  ausländisclien  Börsen  auf  Kosten  der  deutschen  Bör- 
sen gehoben. 

Dem  Umstand  aber,  dass  die  deutschen  Börsen,  einschliess- 
lich der  Berliner,  von  ihrer  einstigen  Höhe  nach  und  nach  her- 
untergestiegen sind,  ist  sicherlich  der  Aufschwung  zu/.uschreiben, 
den  die  Amsterdamer  und  Brüssler  Börse  und  die  schweizerischen 
Börsen  in  den  letzten  Jahren  genommen  haben.  Wenn  nun  auch 
im  allgemeinen  die  Bedeutung  der  Börsensteuer  für  die  Verdrän- 
gung des  Börsengeschäfts  nach  dem  Auslande  neben  dem  Ein- 
fluss  des  Börsengesetzes  wesentlich  zurücktritt,  so  musste  schon 
an  und  für  sich  die  disparitätische  steuerliche  Behandlung  der 
deutschen  Börsen  gegenüber  den  Auslandsbörsen,  die,  durch- 
schnittlich wenigstens,  geringere  steuerliche  Belastung  zu  tragen 
haben,  zu  einer  schwierigen  Lage  der  deutschen  Börsen  führen; 
es  bleibt  eben  doch,  und  alle  optimistischen  Erwägungen  ver- 
mögen darüber  nicht  hinwegzutrösten ,  eine  typische  Eigenheit 
des  mobilen  Kapitals,  dorthin  zu  fliessen ,  wo  die  besten  Bedin- 
gungen für  seine  Betätigung  gegeben  sind. 

Die  häufig  genug  seitens  börsenfeindlicher  Kreise  beliebte 
Rechtfertigung  der  deutschen  Börsensteuer  und  des  Börsenge- 
setzes als  eines  wirksamen  Mittels,  die  Ausschreitungen  der  Spe- 
kulation, die  »unmoralischen«,  »illegitimen«,  »unproduktiven^:  Ma- 
nipulationen an  der  Börse  zu  beseitigen,  darf  man  heute  an  Hand 
reichlicher  Erfahrung  nicht  mehr  gelten  lassen.  Solange  es  Men- 
schen gibt ,  wird  es  darunter  solche  geben  ,  die  im  Kampf  ums 
Dasein  Sitte,  Moral  und  Recht  ihrem  wirtschaftlichen  Handeln 
nicht  zugrunde  legen.  Für  diese  Elemente  ist  auch  eine  noch  so 
hohe  Steuer,  ein  noch  so  »drakonisches«  Börsengesetz,  kein  > Er- 
ziehungsmittel« ^). 

4,  Ertrag  der  Steuer.     Schlusswort. 

Die  Einführung  der  Börsensteuer  steht,  wie  an  anderer  Stelle 
hervorgehoben  ist,  in  erster  Linie  mit  der  Notwendigkeit  in  Ver- 
bindung,  die  Reichseinnahmen  zu  erhöhen,   die  besonders  im  Jahre 


l)  Im  Gegenteil !  Durch  das  Börsengesetz  von  1S96  ist,  wie  sich  an  Hand  zahl- 
reicher Beispiele  nachweisen  lässt,  nur  erreicht,  dass  der  gesetzlich  zulässige 
Differenzeinwand  auch  in  solchen  Fällen  erfol  greich  erhoben  worden  ist,  bei 
denen  eine  betrügerische  Absicht  seitens  des  Einwendenden  deutlich  hervortrat. 
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1878/80  mit  Deutlichkeit  hervortrat.  Der  im  Jahre  1881  von  der 
Regierung-  eingebrachte  Entwurf  für  eine  Börsensteuer  sollte  einen 
Teil  des  für  das  Reich  und  die  Bundesstaaten  in  Aussicht  ge- 
nommenen Steuerreformplans  bilden  und  unterschied  sich  von 
dem  dem  Reichstag  bereits  1880  vorgelegten  ledigHch  durch  die 
neue  Bestimmung  über  die  Verwendung  des  Ertrages  der  Ab- 
gaben. Danach  hiess  es,  dass  der  Ertrag  der  Steuer  zur  Ueber- 
weisung  an  die  deutschen  Einzelstaaten  in  Aussicht  genommen 
sei,  um  der  finanziellen  Not  derselben  abzuhelfen  und  die  erfor- 
derliche finanzielle  Unabhängigkeit  derselben  zum  Zwecke  der 
Durchführung  ihrer  sozialen  Aufgaben  zu  schaffen. 

Das  am  i.  Juli  1881  in  Kraft  getretene  Reichsgesetz  enthielt 
denn  auch  im  §  32  die  Bestimmung,  dass  der  ganze  Reinertrag, 
nach  den  gesetzlichen  Abzügen,  von  der  Reichskasse,  in  die  er 
zunächst  fliesst,  an  die  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe 
ihrer  Matrikularbeitragsbevölkerung  zu  überweisen  ist;  ebenso 
wieder  der  Ertrag  der  fortgebildeten  Steuer  nach  dem  Gesetz  vom 
29.  Mai  1885   (§  44).  27.  April   1894  (§  45),  H-  Juni  1900  (§  55). 

Was  nun  den  Ertrag  der  Steuer  selbst  anbetrifft,  so  ist  der- 
selbe ,  wenigstens  in  den  ersten  Jahren ,  nicht  nennenswert  ge- 
wesen. Der  Ertrag  aus  dem  sogen.  Umsatzstempel  blieb  bis  zum 
Jahre  1884/85  nicht  unerheblich  hinter  den  Solleinnahmen  zurück. 
Die  geringen  Einnahmen  besonders  aus  dem  Umsatzstempel  lassen 
sich  auf  die  mangelhafte  technische  Veranlagung  zurückführen, 
da  nach  dem  Gesetz  von  i88f  ein  Zwang  zur  Ausstellung  von 
Schriftstücken  irgend  welcher  Art  über  das  abgeschlossene  Ge- 
schäft noch  nicht  bestand,  sodass  ein  grosser  Teil  vor  allem  der 
durch  Makler  vermittelten  Geschäfte  unversteuert  blieb. 

Dazu  kam,  dass  auch  die  Einführung  eines  Fixstempels  (ohne 

jede  Beziehung  auf  die  Höhe  des  umgesetzten  Wertes)  an  Stelle 

des  vorgeschlagenen  prozentualen  Stempels    die  Unzulänglichkeit 

der  gesetzlichen  Bestimmungen  von  18S1  ,    die    es    doch    auf  den 

finanziellen  Erfolg  besonders   abgesehen  hatten,  zur  Genüge 

dartat.     Die  Einnahmen  aus  der  Umsatzsteuer  betrugen  im  Jahre 

1882/83  nur  2  343  000  M.  (gegen  die  Solleinnahme  —  1555  400) 

1883/84      >    2  377  800   »  ( —  405  100) 

1884/85  2364100   ;>  (—  418800). 

Durch  das  Gesetz  von  1885  wurde  an  Stelle  des  Fixstem- 
pels eine  prozentuale  Abgabe  eingeführt.  Diese  Neuerung  in 
Verbindung  mit  der  Einführung  des    sogen.  Schlussnotenzwanges 
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sicherte  vom  Jahre  1885  ab  trotz  der  bis  1894  nocli  relativ  mas- 
sigen Steuersätze  dem  Reiche  höhere  Erträge,  bemerkenswerter- 
weise auch  in  den  drei  ersten  Jahren  1885/86  bis  1887/88  ,  wo 
sonst  der  Rückgang  des  Emissionsstempelertrages  und  des  Wech- 
selstempelertrages auf  eine  geschäftlich  flauere  Zeit  hinweist.  In 
den  weiter  folgenden  Jahren  macht  sich  daini  eine  starke  Er- 
tragssteigerung, zeitweise  bis  auf  das  Doppelte  des  Wechselstem- 
pelertrages (1889/90)  bemerklich,  die  auf  eine  aufsteigende  Kon- 
junktur schliessen  lässt,  worauf  dann  Anfang  der  90er  Jahre,  als 
sich  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  Inlande  und  im  Aus- 
lande erheblich  ungünstiger  gestalteten,  freilich  wieder  starke  Ver- 
minderung folgte.  Für  den  Umfang  namentlich  der  Börsenge- 
schäfte ist  der  Ertrag  des  Schlussscheinstempels  (Umsatzstempelj 
ein  beachtenswerter  Massstab. 

In  die  Zeit  allgemeiner  geschäftlicher  Mutlosigkeit  und  Unter- 
nehmungsunlust Anfang  der  90er  Jahre  fällt  dann  infolge  der  Not- 
wendigkeit, die  vermehrten  Heereskosten  zu  decken,  die  erste 
erhebliche  Steigerung  der  Steuersätze  durch  Gesetz  vom  27.  April 
1894.  Die  Verdoppelung,  bezw.  sogar  Verdreifachung  der  Steuer- 
sätze hat  allerdings  die  rückläufige  Tendenz  der  Erträge ,  wenig- 
stens unmittelbar,  in  eine  ansteigende  verwandelt.  Mit  der  Ein- 
führung des  Börsengesetzes  von  1896  wird  aber  diese  Tendenz 
bei  dem  Umsatzstempel  durchbrochen.  Die  Einnahmen  aus  dem- 
selben haben  im  Jahre  1895/96  mit  einem  Betrage  von  M.  20015  500 
(brutto)  ihren  Höhepunkt  erreicht,  um  im  Jahre  1896/97  auf  rund 
13  Millionen  zu  fallen  und  bis  1900  mit  durchschnittlich  14  Millio- 
nen konstant  zu  bleiben.  Dieser  starke  Rückgang  und  dann  Stillstand 
der  Einnahmen  aus  dem  Umsatzstempel  ist  um  so  auffälliger, 
wenn  man  bedenkt,  dass  der  seit  Mitte  der  90er  Jahre  sich  ent- 
wickelnde wirtschaftliche  Aufschwung,  welcher  1899  seinen  Höhe- 
punkt erreichte,  notwendigerweise  auch  den  Börsen  entsprechend 
höhere  Umsätze  zugeführt  haben  müsste. 

Bei  der  aufwärtssteigenden  Tendenz  der  Einnahmen  aus  dem 
Effektenstempel  macht  sich  die  Einführung  des  Börsengesetzes 
von  1896  nicht  besonders  geltend.  Der  Ertrag  aus  dem  Effekten- 
stempel stieg  mit  der  Erhöhung  der  Steuer  im  Jahre  1894  auf 
mehr  als  das  Doppelte  (1894/95) ,  in  den  folgenden  Jahren  bis 
1 899/1900  durchschnittlich  sogar  auf  das  Vierfache  des  Ertrages 
von   1893/94  1). 

l)  Die  Denkschrift    des  Zentral  Verbandes    des  Deutschen  Bank-    und  Bankierge- 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1905.    3.  34 
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Die  weitere  Erhöhung  der  Steuersätze  im  Jahre  1900  hat 
dann  den  Beweis  für  die  Unrichtigkeit  jener  SteuerpoHtik  er- 
bracht, die  bestrebt  ist,  die  Leistungsfähigkeit  unter  allen  Um- 
ständen bis  aufs  Aeusserste  anzuspannen,  ohne  Rücksicht  auf  die 
alte  Wahrheit,  dass  allzu  scharf  schartig  macht.  Der  Ertrag  aus 
der  Börsensteuer  ist  trotz  der  sehr  erheblichen  Steigerung  der 
Steuersätze  im  Jahre  1900  teilweise  noch  hinter  den  Erträgen  von 
1898/99  zurückgeblieben.  Wenn  auch  dabei  in  Betracht  gezogen 
werden  muss,  dass  der  Rückgang  der  Hochkonjunktur  bereits 
1900  einsetzte  und  nicht  ohne  grossen  Einfluss  auf  die  Einnahmen 
aus  der  Besteuerung  des  Bank-  und  Börsenverkehrs  bleiben  konnte, 
so  dürfte  doch  das  Zurückgehen  der  Steuer  in  erster  Linie  auf 
andere  Umstände  und  zwar  auf  das  Börsengesetz  von  1896  und 
die  zu  hohe  Umsatzsteuer  zurückzuführen  sein.  Während  näm- 
lich 1890  bei  rückgängiger  Konjunktur  sowohl  die  Erträge  aus 
dem  Effekten-  als  auch  aus  dem  Umsatzstempel  einen  scharfen 
und  prozentual  ziemlich  gleichen  Rückgang  aufweisen  ,  fällt  1896 
nur  der  Ertrag  aus  dem  Umsatzstempel.  Der  Ertrag  aus  dem 
Effektenstempel  dagegen  steigt  auch  nach  1896  allmählich  weiter 
und  erreicht  im  Jahre  1900/01  unter  dem  Einfluss  der  Steuerer- 
höhung von  1900  trotz  des  bereits  eingetretenen  Niederganges 
der  Hochkonjunktur  seinen  bisher  höchsten  Stand  mit  M.  21 132 100. 
Im  darauf  folgenden  Etatjahre  1901/02  blieb  allerdings  auch  der 
Ertrag  aus  diesem  Stempel  mit  14^/2  Mill.  um  ca.  19^/2  Mill.  hinter 
den  Solleinnahmen  zurück ,  um  wieder  im  Jahre  1902/03  auf  M. 
21280000  zu  steigen.  Der  Zentralverband  des  deutschen  Bank- 
und  Bankiergewerbes  will  in  seiner  oft  erwähnten  Denkschrift 
die  beträchtliche  Steigerung  der  Effektenstempel  -  Einnahmen 
im  Jahre  1902/03  besonders  mit  den  in  diesem  Jahre  auf  den 
deutschen  Markt  gebrachten  zahlreichen  ausländischen  Anleihen 
in  Zusammenhang  bringen  ,  bei  denen  es  sich  vielfach  um  Kon- 
versionen von  bereits  in  Deutschland  eingeführten  Auslandswerten 
gehandelt  haben  soll. 

Im  ganzen  ist  an  der  Hand  des  Zahlenmaterials  der  Nachweis 
erbracht ,  dass  durch  die  Erhöhung  der  Steuer  in  den  Jahren 
1894  und  1900  nicht  durchweg  auch  höhere  Erträge  erzielt  sind. 
Es  kann  auch  mit  einiger  Sicherheit  angenommen  werden,    dass 


werbes  bemerkt  zu  dieser  im  allgemeinen  aufwärtssteigenden  Tendenz  der  Effekten- 
stempel-Einnahmen, dass  auf  die  Entwicklung  derselben  in  hohem  Grade  internatio- 
nal-wirtschaftliche und  politische  Verhältnisse   einwirken. 
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mit  dem  bisher  erreichten  Höchstbetrage  der  Gesamteinnahmen 
aus  Effekten-  und  Umsatzstempel  in  den  Jahren  1895/96  und 
1900/01  zugleich  wohl  die  oberste  Grenze  der  Tragkraft  seines 
Objektes  gegeben  ist.  Die  Schwankungen  in  den  Umsatzstempel- 
Einnahmen,  die  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr  absteigende 
Tendenz  bekommen  haben ,  sprechen  doch  sehr  dafür ;  während 
beim  Efifektenstempel  die  Isteinnahmen  seit  1881  sechsmal  hinter 
den  Solleinnahmen  zurückgeblieben  sind ,  ist  dies  beim  Umsatz- 
stempel fast  zur  Regel  geworden.  Da  die  Börsensteuer  eine  so- 
gen. Ueberweisungssteuer  ist,  deren  Ertrag  nach  §§  54  und  55 
in  die  Reichskasse  fliesst  und  den  einzelnen  Bundesstaaten  nach 
dem  Massstabe  der  Bevölkerung,  mit  welcher  sie  zu  den  Matri- 
kularbeiträgen  herangezogen  werden,  zu  überweisen  ist ,  so  trägt 
sie  durch  ihre  sehr  schwankenden  Einnahmen  nicht  gerade  zur 
Stetigkeit  in  den  Budgets  der  Bundesstaaten  bei,  von  der  aller- 
dings angesichts  des  künstlichen  Verrechnungssystems  zwischen 
den  Matrikularbeiträgen  der  Einzelstaateri  an  das  Reich  und  den 
Ueberweisungen  von  Anteilen  aus  denjenigen  Reichssteuern,  deren 
Reinertrag  nicht  ohne  weiteres  vollständig  in  die  Reichskasse 
fliesst,   auch  sonst  kaum  die  Rede  sein  kann. 

Immerhin  ist  auch  aus  diesem  Grunde  eine  Herabsetzung 
der  Steuersätze,  durch  welche  die  Möglichkeit  der  Erlangung 
stetigerer  Einnahmen  gegeben  wird,  dringend  erwünscht.  Die  beste 
Motivierung  für  die  Notwendigkeit  einer  gründlichen  Revision  der 
Reichsstempelgesetzgebung  vom  14.  Juni  1900  liefert  jedoch  der 
Bank-  und  Börsenverkehr ,  der  unter  dem  Einfluss  der  sogen. 
Börsensteuer  erhebUch  gelitten  hat.  Eine  kräftige  Börse  und  ein 
blühendes  Bankwesen  würde  die  Steuer  vielleicht  kaum  beson- 
ders drückend  empfunden  haben  ;  die  durch  das  Börsengesetz  von 
1896  aber  schon  hart  genug  betroffenen  deutschen  Bank-  und  Bör- 
senkreise hielten  die  letzte  Börsensteuererhöhung  umsoweniger  für 
angezeigt,  als  der  durch  Deutschlands  schwierige  politische  und 
geographische  Lage  schon  von  vornherein  ungünstig  beeinflusste 
Bank-  und  Börsenverkehr  die  tunlichste  Erleichterung  erheischt. 
Deutschland  hat  als  »bestgehasste  Nation«  unter  relativ  schwie- 
rigeren Existenzbedingungen  zu  kämpfen  als  jeder  andere  konkur- 
rierende Staat.  Der  beliebte  Hinweis  auf  die  analogen  Steuergesetze 
anderer  Länder  wird  also  damit  entkräftigt  und  vollends  bedeutungs- 
los, wenn  man  bei  der  Börsensteuergesetzgebung  die  disparitätische 
steuerliche  Behandlung    der   deutschen  Börsen    gegenüber    denen 
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des  Auslandes,  wie  sie  im  allgemeinen  nachweisbar  ist,  in  Be- 
tracht zieht. 

Dazu  kommt^  dass  die  Börsensteuer  ihrer  ganzen  Bedeutung 
und  ihrem  Wesen  nach  doch  nur  eine  Lücke  in  den  sonstigen 
Steuersystemen  ausfüllen,  dass  sie,  wie  die  Verkehrssteuern  über- 
haupt, ein  Mittel  sein  soll,  mit  der  Ertrags-  und  Einkommenssteuer 
zusammen  eine  vollständigere  und  gleichmässigere  Besteuerung 
des  Handels,  verglichen  mit  anderen  Gewerben,  herbeizuführen. 
Sicher  ist,  dass  die  Börsensteuer  als  Steuer  auf  den  Mobiliarwert- 
verkehr da  nicht  fehlen  darf,  wo  eine  Immobiliarwertsteuer  be- 
steht. Ihre  Berechtigung  kann  auch  aus  finanzpolitischen  Grün- 
den hergeleitet  werden,  besonders  da,  wo  die  Notwendigkeit  zu 
einer  Eröffnung  neuer  Einnahmequellen  drängt.  Das  schliesst 
aber  doch  nicht  aus,  dass  das  Steuergesetz  sich  den  besonderen 
Verhältnissen  des  Verkehrs  anzupassen  sucht ,  zumal  bei  der 
schwierigen  technischen  Veranlagung  und  den  zum  Teil  berech- 
tigten Klagen  über  diese  Steuer,  nicht  aber  dass  umgekehrt  der 
Verkehr  in  die  Schablone  des  Gesetzes  hineingezwängt  wird.  Die 
Einnahmen  aus  diesem  Teil  der  Reichsstempelabgaben  sind  ohne- 
hin nicht  so  beträchtlich,  dass  das  Reich  nicht  zu  gunsten  des 
Bank-  und  Börsenverkehrs  ,  den  kräftig  und  möglichst  leistungs- 
fähig zu  erhalten  im  allgemeinen  Interesse  liegen  müsste ,  durch 
Herabsetzung  einzelner  Steuersätze  auf  einen  Teil  der  Erträge 
aus  denselben  verzichten  könnte. 

Manches  spricht  sogar  für  die  Richtigkeit  der  Annahme,  dass 
eine  Herabsetzung  der  teilweise  recht  hohen  Steuersätze  nicht 
einmal  unbedingt  auch  zu  einer  Verminderung  der  Erträge  aus 
dem  Börsenstempel  führen  würde.  Schon  mit  Rücksicht  darauf 
sollte  eine  Ermässigung  der  Steuersätze  und  damit  die  Berück- 
sichtigung berechtigter  Wünsche  der  Bank-  und  Börsenwelt  auf 
keine  ernsten  Bedenken  bei  den  sresetzsfebenden  Faktoren  stossen. 
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»Zahlenrechtes  Wählen«. 

Von 

Gerichtsassessor  Dr.  A.  T  e  c  k  1  e  n  b  u  r  g  in  Wiesbaden. 

In  der  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft,  Bd.  60,  S.  742  ff. 
behandelt  Linke  »Das  zahlenrechte  Wählen  von  Vertretungskörpern«. 
Wir  sind  zwar  nicht  der  Ansicht,  dass  seine  Vorschläge,  soweit  sie 
Neues  enthalten,  auch  nur  eine  kleine  Aussicht  auf  praktische  Anwen- 
dung hätten,  uns  bestimmt  vielmehr  ein  anderer  Grund  zur  Entgeg- 
nung. Linke  stellt  die  zahlenrechte  Wahl  anderen  Methoden  gegen- 
über, die  der  von  ihm  vorgeschlagenen  nachständen.  Von  diesen  Me- 
thoden sagt  Linke  nur  zweierlei.  Erstens  seien  sie  zu  kompliziert,  und 
zweitens  erreichten  sie  ihren  Zweck,  »möglichst  unverfälschte  Vertre- 
tungskörper zu  schaffen«,  nicht  oder  nicht  vollständig.  Welche  Wahl- 
arten gemeint  sind,  ist  zweifellos  :  die  Proportionalwahlsysteme ;  denn 
den  Wahlkreismajoritätssystemen  einen  gemeinschaftlichen  Zweck  mit 
dem  »zahlenrechten  Wählen«  anzusinnen,  ist  undenkbar.  Bei  der  ge- 
ringen und  ungründlichen  Kenntnis,  die  in  Deutschland  zurzeit  noch 
über  Proportionalwahl  herrscht,  möchte  mancher  denken,  dass  Linkes 
Vorschläge  neue,  der  Proportionalwahl  verwandte  und  bessere  Systeme 
enthielten.  Aus  diesem  Grunde  scheint  uns  eine  Prüfung  des  Verhält- 
nisses geboten,  in  welchem  Linkes  Vorschläge  zur  Proportionalwahl 
stehen. 

Wir  betrachten  zunächst  die  Ausgestaltung  des  Linkeschen 
Vorschlages  für  zahlenrechtes  Wählen  bei  direktem  Wahlverfahren.  Das 
Ziel  Linkes  ist,,  der  Stimme  jedes  Wählers  Wirkung  zu  verschaffen. 
Dieses  Ziel  soll  dadurch  erreicht  werden,  dass  jedem  Vertreter  ein 
Stimmgewicht  in  solcher  Höhe  bei  der  Beschlussfassung  im  Parlament 
zukommen  soll,  als  bei  der  Wahl  Stimmen  auf  ihn  abgegeben  sind. 
Die  Wahl  hat  nach  Linke  den  alleinigen  Zweck,  das  Stimmgewicht  für 
den  Vertreter  zu  bestimmen.  Wenn  aber  durch  die  Wahl  nicht  die 
Vertreter  bestimmt  werden,  wer  bestimmt  sie  denn?  Linke  meint 
(S.  744) :  »Nach  vorher  stattgefundenen  Wahlen  sind  die  Stimmenzahlen 
der  einzelnen  Parteien  ungefähr  bekannt,  welche  bei  den  Neuwahlen 
zu  erwarten  sind.     Im  Einverständnis  mit  den  Parteiorganisationen  wird 
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dann  für  jede  Partei  das  ganze  Land  aufgeteilt  in  so  viele  Bezirke,  wie 
etwa  nach  einem  praktisch  leicht  bestimmbaren  Massstabe  Abgeordnete 
gewählt  zu  werden  Aussicht  haben.  Jede  Partei  nominiert  für  jeden 
ihrer  Bezirke  einen  Kandidaten,  der  damit  schon  als  sicher  gewählt  zu 
betrachten  ist«.  Wer  ist  es,  der  die  Bezirke  einteilt?  Das  sagt  Linke 
zwar  nicht,  doch  dürfen  wir  wohl  raten :  die  Regierung.  Aber  werden 
nun  Regierung  und  Parteiorganisationen  und  letztere  untereinander  im- 
mer einig  sein  über  die  Verteilung  ?  Und  die  Hauptsache :  der  Wähler 
hat  bei  der  eigentlichen  Wahl  gar  keinen  Einfluss  darauf,  wer  als  Ver- 
treter ins  Parlament  kommen  soll.  Allenfalls  kann  er  darauf  nur  Ein- 
fluss ausgeübt  haben,  wenn  die  Person  des  Vertreters  durch  eine  Vor- 
versammlung der  Partei  bestimmt  war ;  Linke  hebt  aber  auch  ausdrück- 
lich hervor  (S.  745  oben),  dass  den  Wahlausschüssen  durch  die  »Partei- 
organisation«, worunter  wohl  die  organisierte  Partei  zu  verstehen  ist, 
die  selbständige  Bestimmung  des  Vertreters  überlassen  sein  könnte. 
Nach  dem  Linkeschen  Vorschlage  würde  also  die  Wahl  ihrem  herge- 
brachten Zwecke,  die  Person  des  Repräsentanten  zu  bestimmen, 
völlig  entfremdet,  und  nur  dazu  dienen,  das  Mass  des  Stimmengewichts 
festzustellen,  das  dem  ausserhalb  der  eigentlichen  Wahlhandlung  bereits 
bestimmten  Vertreter  zukommen  solle. 

Fragen  wir  nach  dem  Wesen  einer  Vertretung,  die  nach  den  Linke- 
schen Vorschlägen  zustande  gekommen  wäre,  so  müsste  man  die  Ver- 
treter offenbar  an  Instruktionen  ihrer  Wähler  gebunden  erklären.  Wären 
sie  das  nicht,  dann  hätte  die  ganze  sorgfältige  Bemessung  des  Stimm- 
gewichts nach  der  Anzahl  der  Wähler  keinen  Zweck,  oder  vielmehr  ihr 
Zweck  würde  in  sein  Gegenteil  verkehrt;  statt  dass  der  Wähler  durch 
den  von  ihm  Gewählten  kraft  des  auf  ihn  übertragenen  Stimmgewichts- 
teiles  zum  Siege  seiner  Meinung  beiträgt,  trägt  er  zu  deren  Nieder- 
lage bei. 

Einer  Ratschlagung  der  Vertreter  gedenkt  Linke  mit  keinem  Worte. 
Wie  sehr  er  die  Bedeutung  der  Beratung  übersieht,  beweist  die  Tat- 
sache, dass  Linke  dem  Bedenken  gegenüber,  ob  der  Abgeordnete  bei 
allen  Beschlüssen  dem  Willen  seiner  Wähler  gerecht  werde,  dadurch 
Abhilfe  sucht,  dass  er  »sehr  wichtige  Entscheidungen«  »Volksabstim- 
mungen überlässt«,  »um  einen  tatsächlich  unverfälschten  Ausdruck  des 
Volks  willens  zu  erhalten«. 

Der  Linkesche  Vorschlag  entfernt  sich  von  der  Theorie  und  Praxis 
der  deutschen  Volksvertretung  aufs  weiteste.  Hier  werden  die  Ver- 
treter als  jeder  einzelne  frei  nach  eigenem  Entschlüsse  handelnd  an  die 
Stelle  des  gesamten  Volkes  gesetzt.  Die  Wähler  haben  einzelne  er- 
nannt, die  sich  mit  den  Gegenständen  der  Beschlussfassung  eingehen- 
der bekannt  machen,  als  das  der  Wähler  vermag  —  man  denke  z.  B. 
an  die  Arbeiten  in  den  Kommissionen  des  Reichstages  — ,  und  nach 
dem  darauf  gegründeten  Urteil  ihre  Stimmen  abgeben.   Bei  Linke  sind 
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die  Vertreter  nichts  weiter  als  Substituten  nur  gerade  ihrer  Wähler 
bei  den  Abstimmungen  im  Parlament,  und  weil  die  Möglichkeit  nicht 
geläugnet  werden  kann,  dass  der  Vertreter  doch  einmal  bei  einer  Ab- 
stimmung dem  Willen  aller  oder  eines  Teiles  seiner  Wähler  wider- 
sprechend abstimmt,  hebt  man  bei  »sehr  wichtigen  Entscheidungen« 
seine  Vertretungsfunktion  auf  und  lässt  die  Wähler  unmittelbar  ent- 
scheiden. Von  Linkes  Standpunkt  aus  wäre  es  selbst  nicht  unange- 
bracht, die  Frage  zu  erörtern,  ob  nicht  der  Repräsentant,  um  den 
Willen  seiner  Wähler  möglichst  treu  zum  Ausdruck  zu  bringen,  mit 
einem  Teil  seines  Stimmgewichts  für  Ja,  mit  dem  andern  für  Nein 
stimmen  könne. 

Ungerechtfertigt  ist,  dass  Linke  den  Zweck  seines  zahlenrechten 
Wählens  mit  dem  der  Proportionalwahl  identifiziert  (S.  742).  Letztere 
erstrebt  eine  Vertretung  der  Stände,  und  zwar  der  Stände  je  nach  ihrer 
verschiedenen  Wichtigkeit.  Hare'^)  hat  ausführlich  erläutert,  wie  der 
landed  class,  den  various  manufacturing,  mining,  shipping  interests,  die 
die  comercial  class  bilden,  den  working  classes  Anteil  an  der  Reprä- 
sentativversammlung zu  gewähren  sei.  Freilich  um  zu  bestimmen,  wel- 
chen Anteil  an  der  Repräsentation  ein  jeder  Stand  haben  solle,  greift 
man  zu  einem  mechanischen  Hilfsmittel.  Das  wird  besonders  augen- 
fällig, wenn  man  L^nterschiede  in  der  Wichtigkeit  der  einzelnen  Stände 
machen  will  und  zu  diesem  Zwecke  jedem  Mitgliede  des  wichtigeren 
Standes  bei  der  Wahl  mehrere  Stimmeinheiten  zuteilt  -).  In  solchem 
Fall  ist  es  natürlich  nötig,  die  Zugehörigkeit  zu  einem  Stande  nach 
inneren  Kennzeichen  zu  bestimmen.  Dieser  Notwendigkeit  wird  man 
überhoben  und  kann  mithin  die  gesamte  Wahl  der  Repräsentanten 
mechanisch  ordnen,  wenn  man  das  Gewicht  jedes  Standes  allein  auf 
die  Zahl  seiner  Mitglieder  gründet,  wie  dies  Hare  tut. 

Aber  überall  ist  die  reine  Zahlenbewertung  der  Stimmen  nur  ein 
rechtstechnischer  Notbehelf.  Zahlen  und  Zahlbeziehungen  kommen 
nicht  weiter  zur  Geltung,  als  es  juristische  Gründe  rechtfertigen^).    Ge- 


i)  The  election  of  representatives,  4.  Aufl.  1873,  S.  33—37.  Vgl.  auch  Gageur, 
Reform  des  Wahlrechts,  1893.  S.  43.  Linke  führt  keine  Literatur  an.  Ein  anderer 
Schriftsteller,  Cassel  (in  der  Zeitschr.  f.  d.  gas.  Staatsw.,  Bd.  54,  S.  577  ff.),  der  ein 
dem  Zmtechen  System  im  wesentlichen  gleiches  aufgestellt  hat,  erwähnt  zwar  Hare ; 
es  kann  aber  kein  Zweifel  bestehen ,  dass  er  über  dessen  System  nur  aus  mangel- 
haften Auszügen  Kenntnis  hat;  andernfalls  könnte  Cassels  System,  das  er  übrigens 
auch  als  von  ihm  selbst  neu  erfunden  bezeichnet  (a.  a.  O.  S.  578),  nicht  Mängel  auf- 
weisen,  die  im  Hareschen  System  längst  überwunden  sind. 

2)  yohn  Stuart  Mill^  Consideration  on  representative  government.  London  1861, 
übersetzt  von  F.  A.   Wille,  Zürich,   1862.  S.  114  ff. 

3)  Die  rechtstechnische  Verwendung  der  Zahl  bei  Abstimmungen  findet  sich  über- 
haupt nicht  auf  niederen  Entwicklungsstufen  der  Völker.  Zacke,  Beschlussfassung  in 
Versammlungen  und  Kollegien.   1S67.   S.   107  f. 
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rade  wo  die  Eigentümlichkeit  des  Linkeschen  Vorschlages  beginnt, 
hören  die  juristischen  Gründe  zur  Rechtfertigung  rechnerischen  Ver- 
fahrens auf.  Der  Repräsentant  übt  die  ihm  zustehenden  Befugnisse 
kraft  eigenen  Rechtes  aus,  nicht  etwa  aus  dem  Rechte  seiner  Wähler. 
Juristisch  besteht  keine  andere  Beziehung  zu  seinen  Wählern,  als  die 
seiner  Erwählung.  Hiermit  steht  im  Einklang,  dass  die  Wähler  nur 
das  eine  vermögen,  einem  ihnen  genehmen  Kandidaten  zu  einem  Sitz 
zu  verhelfen.  Ihm  aber  einen  grösseren  Einfluss  im  Parlament  als  ein 
anderer  ihn  erlangt,  zuzuweisen,  vermögen  sie  nicht.  Jeder,  zu  dessen 
Gunsten  eine  gewisse  Anzahl  von  Stimmen  bei  der  Wahl  abgegeben 
worden  ist ,  ist  Parlamentsmitglied.  Der  Repräsentant  soll  nach  eige- 
nem Entschlüsse,  unabhängig  von  seinen  Wählern,  bei  den  Beschluss- 
fassungen im  Parlament  mitwirken.  Der  Wähler  will  nicht  bloss  ein 
Sprachrohr  haben,  sondern  einen  Begabteren,  Erfahreneren,  kurz  einen 
Besseren,  als  er  selber  ist,  zum  Parlament  stellen.  So  hat  Hilty'^)  ein- 
mal den  Zweck  der  Repräsentantenwahl  treffend  geschildert.  Hilty 
sieht  zwar  diesen  Zweck  nur  bei  Majoritäts-  und  nicht  bei  Proportio- 
nalwahl gesetzt  und  erfüllt.  Indessen  lehrt  ein  Blick  in  Hares  für  die 
Proportionalwahl  grundlegende  Arbeit  das  Gegenteil.  »Every  man«,  sagt 
Hare  (S.  ii),  »according  the  degree  in  which  he  is  intellectual,  and 
possesses  public  spirit,  would  bring  his  talent  and  weight  to  the  public 
aid,  in  the  business  of  concentrating  in  the  representative  assembly 
aselection  of  the  best  minds  ofthe  nationandthe 
States men  who  shall  have  been  proved  b)'^  experience 
t  o  b  e  t  r  u  s  t  w  o  r  t  h  y«.  Wozu  bedürfte  es  aber  der  Auslese  der  Tüch- 
tigsten und  Vertrauenswürdigsten  der  Nation,  wenn  sie  als  Repräsen- 
tanten nicht  nach  ihrer  eigenen  Begabung  und  Erfahrung  Entschlüsse 
fassen  sollten,  sondern  nur  dem  Willen  ihrer  Wähler  zum  Sprachrohr 
dienen,  ja  —  wie  das  nach  dem  Linkeschen  Vorschlag  der  Fall  ist  — 
bei  »sehr  wichtigen  Angelegenheiten«  überhaupt  beiseite  treten  und 
ihren  Wählern  unmittelbar  die  Entscheidung  überlassen  sollten  ?  In 
bezug  auf  das  eben  besprochene  Ziel  stehen  sich  also  Majoritätswahl 
und  Proportionalwahl  einander  gleich  -)  und  treten  gemeinsam  dem 
Linkeschen  »zahlenrechten  Wählen«  gegenüber. 

Sollen  sich  nach  Linke,  weil    er  ja  nur   auf  das  jedem   Abgeord- 


1)  »Üeber  die  Anwendbarkeit  der  sog.  Minoritätenvertretung  bei  den  eidgenössi- 
schen Wahlen«,  Bern  1883,  darin  enthalten  Gutachten  Hiltys  S.  13 — 72,  siehe 
dieses  S.  17. 

2)  Dagegen  tadelt  Hare  (S.  19)  an  der  Majoritätswahl ,  dass  bei  ihr  grundlos 
nur  die  Stimmen  derjenigen  Wähler  zur  Wirkung  kommen,  die  in  einer  Anzahl  von 
mehr  als  der  Hälfte  der  Wähler  des  Wahlkreises  »durch  eine  Art  von  Wunder  zu 
genau  derselben  Entscheidung  gelangt  seien« ,  und  damit  einem  grossen  Teil  der 
Wähler  die  wirksame  Teilnahme  an  der  Auswahl  der  tüchtigen  Kräfte  entzogen 
bliebe. 
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neten  zukommende  Stimmgevvicht  Rücksicht  nimmt,  die  grossen  Parteien 
damit  begnügen,  nur  ganz  wenige  Vertreter,  allerdings  mit  stattlichen 
Stimmgewichten,  in  das  Parlament  zu  senden  ?  Sie  würden  sich  dadurch 
Arbeitskräfte  rauben  und,  was  vielleicht  noch  schwerer  wiegt,  wenn  das 
Parlament  nun  doch  eine  gewisse  Anzahl  \'on  Mitgliedern  haben  soll, 
so  verhülfen  sie  dadurch  kleinen  Parteien,  die  sonst  ohne  Sitz  geblie- 
ben wären,  zu  einem  solchen.  Die  ganze  Wichtigkeit  des  Linkeschen 
Vorschlages  hängt  davon  ab,  ob  die  grossen  Parteien  auf  ihre  Rechte 
auf  die  ihrer  Anhängerzahl  projjortionale  Vertreterzahl  verzichten  und 
so  auch  den  sonst  ohne  Vertretung  bleibenden  Parteien  zu  einem  Ver- 
treter verhelfen.  Träte  das  nicht  ein,  so  gestaltete  sich  das  Parlament 
nach  Linke  im  wesentlichen  ebenso  wie  nach  Proportionalwahl;  das 
Stimmgewicht  jedes  Abgeordneten  würde  ungefähr  der  Wahlzahl  gleich- 
kommen, bald  etwas  höher,  bald  etwas  niedriger  sein. 

Pvlinutiös  exakt,  so  wie  es  Linke  will,  das  Parlamentswahlrecht  zu 
gestalten,  hat  schliesslich  auch  darum  keinen  Sinn,  weil  eben  die  Aus- 
übung des  Wahlrechts  mit  gar  zu  viel  Zufälligkeiten  verknü])ft  ist.  'l'ag, 
Wahlzeit,  Jahreszeit,  Wetter,  Alter,  Geschlecht,  formelle  Erfordernisse 
und  vieles  andere  haben  auf  den  Ausfall  der  Wahl  Einfluss.  Darum 
muss  jede  Aenderung  bestehender  oder  vorgeschlagener  Wahlsvsteme 
innerlich  begründet  sein,  und  Kompliziertheiten  müssen  genügend  durch 
Vorzüge  aufgewogen  werden.  Nichts  davon  bei  Linkes  »zahlenrechter 
Wahl«. 

Auch  Hare  hat  sein  System,  ebenso  wie  das  Linke  von  seinem  eige- 
nen vermeint ,  »arithmetically  correct«  (a.  a.  O.  S.  65)  genannt.  Wenn 
wir  dieses  Prädikat  Linkes  System  gar  nicht  abstreiten  wollen,  so 
brauchen  wir  es  trotzdem  auch  Hare  nicht  abzuerkennen.  Der  Grund 
hierfür  liegt  darin,  dass  der  Zweck,  zu  dem  das  Rechnungsverfahren 
benutzt  wird,  verschieden  ist.  Nach  Hares  System  werden  Männer  ge- 
wählt, deren  Wille  an  Stelle  des  Willens  der  Wähler  entscheiden  soll. 
Bei  der  Abstimmung  im  Parlament  steht  ein  Vertreter  dem  andern 
gleich,  mit  anderen  Worten :  alle  Vertreter  haben  gleiches  Stimmge- 
wicht. Nach  Linkes  System  werden  blosse  Stimmträger  gewählt,  die 
den  Willen  ihrer  Wähler  im  Parlament  bei  der  Abstimmung  zur  Geltung 
bringen.  Ja  der  verschiedene  Zweck  des  Linkeschen  »zahlenrechten 
Wählens«  und  des  Hareschen  Proportionalwahlsystems,  das  wir  als  den 
Typus  aller  Proportionalwahlsysteme  ansehen  können,  wird  durch  ein 
verschiedenes  Rechnungsverfahren  so  korrekt  als  möglich  erreicht. 

Ueber  die  direkte  Wahl  gibt  Linke  nur  Bruchstücke  von  Vor- 
schriften. Wie  die  Urwähler  die  Wahlmänner  und  wie  diese  den  Re- 
präsentanten wählen,  darüber  schweigt  Linke.  Wir  erfahren  nur  (S.  745 
unter  L),  dass  auch  hier  die  »Wahlausschüsse«  oder  die  »Parteiorgani- 
sationen« die  Persönlichkeiten  der  Parteivertreter  bestimmen  und  auch 
die  Reihenfolge,  in  der  ihnen   die   zu  gunsten  der  Partei   abgegebenen 
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Stimmen  zufallen  sollen,  sie  »schlagen  die  für  die  Wahl  in  ihrer  Partei 
massgebende  Liste  vor«.  Offenbar  hat  sich  Linke  nur  das  Ziel  ge- 
steckt, für  die  Ermittelung  des  Wahlresiiltats  eingehende  Vorschläge  zu 
machen.  Dabei  unterscheidet  er  den  Fall,  dass  die  Stimmenzahl,  auf 
welche  ein  Vertreter  entfällt  —  wir  wollen  uns  der  gebräuchlichen  Be- 
zeichnung »Wahlzahl«  bedienen  — ,  fest  bestimmt  sei,  und  den  andern, 
dass  die  Zahl  der  Vertreter  konstant  sei.  Davon ,  dass  den  Ver- 
tretern ein  verschiedenes  Stimmgewicht  im  Parlament  zukommen  solle, 
ist  keine  Rede,  weder  beim  ersten  Fall,  der  solches  freilich  notwendig 
ausschliesst,  noch  beim  zweiten.  Da  der  erste  Fall  wohl  nirgends  prak- 
tische Verwirklichung  gefunden  hat  und  sie  ihm  auch  in  absehbarer 
Zeit  kaum  beschieden  sein  dürfte,  so  wendet  sich  unser  Literesse  allein 
dem  zweiten  zu.  Linke  (S.  744)  kommt  hier  zur  Entscheidung  nach 
der  Hareschen  ^)  Wahlzahl,  d.  i.  der  Gesamtzahl  der  abgegebenen  gül- 
tigen Stimmen  ^),  dividiert  durch  die  Zahl  der  zu  wählenden  Repräsen- 
tanten. Lisoweit  also  bietet  Linkes  Vorschlag  schon  gegenüber  Hare 
nichts  Neues.  Aber  auch  insofern  der  Vorschlag  das  Listenverfahren 
mit  der  Proportionalidee  kombiniert,  ist  er  nicht  neu,  sondern  fällt 
unter  die  sog.  Listenkonkurrenzsysteme,  die  seit  dem  Jahre  1862  eine 
reiche  Entwicklung,  namentlich  in  der  Schweiz  und  in  Belgien  erfahren 
haben  ^).  Schliesslich  bietet  die  Kombination  der  Proportionalidee  mit 
indirekter  Wahl  nichts  Besonderes,  denn  die  Idee  der  proportionalen 
Wahl  lässt  sich  mit  den  verschiedensten  anderen  Ideen  kombinieren*). 
Allenfalls  wäre  von  Interesse,  w  i  e  Linke  ihre  Kombination  mit  der 
indirekten  Wahl  durchführen  wollte.  Doch  gerade  darüber  schweigt  er. 
Auch  über  das  Hervorgehobene  hinaus  zeigen  Linkes  Vorschläge 
Lücken  und  Mängel,  die  in  der  Wahlrechts-Literatur  und  -Praxis  längst 
beseitigt  sind.  Linke  hat  ohne  Kenntnis  Hares  wie  der  übrigen  Lite- 
ratur, sowie  der  Gesetzgebung  geschrieben  ;  aber  ohne  das  bereits  Ge- 
leistete zur  Grundlage  zu  nehmen,  lässt  sich  eine  schon  weit  ausgebil- 
dete Lehre  nicht  fördern. 


1)  Offenbar  freilich  ohne  Hare  zu  kennen. 

2)  Linke  sagt  freilich  auf  S,  744  statt  Gesamtzahl  der  gültigen  Stimmen :  »Wahl- 
berechtigte«. Dass  dies  eine  Flüchtigkeit  ist,  geht  daraus  hervor,  dass  er  bei  der  Be- 
rechnung in  seinem  Beispiel  (S.  746),  ohne  zu  bemerken,  dass  er  hier  etwas  Abwei- 
chendes vornehme,  »die  abgegebenen  ....  gültigen  Stimmen«  der  Berechnung  zu- 
grunde legt. 

3)  Klöti  in  der  Zeitschrift  für  Schweizerische  Statistik  1901,  S.  308  ff.,  Goblet 
d'Alviella,  »La  representation  proportioneile  en  Belgique«,  Brüssel,  Paris  1900,   S.  37  ff. 

4)  Neuestens  kombiniert  z.  B.  ein  Antrag  des  Hamburger  Senats  an  die 
Bürgerschaft  über  »Abänderung  der  Verfassung  und  des  Wahlgesetzes  für  die  Wahlen 
zur  Bürgerschaft«  vom  10.  Mai  1905  die  Proportionalwahl  mit  dem  Dreiklassenwahl- 
system. 
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Zur  Frage  einer  Wohnungsstatistik  in  Verbindung  mit  der 
nächsten  Volkszählung. 

Von 

Dr.  A.  Z  u  r  h  o  1"  s  t ,   Aachen. 

Am  I.  Dezember  d.  J.  wird  im  Deutschen  Reiche  voraussichdich 
wieder  eine  allgemeine  Volkszählung  und  zwar  nach  amtlicher  Mittei- 
lung eine  sog.   »kleine«  Erhebung  stattfinden. 

Das  Herannahen  einer  solchen  allgemeinen  Zählung  hat  gewöhn- 
lich zur  Folge,  dass  die  mit  der  Ausführung  betrauten  Behörden  die 
verschiedensten  Wünsche  in  Betreff  der  Einrichtung  des  Fragebogens, 
der  Stellung  von  Zusatzfragen  u.  a.  zu  hören  bekommen.  So  wollen 
die  Kriegervereine  dieses  Mal  eine  Frage  nach  der  Zahl  der  noch  le- 
benden Kämpfer  von  1870  angeschlossen  wissen,  andere  Kreise  wün- 
schen eine  Spezialisierung  der  Frage  nach  den  körperlichen  Gebrechen, 
eine  Erhebung  über  die  Erstehen  und  deren  Fruchtbarkeit ,  eine  Zäh- 
lung der  abwesenden  ortsangehörigen  Personen ,  der  leerstehenden 
Wohnungen  u.  s.  w.  Es  liegt  ja  auch  zu  nahe,  dass  man  eine  Gelegen- 
heit zur  Erfassung  von  Tatsachen,  ohne  deren  Kenntnis  viele  Vorgänge 
im  sozialen  und  wirtschaftlichen  Leben  unserer  Zeit  einfach  nicht  zu 
übersehen  und  zu  verstehen  sind,  möglichst  auszunutzen  sucht,  zumal 
diese  Gelegenheit  in  Deutschland  in  der  Regel  nur  alle  fünf  Jahre 
wiederkehrt.  Gewiss  können  die  zuständigen  Behörden  allen  derartigen 
Wünschen  aus  prinzipiellen  und  zähltechnischen  Gründen  nicht  immer 
Rechnung  tragen,  aber  es  ist  doch  ein  gutes  Zeichen,  wenn  ein  der- 
artiges Interesse  für  die  Zählung  und  somit  ein  Verständnis  für  die 
grossen  Aufgaben,  die  die  Statistik  unserer  Tage  zu  lösen  hat,  in  den 
verschiedensten  Volksschichten  zum  Ausdruck  kommt. 

Neben  den  allgemeinen,  mehr  oder  minder  festbegrenzten  Volks- 
zählungsfragen, sowie  den  oben  angeführten  und  ähnlichen  Zusatzfragen, 
die  mehr  für  die  Gesamtheit  des  Volkes  von  Interesse  sind,  gibt  es 
noch  einen  zweiten  grossen  Kreis  von  statistischen  Aufgaben,  deren 
Lösung  vorwiegend  eine  beschränkte,  lokale  Bedeutung  hat.  Als  die 
wichtigste  unter  diesen  darf  man  wohl  für  die  heutigen  Zeitverhältnisse 
die  Erforschung  der  W  o  h  n  u  n  g  s  z  u  s  t  ä  n  d  e  in  den  grösseren 
Städten  ansehen.  In  denselben  herrscht  bekanntlich  für  die  Ar- 
beiterklasse fast  ausnahmslos  eine  Wohnungsnot,  wie  sie  kein  Zeitalter 
auch  nur  annähernd  gekannt  hat.  Wohnungsmangel  hat  es  in  den  frü- 
heren engumwallten  Festungsstädten  und  in  den  altfränkischen  Vierteln 
mancher  reichen  Hansastadt  auch  gegeben  und  wird  es  mehr  oder 
minder  zu  allen  Zeiten  geben,  aber  was  unsere  moderne  Wohnungsnot 
von  der  früherer  Jahrhunderte  unterscheidet,  das  ist  ihre  infolge  des 
rapiden  Ausbreitens  der  Industrie  eingetretene  Massen-Erscheinung. 
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Darauf  gründet  sich  auch  bekanntlich  die  weit  grössere  Bedeutung 
der  heutigen  Wohnungsfrage  für  das  Famihenleben,  für  die  Bekämp- 
fung der  Unsittlichkeit,  Sterbhchkeit,  ansteckender  Krankheiten,  der 
Trunksucht,  für  die  Hebung  der  Wehrkraft  u.  a.  m.  Deshalb  ist  es 
auch  in  unserer  Zeit  mehr  wie  früher  Aufgabe  der  Verwaltung,  den 
Wohnungsverhältnissen  Beachtung  zu  schenken  und  Mittel  und  Wege  zu 
suchen,  um  ihrer  ungesunden  Entwickelung  Einhalt  zu  gebieten. 

Erfreulicherweise  sind  ja  auch  auf  diesem  Wege  der  Reformarbeit 
bereits  einige  bedeutsame  Schritte  gemacht  worden,  wie  z.  B.  durch 
Einrichtung  von  Wohnungsinspektionen,  Wohnungsnachweisstellen  und 
ähnlichen  durchweg  segensreich  wirkenden  Instituten.  Dieselben  haben 
auch  durch  ihre  Ermittelungen  und  Veröffentlichungen  bereits  einzelne 
grelle  Streiflichter  auf  unsere  grossstädtischen  Wohnungszustände  ge- 
worfen. Aber  derartige  Feststellungen  beziehen  sich  naturgemäss  nur  auf 
einen  kleinen  und  nur  auf  einen  bestimmten  Teil  der  Wohnungsverhält- 
nisse, und  darum  fallen  diese  Aufschlüsse  auch  meistens  sehr  einseitig 
aus  und  veranlassen  dann  eine  ganz  unrichtige  Vorstellung.  Aehnlich 
sind  die  mehrfach  ausgeführten  Privat-Enqueten  zu  bewerten ;  auch 
diese  suchen  das  Elend  da,  wo  es  massenhaft  zu  finden  ist,  und  des- 
halb strotzen  die  auf  derartiger  Grundlage  entworfenen  Wohnungsbilder, 
wie  sie  sich  beispielsweise  in  der  sozialdemokratischen  Presse  vorfinden, 
von  düsteren  Pinselstrichen,  die  dann  die  Wohnungsverhältnisse  in  der 
betreffenden  Stadt  viel  schwärzer  erscheinen  lassen,  als  sie  vielleicht 
in  Wirklichkeit  sind,  da  die  vielen  hellen  Lichtstreifen  des  auskömm.- 
lichen  und  guten  Wohnens  fehlen.  Um  das  Uebel  in  seiner  Gesamt- 
heit und  in  seinen  einzelnen  Teilen  zu  erkennen  und  damit  eine  wirk- 
liche Basis  für  eine  gründliche  Abhilfe  zu  schaffen,  dazu  ist  nur  eine 
in  die  Einzelheiten  eindringende  allgemeine  Wohnungsstatistik  imstande 
und  berufen. 

Bei  der  Wichtigkeit,  die  der  Wohnungsfrage  in  jüngster  Zeit  zu- 
kommt, liegt  es  nahe  zu  fordern,  dass  der  Staat  eine  solche  Statistik 
anordne  und  nach  einheitlichen  Gesichtspunkten  durchführe.  Dem 
stehen  aber  die  vielen  Besonderheiten,  die  in  den  Wohngewohnheiten 
der  einzelnen  Städte  vorliegen,  und  auf  die  wir  weiter  unten  noch  des 
näheren  einzugehen  haben,  als  ein  grosses  Hemmnis  entgegen.  Ein  be- 
rufener Fachmann,  Oberregierungsrat  Evert,  sagt  dazu  in  seiner  Ab- 
handlung: »Zur  Wohnungsstatistik  in  Preussen«  im  III.  Vierteljahrsheft 
des  Kgl.  Preuss.  Stat.  Bureaus  von  1902  folgendes:  »Die  Wohnungs- 
frage wechselt  von  Ort  zu  Ort  vielfach  ihre  Gestalt,  und  dementspre- 
chend ist  auch  die  Aufgabe  der  Wohnungsstatistik  von  Ort  zu  Ort  ver- 
schieden. Ein  von  zentraler  Stelle  ausgehendes  Bestreben  nach  tun- 
lichster Gleichförmigkeit  der  Aufnahmen  wird  zwar  in  einzelnen  Punkten 
erfolgreich  sein  können,  in  anderen  aber  die  örtliche  Wohnungsstatistik 
in  unerwünschter  Weise  einzwängen,  ihren  Zusammenhang  mit  früheren 
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Aufnahmen  stören  und  die  praktischen  Zwecke,  denen  sie  dienen  soll, 
leicht  beeinträchtigen«. 

Hieraus  geht  deutlich  hervor,  dass  die  Wohnungsstatistik  der  Kom- 
munalverwaltung ebenso  zufallen  niuss,  wie  ihr  auch  die  Regelung  des 
Wohnungswesens  fast  ganz  überlassen  ist ;  ebenso  ist  aber  mit  obigen 
Worten  klar  zum  Ausdruck  gebracht,  dass  in  gleicher  Weise  wie  die 
Wohnungsfrage  von  Stadt  zu  Stadt  verschiedener  Mittel  zur  Lösung 
bedarf,  auch  die  materielle  und  formelle  Seite  der  Wohnungsstatistik 
nicht  nach  einem  stereotypen  Schema  behandelt  werden  darf,  obwohl 
eine  möglichste  Gleichförmigkeit  gewiss  anzustreben  ist.  Denn  durch 
Vergleichung  des  gewonnenen  Wohnungsbildes  mit  den  Resultaten  der 
Erhebung  in  anderen  Städten  wird  es  bedeutend  an  Wert  gewinnen. 
Statistische  Zahlen  bergen  meistens  nur  ein  beschränktes  eignes  Mass 
in  sich ;  sie  werden  vielfach  erst  verständlich  durch  Anlegung  eines 
Massstabes,  der  unter  ähnlichen  Verhältnissen  anderswo  gewonnen 
wurde.  Wir  sehen  es  daher  auch  bei  den  nachfolgenden  Ausführungen 
als  unsere  erste  Aufgabe  an,  die  Frage  zu  beantworten,  inwieweit  das 
seitherige  Schema  solcher  Erhebungen  beizubehalten  ist,  inwieweit  unter 
Berücksichtigung  lokaler  Verhältnisse  darüber  vorsichtiger  Weise  hin- 
ausgegangen werden  kann. 

Die  allgemeinen  Hauptsachen,  auf  die  sich  eine  Wohnungsstatistik 
zu  beziehen  hat,  sind  bekanntlich  folgende: 

Erstens  muss  ermittelt  werden,  wie  es  mit  der  Zahl  der  Klein- 
wohnungen bestellt  ist.  Ein  Hauptkrebsschaden  unserer  heutigen  gross- 
städtischen Wohnungsverhältnisse  ist  der  Mangel  an  sog.  kleinen  Wohnun- 
gen, an  Wohnungen  von  2 — 3  Zimmern,  wie  sie  für  die  grosse  Mehrzahl 
der  Stadtbevölkerung,  für  eine  Familie  von  durchschnittlich  4 — 6  Per- 
sonen allein  möglich  sind.  Die  Zahl  solcher  kaum  noch  als  ausrei- 
chend zu  bezeichnenden  Wohnungen  scheint  aber  nach  den  verschie- 
denen Angaben  in  der  Literatur  immer  noch  abzunehmen  ^),  was  un- 
bedingt dazu  führen  muss,  nach  den  Gründen  dieses  fortwuchernden 
Uebeis  zu  suchen.  Zu  diesen  wird  in  vielen  Städten  eine  gewisse  Rück- 
ständigkeit im  Kleinwohnungsbau  zu  rechnen  sein.  Die  Bautätigkeit 
berücksichtigt  entweder  die  starke  natürliche  Vermehrung  der  Arbeiter- 
klasse und  den  periodisch  vorkommenden  übermässigen  Zuzug  beim 
Eintritt  günstiger  Konjunkturen  in  der  Industrie  nicht  hinreichend,  oder 
sie  vernachlässigt  mit  bewusster  Absicht  den  Kleinwohnungsbau.  In 
manchen  Städten  werden    den   sfemeinnützi2:en  Gesellschaften   und  ge- 


i)  Vgl.  Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Essen,  Heft  3:  Die  Bautätigkeit  und  der 
Wohnungsraarkt  in  der  Stadt  Essen  im  Jahre  1901.  S.  17  ff.  —  Die  Bevölkerung 
und  die  Befriedigung  ihres  Wohnungsbedürfnisses  in  Elberfeld.  —  Sonderabdruck  aus 
dem  Verwaltungsbericht  der  Stadt  Elberfeld  für  die  Jahre  1891 — 1902,  S.  35  ff.  — 
E.  Jäger,  Die  Wohnungsfrage,  Berlin  1902.  S.  i  ff. 
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werbsmässigen  Baugenossenschaften,  die  erfahrungsgemäss  die  meisten 
Kleinwohnungen  schaffen,  sowie  der  Bautätigkeit  überhaupt  durch  eng- 
herzige baupolizeiliche  Bestimmungen  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt, 
die  den  Kleinwohnungsbau  unrentabel  machen.  Erwähnt  seien  nur  die 
in  vielen  Städten  erlassenen  Bestimmungen  über  die  Stärke  der  Brand- 
giebel und  Balken,  über  die  Geschosshöhe  u.  a.  m.,  wodurch  die  Woh- 
nung des  Arbeiters  nur  unnötig  verteuert  wird. 

Damit  hängt  dann  auch  das  zweite  Hauptübel,  der  überhohe  Miet- 
preis, ursächlich  zusammen.  Nach  dem  Resultat  der  Untersuchungen, 
die  M.  May  über  den  »Aufwand  für  Wohnung  in  der  Grossstadt«  an- 
stellte, schwankt  derselbe  für  die  grossstädtische  Arbeiterfamilie  zwi- 
schen 15,6  und  23  pCt.  vom  Einkommen  ^j,  während  von  der  wohl- 
habenderen Klasse  meistens  nur  5 — 10  pCt.  des  Einkommens  für  die 
Wohnung  aufzuwenden  sind,  so  dass  man  daraus  den  durchgehends 
richtigen  Grundsatz  konstruiert  hat :  Das  Kubikmeter  Wohnraum  ist  um 
so  teurer  zu  bezahlen,  je  kleiner  die  Wohnung  ist.  Da  die  hohen  Aus- 
gaben für  Wohnung  das  Budget  des  Arbeiters  vielfach  zu  sehr  belasten, 
so  pflegt  er  hierbei  bekanntlich  am  ersten  zu  sparen,  weil  dies  bei  den 
Aufwendungen  für  Nahrung  und  Kleidung  weniger  möglich  ist. 

Die  Erkenntnis  solcher  Schäden  ist  und  bleibt  eine  Hauptaufgabe 
der  Wohnungsstatistik.  Denn  erst,  wenn  z.  B.  festgestellt  ist,  dass  ein 
Mangel  an  Wohnungen  überhaupt  oder  an  solchen  von  einer  bestimmten 
Grösse  vorliegt,  kann  das  Baugewerbe  ohne  ungesundes  Risiko  den 
Wohnungsbau  forcieren.  Erst  wenn  einer  Stadtverwaltung  der  Nach- 
weis erbracht  ist,  dass  und  welche  Arten  von  Wohnungen  zu  teuer 
sind,  kann  sie  zweckmässig  darauf  hinwirken,  dass  die  Wohnungspreise 
bis  zu  einer  angemessenen  Höhe  reduziert  werden.  Auch  wird  ihr  die 
Auswahl  der  Mittel  zur  Abhilfe  dadurch  erleichtert.  Sie  wird  auf  Grund 
der  statistischen  Ergebnisse  leicht  erkennen,  ob  die  Wohnungsverbil- 
ligung etwa  am  besten  dadurch  zu  erreichen  ist,  dass  durch  Ankauf 
von  Baugelände  der  Bauspekulation  ein  Damm  entgegengesetzt  wird. 
Auch  kann  z.  B.  die  Verbesserung  der  Verkehrsmittel  als  Vorbeuge- 
oder Abhilfemittel  in  Frage  kommen.  Bei  Erweiterung  des  Strassen- 
bahnnetzes  und  Gewährung  von  Fahrgelegenheit  in  kürzeren  Zwischen- 
räumen kann  sich  die  Wohnung  des  Arbeiters  und  kleinen  Angestellten 
in  weiterer  Entfernung  vom  Beschäftigungsorte  befinden ;  dann  auch 
erst  wird  die  Anlage  von  Vorortsstädten  ihren  Zweck  erfüllen  u.  a.  m. 

Eine  weitere  wichtige  Aufgabe  ist  die  umfassende  Erhebung  der 
Aftervermietung  namentlich  in  der  Form  des  Schlafgängerwesens,  das 
bekanntlich  in  den  letzten  Jahren  so  sehr  an  Ausdehnung  gewonnen 
hat^).     Gewiss  muss  von   vornherein  anerkannt  werden,    dass   das  Ab- 

1)  M.  May,  Wie  der  Arbeiter  lebt.    Berlin  1897. 

2)  Vgl.  Nr,  26  der  Schriften  der  Zentralstelle  für  Arbeiter-Wohlfahrtseinrich- 
tungen: Schlafstellenwesen  und  Ledigenheime,  Berlin  1904.    Nach  der  Zusammenstel- 
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vermieten  von  Zimmern  und  Schlafstellen  unter  unsern  heutigen  gross- 
städtischen Verhältnissen  nicht  gänzlich  beseitigt  werden  kann,  schon 
deshalb  nicht,  weil  die  Zahl  der  Zimmermieter  und  Schlafleute  im 
Sommer  und  Winter,  beim  Steigen  und  Fallen  der  wirtschaftlichen  Kon- 
junktur zu  sehr  wechselt.  Aber  ebenso  sicher  ist  auch,  dass  hierin  der 
Hauptgrund  für  die  Uebervölkerung  so  mancher  sonst  ausreichenden 
Familienwohnung  zu  suchen  ist.  Zudem  wurzeln  in  dem  sog.  Schlaf- 
gängervvesen  neben  den  gesundheitlichen  erwiesenermassen  auch  noch 
sittliche  Schäden,  deren  tunlichste  Ausrottung  eine  erste  Voraussetzung 
für  jede  Moral-  und  Sozialpolitik  sein  muss.  Gerade  beim  Schlafstellen- 
wesen haben  die  allerdings  noch  wenigen  Untersuchungen  —  u.  a.  in 
Essen,  Dresden,  Leipzig,  Breslau,  Hamburg  und  neuerdings  in  Nürn- 
berg, Fürth  und  Augsburg  —  schon  hinreichend  bewiesen,  dass  sich 
beim  freien  Spiel  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Kräfte  recht  unge- 
sunde Zustände  herausbilden  können.  Und  dann  ist  es  gewiss  Aufgabe 
und  Pflicht  der  Verwaltung  und  der  Gesamtheit,  hemmend  und  refor- 
mierend einzugreifen  und  die  krassesten  Schäden  zu  beseitigen,  welche 
Auffassung  ja  bekanntlich  auch  im  Prinzip  in  dem  »Entwurf  zum 
Preussischen  Wohnungsgesetz«  zum  Ausdruck  kommt. 

Wo  aber  hierbei  der  Hebel  anzusetzen  ist,  darüber  sind  bekannt- 
lich die  Meinungen  noch  sehr  geteilt,  was  ja  auch  der  vorjährige 
Frankfurter  Wohnungskongress  bewiesen  hat.  Aber  bei  den  grossen 
lokalen  Verschiedenheiten  lässt  sich  diese  Frage  m.  E.  auch  nur  in 
einigen  Hauptstücken  für  einen  grösseren  Gebietskreis  beantworten,  in 
ihrer  Gesamtheit  muss  die  Lösung  doch  wohl  örtlich  und  von  Fall  zu 
Fall  erfolgen,  und  hierbei  muss  der  individuelle  Charakter  einer  Woh- 
nungsstatistik vor  allem  gewahrt  bleiben. 

In  einer  Stadt  lässt  sich  vielleicht  schon  vieles  erreichen ,  wenn 
einige  negative  Eingriffe  gemacht  werden ,  wie  z.  B.  Beseitigung  un- 
zweckmässiger oder  übertriebener  baupolizeilicher  Bestimmungen,  Ver- 
besserung der  Baupläne,  oder  etwas  schärfer  durch  wohnungspolizei- 
liche Vorschriften  der  Art,  dass  jeder  Schläfer  ein  eigenes  Bett  haben 
muss,  wie  es  die  Düsseldorfer  A^erwaltung  am  i.  April  1903  verfügt  hat, 
oder  durch  eine  Vorschrift  über  den  Mindestschlafraum  u.  a.  m.  In  den 
meisten  Grossstädten  wird  man  aber  wohl  schon  zu  positiveren  Mitteln 
greifen  müssen,  wie  Erbauung  von  staatlichen  und  städtischen  Arbeiter- 
und Beamtenwohnungen,  Errichtung  von  Werkhäusern  und  ähnliche 
Massnahmen,  auf  die  wir  hier  nur  hinweisen  können. 

Welche  von  diesen  und  ähnlichen  Massnahmen  jedoch    am  besten 


lung  auf  S.  120  betrug  die  Zahl  der  Schlafleute  in  Berlin  im  Jahre  1867  :  42  513  und 
im  Jahre  1900:  98792;  in  Leipzig  im  Jahre  1880 :  9604  und  im  Jahre  1900:  22867; 
in  Frankfurt  a.  M.  im  Jahre  1871 :  5317  und  im  Jahre  1900:  14373;  in  Essen  im 
Jahre  1880  :  1196   und  im  Jahre  1900:   7851. 
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zum  Ziele  führen,  darüber  lässt  sich  sicher  erst  eine  zuverlässige  Ent- 
scheidung treffen,  wenn  auf  dem  Wege  der  exakten  statistischen  Unter- 
suchung die  Art  und  Ausdehnung  der  Hauptnotstände  im  Wohnungswe- 
sen aufgedeckt  sind.  Und  damit  ist  es  eigentlich  auch  noch  nicht  genug: 
eine  solche  Statistik  muss  auch  die  einzelnen  Gründe  für  die  ermit- 
telten Kalamitäten  angeben;  sie  muss  beispielsweise  klar  nachweisen, 
in  wie  vielen  Fällen  die  Ueberfüllung  herbeigeführt  ist  durch  eine  grosse 
Kinderzahl,  in  wie  vielen  Fällen  durch  das  Einlogiererwesen.  Sie  muss 
ebenso  angeben,  ob  die  Wohndichtigkeit  ungünstig  beeinflusst  wird 
durch  bauliche  Unzweckmässigkeiten  oder  dadurch,  dass  der  Wohnraum 
eingeengt  wird  durch  teilweise  Benutzung  desselben  als  Arbeitsstätte, 
Lagerraum,  Laden  u.  s.  w.,  oder  ob  der  hohe  Mietpreis  die  Schuld 
trägt  Es  muss  eben  durch  jede  Wohnungsstatistik  vor  allem  eine  voll- 
ständige Aufklärung  darüber  erfolgen,  »ob  und  wie  das  Wohnbedürfnis 
namentlich  der  ärmeren  Klassen  befriedigt  wird«. 

Dies  ist  natürlich  aber  nur  möglich,  wenn  wir  die  Wohnungsv-er- 
hältnisse  der  ärmeren  Bevölkerungsklasse  mit  denen  der  wohlhaben- 
deren Klassen  in  Vergleich  stellen.  Dadurch  können  sie  nur  die  rich- 
tige Beleuchtung  erhalten  und  vor  einseitiger  Ueber-  oder  Unterschät- 
zung bewahrt  bleiben.  Nur  eine  allgemeine  und  eingehende  Umschau 
kann  zur  objektiven  Erkenntnis  der  Uebelstände  führen  und  damit  einen 
nachhaltigen  Anlass  zu  deren  Beseitigung  geben.  Zwar  wird  eine  solche 
Erhebung  »ein  dickes  Buch,  viele  Tabellen  und  schöne  Ziffern«  geben, 
wie  sich  die  Gegner  auszudrücken  belieben,  aber  darum  bleibt  doch 
die  Tatsache  unverrückbar  bestehen,  dass  nur  durch  eine  sorgfältig 
ausgeführte  Wohnungsstatistik  das  Fundament  zu  einer  zeitgemässen 
Lösung  der  Wohnungsfrage  gelegt  werden  kann. 

Neben  dem  »Was«  der  Erhebung,  worauf  wir  bei  der  so  aktuellen 
Wohnungsfrage  wohl  nur  skizzenhaft  einzugehen  brauchten,  ist  nun  die 
uns  weit  mehr  interessierende  Frage  nach  dem  »Wie«  zu  beantworten. 

Dabei  ist  zunächst  Wert  darauf  zu  legen,  dass  rechtzeitige  und 
zweckmässige  Vorbereitungen  getroffen  werden.  Dahin  gehört  erfah- 
rungsgemäss  die  Inanspruchnahme  der  Presse  für  eine  beabsichtigte 
Wohnungszählung.  Es  dürfen  aber  nicht  die  Lokalblätter  einer  be- 
stimmten politischen  Färbung  allein  berücksichtigt  werden,  sondern 
alle  —  auch  die  sozialdemokratischen  —  müssen  für  die  Sache  ge- 
wonnen werden.  Auch  gelegentliche  Vorträge  über  die  Zählung  oder 
ähnliche  Gegenstände  können  dabei  nur  zweckdienlich  sein. 

Durch  eine  möglichst  allgemeine  captatio  benevolentiae  wird  vor 
allen  Dingen  die  Beschaffung  der  nötigen  Anzahl  von  Zählern  erleich- 
tert, was  bekanntlich  sehr  wichtig  ist.  Schon  für  eine  gewöhnliche 
Vieh-  oder  Volkszählung  ist  es  nicht  immer  leicht,  die  nötige  Zahl  auf- 
zutreiben, geschweige  denn  für  eine  derartige  Doppelzählung.  Einmal 
erwächst  dem  Zähler  dadurch  eine  wenn  auch  nicht  srerade  bedeutende 
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Mehrleistung,  und  diese  zwingt  dazu,  die  Zählbezirke  etwas  kleiner  zu 
nehmen ;  dann  aber  ist  auch  entsprechend  den  erhöhten  Anforderungen 
eine  sorgfältigere  Auswahl  geboten.  Eine  gut  qualifizierte  Zählerschar 
ist  ja  die  nicht  unbeträchtliche  Zahl  der  Lehrer  an  den  verschiedenen 
ünterrichtsanstalten,  sowie  der  staatlichen  und  städtischen  Beamten 
und  Angestellten.  Mit  diesem  Stabe  wird  man  aber  wohl  in  keinem 
Falle  auskommen,  und  es  fragt  sich  nun,  woher  die  übrigen  zu  nehmen 
sind.  In  Städten  mit  Hochschulen  wird  wohl  ein  Appell  an  die  Stu- 
dierenden einen  geeigneten  Zuschuss  liefern.  Nicht  aber  sprechen  die 
bisherigen  Erfahrungen  dafür,  auch  die  Schüler  der  oberen  Klassen  hö- 
herer Lehranstalten  mit  heranzuziehen,  wie  es  vereinzelt  bei  Volks- 
.iählungen  versucht  worden  ist ;  dieselben  dürften  kaum  für  diese,  sicher 
nicht  für  eine  Volks-  und  Wohnungszählung  die  nötige  Reife  und  Üe- 
berlegung  besitzen.  In  Garnisonstädten  können  auch  die  Einjährigen 
und  Unteroffiziere  eine  willkommene  Zählerschar  stellen.  Vielleiciit 
lasst  sich  auch  bei  der  Kaufmannschaft  eine  Reihe  geeigneter  Personen 
für  die  Sache  gewinnen,  wenn  nur  rechtzeitig  und  in  geeigneter  Weise 
die  Werbetrommel  gerührt  wird. 

Ein  ebenso  wichtiger  Teil  der  Vorarbeiten  als  die  Beschaffung 
der  Zähler  ist  dann  die  Fragestellung  auf  der  W^ohnungskarte.  Zwar 
kann  hierbei  naturgemäss  kein  bestimmtes  Schema  wegen  der  vielge- 
staltigen örtlichen  Wohnungsverhältnisse  als  das  allein  richtige  oder 
als  das  beste  empfohlen  werden.  Aber  es  wird  doch  nicht  ohne  Be- 
deutung sein,  wenn  wir  kurz  die  allgemeinen  Grundsätze  hier  anführen, 
nach  denen  sich  die  Formulierung  der  Fragen  aus  empirischen  Gründen 
und  zur  Herbeiführung  möglichster  Gleichmässigkeit  und  damit  Ver- 
gleichbarkeit der  einzelnen  Wohnungsstatistiken  zweckmässig  zu  richten 
hat.  Wir  halten  uns  dabei  an  die  Gesichtspunkte,  wie  sie  in  dem 
preussischen  Ministerialerlass  vom  22.  Februar  1901 1)  und  in  der  Ab- 
handlung »Wohnungsfrage«  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften 
von  Prof.  Dr.  J.  Lehr  aufgestellt  sind.  .  Der  obige  Erlass  stellte  fol- 
gende Kardinalforderungen  für  die  Durchforschung  des  vorhandenen 
statistischen  Materials  im  Wohnungswesen  auf: 

v>i.  Ist  Obdachlosigkeit  in  erheblichem  L^mfange,  namentlich  auch 
für  Familien,  hervorgetreten  ? 

2.  Hat  ein  erheblicher  Teil  der  Wohnungen  kein  heizbares  Zimmer 
—  insbesondere  nur  Küche,  nur  ein  nicht  heizbares  Zimmer  ohne 
Küche  oder  nur  ein  heizbares  Zimmer?  Wie  gross  ist  die  Zahl  dieser 
Wohnungen  am  Orte  und  welchen  Prozentsatz  dieser  Wohnungen  ma- 
chen sie  aus  ?     Wie  stellt  sich  absolut   und  prozentual  die  Einwohner- 

i)  Zeitschrift  des  König!.  Preuss.  .Statist.  Bureaus.  III.  Vierteljahrsheft,  Berlin 
1902.  S.  151. 

2)  Handwörterbuch   der  Staatswissenschaften.    Sechster  Band.  Jena  1894,  S.  730. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1905.    3.  ^  C 
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zahl  in  diesen  Wohnungen?  In  welchem  Umfange  sind  sie  insbesondere 
von  einer  grösseren  Personenzahl    (vier  oder  mehr  Personen)  bewohnt? 

3.  Ist  auch,  abgesehen  von  den  Angaben  zu  Ziffer  2,  ein  erhebli- 
cherer Teil  der  Wohnungen  am  Orte  überfüllt  ? 

4.  Wie  hoch  ist  der  durchschnittliche  Mietpreis  der  kleinen  Woh- 
nungen? Erscheint  er  insbesondere  gegenüber  dem  Mietpreise  der 
grösseren  Wohnungen  unverhältnismässig  hoch? 

5.  Hat  ein  erheblicher  Teil  der  Haushaltungen,  insbesondere  solcher 
in  kleinen  Wohnungen  mit  einem  oder  zwei  Wohnräumen  und  solcher 
mit  Kindern,  Untermieter  (Chambregarnisten),  Kost-  und  Quartiergänger 
oder  Schlafleute?  Wie  hoch  ist  absolut  und  prozentual  die  Zahl  dieser 
Haushaltungen  am  Orte  ?  In  welchem  Umfange  finden  sich  in  der- 
selben Haushaltung,  namentlich  bei  solchen  der  oben  bezeichneten  Art, 
Einmieter  oder  Schlafleute  verschiedenen  Geschlechts ,  oder  solche 
fremde  Personen  in  grösserer  Zahl?  Wie  gross  ist  die  Zahl  der  Unter- 
mieter, Kost-  und  Quartiergänger  oder  Schlafleute  am  Orte  überhaupt? 

Auch  wurden  in  demselben  Erlass  Angaben  gewünscht  über  die 
Dauer  des  Mietverhältnisses  in  den  kleinen  Wohnungen  und  über  die 
Verwendung  der  Dach-,  Keller-,  Hof-  und  Hinterhausräume  zu  Wohn- 
zwecken. 

Von  etwas  anderen  Grundsätzen  lässt  sich  Prof  J.  Lehr  in  der 
oben  angezogenen  Abhandlung  bei  der  Aufstellung  von  Gegenständen 
für  die  Wohnungsstatistik  leiten.  Er  fordert  zunächst  ein  näheres  Ein- 
gehen auf  die  baulichen  Verhältnisse  der  Wohnungen :  es  soll  dabei 
gefragt  werden  nach  der  Höhenlage  der  Wohnung,  nach  der  eventuellen 
gewerblichen  Benutzung  und  der  Inhaberschaft  dieser  Benutzung,  dann 
nach  dem  Vorhandensein  einer  besonderen  Küche  und  anderer  Neben- 
räume, wie  Vorsaal,  Kellerräume,  Bodenräume,  Waschküche  etc.  Des 
weiteren  wird  eine  genaue  Feststellung  nach  Strassenlage  und  Zimmer- 
zahl der  Wohnungen  gefordert.  Besonders  aber  treten  in  seinen  For- 
derungen die  Fragen  nach  dem  Wohnungs-Komfort  in  den  Vorder- 
grund: es  soll  ermittelt  werden,  ob  die  Wohnung  mit  Wasserleitung, 
Wasserklosets,  Badeeinrichtung,  Gasleitung  und  zu  benutzendem  Haus- 
garten versehen  ist.  Von  Bedeutung  ist  ihm  auch  die  Erforschung  der 
Art  der  Inhaberschaft  der  Wohnung  —  ob  Eigentümer,  direkter  Mieter, 
Aftermieter,  Inhaber  einer  Dienst-  oder  Freiwolmung  —  und  eine  An- 
gabe über  die  Versicherung  des  Mobiliars  gegen  Feuersgefahr  und  den 
Wert  der  versicherten  Gegenstände.  Dagegen  decken  sich  seine  For- 
derungen im  wesentlichen  mit  denen  des  vorerwähnten  ministeriellen 
Erlasses  bezüglich  der  Frage  nach  der  Zahl  der  heizbaren  Zimmer, 
nach  der  Dauer  des  Wohnenbleibens  in  derselben  Wohnung  und  nach 
dem  Mietpreise.  In  seinen  Aufstellungen  sind  aber  garnicht  oder  nur 
im  geringen  Masse  berücksichtigt  die  Fragen  nach  der  Aftervermietung 
an  Kostgänger  und  Schlafleute,    auf  die  man  in   neuerer  Zeit  mit  Recht 
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ein  so  grosses  Gewicht  legt,  und  die  Frage  nach  der  Behausungszift'er, 
die  als  ein  erstes  Vergleichsobjekt  in  den  Wohnungsstatistiken  auch 
kaum  fehlen  darf. 

Man  kommt  überhaupt  bei  der  Charakterisierung  der  beiden  auf- 
geführten Grundlagen  für  die  Fragestellung  zu  dem  Schlüsse,  dass  nach 
dem  iVlinisterial-Erlass  die  Ergründung  der  Wohnungsverhältnisse  mehr 
auf  die  Bewohner  und  die  »Bewohnung«  Rücksicht  zu  nehmen  hat,  dass 
sie  nach  den  entwickelten  Grundsätzen  des  Prof.  Lehr  sich  mehr  auf 
die  Wohnungen  als  solche  beziehen  soll.  Beide  Fragestellungen  er- 
gänzen sich  m.  E.  iiufs  treftlichste ,  wogegen  aber  andererseits  keine 
von  beiden  für  sich  allein  eine  hinreichende  Wohnungsstatistik  für  un- 
sere jetzigen  Verhältnisse  noch  ermöglichen  Hesse.  Beide  sind  auch  in 
praxi  bei  jeder  umfassenden  lorhebung  bisher  mehr  oder  minder  zur 
Geltung  gekommen. 

So  lassen  sich  diese  Grundsätze  auch  deutlich  wiedererkennen  in 
den  Fragestellungen  der  ersten  wirklich  umfassenden  und  berühmten 
Wohnungs-Enquete  in  der  Stadt  Basel  im  Jahre  1889^).  Dieselbe  ist 
bekanntlich  vorbildlich  geworden  für  alle  derartige  Erhebungen,  bei 
der  die  Fragestellung  sogar  noch  mehr  in  die  Details  eindringt  als 
nach  den  oben  angeführten  Gesichtspunkten.  Man  muss  geradezu 
staunen  über  diese  exakte  und  umfangreiche,  bis  in  die  kleinsten  Ver- 
zweigungen des  Wohnungswesens  eindringende  Untersuchung;  aber  dazu 
gehört  eine  Persönlichkeit  wie  Karl  Bücher  und  auch  ein  weit  grös- 
serer Zeitaufwand,  als  für  eine  Volkszählung  vorgesehen  ist.  Dieselbe 
wurde  ja  auch  unabhängig  von  einer  solchen,  in  der  Zeit  vom  i.  bis 
19.  Februar  1889,  durchgeführt.  Ihre  so  vielseitig  gegliederten  Fragen 
würden  eine  Volkszählung  zu  sehr  belasten,  und  namentlich  lässt  sich 
die  in  dem  verhältnismässig  kleinen  Basel  durchgeführte  Raummessung 
bei  einer  Wohnungserhebung  in  Kombination  mit  einer  Volkszählung 
besonders  in  einer  grösseren  Stadt  nicht  verwirklichen. 

Nach  den  neuerlichen  Erfahrungen  ist  jedoch  eine  immerhin  aus- 
reichende Wohnungsstatistik  auch  ohne  einen  so  grossen  Zeitaufwand 
und  ohne  die  kostspielige  Raummessung  sehr  wohl  möglich,  wie  uns 
u.  a.  die  Essener  Erhebung,  die  zusammen  mit  der  letzten  Volkszäh- 
lung durchgeführt  wurde,  gezeigt  hat.  Zudem  sind  auch  die  Meinungen 
über  die  Notwendigkeit  oder  Nützlichkeit  der  Ausmessungen  geteilt. 
Beigeordneter  Dr.  Wiedfddl  urteilt  über  dieselbe  folgendermassen : 
».  .  .  Man  darf,  so  sehr  von  allerlei  Berufenen  und  Unberufenen  die 
»exakte  Luftraumzififer«  in  cbm  als  das  Kriterium  der  Wohnungsver- 
hältnisse gefordert  wird ,  die  Exaktheit  dieser  Zahl  nicht  überschätzen. 
Sie  ist  gewiss  in  vielen  Beziehungen  sehr  brauchbar  und  wertvoll.  Aber 
zur  Gewännuno;  dieser  Ziffer  werden  die  Dimensionen  sämtlicher  Räume 


i)  Karl  Bücher:  Die  Wohnungs-Enquete  in  der  Stadt  Basel.    Basel  1891. 
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gemessen  und  dann  der  Luftraum  berechnet,  als  ob  die  Wohnungen 
leer  wären,  während  doch  Schränke,  Betten,  Kisten  nicht  wenig  Luft- 
raum wegnehmen  und  dadurch,  dass  sie  in  der  einen  Wohnung  zahl- 
reicher als  in  der  anderen  vorhanden  sind,  auch  die  relative  Seite  des 
Bildes  trüben.  Weiter  ist  die  Lage  einer  Wohnung,  ob  im  Hofe,  ob 
in  der  Nähe  einer  Fabrik,  ob  freiliegend  im  Garten  und  ähnliches  für 
die  Luftverhältnisse  häufig  ebenso  wichtig,  als  ein  ganzer  oder  halber 
Kubikmeter  Luftraum  mehr  oder  weniger.  Schliesslich  ist,  genau  ge- 
nommen, noch  ein  Unterschied  zwischen  dem  vorhandenen  Luftraum 
einer  Wohnung  und  dem  wirklich  benutzten  Wohnluftraum  und  Schlaf- 
luftraum« ^). 

Wie  man  sich  nun  auch  zu  diesem  Urteil  stellen  mag,  ob  man  auch 
der  Meinung  ist,  dass  die  für  die  Raummessung  aufgewandte  Mühe 
und  Kostenhöhe  in  keinem  rechten  Verhältnis  zu  dem  Resultate  steht, 
oder  ob  man  die  Ansicht  vertritt,  dass  eine  nach  dem  Bücherschen 
Muster  vorgenommene  Ausmessung  sämtlicher  Räume  —  wie  es  in 
Nürnberg  —  oder  die  Ausmessung  der  Räume  besonders  ausgewählter 
Wohnungsgruppen  —  wie  es  in  Breslau,  Dresden,  Leipzig,  München 
u.  a.  geschehen  ist  —  zu  einer  guten  und  vollkommenen  Wohnungs- 
statistik gehört,  so  haben  uns  doch  auch  die  Essener  Erhebungen  vom 
Jahre  1900  gezeigt,  dass  auch  ohne  die  Ausmessung  ein  immerhin  aus- 
reichendes Bild  der  Wohnungsverhältnisse  zu  erlangen  ist. 

Diese  Erkenntnis  muss  uns  auch  dazu  führen,  den  nun  einmal  für 
die  Volkszählung  in  Bewegung  zu  setzenden  Zählapparat  auch  für  die 
in  manchen  Grossstädten  so  brennende  Wohnungsfrage  auszunützen, 
obwohl  wir  andererseits  rückhaltlos  zugeben,  dass  eine  für  sich  allein  durch- 
geführte Erhebung  gewiss  tiefer  in  die  Wohnungsverhältnisse  eindringen 
kann,  als  eine  Verschmelzung  derselben  mit  einer  anderen  Zählung. 
Aber  Theorie  und  Praxis  lassen  sich  nicht  überall  im  Leben  in  Ein- 
klang bringen  :  Die  in  Betracht  kommenden  Stadtverwaltungen  werden 
sicher  einer  solchen  Doppelzählung  weit  eher  zustimmen  als  einer  mit 
viel  grösseren  Kosten,  Mühen  und  erhöhter  Lianspruchnahme  des  Pu- 
blikums verbundenen  Sondererhebung.  Da  aber  der  oben  angeführte 
Essener  Versuch  befriedigende  Ergebnisse  geliefert  hat,  so  darf  man 
gewiss  mit  vollem  Recht  für  eine  derartige  »kleine«  Wohnungsstatistik 
eintreten  und  im  gegebenen  Zeitpunkte  darauf  aufmerksam  machen. 

Für  unsere  weiteren  Ausführungen  ist  uns  u.  a.  auch  das  Essener 
Beispiel  besonders  wertvoll,  wenn  wir  dabei  auch  von  vornherein  her- 
vorheben müssen,  dass  auch  dieses  durchaus  nicht  ohne  wesentliche 
Modifikationen  für  andere  Städte  anwendbar  ist.  Das  gilt  aber  nicht 
so  sehr  von  der  Verarbeitung   des    gewonnenen    Materials,    die  m.  E. 


l)  Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Essen,    a.  a.  O.  Heft  7:    Das  Aftermietwesen 
in  der  Stadt   Essen  nach  der  Aufnahme  vom  i.  Dezember  1900,  S.   5. 
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als  mustergültig  angesehen  weiden  darf,  sondern  vielmehr  bezüglich 
der  Fragestellung  auf  der  dortselbst  benutzten  Wohnungskarte.  Wir 
müssen  hier  davon  absehen,  den  Wortlaut  derselben  folgen  zu  lassen, 
aber  wir  wollen  doch  nicht  unterlassen,  über  einige  der  dort  gestellten 
Fragen  unsere  Ansicht  zu  äussern,  um  so  erneut  den  Beweis  zu  liefern, 
dass  eine  Wohnungsstatistik  eine  Lokalstatistik  ist,  und  dass  bei  ihr 
nicht  nach  Schema  F  verfahren  werden  kann. 

Besonders  ist  den  örtlichen  Verhältnissen  Rechnung  zu  tragen  bei 
den  Fragen  nach  den  heizbaren  und  nicht  heizbaren  Zimmern  und  nach 
den  Küchen;  denn  hier  kommen  die  allergrössten  Verschiedenheiten 
in  den  einzelnen  deutschen  Städten  vor,  und  gerade  hierauf  hatte  die 
Essener  Wohnungskarte  keine  Rücksicht  genommen.  Es  scheint  über- 
haupt bei  näherer  Nachprüfung,  als  wenn  ihr  mehr  die  Berliner  als  die 
Essener  Wohngewohnheiten  zur  Grundlage  gedient  hätten.  Wiedfcldt 
selbst  sagt,  dass  auf  obige  Fragen,  die  auf  den  vom  preussischen  sta- 
tistischen Bureau  der  Stadt  Essen  gelieferten  Karten  in  herkömmlicher 
Weise  gestellt  waren,  in  mehr  als  der  Hälfte  der  Fälle  das  Publikum 
sich  damit  begnügt  habe,  sämtliche  vorhandenen  Wohnräume  einzu- 
tragen. In  den  übrigen  Fällen  sei  es  willkürlich  bald  so,  bald  anders 
erfolgt,  so  dass  bei  der  Aufbereitung  weiter  nichts  übrig  geblieben  sei, 
als  die  verschiedenen  Angaben  unter  den  Begriff  Wohnräume  zusam- 
menzufassen. Es  war  also  einfach  der  Fehler  gemacht  worden,  dass 
man  bei  der  Fragestellung  dem  Schema  zuliebe  nicht  berücksichtigt 
hatte,  dass  Essen  und  noch  viele  andere  Städte  in  Westdeutschland 
keine  Berliner-  sondern  mobile  Oefen  zur  Heizung  benutzen,  und  dass 
die  Zahl  der  heizbaren  Zimmer  ausschliesslich  von  dem  Ofen-Reichtum 
der  betreffenden  Familie  abhängt.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der 
Frage  nach  den  Küchen.  Dieselben  werden  bekanntlich  im  westlichen 
Deutschland  meistens  nicht  nur  als  Esszimmer,  sondern  auch  als  Wohn- 
raum oder  gar  als  Hauptwohnraum  benutzt,  während  man  dergleichen 
bei  den  weit  kleineren  Küchen  in  Mitteldeutschland  nicht  kennt.  Noch 
mehr:  das  Zimmer,  welches  die  eine  Familie  als  Wohnzimmer  oder 
Küche  auswählt ,  wird  vielleicht  von  der  nachfolgenden  Partei  als 
Schlafzimmer  eingerichtet  und  umgekehrt.  Aus  demselben  Grunde  ist 
auch  auf  der  Essener  Wohnungskarte  die  Frage  nach  den  Wohn-  und 
Schlafräumen  in  den  leerstehenden  Wohnungen  einfach  als  verfehlt  zu 
bezeichnen,  da  der  Hauseigentümer  mit  dem  besten  Willen  nicht  im- 
stande ist,  dieselbe  richtig  zu  beantworten. 

Würde  man  vor  die  Aufgabe  gestellt,  die  Essener  Wohnungskarte, 
namentlich  für  eine  erstmalige  Erhebung,  zu  vereinfachen,  so  dürften 
sich  dazu  wohl  am  besten  einige  Fragen  nach  dem  Wohnungs-Komfort 
eignen,  beispielsweise  die  Frage  nach  der  Benutzung  von  Elektrizität 
und  Gas  (zur  Beleuchtung,  zum  Kochen,  zum  Heizen),  dann  die  Frage 
nach    der  Speisekammer,    die    z.  B.  für  Aachen  vollständig  überflüssig 
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wäre.  Des  weiteren  halten  wir  die  Frage  nach  dem  geschätzten  Wert 
der  Eigen-  bezw.  Dienst-  oder  Freiwohnung  für  ziemUch  überflüssig, 
da  es  sich  dabei  durchweg  doch  nur  um  sehr  subjektive  Angaben 
handehi  wird.  Auch  kann  m.  E.  die  Frage  nach  dem  Abvermieten 
einzehier  Teile  der  Wohnung  an  andere  Haushaltungen  wegfallen,  da 
die  Beantwortung  doch  wenig  zuverlässige  und  wertvolle  Schlüsse  ma- 
chen lässt.  Für  mehrere  Fragen  dürfte,  was  in  dem  unten  folgenden 
Entwurf  zum  Ausdruck  kommt,  eine  weit  kürzere  Fassung  unbeschadet 
der  Verständlichkeit  anwendbar  sein  ;  auch  die  einleitende  Anmerkung, 
die  wir  wohl  zweckmässiger  an  den  Kopf  der  Wohnungskarte  und 
nicht  ans  Ende  stellen,  lässt  sich  kürzer  fassen.  Endlich  glauben  wir 
bezüglich  der  Ausdrucksweise,  und  damit  brechen  wir  mit  der  bishe- 
rigen Gepflogenheit,  eine  zeitgemässe  Aenderung  durchführen  und  em- 
pfehlen zu  müssen.  Das  Amt  des  Zählers  einer  Wohnungs-,  wie  auch 
einer  Volks-  oder  Viehzählung  ist  bekanntlich  im  Prinzip  ein  Ehren- 
amt, welches  der  dafür  ausersehenen  Person  in  dem  Vertrauen  über- 
tragen wird,  dass  sie  mit  Umsicht  und  Eifer  die  Zählung  fördern  werde. 
Dieser  Freiwilligkeit  und  Unentgeltlichkeit  entspricht  aber  durchaus 
nicht  der  Stil  und  Ton,  den  wir  auf  der  amtlichen  Anweisung  an  die 
Zähler,  auf  den  Zählkarten  und  in  den  behördlichen  Veröffentlichungen 
über  eine  Volks-  oder  sonstige  Zählung  bisher  vorfinden.  Von  irgend 
einer  höflichen  Redewendung,  geschweige  denn  von  einem  Worte  des 
Dankes,  ist  darin  auch  nicht  die  Spur  zu  finden,  wohl  aber  eine  Häu- 
fung von  kategorischen  Imperativen ;  ja,  man  glaubt  fast,  die  Kriegsar- 
tikel zu  lesen,  und  ist  schliesslich  überrascht,  dass  zum  Schluss  nicht 
noch  eine  scharfe  Strafandrohung  folgt  für  die  Zähler,  die  etwa  aus 
»böswilliger  Unwissenheit«  ihr  freiwillig  übernommenes  Ehrenamt  schlecht 
verwalten  sollten.  Wenn  man  sonst  im  praktischen  Leben  etwas  auf 
die  Form  gibt,  warum  denn  hierbei  nicht,  wo  es  sicher  auch  am  Platze  ist? 
Unter  Berücksichtigung  der  vorerwähnten  und  ähnlicher  Gesichts- 
punkte ist  das  nachfolgende  Schema  zu  einer  Zählkarte  für  eine  Woh- 
nungserhebung entstanden,  und  wenn  wir  dasselbe  hier  wiedergeben, 
so  sind  wir  uns  dabei  wohl  bewusst,  dass  auch  dieses  nicht  für  alle 
Städte  passt,  und  dass  es  wohl  auch  noch  verbessert  werden  könnte. 
Aber  ein  solcher  Entwurf  dürfte  doch  eine  willkommene  weitere  Unter- 
lage für  die  Frageeinrichtung  geben  und  möglicherweise  auch  dazu  an- 
regen, dabei  nicht  nach  einem  stereotypen  Muster  zu  verfahren,  son- 
dern die  Fragestellung  nach  den  lokalen  Verhältnissen  und  den  wirk- 
lichen Bedürfnissen  der  jeweiligen  Stadtverwaltung  einzurichten.  In 
den  Grundideen  stimmt  derselbe  wegen  der  in  der  Statistik  nicht  zu 
entbehrenden  Vergleichbarkeit  mit  der  in  Essen  im  J.  1900  verwende- 
ten Wohnungskarte  überein ;  neu  ist  die  Fassung  und  Kürzung  der 
Fragen,  sowie  die  Frage  nach  einem  etwa  vorhandenen  Garten  und 
Bleiche,  die  Spezialisierung  der  Fragen  3,  16  b  und  b  unter  den  Fragen 
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Zählkarte  für  die  in  der 
Stadt   Aachen 

in  Verbindung    mit    der  Volkszählung    am    i.    Dezember    1905 

auszuführende 

Wohnungserhebung. 

Wohnungskarte   Nr.  ,  Zählbezirk  Nr.  , 
Strasse  (bezw.   Platz)  Nr. 


Vorbemerkung:  Es  hat  sich  im  allgemeinen  städt.  Interesse  als  wünschenswert 
herausgestellt ,  eine  genaue  Uebersicht  über  die  Wohnungsverhältnisse  und  über  die 
Anzahl  der  leerstehenden  Wohnungen  zu  erhalten.  Wir  sprechen  daher  die  Bitte  aus, 
zur  Erreichung  des  angestrebten  Zweckes  die  Fragen  dieser  Karte  gewissenhaft  zu  be- 
antworten. 

Für  steuerliche  Zwecke  irgend  welcher  Art  ist  die  Wohnimgsaut- 
nahme  nicht  bestimmt. 

Aachen,   im  November  1905. 

Der  Oberbürgermeister. 


Jeder  Haushaltungsvorstand  und  jeder  Einzelnlebende,  welcher  eine  besondere 
Wohnung  innehat  und  eine  eigene  Hauswirtschaft  führt ,  wird  gebeten ,  für  die  von 
ihm  bewohnte  Wohnime:  und  deren  Zubehör  eine  solche  Karte  auszufüllen. 


1.  Vor-  und  Familien-Name  des  Haushaltungsvorstandes: 

2.  Beruf,  Stand,  Gewerbe  des  Haushaltungsvorstandes: 

a.  Hauptberuf  oder  Hanpterwerb: 

b.  Stellung  im  Hauptberufe  (geschäftliches,  Arbeits-  oder  Dienstverhältnis) 


3.  Zahl  der  zur  Haushaltung  gehörigen  anwesenden  Personen,  

darunter    Kinder    unter    12    Jahren  ,     Zimmermieter  ,    Schlaf- 
leute  

4.  Sind  Sie  Eigentümer  dieses  Hauses,  sind  Sie  Mieter  dieser  Wohnung  oder 
aber  Inhaber  einer  Dienst-  bezw.  Frei-Wohuuug  ?  (Zutreffendes  bitte  unter- 
streichen ! ) 

5.  Wenn  Sie  Mieter  sind,  haben  Sie  Ihre  Wohnung  direkt  VOm  Hauseigentümer 
gemietet?  (Ja  oder  NeinI) 

6.  Befindet   sich  Ihre  Wohnung   im  Vorder- ,  Hiuterhause   oder  Seitenbau? 

(Zutreffendes  bitte  unterstreichen  !) 
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(Rückseite.) 


7.  Liegt  Ihre  Wohnung  im  Keller.  El'dgeschoss,  im  1.,   2.,  3.,  4.,  5.  Stock, 

liegt  sie  im  Speicher?  (Zutreffendes  bitte  unterstreichen.  —  Erstreckt  sich  die 
Wohnung  auf  mehrere  Stockwerke ,  so  ist  jede  der  betreffenden  Höhenlagen 
zu  unterstreichen.  — ) 

8.  Wie    viel    Räume    (einschl.    Küche)    bewohnen  Sie? 

9.  Hat    Ihre  Wohnung  ausserdem  Waschküche,   Badezimmer,   Speicher,   Keller- 
raum,  Garten  und  Bleiche  ?  (Zutreffendes  bitte  unterstreichen  !) 

10.  Wird  in   den  Zimmern  Ihrer  Wohnung  ein  Handwerk,   Handels-   oder  sonstiges 
Gewerbe  betrieben?  (Ja  oder  nein!) 

11.  Benutzen  Sie    ausser    den    zu  7    und    9    bezeichneten    Räumen  in    demselben 
Hause    besondere   Räume    und    zwar    wieviele    als   Lädeil? Wirt- 

scliafts-,  Restaurationslokale  ?  Comptoire,  Geschäfts-  und 
Lagerräume  ?  Werkstätten,  Fabrikräume? Nie- 
derlagen, Remisen  etc.? Stallungen? 

12.  Wird   in   Ihrer  Wohnung  Wasserleitung,  Elektrizität,  Gas  (zur  Beleuch- 
tung, zum  Kochen,  zum  Heizen)  benutzt?    (Zutreffendes  bitte  unterstreichen  !) 

13.  Wieviel  beträgt  die  monatliche  Miete  (einschliesslich  Nebenabgaben  an  Was- 
sergeld etc.)  a.  für  die  Wohnung?  M. ; 

b.   für  den  Gewerberaum    jNI. 

14.  Seit  wann    bewohnt    der  Haushaltungsvorstand    die  Wohnung    oder   dasselbe 
Haus? 

15.  Haben  Sie  einen  besonderen  Abort  oder  einen  mit  anderen  Haushaltungen 
gemeinsamen  Abort  ?     (Zutreffendes  bitte  unterstreichen.) 

Wie  viele  Haushaltungen  benutzen  denselben  Abort? 
16  a.   Vermieten  Sie  Zimmer  oder  Mansarden  an  Zimiuermieter  ohne  selbständigen 

Haushalt?    (Ja    oder    nein.)  Wieviele    Räume? und    zwar 

möblierte?  unmöblierte? 

b.  Vermieten    Sie  Schlafstellen    an  Schlafleute?    (Ja    oder  Nein.) An 

wieviel    männliche, weibliche  Personen?    und    in    wieviel 

Räumen?  Werden  die  letzteren  Räume  auch  von  Ihnen  oder  Angehörigen  Ihrer 
Familie  als  Schlafzimmer  benutzt  ? Welchen  Betrag  (ausschl.  Bekö- 
stigung) hat  ein  Schlafgänger  pro  Tag  zu  entrichten? 

Fragen,  welche  nur  von  Hauseigentümern  bezw.  deren  Ver- 
tretern zu  beantworten  sind. 

a.  Wieviele  von  den   Wohnungen,  welche  in   dem  am   Kopf  der  Karte  bezeichne- 
ten Hause  vorhanden  sind,  stehen  jetzt  leer? 

b.  Wieviele  von   den  gemäss  Frage  a  leerstehenden  Wohnungen  bestehen 

aus  einem  Räume  (einschl.   Küche)? 

•'  zwei  Räumen       >.               » 

>  drei  ■•                             » 

»  vier  » 

»  fünf 

»  sechs  »            » 

»  mehr  als  sechs  »             » 
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für  die  Hauseigentümer.  Es  darf  wohl  noch  erwähnt  werden,  dass  die 
gebrauchte  Wohnungskarte  aller  Voraussicht  nacli  unverändert  bei  der 
in  Aachen  mit  der  bevorstehenden  Volkszählung  beschlossenen  Woli- 
nungserhebung  zur  Anwendung  gelangen  wird. 

Ausser  der  formellen  Aenderung  der  Wohnungskarte  würde  es  m.  E. 
dem  ganzen  Unternehmen  auch  dienlich  sein,  wenn  die  vorgesetzte 
Volkszählungs-Behörde  sich  dazu  bereit  erklärte ,  dass  in  den  für  die 
betreffende  Stadt  zu  verwendenden  Volkszählkarten  und  Zählungsan- 
weisungen eine  Bemerkung  aufgenommen  würde ,  —  natürlich  gegen 
Erstattung  der  dadurch  bedingten,  aber  kaum  erheblichen  Mehrkosten 
—  die  das  Ziel  der  gleichzeitig  mit  der  Volkszählung  ins  Werk  ge- 
setzten Wohnungserhebung  in  das  rechte  Licht  rückte.  Durch  einen 
solchen  Hinweis  von  Seiten  einer  staatlichen  Behörde  würde  die  ganze 
Sache  mehr  einem  j Winke  von  oben«  gleichkommen,  was  sicher  nicht 
schädlich  auf  die  exakte  Durchführung  und  damit  auf  die  Richtigkeit 
und  Brauchbarkeit  der  erzielten  Resultate  einwirken  würde.  Wenn  da- 
gegen bloss  von  kommunaler  Seite  eine  derartige  Erhebung  in  Szene 
gesetzt  wird,  so  werden  —  trotz  der  ausdrücklichsten  Bekanntmachung 
und  trotz  des  »fettesten«  Vordruckes  auf  den  Wohnungskarten  über  die 
NichtVerwendung  der  Angaben  zu  Steuerzwecken  —  von  Unklugen  weit 
eher  hinter  derartigen  Aufnahmen  »Steuergespenster«  gewittert  und  da- 
nach die  Eintragungen  vorgenommen.  An  der  denkbar  gewissenhaf- 
testen Ausfüllung  der  Karte  hat  aber  gewiss  nicht  nur  die  Stadtver- 
waltung, sondern  auch  die  statistische  Zentralstelle  ein  Interesse,  da 
es  doch  ohne  Zweifel  in  ihrem  Geschäftsbereich  liegt,  die  in  den  ein- 
zelnen Städten  gewonnenen  Resultate  zur  Aufstellung  einer  allgemeinen 
Ueberschau  zu  verwerten,  wozu  immerhin  ein  beträchtlicher  Teil  des 
Materials  sich  eignen  wird. 

Die  Leitung  der  Erhebung  kann  nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
durchaus  zweckmässig  für  beide  Zählungen  eine  einheitliche  sein,  nur 
rnuss  die  Zahl  der  beratenden  Mitglieder  etwas  grösser  genommen 
werden.  Aber  hierbei  können  sich  kaum  Schwierigkeiten  ergeben,  da 
in  jeder  Stadtverwaltung  hinreichend  geeignete  Persönlichkeiten  für 
einen  derartigen  Posten  zu  finden  sind,  z.  B.  die  Mitglieder  des  Ge- 
sundheits-Ausschusses, des  Ausschusses  für  Volkswohl,  der  Bauaus- 
schüsse etc.  Die  eigentliche  Durchführung  vollzieht  sich  dann  ganz 
im  Rahmen  der  Volkszählung,  und  hierbei  tritt  wohl  am  meisten  der 
Vorteil  der  Verbindung  beider  Zählungen  in  die  Erscheinung.  Das 
ganze  Unternehmen  wird  dadurch  vereinfacht,  viel  Kosten  und  Mühe 
gespart,  und  dabei  doch  der  grosse  Vorzug  erreicht,  dass  beide  Er- 
hebungen sich  zu  einem  einheitlichen  Ganzen  verschmelzen.  Vom 
Publikum  wird  ein  Eindringen  in  die  Wohnungsverhältnisse  auf  diese 
Weise  auch  weit  weniger  lästig  empfunden,  als  wenn  eine  Wohuungs- 
statistik  für  sich  allein  vorscenommen  wird.  Vor  allem  aber  wird  durch 
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die  Verbindung  beider  Massnahmen  eine  leichte  und  wertvolle  Kon- 
trolle ermöglicht  und  die  Verarbeitung  der  gewonnenen  Unterlagen, 
dieses  letzte  Haupterfordernis  der  Wohnungsstatistik,  ausserordentlich 
erleichtert. 

Für  diese  letzte  Arbeit  darf  man  wohl  als  obersten  Grundsatz  die 
Worte  Karl  Bücher'^  gelten  lassen:  »Aus  ehier  statistischen  Erhebung, 
die  Tausenden  von  Menschen  Zeit  und  Mühe  gekostet  hat,  muss  durch 
die  Aufarbeitung  herausgezogen  werden,  was  sich  nur  irgendwie  her- 
ausziehen lässt.«  Wir  müssen  hier  als  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit 
hinausgehend  darauf  verzichten,  auf  die  Details  der  Verarbeitung  ein- 
zugehen, die  ja  auch  in  dem  mehrfach  erwähnten  Bücher%f:\\t'!\  Werk 
über  die  Baseler  Enquete,  in  den  Essener  und  Elberfelder  Berichten 
über  die  dortigen  Wohnungszustände  u.  a.  eine  eingehende  Erörterung 
gefunden  haben. 

Ausser  den  Fragen  zur  Erforschung  der  vier  Hauptnotstände :  »des 
Schlafstellenwesens,  der  übergrossen  Wohndichtigkeit,  des  Mangels  an 
Kleinwohnungen  und  der  überhohen  Mietpreise«  sind  dabei  bekanntlich 
noch  eine  Menge  Fragen  zu  berücksichtigen,  die  in  der  Hauptsache 
zur  besseren  Erkennung  obiger  Hauptübel  dienen,  die  aber  zum  Teil 
auch  einen  mehr  allgemeinen,  oder  besser  gesagt  mehr  wissenschaft- 
lichen Wert  haben.  Dahin  gehören,  um  die  wichtigsten  nur  kurz  an- 
zuführen, die  Fragen  nach  dem  Wohnungs-Komfort,  nach  der  Strassen- 
lage  der  Wohnungen,  nach  der  Höhenlage  und  der  Zimmerzahl.  Des 
weiteren  ist  von  Interesse,  etwas  über  die  Eigentumsverhältnisse  der 
verschiedenen  Wohnungskategorien  zu  hören,  sowie  darüber,  ob  der 
Eigentümer  im  Mietshause  selbst  wohnt,  oder  sonst  in  der  Stadt,  oder 
gar  auswärts.  Wichtig  ist  auch  für  die  Aufbereitung,  dass  sie  die  Woh- 
nungszustände nach  Berufsgruppen  und  Stadtteilen  aufrollt  u.  ä-  m. 

Es  ist  uns  in  Anbetracht  des  zur  Verfügung  gestellten  Raumes 
nicht  möglich,  auf  die  vielen  Einzelfragen  noch  näher  einzugehen,  die 
bei  der  Verwertung  des  gewonnenen  Materials  zu  berücksichtigen  sind. 
Es  war  ja  auch  von  vornherein  unser  Ziel,  nur  einige  allgemeine  Di- 
rektiven zu  geben  und  zu  zeigen,  welcher  Fortschritt  in  der  Erkennt- 
nis der  Wohnungszustände  durch  eine  in  den  durch  die  Volkszählung 
gegebenen  Grenzen  sich  bewegende  Wohnungserhebung  erzielt  werden 
kann.  Wer  mit  der  Durchführung  und  Aufbereitung  einer  solchen  Sta- 
tistik betraut  wird,  der  wird  auch  bald  mit  Hilfe  der  reichlich  vorhan- 
denen Literatur  die  richtigen  Bahnen  finden,  auf  denen  sich  seine 
Untersuchungen  zu  bewegen  haben ;  er  wird  dabei  erkennen,  dass  man 
in  der  Statistik,  ohne  die  grossen  Gesichtspunkte  aus  den  Augen  zu 
verlieren,  ganz  besonders  auf  Kleinigkeiten  und  Einzelheiten  Wert  legen 
muss,  für  deren  Erfassung  und  Verwertung  auch  kaum  eine  allgemein 
gültige  Richtschnur  gegeben  werden  kann. 

Aber  der  Erfolg  dieses  mühsamen,  langsamen  Vorwärtsstrebens  auf 
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dem  trockenen  Wege  einer  solchen  Statistik  wird  auch  der  sein,  dass 
damit  die  Grundlage  für  die  wichtigsten  Reformarbeiten,  die  unsern 
heutigen  Grossstädten  wohl  ausnahmslos  nicht  erspart  bleiben,  gegeben 
ist.  Auf  dieser  Grundlage  werden  sie  am  besten  nachholen  können, 
was  sie  bisher  versäumt  haben,  nämlich  die  Schaffung  einer  gesunden 
Wohnungspolitik.  Denn  gerade  auf  diesem  Gebiete  hat  bekanntlich 
der  Staat  in  der  jüngsten  Wachstumsperiode  unserer  grossen  Städte 
diesen  die  Verantwortung  und  Verfügung  fast  unumschränkt  überlassen, 
und  gerade  auf  diesem  so  wichtigen  Gebiete  haben  die  grossen  Selbst- 
verwaltungen nach  allgemeiner  Ueberzeugung  bisher  fast  ausnahmslos 
versagt. 

Es  galt,  wie  in  der  Blütezeit  des  Mittelalters,  für  die  in  den  1870er 
Jahren  einsetzende  ungeahnte  Volksvermehrung  und  für  die  zuströmen- 
den Arbeitermassen  Unterkunft  zu  schaffen,  aber  der  rechte  Weg  wurde 
nicht  gefunden  :  auf  der  einen  Seite  sprossen  Bodenwucher  und  unvernünf- 
tige Bauspekulation,  auf  der  andern  Wohnungselend  und  Wohnungszu- 
stände,  wie  sie  noch  kein  Zeitalter  gekannt  hat.  Die  Zukunft  muss  daher 
eine  Gesundung  im  Wohnungswesen  unserer  grossen  Städte  herbeifüh- 
ren, wenn  nicht  Staat  und  Gemeinde  ernstlich  zu  Schaden  kommen  sollen. 

Bisher  haben  wir  ausser  der  gründlichen  Baseler  Wohnungs-En- 
quete nur  für  sechs  bis  sieben  Grossstädte  eine  einigermassen  hinrei- 
chende Kenntnis  der  Wohnungsverhältnisse.  Hoffen  wir,  dass  der  durch 
die  bevorstehende  Volkszählung  in  Bewegung  zu  bringende  Zählungs- 
apparat auch  für  diese  vitalsten  Gemeindeinteressen  mitbenutzt  wird, 
und  dass  die  Zahl  der  Wohnungsstatistiken  sich  infolgedessen  ver- 
dopple und  verdreifache.  Damit  wäre  auch  der  Zweck  und  das  Ziel 
dieser  kurzen  Auslassungen  in  vollkommenster  Weise  erreicht. 


25   Jahre  Fabrikinspektion. 

Von 

Prof.   Dr.  V.  Z  w  i  edine  ck- S  üd  en  h  or  s  t  (Karlsruhe). 

Als  im  Jahre  187S  die  deutsche  Fabrikinspektion  reichsgesetzlich 
ins  Leben  gerufen  wurde,  war  sich  kaum  jemand  von  den  an  der  Ge- 
setzgebung Mitwirkenden  so  recht  bewusst,  dass  mit  der  neuen  Insti- 
tution eine  Schule  im  vollen  Sinn  des  Wortes  gegründet  würde.  Der 
eben  veröffentlichte  Bericht  über  die  Tätigkeit  der  badischen 
F  a  b  r  i  k  i  n  s  p  e  k  t  i  o  n  im  ersten  Vierteljahrhundert  ihres  Bestehens^) 
rückt  den  eminent  pädagogischen  Charakter  der  Fabrikinspektion  ins 
hellste  Licht.     Von  einem  sfewaltigen    Stück   sozialwirtschaftlicher    Er- 


l)  Die  badische  Fabrikinspektion  im  ersten  Vierteljahrlumdert  ihrer  Tätigkeit  1879 
bis  1903.  Bericht  an  das  Grossherzogl.  badische  Ministerium  des  Innern,  erstattet  von 
Dr.  Karl  Bittmann  (Vorstand  d.  bad.  Fabrikinsp.).    Karlsruhe  1905  (Macklot). 
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Ziehung  wird  hier  Zeugnis  abgelegt. 

Nicht  als  ob  der  Erfolg  dieser  erzieherischen  Arbeit  sich  etwa  dar- 
in äusserte,  dass  alle  die  Vorkehrungen,  die  die  Wahrung  der  Arbeiter- 
interessen erheischt,  heute  nach  2  5Jähriger  Arbeit  der  Fabrikinspektion 
etwa  schon  von  den  Arbeitgebern  aus  eigener  Initiativ^e  getroffen  wer- 
den. Daran  ist  nicht  zu  denken.  Sind  es  doch,  ganz  abgesehen  von 
der  Einführung  neuer  Schutznormen,  auch  immer  neue  Individuen,  die 
als  Unternehmer  auftreten  und  deren  Bestrebungen,  Einrichtungen, 
Schöpfungen  das  Amt  prüfend  gegenüberzutreten  hat,  neue  Menschen, 
die  belehrt,  die  gemahnt  werden  müssen,  denen  diese  oder  jene  Mass- 
regel init  den  Machtmitteln  der  politischen  Verwaltung  abgerungen 
werden  muss.  Und  überdies  handelt  es  sich  ja  auch  gar  nicht  bloss 
um  die  Schulung  der  Arbeitgeber,  sondern  mindestens  ebenso  sind  es 
die  Geschützten,  die  Arbeiter  selbst,  die  der  Unterweisung  darüber  be- 
durften und  immer  wieder  bedürfen,  worin  die  allgemeinen  und  die 
speziellen  Gefahren  liegen,  die  für  ihre  Gesundheit,  ihre  rechtliche  und 
ökonomische  Stellung  aus  dem  Arbeitsverhältnisse  entspringen.  Allein 
—  um  schon  einmal  bei  den  Arbeitgebern  zu  verweilen  —  der  Jubi- 
läumsbericht der  badischen  Fabrikinspektion  lässt  an  zahlreichen  Stellen 
den  Eindruck  gewinnen,  dass  viele  Arbeitgeber  zu  einer  Reife  des  so- 
zialpolitischen Denkens  herangewachsen  sind,  die  zu  der  Tatsache  führt, 
dass  Missstände,  die  vor  25  Jahren  zuvörderst  bekämpft  werden  mussten, 
da  und  dort  überwunden  sind  und  mindestens  erheblich  an  Bedeutung 
verloren  haben. 

Gerade  der  Umstand,  dass  die  badische  Fabrikinspektion  und  — 
nicht  zu  vergessen  ■ —  die  badische  Regierung  von  allem  Anfang  an 
das  Amt  in  dem  Sinne  aufgefasst  haben,  dass  aus  der  überwachenden 
schützenden  Tätigkeit  auch  die  Aufklärung,  die  Belehrung  in  jeder  für 
den  Schutz  in  Betracht  kommenden  Richtung  gewonnen  werden  müsse, 
gerade  der  Umstand  ist  wohl  mit  von  grösster  Bedeutung  und  ist  mit- 
bestimmend geworden  dafür,  dass  der  Rückblick  über  die  25jährige 
Tätigkeit  fast  ausschliesslich  auf  einen  zunehmend  friedlichen  Verlauf 
der  Wirksamkeit  des  Amtes  fällt.  Die  Fabrikinspektion  hat  ihre  Stel- 
lung zwischen  den  beiden  in  der  Hauptsache  mit  einander  .ringen- 
den Parteien  des  Arbeitsvertrages,  obgleich  sie  ihrer  Bestimmung  zu- 
folge nur  die  eine  im  Dienste  des  Gesetzes  zu  schützen  hat.  Die  Stel- 
lung zwischen  den  Parteien  bedeutet  tatsächlich  ein  »Ueber  den  Par- 
teien stehen«,  bewirkt  aber  doch,  dass  Angriffe  von  beiden  Seiten  er- 
folgen. Wenn  solche  Angriffe  vom  ersten  Augenblicke  des  Funktio- 
nierens  des  Amtes  bis  in  die  jüngste  Zeit  erfolgt  sind  und  wenn  sie 
überwiegend  aus  dem  Lager  der  Arbeitgeber  gekommen  sind,  so  liegt 
das  in  der  Natur  der  Sache.  Nur  wenn  das  Amt  seinen  Aufgaben 
nicht  gerecht  geworden  wäre,  hätte  es  im  Hinblicke  auf  die  mensch- 
liche Natur  und  die  Lage  der  Interessen  anders  kommen  können.  Aber 
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gleichwohl  sind  auch  hierin  Fortschritte  zu  beobachten  gewesen.  Das 
Vertrauen  der  Arbeiter  zur  Fabrikaufsicht  hat  in  Baden  betrachtlich  zu- 
genommen, die  Teilnahmlosigkeit  der  Arbeiterschaft  gegenüber  den 
Schutzmassnahmen  schwand,  ja,  offensichtlich  machte  sich  bei  ihr  wach- 
sendes Interesse  für  die  Tätigkeit  des  Amtes  bemerkbar. 

Und  die  Arbeitgeber?  —  Auch  von  ihrer  Seite  nahmen  die  An- 
griffe ab,  sowohl  die  Beschwerden  bei  der  Kammer  und  der  Regie- 
rung als  auch  die  Pressfehden,  die  ja  übrigens  einseitig  geführt  wur- 
den, verloren  an  Zahl  und  Intensität.  Uie  Arbeitgeberschaft  hat  sich 
mindestens  in  das  Funktionieren  des  Amtes  hineingelebt,  und  es  ver- 
mochte auch  die  schroffe  Herauskehrung  des  Hausherrenstandpunktes 
in  den  neunziger  Jahren  die  Opposition  gegen  die  Arbeit  der  Fabrik- 
aufsichtsbehörden kaum  vorübergehend  zu  beleben. 

Unwillkürlich  drängt  sich  die  Frage  auf,  mit  welchen  Mitteln  diese 
'ivenigstens  unleugbar  relative  und  teilweise  Pazifizierung  bewerkstelligt 
worden  ist.  Und  darauf  gibt  der  Jubiläumsbericht  eigentlich  ganz  be- 
sonders Antwort.  Es  war  gewiss  nicht  leicht,  den  richtigen  Weg  zu 
finden,  wenn  das  Amt  nicht  in  der  Bedeutungslosigkeit  seiner  Funk- 
tionen oder  in  den  Düfteleien  eines  bureaukratischen  Dünkels  unter- 
sinken sollte.  »Leidenschaftslos,  aber  beharrlich«,  das  kürzlich  von 
einem  ersten  Verwaltungsbeamten  geprägte  Wort,  erweist  sich  kaum  für 
irgend  eine  Politik  so  richtig  wie  für  diejenige,  mit  der  die  wichtigsten 
Organe  des  Arbeiterschutzes  in  dem  Vierteljahrhundert  ihrer  Existenz 
zu  operieren  hatten.  Schon  der  Widerstreit  zwischen  Gesetz  und  Ver- 
ordnung, mit  denen  die  Institution  der  Fabrikaufsicht  in  Funktion  ge- 
setzt wurde,  erschwerte  die  zu  lösende  Aufgabe.  »Während  das  Ge- 
setz die  Aufsicht  über  die  Wahrnehmung  des  Arbeiterschutzes  der  neu- 
geschaffenen Beamtenkategorie  ausschliesslich  oder  neben  den  ordent- 
lichen Polizeibehörden  übertrug  und  ihr  für  die  Ausübung  ihrer  Funktionen 
alle  amtlichen  Befugnisse  der  Ortspolizeibehörden  zusprach,  verwiesen 
die  (vom  Bundesrat  festgestellten)  Normen  den  Gewerbeaufsichtsbeamten 
auf  eine  wohlwollend  kontrollierende,  beratende  und  vermittelnde  Tä- 
tigkeit, entzogen  ihm  mit  dem  dispositiven  »soll«  die  ihm  verliehenen 
polizeilichen  Befugnisse  und  Hessen  nur  das  Recht  zur  jederzeitigen 
Revision  der  Betriebe  bestehen«.  Der  Bericht  bemerkt  hiezu,  die  ab- 
wägende Vorsicht  habe  ursprünglich  ihre  Berechtigung  gehabt,  da  an- 
dernfalls die  in  den  Beruf  noch  nicht  eingelebte  Beamtenschaft  im 
ersten  Uebereifer  die  mit  Polizeigewalt  ausgestattete  Autorität  in  einer 
der  Sache  vielleicht  nicht  förderlichen,  eventuell  sogar  dauernden  Scha- 
den zufügenden  Weise  zur  Geltung  gebracht  haben  würde.  Ja,  den 
Nichtbesitz  polizeilicher  Verfügungs-  und  Strafgewalt  habe  die  Gewerbe- 
aufsicht im  Deutschen  Reiche  niemals  als  Mangel  empfunden.  Allein 
die  Berichterstattung  kann  doch  nicht  umhin,  die  Verhältnisse  in  Baden 
als  besonders  günstige  zu  bezeichnen :  Auffassung  der  Bundesratsnormen 
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»cum  grano  salis«,  starker  Rückhalt  der  Fabrikinspektion  zu  allen 
Zeiten  beim  vorgesetzten  Ministerium,  volles  Verständnis  und  bereite 
Mitarbeiterschaft  aus  den  Traditionen  des  Ministeriums  hervorgehend 
bei  den  Bezirksämtern,  das  sind  die  Imponderabilien,  die  die  Voraus- 
setzung dafür  bildeten,  dass  die  badische  Fabrikinspektion  trotz  des 
Mangels  der  Exekutivgewalt  jene  bedeutsamen  Erfolge  und  bahn- 
brechenden Leistungen  schliesslich  aufweisen  konnte,  die  sie  zu  einem 
mustergültigen  Amte  stempeln. 

Aber  auch  diese  Imponderabilien  waren  nicht  überall  und  von  vorn- 
herein gegeben,  auch  sie  sind  vielfach,  wenigstens  was  das  Verhalten 
der  Bezirksämter  anlangt,  als  etwas  sekundäres  zu  erkennen  und  zu- 
rückzuführen auf  die  zielbewusste  Planmässigkeit  und  Beharrlichkeit, 
mit  der  W  o  er  i  sh  o  ffer,  der  erste  badische  Fabrikinspektor  und  Or- 
ganisator des  Amtes  seinen  Weg  gegangen  ist  und  dem  Behördenor- 
ganismus gegenüber  seine  Forderungen  zu  vertreten  verstanden  hat. 
Auch  er  hatte  anfänglich  mit  Vorurteilen  bei  den  Verwaltungsbehör- 
den zu  kämpfen  und  war  oft  genug  vor  die  Aufgabe  gestellt,  die  Be- 
zirksämter, die  sich  weigerten,  auf  seinen  Antrag  hin  einfache,  heute 
als  ganz  selbstverständlich  allgemein  anerkannte  Schutzvorrichtungen 
zur  Auflage  zu  machen,  erst  von  der  Zweckmässigkeit  oder  Notwen- 
digkeit der  geforderten  Einrichtungen  zu  überzeugen  ^).  Die  Persön- 
lichkeit mit  all  ihren  Qualitäten,  vor  allem  mit  der  Ener- 
gie und  der  Ivlarheit  des  Blickes  für  das  Notwendige  wie  für  das  Mög- 
liche hat  die  Basis  geschaffen,  auf  der  die  Erfolge  der  Arbeit  dieses 
Amtes  auch  ohne  eigene  unmittelbare  Verfügungsgewalt  ermöglicht  und 
gesichert  worden  sind.  Die  Kämpfe  zwischen  dem  Amte  und  den  Be- 
hörden schufen  sicheren  Besitz,  dass  sie  so  gut  wie  ganz  überlebt 
sind,  kann  nicht  minder  als  greifbarer  Erfolg  der  sozialpolitischen  Er- 
ziehungsarbeit, die  hier  zu  leisten  war,  eingeschätzt  werden.  Des  glei- 
chen Verständnisses  für  die  Aufgaben  und  Bestrebungen  der  Fabrik- 
aufsicht bedarf  es  auch  in  richterlichen  Kreisen,  und  zwar  umso- 
mehr,  als  mit  Komplizierung  der  lex  lata  auch  der  Interpretation  ein 
weiterer  Spielraum  eingeräumt  wird.  Der  Berichterstatter  ist  genötigt 
zu  bemerken,  dass  sich  Gelegenheiten  ergeben,  wo  die  Differenz  in 
den  Anschauungen  der  Fabrikaufsicht  einerseits,  der  Gerichte  ander- 
seits die  Bestrebungen  der  ersteren  nur  allzu  leicht  hemmen  kann.  Ein 
in  dieser  Hinsicht  besonders  wichtiges  Gebiet  ist  die  Truck-Bekämpfung  ; 
(vgl.  z.  B.  S.  236)  die  Judikatur  entspricht  nicht  ganz  dem  Grundge- 
danken dieses  Schutzes.  Eine  nur  um  so  grössere  Bedeutung  komme 
daher  der  wachsenden  Erkenntnis  der  Betriebsunternehmer  zu,  wie 
schimpflich  es  doch  sei,  auf   irgend    einem  Umwege  und  unter    irgend 


l)  Fuchs,   Dr.   Friedrich  Woerishofter ,    Vorstand    der  Grossh.   badischeu   Fabrik- 
inspektion 1879 — 1902.    Karlsruhe  1903. 
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einer  Flagge  dem  Arbeiter  die  \'erfügung  über  Anteile  des  vereinbarten 
Lohnes  zu  entziehen. 

Mit  Genugtuung  wird  das  Umsichgreifen  dieser  Erkenntnis  festge- 
stellt. Das  soziale  Empfinden  der  Unternehmer  hat  sich  verfeinert,  und 
dies  erklärt  es  auch,  wenn  der  Bericht  eine  stets  wachsende  Erleichte- 
rung der  Aufgaben  der  Fabrikinspektion  feststellen  kann,  dank  der  Be- 
reitwilligkeit, mit  welcher  die  Industrie  im  allgemeinen  ohne  Beschreiten 
des  Instanzenweges  den  im  Interesse  des  Arbeiterschutzes  an  sie  her- 
antretenden Anforderungen  nachkommt  (S.  i88).  Nicht  zu  übersehen 
ist  auch  die  Zunahme  des  Vertrauens,  die  sich  darin  dokumentiert,  dass 
die  Unternehmer  nicht  selten  Reisen  an  den  Sitz  der  Fabrikinspektion 
unternehmen,  um  über  diese  und  jene  Furage  Rücksprache  mit  dem  Be- 
amten zu  pflegen.  Solche  Tatbestände  rechtfertigen  und  bestärken  die 
bisher  verfolgte  M  e  t  h  o  d  e  des  Amtes.  Eine  absolute  Richtschnur  für 
die  zu  wählende  Form,  in  der  eine  Forderung  durchzusetzen  ist,  gibt 
es  schon  aus  dem  Grunde  nicht,  weil  auf  die  Personen  zu  viel  an- 
kommt. Und  so  ist  denn  auch  hier  das  Verhältnis  der  Parteien  zum 
Amte  mit  durch  die  Persönlichkeiten,  die  im  Amte  standen,  vor  allem 
durch  Woerishoffer  selbst  geschmiedet  worden. 

Die  gütliche  Vorstellung  und  geeignete  Ratschläge  spielen  eine 
grosse  Rolle.  Wenn  ihr  Anwendungsgebiet  sich  erhalten,  ja,  eher  er- 
weitert hat,  so  ist  dies  aber  gewiss  nicht  in  letzter  Linie  dem  Umstände 
zuzuschreiben,  dass  von  allem  Anfang  der  gütlichen  Beratung  im 
Sinne  der  Bundesratsverordnung  die  Verfügung  auf  dem  Fusse  ge- 
folgt war,  und  dass  die  Autorität  des  Amtes  niemals  durch  vorher- 
gehende langwierige  Bemühungen  gelitten  hat.  Die  Tatsache,  dass 
diese  Praxis  sich  im  Lande  sehr  leicht  einführte,  wiegt,  so  bemerkt 
der  Bericht,  weit  schwerer  als  das  formale  Bedenken,  dass  diese  Pra- 
xis nicht  ganz  den  Bundesratsnormen  gerecht  wird.  Und  vor  allem 
spricht  der  Erfolg  für  das  Prinzip:  niemals  innerhalb  des  25jährigen 
Zeitraumes  wurde  die  enge  Verbindung  der  gütlichen  Beratung  mit  der 
strikten  Weisung  zur  Beseitigung  von  vorgefundenen  Uebelständen  Gegen- 
stand einer  Instanzbeschwerde  (S.  185  ff.). 

Neben  solchen  positiven  Ergebnissen  der  25  jährigen  Arbeit  fehlen 
die  Misserfolge,  selbstverständlich  möchte  man  sagen,  auch  nicht.  Et- 
was nach  Enttäuschung  klingt  es  wohl  auch,  wenn  der  Verfasser 
schreibt:  »Trotz  der  alljährlichen  Berichte  ist  kein  öfifentliches  Amt 
in  seinem  innersten  Wesen  und  in  seiner  ganzen  Gebahrung  so  wenig 
gekannt  als  die  Gewerbeaufsicht.  <;  Aus  diesem  Mangel  seien  auch  Unter- 
stellungen zu  erklären  wie  die,  dass  das  Amt  zwischen  Arbeiterschaft 
und  Industrie  hin-  und  herpendle  und  schliesslich  bei  der  einen  oder 
der  anderen  seinen  Unterstand  suchen  müsse,  um  endlich  zur  Ruhe  zu 
kommen.  Mit  vollem  Recht  wendet  sich  der  Verfasser  im  Vorwort 
gegen  diese  Alternative,  es  gibt  offenbar    ein  Drittes :    nicht    Arbeiter- 
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freund  oder  Industriefreund,  sondern  als  Arbeiterfreund  Industriefreund,- 
nur  selbstverständlich  in  dubio  in  erster  Linie  Anwalt  der  Arbeiterin- 
teressen auch  im  Gegensatze  zum  wirklichen  oder  scheinbaren  Vorteil 
der  Industrie.  Der  Gedanke  entspricht  ganz  und  gar  den  Traditionen 
des  Amtes  und  begründet  die  Ueberzeugung,  dass  der  Geist,  der  in 
der  badischen  Fabrikinspektion  unter  Woerishoffer ,  also  von  ihrer 
Schaffung  an  herrschte,  auch  nach  dessen  Tode  nicht,  wie  man  ge- 
raume Zeit  besorgen  konnte,  ein  anderer  sein  soll.  Der  Fabrikinspek- 
tor ist  der  Freund  des  Arbeiters  (S.  183),  er  ist  es  als  Hüter  der  Ar- 
beiterschutzgesetze. »Die  ihm  anvertraute  Position  gegen  jedermann 
zu  halten,  ist  des  Beamten  Aufgabe.  Sie  zu  verlassen,  oder  nur  lau 
zu  verteidigen,  hiesse  nicht  nur  gegen  den  Diensteid,  Pflicht  und  Ge- 
wissen handeln,  sondern  auch  den  inneren  Beruf,  ohne  den  ein  solches 
Amt  gar  nicht  denkbar  erscheint,  völlig  verleugnen.«  Die  Position 
halten,  das  heisst  gegen  jede  Verschlechterung  der  Arbeitsbedingungen 
Stellung  nehmen  und  halten  auch  dann,  wenn  die  Verschlechterung 
noch  durchaus  nicht  zu  einer  Gesetzesverletzung  führt.  Das  war  auch 
eines  der  Prinzipien  Woerishoffers,  und  dass  es  auch  von  seinem  Nach- 
folger verteidigt  wird,  müssen  sich  die  Arbeitgeber,  schon  gefallen 
lassen.  Es  scheint,  als  ob  ihre  vorläufige  Enttäuschung  darüber  das 
Amt  zu  fühlen  bekommen  sollte.  Die  Handelskammern  versagten  (bis 
auf  eine)  die  Mitwirkung  bei  der  Beschaftung  des  Tatsachenmateriales 
für  die  Untersuchung  über  die  Wirkungen  der  Sozialgesetzgebung  auf 
die  Industrie,  welche  Untersuchungsergebnisse  dem  Jubiiäumsbericht 
angeschlossen  werden  sollten.  Die  Folgen  dieses  Verhaltens  fallen 
aber  freilich  in  der  Hauptsache  auf  die  Arbeitgeber  selbst  zurück. 

Auf  die  Einzelheiten  der  Berichterstattung  kann  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden.  Wer  bisher  noch  nicht  Gelegenheit  gehabt  hat 
mit  den  Organen  der  Fabrikaufsicht  in  Fühlung  zu  treten,  dem  er- 
öffnet sich  in  dem  Berichte  eine  teilweise  systematische  Darstellung 
der  Aufgaben,  Mittel  und  Methoden  dieses  Verwaltungszweiges ;  da- 
durch unterscheidet  sich  dieser  Bericht  von  den  neueren  Jahresbe- 
richten und  durch  diese  zusammenfassende  Systematik  gewinnt  er  neben 
diesen  seine  besondere  Bedeutung.  Der  Titel  des  Berichtes  enthält 
den  Zusatz :  Ein  Rückblick  auf  die  Entwicklung  der  Industrie,  Ar- 
beiterschaft, Arbeiterschutzgesetzgebung  und  Gewerbeaufsicht ;  er  ver- 
spricht insofern  wohl  etwas  mehr,  als  der  Bericht  selbst  hält.  Freilich 
durfte  niemand  eine  bloss  zusammenfassende  Wiederholung  aller  De- 
tails aus  den  seit  1885  selbständig  erschienenen  Jahresberichten  der  ba- 
dischen Fabrikinspektion  erwarten.  Was  man  aber  allgemein  vermissen 
wird,  ist  eine  umfassendere  Gegenüberstellung  der  Arbeitsbedingungen, 
um  konkret  zu  sprechen  in  den  Jahren  1879  und  1903,  mit  einem  Wort 
eine  greifbarere  Darstellung  der  Erfolge  des  Amtes  in  grossen  Per- 
spektiven.    Das  reiche  statistische  Material  würde  durch  bessere  Aus- 
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lösung  und  eingehendere  Besprechungen  zugänglicher  geworden  sein, 
und  das  wäre  mindestens  dem  Amte  auch  zugute  gekommen. 

Allerdings  weist  der  Verfasser  auf  zwei  Ergänzungen  seines  ohne- 
hin umfangreichen  Berichtes  hin,  von  denen  die  eine  schon  erscliienen 
ist,  es  ist  die  vorhin  erwähnte  Biographie  Woerishoffers,  während  die  an- 
dere in  Kürze  erscheinen  soll.  Und  in  der  Tat  ist  die  vom  ehemaligen  ba- 
dischen Fabrikinspektor  Fuchs  verfasste  Biographie  des  Mannes,  der  23 
Jahre  dem  Amte  seine  ganze  Kraft  gewidmet  hat,  die  trefflichste  Ein- 
leitung und  Vorbereitung  für  die  nunmehr  erschienene  offizielle  Pu- 
blikation, denn  Woerishoffer  war,  solange  er  im  Amte  tätig  war,  schlecht- 
hin die  badische  Fabrikinspektion  und  die  Fabrikinspektion  war  Woeris- 
hoffer. Aber  das  Fuchsische  Büchlein  bietet  ausser  den  persönlichen 
Schicksalen  und  den  sozialpolitischen  Anschauungen  Woerishoffers  nur 
eine  Darstellung  der  Stellung  des  Mannes  zu  den  besonderen  das  Amt 
berührenden  Problemen  und  Fragen.  So  besteht  denn  in  gewissem 
Sinne  immer  noch  die  oben  angedeutete  Lücke. 

Selbstverständlich  tut  sie  dem  reichen  Inhalt  des  Berichtes  im  üb- 
rigen keinen  Eintrag.  Er  bietet  zunächst  nebst  einer  chronologischen 
Darstellung  der  Entwicklung  des  Arbeiterschutzes  in  Baden  den  Text 
der  Arbeiterschutznormen  der  G.O.  ^),  sodann  eine  eingehende  Schilde- 
rung der  Entwicklung  des  Amtes  und  der  Organisation  des  Dienstes  ; 
besonders  erörtert  ist  die  Ausgestaltung  des  Beamtenkörpers  durch 
Ernennung  weiblicher  Aufsichtsbeamten.  Ein  weiterer  (VI.)  Abschnitt 
gibt  nebst  einer  kurzen  Vorgeschichte  der  Fabrikindustrie  Badens  eine 
statistische  Uebersicht  über  diese,  beziehungsweise  die  in  ihr  beschäf- 
tigte Arbeiterschaft,  wobei  namentlich  die  Entwicklung  der  Arbeiter- 
schaft in  den  12  Jahren  1892 — -1903  durch  eine  Reihe  von  Tabellen 
veranschaulicht  ist.  Die  Abschnitte  VII  bis  XI  über  Betriebsrevisionen 
im  allgemeinen,  die  Arbeiten  der  Fabrikinspektion  in  der  Cigarrenin- 
dustrie  Badens,  über  das  Truckverbot,  die  Arbeitszeit  und  die  Arbeits- 
ordnungen geben  ein  anschauliches  Bild  von  den  wichtigsten  Arbeits- 
zweigen der  badischen  Fabrikinspektion.  Wieviel  Miniatur-  und  Fili- 
granarbeit sozusagen  zu  verrichten  ist,  davon  geben  diese  Abschnitte 
alle  Kunde,  ganz  besonders  wohl  die  von  den  Arbeitsordnungen.  Bieten 
die  zahlreichen  Bestimmungen  der  Arbeitsordnungen,  wenn  sie  die  Be- 
ziehungen zwischen  den  beiden  Vertragsparteien,  die  Rechte  und 
Pflichten  der  Arbeiter  halbwegs  erschöpfend  regeln  sollen,  an  und  für 
sich  schon  ein  nur  allzu  reiches  Arbeitsfeld,  so  kommt  noch  hinzu,  dass 
die  verschiedenen  Stufen  von  Bildung,  Einsicht  und  Wohlwollen  der 
Arbeitgeber  einen  Reichtum  an  Varianten  in  den  Arbeitsordnungen  ver- 
ursachen, der  die  Arbeitslast  merklich  steigert.  Und  wie  wichtige  Dinge 
gibt  es  da  doch  im  Auge  zu  behalten !     Es  wäre  in  der  Tat  wünschens- 

i)  Sehr  zweckmässig  derart,  dass  jede  einzelne  Bestimmung  in  ihren  verschiede- 
nen Gestaltungen  von  1869  bis  auf  den  heutigen  Tag  übersichtlich  wiedergegeben  ist. 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1905.     3.  ßO 
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wert,  wenn  diese  Kapitel  des  Berichtes  in  weiteren  Kreisen  be- 
kannt würden,  sie  sind  besonders  belehrend. 

Weniger  bedeutsam  ist  der  Abschnitt  (XU)  über  die  Arbeitslöhne, 
obwohl  gerade  hierin  auch  der  Vergleich  von  Daten  aus  früheren  Jahren 
mit  neueren  versucht  wird.  In  der  Hauptsache  sind  die  veröffentlichten 
Ziffern  Ergebnisse  früherer  Erhebungen.  Eine  eingehendere  Verarbei- 
tung des  gesammelten  lohnstatistischen  Materiales  wird  in  Aussicht  ge- 
stellt. Im  vorletzten  (XIII.)  Abschnitt  werden  kürzere  Mitteilungen 
über  Jahresberichte,  Sonderberichte,  Sprechstunden,  Dampfkesselwesen, 
Gevverbegerichte,  Arbeiterorganisationen  und  über  die  Mitwirkung  bei 
gewerbe-,  bau-  und  wasserpolizeilichen  Fragen  gebracht,  zumeist  Ar- 
beitsgebiete, in  denen  die  industriefreundliche  Gesinnung  des  Amtes 
verschiedentlich  Ausdruck  findet.  Ein  letzter  (XIV)  Abschnitt  gibt  eine 
statistische  Uebersicht  der  Wohlfahrtseinrichtungen  zu  Gunsten  des  Ar- 
beiters. 

Es  kann  im  Hinblicke  auf  die  seit  der  Schaffung  der  Fabrikin- 
spektion bedeutend  erweiterte  Schutzgesetzgebung,  auf  die  Intensivierung 
des  Schutzes,  die  Vermehrung  der  Gesichtspunkte,  nach  welchen  Schutz 
gewährt  wird,  sowie  auf  die  Erweiterung  des  Unternehmungskreises, 
auf  den  sich  die  Aufsichtstätigkeit  nunmehr  erstreckt,  nur  noch  hi- 
storisch von  Fabrikinspektion  geredet  werden.  In  Wahrheit 
ist  dies  Amt  immer  mehr  zu  einer  allgemeinen  Gewerbeaufsichtsstelle 
geworden.  Die  Aufgaben  des  Amtes  haben  eine  gewaltige  Vermehrung 
erfahren  und  seine  Bedeutung  ist  nolens  volens  trotz  des  Fortschreitens 
der  sozialen  Einsicht  und  Gesinnung  der  Arbeitgeber  und  sonstigen 
massgebenden  Kreise  unablässig  gewachsen.  Hiebei  soll  aber  auf  die 
Durchschnittszahl  der  von  einem  Beamten  jährlich  revidierten  Betriebe 
durchaus  kein  Gewicht  gelegt  werden,  obgleich  das  badische  Amt  hierin 
1903  an  die  erste  Stelle  unter  allen  deutschen  Amtsorganismen  ge- 
rückt ist^).  Was  dem  Amte  vor  allem  seine  stets  wachsende  Bedeutung 
gibt,  ist  vielmehr  der  Umstand,  dass  seine  Glieder  mit  den  Jahren  zu 
ganz  hervorragenden  Kennern  der  Details  der  Lebensbedingungen,  Ar- 
beitsverhältnisse und  Bedürfnisse  jener  Bevölkerungsschichte,  jener  Ge- 
sellschaftsklasse geworden  sind,  deren  Entwicklung  aller  menschlichen 
Voraussicht  nach  für  die  Schicksale  der  nationalen  Gesellschaft  über- 
haupt entscheidend  werden  dürfte. 

Der  Rückblick  über  die  25  Jahre  Fabrikinspektion  legt  Zeugnis 
dafür  ab,  dass  sich  die  Träger  dieses  Amtes  in  Baden  bisher  wenig- 
stens ihrer  heiligen  Pflicht  voll  bewusst  gewesen  sind,  im  Dienste  des 
Staatsganzen  Arbeitertribunen  im  edelsten  Verstände  zu  sein. 

l)  Es  sei  nur  bemerkt,  dass  in  Baden  auf  einen  Beamten  1903:  1191  Fabriken 
und  27  656  Arbeiter  entfielen  und  436  Betriebe  mit  16  043  beschäftigten  Arbeitern 
durchschnittlich  von   einem  revidiert  wurden. 
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Das  Lehnbuch  Friedrichs  des  Strengen,  Markgrafen  von  Meissen  und 
Landgrafen  von  Thüringen  1349— 1350,  herausgegeben  von  Woide- 
mar  Lippert  und  Hans  B esc horncr.  Leipzig  1903.  B.  G.  Teub- 
ner.    CCLIX  und  640  S. 

Die  dem  Texte  des  Lehnbuches  vorausgehende  Einleitung  des  Her- 
ausgebers, deren  erster  Teil  die  Entstehung  und  Entwickelung  der 
deutschen  Lehnbücher  im  allgemeinen  ^),  deren  zweiter  Teil  die  Ent- 
stehung und  die  Anlage  des  Lehnbuches  Friedrichs  des  Strengen  von 
Meissen  und  Thüringen  im  besondern  behandelt,  ist  von  rein  diplo- 
matischem und  verfassungsgeschichtlichem  Standpunkt  geschrieben. 
Die  Diplomatik  und  die  Verfassungsgeschichte  (namentlich  die  Geschichte 
des  Lehnwesens)  wird  auch  den  grössten  Nutzen  von  der  Publikation 
haben.  Auf  die  Dienste,  welche  die  Veröffentlichung  anderen  Wissen- 
schaftszweigen leisten  kann,  ist  von  den  Herausgebern  nur  mit  einigen 
wenigen  Worten  hingewiesen  (vgl.  S.  CCXXXVI). 

Die  Anzeige  des  Werkes  in  der  vorliegenden  Zeitschrift  soll  die 
Wirtschaftshistoriker  auf  das  Lehnbuch  und  auf  die  Bedeutung  derartiger 
Werke  für  unsere  Wissenschaft  aufmerksam  machen. 

Den  Wirtschaftshistoriker  interessiert  natürlich  auch    die  Entwicke- 


i)  Dieser  erste  Teil,  sowie  die  Uebersicht  über  deutsche  Lehnbiicher  (S.  363 — 420) 
ist  von  Lippert  allein  verfasst,  das  übrige  ist  das  Produkt  gemeinsamer  Arbeit  der 
beiden  Herausgeber.  —  Der  erste  Abschnitt  des  ersten  Teils,  die  Entstehung  des 
Lehnregisters  betitelt,  leidet  unter  dem  Umstände,  dass  der  Verfasser  es  unterlassen 
hat,  eine  genaue  Definition  dessen  zu  geben ,  was  er  unter  Lehnregister  oder  Lehn- 
buch verstanden  wissen  will.  Lehnbücher  sind  Verzeichnisse  der  Vasallen  eines  Lehns- 
herrn und  der  an  sie  ausgetanen  Lehnsstücke.  (Unter  Lehnbücher  könnte  man  auch 
die  Verzeichnisse  der  von  einem  Lehnsmanne  empfangenen  Lehen 
verstehen !  Auch  solche  Verzeichnisse  sind  erhalten,  vgl.  S.  XL  der  Einleitung  Lipperts.) 
Auf  eine  Definition  des  Rechtsinstitutes,  wie  es  sich  zur  Zeit  seiner  vollen  Ausgestal- 
tung (also  im  Verlaufe  des  XIV.  Jahrhunderts)  darstellt,  gestützt,  hätte  sich  seine  Ent- 
wickelung besser  geben  lassen. 
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lang  des  Lehnwesens,  als  eines  Teiles  der  Wirtschaftsord- 
nung, und  deshalb  wird  er  die  bedeutsamen  Fortschritte,  welche  die 
Erforschung  dieses  Institutes  durch  die  vorliegende  Publikation  erfah- 
ren hat,  freudig  begrüssen;  wichtiger  aber  wird  ihm  die  Nutzbar- 
machung des  hier  gebotenen  Tatsachenmaterials  für  die  Erforschung 
anderer  Gebiete  seiner  Wissenschaft  erscheinen.  Es  möge  im  folgen- 
den besonders  für  zwei  Teile  der  wirtschaftshistorischen  Forschung  die 
Bedeutung  des  Lehnbuches  dargelegt  werden^),  für  die  Geschichte  der 
landesherrlichen  Verwaltung  einerseits  und  anderseits  für  die  Geschichte 
der  landwirtschaftlichen  Kultur  des  XIV.  Jahrhunderts. 

Für  die  Technik  der  ersteren  ist  schon  die  Tatsache  der  Abfas- 
sung des  Lehnbuches  allein  ein  bedeutsames  Ereignis,  es  wird  —  für  die 
Geschichte  der  Buchführung,  d.  h.  die  Geschichte  des  besten  Grad- 
messers b  e  w  u  s  s  t  e  n  wirtschaftlichen  Schaffens  —  noch  interessanter 
durch  den  Hinweis,  dass  gleichzeitig  mit  ihm  eine  Reihe  anderer  Ge- 
schäftsbücher in  der  markgräflichen  Kanzlei  begonnen  wurde,  so  das 
älteste  Register  für  die  ausgestellten  Lehnbriefe,  Leibgedinge,  Schen- 
kungen für  geistliche  Anstalten,  Privilegien  u.  a.  (Copial  25  des  Dres- 
dener Hauptstaatsarchivs,  in  welchem  Archive  auch  das  Msc.  unseres 
Lehnbuches  sich  befindet),  das  Register  für  Beurkundungen  von  nicht 
dauernder,  sondern  zeitweiliger  Gültigkeit,  wie  Verpfändungen,  Anwei- 
sungen u.  a.  (Copial  26),  so  besonders  das  Rechnungsbuch  der  landes- 
herrlichen Verwaltung  und  Hofhaltung  (Copial  5)'-). 

Und  wie  die  Tatsache  seiner  Abfassung,  so  ist  auch  der  Inhalt  des 
Lehnbuches  für  die  Geschichte  der  landesherrlichen  Wirtschaftsführung 
von  Bedeutung.  Wir  erkennen  aus  ihm  das  starke  Vorherrschen  des 
Lehns  als  Verwaltungsform,  (System  der  feudalen  Epoche  gegenüber 
dem  später  herrschenden  System  der  Beamtenverwaltung)  ^)  mit  seiner 
Hülfe  lässt  sich  unter  Zuziehung  der  oben  genannten  Geschäftsbücher 
ein  Begriff  von  der  Grösse  des  Krongutes  geben  u.  s.  w.  *). 


1)  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  auf  Orts-  und  Familiengeschichte,  sowie  auf 
historische  Topographie  beziighche  Angaben  solcher  Quellen,  wie  das  Lehnbuch,  für 
Einzeluntersuchungen  aus  dem  Gebiete  der  Wirtschaftsgeschichte  eine  weit  grössere 
Bedeutung  haben,   als  für  solche  der  politischen  Geschichte. 

2)  cfr.  Das  Lehnbuch  Friedrich  des  Strengen  etc.   S.   CXLIII. 

3)  Gegenstände  der  Belehnung  waren  nicht  nur  Liegenschaften,  sondern  auch 
Einkünfte  jeder  Art,  Zehnten,  Gerechtigkeiten,  Abgaben  aller  Art  u.  s.  w.  (vgl.  bes. 
S.  CCXXXIV).  Welche  Fülle  von  Nachrichten  zur  Gewerbe-,  zur  Handels-,  zur  Zunft- 
geschichte etc.  enthalten  nicht  diese  Angaben  für  das  platte  Land  sowohl  als  für  die 
Städte  ! 

4)  Inwiefern  die  Aufzählungen  der  wettinischen  Lehensstücke  in  dem  Lehnbuch 
einen  »gewissen  relativen  Wert  für  die  Erkenntnis  der  Grösse  eines  Dorfes«  haben 
sollen  —  an  diesem  unglücklich  gewählten  Beispiel  wollen  die  Herausgeber  den  Wert 
des  Lehnbuchs  für  die  Wirtschaftsgeschichte  dartun    —  vermag  ich    nicht  einzusehen. 
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Für  die  Geschichte  der  landwirtschaftlichen  Kultur  der  wettinischen 
Länder  im  XIV.  Jahrhundert  —  um  den  Wert  des  Lehnbuches  Fried- 
richs des  Strengen  für  die  wirtschaftshistorische  Forschung  an  dem 
zweiten  oben  genannten  Beispiele  zu  zeigen  —  ist  die  Publikation  des- 
halb so  bedeutsam,  weil  sie  uns  einmal  zahlreiche  und  detaillierte  Nach- 
richten wohl  für  jede  Art  landwirtschaftlichen  Anbaus  in  den  Ländern 
des  Markgrafen  gibt,  dann  aber  auch  wegen  der  genauen  Aufführung 
der  Wüstungen  (villae  desertae,  verlassene  Orte),  die  zu  dem  Besitze 
Friedrichs  gehörten^).  Das  Wüstungsverzeichnis,  das  die  Herausgeber 
auf  Grund  der  Angaben  des  Lehnbuches  zusammengestellt  haben  (S.  636 
—  640)  und  welches  erkennen  lässt,  welche  Orte  bereits  1349  wüst  waren 
und  welche  es  erst  später  wurden,  gibt  zuverlässiges  Material  für  ein 
Wüstungsverzeichnis  Sachsens.  Welchen  Nutzen  ein  solches  für  die 
sächsische  Wirtschaftsgeschichte  hat,  ist  ohne  weiteres  klar;  sein 
Nutzen  für  die  allgemeine  Wirtschaftsgeschichte  erhellt  aus  folgendem 
Beispiel.  Lippert  und  Beschorner  führen  eine  Reihe  von  Ortschaften 
an,  die  nach  der  Volksüberlieferung  erst  durch  die  Hussiten  oder  gar 
erst  im  30jährigen  Kriege  zerstört  wurden").  Tatsächlich  lassen  sie 
sich  mit  Hilfe  des  Lehnbuches  schon  im  XIV.  Jahrhundert  als  wüst 
erweisen.  Wirtschaftshistoriker  also,  die  an  den  Wüstungen  die  Nachteile, 
sagen  wir  des  30jährigen  Krieges,  für  die  deutsche  Volkswirtschaft 
illustrieren  wollen,  werden  daher  gut  tun,  sich  an  der  Hand  derarti- 
ger Quellen,  wie  das  Lehnbuch  eine  ist,  zu  vergewissern,  ob  die  betr. 
Wüstungen  zum  Teil  nicht  bedeutend  älteren  Ursprungs  sind. 

J.    Strieder. 

P.  Huvelin.  Uhistoire  du  droit  commercial  (Conception  generale. 
Etat  actuel  des  etudes).  Paris,  Librairie  Leopold  Cerf.  1904.  Vorher  ge- 
druckt in  der  Revue  de  Synthese  historique.  Tome  VII  (1903)  p.  54 — ^^85  ; 
p.  328 — 371;  Tome  VIII  (1904)  p.   198 — 243. 

Der  Verfasser,  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Lyon,  versucht 
sehr  glücklich  im  ersten  Teile  seiner  Abhandlung,  den  er  Conception  ge- 
nerale betitelt,  dadurch  eine  genaue  Erkenntnis  von  dem  Wesen  des 
Handelsrechtes  zu  geben,  dass  er  die  Prinzipien,  die  im  Verlaufe  seiner 
Entstehung  und  Ausbildung  in  ihm  zum  Ausdruck  gelangen,  streng  von 
analogen  des  viel  älteren  »bürgerlichen  Rechtes«  (droit  civil)  abgrenzt. 

Für  die  Zeit  eines  primitiven  Handelsrechtes  (droit  commercial 
primitif) ,  die  Zeit  nach  Huvelin  etwa  bis  zur  vollen  Ausbildung  des 
Markt-  und  Gastrechtes,  hat  diese  Gegenüberstellung  von  Grundsätzen 
der   beiden   Rechtssrebiete  keine    Schwierisrkeit.     In    dieser    Zeit    stellt 


Die  Herausgeber  geben  doch  selbst  zu,  dass  die  Lehnstücke  der  Wettiner  nur  einen 
—  hier  grösseren,  dort  kleineren  —  Teil  der  Ortsflur  ausmachten. 

i)  Vgl.  s.  ccxxxi  u.  s.  ccxxxvin. 

2)  S.  CCXXXI. 
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sich  das  Handelsrecht  mit  dem  bürgerhchen  Rechte,  das  national, 
religiös  und  gebieterisch  (imperatif)  ist,  verglichen,  als  inter- 
national, weltlich  (laique  parce  qu'il  ne  repose  pas  primitive- 
ment  sur  des  croyances  communes),  individualistisch  und  kon- 
ventionell, d.  h.  durch  Verträge  einzelner  Individuen, 
nicht  der  Gesamtheit  entstanden,  dar.  Die  »Strafen«,  die  das  Handels- 
recht jener  Zeit  gegen  seine  Uebertreter  verhängt,  sind  zunächst  keine 
Bussen,  wie  im  bürgerlichen  Rechte,  sondern  nur  Entschädigungen 
(Repressalien).  In  ihrer  Anwendung  sind  die  Handelsgesetze  entgegen 
dem  übrigen  Rechte  formlos. 

Später  freilich  nehmen  die  beiden  Rechte  eine  ganz  andere  Stel- 
lung zu  einander  ein.  Mit  der  fortschreitenden  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung,  von  der  Marktgenossenschaft  (communaute  de  marche)  zur 
Stadtwirtschaft,  von  dort  zur  Nationalwirtschaft  und  schliesslich  zur 
Weltwirtschaft^),  geht  Hand  in  Hand  eine  gewaltige  Umformung  und 
gegenseitige  Durchdringung  des  Handelsrechtes  und  des  übrigen  bür- 
gerlichen Rechtes.  Neue  Institutionen  nehmen  bald  mehr  von  dem 
Geiste  des  alten  Handels-,  bald  mehr  von  dem  des  alten  bürgerlichen 
Rechtes  an.  Von  den  alten  Institutionen  weicht  zum  Teil  der  alte  Cha- 
rakter. Das  bürgerl.  Recht  gründet  sich  mehr  und  mehr  statt  auf  reli- 
giöse Prinzipien  auf  die  Idee  des  sozialen  Interesses.  Der  nationale 
Ton  wird  zurückgedrängt;  fast  völlig  weicht  der  formalistische  Zug.  Das 
Handelsrecht  dagegen  wird  nun  seinerseits  in  einigen  Teilen  formali- 
stisch, es  bleibt  auch  nicht  ausschliesslich  Entschädigung  fordernd,  son- 
dern wird  Strafe  fordernd,  hauptsächlich  aber  wird  es  in  der  oben  ge- 
kennzeichneten wirtschaftlichen  Entwickelung  naturgemäss  national 
(internationales,  öffentliches  und  Privatrecht  scheiden  daraus  aus). 

Somit  sind  für  das  moderne  Handelsrecht  die  oben  für  das  primi- 
tive Handelsrecht  aufgezählten  juristischen  Kriterien  gegenstands- 
los geworden,  es  bleibt  zu  seiner  Abgrenzung  von  dem  übrigen  Recht 
nur  die  Zuhilfenahme  eines  wirtschaftlichen  Definitionsprinzips : 
Handelsrecht  ist  das  Recht  der  den  Güterumlauf  vermittelnden  Er- 
werbstätigkeit und  der  so  Erwerbstätigen  (La  droit  de  la  richesse  cir- 
culante  et  des  agents  de  sa  circulation). 

Auf  der  im  ersten  Teil  gewonnenen  Grundlage  gibt  Huvelin  so- 
dann im  zweiten  Teil  eine  Systematik  der  Quellen  und  der  Literatur 
der  Geschichte  des  Handelsrechts.  Diese  Systematik  zerfällt  in  3 
grosse  Abschnitte.  Der  erste  davon  behandelt  die  Quellen  des 
Handelsrechts ,  d.  h.  die  Dokumente,  die  uns  die  Kenntnis  des 
Handelsrechts    vermitteln;    der    zweite  liefert    eine  systematische    und 

l)  Für  die  wirtschaftsgeschichllichen  Vorgänge,  aus  denen  sich  das  Handelsrecht 
entwickelt,  orientiert  sich  Huvelin  besonders  an  dem  Buche  »Division  du  travail  so- 
cial« des  Soziologen  M.  Diirkheim  (2.  Aufl.  1902).  Für  die  handelsrechtlichen  Deduk- 
tionen vgl.  die  Literaturangaben  S.  4.  Anm,  i. 
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kritische  Uebersicht  über  die  Arbeiten,  die  sich  mit  den  Formen  und 
der  Bedeutung  des  Handelsrechtes  bei  den  verschiedenen  Völkern  und 
Kulturen  beschäftigen  ;  der  dritte  endlich  eine  solche  der  meisten  bis- 
her erschienenen  Werke  über  Wesen  und  Geschichte  der  einzelnen 
Institutionen  des  Handelsrechts. 

Dieser  zweite  Teil  der  Huvelinschen  Schrift  bietet  demnach  eine 
bedeutende  Vorarbeit  für  eine  allgemeine  Geschichte  des  Handelsrech- 
tes. Die  Systematik  ist  vollständig  —  kraft  der  Logik  ihres  Aufbaues 
—  was  die  in  Frage  kommenden  Materien  angeht,  unvollständig  —  wie 
natürlich  —  was  die  einzelnen  Arbeiten  innerhalb  dieser  Gruppen  an- 
geht. Namentlich  ist  die  englische  Literatur  etwas  stiefmütterlich  be- 
handelt. Z.  B.  wäre  bei  Gelegenheit  der  Erwähnung  von  Handels- 
büchern (S.  46  f.)  das  Handelsbuch  des  Schotten  Andrea  Kalyburton, 
Our  oldest  extant  ledger  or  merchant's  account  book  (1492 — 1503)  zu 
erwähnen  gewesen.  Die  französische,  italienische  und  deutsche  Lite- 
ratur gerade  über  diesen  Gegenstand  dagegen  ist  nahezu  vollständig. 
Es  dürfte  — ■  nun  Goldschmidt  tot  ist  —  keinen  Gelehrten  geben,  den 
eine  glückliche  Vereinigung  handelsrechtlicher  und  handelsgeschicht- 
licher Kenntnisse  so  befähigt,  eine  allgemeine  Geschichte  des  Handels- 
rechts zu  schreiben  wie  Huvelin.  Dass  darin  die  historische  Seite 
auch  um  ihrer  selbst  willen  genügend  zur  Geltung  käme,  dafür  ist  uns 
der  Inhalt  der  oben  besprochenen  Schrift  ein  sicherer  Beweis. 

T.    Strieder. 


T s  c  h  l  e  r  s  c  h  k y ,  Die  Nei/ordmmg  des  zollfreien  Veredelungsverkehrs. 
Göttingen   1904.     S8  S.  8''. 

Der  Verfasser  tritt  für  eine  umfangreichere  und  leichtere  Anwend- 
barkeit des  §  115  des  Vereinszollgesetzes  ein.  Die  zollpolitische  Aus- 
nahmebestimmung des  zollfreien  Veredelungsverkehrs  will  er  nicht  mehr 
als  »Zubehör«,  sondern  als  »Ergänzung,  als  ein  unantastbares  notwen- 
diges Korrelat  der  Schutzzollpolitik«  (S.  20)  angesehen  wissen.  Denn 
der  Veredelungsverkehr  erscheint  ihm  »als  das  Element,  das  noch  im- 
stande ist,  die  beiden  mehr  oder  minder  zerschnittenen  Hälften  der 
sogenannten  »nationalen  Schutzzollpolitik«  einerseits  und  der  für  die 
deutsche  Handelsbilanz  heute  ja  bereits  nur  zu  notwendigen  Export- 
politik andererseits  organisch  aneinander  zu  leimen«,  und  die  Ueber- 
zeugung,  dass  die  Exportindustrie  einfach  einer  Ausnahmestellung  be- 
darf (S.  30),  verführt  ihn  ebenso  sehr  zu  einer  zu  geringen  Beachtung 
der  technischen  Schwierigkeiten ,  welche  die  grössere  Ausdehnung  des 
Veredelungsverkehrs  mit  sich  bringt,  wie  zu  einer  nicht  einwandfreien  Be- 
weisführung für  die  Berechtigung  des  Veredelungsverkehrs  auf  Grund 
des  historischen  Materials  aus  der  Zollgeschichte  der  deutschen  Staaten. 

Die  geschichtliche  Entwickelung  des  zollfreien  Veredelungsverkehrs, 
der  T.  den  ersten  der  vier  Teile  seines  Buches  widmet,  ist  der  schwächste 
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Teil  der  ganzen  Arbeit.  Und  vielleicht  hätte  gerade  hier  ein  tieferes 
Eindringen  zu  der  Erkenntnis  geführt,  dass  der  zollfreie  Veredelungs- 
verkehr die  längste  Zeit  gar  nichts  mit  Exportpolitik  zu  tun  gehabt 
hat,  dass  er  Aufnahme  finden  musste,  als  am  Anfang  des  ig.  Jahrhun- 
derts die  Staaten,  namentlich  Süddeutschlands,  ihre  Gebiete  durch  Zölle 
abschlössen,  sollten  nicht  viele  Erwerbstätige  durch  Erschwerung  der 
Einfuhr  ihres  Arbeitsmaterials  ihr  Brot  verlieren.  In  den  meisten  Fällen 
hing  er  eng  mit  dem  Grenzverkehr  zusammen,  und  wo  er  sonst  be- 
stand, war  er  in  den  Zollverein  hineingetragen  durch  die  nach  und 
nach  beitretenden  Staaten,  in  denen  sich  bei  dem  freien  Verkehr  mit 
dem  Auslande  Industrien  entwickelt  hatten,  deren  Fortbestand  von  Aus- 
nahmen im  Zolltarif  abhängig  war.  Stets  aber  galt  der  zollfreie  Ver- 
edelungsverkehr als  ein  Provisorium,  dessen  Beseitigung  oft  in  Erwä- 
gung gebraclit,  aber  bei  der  Uneinigkeit  der  einzelnen  Staaten  nie  durch- 
gesetzt wurde. 

Eine  eingehendere  Behandlung  des  historischen  Teils  hätte  dem 
Verfasser  den  dritten  Teil  seiner  Arbeit,  der  den  Begriff  und  Umfang 
des  zollfreien  Veredelungsverkehrs  enthält,  wesentlich  erleichtert.  Auch 
andere  als  die  von  ihm  angezogenen  Verhandlungen  der  13.  General- 
konferenz in  Zollvereinsangelegenheiten  gewähren  Material,  denn  die 
Frage  der  schärferen  Umgrenzung  der  Begriffe  »Umarbeitung«  und 
»Veredelung«  hat  mehr  als  einmal,  wenn  auch  erfolglos,  die  Teilneh- 
mer der  genannten  Versammlungen  beschäftigt.  Auch  finden  sich 
gewöhnlich  in  den  Zollordnungen  der  Einzelstaaten  und  in  den  Zoll- 
und  Handelsverträgen  Ausführungen  darüber,  was  man  unter  jene  Be- 
griffe untergebracht  wissen  wollte,  und  aus  allem  ergibt  sich,  dass  es 
schwer  oder  unmöglich  sein  wird,  zu  der  von  T.  gemachten  Scheidung 
in  einen  »Umarbeitungsverkehr«  und  einen  »Bearbeitungs-,  Vervoll- 
kommnungs-  und  Veredlungsverkehr«  zu  gelangen.  T.  gibt  das  Zweck- 
lose dieses  Versuchs  selbst  durch  das  Geständnis  zu,  dass  auch  diese 
Lösung  »strittige  Grenzfälle    nicht  völlig  ausschliessen  dürfte«    (S.  58). 

Dem  Verfasser  liegt  daran,  Klarheit  in  den  Begriff  »Veredelungs- 
verkehr« zu  bringen,  um  die  Notwendigkeit  der  Neuordnung  der  Zu- 
ständigkeitsfrage zu  erweisen.  Die  eigenartige  Gestaltung  des  Zollver- 
eins, der  allmähliche  Beitritt  der  einzelnen  Staaten  haben  eine  Menge 
Sonderrechte  bestehen  lassen  und  bei  der  Errichtung  des  Reiches 
im  Zollwesen  die  Zweiteilung  geschaffen ,  dass  die  Zollgesetzgebung 
dem  Reiche,  die  Erhebung  und  Verwaltung  der  Zölle  dagegen  den 
Einzelstaaten  zusteht.  Die  letzteren  haben  somit  auch  die  Entschei- 
dung über  die  Anwendbarkeit  des  §  115,  soweit  sie  nicht  durch  das 
Vereinszollgesetz  oder  durch  noch  gültige  Beschlüsse  der  Generalkon- 
ferenzen gebunden  sind.  T.  will  die  »Dezentralisation«,  wie  er  diesen 
Zustand  nennt,  durch  eine  Reichsbehörde  ersetzt  oder  mindestens  einer 
solchen  die  wichtigsten  Lizenzen   des  Veredelunesverkehrs    übertragen 
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sehen,  und  eben  deshalb  hat  er  die  oben  genannte  Scheidung  durch- 
geführt. Doch  ist  die  Zweckmässigkeit  der  gewünschten  Aenderung 
keineswegs  ohne  Zweifel ;  von  den  Handelskammern  des  Deutschen 
Reichs  haben  sich  eben  so  viele  dafür  wie  dagegen  geäussert. 

In  einem  besonderen  Kapitel  über  die  Bedeutung  des  Veredelungs- 
verkehrs im  Rahmen  der  heutigen  Wirtschaftspolitik  geht  T.  auf  die 
Wechselwirkung  von  Schutzzollpolitik  und  Kartellierung  ein.  Nach 
diesen  Ausführungen  ist  der  Zollschutz  die  wichtigste  Voraussetzung 
aller  erfolgreichen  Kartellpolitik  (S.  ;^6)  und  damit  der  Kartellbildung. 
Er  hält  in  Uebereinstimmung  mit  Lusensky  (Der  zollfreie  Ver- 
edelungsverkehr, 1903)  die  Anwendung  des  Veredelungsverkehrs  für  ein 
Korrektivmittel  gegen  Preisvergehen  der  Kartelle  (S.  47). 

Die  ganze  Schrift  ist  in  erster  Linie  geschrieben,  um  für  die  Wün- 
sche einer  Gruppe  von  Industriellen  Stimmung  zu  machen,  sie  bleibt 
deshalb  nicht  frei  von  einseitigen  Urteilen.  Aber  sie  bietet  doch  wie- 
der viele  Anregung,  indem  sie  ihren  Gegenstand  nach  den  verschieden- 
sten Seiten  hin  zu  behandeln  sucht.  Benno  Schmidt. 


G.  Hardegg,  Baurat,  Kgl.  Württ.  Gewerbeinspektor.  ArbeitneJwier- 
und  Arbeitgeberverbände.  Zwei  Vorträge.  Stuttgart,  Verlag  von  Konrad 
Wittwer,  1905.     75  S.  S**. 

Schon  in  einer  früheren  Schrift  »Aus  der  deutschen  Ge- 
werkschaftsbewegung« (Stuttgart  1903)  hat  der  Verfasser  auf  Grund 
reichhaltigen  Materials  einen  kurzen,  aber  gediegenen  Abriss  dieser  Be- 
wegung gegeben.  Der  erste  der  jetzt  vorliegenden  beiden  Vorträge  be- 
rührt sich  mit  jener  Schrift,  indem  er  Entwicklung  und  Wirkungskreis 
der  Arbeitnehmerverbände  behandelt  und  dartut,  wie  sich  die  bestehen- 
den drei  grossen  Gruppen,  die  (sozialistischen)  Freien  Gewerkschaften, 
die  Hirsch-Dunkerschen  und  die  Christlichen  Gewerkvereine,  in  stei- 
gendem Mass  dazu  getrieben  fühlen,  wenigstens  den  Unternehmern  ge- 
genüber als  eine  geschlossene  Einheit  aufzutreten,  um  so  mehr,  als  auch 
die  Unternehmergewalt  sich  immer  mehr  konzentriert. 

Dieser  letzteren  Konzentration  gilt  der  zweite  Vortrag.  Neben  den 
Produktionskartellen  gewinnen  die  sog.  Unternehmerschutzverbände  an 
Bedeutung.  Zuerst  traten  solche  in  den  90er  Jahren  als  Antistreik- 
vereine  ins  Leben.  Die  stärkste  Anregung  zur  Gründung  solcher  Ver- 
eine gab  die  Aufhebung  des  Sozialistengesetzes.  Denn  einerseits  zen- 
tralisierten sich  jetzt  die  in  Deutschland  vorhandenen  Arbeiterorgani- 
sationen, andererseits  fehlte  nun  den  Unternehmern  der  frühere  staat- 
liche Schutz  gegenüber  den  Gewerkschaften,  die  unter  der  Herrschaft 
des  Sozialistengesetzes  um  ihrer  Verquickung  mit  der  Sozialdemokratie 
willen  von  den  Behörden  gleich  dieser  selbst  bekämpft  worden  waren. 
Man  kann  bei  den  Schutzverbänden  zwei  Arten  unterscheiden:  allge- 
meine Verbände  und  solche,  die  nach  Berufen  gegliedert  sind.    Um  die 
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Mitte  der  90er  Jahre  traten  in  einzelnen  Verbänden  sozialreformerische 
Bestrebungen  in  den  Vordergrund,  die  ihren  Höhepunkt  in  der  Streik- 
versicherungsgesellschaft »Industria«  erreichten,  die  im  Schoss  des 
»Bundes  der  Industriellen«  gegründet  worden  ist.  Sie  bezweckte  Schad- 
loshaltung der  Unternehmer  bei  unberechtigten  Streiks  auf  Grund  des 
Schiedsspruchs  eines  Einigungsamtes.  Da  aber  die  für  Einigungsver- 
handlungen notwendige  Anerkennung  der  Arbeiterorganisationen  wenig 
Anklang  fand,  wurde  die  Gesellschaft  nach  kurzem  wieder  aufgelöst. 
Es  ist  dies  eben  die  Kardinalfrage,  um  die  sich  trotz  aller  Verschieden- 
heit der  äusseren  Anlässe  heute  die  meisten  Kämpfe  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitern  drehen,  ob  die  Arbeiterorganisationen  als  gleich- 
berechtigte Institutionen  von  den  Unternehmern  und  ihren  Verbänden 
anerkannt  werden.  Nicht  auf  dem  grundsätzlich  ablehnenden  Stand- 
punkt steht  insbesondere  der  Gesamtverband  deutscher  Metallindu- 
strieller, der  hinsichtlich  der  straffen  Organisation  und  Geschäftsbe- 
handlung für  viele  andere  Verbände  zum  Vorbild  wurde  und  daher 
eine  nähere  Besprechung  findet;  seine  grosse  Macht  beruht  im  wesent- 
lichen auf  seinem  vorzüglich  organisierten,  aber  die  Parität  völlig  ab- 
lehnenden .Arbeitsnachweis.  Der  grosse  Streik  von  Crimmitschau,  hin- 
ter dem  in  seinem  späteren  Verlauf  die  gesamte  organisierte  Arbeiter- 
schaft stand,  gab  dem  Zentralverband  deutscher  Industrieller  den  An- 
lass,  eine  einheitliche  Organisation  auch  der  gesamten  Arbeitgeberschaft 
anzubahnen ;  das  Ergebnis  war  zunächst  die  Gründung  der  »Hauptstelle 
deutscher  Arbeitgeberverbände«  in  Berlin,  die  insbesondere  alle  Mit- 
glieder des  Zentralverbands  umfasst,  sodann  eine  ähnliche  Zusammen- 
fassung auch  der  ausserhalb  des  Zentralverbands  stehenden  Kreise  im 
»Verein  deutscher  Arbeitgeberverbände«.  Neuestens  haben  dieser  und 
die  Hauptstelle  sich  kartelliert,  namentlich  zwecks  gegenseitiger  Hilfe- 
leistung bei  unberechtigten  Streiks  und  Boykotts.  Die  Satzungen  der 
Hauptstelle  und  des  Vereins  sind  als  Anhang  dem  inhaltsreichen  Büch- 
lein beigegeben,  das  die  Ansicht  vertritt,  dass  die  Organisationen  der 
Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  als  notwendige  Korrelate  aufzufassen 
sind  und  bestrebt  sein  müssen,  ihre  Differenzpunkte  durch  Schiedsgerichte 
und  Schiedsverträge  zu  schlichten.  R.  K  a  u  1 1  a. 


Ziele  und  Wege  einer  Heirnarbeits-Gesetzgehuiig.  Von  D.  E.  Schwie d- 
land.  Zweite  ergänzte  Auflage.  Wien  1903.  Manzsche  Buch- 
handlung. 

In  allen  Kulturstaaten  sowohl  der  alten  als  der  neuen  Welt  hat  in 
den  letzten  Dezennien  die  Heimarbeit  ausserordentlich  um  sich  ge- 
griffen und  damit  eine  Organisation  der  Arbeit,  welche  vor  Anbruch 
des  Maschinenzeitalters  namentlich  in  der  Textilindustrie  allgemein  üb- 
lich war  und  sich   nach   Einführuns:    des    maschinellen    Grossbetriebes 


Literatur. 


559 


teils  zwischen  Handwerk  und  Fa1)rikarbeit  einschob,  teils  unter  dem 
Drucke  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  als  Rückbildung  des  Fabrik- 
betriebes durch  Rückverlegung  der  Werkstätten  in  die  Wohnungen  der 
Arbeiter  auftrat. 

Die  schwerwiegenden  Nachteile  dieser  Organisation  der  Arbeit  sind, 
dass  an  und  für  sich  ungesunde  Wohnungen  zugleich  als  Werkstätten 
benützt  werden,  dass  diese  Werkstätten  der  Aufsicht  der  Fabrikinspek- 
toren entzogen  sind,  dass  ferner  die  dort  erzeugten  Waren,  hauptsäch- 
lich Gewebe,  dann  Kleider,  Schuhe  und  Putzwaren  Krankheitserreger 
aus  den  Wohn- Werkstätten  auf  die  Käufer  übertragen,  und  dass  end- 
lich die  Arbeitskräfte  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  meist  nicht  teil- 
haftig sind,  daher  insbesondere  unter  überlanger  Arbeitszeit  bei  kärg- 
lichster Entlohnung  leiden. 

Die  nachteiligen  Folgen,  welche  dieses  Arbeitssystem  namentlich 
in  grossen  Städten  zeitigte,  führten  in  allen  Kulturstaaten  zu  der  Not- 
wendigkeit, die  Heimarbeit  zu  regeln,  um  i.  die  Gesundheit  der  Konsu- 
menten, und  das  sind  grossenteils  wieder  Arbeiter,  damit  zugleich  aber 
auch  die  der  Allgemeinheit  zu  schützen,  und  2.  die  Gesundheit  der 
Heimarbeiter  zu  bewahren.  In  diesem  Sinne  haben  fast  alle  Kultur- 
staaten innerhalb  der  letzten  zehn  Jahre  die  früher  wenig  beachtete 
Form  der  Heimarbeit  einer  gesetzlichen  Regelung  unterworfen.  Am 
weitesten  gingen  hiebei  Australien  und  einige  der  vereinigten  Staa- 
ten. D.  Eitgen  Schwiedland,  Professor  der  politischen  Oekonomie  an 
der  technischen  Hochschule  in  Wien,  hat  in  dem  vorliegenden  Buche 
alle  Mittel  des  Heimarbeiterschutzes  einschliesslich  der  Gesetzgebung 
dargestellt  und  eine  Uebersicht  über  die  Spezialgesetzgebung  betreffend 
die  Heimarbeit    in    allen  Ländern  gegeben. 

Schwiedland'-,  Buch  verdankt  österreichischen  Verhältnissen  seine 
Entstehung.  Es  ist  aus  einem  Gutachten  erwachsen,  welches  der  Ver- 
fasser in  seiner  vormaligen  Eigenschaft  als  Sekretär  der  Wiener  Handels- 
und Gewerbekammer  dem  Handelsamte  erstattete,  sowie  aus  zahlreichen 
Aufsätzen,  in  welchen  er  diesen  Gegenstand  von  allen  Seiten  beleuch- 
tete. »Der  Erfolg  dieser  Publikation  für  die  Gesetzgebung  in  Oesterreich 
war  null«,  sagt  allzu  bescheiden  der  Verfasser  in  seinem  Vorworte.  »Zum 
vertieften  Studium  der  Frage,  vornehmlich  ausserhalb  Oesterreichs,  hat 
sie  einigermassen  beigetragen.«  Allerdings  wurde  eine  Gesetzesvorlage 
über  die  Heimarbeit  im  österreichischen  Reichsrate  bisher  nicht  einge- 
bracht ;  aber  seit  dem  Jahre  1897  unternahm  die  Regierung  verschie- 
dene Schritte,  welche  teils  als  Vorarbeiten  zu  einer  gesetzlichen 
Regelung  der  Heimarbeit  betrachtet  werden  müssen,  teils  wir  tsc  hafts- 
politische Massnahmen  zur  Besserung  der  Lage  der  Heimar- 
beiter sind.  Als  Vorarbeiten  zu  einer  gesetzlichen  Regelung  veranstal- 
tete die  Regierung  eine  Enquete  über  die  Heimarbeit  zuerst  in  der 
Wäscheerzeugung,  und  dann    auch    in    der    Schuhwarenerzeugung.     Sie 
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Hess  ferner  durch  die  G  e  w  e  r  b  e  i  n  s  p  e  k  t  o  r  e  n  sehr  ausführUche 
und  gut  unterrichtende  Berichte  über  die  Lage  der  Heimarbeiter  in 
sämtHchen  Kronländern  der  Monarchie  abfassen  ^)  und  nahm  bei  der 
Zähkmg  der  gewerbHchen  Betriebe  auf  die  Zahl  der  Heimarbeitsbe- 
triebe wie  auf  die  Zahl  der  Heimarbeiter  Rücksicht^).  Diese  Betriebs- 
zählung hat,  Schwiedland's,  Ansicht  bestätigend,  eine  sehr  starke  Ver- 
breitung der  Heimarbeit  in  Oesterreich  ergeben.  Man  zählte  im  Juni 
1902  an  Erzeugungsgewerben  in  Oesterreich: 


Hauptbetriebe 
Nebenbetriebe 
Tätige  Personen 


in  Tausenden 
627,4 
23,2 
2  824,5 


Heimarbeiterbetriebe 
Tätige  Heimarbeiter 


in  Tausenden 
357,0 
463,5') 


Die  Heimarbeit  verteilte  sich  hauptsächlich  auf  folgende  Gewerbs- 
zweige : 

Industrie 


Textilindustrie 

Bekleidungs-   und  Putzwarenindustrie 

Holz-,   Flecht-  und  Schnitzwarenerzeugung 

Industrie  in  Steinen,   Erden,   Glas 

Metallverarbeitung 

Baugewerbe 

Hierzu  ist  zu  sagen,  dass  die  Zählung  der  Heimarbeitsbetriebe  auf 
grosse  Schwierigkeiten  stiess,  weshalb  die  Ziffern  vielleicht  nicht  ganz 
verlässlich  sind.  Hauptsächlich  ist  die  Heimarbeit  in  den  Sudetenlän- 
dern, in  Niederösterreich  (Wien)  und  Galizien  verbreitet,  wie  folgende 
Zusammenstellung  zeigt,  für  welche  die  zwei  Hauptgruppen  der 
Heimarbeit,  die  Textilindustrie  und  die  Bekleidungs-  und 
Putz  Warenerzeugung  herausgegriffen  wurden.   Man  zählte  in  der 
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e  t  r  i  e 

be 
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151,7 

119,7 

34,6 

13,8 

211,5 

140,3 

46,6 

20,2 

12,3 
11,2 

15,4 

12,8 

K  r  o  n  1  a  n  d 


Böhmen 
Mähren 
Schlesien 

Niederösterreich  ■*) 
Galizien 


Textilindustrie  : 
H  e  i  m  a  r  b  e  i  t  s  - 


tätige  Personen 


e  t  r  i  e 

b 

e 

L    cl   l    1    j. 

in 

T 

auser 

den 

87,1 

24,9 

5,8 

6,2 

123.4 

36,1 

8,8 

7,6 

19,1 

25,0 

1)  Wien,   Staatsdruckerei  1901  und  1902. 

2)  Statistische  Monatsschrift  1904.    Jetzt  selbständig    u.   d.  T.    Vorläufige  Ergeb- 
nisse  der  gewerblichen  Betriebszählung  vom  3.  Juni   1902.    Wien  1904. 

3)  Vorläufige  Ergebnisse  etc.  S.  172. 

4)  Mit  Wien. 
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In  der  Bekleidungs-  und  Putzwarenerzeugung: 

-.  ,  ,  H  e  i  m  a  r  h  e  i  t  s  -  .  ••  ^  •  n 

Kronland  ,      ,.,  tatige   rersonen 

betriebe  ^ 

in  Tausenilcii 


Böhmen  32,2  36,9 

Mähren  12,5  16,7 

Schlesien  3,3  3,9 

Niederösterreich*)  26,7  29,1 

Galizien  27,5  S^^O- 

Bedeutend  günstiger  sind  die  Alpenländer  in  dieser  Beziehung  ge- 
stellt. 

Wanmi  nun  ungeachtet  der  deskriptiven  inid  statistischen  Vorar- 
beiten eine  Gesetzesvorlage  nicht  eingebracht  wurde,  darüber  lassen 
sich  nur  Vermutungen  aufstellen.  Die  Ursachen  dürften  teils  in  den 
misslichen  parlamentarischen  Verhältnissen,  teils  bei  der  früheren  Re- 
gierung zu  suchen  sein.  Das  Kabinett  Ernst  von  Koerbers  stützte 
sich  stark  auf  die  industriellen  und  kommerziellen  Kreise.  Es  ist  mög- 
lich, dass  eine  Vorlage  nicht  eingebracht  wurde,  um  in  diesen  niclit 
anzustossen.  Vielleicht  fürchtete  die  K  o  e  r  b  e  r'sche  Regierung,  durch 
eine  gesetzliche  Regelung  der  Heimarbeit  den  nicht  unbedeutenden  Ex- 
port von  Textil-  und  Konfektionswaren  zu  vermindern  —  eine  Schwie- 
rigkeit, die  auch  Schwiedland  vollkommen  würdigt  —  vielleicht  besorgte 
sie  auch,  durch  solch  ein  Gesetz  dem  Unternehmerstandpunkte  der  In- 
dustriellen zu  nahe  zu  treten.  Betrachten  doch  die  Industriellen,  zum 
mindesten  die  der  Textilbranche,  die  Heimarbeiter  als  Reservearmee 
für  Streikfälle  ^),  eine  Auffassung,  die  sich  kaum  halten  lässt,  weil  durch 
eine  Heimarbeitergesetzgebung  diese  Armee  kaum  vermindert  würde. 
Es  ist  aber  auch  möglich,  dass  die  ausserordentlichen  grossen  sachlichen 
Schwierigkeiten  die  Fertigstellung  eines  Gesetzentwurfes  bisher  nicht 
gestattet  haben. 

Abgesehen  von  diesen  Vorarbeiten  zu  einer  künftigen  Heimarbeiter- 
schutzgesetzgebung hat  die  österreichische  Regierung  seit  etwa  10  Jahren 
eine  Reihe  wirtschaftspolitischer  Massnahmen  getroffen,  welche  zur 
Hebung  des  Kleingewerbestandes  überhaupt  angewendet  werden  und 
sowohl  dem  Handwerke  als  der  Hausindustrie  zugute  kommen.  Das 
Handelsamt,  in  Oesterreich,  das  Organ  der  sozialpolitischen  Bestre- 
bungen der  Regienmg,  gründete  eine  besondere  Abteilung  für  den  »Ge- 
werbeförderungsdienst«, wie  man  in  der  österreichischen  Bm-eaukratie 
sagt.  Zweck  der  »G  e  w  e  r  b  e  f  ö  r  d  e  r  u  n  g«  ist,  das  kleingewerbliche 
Element  nach  Art  und  Menge  konkurrenzfähig  zu  erhalten  und  zu  erhöhen. 
Dies  geschieht  teils  durch  gewerblichen  Unterricht  (Wander- 


i)   Mit  Wien. 

2)  Vgl.  auch  Dr.  Robert  Wilbrandt,  Die  Aufgaben  der  Gegenwart  gegenüber  der 
Handweberei,    Soziale  Praxis  XIV.  Jahrg.  Nr.  4.  5.  1904. 
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lehrer,  Fachkurse,  Meisterkurse,  Fachschulen)  teils  durch  Beschaf- 
fung der  Produktionsmittel  (Gewährung  unverzinslicher  Dar- 
lehen zur  Beschaffung  von  Motoren,  Maschinen,  wohlfeilen  Rohstoff'en, 
Ausschreibung  von  Preisen  für  tüchtige  Arbeiten,  Gründung  von  Ein- 
kaufsgenossenschaften, endlich  einheitliche  Preis-  und  Lohnfestsetzungen, 
um  das  schrankenlose  Unterbieten  zu  verhüten),  teils  durch  Beförde- 
rung des  Absatzes  (Gründung  von  Verkaufsgenossenschaften  oder 
Exportkartellen).  Da  der  Gewerbeförderungsfonds  Darlehen,  dann  Mo- 
toren und  Werkzeugmaschinen  in  der  Regel  nur  an  gewerbliche  Ge- 
nossenschaften abgibt,  gründen  kleine  Gewerbsleute  (mitunter  nur  for- 
mell) Werks-  oder  Produktivgenossenschaften.  Es  werden  aber  auch 
bestehende  Genossenschaften  durch  solche  Zuwendungen  lebensfähig 
gemacht  [Schwiediand  S.  245  ff".).  Die  Leistungen  des  Gewerbeförde- 
rungsdienstes ,  vor  allem  die  der  Fachschulen,  sind  im  Auslande  als 
mustergültig  anerkannt  und  wurden  z.  B.  vor  nicht  langer  Zeit  dem 
Antrage  Trimborn  entsprechend ,  von  Delegierten  der  deutschen 
Regierung  eingehend  studiert. 

An  der  Gewerbeförderung  beteiligen  sich  auch  die  hervorragenden 
Handelskammern,  vor  allem  die  Wiener  und  die  Reichenberger,  wobei 
sich  eine  neue ,  sozialpolitische  Funktion  der  Handels- 
kammern herausgebildet  hat.  Durch  diese  Funktion  haben  sich  diese 
staatlichen  Zwangsgenossenschaften  in  einigen  Fällen  die  Gegnerschaft 
der  freien  industriellen  Organisationen  zugezogen. 

Auch  zwei  Kronländer  haben  sich  innerhalb  ihres  Wirkungskreises, 
doch  mit  Unterstützung  des  Staates,  bemüht,  einer  typischen,  altüber- 
lieferten Heimarbeit ,  der  Handweberei  in  den  Gebirgsdörfern  beizu- 
kommen. Der  »christlich  soziale«  (klerikale)  kleingewerbefreundliche 
Landesausschuss  von  Niederösterreich  leitete  im  Jahre  1899  eine  Not- 
standsaktion zugimsten  der  Handweber  im  »Waldviertel«  ein,  wobei  er, 
entgegen  dem  sachlichen  Gutachten  der  n.-ö.  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer in  Wien ,  die  nur  traditionelle,  populäre  Mittel  der  konser- 
vativen Handwerkerschutzpolitik  anwandte,  und  der  in  der  Mehrheit 
seines  deutschen  Bestandteiles  nach  reichsdeutschen  Begriffen  etwa  na- 
tionalliberale Landtag  österreichisch  Schlesiens  ist  diesem  Beispiele  nur 
allzusehr  gefolgt,  obwohl  sich  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Handwebe- 
rei die  unbestrittene  communis  opinio  herausgebildet  hat,  dass  es  hier 
nur  ein  taugliches  Mittel  gebe:  die  allmähliche  Ueberleitung  der  Hand- 
weberei (mit  Ausnahme  der  spezialisierten,  zumal  der  kunstgewerblichen) 
in  Textil-  oder  andere  Fabriksbetriebe  und  die  Ueberführung  der  Nach- 
kommen der  Weber  in  andere  Berufszweige. 

Es  erübrigt  zum  Schlüsse,  die  zweckmässigen,  massvollen  Grund- 
sätze hervorzuheben,  welche  Schwiediand  für  die  Heimarbeiterschutzge- 
setzgebung in  Oesterreich  zunächst  aufstellt.  Es  sind  dies:  i.  Rück- 
sichtnahme der  österreichischen  Gewerbeordnung   auf  die   Heimarbeit; 
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2.  Einführung  der  zwangsweisen  Krankenversiclicrtmg  für  die  Verlags- 
arbeiter; 3.  Einfliissnahnie  der  öffentlichen  Körperschaften  cinschUess- 
hch  des  Staates  als  Besteller  auf  die  Arbeitsbedingungen  in  der  Heim- 
arbeit. In  einem  späteren  Zeitpunkte  hätten  sich  andere  gesetzliche 
Massnahmen  an  die  genannten  anzuschliessen. 

W  i  e  n.  A.   1 1  a  d  w  i  <i  e  r. 


D/e  Arbeitervereine  Oesterreichs  nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember 
1900.  Herausgegeben  vom  k.  k.  arbeitsstatistischen  Amte.  I.  Tabellari- 
scher Teil.  Wien  1905.  Alfred  Holder.    67  und  689  Seiten  4".    M.  7. — . 

Die  vorliegende  Publikation  füllt  eine  Lücke  in  der  Literatur  über 
die  Arbeiterbewegung  in  Oesterreich  aus ;  bisher  sind  wohl  der  Um- 
fang und  die  Leistungen  der  sozialdemokratischen  Organisationen  be- 
kannt gewesen,  hinsichtlich  der  auf  nationalen  und  religiösen  Prinzipien 
beruhenden  Vereinigungen  war  man  jedoch  ganz  im  unklaren.  Die  Er- 
hebungen des  arbeitsstatistischen  Amtes,  betreffend  das  Arbeiter- Vereins- 
wesen wurden  auf  Anregung  der  Wiener  Gewerkschaftskommission  \or- 
genommen.  Der  praktischen  Durchführung  der  Aufgabe  stellten  sich 
allerdings  bedeutende  Hindernisse  entgegen.  Ein  grosser  Teil  der  Ver- 
eine beantwortete  die  Fragebogen  überhaupt  nicht,  andere  wieder  so 
mangelhaft,  dass  eine  mehrmalige  Rücksendung  erforderlich  war.  Dar- 
aus erklärt  sich  auch,  dass  die  Veröffentlichung  verhältnismässig  lange 
hinausgeschoben  werden  musste.  Die  6931  behördlich  gemeldeten  Ver- 
eine werden  in  sechs  Kategorien  geschieden :  Allgemeine  Arbeitervereine 
(2io'o  der  Gesamtzahl),  Arbeiterbildungsvereine  (18%),  Geselligkeitsver- 
eine (7  %),  Fachvereine  (34% ),  I'^nterstützungsvereine  (12  0/0)  und  wirtschaft- 
liche Arbeitervereine  (8%);  mehr  als  die  Hälfte  davon  (3628)  entfallen  auf 
solche,  welche  den  Gewerkschaftskommissionen  in  Wien  und  Prag  direkt 
angehören  oder  doch  nahestehen  (sozialdemokratische  Gruppe);  dagegen 
waren  1007  katholische  und  christlichsoziale,  152  deutschnationale,  459 
czechischnationale  und  1685  andere  Vereine  ermittelt  worden,  die,  so- 
weit festzustellen  war,  mit  keiner  der  angeführten  Gruppen  Verbindun- 
gen hatten.  Trotz  aller  Bemühungen  gelang  es  bloss,  von  68°'o  der  Vereine 
entsprechende  Auskünfte  zu  erlangen.  Die  Mitgliederzahl  der  4675  Orga- 
nisationen, welche  hierüber  berichteten,  betrug  am  31.  Dez.  1900  907,794, 
wovon  auf  die  sozialdemokratische  Gruppe  62.1%,  auf  die  katholisch- 
christlichsoziale  10.3 "/o,  auf  die  nationalen  Gruppen  3.5%  und  auf  die 
übrigen  24.1%  kamen.  In  Fach-,  allgemeinen  Arbeiter-  und  Bildungsver- 
einen sind  5.8%  der  Berufsarbeiter  organisiert.  Unter  den  Arbeitern  der 
graphischen  Gewerbe  sind  die  Mitglieder  von  Fachvereinen  am  zahl- 
reichsten (45.5%),  dann  folgen  die  Verkehrsgewerbe  (11.5%),  ferner  die 
Papier-,  Leder-  und  Gummi-Industrie  (11.3%!;  in  keiner  andern  Berufs- 
klasse übersteigt  die  Zahl  der  gewerkschaftlich  Organisierten  10%.  — 
Die  Verschiedenheiten    der  Beitragsleistung,    das    Unterstütz ungs-     und 
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Bildungswesen,  die  Finanzgebarung,  die  Arbeitsvermittlung,  die  Ar- 
beiterpresse u.  s.  w.  werden  in  dem  Buche  eingehend  dargestellt.  Aus 
den  Angaben  über  die  Dauer  des  Bestandes  der  Vereine  geht  hervor, 
dass  nur  relativ  wenige  früher  als  im  Jahre  1890  gegründet  wurden. 
Der  Abschnitt  über  die  wirtschaftlichen  Organisationen  enthält  schätzens- 
wertes Material  über  Konsum-  und  Produktionsgenossenschaften  etc. 

Im  Nachtrag  werden  vorläufige  Mitteilungen  über  den  Stand  der 
Arbeitervereine  zu  Ende  1904  gemacht,  woraus  zu  ersehen  ist,  dass  die 
Mitgliedschaft  derselben  bereits  1.448.357  betrug.  Das  Wachstum  war 
also  ein  rasches.  Doch  sollen  die  mittlerweile  eingetretenen  Verän- 
derungen erst,  wie  die  Entwickelung  der  Arbeitervereine  in  Oesterreich 
überhaupt,  in  einem  zweiten  Bande  ausführlich  behandelt  werden. 

Die  Anordnung  des  Stoffes  und  die  Darstellung  selbst  sind  muster- 
haft. 

H.  F  e  h  1  i  n  s:  e  r. 
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Preisaufgaben 

A.  der  Fürstlich  Jablonowskischen  Gesellschaft  zu  Leipzig 
für  das  Jahr   1908. 

W'ährend  die  tatsächlichen  Voraussetzungen  der  städtischen  Wirt- 
schaftsverfassung des  Mittelalters  und  die  bei  aller  Verschiedenheit  im 
einzelnen  sie  gleichmässig  beherrschenden  Ideen  während  des  letzten 
Menschenalters  mit  Eifer  und  Erfolg  durchforscht  worden  sind,  ent- 
behrt die  nächstfolgende  Zeit  des  patriarchalen  Territorialstaates  bis 
jetzt  noch  jeder  nur  halbwegs  befriedigenden  Bearbeitung.  Und  doch 
liegt  das  zunächst  für  eine  solche  heranzuziehende  Material  in  den  Lan- 
desordnungen der  deutschen  Territorien  nebst  den  die  Verhältnisse 
einzelner  Wirtschaftszweige  regelnden  Spezialgesetzen  (Forstordnungen, 
Bergordnungen  u.  s.  w.)  grossenteils  gedruckt  und  leicht  erreichbar  vor. 
Allem  Anscheine  nach  gehen  auch  diese  Ordnungen  wie  von  gleichen 
tatsächlichen  Voraussetzungen,  so  auch  von  einer  einheitlich  geschlos- 
senen Auffassung  der  Aufgabe  des  werdenden  Staates  gegenüber  dem 
wirtschaftlichen  Leben  aus,  und  es  erscheint,  auch  ohne  dass  die  Spe- 
zialforschung  auf  diesem  Gebiete  bereits  eingesetzt  hätte,  sehr  wohl  mög- 
lich, wenigstens  für  die  grösseren  deutschen  Territorien  und  die  erste 
nachmittelalterliche  Periode  zu  einer  vergleichenden  Darstellung  der 
W^irtschaftsverfassung  und  der  sie  beherschenden  grundlegenden  Ge- 
danken zu  gelangen.    Die  Gesellschaft  wünscht  daher 

eine  systematisch  vergleichende  D  a  r  s  t  e  1 1  u  n  g  d  e  r  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s- 
gesetzgebuncr  der  grösseren  deutschen  Territorien 


r'j2  Preisaufgaben. 

in  der  Zeit  vom  X^''.  Jahrhundert  bis  zum  Beginn  des 
d  r  e  i  s  sigj  ä  h  r  ig  e  n  Krieges  unter  besonderer  Hervorhebung 
ihres  gleichartigen  wirtschaftspolitischen  Ideengehaltes. 

Indem  die  Gesellschaft  dem  Bearbeiter  die  Abgrenzung  des  der 
Darstellung  zugrunde  zu  legenden  Gebietes  selbst  überlässt,  geht  sie 
von  der  Voraussetzung  aus,  dass  bei  Beschränkung  der  Arbeit  auf  ein 
engeres  Gebiet  es  möglich  sein  dürfte,  wenigstens  für  die  Anfänge  des 
staatlichen  Eingreifens  in  das  territoriale  Wirtschaftsleben  neben  den 
gedruckten  Quellen  auch  archivalisches  Material  heranzuziehen. 
Preis    1500   Mark. 

Die  anonym  einzureichenden  Bewerbungsschriften  sind,  wenn  nicht  die  Gesell- 
schaft im  besonderen  Falle  ausdrücklich  den  Gebrauch  einer  andern  Sprache  gestattet, 
in  deutscher,  lateinischer  oder  französischer  Sprache  zu  verfassen, 
müssen  einseitig  geschrieben  und  paginiert,  ferner  mit  einem  Motto 
versehen  und  von  einem  versiegelten  Umschlage  begleitet  sein ,  welcher 
auf  der  Aussenseile  das  Motto  der  Arbeit  trägt ,  inwendig  den  Namen  und  Wohnort 
des  Verfassers  angibt.  Jede  Bewerbungsschrift  muss  auf  dem  Tilelblatte  die  Angabe 
einer  Adresse  enthalten,  an  welche  die  Arbeit  für  den  Fall,  dass  sie  nicht  preiswürdig 
befunden  wird,  zurückzusenden  ist.  Die  Zeit  der  Einsendung  endet  mit  dem  30.  No- 
vember des  Jahres  1908;  die  Zusendung  ist  an  den  Sekretär  der  Gesellschaft 
in  Leipzig  zu  richten.  Die  Resultate  der  Prüfung  der  eingegangenen  Schriften  wer- 
den durch  die  Leipziger  Zeitung  im  März  des  folgenden  Jahres  bekannt  gemacht.  Die 
gekrönten  Bewerbungsschriften  werden  Eigentum   der  Gesellschaft. 

B.  der  Benekeschen  Preisstiftung 
für  das  Jahr  1908. 

:>Die  Sonntagsruhe  in  England  und  Schottland  ist  bekannt- 
lich die  Frucht  der  kirchlichen  Reformation.  Es  ist  aber  noch  im  ein- 
zelnen nachzuweisen,  und  dies  wird  gegenwärtig  gewünscht,  wie  durch 
kirchliche  und  weltliche  Ordnungen  im  Laufe  der  Jahrhunderte  die  neue 
Sitte  der  Sonntagsheiligung  allmählich  zur  Herrschaft  gelangt  ist.  So- 
wohl für  die  Erkenntnis  des  allgemeinen  Zusammenhanges  von  Recht 
und  Sitte,  wie  für  die  besonderen  Aufgaben  der  sozialen  Gesetzgebung, 
sind  hier  wichtige  Aufschlüsse  zu  gewinnen.« 

Bewerbungsschriften  sind  in  einer  der  modernen  Sprachen  abzufassen  und  bis 
zum  31.  August  1907,  auf  dem  Titelblatt  mit  einem  Motto  versehen,  an  die  philo- 
sophische Fakultät  in  Göttingen  einzusenden,  zusammen  mit  einem  ver- 
siegelten Briefe  ,  der  auf  der  Aussenseite  das  Motto  der  Abhandlung  und  innen  den 
Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Verfassers  anzeigt.  In  anderer  Weise  darf  der  Name 
des  Verfassers  nicht  angegeben  werden.  Auf  dem  Titelblatt  muss  ferner  die  Adresse 
verzeichnet  sein,  an  welche  die  Arbeit  zurückzusenden  ist,  falls  ihr  ein  Preis  nicht  zu- 
erkannt wird.  Der  erste  Preis  beträgt  3400  Mk.  ,  der  zweite  680  Mk. ,  und  die  ge- 
krönten Arbeiten  bleiben  unbeschränktes  Eigentum  ihres  Verfassers. 

Die  Bekanntmachung  der  zuerkannten  Preise  erfolgt  am  11.  März  1908  in  öffent- 
licher Sitzung  der  philosophischen  Fakultät  in  Göttingen. 
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DIE  ARISTOTELISCHE  WERTTHEORIE 

IN  IHREN   BEZIEHUNGEN  ZU    DEN   LEHREN   DER  MO- 
DERNEN PSYCHOLOGENSCHULE. 

VON 

Dr.  jur.  OSKAR  KRAUS 

Privutclozeuteu  der  Philosoiihie  iu  Prag. 


»0£ü)pY]X£OV  T(o  TcoX'.TLxcT)  TZEpl  tpu^-^s«  »Wer  sich  mit  politischen 
Fächern  befasst,  muss  psychologische  Studien  betreiben <:.  —  Die- 
ser methodische  Grundsatz,  den  Aristoteles  im  i.  Buche  seiner 
Ethik  aufgestellt  und  begründet  hat,  ist  in  neuerer  Zeit  leider  viel- 
fach und  insbesondere  auch  auf  dem  Gebiete  der  politischen  Oeko- 
nomie  vernachlässigt  worden.  Die  spekulative  Epoche,  in  der 
Willkür  und  Konstruktionssucht  an  die  Stelle  vorsichtiger 
Forschung  traten ,  hat  auch  diesen  Teil  der  geisteswissenschaft- 
hchen  Disziplinen  ungünstig  beeinflusst ;  die  sichtlich  in  Hegel- 
scher Manier  gearbeitete  Marxsche  Werttheorie  zeigt  recht 
deutlich,  auf  welche  Abwege  einer  gerät,  der  die  empirisch- 
psychologische Basis  verlässt.  —  Hier  konnte  das  Wertproblem 
umsoweniger  eine  Förderung  erwarten,  je  mehr  das  ihm  zugewen- 
dete Interesse  mit  parteilichen  Tendenzen  durchsetzt  war.  Ander- 
seits stand  die  aufblühende  historische  Schule ,  gewiss  mitgeför- 
dert durch  die  zunehmende  Abneigung  gegen  fruchtlose,  philoso- 
phische Spekulation,  der  Beschäftigung  mit  werttheoretischen  Ana- 
lysen misstrauisch,  ja  feindlich  gegenüber.  —  In  England  lag  die 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1905.   4.  ßo 
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Sache  anders.  Das  Land  Bacojis  und  John  Lockes  blieb  der  Er- 
fahrung treu  und  wahrte  besser  die  wissenschaftüche  Tradition, 
sowie  die  Errungenschaften  vergangener  Jahrtausende ;  mochte 
Aristoteles  in  England  mitunter  zu  wenig  gewürdigt  worden  sein, 
so  hielt  doch  Adam  Sinith'^)^  der  Moralphilosoph,  daran  fest,  dass 
die  Wirtschaftslehre  der  Ethik,  Rechtsphilosophie  und  Politik  an- 
zugliedern sei,  und  sein  Bewunderer  Jereniias  Bent/iain,  hat  viele 
aristotelische  Gedanken,  trotz  mancher  Ausstellung,  rezipiert  und 
weiter  entwickelt.  Die  empirisch -psychologische  Me- 
thode befolgend,  die  Locke  mit  Aristoteles  verbindet,  konnte  Bent- 
ha))i  die  Werttheorie ,  wie  ich  an  anderer  Stelle  ''^)  gezeigt  habe, 
wesentlich  fördern,  und  für  Jevons  fruchtbare  Anknüpfungspunkte 
bieten.  Wenn  beispielsweise  Jevons  seine  Untersuchungen  mit  der 
Beitthainsc\\cn  Lehre  anhebt,  dass  der  Wert  einer  Lustempfindung 
wachse  mit  ihrer  Dauer,  ihrer  Intensität  und  Extensität  u.  dgl.,  so 
wiederholt  er  Lehren ,  die  in  gleicher  Weise  Aristoteles  in  der 
nikomachischen  Ethik  ^)  vorgetragen  hat. 

Auf  dem  Kontinente  war  es  besonders  Menger,  der  für  die 
Grundprobleme  der  Wirtschaftslehre  die  Methode  exakter  psycho- 
logischer Forschung  reklamierte.  Indem  er  innerhalb  seiner  Dis- 
ziplin diese  Richtung  von  neuem  anbahnte,  begegnete  er  sich  mit 
den  analogen  Bestrebungen,  die  mit  Frans  Brentanos  »Psy- 
chologie vom  empirischen  Standpunkte«  im  Jahre 
1874  innerhalb  des  Gesamtgebietes  der  Philosophie  rege  wurden; 
letztgenannter  Forscher  hat  sodann  in  seiner  Schrift  »vom  Ur- 
sprung sittlicher  Erkenntnis«  auch  das  Wertproblem 
an  der  Stelle  in  Angriff  genommen,  an  der  es  von  den  Be- 
gründern der  Wert-  und  Güterlehre  verlassen  worden  war, 
und  die  allein  ihren  fruchtbaren  An-  und  Ausbau  ermöglicht.  In 
meiner  Werttheorie  habe  ich  auf  der  so  geschaffenen  Grundlage, 
ausgehend  von  dem  Begriffe  des  primär  Wertvollen  und 
Vorzüglichen,  an  der  Klärung  der  Begriffe  des  »wirt- 
schaftlichen Wertes«,  der  Kosten,  des  Preises 
u.   dgl.  mitzuarbeiten  versucht. 

Anlass  und  Voraussetzung  der  empirisch-psychologischen  Me- 


1)  Vgl.  Oncken,   »Das  Adam  Smith-Problem«   in  der  Zeitschrift  für  Sozialwissen- 
schaft. I.  Band. 

2)  Zur  Theorie  des  Wertes.    Halle  1901. 

3)  Vgl.  Arhth,  Die  metaphysischen  Grundlagen  der  aristotelischen  Ethik.    Prag 
1903.  S.  65. 
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thode  ist  die  Ueberzeugung,  dass  alle  unsere  Begriffe  aus  konkret 
anschaulichen  Vorstellungen  entspringen ,  und  dass  ein  Begrifif 
nicht  anders  mit  Klarheit  erfasst  werden  kann,  als  indem  man  auf- 
weist, in  welchen  Anschauungen  er  seinen  Ursprung  hat.  So  zum 
Beispiel  werden  die  Begriffe  »rot«,  »farbig«,  »intensiv«,  »hell«  u. 
dgl.  klar  gemacht ,  indem  man  in  einem  begrifflichen  I^enkens 
fähigen  Individuum  die  Anschauung  von  etwas  Farbigem,  l>Loten, 
Intensiven  u.  dgl.  hervorruft  und  durch  geeignete  Lenkung  der 
Aufmerksamkeit  eine  Bedingung  für  das  begriffliche  h>fassen 
schafft. 

Eine  andere  Art  von  Begriffen  schöpfen  wir  nicht  aus  Anschau- 
ungen sinnlicher  Qualitäten,  sondern  aus  solchen  psychischen  In- 
haltes ^).  Hierher  gehören  die  Begriffe  »Zweck«,  »Ursache«,  »un- 
möglich«, »wahr«  und  unzählige  andere;  wie  anders  z.  B.  ist  der 
Begriff  des  Zweckes  klar  zu  machen,  als  durch  Hinweis  auf  ge- 
wisse Akte  des  Begehrens,  in  denen  etwas  um  eines  andern  (des 
durch  jenes  Bezweckten)  willen  angestrebt  wird.  Hierher  gehören 
denn  auch  alle  jene  verschiedenen  und  doch  mit  einander  ver- 
wandten Begriffe,  die  durch  den  äquivoken  Ausdruck  vWert'<  be- 
zeichnet werden;  diese  Begriffe  von  einander  zu  sondern,  ihre 
Verschiedenheit  durch  Analyse  der  verschiedenen  Wertungen,  de- 
nen sie  entspringen,  nachzuweisen,  ist  die  wichtigste  Aufgabe  der 
Werttheorie.  —  Es  gibt  Philosophen,  die  für  dieses  psychologi- 
sche Verfahren  die  bösartige  Neubildung  »p  s  y  c  h  o  1  o  g  i  s  t  i  s  ch« 
aufgebracht  haben,  wohl  um  es  durch  die  Assoziation  mit  »so- 
phistisch« zu  diskreditieren.  Ich  habe  wenig  Verständnis  da- 
für übrig,  auf  welche  andere  Weise  die  Wertprobleme  der  Lö- 
sung näher  gebracht  werden  können.  Auf  dem  Gebiete  der  Lehre 
vom  wirtschaftlichen  Werte  insbesondere  wäre  Gelegenheit ,  die 
»Psychologisten«  eines  Besseren  zu  belehren.  Bis  dahin  wird  die 
Methode,  in  deren  Befolgung  schon  Aristoteles  Resultate  erzielt 
hat,  die  den  Forschungsergebnissen  unserer  Tage  wenig  nach- 
stehen, der  Leitstern  aller  Besonnenen  bleiben. 

Die  folgende  Skizzierung  der  aristotelischen  Wertlehre  soll, 
da  sie  auf  einer  breiteren  Grundlage  ruht  als  die  bisherigen  Dar- 
stellungen, einen  Beitrag  zur  Geschichte  der  Werttheorie  liefern. 
Wenn  sich  hiebei  ergibt,  dass  manche  Sätze  von  den  Neuern 
nicht  so    sehr  neu    entdeckt,    als   wieder    entdeckt  wurden,  so 


i)  Vgl.  hiezu  Franz  Brentano,   »Vom  Ursprung  sittlicher  Erkenntnis«.  S.  14. 
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soll  deren  Verdienst  dadurch  nicht  verkleinert  werden.  Im  Gegen- 
teil !  Die  Uebereinstiinmung  in  den  Ergebnissen  mit  dem  genial- 
sten Psychologen  des  Altertums  kann  ihnen  nur  zur  Ehre  ge- 
reichen ;  die  Selbständigkeit  ihrer  Forschung  steht  ausser  allem 
Zweifel ;  dies  beweist  schon  der  Weg  ,  den  sie  genommen  :  Die 
modernen  Wirtschaftslehrer  gingen  aus  von  den  Nütz- 
lichkeiten, den  sekundären  Gütern ,  den  Mitteln  zur  Er- 
reichung primärer  Werte,  und  erst  die  drohende  »Mechanisierung« 
der  Wertlehre  drängte  sie  zur  Behandlung  des  »Bedürfniswertes«, 
der  primären  Werte.  Aristoteles  umgekehrt.  Das  Wertvolle, 
das  um  seiner  selbst  willen  zu  begehren  ist,  war  es,  das  er  an  die 
Spitze  seiner  ethisch-politischen  Auseinandersetzungen  stellte  und 
von  hier  stieg  er  hinab  zu  den  Mitteln,  die  geeignet  sind,  jene 
zu  verwirklichen.     Hier  die  Skizze  seiner  Werttheorie : 

1.  Es  gibt  Güter,  die  in  sich  wertvoll  oder  gut  sind,  und 
solche,  die  es  um  jener  willen  sind ;  das  Wort  »gut«  wird  also 
doppelsinnig  gebraucht:  »ofiXov  0'3v  oxt.  otTTw;  Asyotx'  av  x'  aya'8'a, 
xa:  xa  |ji£v  x a^'  auxa  %-dxepy.  oh  ot a  xaöxa«.  (Eth.  Nik.  I.  4. 
p.   1096  b.   13)1). 

2.  Das  um  eines  andern  willen  Gute  ist  das  Nützliche  und 
ist  von  dem  Begriffe  des  »in  sich  Guten«  wohl  zu  scheiden 
)((i)piaavx£;  oOv  dno  xwv  w  cp  £  X  l[ji  w  v  xa  x  a  ^'  auxa  ay.e'h6)[ied'0c  £t .  . 
(Fortsetzung  obiger  Stelle.) 

3.  Ueber  die  Frage,  aus  welchen  psychischen  Erfahrungen 
wir  den  Begriff  des  aya-S-cv  y,a.^'  ocöxo  haben,  ist  Aristoteles 
nicht  zur  vollen  Klarheit  gelangt  ^).  Im  wesentlichen  ist  folgendes 
seine  Lehre  :  dem  Gegensatze  von  Bejahen  und  Verneinen 
auf  dem  Gebiete  des  Urteils  entspricht  auf  dem  Gebiete  der 
Gemütstätigkeit  (opzzi:;  umfassend  jedes  Werten ,  jedes 
Fühlen  und  Wollen),  der  Gegensatz  von  Liebe  und  H  as  s.  Wie 
es  richtige  und  unrichtige  Urteile  gibt,  so  gibt  es  auch 


1)  Vgl.  Franz  Brentano,  Vom  Ursprung  sittlicher  Erkenntnis.  Leipzig  1889, 
S.  12  u.  f.  u.  S.  77,  sodann  m  ei  ne  »Theorie  des  Wertes«,  Halle  1 901,  insbes.  S.  80  u.  f. 
\mA.  Emil  Arleth,  Prag  1903  ;  die  metaphysischen  Grundlagen  der  aristotelischen  Ethik. 
S.  13. 

2)  Brentano  a.  a.  O.  S.  89.  Alfred  Kastil,  Die  Frage  nach  der  Erkenntnis  des 
Guten  bei  Aristoteles  und  Thomas  von  Aquin.  Wien  1900 ;  ferner  Richard  Loening, 
Die  Zurechnungslehre  des  Aristoteles.  Jena  1903.  S.  69,  hiezu  meine  Kritik  im 
Gerichtssaal  LXV.  Band,  S.  8  u.  f.  und  die  erweiterte  und  teilweise  umgearbeitete 
Ausgabe  dieser  Kritik  unter  dem  Titel :  »Lob,  Lohn,  Tadel  und  Strafe  bei  Aristo- 
teles«.   Halle  1905, 
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ein  richtiges  und  u  n  r  i  c  li  t  i  g  e  s  Lieben  und  Hassen 
(positives  und  negatives  Werten).  Der  Gegenstand  eines  mögli- 
chen richtigen  anerkennenden  Urteils  ist  das  zu  B  e  j  a  h  e  n  d  e  , 
Wahre,  Seiende,  der  Gegenstand  einer  möglichen  rech- 
te n  L  i  e  b  e  ist  das  Gute,  Liebwerte,  Wertvolle.  In 
der  von  Aristoteles  n  i  c  li  t  ausgesprochenen  Konse- 
quenz dieser  Gedanken  liegt  es,  dass  wir  in  analoger  Weise,  wie 
wir  die  Richtigkeit  des  Urteils  an  der  Evidenz,  so  die  Rich- 
tigkeit der  W'ertung  oder  Liebe  daran  erkennen,  dass  diese  Wer- 
tung sich  unmittelbar  als  richtig  kundgibt,  wie  z.  B.  die 
Liebe  zur  Lust,  zur  Erkenntnis,  zur  Bereicherung  unseres  seeli- 
schen Lebens  u.  dgl.;  wie  evidente  Urteile,  so  gibt  es  vi- 
d  e  n  t  o  i'  d  e  G  e  m  ü  t  s  t  ä  t  i  g  k  e  i  t  e  n. 

So  viel  ist  gewiss,  dass  Aristoteles  zwischen  dem  cpa:v6(j.cV0V 
7.aX6v  (ayaö-ov)  und  dem  ov  y.aXov  (aya^ov),  dem  wahrhaft  und  schein- 
bar Guten  unterscheidet. 

4.  Somit  ist  auseinanderzuhalten : 

a)  das  Gute  im  Sinne  des  wahrhaft  Guten  =  Liebenswerten 
=  Liebenswürdigen  =  Wertvollen,  mit  Recht  Wertbaren  bezw. 
mit  Recht  Gewerteten  von  dem  Guten  im  Sinne  des  bloss  Lieb- 
baren, Begehrbaren,  bezw.  faktisch  Begehrten,  Geliebten  (opszidv)  ^), 
sodann 

b)  das  Gute  im  Sinne  des  in  sich  Guten  (y-xQ-^  aOto)  von 
dem  Guten  im  Sinne  des  Nützlichen  ((Ji)'^£Xi[i,ov)  ^).  Das  »in 
sich  Gute«  wollen  wir  das  primär  Gute,  das  Nützliche  auch  das 
sekundär  Gute  nennen  ^).  Das  primär  Gute  definiert  Aristo- 
teles auch  so:  »saxü)  o\  aya{)-ov  S  av  aoxö  eauxoO  eveza  -Jj  acpsxov, 
xod  o5  evsxa  aXXo  aipouiisO-a«  (Rhet.  I.  6.  p.  1362  a.  22) :  »was  um 
seiner  selbst  willen  erstrebens(wählens)wert  ist  und  um  deswillen 
wir  anderes  begehren«. 

5.  Es  ist  nach  Aristoteles  ferner  zu  unterscheiden  das  er 
reich  bar  Wertvolle  =  das  praktisch  Gute  und  jenes ,  das 
nicht  erreichbar  ist,  dessen  Verwirklichung  nicht  in  unserer  Macht 
liegt:  »aXXa  TioXXa/w;  x6  ayad'C-v  v.xl  'iov.  v.  aijxoO  zaXov,  y.y.1  xö 
[XEV  Trpaxxöv  xö  5'  ou  Tipay.xov«  (Eud.  Eth.  18.  p.  1218  b.  4). 
Das  durch    uns  Realisierbare    nennt  Aristoteles   auch    ein  ouvaxdv 


i)  Vgl.  de  anima  III.  p.  433a  28  ib  opsxTÖv  sax'.v  7^   x6    äyaS'öv  T)    tö  (faivö- 
jjisvov  dyccO-öv. 

2)  Vgl.  meine  Theorie  des  Wertes  S.  80. 

3)  Belegstellen  vgl.  Loening  a.  a.  O.  S.  45. 
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und  sagt  von  ihm  aus,    dass  es   »£cp'  7^[ji,rv«    in    unserer  Macht  sei 
(N.  Eth.  p.   II 15  a.  2). 

6.  Die  primären  Güter  oder  Werte ,  die  als  solche  für  uns 
unmittelbar  erkennbar  sind,  sind  durchaus  psychischer  Art, 
es  gehört  hieher  Erkenntnis  und  Wissen  ,  Sinneswahrnehmungen 
wie  z.  B.  das  Hören,  besonders  das  Sehen,  dann  jegliche  Erinne- 
rungsvorstellung, die  Betätigung  der  Tugend,  gewisse  Freuden  und 
Genüsse,  namentlich  solche  edler  Art^)  u.  dgl.,  überhaupt  jegliches 
Bewusstsein  und  Leben  der  Seele  ^). 

7.  Was  die  Arten  des  sekundär  Guten  betrifft,  so  zählt 
Aristoteles  zu  ihnen  die  Güter  des  Körpers ,  wie  Gesundheit, 
Stärke  und  »die  äusseren  Güter« ;  äussere  Güter  sind  vor  allem 
Ehre  und  der  Besitz  von  Freunden  ^),  dann  der  physische  Besitz, 
der  Reichtum. 

8.  Nicht  alles  primär  und  sekundär  Gute  ist  gleich  wertvoll. 
Es  gibt  Wertunterschiede ,  höhere  und  niedere  Werte ,  grössere 
und  geringere  Güter. 

Hiebei  ist  zu  unterscheiden  das  »Bessere«  vom  »praktisch 
Vorzüglicheren« ;  manches,  was  an  und  für  sich  besser  ist, 
kann  hie  et  nunc  das  praktisch  hintanzusetzende 
sein :  »£v:ox£  oe  xa  ß  £  X  x  t  w  ou"/}  %od  a:p£xa)X£pa'  o5  yocp,  ei 
ß  £  X  X  i  w  ,  dvayxaoov,  xac  acp£xd)X£pa'  x6  yap  cp:?.oaocp£cv  [SeXxcöv 
xoö  /pr^i^axt^Ea-ö-ac,  dXX'  oOx  a  [  p  £  x  w  x  £  p  0  v  xw  £vo££t  xwv  dvay- 
xatwv«.    (Top.  lib.  III.  cap.  II.  §  21). 

Man  sieht  sonach:  ganz  ebenso  wie  Aristoteles  »das  Gute 
in  Abstraktion  von  aller  Erreichbarkeit«  (dyaO-ov)  und  das  »prak- 
tisch Gute«  (Tcpaxxöv  dya^ov)  unterscheidet,  so  scheidet  er  auch 
das  »an  und  für  sich  Bessere«  (ß£Xxiov)  und  »das  praktisch 
B  e  s  s  e  r  e*  (acp£Xü)X£pov).  Diese  praktischen  Werte  und  Vor- 
züglichkeiten hängen,  wie  aus  dem  eben  angeführten  Beispiele 
hervorgeht ,  von  den  Umständen  ab ,  sind  relativ ;  denn  die  Er- 
reichbarkeit eines  Gutes  ist  jeweils  verschieden. 

9.  Betrachten  wir  die  Lehre  von  den  äusseren  Gütern  xd  ev.x6q, 
dya^d  (Eth.  Nik.  I.  10.  p.  1099  b.  27).  Man  bedarf  ihrer,  denn  es 
ist  unmöglich  oder  wenigstens  nicht  leicht,  das  sittlich  Rechte  zu 


i)  Eth.  Nik.   10.  p.   1174.  a.    i,    4.  p.  1096.  b.  13  ff. 

2)  Rhet.  I.  7  p.  1365  b.  9  u.  I.  6  p.  1362  b.   16. 

3)  Vgl.  die  Gütertafel  bei  Arleth  a.  a.  O.  Wenn  Aristoteles  mitunter  Ehre 
und  Freundschaft  zu  den  ayaO-ä  xaO-'  auxä  zählt,  so  wohl  deswegen,  weil  sie  zu 
dem  Angenehmen  gehören  (twv  '^Sscov)  Eth.  Nik.  VII.  p.  1177  b.  29. 
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tun,  wenn  man  aller  Mittel  entblösst  ist.  Ein  physischer  Besitzge^en- 
stand  -/.Ty^[xa,  XP^d^^  i^^  ^i"  Werkzeug  (opyavov)  zur  Verwirk- 
lichung des  Guten  (/prj'3:[xov)  oder  zur  Beseitigung 
lebenbedrohender  Uebel  (avayxa^ov)  ^).  Worin  besteht  der  wahre 
Reichtum  —  aAr^O-'-vo;  TtXoOto;  ?  Die  Antwort  lautet:  >ojv  eaxt 
■9-yjaaupta(JLÖ?;  y^prui  di  oi  'j  TZpoq  sWVjV  a  v  a  y  '/-  y-  '■  w  v  xa!  /  p  r^  7  { - 
|ji  0)  V  sü^  xotvwvtav  ttoXsio;  ^)  7^  ccxca?«  ^). 

In  der  Rhetorik  heisst  es :  tiXoutgd  os  [Jtspr^  vc|jL''a[jiaTo;  tzÄt^ö-o;, 
y^c,  Xwpi'tov  xtf^a:;  7iXr,0-c'.  xa:  iJteysi^'Ei  xa:  xaXXst  oca'^epdvxcjjv ,  £t: 
oe  £t::7:X(i)v  xtf^ai;  xa:  aoparicowv  xac  j^oaxr^|i,aTO)v  7:XYJ^^£'.  xat  xa/.Xsi 
Sta'^£p6vxü)v,   laöTa  5e  Tzavxa  oixsca  xa:    aa'^aXfj   xa:    £X£u{j'£p:a  xa: 

i)  Vgl.  Arleth  S.  65  und  die  dort  angeführten  .Stellen,  dann  Nik.  Eth.  I.  5.  u. 
VIII.  2. 

2)  Vgl.  hiezu  Dr.  Johann  Zmavc ,  Die  Geldtheorie  und  ihre  Stellung  innerhalb 
der  wirtschaftlichen  und  staatswissenschaftlichen  Anschauungen  des  Aristoteles.  (Zeit- 
schrift für  die  ges.  Staatsw.  1902.) 

3)  Es  ist  sicher ,  dass  Aristoteles  den  Begriff  und  die  Lehre  einer  praktischen 
Staats-  und  Finanzwirtschaft  gekannt  hat,  wie  Zmavc  a.  a.  O.  im  Anschluss  an  an- 
dere hervorhebt.  Den  strikten  Beweis  liefert  das  i.  Buch  der  Rhetorik  in  seinem  4.  Ka- 
pitel; dort  werden  die  wichtigsten  Fragen  der  Finanzwirtschaft  und  Handelspolitik 
skizziert.  Diese  Stellen  wurden  bisher  wenig  berücksichtigt.  »a^SGÖv  yäp  Tizpi  wv  ßo'j- 
Xs'Jovcai  TiävTsg  y.cd  Tzzpi  div  &yops'jouai.v  oi  au|j.ßoi)X£ÜovT£g,  tä  iieyiaxa  toyX*^^'- 
Tisvxs  TÖv  äp'.9-[ji.6v  ovca  •  TaOxa  5'  sativ  Ttspi  ts  Ttdptov,  xat  TzoXi\i.ou  xai  elpr^vTjg ,  stt, 
Ss  TTspi  auXay.yjg  xf^g  yßpoi.^,  xal  xwv  slaayoixlvtov  xai  dgayoiJLSvtüv,  xai  vojioO-soias. 
&a-iz  Tispl  [isv  Tzdpcüv  xöv  [i.iXXovzoc  a'j[ißouX£Üeiv  Ssot,  äv  xäg  r.pooiboui;  x^g  TtdXsojg 
EiSsvai  xivsg  xai  Tidaai,  oTtwc;  scxs  xig  TiapaXsiuexat  TipDOXEÖ-^  xal  e'i  xi$  eXäxxwv  ä'j;-/;0-/i, 
£xi  Ss  xäg  oauävas  xf,?  TOXewg  aTcdcaa^,  STitog  s'i  xig  Tcsptspyos  ä'-;a'.p-/;0-fl  xxl  sl 
x'.g  [isi^wv  sXäxxcov  Ysvyjxa:  •  ou  yäp  |j,&vov  rcpög  xä  'jTüdcpxovxa  TrpoaxtO-ivxsg  uXoua'.oj- 
Tspoi  yivovxat,  dXXä  y.al  d-,faipoövx£g  xwv  SanavyjiJiäxüJV.  xaOxa  5'  oü  |i.dvov  £•/.  xr^g 
7i£pi  xä  ISia  §[j.TC£ipia$  £vS£X£Tat  ouvopäv,  äXX'  ävayxaiOv  xai  xöv  Tcapä  xotg  äXXo'.^ 
£upy)[i£va)v  ioxopixöv  etvai  Tzpög  xyjv  7r£pi  xoöxtov  au|j,ßo'j?.rjV.«  Es  gibt  ungefähr  fünf  Ge- 
genstände, worüber  man  hauptsächlich  zu  Rate  sitzt  und  über  die  in  öffentlicher  Volks- 
versammlung gesprochen  wird,  nämlich:  über  die  Finanzen  (»Mittel«,  »Einkünfte«), 
über  Krieg  und  Frieden ,  über  die  bewaffnete  Macht ,  über  Ein-  und  Ausfuhr ,  über 
die  Gesetzgebung.  Daher  muss  derjenige,  der  die  Finanzen  berät,  die  Einnahmen  des 
Staates  kennen  nach  Zahl  und  Beschaffenheit,  damit,  wenn  eine  übersehen  wird,  sie 
hinzugefügt,  wenn  zu  gering,  erhöht  werden  kann.  Ferner  muss  er  alle  Ausgaben  des 
Staates  kennen,  damit  die  unnötigen  abgeschafft,  die  übergrossen  verringert  werden. 
Denn  man  wird  nicht  bloss  dadurch  reicher ,  dass  man  zu  dem ,  was  man  besitzt, 
hinzufügt,  sondern  auch  durch  Verringerung  der  Ausgaben.  Ueber  diese  Dinge  kann 
man  aber  nicht  durch  die  Kenntnis  der  heimatlichen  Zustände  allein  eine  Uebersicht 
gewinnen  ,  sondern  man  muss  von  den  Institutionen  anderer  Staaten  historische 
Kenntnisse  besitzen,  um  hierüber  sachverständig  zu  beraten.« 

4)  Rh.  I.  5.  p.  1361  a.  II. 
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Statt  von  ttXgOto?  spricht  Aristoteles  wohl  auch  von  v.xfjat^, 
wie  man  auch  im  Deutschen  Reichtum  und  Vermögen,  Besitz  mit- 
unter synonym  anwendet :  rj  xifjacg  tcX-^-O-os  opyavwv  eoxi  (E.  N.  I.  3 
p.  1253  b.  31).  Von  diesen  sekundären  Gütern  kann  entweder 
der  ihnen  eigentümliche  Gebrauch  gemacht  werden  oder 
sie  können  als  T  a  u  s  c  h  g  ü  t  e  r  verwendet  werden  (o'.v.eioc  yjpfpic, 
oder  dXAayrj ^)  Pol.  I.  8);  sie  können  ferner  als  Gebrauchsgü- 
ter (xx^[ia  Tipaxtr/ov)  oder  als  P  r  o  d  u  k  t  i  v  g  ü  t  e  r  (opyavov 
TiocrjTixov)  in  Betracht  kommen  ^). 

Die  Rhetorik  stellt  neben  die  ypY,a:[jia  die  IXsu^O-spca ;  letztere  sind 
xa  Tipöc;  d  Tc  6  X  a  u  a  :  V  ;  yy'ffji\x(x,  sind  vorzüglich  xa  *xdp7ii[xa,  dcp'  (bv 
ac  Twpoaoooi  also  die  Einkommensquellen,  dTioXauaxtxd  dagegen 
a.'^  tov  jjiigoev  Tiapä  xrjv  y^pfp'-'^  y^yvexac,  also  reine  Gebrauchs-  und 
Genussgüter'). 

10.  Die  äussern  Güter  (xd  exxo;  dYa^^d)  sind  jene  izepl  öax 
zbzoyjoc  y.yl  a.xx>yi(x.  »in  bezug  aufweiche  man  von  glücklichen  und 
unglücklichen  äussern  Umständen«,  von  guten  und  schlechten  Ver- 
hältnissen spricht,  »d  saxtv  |jicV  äuXihc,  a.d  dya-ö-d  xcvc  0'  oux  deö« 
»simpliciter,  id  est  absolute  et  in  se  considerata  sunt  bona,  et  non 
semper  sunt  bona  a]icui<:  erklärt  Thomas  (V,  2)  »quia  non  sem- 
per  sunt  proportionata  homini,  et  non  semper  ei  expediunt«. 

So  viel  an  diesen  Dingen  liegt  (an  Dingen  nämlich  wie  Gold 
und  Eisen  und  Vieh  u.  s.  w.),  sind  sie  fähig,  unter  gewissen  Um- 
ständen nützliche  Wirkungen  hervorzubringen  *) ;  es  handelt  sich 
um  denselben  Gegensatz,  wie  er  in  der  Politik  V.  11.  p.  1313  a.  18 
durch  die  Worte  »wg  cutOmz,  (xev  sütisiv«  und  »w;  os  xa^'  exaaxov« 
zum  Ausdruck  gebracht  wird,  nämlich  von  »im  allgemeinen 
gesprochen«  und  »konkret  gesprochen« ;  bezeichnet  man  den  Ge- 
gensatz von  »konkret«  mit  »abstrakt« ,  so  mag  man  die  Ueber- 
setzung  Stahrs  »diese  Dinge  seien  abstrakt  genommene  Güter,  aber 
nicht  für  diesen  und  jenen«  gelten  lassen.    Die  Lehre  des  Aristo- 


i)  Vgl.  hierüber  meine  Theorie  des  Wertes  S.  128.  XIII.  Kapitel  »Gebrauchs- 
und  Tauschwert«. 

2)  Vgl.  Ztnavc,  »Die  Werttheorie  bei  Aristoteles  und  Thomas  v.  Aquin«.  Archiv 
für  Geschichte  der  Philosophie  XII.  Band. 

3)  Vgl.  auch  Politik  I.  9  ^v  UTtspßoX'^s  yäp  o'jovjs  tris  äTioXcoaätog;  sonach  gibt 
es  dvaY"/.aia,  XP^i°-M'^>  d7:oXaüaTiy.ä  d.  h.  Güter,  die  das  Existenzminimum,  ein  mitt- 
leres Einkommen  (ac  upöaoSot.),  ein  Luxuseinkommen  garantieren.  Vgl.  Rhetorik  I. 
12.  p.  1372  b.  20  und  25  »Toüg  £X.ovxa5  öv  aüxoi  ävSssI?  7^  stg  x'  dvaYaia,  7^  slg 
'j-äpoxY)v  r[  slg  äTiöXa-Jotv. 

4)  Vgl-  hiezu  meine  »Theorie  des  Wertes«.    S.  87  u.  131. 


Die  Aristotelische  Werttheorie  etc. 


581 


teles  ist  somit  die,  dass  die  sogenannten  »äussern  Güter«,  also 
Land,  Geld,  Vieh,  Sklaven,  Werkzeuge,  Häuser  u.  s.  w.  u.  s.  \v. 
nicht  f  ü  r  j  e  d  e  r  m  a  n  n  Güter  oder  Werte  sind,  m.  a.  \\".  ihr 
Wert  ist  relativ'),  wie  man  zu  sagen  pflegt,  subjektiv. 

Aristoteles  lehrt  weiter  von  den  äussern  Glücksgütern  -  oder 
Nützlichkeiten    »ci  0'    ävil-pcoTzo:    zy.'j-y.    z-'y/yn-j:.    v.y.\    ciwxo'jatv  •  ov. 

cdgzlo^-y.i  Se  ta  aOtoic  äya^a«  »die  Menschen  erflehen  sie  und  ja- 
gen ihnen  nach.  Dies  soll  aber  nicht  sein,  sondern  sie  sollten 
flehen,  dass  jenes,  was  im  allgemeinen  ein  Gut  ist,  es  auch  für 
sie  sei;  praktisch  wählen  aber  sollten  sie  stets  nur,  was  für  sie 
ein  Gut  ist.« 

1 1 .  Ist  hier  die  Relativität  des  Nutzwertes  im 
allgemeinen  ausgesprochen ,  so  ist  eine  spezielle  Anwendung 
dieses  Satzes  in  folgendem  Ausspruche  d.  Nik.  Ethik  IV.  2.  p.  1120 
b.  7  zu  erblicken.  Aristoteles  handelt  dort  von  den  Freigebigen 
und  sagt:  »y.ata  tr^v  oOaiav  0' 'q  EXsuO-epiotrj;  Xv(Z~y.:  oO  yap  ev  tw 
^l\i^%•^'.  xwv  6:5o|i,£vo)v  xo  sAcuO-ioiov,  yjX  £v  xy^  xoü  oioovxo;  e^s:,  aijxr^ 
Se  xaxa  xrjV  cjotav  oicin'j'.v  *  gugsv  Zi^  vmk'ov.  sXeu^sptwxcpov  slvxi 
xöv  xa  eXaxxü)  o:66vxa,  eav  o.tz'  eXaxxovwv  olow«  ^j. 

Hier  ist  der  Gedanke,  dass  das  Scherflein  der  armen  Witwe 
mehr  bedeutet  als  das  Geld  des  Reichen,  in  einer  Weise  ausge- 
sprochen, die  der  Formulierung  Benthains  nahe  kommt ;  die  Frei- 
gebigkeit zeigt  sich  nicht  in  der  Menge  des  Gegebe- 
nen, sondern  besteht  in  der  Hexis,  der  subjektiven  Beschaf- 
fenheit des  Gebenden,  die  im  Verhältnisse  zum  Vermö- 
gen (xaxa  xr,v  oua:av)  gibt;  derjenige,  der  weniger  gibt,  ist  der 
Freigebigere,  wenn  er  von  Wenigerem  gibt. 

Aehnliches  sagt  Aristoteles  auch  gelegentlich  der  Ausführun- 
gen über  die  »Megaloprepie« :  >7.a^a7:cp  yap  x'  0'Jvo|xa  auxo  Ottg- 
ar^fjiatvei,  £v  {isysO-ct  Tcps-ouaa  oy-.y.vr^  eaxiv  •  xö  ot  \i.i^(  t%-  0  c,  7:p6; 
V. '  o\)  yap  xö  a'jxb  oa-avry[Jia  xp'.r^pap/^w.  xa:  apyj-tJ-stopo)  xo  TcpeTtOV  oi) 
Tipoc  auxöv  y.a:  sv  w  xat  -£p:  o^   (IV.  4.   p.  1122  a.   24). 

:>VVie  schon  der  Name  besagt,  ist  sie  (die  [XcyaAOTzpSTZcia)  ein 
in  seiner  Grösse  geziemender  Aufwand ;  die  Grösse  des 
Aufwandes  ist  aber  etwas  Relatives  (r.pöz  xt) ;  für 
einen  Trierarchen  ist  der  Aufwand  nicht  derselbe ,  wie  für  einen 
Architheoren.    Somit  liegt    also    das   »Geziemende<;    in    dem  Ver- 


i)  Vgl.  meine  Werttheorie  S.  88  und  Topik  XI.  Kapitel  des  II.  Buches. 

2)  Vgl.  Topik  II.   1 1   Kapitel  Schluss. 
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hältnisse  zu  der  Person,  welche  den  Aufwand  macht,  und  zu  dem 
Gegenstande,  für  welchen,  und  zu  den  Mitteln,  mit  welchen  er 
gemacht  wird«   (Stahr). 

12.  Es  ist  also  zu  beachten,  dass  nach  Aristoteles 

i)  für  das  praktische  Leben  nur  die  praktischen,  d.  h.  er- 
reichbaren primären  Werte  in  Betracht  kommen,  und  ihre 
Erreichbarkeit  je  nach  Umständen  wechselt  (§  5); 

2)  das  an  und  für  sich  Bessere  nicht  auch  zugleich  das  prak- 
tisch Vorzüglichere,  d.  h.  das  hie  et  nunc  zu  Wählende  ist  (§  8) ; 

3)  die  sog.  »äusseren  Güter«,  d.  h.  genauer  gesprochen,  die 
Dinge  der  Aussenwelt  nicht  unter  allen  Umständen  und  nicht  für 
jeden  wertvoll,  d.   h.  nützlich  sind  (§   10); 

4)  ein  und  derselbe  Gegenstand  und  ein  und  dieselbe  Menge 
von  Gütern  für  verschiedene  Personen  verschiedene  Werte  reprä- 
sentieren, d.  h.  nicht  für  alle  gleich  wertvoll  sind,  dass  vielmehr 
mit  der  Grösse  der  Gütermenge  der  Wert  einer  als  hinzukommend 
betrachteten  Gütereinheit   abnimmt. 

13.  Die  beiden  letzterwähnten  Regeln  gelten  wie  gesagt  nur 
für  die  mittelbaren  oder  sekundären  »Güter«.  Während  bei  den 
»primären  Gütern«  stets  die  grössere  Menge  der  kleineren  vorzu- 
ziehen ist,  gilt  dies  eben  nicht  von  den  »äussern  Glücksgütern«, 
die  ja  nur  Werkzeuge^)  opyava  sind.  DO\)okv  yap  öpyavov 
austpov  ouosfJitag  ioxi  ziy^vriq,  oüxe  tiXyjÖ-e'.  oöte  \xtyi%-zi,  6  oh  TiXouTOg 
dpyavwv  TiXfjö'O^  eaxov  oIv.ovo^ivmv  '/a:  tcoXct'.xwv «  (Pol.  I.  8,  p.  1256 
b.   36). 

Und  ferner:  daselbst  VII.  i.  p.  1323  b.  7:  »xa  [Jiev  yap  sy.xö; 
iyti  Tzipaz,  woKzp  Gpyavov  xi  (tcäv  yap  xö  )(pYjai|x6v  eaxLV,  wv  xrjv  uTisp- 
ßoXyjv  Yj  p^.dizxs'.v  a.vocYy.odov  9}  lirßkv  öcpsXog  zhoci  aOxwv  xolc,  e^ouaiy  •  xwv 
0£  TTspc  '^^yjiy  exaaxov  dya-ö-wv,  caw  Tzep  av  UTLepßaXXyj  xoaouxq)  (JiaXXov 
)^pYja'-[Jtov  slva:,  ei  oel  y^od  xouxotj  ETtcXsystv  |Jtr]  [iovov  xb  xocXbv  aXXa 
y,a.l  xb  )^pYjat[Jiov « .  »Die  äusseren  Güter  haben  eine  Grenze  wie 
jedes  Werkzeug;  denn  jeder  Nutzgegenstand  ist, 
wenn  in  einem  gewissen  Uebermass  Vorhanden, 
entweder  schädlich  oder  nutzlos.  Die  seelischen  Gü- 
ter dagegen  sind,  je  überschwenglicher  sie  in  jemandem  vorhan- 
den sind,  desto  nutzbringender,  wenn  es  gestattet  ist,  diese 
Güter  nicht  nur  vom  Standpunkte  ihrer  inneren  Vortrefflichkeit, 
sondern  auch  vom  Standpunkte    der  Nützlichkeit  zu  betrachten.« 


i)  Vgl.  hiezu  Arleth  a.  a.  O.  S.  65  u.  69. 
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Thomas  fügt  erläuternd  bei:  >sicut  de  fistula  apparet ,  quoniam 
si  sint  majores  aut  plures  quam  possint  moveri  a  fistulante,  no- 
cent  aut  non  proficiunt  ■  ^). 

Aristoteles  geht,  wie  man  sieht,  weiter  als  Gossen,  Beittliam 
und  die  modernen  Vertreter  der  »Grenznutzentheorie'   ^), 

Die  Ueberfülle  an  'äussern  Gütern  ist  nach  ihm  nicht  nur 
nutzlos,  sondern  kann  sogar  schädlich  werden.  Ganz  of- 
fenbar dann,  wenn  ihrer  so  viele  sind  ,  dass  nicht  nur  ihre  Ver- 
wertung im  Dienste  des  Guten  durch  ihren  Besitzer  unmöglich 
ist ,  sondern  die  Sorge  für  ihre  Erhaltung  und  Er- 
werbung ihn  von  der  Verwirklichung  der  primä- 
ren Werte  abzieht.  Wir  sind  hiemit  bei  der  schon  oft  be- 
handelten antikapitalistischen  Lehre  des  Aristo- 
teles angelangt;  auf  ihre  Erörterung  gehen  wir  hier  nicht  weiter 
ein,  die  Berechtigung  dessen ,  was  er  —  der  Antisozialist 
—  über  die  unbegrenzte  »Akkumulation  des  Kapitales«  in  den 
Händen  Weniger ,  über  die  Erspriesslichkeit  eines  gesunden 
Mittelstandes  lehrte,  ist  längst  als  über  allen  Zweifel  erha- 
ben erkannt.  Uns  interessiert  hier  die  werttheoretische 
Seite  des  Problems.  Diese  liegt  in  der  Erkenntnis,  dass  der  Nutz- 
wert solcher  Dinge,  die  unter  Umständen  geeignet  sind,  primäre 
Werte  zu  realisieren,  von  diesen  Umständen  abhängt, 
und  dass  zu  den  Umständen ,  welche  ihre  Verwertbarkeit  ver- 
hindern und  in  ihr  Gegenteil  verwandeln ,  die  Ueber- 
fülle dieser  Gegenstände  selbst  gehört;  sie  erschwert,  ja  ver- 
hindert eine  Uebersicht  über  die  Machtmittel  und  hiemit  die  Macht 
selbst,  »je  grösser  der  Besitz«,  sagte  ich  an  anderer  Stelle^), 
desto  grösser  die  Pflichten,  die  er  auferlegt,  freilich  desto  schwie- 
riger auch  die  Kunst,  ihnen  gerecht  zu  werden;  wie  auch  ein 
grösseres  Reich  schwerer  zu  regieren  ist,  als  ein  kleines.  Die 
Schwierigkeit  ist  so  gross,  dass  schon  Christus  sich  zu  dem  Aus- 
spruche bewogen  sah,   »eher  ginge  ein  Schiffstau  durch  ein  Nadel- 

i)   Thomas'  Komm,  zur  Politik  VII.  i;  vgl.  auch  I.  6. 

2)  Eine  Kritik  derselben  enthält  meine  zit.  Schrift.  Die  mit  dieser  Theorie  in 
Zusammenhang  stehenden  Sätze  Fechners ,  Gossens  und  Betithams  habe  ich  daselbst 
ebenfalls  untersucht  und  berichtigt.  Prof.  Diehl,  der  in  den  Jahrbüchern  für  National- 
ökonomie und  Statistik  meine  Schrift  einer  Besprechung  unterzog ,  hat  diesen  Teil 
meiner  Auseinandersetzungen  wohl  überschlagen  und  so  den  Eindruck  gewonnen,  als 
stimmte  ich  ihren  Sätzen  bei. 

3)  »Die  Kulturaufgaben  der  Gegenwart«.  Ein  Vortrag,  herausgegeben  vom  deut- 
schen Vereine  zur  Verbreitung  gemeinnütziger  Kenntnisse.    Prag   1898. 


584 


Dr.   Oskar  Kraus  : 


Öhr,  als  ein  Reicher  in  das  Himmelreich  einginge«. 

14.  Bei  Aristoteles  finden  sich  noch  genauere  Bestimmungen 
über  die  Schätzungen  der  äussern  Güter,  und  zwar  Bestimmun- 
gen, die  mit  den,  unabhängig  von  ihm  ausgesprochenen  Sätzen 
der  modernen  Werttheoretiker  eine  unverkennbare  Verwandtschaft 
aufweisen.  Im  2.  Kapitel  des  III.  Buches  der  Topik  handelt  Ari- 
stoteles von  den  Gesichtspunkten,  nach  welchen  etwas  einem  an- 
dern gegenüber  praktisch  vorzüglicher  ist,  und  lehrt  im  §8:  "Etc 
s/w  Tü)v  cf  9-opwv  Y.od  Twv  axcoßoXwv,  xod  xwv  ysveaewv,  xod  xwv  Xrj'jiswv, 
xod  Twv  £vavt:wv. 

'Qv  yap  al  cp'O-opaJ  cpsuxxGXspac  auxa  acpsxtbxspa.  '0[ioi(dc,  Se 
xod  iid  xwv  dTioßoXwv,  xod  xcov  evavxtwv.  05  yap  yj  dTioßoXyj,  9}  xo 
£vavx''ov ,  q:£uxx6x£pov ,  aOxo  atp£Xü)X£pov,  'Eu:  0£  Y£  xwv  y£V£a£(i)V 
%ai  Xü)v  A'/jd^stov  ävdTraXtv.  'ßv  ydp  aE  XY;(]^£t5  xod  od  jeviaeiq,  odpexü- 
X£pa:,  xyd  auxa  acp£xa)X£pa.  Ich  füge  die  Uebersetzung  Bender?,  bei, 
indem  ich  zugleich  eine  Parallelstelle  aus  v.  Böhm-Bawerks  Schrift 
»Grundzüge«   daneben  setze. 


Aristoteles: 
»F  e  r  n  e  r  ra  u  s  s  m  an  acht 
haben  auf  das  Vergehen, 
Terlieren ,  Gewiuiieu  und  das 
Entgegengesetzte;  dasje- 
nige nämlich  ist  vorzüg- 
licher^), dessen  Vergehen 
mehr  zu  v  e  r  meiden  i  s  t. 
Ebenso  ist  es  auch  beim  Ver- 
lieren und  dem  Entgegengesetz- 
ten ;  mag  nämlich  das  Verlieren 
einer  Sache  oder  das  der  Sache 
Entgegengesetzte  mehr  zu  fliehen 
sein,  in  beiden  Fällen  ist  die  Sache 
selber  vorzüglicher.  Umgekehrt  ver- 
hält es  sich  mit  dem  Werden 
und  dem  Gewinnen;  dasjenige 
nämlich,  dessen  Gewinn  und  Wer- 
den vorzüglicher  ist,  ist  selber  auch 
vorzüglicher. 


V.  B  ö  h  m  -  B  a  w  e  r  k : 
Man  fühlt  sich  haupt- 
sächlich beizweiGelegen- 
heiten  zur  Fällung  von 
Werturteilen  veranlasst; 
einmal,  wenn  es  sich  dar- 
um handelt,  ein  Gut  aus 
einem  Vermögen  zu  ent- 
lasten, z.  B.  zu  verschenken,  zu 
vertauschen,  zu  verbrauchen  ;  d  ann, 
wenn  es  sich  darum  han- 
delt, ein  Gut  für  ein  Ver- 
mögen zu  erwerben...  Ein 
Gut,  das  man  schon  hat,  schätzt 
man  nach  der  Eiubusse,  die  man 
durch  sein  Weggeben  erleidet, 
.  .  .  Ein  Gut,  das  man  noch  nicht 
hat,  schätzt  man  umgekehrt  nach 
dem  Zuwachs  au  Nutzeu ,  den 
sein  Erwerb  bringt  -). 


Der  Unterschied ,  den  man  zwischen  beiden  Formulierungen 


1)  aEpsxojTspov  =  praktisch  wertvoller. 

2)  Vgl.    auch  V.   Wieser,    Der    natürliche  Wert.    S.  80    und  meine  Theorie    des 
Wertes.  S.  100  ff. 
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finden  kann,  ist  der,  dass  Aristoteles  die  Frage  nach  dem  Mehr- 
wert eines  Gegenstands  gegenüber  einem  andern,  Böhin-Bawcrk 
die  nach  dem  -Werte«  schlechthin  behandelt;  nun  bemerkt  aber 
Aristoteles  im  folgenden  Kapitel  ausdrücklich:  ot  aOxot  Se  idT^ot 
)'pr','j:|i,o:  y.a:  r.^hz  xö  oeixvuva'.  oxioüv  aipsxöv  yj  cpeuxxcv.  a'^atpeCv  yap, 
[jLovov  öct  XYjV  Tcpo;  sxspov  uTispo/YjV',  m.  a.  W.  die  Gesichtsi)unkte 
für  das  Aufzeigen  des  einfachen,  praktischen  oder  Nutzwertes  sind 
dieselben,  man  braucht  nur  das  »Mehr«  des  einen  gegenüber  dem 
andern  wegzulassen :  »ei  xö  y^^rp',\^(!d\z^o^i  atpexwxepov,  xa:  xö  XP"^^-" 
|jiov  atpexov«.  Wenn  das  Brauchbarere  praktisch  vorzüg- 
licher, w  ä  h  1  e  n  s  w  e  r  t  e  r  ist,  so  ist  das  Brauchbarere  prak- 
tisch gut,  w  ä  h  1  e  n  s  w  e  r  t.  Dies  leuchtet  ein  aus  dem  Be- 
griff des  grössern  Gutes  und  des  Nützlichem  ([xso^ovo;  ayaö-oO 
xac  xoü  [xäXXov  au|i'f£povxo;)  .  .  .  :>£axoi  oyj  uTispe/^ov  [X£v  xo  xoaoüxov 
xa:  exe,  üTiepexöfxevov  Se  xö  evuTrapx^v  •  xa:  [xsii^ov  |X£v  ae:  xac  tiXs^ov 
Tipö;  IXaxxov«  (Rhet.  I.  7).  »Das  Uebersteigende  (Uebertreffende) 
ist  ebensoviel  und  noch  etwas  dazu ,  das  Ueberstiegene  (Ueber- 
trofifene)  dagegen  das  in  jenem  Enthaltene ,  und  die  Begriffe 
grösser  und  mehr  beziehen  sich  immer  auf  ein  Geringeres«  ^). 

15.  Hält  man  diese  Anweisung  fest,  so  findet  man,  dass  Ari- 
stoteles die  Lehre  von  der  wirtschaftlichen  Zu- 
rechnung ganz  in  derselben  Weise  beantwortet, 
wie  Carl  Menger  in  seinen  Grundzügen;  ich  hatte,  als  ich  in  meiner 
Theorie  des  Wertes  die  Mengersche  von  mir  sogenannte  D  i  f- 
ferenzmethode  gegenüber  der  Wieserschen  »algebrä- 
sehen  Methode«  verteidigte ,  die  folgende  Stelle  der  Topik 
ebensowenig  präsent,  als  die  andern  Werttheoretiker  bisher  von 
ihr  Kenntnis  genommen  haben. 

§   II.  £x:,  £x  xy]5  7:pc-ai)-£a£ü);,    £i  xw  aOxw    Ttp&ax:i)'£[Ji£v6v  v.  xö 

ÖXOV    a[p£X(i)X£pOV    UG'.Er.    £uXaß£ia-9'aC    OE    OEI    TipOXetVELV,    £Cp'    WV    XOJ    [Jl£V 

£X£p(o  Xü3V  Tcpoaxo{)-£[JL£Vü)v  y<^f(za.'.  xö  xo^vöv,  Y]  aXXwc  uo);  auvcpyöv 
sax:  •  xw  0£  Aolt^w  [j,yj  yj^y(ioi.i ,  [jly;0£  auvEpyov  Eaxtv  •  olov  npiovy.  y.yl 
opsTiavov  \itxoc  x£xxov:xy];  •  acpExwxEpov  6  Trp^'awv  auvouaS^ofxsvos,  aTiXös 
5s  oOx  acpsxwxEpov.  §  12.  IlaXiv  £i  iXaxxov  xc  upoaxs^EV  xt  xö  öXov 
|i,£ti^ov  7üoo£:  •  §  13.  '0[iocü)5  0£  xat  £x  XY]5  dcpacpEaw;.  Ou  yap  acpatps^B-ev- 
X05  dTiö  xoö  auxöO,  xö  XscTrofXEVöv  iXaxxov  fy  £X£:vo  [xei^ov  av  eif],  6  Ttoxe 
dcpatpE-B-Ev  xö  Xs'.Tio^Evov  iXaxxov  7to:£c. 

Der  erste  Satz  lautet  in  der  Uebersetzung :   »Ferner  kann  man 

l)  Ueber  den  Ursprung  des  Begriffs  des  »Vorzüglichem«:  oder  » Mehrwertes «   vgl. 
meine  Werttheorie. 
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schliessen  aus  der  Hinzufügung ,  wenn  nämlich  etwas,  was  zu 
einem  andern  hinzugefügt  wird ,  das  Ganze  praktisch  wertvoller 
macht«  seil,  als  ein  anderes.  —  Hiezu  ist  §  12  u.  §  13  zu  berück- 
sichtigen :  »wiederum,  wenn  etwas,  das  zu  einem  Kleinern  hinzu- 
gefügt wird,  das  Ganze  grösser  macht  etc.  als  ein  anderes  es  tut. 
Ebenso  kann  man  auch  schliessen  aus  der  Wegnahme ;  dasjenige 
nämlich,  nach  dessen  Wegnahme  von  einem  und  demselben  Dinge 
das  übrig  Bleibende  kleiner  ist,  ist  doch  wohl  das  Grössere,  da 
doch  seine  Wegnahme  das  Uebrige  kleiner  macht,  als  die  Weg- 
nahme eines  andern.« 

Ein  Beispiel:  A  habe  einen  Wert,  dessen  Grösse  durch  10 
angegeben  sei ;  durch  Hinzufügung  von  B  steige  der  Wert  (A,  B) 
auf  12 ;  wairde  statt  dessen  C  hinzugefügt ,  so  würde  der  Wert 
14  betragen.  Somit  ist  C  wertvoller  als  B.  Umgekehrt:  eine  Ver- 
bindung (A,  B,  C)  habe  den  Wert  20 ;  A,  B  ohne  C  habe  den 
Wert  16,  A,  C  ohne  B  den  Wert  12  ,  es  ist  daher  B  wertvoller 
als  C,  denn  durch  seine  Wegnahme  wird  das  Uebrigbleibende 
kleiner  an  Wert  als  durch  die  Wegnahme  von  B.  Dies  ist,  von 
der  Frage  nach  dem  »Mehrwert^  auf  die  Frage  nach  dem  »Wert« 
von  B  und  C  angewandt,  ganz  genau  die  Methode  Me?igers. 

In  meiner  Werttheorie  S.  114  sagte  ich:  Um  zu  erfahren, 
welcher  Wert  dem  A  in  der  Verbindung  A,  B,  C  zuzurechnen  ist, 
müssen  wir  nach  Menger  (S.  141  ff.)  fragen,  w^elcher  Wertverlust 
durch  die  Ausschaltung  von  A  unausweichlich  wäre«  ^). 

16.  Dass  Aristoteles  bei  der  i^f^oQ^tQic,  an  eine  »produk- 
tive Verbindung«  gedacht  hat,  deren  Wesen,  wie  ich  nach- 
gewiesen habe,  niemals  in  einer  blossen  Addition  zweier  Produk- 
tivelemente besteht,  beweist  der  Mittelsatz  des  obigen  Zitates: 

»Nur  muss  man  sich  hüten,  dass  man  nicht  diesen  Satz  (seil, 
von  der  T^poa^eac;)  anwendet  auf  solche  Fälle ,  wo  das  gemein- 
same Dritte  nur  von  dem  einen  der  hinzugefügten  Dinge  Ge- 
brauch machen  kann,  von  dem  andern  aber  nicht,  oder  bloss  mit 
dem  einen  zusammenwirkt,  mit  dem  andern  aber  nicht,  z.  B.  man 
nehme  eine  Säge  und  eine  Sichel  bei  der  Baukunst ;  in  dieser  Ver- 
bindung ist  die  Säge  praktisch  wertvoller,  schlechthin  (im  allge- 
meinen) ist  sie  es  aber  nicht.«  —  Die  Richtigkeit  dieser  Sätze 
leuchtet  ein :  Säge  und  Sichel  können  zum  Zwecke  eines  Haus- 
baues nicht  in  eine  produktive  Verbindung  eingehen ;    die  Sichel 

i)  Vgl.  auch  Rhet.  I.  7.  p.  1364  a.  31  »xal  o5  '(\  aispyjats  jisv^ov«   dessen  Ver- 
lust grösser  ist,  scilicet  ist  wertvoller. 
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ist  hier  wertlos ;  in  einer  andern  V  e  r  b  i  n  d  u  n  ^j ,  unter  a  n  - 
d  e  r  n  Umständen  aber,  unter  welchen  wieder  die  Säge  ihrer- 
seits keinen  Wert  repräsentiert,  kann  sie  wertvoll  sein,  —  Säge  und 
Hobel  dagegen  bei  einem  Bau  verwendet,  können  beide  produk- 
tiv verwendet  werden,  und  wirken  beide  bei  dem  Bau  mit,  jene 
dann  als  wichtigerer,  wertvollerer  Faktor,  wenn  durch  ihre  Weg- 
nahme ein  grösserer  Nachteil  erwächst. 

Es  sei  der  Nutzen,  den  Säge  und  Hobel  zusammen  unter  ge- 
wissen Umständen  gewähren  =  100.  Die  Säge  ohne  Hobel  gäbe 
c  e  t  e  r  i  s  p  a  r  i  b  u  s  98  ,  der  Hobel  ohne  Säge,  ceteris  pa- 
ri b  u  s  80.  Es  ist  klar,  dass  der  Wert  des  Hobels  =:  2,  der  Wert 
der  Säge  =  20  beträgt.  Wäre  der  Wert  einer  produktiven  Ver- 
bindung blosse  Addition  der  Werte  der  Faktoren,  so  könnte  die 
Verbindung  von  Säge  und  Hobel  nicht  mehr  als  22  betragen. 
Variieren  wir  das  Beispiel:  Säge  u.   Hobel  gäben   100, 

Säge  ohne  Hobel     =    40, 
Hobel  ohne  Säge     =    40, 
Wert  der  Säge  daher  60,  Wert  des  Hobels  ebenfalls  60. 
Würde  der  Wert  der  produktiven  Verbindung  zweier  Wert- 
gegenstände   der    S  u  m  m  e    der  Werte    dieser    Gegenstände    ent- 
sprechen,    so    müsste    die  Verbindung    von  Säge    und  Hobel    120 
betragen. 

17.  Wir  übergehen  die  Besprechung  anderer  Lehrsätze,  wie 
z.  B. ,  dass  das  Längerdauernde  Gut  vorzuziehen  ist  dem 
Kürzerdauernden,  das  Widerstandsfähigere  dem 
weniger  Widerstandsfähigen  (Rhetor.  I.  7.  p.  1 364  b.  30), 
dann  (ebendaselbst  p.  1365  a.  34),  dass  das  dem  Ziele  Nähere 
dem  vom  Ziele  Entfernteren  (die  »Güter  niederer  Ordnung«  den 
»Gütern  höherer  Ordnung«)^)  an  Wert  überlegen  sei.  Auch  bei 
dem  Lehrsatz  der  Rhetorik  I.  7.  p.  1365  b.  8  wollen  wir  nicht 
lange  verweilen :  y.a:  zo  r.^o:;  koXXt.  /pryaiiJtWTspov,  olo'i  xo  izfoc,  xö 
"Qf^-j  y.al  £'j  J^f^v  y.yl  tt^v  i^o^rA^-i   v.y).  xo    Tüpaitsiv  xa  xaXa  '  O'.o  xat  6 

Diesem  Satze  zufolge  sind  Güter  verschiedenartiger,  mannig- 
faltiger Verwertbarkeit  vorzuziehen  solchen  Gütern,  die  eine  minder 
vielfältige  Verwendung  zulassen.  Die  grössere  Variabilität  der 
Verwendbarkeit  ist  selbst  ein  Vorteil.  —  So  wahr  diese  Sätze 
sind,    werden  sie  an   aktuellem  Interesse    doch   übertroffen  durch 

l)  Vgl.  hiezu  Topik  III.  c.  ßäXi'.ov  t"  w;  sziiioXü  zb  Octspov  £-d[isvov,    gewöhn- 
lich ist  das  Spätere  auch  das  Bessere. 
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einige  Aristotelische  Aussprüche  über  Nützlichkeit,  Seltenheit  und 
Kosten,  die  wir  im  folgenden  wiedergeben: 

i8.  xa:  TÖ  aTcaviwTSpov  toö  acp^ovou,  olo'>  yjiüabc,  aiÖYjpou  a/pyjaxo- 
T&poc,  wv  ■  [i.zl'C,ov  yap  'q  y.xfiai-  oicc  zb  ^aXeTuwispov  ecvat.  aXXov  ok 
xpoTCov  tö  acp^ovov  xoO  a^avt'ou,  oxi  r^  xpfjat^  Ü7i£p£;^ec  •  x6  yap  noXldi- 
Y.IC,  xoö  öXiyax'.^  UTtSps/^si,  oO-ev  Xsysxac  »apoaxov  |jl£V  liowp«^). 

»Ferner  das  Seltenere  ist  wertvoller  als  das  Häufige,  wie 
z.  B.  Gold  höher  steht  als  Eisen ,  obschon  es  minder  nützlich 
ist ;  sein  Besitz  ist  nämlich  etwas  Wichtigeres  (Bedeutenderes), 
weil  er  schwieriger  ist ;  in  anderer  Weise  dagegen  steht  das  reich- 
lich Vorhandene  über  dem  Selteneren,  weil  seine  Gebrauchsmög- 
lichkeit die  des  Selteneren  übersteigt.  Denn  das  »häufig«  ist 
mehr  als  das  »selten«.  Daher  heisst  es  auch  »das  Beste  ist  das 
Wasser«.  —  »Nichts  ist  brauchbarer  als  Wasser«  sagt  Sinük,  »aber 
es  lässt  sich  kaum  etwas  dafür  kaufen;  es  lässt  sich  fast  nichts 
dafür  im  Tausch  erhalten.  Dagegen  hat  der  Diamant  beinahe  gar 
keinen  Gebrauchswert,  und  doch  ist  oft  eine  Masse  anderer  Gü- 
ter dafür  im  Tausche  zu  haben.«  Man  vergleiche  ferner  damit 
folgende  Stellen  aus  Wies^'rs  »natürlichem  Wert«  »die  nützlicheren 
Dinge  haben  häufig  geringeren  Wert  als  die  minder  nützlichen. 
So  hat  Eisen  einen  geringeren  Wert  als  Gold«  (S.  2)  .  .  .  »Wasser 
ist  an  vielen  Orten  im  Verkehre  ohne  Wert,  wiewohl  es  überall, 
wo  Menschen  sind,  von  Nutzen  ist«   (S.   i)  .  .  . 

Nicht  nur  waren  diese  Tatsachen,  die,  wie  Wieser  sagt, 
»fast  mit  Gewissheit  zu  beweisen  scheinen,  dass  der  Nutzen  nicht 
die  Quelle  des  Wertes  ^)  sein  kann«  schon  Aristoteles  bekannt, 
er  hat  ebensow'enig  wie  Jlieser  daran  gezweifelt,  dass  Gold 
und  Eisen  und  dergleichen  ihren  wirtschaftlichen  Wert  dennoch 
von  ihrem  Nutzen  ableiten. 

19.  Aristoteles  nimmt  dem  Probleme  gegenüber  folgende  Stel- 
lung ein. 

In  den  Sätzen   »xö  OTiavLWXSpov  xoO  dcpO-ovou« 

»das  Seltenere  ist  wertvoller  als  das  Häufigere«, 

und  »x6  öfcp^ovov  xoö  auavi'ou« 

»das  Häufige  ist  wertvoller  als  das  Seltene« 
hat,  da  der  Begriff  des   »W  e  r  t  v  o  1 1  e  r  n  «   im  Griechischen  auch 
durch    den  Komparativ  ausgedrückt  wird,    die  komparative 
Wendung     nicht    dieselbe    Bedeutung.      »aXXov  oh  xporcov« 

1)  Rhet.  I.  p.   1366  a.  23. 

2)  Gemeint  ist  des  sog.   »wirtschaftlichen  Wertes«. 


Die  Aristotelische  Werttheorie  etc.  jrgn 

>auf  andere  Weise«,  in  anderem  Sinne«,  sagt  Aristoteles,  ist  der 
höhere  Wert  im  zweiten  Falle  zu  verstehen.  Selbstverständlich! 
würden  doch  sonst  die  obigen  zwei  Sätze  den  vollkommensten 
Widerspruch  involvieren. 

Welches  sind  diese  beiden  verschiedenen  Bedeutungen  .'' 

i)  Wertvoller  ist  Eisen  gegenüber  dem  Golde,  sofern  die 
Summe  alles  verfügbaren  Eisens  eine  grössere  Summe  sekundärer 
Werte  verbürgt  (-^  X?^,^'^  '^"^P^X^')  '^^^  ^'^  Summe  alles  verfüg- 
baren Goldes. 

2)  Wertvoller  ist  Gold  gegenüber  Eisen  im  Sinne  der  grös- 
seren Bedeutung  des  Besitzes  |i.c^^ov  yap  y)  v.-fp'.;.  Der 
Besitz  einer  Gewichtseinheit  M  Goldes  gewährt  gegenüber  dem  Be- 
sitze einer  Gewichtseinheit  des  Eisens  einen  praktischen 
Vorteil  oiic.  xb  yjxXtrMxep'jV  ehxi  wegen  der  grösseren  Schwie- 
rigkeit seiner  Erlangung.  »yocXejzov  öpi^zzoc.  v)  X'jtztj  y^  7:Är,0-£'.  y^po'^oxx- 
(Rhet.  I.  6)  »die  Schwierigkeit  bestimmt  sich  nach  der  Beschwer- 
nis oder  der  Zeitdauer.«  Unter  h'j-r^,  Beschwernis,  ist  nicht  nur 
die  mit  der  Arbeit  verbundene  Unlust  zu  verstehen,  sondern  so- 
viel wie  Opfer  überhaupt. 

Dies  erhellt  unter  anderem  aus  folgendem  : 

»7.a:  G'j  £V£7.a  TroXXa  TüETrovrjTa:  Tj  SeoaTiavr^xai  •  '^a:v6[X£vov  yap 
aYa{)'Ov  yjOTj.  v.od  d);  xiXo;,  xb  tcoütov  OT:oXa[x[iav£':ai  7.x:  teao;  -oX- 
Xwv,  xb  ok  xiXo;  dyaö-öv^  (Rhet.  I.  6.  p.  1363  a.  3).  »Gut  ist  wo- 
für viel  gearbeitet  oder  aufgewendet  wird;  denn  schon  deswe- 
gen erscheint  etwas  als  gut  und  wird  als  ein  Ziel  betrachtet  und 
zwar  als  Ziel  vieler  Mittel;  als  Ziel  setzt  man  sich  aber  ein  Gut.« 

Hiernach  ist  ein  Gut  oder  wertvoll,  was  Opfer  an  Arbeit  oder 
sonstigen  Aufwand  oder  Kosten  erheischt^).  Wertvoller  in  diesem 
Sinne  ist,  was  grössere  Opfer  kostet,  um  es  bezw.  sein  Aequi- 
valent  zu  erlangen  ^).  Der  Besitz  eines  solchen  Dinges  ist  etwas 
Bedeutenderes  (jjlei^ov  'q  7.~f(a:;),  denn  sein  Verlust  ist  bedeuten- 
der (tj  axEorja'.;  |j.£:vWv)  eben  wegen  der  grösseren  Reproduktions- 
kosten.   D  e  r  j  e  n  i  g  e  B  e  g  r  i  f  f  v  o  n   »Wert«   und   »  M  e  h  r  - 

i)  Als  Masseinheit  des  für  die  Menschheit  verfügbaren  Goldquantums,   die 

m 
sich   als  bestimmter  quotienteller  Teil    dieses   Quantums   darstelh.     I    Kilo   Gold  = 

alles  verfügbaren  Goldes. 

2)  Diese  aristot.  Auffassung  hat  Thomas  v.  Aquino  zur  Kommentierung  der  Ethik 
I.  5  benützt  (lectio  9).  Zmaz'c  (i' Werttheorie  bei  Arist.«  S,  422)  scheint  dies  über- 
sehen zu  haben. 

3)  Vgl.   meine  Werttheorie   S.   127. 
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wert«,  der  zu  seiner  Bestimmung  des  Begriffs 
der  Kosten,  Opfer  oder  Schwierigkeit  benötigt, 
ist  der  Begriff  des  sogenannten  »wirtschaftli- 
chen Wertes«,  wie  er  Menge}',  der  österreichischen  Schule, 
und  Dietzel  vorschwebt,  und  wie  ich  ihn  in  meiner  Werttheorie 
präzisiert  habe.  Aristoteles  kam  der  Sache  so  nahe ,  dass  von 
seiner  Lehre  zu  jener  der  modernen  psychologischen  Schule  die 
Brücke  mit  Leichtigkeit  geschlagen  werden  kann. 

»Wirtschaftlich  wertvoll«  ist  ein  Ding,  dessen  Besitz  darum 
dem  Nichtbesitz  vorzuziehen  ist ,  weil  er  nicht  opferlos  ersetzbar 
ist,  also  das  mehr  oder  minder  Kostbare  ^). 

20.  Wir  sahen  soeben ,  wie  Aristoteles  die  höhere  Wert- 
schätzung des  Seltenen  gegenüber  dem  Häufigen  aus  der  Schwie- 
rigkeit d.  h.  den  erforderten  Opfern  seiner  Beschaffung  erklärt. 
Unmittelbar  darauf  scheint  er  aber  umgekehrt  die  Schwierigkeit 
aus  der  Seltenheit  zu  erklären  und  sich  somit  in  einem  Zirkel  zu 
bewegen:  »'/.al  oXw;  to  ^aXeTtwiepov  toö  pa&vos  *  aTiavtWTSpov  yap  • 
aXXov  0£  TpoT^ov  TO  paov  xoO  y^aXsTCWTSpou  •  'iy^i  yap  65  ßouXopteil-a.« 

»Ueberhaupt  ist  das  Schwierigere  vorzüglicher  als  das  Leich- 
tere, denn  es  ist  das  Seltenere.  In  einem  anderen  Sinne  ist  wie- 
derum das  Leichtere  vorzuziehen  dem  Schwierigeren,  denn  es  ist 
so,  wie  wir  es  wünschen.« 

Allein  der  Zirkel  ist  nur  ein  scheinbarer;  dies  ergibt 
sich  aus  folgendem  :  Es  gibt  Wertgegenstände,  die  ersetzbar  sind ; 
ihr  »wirtschaftlicher  Wert«,  ihre  »Kostbarkeit«  richtet  sich,  niemals 
den  Nutzwert  übersteigend ,  nach  der  Schwierigkeit  ihrer 
W  i  e  d  e  r  b  e  s  c  h  a  f  f  u  n  g  ;  d.  h.  der  praktische  Vorteil  ihres 
Besitzes  vor  ihrem  Nichtbesitze  ist  gleich  der  in  diesem  Besitze  in- 
volvierten Kostenersparnis  ;  in  letzterer  haben  wir  die  obere  Grenze 
für  die  Opfer,  die  man  wirtschaftlicherweise  bringen  darf,  um  ih- 


l)  Ich  würde  vorschlagen,  statt  des  Ausdruckes  »wirtschaftHcher  Wert«:  den  Aus- 
druck »Kostbarkeit«  zu  gebrauchen  i.  weil  dadurch  die  Zahl  der  Aequivokationen 
von  2. Wert«  um  eine  vermindert  wird;  2.  weil  er  auch  dort  zutrifft,  wo  nicht  die 
Wirtschaft  im  engeren  Sinne  in  Frage  steht,  sondern  alles  und  jedes,  das  Ge- 
genstand unserer  Fürsorge  und  Vorsorge  ist.  Wie  in  folgendem:  »xal  xö  ii.'^a.'i^r{iö'^ , 
xal  Toig  [isv  |idvov  xolg  t'i  |i£x'  aXJ.cov  •  oiö  xal  o-jx  "iayj  ^7j[Jiioc  ocv  xig  xöv  lispöcp- 
■9-aÄpiov  xu-^rXcüay;  xal  xöv  So'  ey^ovxa  •  dcYaTiY/XÖv  y°'P  Äcpfipr^xau ,  »desgleichen  das 
jenige,  was  einem  teuer  ist;  und  um  so  teurer,  wenn  man  es  als  einziges,  als  wenn 
man  es  mit  mehreren  besitzt;  darum  ist  auch  die  Strafe  nicht  gleich,  wenn  einer  einem 
Einäugigen,  als  wenn  er  einem  Zweiäugigen  das  Auge  ausschlägt ;  denn  jenem  ist  das 
ihm  einzig  Teure  geraubt.«  Die  Kostbarkeit  des  einzigen  Auges  ist  grösser,  als  die 
Kostbarkeit  desselben  Auges  zur  Zeit,  da  noch  das  andere  mitgegeben  war. 
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rem  Verluste  vorzubeugen.  Solche  Dinge  sind  »selten  Gegen- 
stände des  Besitzes,  weil  sie  schwierig,  d.  h.  mit  Opfern  zu  be- 
schaffen sind.  liiebei  ist  zu  beachten,  dass  »selten«  ein  verschwom- 
mener und  relativer  Begriff  ist. 

Es  gibt  aber  auch  Dinge,  die  nur  darum  schwierig,  d.  h.  mit 
grossen  Opfern  (käuflich)  zu  erwerben  sind,  weil  sie  im  Besitze  sehr 
weniger  Menschen  sich  befinden.  liier  kann  es  infolge  der  Kon- 
kurrenz und  Opferwilligkeit  einer  kaufkräftigen  Nachfrage  ge- 
schehen, dass  der  sekundäre  Wert  des  Gegenstandes  (für  den 
Besitzer)  bis  zu  einer  Höhe  emporschnellt,  die  dem  Werte  ent- 
spricht, w^elchen  das  Gebot  des  Meistbietenden  (für  jenen  Gegen- 
standsbesitzer) hat. 

Als  Mittel  zur  Beschaffung  des  als  Preis  ge- 
botenen Gegenstandes^)  kann  daher  dem  Dinge 
einWert  zukommen,  der  seinen  sonstigen  Wert-) 
weit  übersteigt,  und  dem  entsprechend  wird  seine 
Kostbarkeit  undOpferv\'ürdigkeit  sich  gestalten. 

21.  Aristoteles  hat  bekanntlich  auch  die  Erscheinungen  des 
Preises,  des  Tauschverkehrs,  insbesondere  des  durch  das  Geld 
vermittelten  Verkehrs  gewissen  Betrachtungen  unterzogen.  In 
diesem  Zusammenhange  interessiert  uns  weniger  seine  Lehre 
vom  gerechten  Warenaustausch,  bezw.  vom  gerechten  Preise,  die 
in  dem  Satze  gipfelt  ^),  dass  das  Entgelt  unter  übrigens  gleichen 
Umständen  den  Einsätzen  von  Arbeit  und  Opfern  proportional 
sein  soll,  als  seine  psychologische  Erklärung  des  wirt- 
schaftlichen Verkehres;  gerade  diese  ist  jedoch  zu  bekannt,  als 
dass  hier  mehr  als  eine  Erinnerung  an  den  Satz,  dass  das  Be- 
dürfnis es  ist,   das  alles  zusammenhält,  nötig  wäre. 

Die  werttheoretischen  Untersuchungen  der  Gegenwart  haben 
gezeigt,  dass  das  »Bedürfnis«  *)  in  der  Tat  der  Grundbegriff  der 
Wert-  und  Wirtschaftslehre  ist  und  ihn  als  solchen  allen  Versuchen 


i)  Nichts  anderes  als  dies  versteht  Smith  unter  Tauschwert. 

2)  »Gebrauchswert«  ;  letzteres  ist,  wie  ich  S.  129  a.  a.  O.  gezeigt  habe,  bei  Smith 
eben  der  im  Texte  bezeichnete  negative  Begriff;  die  Angriffe  y.  St.  Mills  gegen  Smith 
beruhen   daher  auf  Missverständnis. 

3)  Eth.  Nik.  V.  8  ;  hiezu  Thomas  Kommentar  lib.  V.  lectio  5.  Hierüber  referiert 
Zmavc  in  dem  zitierten  Artikel  »Werttheorie  bei  Arist.  u.  Thomas«.  S.  423.  Die  bei- 
gefügten werttheoretischen  Bemerkungen  sind  jedoch  m.  E.  verfehlt. 

4)  In  dem  Sinn,  in  welchem  es  »jedes  menschliche  Begehren«  bedeutet;  v.  Wieser 
a.  a.  O.  S.  5;  vgl.  meinen  Versuch  über  das  »Bedürfnis«.  Leipzig  1894  und  insbe- 
sondere meine  »Werttheorie«. 
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gegenüber,  den  Begriff  der  Arbeit  an  seine  Stelle  zu  setzen, 
siegreich  behauptet. 

»Der  Güter  wert  ist  vom  Bedürfnis  wert  abge- 
leitet«^). Dieser  Fundamentalsatz  der  ökonomischen  Wertlehre 
ist  aristotelisch. 

In  der  Geschichte  der  Werttheorie  wird  Aristoteles  —  dies 
hoffe  ich  durch  das  Vorstehende  gezeigt  zu  haben  —  nicht  nur 
der  Zeit,  sondern  auch  der  Bedeutung  nach  stets  in  erster 
Reihe  genannt  werden  müssen. 


l)  V.   Wieser  a.  a.  O.  S.  5 ;    vgl.  hiezu    ausser  den    schon   zitierten  Stellen  Eth. 
Nik.  VIII.  15  p.  1163  a.  10  u.  IX.   i  p.   1167  a.  22  u.  f. 


593 


ORGANISATION  UND  BETRIEB  EINER  TUCH- 
FABRIK. 

VON 

Dr.  HUGO  EPHRAIM. 


I.  Die  »Tuchfabrik  .  —  Bedeutung  der  Mode  und  der  Musterei. 

Der  Begriff  »Tuchfabrik«  schlechthin  ist  ein  ziemlich  weiter, 
da  Unternehmungen,  welche  verschiedenen  Fabrikationszwecken 
dienen,  so  benannt  werden  können.  Hier  soll  unter  diesem  Namen 
eine  Unternehmung  verstanden  werden,  welche  die  Fabrikation  von 
Herrenstoffen  aus  Schafwolle  betreibt  und  alle  Stadien  des  Fabri- 
kationsprozesses vom  Rohmaterial  bis  zur  fertigen  Stückware  um- 
fasst.  Die  Erfahrungen,  auf  welchen  die  Darstellung  beruht,  ent- 
stammen der  Niederlausitzer  Streichgarnweberei.  Die  meisten 
der  dortigen  Tuchfabriken  verarbeiten  freilich  auch  Kammgarne; 
doch  wird  auf  diesen  Zweig  der  Fabrikation  des  beschränkten 
Raumes  wegen  hier  nicht  besonders  eingegangen. 

Eine  Tuchfabrik  in  unserem  Sinne  besteht  daher  aus  folgen- 
den Abteilungen :  i.  Wollsortierung  und  Wollwäscherei,  2.  Färberei, 
3.  Spinnerei,  4.  Weberei,   5.  Walke,  6.   Appretur. 

Der  Betrieb  unterliegt  dem  regelmässigen  Bedarfswechsel 
zweier  Haupt-Saisons :  der  Sommer-  und  der  Wintersaison.  Zwi- 
schen die  Herstellung  der  dem  entsprechenden  zwei  Warengat- 
tungen, Sommerware  und  Winterware,  schiebt  sich  allerdings  zeit- 
weilig die  Fabrikation  besonderer  Frühlings-  und  Herbstartikel, 
und  man  spricht  alsdann  von  Zwischensaisons ;  doch  schliesst  sich 
eine  jede  der  letzteren  enge  an  eine  der  beiden  Hauptsaisons  an. 

Heutzutage    sind    auch    die  Stoffe    für    die    Herrenwelt    einer 
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rasch  wechselnden  Mode  unterworfen,  und  der  Fabrikant  ist  ge- 
zwungen, zu  Beginn  jeder  neuen  Saison  mit  neuen,  der  Mode 
entsprechenden  Mustern  an  die  Kundscliaft  heranzutreten ,  da  er 
sonst  keine  Beschäftigung  für  seine  Anlage  findet. 

Mit  der  »Musterei«  muss  sehr  zeitig  begonnen  werden;  die 
Fabrikation  der  Stoffe,  die  z.  B.  im  Sommer  1905  vom  Publikum 
getragen  werden,  begann  im  September  1904;  die  dazu  nötigen 
Bestellungen  des  Handels  mussten  im  Juli  1904  ihren  Anfang  neh- 
men. Um  Aufträge  erteilen  zu  können,  musste  ein  Teil  der  Händ- 
ler schon  im  Juni  1904  vom  Fabrikanten  mit  Reisemustern  ver- 
sehen sein.  Die  Auswahl  dieser  Muster  wurde  aus  der  Kollektion 
des  Fabrikanten  getrofifen,  die  derselbe  Anfang  Juni  1904  vor- 
gelegt und  mit  deren  Anfertigung  er  schon  im  Januar  1904  be- 
gonnen hatte,  um  rechtzeitig  fertig  zu  werden.  Die  Kollektionen 
der  Versandgeschäfte  werden  allerdings  später  herausgegeben; 
für  die  Sommersaison  frühestens  im  Januar,  für  die  Wintersaison 
frühestens  im  Juli. 

Die  gründliche  Ausarbeitung  neuer  Muster  in  Bezug  auf  Farben- 
stellung, Garnstärke  und  Webart  nimmt  für  einen  grösseren  Be- 
trieb etwa  vier  Monate  in  Anspruch.  Wir  sehen  hieraus,  dass 
der  Fabrikant  in  Bezug  auf  die  Musterei  fast  ^/^  Jahr  im  voraus 
für  die  Beschäftigung  seines  Werkes  besorgt  sein  muss. 

Wenn  der  Fabrikant  an  die  neue  Musterei  herantritt,  so  prüft 
er  zuerst  nochmals  die  Kollektion  der  vergangenen  Saison  und 
nimmt  diejenigen  »Genres«  vor,  die  am  meisten  bestellt  worden 
waren.  Unter  einem  Genre  versteht  man  3,  6,  8  oder  mehr 
Muster  derselben  Ware  und  Webart,  aber  von  verschiedener  Farben- 
stellung; die  einzelnen  Muster  in  verschiedener  Farbenstellung, 
die  einen  Genre  bilden,  nennt  man   »Dessins«. 

Von  den  alten  guten  Genres  werden  also  diejenigen  Dessins, 
die  am  besten  »gezogen«  hatten,  in  die  neue  Kollektion  mit 
hinüber  genommen;  ergänzt  werden  sie  durch  neue,  inzwischen 
modern  gewordene  Farbenstellungen.  Ausserdem  muss  aber  der 
Fabrikant  ganz  neue  Webarten  und  Qualitäten  mustern.  Auch 
hierbei  muss  er  sich  natürlich  in  der  Grundrichtung  der  Mode  an- 
passen. 

Die  Mode  für  die  Herrenstoffe  geht  von  England  aus;  man 
sagt,  dass  der  Hofschneider  des  früheren  Prinzen  von  Wales,  des 
jetzigen  Königs  von  England,  die  ausschlaggebende  Persönlichkeit 
darin   sei;    jedenfalls  ist  es  Tatsache,    dass  sich    seit  Jahrzehnten 
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die  Fabrikanten  aller  Kulturländer  nach  dem  jeweiligen  Londoner 
Geschmacke  richten. 

Der  deutsche  Fabrikant  reist  in  die  grossen  Städte,  London, 
Paris,  Berlin  u.  s.w.,  um  sich  über  die  Mode  zu  orientieren,  sie 
gewissermassen  herauszufühlen,  denn  er  muss  die  Neuheiten  schon 
gleichzeitig  mit  der  englischen  Konkurrenz  bringen.  Ferner  ist 
er  auf  die  sogenannten  »Musterzeitungen«  abonniert,  die  schon 
seit  Jahrzehnten  regelmässig  erscheinen  und  den  Zweck  haben, 
die  Fabrikanten  über  den  Gang  der  Mode  auf  dem  Laufenden  zu 
halten. 

Ausserdem  hat  sich  schon  seit  einiger  Zeit  ein  selbständiger 
Musterhandel  herausgebildet.  Vor  Beginn  jeder  neuen  Musterei 
werden  die  deutschen  Fabrikstädte  von  Leuten  besucht,  die  ganze 
Koffer  »neuer  Ideen  :  mitbringen  und  solche  den  Fabrikanten  oft 
zu  hohen  Preisen  zu  verkaufen  suchen.  Bei  der  Auswahl  dieser 
Vorlagen  muss  sehr  vorsichtig  zu  Werke  gegangen  werden;  es 
handelt  sich  nicht  bloss  darum ,  dass  der  Fabrikant  für  seine 
Zwecke  brauchbare  Muster  auswählt;  er  muss  auch  den  Händler 
als  gewissenhaften  Mann  kennen.  Kommt  es  doch  oft  vor,  dass 
die  Musterverkäufer  sich  ihr  Material  auf  ungesetzlichem  Wege 
aneignen  und  dadurch  auch  ihren  Abnehmern  Unannehmlichkeiten 
bereiten.  Die  wenigsten  Musterverkäufer  stellen  ihre  Muster  im 
eigenen  Atelier  her. 

Nachdem  sich  der  Fabrikant  über  die  Richtung  der  Mode 
orientiert  hat,  arbeitet  er  auf  Grund  seiner  Vorlagen  und  seiner 
eignen  Eindrücke  und  Ideen  die  neuen  Genres  für  die  nächste 
Saison  aus.  Dies  geschieht  auf  Handwebstühlen,  auf  denen  »Muster- 
lappen -  in  der  Länge  von  etwa  l  m  und  in  der  Breite  von  etwa 
50  cm  hergestellt  werden,  welche  die  verschiedensten  Farben- 
stellungen nebeneinander  und  untereinander  enthalten.  Ein  sol- 
cher Musterlappen  heisst  Schablone  und  kann  30 — 40  ver- 
schiedene Dessins  enthalten. 

Die  Zahl  der  Handmusterstühle  in  den  einzelnen  Fabriken 
ist  sehr  verschieden  ;  für  eine  Tuchfabrik  von  ico  mechanischen 
Webstühlen  sind  wohl  mindestens  fünf  erforderlich.  Wenn  im 
Durchschnitt  jeder  derselben  alle  Tage  eine  Schablone  abwebt, 
so  geht  daraus  hervor,  dass  der  Fabrikant  während  der  Musterei 
täglich  150 — 200  so  entstandene  Dessins  prüfen  und  sichten  muss. 
Einen  Teil  lässt  er  zur  nochmaligen  engeren  Auswahl  ausschnei- 
den und  auf  Kartons  kleben  mit  Beifügung  der  Nummern;  einen 
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anderen  Teil  gibt  er  mit  notwendig  erscheinenden  Aenderungen 
zur  Umarbeitung ;    den  Rest  endlich  verwirft  er  als  unbrauchbar. 

Die  Vorschriften  zur  Herstellung  der  Schablonen  werden  dem 
Meister,  der  ihre  Ausführung  zu  überwachen  hat,  vom  Fabrikanten 
selbst  gegeben.  Diese  Dispositionstätigkeit,  die  Geschmack  und 
Farbensinn  in  hohem  Masse  erfordert,  lässt  einen  Teil  der  fach- 
männischen Vorbildung  erkennen ,  welche  sich  der  Fabrikant  an- 
zueignen hat.  Er  muss  die  Gewebe,  die  er  ausmustern  und  even- 
tuell später  fabrizieren  will,  derart  vom  technischen  Standpunkte 
aus  beurteilen  können,  dass  er  in  der  Lage  ist,  ihre  Fabrikation 
vom  Rohmaterial  aus  bis  zur  Appretur  anzuordnen.  Diese  Vor- 
bildung wird  teilweise  auf  Webschulen  erworben,  von  denen  es 
jetzt  eine  grössere  Anzahl  in  Deutschland  gibt ,  die  meist  vom 
Staate  übernommen  sind,  nachdem  sie  durch  Fabrikantenvereine 
begründet  worden  waren. 

Die  älteste  Webschule  von  Bedeutung  in  Mülheim  a.  Rh.  ist 
eingegangen.  Heute  spielen  unter  anderen  eine  grössere  Rolle 
die  Webschulen  von  Berlin,  Aachen,  Crefeld,  Cottbus  N./L.  ^). 

Der  Tuchfabrikant  lernt  auf  diesen  Instituten  in  der  Haupt- 
sache die  theoretische  Musterkompositionslehre,  d.  h.  die  Analyse 
und  das  Entwerfen  von  Mustern ;  ferner  die  Konstruktion  und  die 
Montage  der  verschiedenen  in  der  Textilindustrie  verwendeten 
Maschinen,  schliesslich  die  Grundsätze  der  Färberei  und  Appretur. 

Die  technische  Leitung  eines  grösseren  Etablissements  kann 
aber  nur  derjenige  übernehmen,  der  mehrere  Jahre  praktisch  in 
den  einzelnen  Abteilungen  gearbeitet  hat. 

Wir  wollen  jetzt  einen  Ueberblick  über  den  gesamten  tech- 
nischen Prozess  in  der  Tuchfabrikation  zu  gewinnen  suchen  und 
dabei  die  Punkte  besonders  hervorheben,  die  für  den  Fabrikanten 
von  Wichtigkeit  sind.  Die  Konstruktion  der  einzelnen  Maschinen 
soll  dabei  nur  soweit  angegeben  werden,  als  es  das  Verständnis 
ihrer  Aufgaben  erfordert. 

II.  Die  einzelnen  Betriebsabteilungen. 

Die  erste  Kenntnis  des  Rohmaterials  erwirbt  sich  der  an- 
gehende Fabrikant,  indem  er  längere  Zeit,  sagen  wir  ein  halbes 
Jahr,  in  der  Wollsortierung  und  Wollwäscherei  zubringt. 

In    der   Woll  s  o  r  tie  ru  ng    wird    die    ungewaschene    Wolle 


i)  Vgl.    die    Zusammenstellung:    Deutschlands    Fachschulwesen    II.     Die    Fach- 
schulen für  Textilindustrie  Deutschlands.    Arnstadt   1905. 
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aus  dem  Ballen  genommen  und  auf  Tischen  in  verschiedene  Klas- 
sen eingeteilt,  die  alsdann  getrennt  eingesackt  und  für  verschiedene 
Zwecke  in  der  Fabrikation  bestimmt  werden.  Die  beiden  Haupt- 
gruppen dieser  Sortierung  bilden  die  Rückenteile  und  die  Bauch- 
teile der  Schafvliesse.  Letztere  werden  nämlich,  wenn  das  Schaf 
weidet  oder  lagert,  in  Farbe  und  Haar  viel  stärker  angegriffen 
als  die  Rückenteile;  sie  sind  daher  minderwertig  und  nur  für 
gröbere  und  dunkle  Garne  zu  gebrauchen. 

Der  Fabrikant  muss  beim  Einkauf  der  ungewaschenen  Wolle 
dieser  möglichst  genau  ansehen  können ,  wie  sie  gewaschen  aus- 
fallen wird.  Diesen  BHck  erwirbt  er  sich  durch  längere  Tätigkeit 
in  der  Wollwäscherei.  Hier  wird  die  Wolle  verschiedenen 
heissen  Bädern  von  Ammoniak  und  Soda  ausgesetzt,  die  den  ihr 
anhaftenden  Schweiss,  Schmutz  etc.  entfernen.  Die  Maschinen, 
auf  denen  diese  Prozedur  vorgenommen  wird,  heissen  ;>Levia- 
thane«  und  bestehen  aus  verschiedenen  Bassins,  welche  die  Wolle 
der  Reihe  nach  durchläuft.  Sie  wird  durch  eine  Gabelvorrichtung 
mechanisch  durchgetrieben  und  kommt  aus  dem  letzten  Bassin 
gereinigt  und  gespült  heraus. 

Es  ist  hier  darauf  zu  achten,  dass  die  Reinigung  eine  gründ- 
liche ist,  da  die  Wolle  sonst  die  Farbe  schlecht  annimmt ;  doch 
dürfen  die  Bäder  nicht  zu  scharf  und  ihre  Temperatur  nicht  zu 
hoch  sein,  sonst  wird  das  Wollhaar  angegriffen  und  verliert  seine 
Spinn-  und  Filzfähigkeit.  Dieser  Fehler  macht  sich  später  in  der 
Spinnerei  und  Walke  übel  bemerkbar. 

Manche  Wollen,  besonders  die  überseeischen,  enthalten  sehr 
viele  Pflanzenteile,  vor  allem  kleine  Kletten,  die  sich  auf  der  Weide 
dermassen  in  das  Vliess  des  Schafes  festgesetzt  haben,  dass  sie 
nicht  auf  mechanischem,  sondern  nur  auf  chemischem  Wege  ent- 
fernt werden  können. 

Dies  geschieht  vermittelst  der  K  a  r  b  o  n  i  s  a  t  i  o  n.  Die  Wolle 
wird  mit  einer  leichten  Schwefelsäurelösung  getränkt  und  längere 
Zeit  in  speziellen  Oefen  sehr  heisser  Temperatur  ausgesetzt.  Da- 
durch werden  die  Pflanzenteile  so  mürbe,  dass  sie  bei  einer  sich 
anschliessenden  gelinden  mechanischen  Bearbeitung  der  Wolle  als 
Staub  aus  derselben  herausfallen.  Die  Schwefelsäure  wird  dann 
aus  der  Wolle  vermittelst  eines  neutralisierenden  Potasche-Bades 
entfernt.  Die  Wolle  leidet  natürlich  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
immer  durch  die  Karbonisation ,  und  diese  wird  daher  nur  im 
Notfalle    angewendet.      Ob    eine    Wolle    karbonisiert    werden    soll 
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oder  nicht,  bestimmt  der  Fabrikant,  der  ja  auch  allein  weiss,  für 
welche  Zwecke  sie  dienen  soll.  Auch  zu  dieser  Disposition  gehört 
ein  geschulter  Blick,  da  weniger  die  Menge  der  vorhandenen 
Pflanzenteile  ausschlaggebend  ist  als  ihr  Charakter. 

Die  Aufsicht  über  Wollwäscherei  und  Karbonisation  wird 
meistens  dem  Färbermeister  übertragen. 

Wenn  die  Wolle  gewaschen  und  nötigenfalls  karbonisiert  ist, 
kommt  sie  in  die  Färberei;  hier  wird  sie  in  grossen  Kesseln 
in  der  für  sie  bestimmten  Farbe  gekocht  und  alsdann  in  einem 
heissen  Räume  zum  Trocknen   ausgebreitet. 

Bei  der  hohen  Entwicklung  der  heutigen  Färbereitechnik  ge- 
niesst  der  Färbermeister  eine  sehr  grosse  Selbständigkeit.  Der 
Fabrikant  ist  zwar  mit  den  Grundprinzipien  der  Färberei  vertraut; 
doch  kann  er  nicht  so  tief  in  diesen  Zweig  der  Fabrikation  ein- 
dringen, um  ihm  selbst  vorzustehen.  Auch  hat  er  keine  Zeit,  sich 
über  die  immerfort  neu  hinzukommenden  Färbmethoden  und  Re- 
zepte für  die  diffizilen  Modefarben  auf  dem  Laufenden  zu  halten. 
Dazu  hält  er  sich  den  Färbermeister,  welcher  drei  Jahre  gelernt, 
eine  Färbereischule  besucht  und  noch  lange  Jahre  als  Gehilfe 
gearbeitet  haben  muss,  ehe  er  eine  grössere  Färberei  leiten  kann, 
dann  allerdings  auch  Anspruch  auf  gute  Bezahlung   machen  darf. 

Das  Rohmaterial  soll  dauerhaft  und  schön  gefärbt  werden, 
die  F^arben  sollen  musterkonform  ausfallen;  andererseits  soll  aber 
die  Färberei  möglichst  billig  produzieren.  Die  meisten  Differenzen 
zwischen  Fabrikanten  und  ihren  Färbermeistern  rühren  von  dem 
zu  stark  anwachsenden  Färberei-Konto  her.  Dies  ist  ein  sehr 
schwieriger  Punkt:  dem  Meister,  der  ja  die  Verantwortlichkeit  für 
die  Leistungen  der  Färberei  hat,  muss  bei  der  Bestellung  der 
Farbstoffe  freie  Hand  gelassen  werden.  Nun  ist  es  aber  ein 
öffentliches  Geheimnis,  dass  Vertreter  von  Farbenfabriken  den 
Färbermeistern  gern  in  irgend  einer  Form  Umsatzprämien  ge- 
währen. Die  Versuchung  für  letztere.  Unnötiges  zu  bestellen  (zu 
»wüsten«),  und  ihre  Bestellungen  auf  Firmen  zu  konzentrieren,  die 
vielleicht  gar  nicht  so  leistungsfähig  sind  wie  andere,  ist  somit 
sehr  gross,  kann  aber  durch  verhältnismässig  hohe  Bezahlung  ein- 
geschränkt werden:  Gehälter  von  4 — 5000  Mark  und  mehr  sind 
in  grösseren  Unternehmungen  für  diesen  Posten  keine  Seltenheit  ^). 

Von  jeder  fertig  gefärbten  Wollpartie  wird  eine  Probe  nach 

i)  Vergleiche   hierüber  die  interessanten  Aufsätze  in  der  »Färber-Zeitung«.   Her- 
ausgegeben von  Dr.  Adolf  Lehne.    Jahrg.  1904,  Heft  16.   17,  19.   22. 
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der  Spinnerei  geschickt.  Der  Spinnnicistcr  nuiss  zuerst  darüber 
entscheiden  ,  ob  er  die  Partie  abnimmt  oder  ob  in  der  Farberei 
noch  eine  Verbesserung  daran  vorzunehmen  ist.  Die  meisten 
gefärbten  Partien  bilden  nämlich  nur  Bestandteile  von  Melangen  , 
d.  h.  in  der  Spinnerei  müssen  4,  6  oder  gar  10  und  mehr  ver- 
schiedenfarbige Wollen  in  einem  bestimmten,  ausprobierten  Ver- 
hältnis gemischt  werden,  und  aus  dieser  Mischung  werden  Garne 
mit  entsprechendem  FarbenefTekt  gesponnen.  Wenn  nun  die  Grund- 
bestandteile einer  solchen  Melange  nicht  richtig  getroffen  sind, 
so  wird  es  dem  Spinnmeister  sehr  schwer,  oder  gar  unmöglich, 
den  von  ihm  verlangten  Farbeneffekt  im  Garn  zu  erzeugen.  Es 
ist  daher  für  ihn  von  besonderer  Wichtigkeit,  dass  sein  Kollege 
in  der  Färberei  ihm  die  Wollen  musterkonform  abliefert ,  und  er 
wird  die  Abnahme  der  Partien  so  lai:!ge  ablehnen,  bis  sie  ihm  gut 
erscheinen. 

Hierin  liegt  ja  für  den  F'abrikanten  eine  gewisse  Erleichterung, 
indem  ein  Meister  die  Leistung  des  anderen  aus  eigenem  Interesse 
kontrolliert ;  andererseits  liegt  hier  aber  auch  die  Quelle  vieler 
Misshelligkeiten.  Der  Färbermeister  glaubt  sich  leicht  von  seinem 
Kollegen  chikaniert  und  umgekehrt ;  das  Verhältnis  wird  gespannt, 
vielleicht  im  Laufe  der  Zeit  unerträglich,  und  darunter  leidet  das 
ganze  Unternehmen.  Es  ist  ein  Krebsschaden  für  einen  grossen 
Betrieb,  wenn  seine  Angestellten,  die  in  verantwortlicher  Stellung 
täglich  in  Fühlung  bleiben  müssen,  auf  dem  Kriegsfusse  leben. 
An  den  Fabrikanten,  der  hier  ausgleichend  eintreten  muss,  werden 
in  solchen  Fällen  oft  grosse  Ansprüche  in  Bezug  auf  Taktgefühl 
und  Menschenkenntnis  gestellt. 

In  der  Spinnerei  werden  nun  Wollen  verschiedener  Farbe  und 
verschiedener  Qualität  gemischt ;  die  Zusammensetzung  dieser 
Mischungen  für  die  Spinnpartien  ist  von  der  allergrössten  Wichtig- 
keit und  wird  vom  Fabrikanten  selbst  angeordnet.  Es  gibt  bei 
der  Wolle  sehr  grosse  Preisunterschiede.  Ganz  abgesehen  von 
der  Preiskonjunktur,  von  der  ja  mehr  oder  minder  alle  Wollsorten 
nahezu  gleichmässig  berührt  werden,  weichen  die  einzelnen  Quali- 
täten bis  zu  100  %  und  mehr  im  Preise  von  einander  ab.  Der 
Fabrikant  muss  nun  wissen,  wie  teuer  sich  ihm  das  Garn  für  die 
verschiedenen  Artikel  seiner  Kollektion  stellen  darf,  und  lässt  sich 
bei    den  Spinnereimischungen    von  folgenden  Grundsätzen  leiten : 

I.  Das  Material  muss  dem  Charakter  der  daraus  herzustellen- 
den Ware  entsprechen  ;  für  weiche  Qualitäten,  z.  B.-  Veloursstoffe 
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müssen  feine  deutsche,  australische  oder  Buenos-Aires-Wollen  ge- 
nommen werden;  für  gröbere  Quahtäten,  z.  B.  Cheviotstoffe  eignen 
sich  nur  gekreuzte  Wollen,  australische  und  englische  Crossbreds  etc. 

2.  Den  teuren  Wollen  muss  soviel  billigere  Wolle  beigemischt 
werden,  als  wiederum  die  Qualität  der  herzustellenden  Ware  zu- 
lässt,  damit  sich  die  Fabrikation  so  billig  wie  möglich  stellt.  Es 
muss  aber  hierin  die  richtige  Grenze  eingehalten  werden,  damit 
die  Stoffe  nicht  minderwertig  ausfallen ;  sonst  werden  sie  von  der 
Kundschaft  zur  Verfügung  gestellt,  und  der  Ruf  des  Fabrikanten 
leidet. 

3.  Die  Wollen  müssen  so  gemischt  werden,  dass  sie  sich  gut 
verspinnen  lassen.  Wenn  sich  nämlich  zu  viel  kurze  Wolle  in  der 
Mischung  befindet,  so  reissen  die  Fäden  auf  den  Spinnmaschinen 
fortwährend:  »die  Partie  geht  schlecht«,  lautet  der  technische 
Ausdruck.  Alle  gerissenen  Fäden  müssen  wieder  zusammengedreht 
werden,  und  ein  grosser  Verlust  an  Zeit  und  Material  ist  die  Folge. 
Ausserdem  bleiben  die  Spinnjungen,  welche  die  Feinspinnmaschinen 
im  Akkordlohn  bedienen,  im  Verdienst  zurück.  Hiermit  wird  eine 
merkwürdige  Seite  dieser  Lohnform  illustriert ,  der  wir  in  der 
Weberei  nochmals  begegnen  werden:  der  Arbeiter  verdient  umso 
weniger ,  je  mehr  Mühe  er  bei  der  Arbeit  hat.  Der  Fabrikant 
sorgt  aber  schon  aus  eigenem  Interesse  dafür,  dass  derartige  Fälle 
nur  Ausnahmen  bilden,  und  sucht  auch  in  diesen  Ausnahmefällen 
die  mit  Recht  sich  beklagenden  Arbeiter  durch  Extra-Zulagen  zu 
befriedigen. 

Nach  dieser  Abschweifung  kehren  wir  wieder  zu  den  Mi- 
schungen zurück.  Die  grösseren  Spinnpartien  werden  auf  Maschi- 
nen gemischt  (Mischwölfe);  die  kleineren  mit  der  Hand  durch 
mehrere  Arbeiter.  Von  grosser  Wichtigkeit  ist  dabei,  dass  die 
Wollen  gut  durcheinander  kommen,  da  das  Garn  sonst  ungleich 
ausfällt.  Die  Partien  werden  mit  Oel  und  Olein  durchtränkt, 
damit  das  Haar  beim  Spinnen  elastisch  ist.  Endlich  kommt  die 
Wolle  in  Holzbottichen  an  die  Sortimente  des  Krempelsaals,  wo 
der  Spinnprozess  beginnt. 

Dieser  zerfällt  in  zwei  Teile  :  Krempeln  und  F  e  i  n  s  p  i  n- 
nen.  Das  Krempeln  bezweckt  das  Egalisieren  der  Wollhaare. 
Die  Wolle  läuft  über  eine  sich  drehende  grosse  Trommel  (Tam- 
bour), die  mit  Filzbändern,  auf  denen  sich  wiederum  ganz  feine 
Nadeln  befinden  (Kratzen),  besetzt  ist;  kleinere  Trommeln  und 
Walzen  (Wender  und  Arbeiter)  nehmen  die  schon  etwas  egalisier- 
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ten  VVollhaare  vom  Tambour  ab  und  führen  sie  ihm  von  neuem 
zu;  am  Kndc  der  Krcmpehnaschine  nimmt  eine  fortwiihrend  vibrie- 
rende, mit  Zähnen  besetzte  Schiene  (der  Hacker)  von  einem  Samm- 
ler (Peigneur)  die  Wollhaare  ab,  und  diese  wickeln  sich  als  dünner, 
zusammenhängender  Flor  auf  eine  sich  drehende  Wal/x'.  Ist  diese 
Walze  in  bestimmter  Stärke  umwickelt,  so  wird  sie  vom  Klor  be- 
freit, und  letzterer  muss  denselben  Prozess  auf  einer  zweiten  und 
später  noch  auf  einer  dritten  Krempelmaschine  durchmachen.  Bei 
den  neueren  Konstruktionen  geht  der  Flor  durch  besondere  Band- 
abzugs- und  Bandüberführungseinrichtungen  von  einer  Maschine 
zur  anderen  über.  Die  drei  Maschinen  bilden  zusammen  ein 
»Sortiment«  ;  jede  Spinnpartie  muss  das  ganze  Sortiment  durch- 
laufen. Am  Ausgang  der  dritten  Maschine  befindet  sich  ein  Ap- 
parat, der  aus  kleinen  Riemchen  besteht,  die  den  Wollflor  in 
kleine  Streifen  teilen;  diese  Streifen  werden  zwischen  zwei  Leder 
ohne  Ende  (Nitschelhosen)  geführt,  von  denen  sie  lose  gedreht 
werden.  So  entsteht  das  »Vorgarn«,  das  sich  auf  Walzen  wickelt 
und  mit  diesen  in  die  Feinspinnerei  getragen  wird. 

Schon  in  der  Krempelei  muss  auf  die  Stärke  des  zu  spinnen- 
den Garnes  Rücksicht  genommen  werden ;  je  stärker  das  Garn 
werden  soll,  desto  dicker  muss  der  Flor  und  das  Vorgarn  w'erden. 
Bewirkt  wird  dies  durch  Stellungen  im  Gang  der  einzelnen  Ma- 
schinenteile und  durch  Gewichtsbestimmungen  für  den  Flor.  In 
der  Feinspinnerei  stehen  die  eigentlichen  Spinnmaschinen.  Das 
Spinnprinzip  ist:  Strecken  und  Zusammendrehen  der  Wollhaare, 
die  sich  hier  schon  im  Stadium  des  Vorgarnes  befinden.  Das 
hier  entstehende  Garn  heisst  Streichgarn ,  im  Unterschied  zum 
Kammgarn,  dessen  Eigentümlichkeit  hier  nicht  besprochen  werden 
soll.  Zwei  verschiedene  Arten  von  Maschinen  kommen  in  der 
Streichgarnspinnerei  heute  zur  Verwendung;  die  Seifaktoren  und 
die  Metierfixes.  Beide  dienen  demselben  Zweck;  in  den  meisten 
Tuchfabriken  benützt  man  daher  entweder  das  eine  oder  das 
andere  System. 

Auf  dem  Metierfixe  passieren  die  Vorgarnfäden  zwei  Zylinder- 
paare, von  denen  das  letzte  schneller  geht  als  das  erste;  dadurch 
wird  der  Faden  gestreckt  und  alsdann  zur  unten  angebrachten 
Spindel  geführt,  die  dem  bisher  noch  losen  Faden  die  gewünschte 
Drehung  zu  teil  werden  lässt. 

Durch  Zahnradübertragungen  lässt  sich  der  Gang  der  ein- 
zelnen Maschinenteile  derart  regeln,  wie  es  das  Material  und  die 
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Beschafifenheit  des  zu  spinnenden  Garnes  erfordern.  Will  man 
z.  B.  besonders  scharf  gedrehtes  Garn  für  die  Kette  im  Gewebe 
erzielen,  so  muss  die  Spindel  im  Verhältnis  zu  den  oberen  Teilen 
der  Maschine  viel  schneller  laufen,  als  beim  loseren  Schussgarn. 
Je  schneller  die  Spindel  läuft,  desto  öfter  dreht  sie  den  Faden 
innerhalb  einer  bestimmten  Länge  um,  und  desto  härter  gedreht 
ist  infolgedessen  der  fertige  Faden.  Alles  dies  muss  natürlich 
genau  ausprobiert  sein,  denn  der  Ausfall  der  fertigen  Tuchware 
hängt  in  der  Hauptsache  mit  von  dem  Ausfall  des  dazu  verweb- 
ten Garnes  ab. 

Der  Grundgedanke  des  Seifaktors  ist  der  folgende:  »Zuerst 
wird  ein  Fadenstück  von  bestimmter  Länge  (i  ^1^  m)  gebildet, 
worauf  die  Fadenbildung  aufhört  und  die  Aufwicklung  auf  die 
Spindeln  erfolgt.  Dieselben  sind  auf  einem  Wagen  angebracht, 
und  in  demselben  Verhältnis ,  in  welchem  das  Streckwerk  den 
Faden  liefert,  wird  dieser  durch  den  Umlauf  der  Spindeln  gedreht 
und  durch  das  Ausfahren  des  Wagens  in  gespanntem  Zustande 
erhalten.  Sobald  der  Wagen  am  Ende  seiner  Bahn  angelangt 
ist,  bleibt  das  Streckwerk  stehen  und  die  Fadenlieferung  hört  auf. 
Hierauf  erfolgt  die  Aufwicklung  auf  die  Spindeln,  wobei  der  Wa- 
gen sich  wieder  nach  dem  Streckwerk  hin  bewegt.«  Die  Seifak- 
toren nehmen  viel  mehr  Raum  in  Anspruch  als  die  Metierfixes, 
sind  aber  doch  in  Tuchfabriken  aus  anderen  Gründen  häufiger  zu 
finden.  Beiden  Systemen  gemeinsam  ist  natürlich  die  Spindel. 
Ein  Metierfixe  enthält  bei  der  dem  Verfasser  bekannten  Konstruk- 
tion 2  Seiten,  jede  zu  120  Spindeln,  also  240  im  ganzen;  zur  Be- 
dienung einer  solchen  Maschine  gehören  i  Oberjunge  und  2  Unter- 
jungen, welche  die  Walzen  mit  dem  Vorgarn  aufsetzen,  die  Fäden 
andrehen  und  das  fertig  gesponnene  Garn  wegnehmen. 

Die  Spindeln  tragen  Holzpfeifen ,  die  das  Garn  aufnehmen 
und  abgezogen  werden,  wenn  sie  vollgewickelt  sind.  Die  Garn- 
pfeifen einer  Partie  werden  zusammen  in  Holzkisten  getan  und 
mit  einem  Begleitzettel  versehen,  auf  dem  Nummer,  Stärke,  F  arbe 
und  Bestimmung  steht.  In  diesen  Kisten  kommt  das  Garn  nach 
der  Garnkammer  der  Weberei,  resp.  Zwirnerei.  Ehe  wir  es  aber 
dort  weiter  verfolgen ,  müssen  wir  eine  Einrichtung  besprechen, 
die  noch  zur  Spinnerei  gehört  und  von  grösster  Wichtigkeit  ist: 
die  Spinnereikontrolle. 

Verlangt  wird  vom  Spinnmeister,  dass  er  das  ihm  aufgege- 
bene Garn  abliefert : 
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1.  im  Farbenton  exakt  übereinstimmend  mit  der  ihm  gege- 
benen Vorlage  ; 

2.  in  bestimmter  Drehung,  da  davon  der  Ausfall  der  Ware 
in  bezug  auf  die  Qualität  (hart,  weich  etc. )  abhängt ; 

3.  in  bestimmter  Festigkeit,  da  von  dieser  die  glatte  Arbeit 
auf  dem  Webstuhle  und  die  Haltbarkeit  der  fertigen  Ware  be- 
dingt ist; 

4.  in  grösster  Gleichmässigkeit  in  bezug  auf  die  soeben  ge- 
nannten Faktoren  ;  denn  wenn  die  einzelnen  Fäden  ,  aus  denen 
sich  die  Gewebe  zusammensetzen,  Ungleichheiten  aufweisen,  so 
überträgt  sich  das  natürlich  auf  den  Ausfall  der  Ware  selbst.  Be- 
sonders ist  darauf  zu  achten,  dass  das  Garn  keine  Knötchen  und 
Unreinlichkeiten  enthält ;  derartige  Fehler  liegen  meist  am  schlech- 
ten Zustand  der  Maschinen,  speziell  der  Krempelmaschinen,  falls 
nicht  schon  in  der  Wollwäscherei  und  Färberei  gesündigt  wor- 
den ist. 

Um  nun  fortwährend  die  Spinnerei  nach  allen  diesen  Rich- 
tungen hin  kontrollieren  zu  können,  sind  mehrere  Leute  ständig 
damit  beschäftigt,  Proben  aus  den  in  Arbeit  befindlichen  Partien 
zu  ziehen   und  au.f  verschiedenen  Apparaten  zu  untersuchen. 

Zur  Kontrolle  des  Ausfalls  im  Farbentone  dient  folgen- 
des Verfahren.  Von  jeder  Partie  wird  zuerst  eine  kleine  Probe 
im  richtigen  Farbenverhältnis  ,  wie  es  die  betreffende  Melange 
vorschreibt,  gemischt ;  diese  Probe  wird  zu  einem  Flor  durchein- 
ander gekratzt,  alsdann  gut  ausgewaschen  und  getrocknet.  Jetzt 
vergleicht  der  betreffende  Beamte  diese  Probe  gewissenhaft  mit 
dem  Original  im  P^arbenmusterbuche ,  das  alle  Vorlagen  enthält, 
und  gleicht  etwaige  Abweichungen  aus,  indem  er  der  Partie  ent- 
sprechende Zusätze  gibt.  Ist  z.  B.  die  Probe  im  Ton  nicht  rot 
genug  ausgefallen,  so  wird  rote  Wolle  zugesetzt  etc. 

Zum  Vergleichen  der  P^arben  gehört  ein  sehr  geübter  Blick; 
es  handelt  sich  hier  darum,  bei  einer  kleinen  Probe  schon  Unter- 
schiede zu  bemerken,  die  erst  im  grossen  voll  zur  Geltung  kom- 
men. Auch  die  richtige  Menge  des  Zusatzes  zu  bestimmen  .  ist 
erst  nach  langer  Uebung  möglich. 

Ist  der  Zusatz  erfolgt ,  so  wird  eine  neue  Probe  gemacht, 
und  die  Partie  wird  nicht  eher  zum  Krempeln  weitergegeben,  als 
bis  vollste  Uebereinstimmung  mit  dem  Originale  erzielt  ist.  Man 
nennt  das  ganze  Verfahren   » Abmusterung<-. 

Einen  zweiten  Teil  der  Spinnereikontrolle  bildet  die  Revision 
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des  Vorgarnes.  Wir  haben  gesehen,  dass  das  Vorgarn  als 
Schlussprodukt  des  Krempelprozesses  sich  auf  Walzen  wickelt. 
Von  den  sich  füllenden  Walzen  jeder  Partie  wird  nun  eine  An- 
zahl Proben  bestimmter  Länge  abgehaspelt  und  auf  einer  Prä- 
zisionswage gewogen.  Für  jede  Garnstärke  ist  auch  im  Vorgarn 
ein  bestimmtes  Gewicht  vorgeschrieben,  das  zwar  nicht  von  jeder 
einzelnen  Probe  genau  erreicht  wird ,  aber  doch  als  ungefähres 
Durchschnittsgewicht  einer  grösseren  Anzahl  Proben  derselben 
Walze  herauskommen  muss.  Auch  dürfen  die  Durchschnittsge- 
wichte der  verschiedenen  Walzen  einer  Partie  nicht  viel  von  ein- 
ander abweichen.  Ueber  die  gefundenen  Resultate  wird  genau 
Buch  geführt;  der  Spinnmeister  muss  sich  jedes  Resultat  sofort 
ansehen  ,  um  eventuelle  Aenderungen  an  den  Maschinen  recht- 
zeitig vornehmen  zu  können.  Der  Fabrikant  lässt  sich  jeden  Mor- 
gen die  Gesamtresultate  des  vorhergehenden  Tages  vorlegen. 

Der  dritte  Teil  der  Spinnereikontrolle  besteht  in  der  Unter- 
suchung des  fertig  gesponnenen  Garnes  in  bezug  auf  Drehung 
und  Festigkeit.  Für  jedes  Garn  ist  eine  bestimmte  Anzahl 
Drehungen  auf  eine  gewisse  Längeneinheit  vorgeschrieben,  damit 
es  das  gewainschte  Gefühl  erhält,  das  sich  später  auf  die  gewebte 
Ware  überträgt.  Zur  Kontrolle  werden  von  jeder  in  der  Fein- 
spinnerei angesetzten  Partie  mehrere  Proben  auf  einem  kleinen 
Apparat  wieder  aufgedreht,  der  gleichzeitig  automatisch  die  Zahl 
der  Rückdrehungen  angibt  und  auf  diese  Weise  sehen  lässt,  ob 
die  Vorschrift  des   »Drahtes«   befolgt  wird. 

Die  Festigkeit  des  Garnes  wird  ermittelt,  indem  man  eine 
Anzahl  Proben  jeder  Partie  einer  steigenden  Spannung  aussetzt, 
bis  sie  reissen.  Der  dazu  benützte  Apparat  ist  mit  einer  Skala 
versehen  ,  die  das  Festigkeitsverhältnis  der  verschiedenen  Garne 
zahlenmässig  darstellt;  je  fester  das  Garn,  je  später  es  reisst,  eine 
um  so  höhere  Zahl  gibt  der  Zeiger  an  der  Skala  an.  Für  jede 
Garnart  ist,  ihrer  besonderen  Bestimmung  gemäss,  eine  Norm.al- 
festigkeitsnummer  bestimmt,  die  annähernd  erreicht  werden  muss. 
Die  Festigkeit  des  Garnes  wird  zum  Teil  durch  die  Drehungen 
bedingt,  zum  Teil  durch  die  Wollmischung.  Der  P'abrikant  muss 
also  von  den  gefundenen  Resultaten  genaue  Kenntnis  nehmen, 
um  die  (späteren)  Wollmischungen  eventuell  zu  ändern. 

Die  Gleichmässigkeit  des  Garnes  schliesslich  wird  ge- 
prüft, indem  Proben  davon  parallel  auf  kleine  Tafeln  gewickelt 
werden,  und  zwar:  helles  Garn  auf  dunkle,   dunkles  Garn  aufhelle 
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Tafeln.  So  heben  sich  die  Fäden  vom  Untergrund  gut  ab,  und 
etwaige  Unregelmässigkeiten  treten  deutlich  vm  Tage.  Letztere 
rühren  meistens  daher,  dass  die  betreffende  Maschine  nicht  ord- 
nungsmässig  arbeitet ;  für  Meister  und  Fabrikanten  liegt  hier  also 
eine  Kontrolle  wichtigster  Art  gegenüber  dem  Arbeitspersonal  vor. 

Von  grossem  Interesse  für  den  Fabrikanten  ist  auch  der 
V^ergleich  der  Gewichte.  Wieviel  Kilogramm  Wolle  werden  für 
jede  Partie  abgewogen,  wenn  sie  zum  Krempeln  gegeben  wird,  und 
wieviel  Kilogramm  fertiges  Garn  kommen  zum  Schluss  heraus  ? 

Anfangs-  und  Schlussgewicht  decken  sich  niemals  ganz  ;  ge- 
wöhnlich ist  letzteres  kleiner,  denn  während  des  Spinnens  fallen 
noch  viele  fremde  Bestandteile  (Pflanzenfasern  etc.)  als  Staub 
heraus ,  auch  werden  ganz  leichte  Fasern  vom  Luftzug  mitgeris- 
sen. Erfahrungsgemäss  wird  aber  ein  kleiner  Prozentsatz  »Spinn- 
verlust« gewöhnlich  nicht  überschritten ;  ist  der  Verlust  doch 
grösser ,  so  liegt  etwas  Aussergewöhnliches  vor ,  dem  auf  den 
Grund  gegangen  werden  muss  :  entweder  Diebstahl  oder  Fehler 
beim  Abwiegen. 

Von  der  Spinnerei  aus  kommen  die  Garne  in  die  Weberei, 
wo  sie  in  der  Garnkammer  in  Kisten  und  Regalen  partienweise 
sorgfältig  geordnet  und,  mit  Begleitzetteln  versehen,  bis  zu  ihrem 
Gebrauch  gelagert  bleiben. 

Wir  müssen  uns  jetzt  zuerst  über  den  technischen  Vorgang 
in  der  Weberei  klar  werden. 

Unter  einem  Gewebe  versteht  man  die  rechtwinklige  Ver- 
kreuzung  zweier  Fadensysteme  ;  aus  dieser  Definition  geht  her- 
vor,  dass  das  eine  dieser  Fadensysteme  in  der  Längsrichtung 
läuft,  das  andere  in  der  Querrichtung.  Die  Gesamtheit  der  Längs- 
fäden nennt  man  die  Kettfäden  oder  die  Kette  ,  die  Gesamtheit 
der  Querfäden  nennt  man  die  Schussfäden  oder  den  Schuss. 

Kette  und  Schuss  verkreuzen  sich  also  rechtwinklig  zu  einem 
Gewebe.  Dieser  Prozess  geht  in  der  modernen  Tuchfabrikation 
auf  mechanischen  Webstühlen  vor  sich ,  die  sehr  verschiedenartig 
konstruiert  sind. 

Es  ist  hier  nicht  der  Platz,  auf  die  Einzelheiten  dieser  Kon- 
struktionen näher  einzugehen;  es  sei  nur  folgendes  gesagt,  um 
das  allen  Webstühlen  Gemeinsame  wiederzugeben. 

Die  Kette  ist  auf  einer  Walze  aufgewickelt ,  dem  Kettbaum 
oder  Weberbaum ,  der  am  Hinterende  des  Webstuhls  bew^eglich 
eingelagert  ist.     Beweglich  muss  der  Kettbaum  sein,   weil  er  wäh- 
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rend  des  Webens  langsam  so  viel  Kette  abgeben  muss,  als  vorne 
abgewebt  wird ;  von  ihm  aus  wird  der  Anfang  der  Kette  durch 
den  Stuhl  gezogen,  nach  dem  »Brustbaum«,  an  dem  der  Weber 
sitzt.  In  der  Mitte  dieses  Weges  sind  die  einzelnen  Kettfäden 
aber  durch  das  »Geschirr«  geführt.  Dieser  Teil  des  Stuhles  hat 
den  Zweck ,  je  nach  Vorschrift  diejenigen  Kettfäden  zu  heben 
oder  zu  senken,  die  bei  dem  jeweiligen  Schuss  im  Gewebe  oben 
oder  unten  zu  liegen  kommen  sollen. 

Durch  diese  Spaltung  der  Kette  in  gehobene  und  gesenkte  Fä- 
den bildet  sich  das  »Fach«,  durch  das  der  Webschützen  mit  dem 
Schussgarn  fliegt.  Die  Bahn  für  den  Schützen  befindet  sich  beim 
Brustbaum.  Unterhalb  des  Brustbaums  ist  der  ebenfalls  beweg- 
liche Warenbaum  eingelagert,  der  das  nach  und  nach  fertig  wer- 
dende Gewebe  aufwickelt.  Wenn  der  Webstuhl  mit  der  Kette 
nach  Massgabe  des  herzustellenden  Gewebes  eingerichtet  ist ,  so 
wird  er  »eingerückt«  ,  d.  h.  seine  Antriebsscheibe  wird  mit  dem 
Transmissionsriemen  in  Verbindung  gesetzt ,  und  die  einzelnen 
Funktionen,  in  w^elche  das  Weben  zerfällt,  führt  der  Stuhl  mecha- 
nisch aus  :  Die  Kette  wickelt  sich  allmählich  vom  Kettbaum 
ab,  bildet  vorn  mittels  der  Geschirreinrichtung  das  Fach ,  durch 
das  der  Webschützen  von  einer  Seite  zur  anderen  fliegt ;  auch  die 
Webschützen  wechseln  mechanisch  in  der  vom  Muster  vorge- 
schriebenen Reihenfolge  mit  einander  ab,  je  nach  der  Garnfarbe, 
die  gerade  geschossen  werden  soll;  das  fertige  Gewebe  wickelt 
sich  allein  auf  den  Warenbaum  auf,  ja  der  Webstuhl  bleibt  so- 
gar automatisch  stehen,  wenn  der  Schussfaden  gerissen  ist. 

Die  Arbeit  des  Webers  besteht  darin,  dass  er  die  einzelnen 
Läger  seines  Stuhles  genügend  ölt ,  damit  dieser  nicht  »warm 
läuft«,  dass  er  die  W^ebschützen  mit  neuen  Garnpfeifen  versieht, 
wenn  das  Garn  der  alten  verschossen  ist,  dass  er  gerissene  Kett- 
fäden wieder  zusammenknüpft,  und  im  übrigen  darauf  achtet,  dass 
der  Webstuhl  im  ganzen  gut  funktioniert. 

Ganz  besonders  muss  aber  der  Weber  darauf  sehen  ,  dass 
der  Stuhl  gut  »reguliert«.  Zur  Erzeugung  einer  bestimmten  Wa- 
renqualität muss  nämlich,  ausser  vielen  anderen  Faktoren  ,  auch 
festgesetzt  sein  ,  in  welchem  Dichtigkeitsverhältnis  Kette  und 
Schuss  zu  einander  stehen.  Die  entsprechende  Vorschrift  wird 
formuliert  z.  B. :  5  cm  Kette  =  60  Schuss.  In  diesem  Sinne  muss 
die  Umdrehung  des  Kettenbaumes,  der,  wie  wir  gesehen  haben, 
die  Kette  während  des  Webens  abwickelt ,    so  reguliert    werden, 
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dass  er  hinten  5  cm  Kette  abgibt,  während  vorn  das  Schiffchen 
6omal  von  einer  Seite  zur  anderen  fliegt.  Die  Reguherung  erfolgt 
meistens  durch  Stellung  eines  Gewichtshebels,  wodurch  der  Gang 
des  Kettbaums  verlangsamt  und  beschleunigt  werden  kann.  Es 
ist  nun  eine  Aufgabe  des  Webers,  sich  durch  Abzählen  und  Ab- 
messen so  oft  als  möglich  zu  überzeugen,  dass  sich  das  Verhält- 
nis nicht  durch  äussere  Umstände  verändert  hat ,  vor  allen  Din- 
gen, dass  der  Kettenbaum  gleichmässig  arbeitet.  Geht  er  einmal 
schneller,  einmal  langsamer,  so  entstehen  dichte  und  dünne  Stel- 
len im  Gewebe  —    Banden-  — ,  und  die  Ware  wird  unbrauchbar. 

Ein  anderer  Fehler,  auf  dessen  Vermeidung  der  Weber  seine 
Sorgfalt  verwenden  muss,  entsteht,  wenn  er  nicht  gleich  die  ge- 
rissenen Kettfäden  wieder  anknüpft.  Dadurch  bildet  sich  natür- 
lich, da  der  Stuhl  immer  weiter  webt,  in  der  Längsrichtung  des 
Gewebes  eine  Lücke  —  Platte«  — ,  die  später  Biit  grosser  Mühe 
und  vielen  Kosten  in  der  Stopfereiabteilung  nachgezogen  werden 
muss.  Kleine  Platten  sind  unvermeidlich,  besonders  bei  dichter 
Arbeit,  doch  die  meterlang  laufenden  Platten  zeugen  stets  von 
unsauberer  Arbeit. 

Ebenso  zu  verurteilen  ist  es  auch ,  wenn  der  Weber  die 
Schützen  mit  falschen  Garnspulen  versieht,  wodurch  grosse  Strek- 
ken  des  Tuches  wertlos  werden  können. 

Da  die  Schäden  ,  welche  schlechte  Weberei  verursacht ,  bei 
einem  grösseren  Etablissement  leicht  sich  auf  Tausende  belaufen 
können,  ist  eine  zuverlässige  Kontrolle  dieser  Abteilung  von  aller- 
grösster  Wichtigkeit.  Aus  diesem  Grunde  werden  gewöhnlich 
20 — 30  Stühle  einem  Stuhlmeister  unterstellt.  Diese  Klasse  von 
Meistern  rekrutiert  sich  aus  den  intelligenteren  Webern ,  die  im 
Laufe  der  Jahre  bewiesen  haben,  dass  sie  selbst  ein  gutes  Stück 
W^are  zu  weben  verstehen  ,  und  die  auch  in  der  Montage  der 
Stühle  bewandert  sind.  Ihre  Aufgabe  besteht  darin  ,  die  ihnen 
anvertrauten  Stühle  für  die  jeweilige  Arbeit  einzurichten,  sich  zu 
überzeugen ,  dass  die  neu  eingerichtete  Arbeit  glatt  geht ,  dass 
der  Weber  derselben  gewachsen  ist ,  und  dass  er  seinen  Stuhl 
in  gutem  Zustande  hält.  An  jedem  Tage  muss  der  Stuhlmeister 
die  abgewebten  Stücke  > schauen«.  Hierbei  werden  diese,  vor 
einem  hellen  Fenster  langsam  über  ein  Gestell  gezogen  und  sorg- 
fältig auf  alle  Webfehler  hin  geprüft.  Allen  Unregelmässigkeiten 
muss  sofort  auf  den  Grund  gegangen  werden ,  damit  man  sieht, 
ob  sie  dem  Weber  zur  Last  zu  legen  sind,   ob  der  Webstuhl  ein 
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Defekt  aufweist  oder  ob  eine  andere  Ursache  vorliegt. 

Es  leuchtet  ein,  dass  hier  in  der  sogen,  »rohen  Tuchschau« 
(die  »fertige  Tuchschau«  werden  wir  später  kennen  lernen)  ein 
Schwerpunkt  für  die  Instandhaltung  des  ganzen  Unternehmens 
liegt ;  aus  diesem  Grunde  findet  sie  möglichst  unter  Aufsicht  des 
Fabrikanten  oder  eines  erprobten  Stellvertreters  statt. 

Ehe  wir  die  abgewebten  »rohen  Tuche«  weiter  verfolgen, 
müssen  wir  noch  die  Vorarbeiten  beschreiben ,  die  zur  Weberei 
gehören  : 

I.  die  Zwirnerei,  2.  das  Scheren,  Leimen  und  Bäu- 
men der  Ketten,    3.  die  Sc  h  u  ss- Sp  u  lere  i. 

1.  Ein  grosser  Teil  der  Garne,  die  aus  der  Spinnerei  kom- 
men, wird  nicht  in  diesem  »einfachen«  Zustande  zum  Weben  ge- 
nommen; der  Faden  wird  oft  doppelt  oder  mehrfach  zusammenge- 
dreht und  heisst  alsdann:  »Zwirngarn«.  Der  Prozess,  welcher  auf 
der  einer  Spinnmaschine  ähnlichen  Zwirnmaschine  vor  sich  geht, 
heisst  Zwirnen  und  bezweckt  teils  eine  grössere  Festigkeit  (denn 
doppelt  hält  bekanntlich  besser),  teils  einen  besonderen  Farben- 
effekt für  das  Muster.  Wenn  man  z.  B.  einen  weissen  und  einen 
schwarzen  Faden  zusammenzwirnt ,  so  entsteht  ein  ganz  anderes 
Bild ,  als  wenn  diese  beiden  Fäden  nebeneinander  im  Muster 
laufen. 

2.  Die  Konstruktion  des  modernen  Webstuhls  gestattet,  dass 
sein  Kettbaum  mit  einer  Kette  für  etwa  8 — 10  Stück  Tuch  ä  35 
— 45  m  Länge,  also  zusammen  mit  350 — 360  m  Länge  versehen 
wird.  Das  Scheren  der  Kette  bezweckt  nun  das  richtige  Ab- 
messen und  Nebeneinanderordnen  der  verschiedenen  Garnsorten, 
die  zur  Kette  bestimmt  sind.  Die  genaue  Vorschrift  dazu  erhält 
der  Kettscherer  auf  einem  Zettel. 

Die  Garne  werden  zuerst  auf  Walzen  »gespult«  ;  die  dazu 
gebrauchten  Maschinen  haben  ein  Uhrwerk,  das  infolge  der  Tou- 
ren die  Meterzahl  der  aufgewickelten  Kettfäden  angibt.  Auf  jede 
Walze  kann  eine  bestimmte  Anzahl  Kettenfäden  nebeneinander 
aufgewickelt  werden  ;  je  nach  der  Dichtigkeit  der  zu  scherenden 
Kette  wird  ausgerechnet,  wieviel  Walzen  für  dieselbe  gebraucht 
werden.  Sind  die  Walzen  fertig  gespult  (dies  besorgen  meist 
Mädchen  und  Frauen) ,  so  legt  sie  der  Kettscherer  in  seine  Ma- 
schine ein  ;  diese  besteht  in  der  Hauptsache  aus  einem  Lagerge- 
stell für  die  Walzen  und  aus  einer  grossen  Trommel,  auf  die  sämt- 
liche Fäden  aller  Walzen  in   der   auf  dem  Scherzettel  vorsfeschrie- 
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benen  Anordnung  gewickelt  werden.  Die  VVab.enspulerei  ist  heute 
im  Abnehmen  begriffen,  an  ihre  Stelle  tritt  oft  die  Spulerei  auf 
grosse  Kreuzspulen  oder  grosse  Papp-Pfeifen  (Cops).  Die  tech- 
nischen Einzelheiten  können  hier  nicht  aufgeführt  werden.  Die 
Arbeit  ist  sehr  verantwortlich,  denn  wenn  ein  einziger  Faden  an 
falsche  Stelle  kommt,  so  können  unter  Umstanden  die  sämtlichen 
zehn  Stück  Tuche  fast  wertlos  sein  ,  denn  der  Fehler  erstreckt 
sich  durch   die  ganze  Länge  derselben. 

Die  Trommel  mit  der  aufgeschorenen  Kette  kommt  an  den 
Bäum-Apparat.  Hier  wird  sie  vermittelst  einer  Winde  von  der 
Trommel  wieder  abgewickelt  und  sorgfältig  stramm  in  derselben 
Anordnung  auf  den  bereitstehenden  Kettbaum  übertragen.  Die 
Spannung  wird  durch  verstellbare  Querbalken  erzeugt,  welche  die 
Kette  bei  diesem  Prozess  passieren  muss. 

Nun  fragt  es  sich ,  ob  die  Kette  vor  dem  Weben  geleimt 
werden  soll ;  durch  das  Leimen  wird  sie  widerstandsfähiger  gegen 
die  Strapazen  des  Webens ;  vor  allen  Dingen  soll  das  Reissen 
der  einzelnen  Fäden  dabei  möglichst  vermieden  werden.  Bei 
starken  Garnen  und  nicht  sehr  dichtem  Gewebe  ist  das  Leimen 
nicht  erforderlich,  dagegen  kann  es  bei  sehr  feinen  Garnen  nicht 
unterlassen  werden. 

Der  Kettenbaum,  auf  den  die  zu  leimende  Kette  gewickelt 
ist,  wird  an  die  Leimmaschine  gebracht.  Sie  besteht  aus  einem 
schmalen  Kupferbassin  mit  heisser  Leimlösung  und  einem  Glas- 
gehäuse mit  zwei  übereinanderstehenden  grossen  Trommeln.  Durch 
Dampfrohre  wird  die  Temperatur  in  diesem  Gehäuse  sehr  hoch 
gehalten,  und  ein  Ventilator  besorgt  Luftzug.  Die  Kette  wickelt 
sich  langsam  vom*Baum  ab,  passiert  das  Leimbassin,  wird  von 
der  Lösung  durchtränkt,  geht  über  die  beiden  Trommeln,  kommt 
an  der  andern  Seite  des  Glashauses  getrocknet  heraus  und  wickelt 
sich  daselbst  auf  einen  anderen  Kettbaum  auf.  Dieser  wird  nach 
der  Weberei  gebracht ,  der  für  die  Kette  bestimmte  Webstuhl 
wird  eingerichtet  und  das  Abweben  kann  wie  oben  beschrieben 
vor  sich  gehen. 

3.  Unter  »Schuss«  versteht  man  das  Garn,  das  beim  We- 
ben vom  Schützen  in  die  Fäden  der  Kette  hineingeschossen  wird. 
Es  kommt,  wie  das  Kettgarn,  auf  Holzpfeifen  aus  der  Fein-Spin- 
nerei  und  muss  auf  kleinere  Holzpfeifen  gewickelt  werden,  die  in 
den  Schützen  hineinpassen.  Diese  Manipulation  nennt  man  »spu- 
len« ;    man    bedient  sich  dabei  der  Spulmaschine  ,    deren  Prinzip 
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sehr  einfach  ist.  15 — 20  mit  Garn  gefüllte  Spinnpfeifen  sind  ne- 
ben einander  aufrecht  auf  die  Haken  eines  tischartigen  Gestelles 
gesteckt ;  die  Vorderenden  der  Garnfäden  werden  durch  eine  an 
beweglichem  Arme  befindliche  Oase  (Fadenführer)  hindurch,  nach 
den  unterhalb  des  Tisches  auf  Spindeln  stehenden  leeren  Schützen- 
pfeifen geführt  und  an  diesen  befestigt.  Wenn  die  Maschine  in 
Gang  gesetzt  wird,  wickeln  die  Spinnpfeifen  allmählich  ihr  Garn 
ab,  das  nun  von  den  Schützenpfeifen  aufgenommen  wird.  Damit 
das  Aufwickeln  sich  gleichmässig  über  die  ganze  Pfeife  ausdehnt, 
wird  der  Faden  vom  Fadenführer  entsprechend  hin-  und  herge- 
lenkt. Die  vollgespulten  Pfeifen  kommen  zusammen  in  ein  Körb- 
chen, das  sich  der  Weber  abholt,  wenn  er  Schuss  braucht. 

Die  Spulmaschinen  werden  von  Mädchen  und  Frauen  be- 
dient. Die  Spulerinnen  müssen  ihr  Augenmerk  vor  allen  Dingen 
darauf  richten,  dass  keine  Garnverwechslungen  vorkommen  ,  da 
eine  Spulmaschine  immer  das  Schussgarn  für  fünf  oder  mehr 
Webstühle  liefert.  Ferner  muss  die  Spulerin  darauf  achten,  dass 
die  Maschine  gleichmässig  wickelt  und  die  Pfeifen  nicht  zu  voll 
werden.     Ist  z.  B.  an  einer  Stelle  das  Garn  zu  stark  aufgetragen 

—  »über  den  Berg«  gespult,  lautet  der  technische  Ausdruck  — , 
so  klemmt  die  Pfeife  im  Schützen ,  der  Faden  wird  beim  Ein- 
schiessen gebremst  und  der  Schuss  legt  sich  scharf  gespannt  im 
Gewebe  hin.     Dieser  Uebelstand  —   ^strammer  Schuss«   genannt 

—  ist  ein  böser  Fehler.  Der  Weber  wird  für  alle  derartige  Feh- 
ler mit  verantwortlich  gemacht  und  sieht  daher  selbst  darauf, 
dass  er  sein  Schussgarn  in  ordentlichem  Zustande  von  der  Spu- 
lerin erhält. 

Wenn  die  abgewebten  Stücke,  wie  oben  beschrieben ,  »roh 
geschaut«  sind,  werden  sie  geknotet  und  gestopft.  Das  Knoten 
eines  jeden  Stückes  wird  von  zwei  Frauen  oder  Mädchen  be- 
sorgt und  hat  den  Zweck,  die  Knoten  und  Ungleichmässigkeiten, 
die  beim  Spinnen,  Zwirnen,  Spulen  und  Weben  in  das  Garn  ge- 
raten sind,  aus  dem  Gewebe  zu  entfernen. 

Die  Arbeiterinnen  bewerkstelligen  dies,  indem  sie  das  Stück 
langsam  in  seiner  ganzen  Breite  erst  links  dann  rechts  über  einen 
schrägen  Tisch  ziehen ,  auf  den  volles  Licht  fällt.  Alle  Knoten 
und  Knötchen,  die  ihnen  auffallen  (und  dem  geübten  Auge  darf 
keines  entgehen)  werden  mit  einem  zweckmässig  konstruierten 
eisernen  Werkzeuge  ausgezupft,  wobei  das  Gewebe  natürlich  mög- 
lichst geschont  werden  muss. 
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Das  fertig  geknotete  Stück  geht  nun  an  eine  Stopferin; 
diese  muss  es  sehr  sorgfältig  durchsehen  und  liat  dazu  ein  ähn- 
liches Schaugerüst,  wie  wir  es  schon  kennen  gelernt  haben  ;  sie 
zeichnet  sich  dabei  alle  aus  der  Weberei  stammenden  Fehler  mit 
Kreide  an :  Schützenlöcher,  Platten,  Schussfchler,  versetzte  Fäden 
etc.  etc.  »Schützenlöcher<  entstehen,  wenn  der  Schützen  beim 
Weben  gewaltsam  ausspringt  und  dabei  eine  Anzahl  Kettenfäden 
wcgreisst ;  meist  ist  eine  solche  Stelle  nie  wieder  ganz  gut  zu 
machen.  »Platten«  nennt  man  die  Lücken  in  der  Kette ,  die 
durch  nicht  rechtzeitiges  Wiederanknüpfen  einzelner  gerissener 
Kettfäden  entstanden  sind.  »Schussfehler«  sind  Lücken  im  Schuss, 
verursacht  durch  leeren  Schützenlauf.  »Versetzte  Fäden«  sind 
z.  B.  möglich,  wenn  der  Weber  zwei  oder  mehr  gleichzeitig  ge- 
rissene Kettfäden  in  verkehrter  Reihenfolge  wieder  anknüpft,  wo- 
durch ein  Fehler  im  Muster  entsteht,  der  sich  unter  Umständen 
meterlang  fortsetzt. 

Wir  haben  hiermit  keineswegs  alle  möglichen  Fehler  aus  der 
Weberei  aufgezählt ,  sondern  nur  die  am  häufigsten  wiederkeh- 
renden. Die  Stopferin  hat  nun  die  Aufgabe,  die  fehlerhaften  Stel- 
len nach  Kräften  auszubessern ;  wo  Garnstücke  im  Gewebe  fehlen, 
muss  sie  dieselben  mit  der  Nadel  nachziehen  ,  und  zwar  genau 
so,  wie  es  das  betreffende  Gewebe  vorschreibt,  d.  h.  Kette  und 
Schuss  müssen  auch  an  den  gestopften  Stellen  so  mit  einander 
abbinden,  wie  im  übrigen  Tuche.  Hierzu  gehören  besonders  bei 
den  feineren  Waren  mit  kompliziertem  Gewebe  ein  sehr  geübtes 
Auge  und  eine  nicht  minder  geübte  Hand.  Werden  die  Fehler 
nicht  gut  ausgebessert,  so  beansprucht  der  Kunde  natürlich  eine 
Vergütung  für  die  fehlerhafte  Stelle.  Stücke  mit  mehr  als  drei 
derartigen  Fehlern  können  auch  selten  zum  regulären  Preise  ver- 
kauft ,  sondern  müssen  oft  billig  losgeschlagen  werden.  Gute 
Stopferinnen  sind  daher  stets  sehr  gesucht  und  verdienen  hohen 
Lohn. 

In  der  Knoterei  und  Stopferei  hat  sich  eine  eigentümliche 
Art  Heimarbeit  ausgebildet.  Frauen,  die  nicht  mehr  in  die 
Fabrik  gehen,  aber  doch  zum  Haushalt  etwas  verdienen  wollen, 
holen  sich  Stücke  aus  der  Fabrik  ab,  knoten  oder  stopfen  sie  zu 
Hause  fertig  und  liefern  sie  alsdann  wieder  in  der  Fabrik  ab. 

Da  die  Stopferei  von  so  grosser  Bedeutung  für  die  ganze 
Fabrikation  ist ,  so  wird  sie  einem  speziellen  Meister  unterstellt, 
dem  Stopfmeister.     Er  hat  die  Tuche  unter  die  Arbeiterinnen  zu 
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verteilen,  ihre  Arbeit  genau  zu  kontrollieren,  und  ist  auch  beson- 
ders dafür  haftbar,  dass  kein  Stück  »auf  die  lange  Bank  gescho- 
ben wird«.  Der  Fabrikant  besucht  täglich  mindestens  einmal  die 
Räume  der  Stopferei  und  lässt  sich  vom  Meister  alle  besonderen 
Fehler  zeigen ,  die  sich  inzwischen  herausgestellt  haben.  Hier 
lässt  sich  am  besten  erkennen,  wenn  in  der  Weberei  und  auch 
in  den  vorhergehenden  Abteilungen  irgend  etwas  »nicht  klappt«; 
je  eher  eingeschritten  wird  ,  desto  besser  für  das  ganze  Unter- 
nehmen. 

Die  fertig  gestopften  Tuche  kommen  in  die  Walke;  hier 
werden  sie  zuerst  gründlich  ausgewaschen  ,  indem  sie  mehrere 
Stunden  auf  den  Waschmaschinen  in  Seife-  und  Sodalaugen  lau- 
fen. Dieser  Prozess  heisst  »gerbern«  und  muss  sehr  gCAvissenhaft 
vorgenommen  werden.  Jeder  Schmutz,  besonders  die  öligen  Be- 
standteile ,  die  im  Laufe  der  Fabrikation  in  das  Tuch  hineinge- 
raten sind,  auch  der  Kettenleim,  müssen  hier  ausgemerzt  werden, 
sonst  behält  das  Stück  Flecke  und  schlechten  Geruch.  Nachdem 
das  Tuch  noch  tüchtig  gespült  ist ,  kommt  es  auf  den  Walk- 
Zylinder. 

Das  Walken  hat  den  Zweck ,  der  Ware  Filz ,  Decke  und 
Kraft  zu  geben.  Hier  muss  nochmals  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  es  ungezählte,  verschiedene  Qualitäten  Tuche  gibt,  und  dass 
jede  Qualität  auch  in  der  Walke  anders  behandelt  sein  will. 
Manche  Waren  werden  gar  nicht  gewalkt,  sondern  nur  mehrmals 
tüchtig  ausgewaschen;  andere  vertragen  nur  kurzen  Aufenthalt 
auf  dem  Walk-Zylinder,  während  wieder  andere  halbe  Tage  und 
länger  daselbst  behandelt  werden  müssen ,  ehe  der  gewünschte 
»Griff«  herauskommt ,  d.  h.  ehe  sie  sich  beim  Angreifen  so  an- 
fühlen wie  die  Vorlage.  Man  nehme  z.  B.  zuerst  einen  leichten 
Hochsommerstoff  in  die  Hand,  dann  einen  dicken  Winterpaletot, 
um  sich  die  Bedeutung  des  Griffes  im  Extrem  klar  zu  machen. 
Dazwischen  liegen  ungezählte  Abstufungen  der  Qualität;  es  ist 
sehr  schwierig,  bei  neuen  Artikeln  das  richtige  Verfahren  in  der 
Walke  herauszufinden.  Hier  muss  der  Fabrikant  mit  seinem  Walk- 
meister unermüdlich  zusammenarbeiten ;  oft  müssen  zahlreiche 
Versuche  gemacht  werden,  bis  das  »Walkrezept«  für  einen  Artikel 
richtig  herausgefunden  ist. 

Ohne  dass  auf  Einzelheiten  weiter  eingegangen  wird,  soll  das 
Grundprinzip  der  Walke  hier  beleuchtet  werden.  W^ir  wissen, 
dass  die  Schafwolle  den  Rohstoff  für  das  Tuch  bildet;  sie  ist  aus 
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mehr  oder  minder  feinen  Härchen  /Aisaiiinieii<;c.scL/.i,  die  ihrerseits 
wieder  aus  lauter  kleinen  Schuppen  bestehen,  welche  nur  mikro- 
skopisch wahrnehmbar  sind.  Hierin  beruht  die  Filzfähigkeit  der 
Wolle. 

Jede  Wollware  muss  mehr  oder  weniger  verfilzt  werden,  da- 
mit sie  Zusammenhalt  ,  Festigkeit  und  Griff  erhält ;  zu  diesem 
Zweck  müssen  die  kleinen  Schuppen  der  einzelnen  Haare  gewalt- 
sam ineinander  getrieben  werden.  Im  rohen  Stücke,  wie  es  vom 
Webstuhle  kommt ,  ist  noch  kein  Filz  vorhanden  :  das  Gewebe 
liegt  noch  klar  da.  Auf  der  Waschmaschine  beginnt  der  Ver- 
filzungsprozess,  für  manche  Warenarten  schon  genügend.  Viele 
Stofte  aber  müssen  noch  auf  den  Walkzylinder  kommen,  um  ihre 
Qualität  zu  erhalten.  Der  eigentliche  Walkprozess  besteht  darin, 
dass  die  Ware  einem  andauernden,  feuchten,  gleitenden  Druck 
ausgesetzt  wird.  Je  mehr  Filz  man  erzeugen  will ,  desto  andau- 
ernder und  schwerer  muss  der  Druck  sein.  Das  Tuch  läuft  — 
um  eine  Zylinderkonstruktion  oberflächlich  zu  beschreiben  —  mit 
zusammengenähten  Enden  fortwährend  in  einem  Gehäuse,  zwischen 
zwei  senkrechten  Holzzylindern  durch  den  »Walkkanal«;  gleichzeitig 
drückt  von  oben  ein  starker  Holzdeckel  auf  das  Tuch.  Der  Druck 
wird  durch  angehangene  Gewichte  reguliert.  Damit  das  Stück 
nicht  heiss  läuft,  wird  es  beständig  mit  W^asser  und  Seifenlauge 
bespült.  Von  Zeit  zu  Zeit  muss  das  Tuch  in  Länge  und  Breite 
gemessen,  sowie  auch  mit  dem  Muster  verglichen  werden,  um  zu 
sehen,  wie  weit  der  Walkprozess  vorgeschritten  ist.  Für  beson- 
dere Waren  gibt  es  noch  besondere  Walkmaschinen ;  auf  diese 
kann  hier  jedoch  nicht  eingegangen  werden. 

Die  fertig  gewalkte  Ware  kommt  in  Zentrifugen  ,  durch  die 
sie  von  der  überschüssigen  Feuchtigkeit  befreit  wird;  alsdann 
wandert  sie  in  die  Appretur.  Diese  bildet  auch  eine  sehr 
umfangreiche,  vielseitige  Betriebsabteilung,  deren  Hauptfunktionen 
nur  flüchtig  skizziert  werden  können. 

Die  Appretur  zerfällt  in  :  i.  die  Rauherei,  2.  die  Anschlag- 
oder Trockenmaschine,  3.  die  Dämpferei  oder  Dekatur,  4.  die 
Schererei,   5.  die  Nopperei,    6.   die  Tuscherei  und  7.   die  Presse. 

I.  In  die  Rauh  er  ei  kommen  diejenigen  Tuche,  die  eine 
ganz  besonders  wollige  Oberfläche  haben  sollen;  sie  werden  zu 
diesem  Zwecke  in  nassem  Zustande  auf  der  >Rauhmaschine<  ge- 
rauht. Letztere  besteht  aus  einer  oder  zwei  grossen  Trommeln, 
die  mit  abnehmbaren  Eisenstäben  besetzt  sind.     Auf  diese  Stäbe 
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werden  dicht  neben  einander  Rauhkarden  (eine  Distelpflanze)  be- 
festigt. Während  des  Ganges  der  Maschine  greifen  nun  diese 
Karden  in  die  Oberfläche  des  Tuches  ein  und  lockern  die  Woll- 
haare auf:  der  Erfolg  ist  eine  wollige  Decke  auf  der  Oberfläche 
der  Ware.  Hier  muss  scharf  aufgepasst  werden,  dass  das  Tuch 
nicht  übermässig  strapaziert  wird.  Wird  nämlich  der  Ware  durch 
die  Angriffe  der  Rauhkarden  zu  viel  zugemutet,  so  wird  sie  mürbe, 
zerreisst  leicht ;  der  ganze  Wert ,  der  im  Rohmaterial  und  der 
bisherigen  Arbeit  steckt,  ist  alsdann  vernichtet. 

2.  Die  nassen  Tuche  kommen  auf  die  T  r  o  c  k  e  n  m  a  s  c  h  i  n  e ; 
sie  besteht  aus  einem  etwa  lo  m  langen,  eisernen  Gestell,  über 
welches  das  Tuch  langsam  mechanisch  geführt  wird ;  darunter 
liegende  Dampfheizrohre  und  Ventilatoren  erzeugen  eine  sehr 
hohe  Temperatur,  die  das  Trocknen  schnell  bewirkt.  Die  bedie- 
nenden Arbeiter  sind  durch  ein  Glasfenster  vor  der  überheissen 
Luft  geschützt;  der  vordere  Teil  der  Maschine,  an  dem  die  Ar- 
beiter sitzen,  ist  ausserhalb  des  überheizten  Raumes. 

3.  Beim  Dämpfen  oder  Dekatieren  wird  das  Tuch  der 
direkten  Einwirkung  von  trockenem  Dampf  ausgesetzt.  Die  Ware 
erhält  dadurch  einen  schönen  milden  Glanz  und  geht  in  Länge 
und  Breite  so  viel  ein,  als  sie  dazu  neigt.  Hierdurch  wird  einem 
späteren  Einlaufen  der  fertigen  Kleidungsstücke  vorgebeugt. 

4.  Das  Scheren  bezweckt  die  Entfernung  hervorragender 
Härchen ,  so  dass  eine  gleichmässige  dichte  Wolldecke  entsteht. 
Das  Tuch  wird  zu  diesem  Zweck  durch  die  Schermaschine  ge- 
führt. Es  geht  hier  zwischen  dem  eigentlichen,  horizontalen  Unter- 
messer und  einem  massiven  Zylinder  durch,  der  mit  Messern  in 
Schraubenlinien  umwunden  ist  (Spirale,  Feder)  und  sich  sehr 
schnell  dreht.  Der  Zylinder  ist  enger  oder  dichter  an  das  Unter- 
messer zu  stellen,  je  nachdem  die  Ware  mehr  oder  weniger  ge- 
schoren werden  soll. 

5.  Unter  Noppen  versteht  man  das  Abheben  und  Heraus- 
ziehen der  an  der  Oberfläche  des  fertigen  Tuches  noch  vorhan- 
denen fremden  Bestandteile :  Strohfasern  ,  Klettenrestchen  etc. ; 
die  Arbeiterin  benützt  dazu  ein  zweckmässig  konstruiertes  kleines 
Eisen. 

6.  Das  Tuschen  bezweckt  die  Ausgleichung  von  geringen 
Farbunterschieden  an  der  Oberfläche  des  Tuches,  die  Verdeckung 
von  Flecken  ,  Streifen  etc. ;  es  wird  von  geübten  Arbeiterinnen 
mit  besonders  präparierten  Farbstiften  ausgeführt. 
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7.  Das  Pressen  gibt  dem  Tuche  den  letzten  Glanz  und 
wird  entweder  auf  dem  Kalander  vorgenommen  oder  auf  hydrau- 
lischem Wege.  Der  Kalander  besteht  aus  einer  rotierenden  Me- 
tallwalze ,  an  welche  eine  von  innen  mit  Dampf  erhitzte  Metall- 
mulde durch  Hebelgewichte  fest  angedrückt  wird;  zwischen  bei- 
den geht  das  Tuch  langsam  durch  und  kommt,  mit  Pressglanz 
versehen,  auf  der  anderen  Seite  heraus.  Beim  hydraulischen  Ver- 
fahren wird  das  Tuch  in  Falten  gelegt,  und  zwischen  jede  Lage 
wird  ein  :>Pressspan<^  aus  glatter  Pappe  geschoben.  Eine  Anzahl 
Tuche  wird  zwischen  heissen  Eisenplatten  in  diesem  Zustande 
übereinandergelegt  und  mehrere  Stunden  ,  resp.  über  Nacht  hy- 
draulischem Druck  ausgesetzt.  Der  Erfolg  ist  ein  starker  Glanz 
und  guter  Griff. 

Wenn  die  Ware  alle  diese  Stationen  durchlaufen  hat,  kommt 
sie  zur  »fertigen  Tue  lisch  au«.  Diese  findet  unter  persön- 
licher Leitung  des  Fabrikanten  statt  und  bildet  die  letzte  gründ- 
liche Kontrolle  des  Fabrikats  vor  seiner  Ablieferung  an  die  Kund- 
schaft. Das  Tuch  wird  wiederum  (wie  bei  der  rohen  Tuchschau) 
in  ganzer  Breite  über  ein  Gestell  gezogen  und  sorgfältig  geschaut. 

Die  Abnehmer  sind  heute  infolge  der  grossen  Konkurrenz 
ausserordentlich  streng.  Um  keinen  Anlass  zu  Ausstellungen  zu 
geben ,  muss  die  Ware  in  Dessin  und  Qualität  aufs  Haar  genau 
mit  dem  Muster,  das  der  Besteller  in  Händen  hat,  übereinstimmen. 

Die  kleinsten  Fehler,  die  trotz  aller  Mühen  in  der  Ware  ge- 
blieben sind,  müssen  an  den  Leisten  des  Stückes  an  der  betref- 
fenden Stelle  durch  ein  Zeichen  markiert  und  auf  der  Faktura 
vergütet  werden.  Ein  wichtiger  Punkt  ist  ferner  die  Breite  des 
Stückes ;  verlangt  wird  bei  Herrenstoffen  eine  Breite  von  min- 
destens 140-^142  cm,  am  liebsten  heute  sogar  von  145  — 150  cm 
zwischen  den  beiden  Saumleisten  ;  Stücke  von  138  cm  werden  in 
der  Regel  schon  abgelehnt    oder    nur   mit  Vergütung    akzeptiert. 

Der  Fabrikant  nimmt  bei  der  »fertigen  Tuchschau«  Gelegen- 
heit, mit  allen,  die  an  der  Ware  gesündigt  haben,  Meistern  und 
Arbeitern,  persönlich  die  Fehler  zu  besprechen.  Hier  ist  eine  je- 
ner Stellen  ,  die  für  die  Aufrechterhaltung  des  ganzen  Betriebes 
von  fundamentaler  Bedeutung  sind.  Denn  hier  kommen  die  haupt- 
sächlichsten Uebelstände  der  Fabrikation,  die  sich  bei  einem  gros- 
sen Betriebe  nur  zu  leicht  einschleichen  und  erheblichen  Schaden 
anrichten  können,  ans  Licht;  hier  werden  die  nötigen  Schritte 
zur  Abhilfe  beschlossen. 
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Nach  dem  Schauen  werden  die  Tuche  gemessen  und  ge- 
wickelt ;  beides  wird  heute  meistens  auch  auf  maschinellem  Wege 
erledigt.  Nachdem  noch  das  Gewicht  jedes  Stückes  festgestellt 
worden  ist,  kommt  die  Ware  aufs  Lager  und  wird  dort  den  ein- 
zelnen Kommissionen  zugeordnet. 

III.  Einleitung  der  Saison,     Die  Arbeitsaufgaben  für  die  Fabrik. 

Beim  Beginn  jeder  neuen  Musterei  übergibt  der  Fabrikant 
seinem  Mustermeister  die  Vorschriften  für  die  Musterschablonen. 
Diese  Vorschriften  enthalten  die  Grundlage  für  die  spätere  Fa- 
brikation der  Ware  und  bestimmen  in  der  Hauptsache :  i.  die 
Dichtigkeit  des  Gewebes,  2.  die  Breite  der  Einstellung  auf  dem 
Webstuhl,  3.  die  Stärke  und  Farbe  der  Garnsorten,  4.  die  Be- 
handlung in  Walke  und  Appretur ;  hierfür  sind  bestimmte  Zei- 
chen verabredet,  die  an  dem  Rand  der  einzelnen  Schablonen  ein- 
genäht werden,  und  nach  denen  sich  Walk-  und  Appreturmeister 
zu  richten  haben. 

Der  Mustermeister  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  ihm  auf- 
gegebenen Versuchsschablonen  schnellstens  auf  die  Handstühle 
kommen,  für  deren  guten  Zustand  und  Arbeit  er  ebenfalls  ver- 
antwortlich ist.  Sobald  ein  neues  Muster  »angeschossen«  ist,  d.h. 
sobald  der  betreffende  Musterweber  so  weit  in  seiner  Arbeit  vor- 
geschritten ist,  dass  man  das  neue  Muster  übersehen  kann,  wird 
der  Fabrikant  an  den  Stuhl  gerufen.  Er  bestimmt,  ob  in  der- 
selben Weise  weiter  gewebt  werden,  oder  ob  schon  jetzt  in  der 
Arbeit  eine  Aenderung  vorgenommen  werden  soll.  Es  kommt 
hier  hauptsächlich  darauf  an,  ob  der  gewünschte  Farbeneffekt 
durch  die  Zusammenstellung  von  Kette  und  Schuss  herauskommt 
und  ob  das  Dichtigkeitsverhältnis  von  Kette  und  Schuss  richtig 
ist ;  ist  erstere  zu  dicht,  so  webt  sich  die  Ware  schlecht,  es  bildet 
sich  kein  gutes  Fach  für  den  Schuss,  und  letzterer  geht  schwer 
hinein  ;  ist  es  nicht  dicht  genug ,  so  wird  die  Ware  von  Anfang 
an  zu  lose. 

Wenn  der  Fabrikant  die  begonnene  Arbeit  genehmigt  oder 
verbessert  hat,  muss  der  Meister  für  schnelles  und  richtiges  Ab- 
weben  der  Schablone,  sowie  für  deren  weitere  Fertigstellung  in 
Walke  und  Appretur  Sorge  tragen.  Täghch  legt  er  dem  Fabri- 
kanten die  inzwischen  vollendeten  Schablonen  vor,  aus  denen  nun 
die  engere  Auswahl  getroffen  wird. 

Von  den  Dessins    dieser  engeren  Auswahl   werden  weiterhin 
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auf  den  mechanischen  Webstühlen  halbe  Stücke  angefertigt ,  die 
dazu  dienen,  den  Handel  später  mit  Mustermaterial  für  die  Reise-, 
resp.  Versandkollektionen  zu  verschen.  Die  halben  Musterstücke 
heissen  Coupons  und  sind  meist  12 — 15  m  lang;  ihre  Herstelhuig 
erfordert  viel  Zeit  und  stört  die  Fabrikation  der  noch  abzuliefern- 
den Waren  bedeutend. 

Die  ausgewählten  Genres ,  von  denen  Mustercoupons  ange- 
fertigt werden  sollen  ,  werden  mit  ihren  genauen  Fabrikationsan- 
weisungen in  das  ;> Couponbuch«  eingetragen,  wo  sie  fortlaufende 
Nummern  erhalten;  jeder  Genre  zerfällt,  wie  oben  bemerkt,  in 
eine  Anzahl  Muster  verschiedener  Farbenstellung,  Dessins  genannt, 
die  für  sich  fortlaufend  nummeriert  werden,  z.  B.  Genre  I,  Dessin 
I,  2,  3,  4  etc.  Das  Couponbuch  bildet  nicht  nur  die  Grundlage  für 
die  Anfertigung  der  Musterstücke,  sondern  auch  für  die  spätere 
Fabrikation  der  Ware ;  die  sorgfältige  Führung  desselben  ist  von 
grösster  Wichtigkeit,  denn  ein  kleiner  Schreibfehler  kann  zur  Folge 
haben ,  dass  ganze  Stücke  falsch  gearbeitet  und  daher  minder- 
wertig werden. 

Die  Anfertigung  der  Mustercoupons  greift  in  einen  grossen 
Betrieb  so  scharf  ein,  dass  vor  jeder  Saison  wochenlang  ein  sehr 
grosser  Teil  des  Etablissements  davon  in  Anspruch  genommen 
wird.  Eine  Fabrik  von  lOO  Webstühlen  fertigt  für  jede  Saison 
mehrere  hundert  Mustercoupons  an,  die  nach  Fertigstellung  noch- 
mals gründlich  gesichtet  werden.  Mit  dieser  neuen  Kollektion 
besucht  der  Fabrikant  selbst  und  seine  kaufmännischen  Vertreter 
sofort  die  allerwüchtigsten  Kunden  ;  jetzt  gilt  es  nämlich,  innerhalb 
weniger  Tage  ein  bestimmtes  Urteil  zu  erhalten,  ob  die  Musterei 
im  grossen  und  ganzen  richtig  getroffen  ist,  ob  die  Kollektion 
noch  Lücken  enthält,  und  vor  allen  Dingen  auch,  ob  die  Preise 
der  augenblicklichen  Marktlage   entsprechen. 

Der  Fabrikant  muss  trachten,  nicht  zu  spät  mit  seinen  neuen 
Mustern  zur  Kundschaft  zu  kommen.  Die  kleinen  Fabrikanten 
sind  gewöhnlich  die  ersten ;  sie  fabrizieren  meist  nur  spezielle 
Artikel,  z.  B.  bestimmte  PaletotstofTe ,  während  in  der  Kollektion 
eines  grossen  Fabrikanten  alle  Arten  von  Herrenstoffen  enthalten 
sind.  Aus  diesem  Grunde  kann  der  Abnehmer  bei  letzterem  seinen 
Bedarf  nach  jeder  Richtung  hin  decken,  sodass  er  für  die  Muster 
des  kleinen  Fabrikanten  kein  grosses  Interesse  mehr  hat,  wenn 
dieser  zu  spät  kommt.  Doch  haben  die  kleinen  Fabrikanten,  wenn 
sie  geschickt  sind,  den  Vorteil,  der  mit  jeder  Spezialisation  ver- 
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bunden  ist :  sie  können  sich  in  die  Ausgestaltung  ihres  Spezial- 
artikels  mehr  vertiefen  und  bringen  daher  oft  technisch  vollkom- 
menere Fabrikate  zustande.  Hierin  dürfte  nach  meiner  Ansicht 
der  Hauptgrund  der  Tatsache  liegen  ,  dass  sich  viele  kleine  Be- 
triebe in  der  Tuchfabrikation  neben  den  grossen  sehr  gut,  ja 
manchmal  glänzend  behaupten. 

Wenn  der  Fabrikant  mit  seiner  Hauptkundschaft  enge  Fühlung 
genommen  hat,  ist  er  nach  einigen  Tagen  in  der  Lage,  etwaige 
Lücken  in  der  Kollektion  durch  Nachmusterung  zu  ergänzen,  aber 
auch  unnötige  Genres  auszusondern.  Es  muss  ihm  daran  gelegen 
sein,  seine  Fabrikation  nicht  unnötig  zu  zersplittern;  er  muss  da- 
nach streben,  möglichst  lange  Ketten  für  seine  Webstühle  auf- 
geben zu  können,  die  auch  grosse  Partien  für  Färberei  und  Spin- 
nerei zur  Folge  haben. 

Die  Fabrikation  von  grossen  Partien  ist  in  allen  Betriebs- 
abteilungen naturgemäss  billiger,  als  wenn  unzählige  kleine  Posten 
in  Arbeit  gegeben  werden  müssen.  Das  immer  von  neuem  statt- 
findende Einrichten  und  Absetzen  der  Färbkessel,  der  Spinnerei- 
maschinen, rfer  Webstühle  etc.,  verursacht  viel  Unkosten  und  kann 
die  Rentabilität  des  ganzen  Geschäftes  in  Frage  stellen. 

Der  Fabrikant  »annulliert',  also  diejenigen  Genres  seiner  Kol- 
lektion ,  die  nach  einigen  Tagen  bei  der  Kundschaft  noch  wenig 
oder  gar  keinen  Anklang  gefunden  haben  und  behält  dieses  Dezi- 
mierverfahren auch  noch  weiterhin  im  Auge. 

Nachdem  die  Hauptkunden  persönlich  besucht,  und  die  Preis- 
listen für  die  neue  Saison  gedruckt  worden  sind,  erhält  die  grosse 
Masse  der  kleineren  Abnehmer  die  Kollektion  durch  die  Post  zu- 
geschickt. Die  Kunden  geben  die  Nummern  der  von  ihnen  aus- 
gewählten Dessins  brieflich  auf,  und  nun  erhalten  sie  davon  grosse 
Muster,  die  von  den  Coupons  geschnitten  werden  und  aus  denen 
sie  ihrerseits  nun  die  Kollektionen  für  ihren  eigenen  Geschäfts- 
betrieb anfertigen. 

Man  kann  die  direkten  Abnehmer  der  Tuchfabrikate  nach 
der  Form  ihres  Geschäftsbetriebes  in  drei  Hauptgruppen  einteilen; 
diese  sind: 

1.  Die  Grossisten  nach  altem  Stil, 

2.  die  Versender, 

3.  die  Konfektionäre. 

I.  Die  Grossisten  nach  altem  Stil,  vor  25  Jahren 
noch  die  einzigen  Abnehmer  der  grossen  Fabriken,  sind  allmählich 
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von  den  neueren  Formen  des  Handels  stark  überflügelt  worden. 
Das  Charakteristische  ihres  Geschäftes  besteht  darin ,  dass  von 
jeder  Firma  sofort  nach  Zusammensetzung  der  neuen  Kollektion 
aus  den  Mustern  aller  mit  ihnen  befreundeten  Fabrikanten  ,  fünf, 
sechs  oder  mehr  Reisende  »auf  die  Tour«  gehen,  um  von  Detail- 
listen und  Schneidern  des  In-  und  Auslandes  Aufträge  zu  holen, 
die  täglich  von  unterwegs  an  die  Engros-Firma  eingeschickt  wer- 
den. Hier  werden  sie  zusammengestellt  und  als  geschlossene 
Orders  den  betreffenden  Fabrikanten  übermittelt. 

An  grossen  Plätzen,  wie  Berlin,  Hamburg  etc.,  können  auch 
Engros-Häuser  bestehen ,  welche  nur  die  Kundschaft  des  Platzes 
»poussieren«  ,  die  denn  meist  ihre  Einkäufe  auf  dem  Lager  des 
Grossisten  selbst  vornimmt. 

Bei  der  grossen  Konkurrenz  haben  sich  die  Verhältnisse  derart 
gestaltet ,  dass  heute  nur  solche  Grossisten  nach  altem  Stil  be- 
stehen können,  die  in  der  Lage  sind,  bei  billigsten  Preisen  langen 
Kredit  zu  gewähren.  Dazu  müssen  sie  sehr  kapitalkräftig  sein 
und  ausgezeichnet  eingeführte  Reisende  besitzen.  Der  Gross- 
handel  in  dieser  Form  konzentriert  sich  immer  mehr  auf  relativ 
wenige  grosse  Firmen. 

2.  Das  Wesen  des  Tuch-Versandgeschäftes  ist  fol- 
gendermassen  zu  beschreiben :  Tuchgrossisten ,  also  direkte  Ab- 
nehmer von  Fabrikanten,  haben  den  Betrieb  ihres  Geschäftes  der- 
art eingerichtet,  dass  sie  nicht  ihre  Kunden  (Schneider)  bei  Be- 
ginn jeder  Saison  besuchen  lassen^  um  von  ihnen  geschlossene 
Aufträge  zu  erhalten ;  sie  überlassen  den  Schneidern  vielmehr 
kleine  Musterkollektionen  und  erwarten  darauf  während  der  ganzen 
Saison  von  ihnen  Aufträge,  je  nach  Bedarf,  in  Längen  für  einzelne 
Anzüge,  Paletots,  Hosen  etc. 

Wer  sich  einen  Anzug  machen  lassen  will,  geht  zum  Schnei- 
der; dieser  zeigt  ihm  zur  Auswahl  die  Musterkarten  des  Versand- 
geschäftes ;  gewählt  wird  z.  B.  Dessin  800.  Der  Schneider  be- 
stellt beim  Versender  sofort  Dessin  800/3^2  rn  für  einen  Anzug 
und  erhält  das  gewünschte  kleine  Mass  von  diesem  am  nächsten 
Tage  mit  der  Post  zugeschickt.  Der  Schneider  ist  so  in  der  Lage, 
seinem  Kunden  eine  grosse  Mannigfaltigkeit  von  Mustern  offerie- 
ren zu  können,  ohne  selbst  das  Risiko  eines  grossen  Lagervorrates 
auf  sich  zu  nehmen.  Aufgabe  des  Versenders  ist  es,  richtig  und 
rechtzeitig  beim  Fabrikanten  zu  bestellen ,  damit  er  während  der 
ganzen  Saison  genügend  Vorrat  auf  Lager  hat,   um  die  Schneider,, 
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die  natürlich  auf  sofortige  Lieferung  bauen,  prompt  zu  bedienen. 

Ehe  an  einen  organisierten  Versand  gedacht  wurde,  hatten 
die  meisten  Tuchhändler  ihren  am  Orte  und  in  der  Nachbarschaft 
ansässigen  Kunden  (Schneidern)  Muster  von  den  auf  Lager  ge- 
haltenen Stofifen  gegeben ,  damit  sie  ihren  Privatkunden  danach 
verkaufen  konnten.  Neu  war  die  Idee  ,  die  in  den  70  er  Jahren 
auftauchte,  Karten  mit  4  oder  5  aufgeklebten  Dessins  zu  einer 
Kollektion  zu  vereinigen  und  dieselbe  einer  grösseren  Anzahl  von 
Schneidern  zum  Bezüge  eines  jeden  Masses  zu  überlassen.  Eine 
wirksame  Förderung  hatte  diese  Neuerung  dadurch  erhalten,  dass 
mit  dem  Jahre  1874  die  Reichspost  den  Einheitstarif  für  Pakete 
einführte,  wonach  es  möglich  wurde,  ein  Paket  von  5  kg  inner- 
halb des  ganzen  Reiches  für  50  Pfg.  zu  versenden. 

Der  Schneider  erfasste  den  grossen  Vorteil  sofort  und  be- 
zahlte sogar  anfangs  den  ungefähren  Wert  einer  Kollektion.  Es 
entstand  aber  auch  unter  den  Versendern  in  ganz  kurzer  Zeit 
eine  sehr  starke  Konkurrenz,  die  bei  den  Schneidern  immer  grös- 
sere Ansprüche  züchtete  und  den  früheren  Gewinn  allmählich  sehr 
herabminderte.  Zuerst  gab  es  nur  Versand  unter  Nachnahme  und 
Portoberechnung,  die  Muster  waren  auch  nur  ein  Drittel  so  gross, 
als  heute,  und  die  Ausstattung  einer  Kollektion  war  die  denkbar 
einfachste.  Heute  müssen  hierin  Buchbinder  und  Buchdrucker 
künstlerische  Leistungen  vollführen,  die  Ware  muss  meist  franko 
geliefert  und  der  Betrag  mit  langem  Ziel  gestundet  werden. 

Dem  alten  Grosshandel  wurde  der  Tuch-Versand  ein  schlim- 
mer Konkurrent;  aber  auch  dem  Fabrikanten  brachte  die  neue 
Form  einschneidende  Veränderungen,  da  der  Grossist  ihm  bisher 
stets  grössere  geschlossene  Aufträge  vor  der  Saison  gab  ,  wäh- 
rend der  Versender  seinen  Hauptbedarf  beim  Fabrikanten  durch 
Nachbestellungen  während  der  Saison  deckt. 

Einige  Zeit  nach  Entstehen  der  ersten  Tuch-Versandgeschäfte, 
die  ihre  Muster  nur  an  Wiederverkäufer  gaben,  kamen  Kaufleute 
auf  den  Gedanken,  sich  ausserhalb  ihres  Ortes  mit  Offerten  an 
das  Privatpublikum  zu  wenden.  Auch  diese  hatten  zuerst  einen 
grossen  Erfolg ,  der  aber  oft  auf  Kosten  der  Reellität  ging  und 
infolgedessen  nicht  von  Dauer  war.  Die  sehr  kostspielige  Reklame 
führte  entweder  zu  hohen  Preisen  oder  zu  minderwertiger  Liefe- 
rung. Der  Artikel  ist  sehr  schwer  vom  Laien  zu  beurteilen,  und 
gleiches  Aussehen  bedingt  noch  lange  nicht  gleiche  Qualität.  So 
sind  denn  die  Privat -Versender  mit  wenigen  Ausnahmen  in  dem 
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heftigen  Kampfe  mit  den  Schneidern  und  deren  Lieferanten  unter- 
legen ;  dac^egen  ist  fiir  den  Schneider  eine  Versand-Kollektion  ein 
Mittel,  ohne  eigenes  Kapital  sein  Geschäft  und  seinen  Verdienst 
zu   vergrössern. 

3.  Mit  dem  Namen  Konfektionäre  werden  diejenigen 
direkten  Abnehmer  der  Tuchfabriken  bezeichnet,  welche  die  Ware 
zu  fertigen  Kleidungsstücken  verarbeiten,  ehe  sie  dieselbe  weiter- 
geben. Wie  die  übrigen  Kunden  treffen  sie  bei  Beginn  jeder 
Saison  ihre  Auswahl  aus  der  Kollektion  des  Fabrikanten  und  er- 
halten von  jedem  Genre,  den  sie  vertreiben  wollen,  genügend 
grosse  Musterlängen,  um  daraus  Probekleidungsstücke  anfertigen 
zu  können,  mit  denen  sie  ihre  Reisenden  auf  die  Tour  schicken. 
Aus  den  Aufträgen,  die  letztere  einschicken,  werden  wiederum 
geschlossene  Aufträge  für  die  Fabrik  zusammengestellt. 

Das  Zuschneiden  der  Kleidungsstücke  geschieht  in  fabrik- 
mässiger  Weise  mittels  Maschinen,  die  durch  Motore  getrieben 
werden.  Die  weitere  Fertigstellung  (Zusammennähen  etc.j  wird 
meist  Zwischenmeistern  übertragen,  welche  die  Arbeit  in  eigenen 
Werkstätten  oder  in  der  Form  der  Heimarbeit    ausführen  lassen. 

Die  Kunden  der  Konfektionäre  sind :  Kleiderdetaillisten,  Waren- 
häuser, Konsumvereine.  Die  Kunden  des  Auslandes  erteilen  ihre 
Aufträge  gewöhnlich  beim  Beginn  jeder  Saison  auf  dem  Lager 
des  Konfektionärs. 

Hauptplätze  für  die  deutsche  Herren-  und  Knabenkonfektion 
sind  :   Stettin,  Berlin,  Breslau,  Frankfurt  a/Main,  München. 

Sobald  die  Musterbestellungen  von  der  Kundschaft  einlaufen, 
legt  der  Fabrikant  seine  M  u  s  t  e  r  s  t  a  t  i  s  t  i  k  an ;  sie  bezweckt 
zweierlei  und  besteht  demgemäss  aus  zwei  Tabellen. 

i\.uf  der  einen  Tabelle  hat  jeder  Kunde  ein  Konto,  auf  der 
anderen  jedes  Dessin  der  neuen  Kollektion.  Auf  der  ersten  Ta- 
belle wird  festgestellt,  welchen  Wert  das  Mustermaterial  repräsen- 
tiert, das  jeder  einzelne  Kunde  beansprucht.  Dieses  wird  nämlich 
von  den  deutschen  Fabrikanten  gratis  geliefert ;  die  Bestrebungen 
einiger  Kreise,  die  Bezahlung  der  Muster  einzuführen,  wie  sie  in 
England  seit  langer  Zeit  üblich  ist,  sind  bis  jetzt  gescheitert.  Hier- 
bei ist  zu  bemerken  ,  dass  die  praktischen  Engländer  ihren  Kun- 
den das  Mustermaterial  insofern  später  doch  vergüten,  als  sie  die 
wirklich  bestellten  Stücke  mit  entsprechendem  Uebermass  liefern. 

Der  deutsche  Fabrikant  hat  natürUch  bei  der  Lage  der  Dinge 
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ein  Interesse  daran  zu  konstatieren  ,  wie  sich  das  Verhältnis  vom 
beanspruchten  Mustermaterial  zum  Umsatz  bei  jedem  einzelnen 
Kunden  gestaltet.  Ein  Abnehmer ,  dessen  Musterverbrauch  dau- 
ernd den  höchstens  zulässigen  Prozentsatz  vom  Umsatz  übersteigt, 
hat  für  den  Fabrikanten  kein  Interesse,  da  der  Gewinn,  den  seine 
Aufträge  abwerfen,  durch  die  Musterspesen  absorbiert  wird.  Der- 
artige Abnehmer  müssen  auf  Grund  der  Statistik  veranlasst  wer- 
den, ihren  Musterbedarf  einzuschränken  oder  teilweise  zu  vergüten, 
soweit  er  das  Maximum  überschreitet.  Ist  in  diesem  Punkte  keine 
Einigung  zu  erzielen,  so  bricht  der  Fabrikant  lieber  die  nutzlose- 
Verbindung  ab. 

Die  zweite  Tabelle  der  Musterstatistik  weist  aus,  von  wieviel 
und  von  welchen  Abnehmern  jedes  einzelne  Dessin  gewählt  wor- 
den ist.  Sie  gibt  also  dem  Fabrikanten  eine  Uebersicht  über  die 
Artikel,  welche  gut,  mittelmässig  und  schlecht  gefallen.  Er  kann 
nun  die  Genres  und  Dessins,  die  wenig  »gezogen«  haben,  aus  der 
Kollektion  entfernen  und  ein  Gleiches  bei  den  in  Frage  kommen- 
den Kunden  veranlassen,  damit  diese  nichts  darin  verkaufen  und 
der  oben  erwähnten  Zersplitterung  in  den  Aufträgen  vorgebeugt 
wird.  Er  braucht  aber  weiterhin  diese  Tabelle  als  Grundlage 
seiner  ersten  Dispositionen  in  der  neuen  Saison  für  den  Fabrik- 
betrieb. 

Diese  Disposition  zerfällt  in  einzelne  Aufgaben,  die  auf 
Grund  der  eingegangenen  Bestellungen  in  normalen  Zeiten  in 
Zwischenräumen  von  je  lo — 14  Tagen  gegeben  werden.  Der  Fa- 
brikant stellt  diese  Aufgaben  gemeinschaftlich  mit  demjenigen 
kaufmännischen  Beamten ,  der  den  Verkehr  mit  der  Kundschaft, 
(also  auch  die  Ausführung  der  Bestellungen)  unter  sich  hat,  und 
in  Gegenwart  des  obersten  Werkmeisters  zusammen ;  sie  enthalten 
die  Nummern  der  anzufertigenden  Dessins  und  die  Stückzahl,  die 
von  jedem  Dessin  in  Arbeit  zu  geben  ist. 

Nun  müssen  die  ersten  Aufgaben  in  jeder  Saison  schon  vor- 
genommen werden,  ehe  Aufträge  von  Belang  eingelaufen  sind. 
Dies  bedeutet  ein  grosses  Risiko  für  den  Fabrikanten ;  denn  wenn 
die  Aufträge  für  die  Waren ,  die  er  in  Arbeit  gibt ,  später  ganz 
oder  teilweise  ausbleiben,  so  muss  er  die  betreffenden  Stücke  auf 
Lager  nehmen,  wo  sie  nur  mit  Verlust  verkäuflich  sind.  Die 
ersten  Aufgaben  erheischen  daher  grosse  Vorsicht,  und  hier  leistet 
die  Musterstatistik  ihre  Dienste. 

Wenn  aber   auch    einerseits   hier    mit  erösster  Zurückhaltun»; 
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ZU  disponieren  ist,  so  muss  andererseits  aus  Gründen  der  Kosten- 
ersparnis wieder  danach  getrachtet  werden,  mügUchst  grosse  Par- 
tien aufzugeben.  Es  werden  also  vor  allen  Dingen  diejenigen 
Genres  und  Dessins  für  die  ersten  Aufgaben  in  Betracht  gezogen, 
die  bei  der  Musterauswahl  von  der  Kundschaft  so  stark  aufgenom- 
men worden  sind,  dass  man  auf  grosse  Bestellungen  darin  mit 
Sicherheit  rechnen  kann. 

Dem  Fabrikanten  konunt  der  Umstand  zu  Hilfe,  dass  er  zu- 
nächst nur  für  einen  Teil  seiner  Maschinen  Arbeit  einzurichten 
hat.  Die  Saisons  greifen  nämlich  in  einander  über ,  und  in  nor- 
malen Zeiten  ist  ein  grosser  Teil  der  Fabrik  noch  mit  den  Aulträgen 
der  vorigen  Saison  auf  lange  Zeit  beschäftigt,  wenn  die  Fabrikation 
der  nächsten  Saison  ihren  Anfang  nimmt. 

Schlimm  ist  es  allerdings,  wenn  die  Aufträge  vorher  so  knapp 
eingegangen  waren,  dass  sie  schon  vor  Eintreffen  der  neuen  Be- 
stellungen ihre  Erledigung  gefunden  haben.  Dann  muss  man  an- 
dere Mittel  und  Wege  suchen,  den  Betrieb  nicht  zu  unterbrechen. 
Der  Fabrikant  kann  erstens  Lohnarbeit  für  Rechnung  anderer, 
mit  Aufträgen  überhäufter  Fabrikfirmen  übernehmen.  Dieser  Aus- 
weg, der  übrigens  manchem  Unternehmer  aus  psychologisch  leicht 
erklärlichen  Gründen  nicht  sehr  sympathisch  ist,  versagt  sehr  oft, 
da  die  meisten  Fabriken  vom  schlechten  Geschäftsgang  gleich- 
massig  betroffen  werden. 

Der  Fabrikant  kann  noch  einen  zweiten  Weg  versuchen,  in- 
dem er  mit  einigen  Extra -Genres  an  die  Kundschaft  herantritt; 
diese  müssen  den  Charakter  von  Stapelartikeln  tragen  und  ausser- 
ordentlich billig  sein,  damit  die  Kunden  durch  das  geringe  Risiko 
verlockt  werden,  schnell  grössere  Aufträge  für  ihre  Läger  zu  er- 
teilen. Auf  direkten  Verdienst  kann  hierbei  seitens  des  Fabri- 
kanten meist  nicht  gerechnet  werden. 

Wenn  auch  auf  diese  Weise  keine  Zwischen-Aufträge  erreicht 
werden  ,  dann  bleibt  weiter  nichts  übrig ,  als  den  Betrieb  einzu- 
schränken und  einen  Teil  der  Leute  zu  entlassen.  Wie  betrübend 
eine  solche  Notwendigkeit  für  alle  Teile  ist,  und  wie  weite  Kreise 
ein  derartiger  Zustand  berührt,  wenn  er  lang  andauert  und  all- 
gemein ist,  das  braucht  nicht  besonders  hervorgehoben  zu  werden. 

Nehmen  wir  jedoch  einen  normalen  Geschäftsgang  an :  ein 
Teil  der  Fabrik  ist  noch  auf  längere  Zeit  mit  den  alten  Aufträgen 
beschäftigt;  für  den  anderen  Teil  ist  jetzt  die  erste  neue  Aufgabe 
erteilt  worden.    Diese  wandert  nun  zur  Ausarbeitung  in  das  Bureau 
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der   Webereiabteilung. 

Hier  kommt  zuerst  die  Stuhleinteilung  an  die  Reihe.  Eine 
bestimmte  Anzahl  Webstühle  steht  für  die  Erledigung  der  ersten 
Aufgabe  zur  Verfügung ;  natürlich  warten  diese  Stühle  nicht  schon 
(bei  richtiger  Disposition),  sondern  werden  erst  frei,  wenn  alle 
Vorarbeiten  erledigt  sind,  die  wir  für  die  Herstellung  der  Ketten 
kennen  gelernt  haben:  drei  bis  vier  Wochen  muss  demzufolge  im 
voraus  für  die  Besetzung  der  Webstühle  disponiert  werden.  Es 
ist  dies  ein  hochwichtiger  Punkt  für  den  Betrieb;  nicht  energisch 
genug  kann  vom  Fabrikanten  darauf  gehalten  werden,  dass  die 
Arbeit  der  Webstühle  keine  Unterbrechung  durch  falsche  oder 
nachlässige  Disposition  erfährt.  Es  leiden  alle  Teile  darunter: 
die  Weber  und  Stuhlmeister,  welche  im  Akkord  verdienen,  die 
Kundschaft,  deren  Bestellung  verzögert  wird,  und  der  Fabrikant, 
dessen  Maschinen  nicht  richtig  ausgenützt  werden.  Das  Ideal  ist, 
dass  die  neue  Kette  immer  schon  gebäumt  am  Stuhle  wartet, 
wenn  der  Weber  die  alte  abwebt.  In  Wirklichkeit  sind  kleine 
Unterbrechungen  allerdings  nicht  zu  umgehen:  in  Färberei  oder 
Spinnerei  sind  Partien  verunglückt,  der  Webstuhl  muss  umgebaut 
oder  repariert  werden  ,  im  Interesse  des  einen  oder  des  anderen 
Kunden  ist  eine  Aenderung  in  der  Disposition  vorgenommen 
worden,  die  Zeit  erfordert  —  mit  solchen  unabwendbaren  Zufällen 
ist  stets  zu  rechnen ;  umsomehr  muss  darauf  gesehen  werden,  dass 
keine  vermeidbaren  Aufenthalte  in  der  Weberei  eintreten. 

Leicht  ist  die  Disposition  allerdings  nicht,  sie  erfordert  viel- 
mehr ein  grosses  Mass  von  Umsicht  und  Erfahrung.  Wir  müssen 
uns  vergegenwärtigen,  dass  die  Tuchfabrik  ein  grosser,  vielver- 
zweigter Apparat  ist ,  dessen  einzelne  Teile  zwar  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  selbständige  Ressorts  bilden,  aber  doch  nach 
einer  ganz  bestimmten  Ordnung  in  einander  übergreifen  müssen, 
damit  das  ganze  Unternehmen  funktioniert.  Eine  Abteilung  ist 
auf  die  andere  angewiesen,  um  ihre  Aufgaben  zu  erfüllen,  alle 
Fäden  der  Leitung  aber  laufen  in  der  Hand  des  Fabrikanten  zu- 
sammen. 

Im  Bureau  der  Weberei  ist  also  die  Stuhleinteilung  ausge- 
arbeitet worden;  aus  ihr  ist  zu  ersehen,  wie  lange  die  einzelnen 
Stühle  nach  Erteilung  der  ersten  Aufgabe  besetzt  sind,  und  ferner, 
wann  die  Erteilung  der  zweiten  Aufgabe  notwendig  sein  wird. 
Auch  ist  festgestellt,  zu  welchen  Terminen  die  Garnpartien  für 
Kette   und  Schuss    von   der   Zwirnerei    und   Spinnerei    abgeliefert 


Organisation  und  Betrieb  einer  Tuchfabrik.  525 

sein  müssen. 

Jetzt  wird  die  Aufgabe  für  die  Spinnerei  herausgezogen  und 
in  ein  besonderes  Buch  eingetragen ;  sie  enthält  eine  detaillierte 
Aufstellung  aller  benötigten  Garne :  Farbe,  Stärke,  Quantum,  so- 
wie Angabc  der  Dessins,  für  welche  die  einzelnen  Posten  be- 
stimmt sind.  Bei  allen  diesen  Angaben  ist  die  grösstc  Sorgfalt 
zu  verwenden ,  da  die  kleinsten  Fehler  sich  meist  schwer  zum 
Schaden  des  Geschäftes  rächen.  Ebenso  zuverlässig  muss  auch 
die  Angabe  der  Termine  sein,  die  jedem  Posten  beigefügt  ist. 

Die  Spinnereiaufgabe  wandert  nun  in  das  Bureau  der  Spin- 
nerei. Auch  hier  hat  der  Fabrikant  beim  Beginn  der  neuen  Sai- 
son wichtige  Dispositionen  zu  treffen.  Es  handelt  sich  zuerst 
darum,  die  Wollmischungen,  aus  denen  die  benötigten  Garne  ge- 
sponnen werden  sollen,  genau  zu  bestimmen.  Dabei  sind  ausser 
den  auf  S.  599  bereits  angeführten  technischen  Gesichtspunkten 
noch  folgende  kaufmännische  Erwägungen  massgebend :  i.  der 
Preis,  der  für  die  Ware  erzielt  wird ,  2.  der  Bestand  an  den  ver- 
schiedenen Wollsorten,  3.  die  Konjunktur  auf  dem  Wollmarkte. 
Es  leuchtet  ein,  dass  hier  eine  Arbeit  vorliegt^  von  deren  rich- 
tigen Erledigung  die  Prosperität  des  ganzen  Unternehmens  ab- 
hängt. 

Die  Wollproduktion  der  Erde  weist  eine  grosse  Menge  ver- 
schiedener Qualitäten  und  verschiedener  Preislagen  auf.  Der  Fabri- 
kant muss  sich  natürlich  sein  Garn  so  billig  wie  möglich  herstellen; 
er  muss  aber  auch  wissen,  wie  weit  er  mit  der  Beimischung  bil- 
liger Wollen  gehen  kann ,  damit  der  Ausfall  der  Ware  keinen 
Schaden  leidet.  Er  muss  ferner  die  richtigen  Wollen  bestimmen, 
damit  die  gewünschte  Qualität  im  Fabrikat  erzielt  wird.  Man 
kann  unter  Umständen  das  teuerste,  feinste  Rohmaterial  verwen- 
den und  doch  eine  ganz  falsche,  wertlose  Ware  erzeugen. 

An  die  Ausarbeitung  der  Spinnereiaufgabe  schliessen  sich 
zwei  neue  Arbeiten  an :  die  Färbereiaufgabe  und  die  Anfertigung 
des  WoU-Auszuges. 

Ein  gewisser  Vorrat  an  gefärbten  Wollen  ist  stets  vorhanden, 
da  meist  grössere  Partien  gefärbt  werden,  als  gerade  nötig  ist; 
auch  muss  von  den  fortwährend  und  oft  plötzlich  gebrauchten 
Farben,  wie  schwarz,  weiss,  blau  etc.  immer  etwas  auf  Lager  sein. 

Es  wird  nun  festgestellt :  i.  um  wie  viel  durch  die  neue  Auf- 
gabe der  gefärbte  Wollbestand  verkleinert  wird;  2.  welche  Farben 
fehlen  und  wieviel  von  jeder ;    3.    welche  Restbestände  an  mode- 
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farbenen  Wollen  aus  vorhergehenden  Saisons  umgefärbt  und  auf 
diese  Weise  noch  verwendet  werden  können. 

Aus  dem  letzten  Punkt  geht  hervor,  dass  auch  die  Disposition 
für  die  Färberei  vorsichtig  gehandhabt  werden  muss.  Wenn  näm- 
lich von  Modefarben  ,  d.  h.  solchen  Nuancen,  für  die  (im  Gegen- 
satz zu  den  Grundfarben  schwarz,  weiss  etc.)  vielleicht  nur  i  oder 
2  Saisons  lang  Verwendung  ist ,  zu  reichlich  aufgegeben  wird, 
dann  bleiben  davon  Reste ;  diese  können  bei  den  zahlreichen 
neuen  Modefarben,  die  jede  Saison  mit  sich  bringt,  zu  einem 
grossen  Kapital  anwachsen.  Wenn  der  Fabrikant  sie  verwerten 
will,  dann  muss  er  sie  umfärben  lassen;  meistens  ist  dies  nur  zu 
dunklen  Farben  möglich.  Immerhin  ist  damit  Schaden  verbunden; 
denn  die  Kosten  des  ersten  Färbens  sind  verloren ;  ausserdem 
leidet  die  Wolle  qualitativ,  wenn  sie  mehrmals  gefärbt  wird  :  sie 
»verkocht«. 

Ganz  zu  vermeiden  sind  Restbestände  aber  nicht ,  denn  wie 
schon  früher  erwähnt,  müssen  die  Partien  so  reichlich  wie  mög- 
lich aufgegeben  werden;  das  Färben  nur  des  unmittelbar  vor- 
liegenden Bedarfes  würde  zu  einer  unwirtschaftlichen  Zersplitte- 
rung führen ,  die  noch  grösseren  Schaden  verursacht  als  ein 
massiges  Quantum  von  Restbeständen :  es  muss  stets  etwas  ris- 
kiert werden. 

Auch  bei  der  Disposition  für  die  Färberei  kann  der  Fabrikant 
auf  der  Musterstatistik  fussen ;  aus  ihr  erkennt  er ,  bei  welchen 
Dessins  auf  grössere  und  kleinere  Bestellungen  zu  rechnen  ist; 
dementsprechend  kann  er  auch  die  Disposition  der  in  den  ein- 
zelnen Dessins  enthaltenen  Farben  abmessen. 

Der  Färbermeister  erhält  nun  eine  Aufstellung  der  zu  färben- 
den Posten;  bei  jedem  ist  die  Lagernummer  der  betreffenden 
Wolle ,  die  Farbe ,  die  Zentnerzahl  und  der  Ablieferungstermin 
genau  vermerkt. 

Jetzt  hat  der  ganze  Fabrikbetrieb  für  eine  Anzahl  Wochen 
seine  Beschäftigung  zugewiesen  und  ausgearbeitet  erhalten.  Nun 
wird  noch  eine  Zusammenstellung  vorgenommen,  aus  der  ersicht- 
ich  ist ,  wie  sich  die  Aufgaben  der  Färberei  und  Spinnerei  auf 
die  einzelnen  Wochen  verteilen.  Der  Fabrikant  weiss  genau,  wie 
viel  Tausend  Kilo  Wolle  seine  Färberei  in  der  Woche  färben,  seine 
Spinnerei  verspinnen  kann.  Stellt  sich  heraus,  dass  der  Betrieb 
dieser  Abteilungen  für  einige  Wochen  überlastet,  für  andere  Wo- 
chen  zu  schwach  besetzt  ist,    so   muss   möglichst   Ausgleich  ge- 
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schafifen  werden.  Diese  Aenderung  muss  natürlich  von  der  We- 
berei ausgehen,  denn  sie  bildet  ja  die  Grundlage  :  die  Hauptsache 
ist  doch ,  dass  die  Webstühle  ihren  Gang  weiter  gehen  und  das 
Garn  dazu  rechtzeitig  erhalten. 

Sehr  oft  kann  man  aus  der  ungleichen  Arbeitsverteilung  auf 
Fehler  in  der  ganzen  Disposition  schliessen,  denen  nun  sofort  auf 
den  Grund  gegangen  werden  kann.  Es  kann  aber  auch  der  Fall 
eintreten,  dass  Färberei  oder  Spinnerei  (eventuell  auch  beide)  auf 
Wochen  hinaus  wirklich  überlastet  sind;  dies  tritt  besonders  leicht 
ein ,  wenn  dickgarnige  Artikel  Mode  sind ,  die  sich  schnell  ab- 
weben.  In  solchen  Fällen  muss  der  Fabrikant  das  Quantum,  das 
er  nicht  schaffen  kann ,  in  Lohnfärbereien  und  Lohnspinnereien 
verarbeiten  lassen.  Gern  tut  er  es  nicht ;  denn  abgesehen  davon, 
dass  er  nicht  gern  Material  aus  dem  Hause  gibt,  da  Uebersicht 
und  Kontrolle  umständlicher  werden,  stellt  sich  die  Fabrikation 
kostspieliger,  da  die  Lohnfärber  und  Lohnspinner  natürlich  auch 
verdienen  wollen. 

IV.  Woll-Einkauf  und  Woll-Kalkulation. 

Nehmen  wir  an,  die  Arbeitsbestimmungen  für  die  ganze  Fa- 
brik seien  gut  und  richtig  getroffen ,  und  gehen  wir  jetzt  zum 
Einkauf  des  Rohmaterials,  der  Wolle,  über! 

Der  Fabrikant  nimmt  sich  zuerst  den  WoH-Auszug  vor, 
aus  dem  ersichtlich  ist,  wieviel  Zentner  von  jeder  Qualität  Wolle 
noch  auf  Lager  bleiben,  wenn  das  für  die  bis  jetzt  aufgegebenen 
Waren  notwendige  Rohmaterial  in  Abzug  gebracht  ist.  So  kann 
er  seinen  Bedarf  am  besten  überblicken ,  der  natürlich  in  bezug 
auf  die  verschiedenen  Wollsorten  oft  von  Saison  zu  Saison  sich 
sehr  verschieden  gestaltet. 

Die  erste  Aufgabe  in  jeder  Saison  gibt  über  das  neue  Be- 
darfsverhältnis schon  ein  Bild,  doch  kein  ganz  sicheres,  da  doch 
nur  wenig  feste  Bestellungen  bis  dahin  eingegangen  sein  können. 
Daher  muss  auch  hier,  besonders  bei  Wollsorten,  die  nur  für  be- 
stimmte Zwecke  verwendbar  sind,  sehr  vorsichtig  operiert  werden. 

Beim  Einkauf  derjenigen  Wollen ,  die  stets  und  in  grossen 
Mengen  gebraucht  werden,  lässt  sich  der  Fabrikant  natürlich  von 
der  jeweiligen  Konjunktur  des  W^ollmarktes  leiten.  Ist  die  Wolle 
hoch  im  Preise,  so  kauft  er  nur  das  AUernötigste;  diese  Praxis 
behält  er  bei,  solange  die  Wolle  im  Preise  fällt  und  noch  weiter- 
hin voraussichtlich  fallen  wird.    Sind  sichere  Anzeichen  dafür  vor- 
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handen,  dass  der  Artikel  auf  absehbare  Zeit  sein  niedrigstes  Preis- 
niveau erreicht  hat,  dann  sichert  sich  der  Fabrikant  ein  so  grosses 
Quantum ,  wie  es  seine  Mittel  und  sein  Bedarf  für  längere  Zeit 
gestatten.  Sinkt  der  Wollpreis  wider  Erwarten  noch  um  einen 
Grad,  dann  ist  ein  weiterer  Einkauf  immer  noch  zu  empfehlen, 
da  der  Durchschnittspreis  der  gesamten  Bestände  dadurch  ernied- 
rigt wird. 

Für  den  WoU-Einkauf  ist  naturgemäss  die  Organisation  des 
ganzen  Wollhandels  massgebend,  und  wir  müssen  diese  hier  kurz 
besprechen. 

Da  Deutschland  wenig  über  den  zehnten  Teil  seines  Woll- 
bedarfs selbst  produziert^),  und  da  überdies  die  deutsche  Wolle 
sich  nicht  für  die  Fabrikation  aller  VVarengattungen  eignet,  ist  die 
Industrie  auf  den  Bezug  überseeischer  Wolle  angewiesen.  In 
Frage  kommen  für  den  deutschen  Fabrikanten  in  der  Hauptsache: 
australische,  Kap-  und  Laplata -Wollen.  Drei  Formen  des  Kaufs 
sind  zu  unterscheiden:  i.  der  freihändige  Kauf  (vom  Lager  des 
Wollhändlers  oder  nach  Muster),  2.  der  Kauf  auf  Auktionen,  3.  der 
direkte  Import. 

Die  deutsche  Wolle  kam  früher  nur  auf  besonderen 
Märkten  zum  Verkauf,  deren  Zeit  und  Ort  von  der  Obrigkeit  fest- 
gesetzt war  und  von  denen  die  zu  Breslau  und  Berlin  am  wich- 
tigsten waren.  Hierhin  brachten  die  Züchter  ihre  Wollen  und 
verkauften  sie  an  die  Händler.  Seit  den  20er  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts entstanden  in  vielen  Städten  Lagerhäuser,  deren  Besitzer 
die  eingelagerte  Wolle  kommissionsweise  verkauften  ;  die  Züchter 
konnten  auf  diese  Weise  leichter  Vorschüsse  auf  ihre  Wolle  er- 
halten. 

Allmählich  wurden  diese  Lagerhausbesitzer  Eigenhändler,  in- 
dem sie  das  Rohmaterial  selbständig  ein-  und  verkauften.  Die 
Wollmärkte  verloren  infolgedessen  und  bei  beständiger  Abnahme 
der  Produktion  immer  mehr   an  Bedeutung. 

Für  das  Lagergeschäft  ist  Berlin  neben  Breslau  und  Posen 
der  wichtigste  Platz.  Der  Fabrikant  sucht  entweder  den  Woll- 
händler auf  und  besichtigt  die  aufgestapelten  Vorräte  auf  dessen 
Lager,    oder  er  lässt  sich    grössere  Muster  schicken,    welche  die 


i)  Senkel,  Wollproduktion  u.  Wollhandel  im  XIX.  Jahrh,  (Ergänzungsheft  II. 
dieser  Zeitschrift)  stellt  für  das  Jahr  1900  der  deutschen  Eigenproduktion  an  Wolle 
von  165000  Doppelzentnern  eine  Mehreinfuhr  von  i  302400  Doppelzentnern  gegen- 
über.   Auf  die  Arbeit  von  Senkel  wird  für  dieses  Kapitel  überhaupt  Bezug  genommen. 
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betreffende  ganze  Partie  gut  repräseniicren. 

Neben  dieser  gebräuchlichsten  Art  des  Einkaufs  ist  auch  das 
Auktionssystem  für  deutsche  Wollen  eingeführt  worden.  Die 
Auktionen  haben  den  WoUniarkten  gegenüber  den  V'orzug,  dass 
sie  schneller  und  leichter  zur  Bildiuig  eines  Preisniveaus  führen 
und  den  Züchtern  eine  bessere  Kontrolle  des  Marktpreises  er- 
möglichen. Die  Wollmärkte  liegen  auch  zeitlich  für  diejenigen 
Wollen  ungünstig,  die  im  Schweiss  geschoren  und  verkauft  werden. 
1892  war  in  Berlin  die  erste  SchweisswoU- Auktion;  seit  1895  finden 
daselbst  auch  Auktionen  von  Schurwolle  (d.  h.  Rückenwäsche) 
statt.  Andere  Plätze  sind  inzwischen  gefolgt ,  z.  B.  Fo  rst  N/L, 
Leipzig,  Breslau.  Die  Auktionen  werden  von  bedeutenden  Woll- 
firmen und  landwirtschaftlichen  Verbänden  gemeinsam  veranstaltet ; 
ein  Bankinstitut  vermittelt  die  finanziellen  Transaktionen.  Der 
Fabrikant  kann  hier  ebenso  kaufen  wie  der  Händler  ;  da  es  sich 
aber  meist  um  Abnahme  grösserer  Posten  handelt,  beteiligen 
sich  von  den  Industriellen  nur  die  bedeutenderen. 

Der  Einkauf  der  Uebersee-Wolle  ging  früher  ausschliess- 
lich in  der  Form  vor  sich,  dass  überseeische  Exporteure  die  Wolle 
im  Produktionslande  aufkauften,  sie  nach  europäischen  Stapel- 
plätzen  beförderten  und  von  dort  nach  dem  Inlande  meist  nach 
Muster  verkaufen  Hessen.  Heute  kommt  der  grösste  Teil  der 
australischen  und  südafrikanischen  Wollproduktion  auf  den  Lon- 
doner Auktionen  zum  Verkauf.  Veranstaltet  werden  dieselben 
durch  Importeure  ,  abgehalten  aber  durch  besondere  Makler,  die 
wool-brokers.  Die  wool-brokers  zerfallen  wieder  in  zwei  Kate- 
gorien :  selling-brokers  (Verkaufsmakler)  und  buyng-brokers  (Ein- 
kaufsmakler). 

Jährlich  finden  fünf  oder  sechs  Auktionen  in  London  statt, 
von  denen  jede  3 — 6  Wochen  dauert  ;  täglich  kommen  im  Durch- 
schnitt etwa  12000  Ballen  zur  Versteigerung,  die  von  einem  oder 
zwei  dieser  Verkaufsmaklerfirmen  vormittags  in  deren  Lagerhäusern 
zur  Besichtigung  ausgestellt  werden.  Die  Interessenten  (Händler 
und  grössere  Industrielle)  suchen  dort  an  der  Hand  von  ausführlichen 
Katalogen  die  für  sie  in  Frage  kommenden  Lose  aus,  taxieren 
sie  und  bemerken  sich  am  Rande  ihre  eventuellen  Gebotslimiten 
an.  Nachmittags  werden  dann  die  Wollen  in  der  Wollbörse  (wool- 
exchange)  vom  betreffenden  Verkaufsmakler,  der  sie  ausgestellt 
hatte,  losweise  verauktioniert. 

Verfasser  hat  die  Londoner  Auktionen  öfters  besucht,  und  der 
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erste  Eindruck  steht  ihm  noch  lebhaft  vor  Augen.  Der  Verstei- 
gerungssaal, in  Grösse  und  Aufbau  an  das  auditorium  maximum 
der  Universität  Leipzig  erinnernd,  war  wie  immer  von  den  Kauf- 
lustigen aller  Nationen  stark  besetzt.  Die  ersten  Nummern  fanden 
wenig  Liebhaber  und  gingen  ruhig  ab  ;  dann  kam  ein  grösseres 
Los  prachtvoller  Wolle  an  die  Reihe ,  und  nun  erhob  sich  ein 
Sturmim  Hause:  Deutsche,  Franzosen,  Engländer,  Belgier,  Russen, 
Amerikaner  —  alle  wollten  den  wertvollen  Schatz  in  ihren  Besitz 
bringen ,  suchten  sich  zu  überbieten  und  infolgedessen  zu  über- 
schreien. Man  musste  als  Neuling  den  Weltfrieden  für  ernstlich 
gefährdet  halten ,  aber  sobald  das  Los  zugeschlagen  war ,  trat 
wieder  eisige  Stille  ein,  bis  sich  dasselbe  Schauspiel  bei  der  nächsten 
begehrenswerten  Partie  wiederholte. 

Die  Käufer  geben  ihre  Gebote  selbst  ab ,  aber  nicht  unter 
ihrem  Namen  ^  sondern  unter  der  Firma  eines  Einkaufsmaklers, 
mit  dem  sie  in  Verbindung  stehen  und  in  dessen  Geschäftslokal 
sie  auch  während  der  ganzen  Dauer  der  Auktion  ihr  Pult  und 
ihre  Postadresse  haben. 

Verkaufs-  und  Einkaufsmakler  erhalten  Kommissionsgebühr 
für  die  unter  ihrem  Namen  erfolgten  Umsätze;  da  nun  die  meisten 
beide  Funktionen  in  einer  Person  vereinigen,  verdienen  sie  an 
den  Auktionsgeschäften  grosse  Summen  ohne  grosses  Risiko.  Die 
gekauften  Wollen  werden  nicht  eher  ausgeliefert,  als  bis  sie  be- 
zahlt sind,  und  diese  Bezahlung  muss  innerhalb  14  Tagen  erfolgen  ; 
wenn  diese  Frist  verstrichen  ist,  können  die  noch  nicht  gedeckten 
Partien  anderweitig  verkauft  werden,  und  der  ursprüngliche  Käufer 
haftet  für  den  etwaigen  Mindererlös  und  für  die  entstehenden 
Kosten ;   auch  verfällt  eine  etwa  hinterlegte  Kautionssumme. 

Ausser  in  London  finden  noch  Auktionen  überseeischer  Wollen 
in  Liverpool,  Antwerpen  etc.  statt ;  sie  sind  aber  von  keiner  di- 
rekten Bedeutung  für  den  deutschen  Fabrikanten.  Dagegen  hat 
sich  der  eigne  Import  mehr  und  mehr  eingebürgert.  Zu  dieser 
Art  des  Einkaufs  nimmt  der  Fabrikant  die  Dienste  von  Woll- 
kommissions-Firmen  in  Anspruch ,  die  meist  hüben  und  drüben 
ein  Haus  haben.  Diese  Kommissionäre  sind  gleichzeitig  Eigen- 
händler. 

Für  australische  Wolle  finden  Auktionen  statt  in  Melbourne, 
Sidney,  Adelaide  und  Dunedin  (Neu-Seeland),  wo  die  nicht  nach 
London  konsignierten  Wollen  versteigert  werden. 

Am  Kap  und  in  den  Laplata-Staaten  kaufen  die  Kommissio- 
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näre  meist  direkt  vom  Produzenten.  Diese  I'jnkäufer  müssen  ge- 
nau orientiert  sein  über  die  Qualitäten,  für  welche  ihre  Auftrag- 
geber Interesse  haben ;  die  nötige  Fühlung  erreichen  sie  durch 
regelmässige  Besuche  und  persönliche  Aussprachen,  ehe  die  Schur 
drüben  beginnt.  Gewöhnlich  werden  Typmuster  vereinbart ,  die 
beim  Einkauf  als  Richtschnur  dienen.  Im  Auftrag  wird  dann  die 
ungefähre  Ballenzahl  mit  dem  Preislimit  angegeben,  das  nicht 
überschritten  werden  soll.  Dieses  Limit  drückt  aber  nicht  den 
Einkaufspreis  aus ,  den  der  Kommissionär  drüben  anlegen  darf, 
sondern  besagt,  wie  hoch  sich  die  zu  kaufende  Wolle  reingewaschen, 
einschliesslich  aller  Unkosten  (auch  der  Kommission)  bis  in  einen 
ausgemachten  europäischen  Hafen  stellen  darf. 

Ein  derartiger  Auftrag  lautet  z.  B.  folgendermassen  : 

50  Ballen  Buenos-Aires  Schweisswolle  II  a  Qualität  auf  Basis  von  Mii.  2,80 
pr.  Kilo  rein  gewaschen 

cif  Hamburg, 
(cif  =  cost,  insuranse,  freight.) 

Die  Wolle  kommt  als  Schweisswolle,  als  Rückenwäsche  und 
als  fast  rein  gewaschene  Wolle  in  den  Handel.  Die  Schweiss- 
wolle befindet  sich  in  dem  Zustande,  in  welchem  sie,  ohne  weitere 
Manipulation,  vom  Schafe  geschoren  worden  ist;  sie  ist  also  mehr 
oder  minder  fettig  (je  nach  dem  Weideboden),  sehr  schmutzig, 
und  enthält  auch  viele  pflanzliche  Bestandteile ,  die  sich  auf  der 
Weide  in  das  Vliess  des  Schafes  verfilzt  haben  und  meist  auf  che- 
mischem oder  mechanischem  Wege  (siehe  S.  597)  entfernt  werden 
müssen  (deutsche  Schweisswolle,  Capgrease,  Australgrease,  Buenos- 
Aires  grease  etc.).  Die  Rückenwäsche  (auch  Schurwolle  genannt) 
ist,  wie  der  Name  andeutet,  auf  dem  Rücken  des  Schafes  bereits 
einer  oberflächlichen  Waschprozedur  unterzogen  worden,  wodurch 
ein  Teil  des  Fettes  etc.  (allerdings  nur  ein  Teil)  entfernt  worden 
ist.  Ein  dritter  Teil  der  Wollen  endlich  ist  schon  auf  der  Ma- 
schine gewaschen,  wenn  er  in  den  Handel  kommt  (Austral  scou- 
reds ,  Cap  snow  whites  etc.).  Die  deutsche  Wolle  kommt  als 
Schweisswolle  und  als  Rückenwäsche  in  den  Handel,  während  die 
überseeischen  Wollen  in  der  ersten  und  letzten  Form  auf  dem 
Markt  erscheinen. 

Nun  hat  für  den  Fabrikanten  die  Wolle  nur  Wert  als  völlig 
reingewaschenes  Produkt;  nur  als  solches  ist  sie  zur  Annahme 
guter  Farben  und  zur  Herstellung  reiner  Ware  geeignet.  Der 
Fabrikant  unterzieht  aus  diesem  Grunde  ,    wie  wir  oben  gesehen 
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haben,  seine  Wolle  einer  gründlichen  Wäsche.  In  dieser  geht 
aber  ein  grosser  Teil  des  gekauften  Gewichtes  verloren ;  denn 
Schweiss,  Schmutz  etc.  machen  einen  erheblichen  Prozentsatz  des- 
selben aus.  Von  grösster  Wichtigkeit  für  jeden  Wollkäufer  ist 
nun  die  Fähigkeit,  eine  ungewaschene  Wolle  richtig  taxieren  zu 
können,  d.  h.  ihr  anzusehen  und  anzufühlen,  in  welchem  Verhält- 
nis ihr  Gewicht  in  reingewaschenem  Zustande  zu  dem  Gewicht  in 
ungewaschenem  Zustande  stehen  wird.  Das  Resultat  (der  Taxe) 
wird    in   Prozenten    ausgedrückt  und  heisst  Rendement. 

Die  Fähigkeit  des  richtigen  Taxierens  kann  nur  durch  jahre- 
lange Uebung  erworben  werden. 

Die  Taxe  wird ,  wenn  möglich ,  an  der  zu  kaufenden  Partie 
Wolle  selbst  vorgenommen ,  oder  an  einem  grösseren  Muster, 
welches,  aus  mehreren  oder  allen  Ballen  gezogen,  die  ganze  Partie 
»ungeschmeichelt«  repräsentieren  soll.  Bei  Importen  muss  die  Taxe 
dem  Kommissionär  überlassen  werden,  der  eventuell  die  Garantie 
übernimmt,  dass  die  ausgemachte  Basis  nicht  überschritten  wird. 

Die  Wichtigkeit  der  Taxe  des  Rohmaterials  sei  an  folgendem 
Beispiel  dargelegt :  Ein  Fabrikant  will  loo  Ztr.  Gap  grease  kaufen 
und  ist  sich  darüber  klar,  dass  ihm  diese  Wolle  der  Konjunktur 
gemäss  nicht  über  M.  1,50  pro  Pfd.  reingewaschen  kosten  darf. 
Es  wird  ihm  eine  Partie  offeriert,  deren  Qualität  ihm  zusagt  und 
deren  Rendement  er  auf  40  Proz.  taxiert. 

Der  äusserste  Preis,  zu  welchem  der  Verkäufer  die  fragliche 
Partie  losschlagen  will,  ist  60  Pfg.  pro  Pfd.  Der  Fabrikant  rech- 
net sich  nun  aus,  wie  hoch  bei  dem  angenommenen  Rendement 
von  40  Proz.  sich  das  Pfd.  reingewaschen  stellt ,  wenn  das  Pfd. 
ungewaschen  60  Pfg.  kostet.     Die  Gleichung  lautet: 

40  :  60  =  100  :  X. 
6000/40  =  150. 

Er  findet  also  ,  dass  sich  der  Kauf  nach  seiner  Taxe  noch 
innerhalb  der  Preisgrenze  befindet,  über  die  er  nicht  hinausgehen 
will  und  akzeptiert  die  Wolle.  Nachdem  aber  die  Wolle  bei  ihm 
gewaschen  ist ,  findet  er  ,  dass  sie  nicht  40  Proz. ,  sondern  nur 
37  Proz.  gegeben  hat;  er  hat  sich  also  bei  der  Taxe  um  3  Proz. 
zu  seinem  Nachteil  geirrt.     Die  Gleichung  lautet  jetzt : 

37  :  60  =  100  :  X. 


6000/37  =162.  I 

Das  Pfd.  reingewaschene  Wolle    stellt   sich    auf  M.  1,62  statt 
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M.    1,50;     die  Mehrkosten    dieses  Einkaufs    infolge    falscher  Taxe 
betragen  :   37  Ztr.   a  12  M.  :=  AI.  444, — . 

V.   Schlusswort. 

Das  moderne  Wirtschaftsleben  wird  durch  den  Gegensatz 
von  Kapital  und  Arbeit  charakterisiert.  Auf  das  persönliche  Ge- 
biet übertragen  macht  sich  dieser  Gegensatz  in  dem  Verhältnis 
von  Unternehmer  und  Arbeiter  wohl  am  deutlichsten  bemerkbar. 
Man  versteht  dabei  schlechthin  unter  Unternehmer  denjenigen, 
der  das  zur  Produktion  erforderliche  Kapital  besitzt  oder  besorgt, 
durch  Arbeiter  gegen  Lohn  Waren  anfertigen  lässt  und  den  Ver- 
kauf der  letzteren  vornimmt. 

Nach  der  sozialistischen  Theorie  handelt  es  sich  dabei  ledig- 
lich um  ein  System  der  Ausbeutung.  Nach  ihr  sind  die  Arbeiter 
die  einzigen,  welche  Werte  schaffen;  ein  Teil  dieser  Werte  wird 
ihnen  aber  vom  Unternehmer  auf  Grund  der  bestehenden  Eigen- 
tums- und  Produktionsordnung  ungerechter  Weise  geraubt;  sie 
erhalten  nur  den  vertragsmässigen  Arbeitslohn ;  den  Mehrwert 
steckt  der  Unternehmer  ,  der  als  Inhaber  der  Produktionsmittel 
über  die  nötige  Macht  verfügt ,  mühelos  in  die  Tasche.  Er  ist 
ihr  lediglich  der  Besitzende,  der  die  Nichtbesitzenden  ausbeutet. 

Diese  Ansicht  ist  aber  nicht  nur  bei  der  Sozialdemokratie  zu 
finden  ;  man  trifft  sie  mehr  oder  minder  ausgebildet  auch  in  vie- 
len anderen  Kreisen,  die  dem  Produktionsleben  ferne  stehen.  Und 
wie  empfänglich  sind  besonders  die  jungen  Nationalökonomen  für 
dieselbe! 

Unsere  Schilderung  von  Organisation  und  Betrieb  einer  Tuch- 
fabrik hat  uns  ein  ganz  anderes  Bild  von  der  Stellung  und  Auf- 
gabe des  Unternehmers  geliefert.  Seine  Tätigkeit  besteht  nicht 
nur  in  der  Aufstellung  von  Maschinen,  im  Einkauf  von  Rohstoffen, 
in  der  Anstellung  von  Arbeitern  ,  im  Absenden  von  Ware  und 
der  Einkassierung  ihres  Preises.  Für  jede  neue  Saison  muss  der 
Fabrikant  die  Existenz  seines  Geschäftes  (und  damit  die  seiner 
Arbeiter)  von  neuem  sich  erkämpfen  ;  während  jeder  Saison  muss 
er  von  früh  bis  spät  auf  dem  Posten  sein ,  um  dafür  zu  sorgen, 
dass  sein  Betrieb  im  Gange  bleibt,  dass  Verluste  vermieden,  Ar- 
beitsstockungen verhütet  werden,  dass  sein  Fabrikat  sich  das  Ver- 
trauen der  Kundschaft  erwirbt  und  erhält,  und  er  bedarf  neben 
unermüdlicher  iVrbeitskraft  eines  Masses  von  Kenntnissen  und 
Fähigkeiten,  wie  es  in  wenig  anderen  Berufen  erfordert  wird. 


5?4  ^^-  Ilugo  Ephraim:  Organisation  und  Betrieb  einer  Tuclifal:)rik. 

Die  Musterei,  deren  geschickte  Durchführung  vor  jeder  neuen 
Saison  überhaupt  die  Grundlage  zur  Heranschaffung  von  Arbeit 
für  die  Leute  ist,  verlangt  Geschmack,  Farbensinn  und  einen  wei- 
ten Blick,  der  gewissermassen  die  Ansprüche  der  Mode  im  vor- 
aus empfindet.  Ist  die  Kollektion  falsch ,  dann  ist  die  Saison 
für  den  Fabrikanten  und  für  die  Arbeiter  verloren.  Der  Fabri- 
kant muss  sich  ferner  eine  gründliche  Kenntnis  des  Rohmaterials 
angeeignet  haben.  Er  muss  das  Rendement  der  Wolle  beim  Ein- 
kauf taxieren ;  aus  den  vielen  verschiedenen  Qualitäten ,  die  der 
Wollmarkt  aufweist,  diejenigen  herausfinden,  die  für  die  ihm  gerade 
vorliegenden  Fabrikationszwecke  geeignet  sind,  und  schliesslich  die 
verschiedenen  Sorten  für  seine  Gespinste  richtig  zusammenstellen. 
Die  Bewegungen  des  Marktes  hat  er  aufmerksam  zu  verfolgen 
und  die  Konjunkturen  beim  Einkauf  gewandt  auszunützen.  Für 
die  Technik  des  Produktionsprozesses  in  jedem  einzelnen  Betriebs- 
zweige soll  der  Fabrikant  volles  Verständnis  haben ;  er  muss  die 
verantwortlichen  Meister  kontrollieren  und  auf  Fehler  aufmerk- 
sam machen.  Viele  derartige  Fehler  kann  nur  der  erkennen,  der 
das  vielgliedrige  Ganze  überschaut,  also  der  Fabrikant.  Für  neue 
Versuche  und  technische  Verbesserungen  müssen  die  Meister  ihre 
Anregung  und   Anleitung  von  ihm  empfangen. 

Die  Organisation  eines  Betriebes ,  in  dem  so  viele  Räder  in 
einander  greifen ,  muss  natürlich  auf  das  sorgfältigste  und  prak- 
tischste ausgedacht  sein,  bedarf  aber  auch  dann  noch  einer  pein- 
lichen Ueberwachung  und  steter  Nachbesserung  im  Kleinen.  Die 
richtige  Behandlung  so  vieler  Menschen,  die  den  verschieden- 
sten Bildungsstufen  angehören,  erfordert  ein  hohes  Mass  von  Er- 
fahrung,  Verständnis  und  Taktgefühl.  An  jede  Stelle  muss  der 
richtige  Mann  gesetzt  werden. 

Zu  alledem  kommen  die  allgemeinen  kaufmännischen  Fähig- 
keiten, die  der  Fabrikant  besitzen  und  bewähren  muss.  Die  Dis- 
position über  die  Barmittel  der  Unternehmung,  der  Verkehr  mit 
der  Kundschaft,  die  Ueberwachung  der  Kreditgewährung,  die  Be- 
schaffung der  unzähligen  Dinge ,  die  zum  Betriebe  erforderlich 
sind  —  alles  dies  verlangt  ein  grosses  Mass  von  Geistesgegen- 
wart,  Umsicht,  Energie  und  schöpferischer  Initiative  und  bietet 
der  allseitig  tüchtigen ,  selbsttätigen  und  selbstverantwortlichen 
Persönlichkeit  ein  weites  Feld. 
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DIE  EINRICHTUNGEN  ZUR  FÖRDERUNG  DES 
AUSSENHANDELS  IN  DEN  KULTURSTAATEN. 

VON 

HERM.  EDW.  KRUEGER-Berlin. 


Im  vorigen  Jahrhundert  haben  die  meisten  europäischen  Völ- 
ker sowie  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  sich  in  steigen- 
dem Masse  der  industriellen  Produktion  zugeneigt  und  sind  zum 
Teil  »Industriestaaten«  geworden.  Auch  eine  Reihe  anderer  Staa- 
ten nähert  sich  dem  mehr  und  mehr.  Diese  höchste  in  der  Ge- 
schichte entwickelte  Wirtschaftsstufe  hat  eine  völlige  Umgestal- 
tung der  Konkurrenz-  und  Marktverhältnisse  zur  Folge  gehabt. 
Unterstützt  durch  die  neuzeitliche  Gestaltung  von  Technik  und 
Verkehr  zwang  die  fortschreitende  Industrialisierung  in  allen  Welt- 
handelsmächten zu  erhöhter  Einfuhr  von  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnissen und  Rohstoffen  für  industrielle  Verarbeitung,  sowie  zur 
Pflege  der  Ausfuhr  von  Spezialfabrikaten ,  ohne  die  eine  Renta- 
bilität des  modernen ,  vielfach  auf  Massenartikel  zugeschnittenen 
industriellen  Grossbetriebes  nicht  möglicli  ist.  Die  auf  den  Aussen- 
handel  und  speziell  auf  den  Ausfuhrhandel  angewiesene  indu- 
strielle Produktion  hat  aber  auf  dem  Weltmarkte  einen  erbitterten 
unausgesetzten  Konkurrenzkampf  auszufechten,  da  infolge  der  mo- 
dernen Verkehrsentwickelung  jedes  Absatzgebiet  sämtlichen  Wett- 
bewerbsländern offen  steht,  so  dass  alle  Kräfte  aufgeboten  wer- 
den müssen,  um  ein  neues  Gebiet  zu  erwerben,  ja  um  nur  das 
erworbene  zu  behaupten. 

Neue  Verhältnisse  erfordern  neue  Institutionen.  Die  bisher 
der  Förderung  des  Aussenhandels  dienenden  Handels-  und  Meist- 
begünstigungsverträge, der  zollfreie  Veredelungsverkehr,  die  Aus- 


5^6  Heim.  Edw.  Kriieger: 

fuhrprämien  konnten  den  Ansprüchen  des  modernen  Aussenhan- 
dels  nicht  mehr  genügen.  Wohl  wird  die  durch  Handelsverträge 
gewährleistete  Stetigkeit  der  handelspolitischen  Beziehungen  nicht 
entbehrt  werden  können,  wohl  bildet  der  zollfreie  Veredelungs- 
verkehr das  wirksamste  Ventil  gegen  ungünstige  Folgen  eines 
heimischen  Rohstoffen  zugebilligten  Schutzzolles,  aber  die  Kon- 
kurrenzbedingungen des  modernen  Aussenhandels  erfordern  mehr. 
Nicht  nur,  dass  der  Wettbewerb  immer  schärfer  wird  und  schnelle 
Entschlüsse  der  Geschäftsmänner  nötig  macht,  die  Voraussetzun- 
gen für  eine  erfolgreiche  Teilnahme  werden  auch  immer  kompli- 
zierter ,  die  Situation  im  auswärtigen  Absatzgebiete  ist  immer 
schwieriger  zu  überschauen,  die  Grundlagen  für  die  Kalkulation 
können  von  einer  grossen  Zahl  industrieller  Betriebe,  die  selb- 
ständig exportieren  wollen,  nicht  mit  der  nötigen  Sicherheit  und 
Schnelligkeit  gewonnen  werden,  sodass  export  reife  Industrielle 
doch  nicht  exportfähig  sind.  Dabei  drängt  die  wirtschaftliche 
Entwickelung  mit  Macht  auf  die  Gewinnung  neuer  Absatzgebiete 
hin.  Die  notwendigen  Informationen  mussten  also  auf  einem  neuen 
Wege  beschafft  werden  und  dieser   Weg   wurde  gefunden. 

Die  zentralen  Handelsnachrichtenstellen,  die 
nicht  nur  in  den  eigentlichen  Welthandelsmächten,  ausgenommen 
Deutschland,  sondern  auch  bereits  in  einer  ganzen  Reihe  anderer 
Staaten ,  die  zum  Teil  nicht  einmal  überwiegend  Industriestaaten 
sind,  seit  durchschnittlich  einem  Jahrzehnt  bestehen,  zeigen  uns 
den  Gipfelpunkt  des  bisher  auf  diesem  Wege  Erreichten. 

Die  Entwickelung,  die  zu  diesem  Punkte  führte,  zeigt  organi- 
schen ,  streng  folgerichtigen  Aufbau.  Das  erste  Mittel  zur  För- 
derung des  Absatzes^  ausser  rein  handelspolitischen  Massnahmen, 
war  das  A  u  s  s  t  e  1 1  u  n  g  s  w  e  s  e  n.  In  allen  seinen  Formen,  als 
Welt-,  Landes-,  Provinzial-  und  Lokalausstellung,  hat  es  gute 
Dienste  geleistet,  und  seine  Bedeutung  darf  auch  jetzt  nicht  un- 
terschätzt werden.  Aber  den  geschilderten  Bedürfnissen  des  ex- 
portierenden Industriellen  unseres  Zeitalters  kann  dadurch  nur  in 
sehr  beschränktem  Masse  genützt  werden.  Die  teilweise  Informie- 
rung, die  ihm  das  Ausstellungswesen  gewährt,  wird  erschwert 
durch  die  örtliche  und  ist  ungenügend  durch  die  zeitliche  Be- 
grenzung jeder  Ausstellung.  Folgerichtig  ging  man  dazu  über,  an 
den  wichtigsten  Handelsplätzen  dauernde  Ausstellungen  zu  schaf- 
fen, und  so  entstanden  die  Import-  und  E  x  p  o  r  t-M  u  s  t  e  r- 
lager,  Handels  museen,  Landesgewerbemuseen, 
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und  wie  sie  alle  heissen.  Bald  jedoch  sah  man  ein,  dass  die  Aus- 
stellung von  Fabrikaten  und  Rohstoffen  in  viel  höherem  Masse 
praktischen  Wert  erhielt  durch  das  Hinzutreten  von  Mitteilungen 
über  die  Aussichten  und  Bedingungen  für  Absatz  und  Bezug, 
sowie  dass  Kollektionen  ausländischer  Fabrikate  überhaupt 
nicht  mehr  in  aktuellem  Zustande  zu  erhalten  sind.  Die  Folge 
hiervon  war,  dass  bei  allen  intensiv  ausgebauten  und  auf  der  Höhe 
der  Zeitanforderungen  gehaltenen  derartigen  Instituten  das  Kollek- 
tionswesen mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund  trat  und  an  Stelle 
dessen  der  kommerzielle  Informationsdienst  durch  mög- 
lichste Zentralisierung  aller  hierfür  bereits  tätigen  sowie 
neu  geschaffener  Organe  mit  besonderem  Eifer  gepflegt  und  auf 
eine  bisher  unbekannte  Höhe  gebracht  wurde. 

Bei  der  führenden  Rolle,  die  der  Aussenhandel  für  die  Volks- 
wirtschaft insbesondere  auch  Deutschlands  spielt,  dürfte  ein  Ueber- 
blick  über  die  Massnahmen  der  geschilderten  Art  in  den  einzel- 
nen ausländischen  Staaten  und  ein  Vergleich  mit  den  in 
Deutschland  vorhandenen  Einrichtungen  von  allgemeinem  Inter- 
esse sein  ,  zumal  die  durch  die  neuen  Handelsverträge  herbeige- 
führte Erschwerung  der  Konkurrenzbedingungen  für  die  deutsche 
Exportindustrie  die  Verfolgung  jeder  Möglichkeit,  ihre  Lage  zu 
verbessern,  gebietet. 

In  der  Schaffung  der  zentralen  Handelsauskunftsstellen  hat 
das  auf  die  Pflege  der  Industrie-  und  Handelsinteressen  besonders 
angewiesene  Belgien  mit  seinem  im  Jahre  l88o  begründe- 
ten ;>  M  u  s  e  e  c  o  m  m  e  r  c  i  a  1  e  «  zu  Brüssel  die  chronolo- 
gische Priorität ;  denn  die  österreichische  Einrichtung, 
das  »K.  K.  Oesterreichische  Handelsmuseum« 
zu  Wien,  darf  erst  vom  Jahre  1886  ab  in  Betracht  gezogen  wer- 
den, da  das  im  Jahre  1873  begründete  > Orientalische  Museum« 
in  Wien ,  aus  dem  das  Handelsmuseum  entstand ,  schon  infolge 
der  Beschränkung  seiner  Tätigkeit  auf  den  Orient  hier  nicht  in 
Frage  kommt.  Ungarn  folgte  der  Schwestermonarchie  bereits 
1887  mit  der  Errichtung  des  »Königlich  Ungarischen 
H  a  n  d  e  Is  m  US  eu  m  s  ;  in  Budapest.  England,  in  dessen 
selbstherrlicher  Industrie  damals  wohl  die  geringste  Neigung  zu 
dieser  Art  der  Exportförderung  vorhanden  war,  und  dessen  im 
Jahre  1892  begründetes  >Im  perial  Institute  of  the  United 
Kingdom,  the  Colonies  and  India«  in  London  auch  nur 
wenig  praktische  Bedeutung  erlangte,  sah  sich  zunächst  genötigt, 
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im  Jahre  1900  durch  die  Errichtung  des  »Commercial  Intel- 
lige  nee  Branche  ofthe  Board  ofTrade«  der  Idee  einer 
Handelsnachrichtenstelle  näher  zu  treten,  und  bestätigte  im  Jahre 
1902  deren  Zweckmässigkeit  durch  Aufhebung  der  Selbständigkeit 
des  Imperial  Institute,  das  mit  dem  Commercial  Intelligence  Branche 
vereinigt  wurde.  Im  Jahre  1893  wandten  sich  auch  die  Verei- 
nigten Staaten  der  Idee  zu  und  brachten  sie  in  dem 
erst  »Philadelphia  Commercial  Museum«,  bald  aber 
»International  Commercial  Bureau«  genannten  In- 
stitut in  grossem  Massstabe  zur  Ausführung.  Jetzt  folgten  Frank- 
reich im  Jahre  1898  mit  seinem  »O  ff  ice  National  du  Com- 
merce Exterieur«  in  Paris,  N  or  w  e  g  e  n  1901  mit  dem  »Ex- 
portbureau« in  Christiania,  die  Niederlande  1903  mit  dem 
»Bureau  für  Handelsauskünfte«  in  Amsterdam  etc.,  so 
dass  Einrichtungen,  die  dieser  Art  der  Förderung  des  Aussen- 
handels  zu  dienen  bestimmt  sind,  wenn  auch  nicht  im  Massstabe 
der  grossen  zentralen  Handelsnachrichtenstellen  ,  heute  in  sämt- 
lichen europäischen  Staaten  mit  der  alleinigen  Ausnahme  von  Mon- 
tenegro, in  der  Mehrzahl  der  amerikanischen  Staaten,  in  Austra- 
lien, in  Japan  und  Ostindien,  und  selbst  in  Afrika  zu  finden  sind. 

Es  würde  zu  weit  führen ,  auf  die  Tätigkeit  der  zentralen 
Handelsnachrichtenstellen  und  der  ihnen  ähnlichen  Einrichtungen 
im  einzelnen  genauer  einzugehen.  In  diesem  Rahmen  kann  nur 
eine  kurze  Uebersicht  über  die  Betätigungs  weise  der  Institute 
gegeben  werden. 

Da  die  Gründung  von  Handelsmuseen  und  anderen  Vorläu- 
fern der  zentralen  Handelsnachrichtenstellen,  wie  auch  von  diesen 
selbst,  häufig  im  unmittelbaren  Anschluss  an  Ausstellungen  er- 
folgte, so  stand  in  ihren  Anfangsstadien  natürlich  das  Kollek- 
tionswesen und  seine  Vervollständigung  im  Vordergrunde. 
Die  Kollektionen  zerfallen  stets  in  die  beiden  grossen  Hauptgrup- 
pen: Fabrikate  und  Rohstoffe.  Die  Kollektionen  von  Fabrikaten 
sind  wiederum  zu  trennen  in  Fabrikate ,  die  in  demselben  Aus- 
landsstaate verbraucht  werden,  in  dem  sie  hergestellt  werden,  und 
in  Fabrikate,  die  in  einem  ausländischen  Staate  hergestellt  wer- 
den und  in  einem  anderen  ausländischen  Staate  bestimmten  Ab- 
satz haben. 

Manche  Institute  führen  auch  Kollektionen  inländi- 
scher Fabrikate;  doch  haben  diese  im  Rahmen  einer  allge- 
meinen Förderungsstelle  für  den  Aussenhandel  nur  Bedeutung  für 
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Staaten  mit  erst  in  der  Entwickelung  begriffener  Industrie  oder 
zur  Hebung  lokaler  Industrien.  Infolgedessen  bestehen  derartige 
Kollektionen  nur  beim  Ungarischen  Handelsmuseum  in  Budapest, 
das  auch  besondere  Veranstaltungen  zur  Förderung  der  Haus- 
industrie trifft,  in  Russland,  in  den  Handelsmuseen  süd-  und  mit- 
telamerikanischer Staaten,  beim  Böhmischen  Handelsmuseum  in 
Prag,  bei  den  spanischen  Handelskammern,  in  Portugal,  in  Bri- 
tisch-Ostindien  ,  in  Queensland  und  auf  den  Philippinen.  Aehn- 
liche  Massnahmen  in  Deutschland ,  wie  überhaupt  die  deutschen 
Einrichtungen  zur  Förderung  des  Aussenhandels,  werde  ich  nach 
der  Uebersicht  über  die  ausländischen  Einrichtungen  besonders 
behandeln. 

Die  Kollektionen  ausländischer  Fabrikate,  die 
im  Land  der  Herstellung  auch  ihren  Absatz  finden,  haben  in  den 
ersten  Entwickelungsstadien  der  Förderungsstellen  eine  beträcht- 
liche Rolle  gespielt.  So  hatte  besonders  Oesterreich  durch  sein 
Orientalisches  Museum  zu  Wien  geradezu  eine  Mustereinrichtung 
auf  diesem  Gebiete  geschaffen.  Mit  der  Zeit  aber  kam  man  mehr 
und  mehr  zu  der  Ueberzeugung,  dass  die  Sammlung  und  Aus- 
stellung dieser  Art  von  Fabrikaten  der  Hebung  des  Exportes 
doch  nur  in  beschränktem  Masse  Dienste  leisten  kann.  Wenn  der 
heimische  Industrielle  dadurch  auch  besonders  über  die  auslän- 
dische Geschmacksrichtung  informiert  und  so  zum  Wettbewerb 
gerüstet  wird,  hält  es  doch  stets  schwer,  eine  im  Lande  bereits 
vorhandene  Industrie  aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Infolge  dessen 
sind  viele  Staaten  in  der  neueren  Zeit  davon  abgekommen ,  so 
dass  heute  Kollektionen  von  ausländischen  Fabrikaten  eigener 
Provenienz  unter  den  führenden  Einrichtungen  nur  noch  das  Brüs- 
seler Handelsmuseum  behalten  hat.  Auch  das  Oesterreichische 
Handelsmuseum  in  Wien  hat  diese  Kollektionen  aufgegeben.  Na- 
türlich liegen  auch  hier  wieder  die  Verhältnisse  anders  bei  Staa- 
ten, die  sich  erst  auf  dem  Wege  zu  grösserer  Bedeutung  der  in- 
dustriellen Produktion  befinden  ,  und  bei  Institutionen  ,  die  noch 
stark  museale  und  didaktische  Tendenzen  verfolgen.  Infolgedessen 
nahm  Norwegen  für  sein  im  Jahre  1902  errichtetes  Exportbureau 
zu  Christiania  Kollektionen  dieser  Art  in  Aussicht,  und  sie  wer- 
den ausserdem  noch  unterhalten  vom  Schwedischen  Industrie-  und 
Handelsmuseum  in  Stockholm,  von  den  Handels-  und  Industrie- 
museen in  Rouen  und  Lille,  vom  Böhmischen  Handelsmuseum  in 
Prag,  in  Spanien  vom  Fomento    del  Trabajo  Nacional    in  Barce- 
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lona  und  von  der  Compania  Transatlantica,  ebenso  in  Rumänien, 
in  Nicaragua,  in  Japan  und  in  südamerikanischen  Staaten.  In  den 
zuletzt  genannten  Ländern  haben  solche  Sammlungen  auch  Be- 
deutung als  Vorbilder  für  die  heimische  in  der  Entwickelung 
begriffene  Industrie. 

Die  einzige  Art  von  Kollektionen ,  die  für  das  Wesen  der 
zentralen  Handelsnachrichtenstellen  noch  erheblich  in  Betracht 
kommt,  betrifft  die  im  Auslande  marktgängigen  Waren  frem- 
der ausländischer  Provenienz.  Sammlungen  solcher  Fa- 
brikate werden  ständig  unterhalten  beim  Philadelphia  Commer- 
cial  Bureau,  bei  den  Handelsmuseen  in  Brüssel,  Wien  und  Buda- 
pest, beim  Exportbureau  in  Christiania,  beim  Industrie-  und  Han- 
delsmuseum in  Stockholm,  bei  den  provinziellen  Handels-  und  In- 
dustriemuseen Frankreichs,  beim  Exportbureau  der  Handelskammer 
zu  Reichenberg;  ferner  bei  den  Handelsmuseen  in  San  Francisco, 
in  Tokio  und  in  Osaka  und  in  geringerem  Umfange  bei  fast  allen 
in  Frage  kommenden  Instituten.  Das  Nationalamt  für  den  Aus- 
senhandel  in  Paris  unterhält  Ausstellungen  dieser  Art  nur  zeit- 
weilig und  stösst  die  Fabrikate  sofort  wieder  an  die  Handels- 
kammern etc.  ab.  Zu  dieser  Praxis  ist  auch  das  Imperial  Institute 
in  London  in  der  letzten  Zeit  übergegangen.  Nur  zeitweise  sind  fer- 
ner solche  Ausstellungen  bei  Errichtung  des  Amsterdamer  Bureaus 
für  Handelsauskünfte  in  Aussicht  genommen  worden.  Das  Intel- 
ligence  Branche  of  the  Board  of  Trade  unterhält  überhaupt  keine 
Kollektionen ;  ebenso  die  Handelsmuseen  in  Mailand  und  Turin, 
welche  sich  anfangs  damit  beschäftigt  hatten. 

Die  Kollektionen  von  Rohstoffen  haben  natürlich 
gerade  für  industriell  hoch  entwickelte  Länder  Bedeutung.  Dabei 
sind  sie  auch  verhältnismässig  am  leichtesten  vollständig  und  ak- 
tuell zu  erhalten.  Von  zentralen  Handelsnachrichtenstellen  sind 
es  die  Handelsmuseen  in  Philadelphia ,  Wien  und  Brüssel  und 
das  Imperial  Institute  in  London,  die  Sammlungen  von  Rohstoffen 
führen.  Bei  den  übrigen  Einrichtungen,  die  derartige  Kollektionen 
haben,  bekommen  sie  leicht  musealen  Charakter. 

Das  Schwergewicht  bei  den  Handelsnachrichtenstellen  aber 
beruht,  wie  oben  näher  dargelegt,  auf  dem  Informations- 
wesen. Sie  haben  hier  eine  doppelte  Aufgabe  zu  erfüllen:  Be- 
zugsquellen nachzuweisen  und  Absatzgelegenheiten  aus- 
findig zu  machen. 

Die  e  r  s  t  e  r  e  Aufgabe  zerfällt  in  den  Nachweis  von  Quellen 
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für  Rohstoffe  einerseits  und  für  Fabrikate  andererseits  und  ist  selbst- 
verständlich am  leichtesten  auszuführen,  da  hierbei  alle  ahnlichen 
Einrichtungen  des  Auslandes  bereitwilligst  ihre  Dienste  zur  Ver- 
fügung stellen.  Die  Tätigkeit  einer  Handelsnachrichtenstelle  darf 
sich  natürlich  nicht  auf  den  Nachweis  von  gewünschten  Bezugs- 
quellen für  Fabrikate  im  Auslande  beschranken,  sondern  hat  vor- 
her zu  prüfen,  ob  der  Artikel  nicht  im  hilande  hergestellt  wird, 
und  den  Reflektanten  in  erster  Linie  auf  diese  Stelle  zu  verweisen, 
sofern  nicht  besondere  Gründe  die  Inanspruchnahme  des  auslän- 
dischen Lieferanten  gerechtfertigt  erscheinen  lassen ;  ferner  hat 
die  Handelsnachrichtenstelle  die  inländischen  Industriellen  auf  Mög- 
lichkeiten zur  gewinnbringenden  Aufnahme  der  Fabrikation  von 
Artikeln,  die  nach  ihrer  Feststellung  im  Inland  nicht  produziert 
werden,  aufmerksam  zu  machen,  und  schliesslich  können  die  Han- 
delsnachrichtenstellen bei  diesen  Arbeiten  auch  der  heimischen 
Technik  manche  wertvolle  Anregung  geben.  In  dieser  Weise  ar- 
beitet systematisch  bisher  freilich  nur  das  Philadelphia  Commercial 
Bureau. 

Der  ungleich  schwerere  Nachweis  von  Absatzgele- 
genheiten besteht  zunächst  in  der  Unterrichtung  ausländischer 
Interessenten  über  heimische  exportfähige  Firmen  und  ferner  in 
der  Unterrichtung  von  Inländern  über  Exportaussichten. 

Als  Mittel  zur  Unterrichtung  der  ausländischen 
Interessenten  sind  bisher  besonders  folgende  in  Anwendung 
gekommen : 

i)  Die  Mitteilung  von  Adressen  auf  Anfragen 
aus  dem  Auslande.  In  diesem  Falle  pflegen  die  Handelsnachrich- 
tenstellen im  allgemeinen  ohne  w^eiteres  das  Gewünschte  mitzu- 
teilen,  sofern  die  Fragesteller  selbst  Industrielle  sind;  nur  das 
Commercial  Bureau  in  Philadelphia  verlangt  Referenzen.  Vorsichtig 
bei  der  Mitteilung  von  Adressen  sind  auch  die  Handelsmuseen 
in  Wien  und  Budapest ,  während  das  Handelsmuseum  in  Brüssel 
und  das  Nationalamt  für  den  Aussenhandel  in  Paris  Adressen  so- 
fort mitteilen.  Bei  den  Anfragen  von  Agenten  ist  besonders  das 
Philadelphia  Commercial  Bureau  zurückhaltender;  diesen  teilt  es 
Adressen  amerikanischer  Firmen  überhaupt  nicht  mit,  sondern 
veröffentlicht  die  Namen  der  Agenten  ,  wenn  die  Auskunft  über 
sie  gut  ausfällt,  nur  in  seinem  Organ.  Das  Imperial  Institut  und 
das  Intelligence  Branche  etc.  in  London  teilten  bis  in  die  jüngste 
Zeit  überhaupt  keine  Adressen  mit,  sahen  sich  alsdann  aber  doch 
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dazu  veranlasst.  Alle  übrigen  Einrichtungen  pflegen  Adressen 
mitzuteilen.  Die  Institute,  welche  die  Adressen  ohne  besondere 
Schwierigkeiten  abgeben,  tun  dies  auch  bei  mündlichen  Anfragen. 

2)  Die  Verteilung  von  Adressenmaterial,  und 
zwar  durch  die  Herausgabe  von  Exportadressbüchern,  wie  sie  er- 
folgt vom  Ungarischen  Handelsmuseum  in  Budapest,  von  der 
Handelsauskunftsstelle  beim  Staatsministerium  in  Madrid ,  vom 
Schwedischen  Industrie-  und  Handelsmuseum  in  Stockholm,  vom 
Bureau  für  Handelsauskünfte  in  Amsterdam ,  von  der  National 
Association  of  Manufacturers  in  New-York;  ferner  durch  Adressen- 
schränke,  welche  bisher  in  45  Exemplaren  vom.  Philadelphia-Com- 
mercial  Bureau  zur  Verteilung  gekommen  sind.  Auch  der  Versand 
von  Katalogen  einzelner  Firmen  an  ausländische  Interessenten  ge- 
hört zu  dieser  Stufe. 

3)  Die  Versendung  von  Kollektionen  heimi- 
scher Erzeugnisse  nach  dem  Auslande  zwecks  zeitweiliger 
oder  dauernder  Aufstellung,  womit  die  Bestellung  von  besonde- 
ren Vertretern  an  den  ausländischen  Plätzen  oder  die  Aussendung 
von  Kollektivreisenden  nicht  selten  Hand  in  Hand  geht.  Auf  die- 
sem Gebiete  hat  besonders  das  Ungarische  Handelsmuseum  durch 
seine  Exposituren,  jetzt  etwa  40,  im  Orient  gute  Erfolge  erzielt. 
Ferner  werden  Probesendungen  veranstaltet  vom  Dänischen  Ex- 
portverein in  Kopenhagen',  vom  Verein  zur  Förderung  des  nie- 
derländischen Exportes  im  Haag,  von  der  Compaiiia  Transatlan- 
tica  in  Barcelona,  von  Japan,  das  in  Bombay  und  an  verschie- 
denen anderen  asiatischen  Plätzen ,  besonders  auch  in  China, 
Musterlager  unterhält,  von  Peru  neuerdings  bei  seinen  sämtlichen 
Konsulaten  ,  von  Oesterreich  in  Rio  de  Janeiro  und  früher  auch 
in  Säo  Paulo ;  im  Arbeitsprogramm  vorgesehen  sind  sie  auch  beim 
Exportbureau  in  Christiania,  von  der  Societe  Cooperative  des  Im- 
portateurs  et  Exportateurs  Reunis  in  Paris  und  vom  Handelsmu- 
seum auf  den  Philippinen. 

4)  Die  Abfassung  und  Verbreitung  von  Broschüren,  die 
Lancierung  von  Artikeln  in  die  ausländische  Presse,  überhaupt 
die  Beeinflussung  der  Stimmung  im  Auslande  zu 
gunsten  des  eigenen  Landes.  Auf  diesem  Gebiete  hat  bisher  nur 
des  Philadelphia  Commercial  Bureau  systematisch  gearbeitet. 

Die  zweite  Seite  der  Arbeiten  für  den  Nachweis  von  Ab- 
satzgelegenheiten besteht  in  der  Unterrichtung  der  inlän- 
dischen   Interessenten    über  Chancen ,    die  sich    im  Aus- 
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lande  bieten.  Eine  wirkliche  Erschöpfung  dieser  Aufgabe  stellt 
natürlich  an  die  Leistungsfähigkeit  der  Einrichtungen  viel  höhere 
Anforderungen,  als  die  Unterrichtung  der  ausländischen  Interessen- 
ten.   Drei  Hauptstufen  sind  hier  zu  unterscheiden  : 

1)  Die  fortlaufende  Information  auf  Grund  des  sich 
bietenden  Materials  durch  Publikationen,  die  gratis  oder  durch 
Abonnement  jedermann  zugänglich  sind,  wie  es  durch  das 
Nationalamt  für  den  Aussenhandel  in  Paris  und  /Ann  Teil  auch 
beim  Ilandelsmuscum  in  Wien  geschieht. 

2)  Die  Informierung  bestimmter  Branchengrup- 
pen und  Verteilung  der  Nachrichten  an  die  speziellen  Interessen- 
ten unter  Ausschluss  der  Oeffentlichkeit  und  bei 
eigener  Initiativ^  e  der  Institute.  Diese  Stufe  ist  von  den 
zentralen  Handelsnachrichtenstellen  und  den  meisten  für  die  aus- 
schliessliche Förderung  des  Aussenhandels  geschaffenen  Einrich- 
tungen im  allgemeinen   erreicht. 

3)  Die  Informierung  der  Abonnenten  oder  Mitglieder  des 
Institutes  nach  ihren  individuellen  Bedürfnissen.  Auf  dieser 
höchsten  Stufe  steht  bisher  nur  das  Commercial  Bureau  in  Phi- 
ladelphia. Die  Tätigkeit  des  Bureaus  auf  diesem  Gebiete  sei  des- 
halb kurz  geschildert. 

Jeder  Abonnent  des  Bureaus  wird  gegen  einen  Jahresbeitrag 
von  100  Dollars  streng  individuell ,  unter  Berücksichtigung  seines 
speziellen  Geschäftsbetriebes  und  seiner  Exportbestrebungen  mit 
Informationen  versehen,  und  zwar  ist  jedem  im  Laufe  des  Monats 
eine  zv/ei-  bis  viermalige  individuelle  Berichterstattung  über  alle 
ihn  interessierenden  Absatzaussichten,  Veränderungen  der  in  P'rage 
kommenden  Zolltarife,  Transportgelegenheiten  u.  s.  w.  garantiert. 
Die  Nachrichten  über  bevorstehende  ausländische  Submissionen 
werden  sofort  nach  Eingang  dem  jeweilig  in  Frage  kommenden 
Abonnenten  zugestellt.  Alle  Abonnenten  empfangen  wöchentlich 
das  »Weekly  Bulletin  of  Foreign  Trade  Opportunities«  ,  worin 
die  aus  dem  Auslande  einlaufenden  Anfragen  nach  amerikanischen 
Waren  veröffentlicht  werden.  lieber  dauernde  Absatzgelegenhei- 
ten für  den  amerikanischen  Export  werden  auch  gedruckte  Infor- 
mationsbulletins entweder  an  alle  Abonnenten  oder  an  einzelne 
Branchengruppen  versandt.  Die  individuellen  Informationsbedürf- 
nisse eines  jeden  einzelnen  Abonnenten  für  Bezugsquellen  wie  für 
Absatzgelegenheiten  im  Auslande  werden  durch  einen  Fragebogen 
und  durch   das  Studium    der  bisher    von  der   betreffenden  Firma 
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verbreiteten  Zirkulare  und  Preislisten  festgestellt.  —  Dies  wird  ge- 
nügen, um  eine  Vorstellung  von  der  aktiven  Informationsertei- 
lung und  der  ganzen  auf  eigene  Initiative  gegründeten  Tätigkeit 
des  International  Commercial  Bureaus  zu  vermitteln.  Die  Bezeich- 
nung »International«  ist  allerdings  wenig  zutreffend;  denn  wenn 
auch  Angehörige  jeder  Nation  die  Mitgliedschaft  erwerben  können, 
trägt  das  Institut  doch  einen  ausgesprochen  amerikanischen 
Charakter. 

Als  zur  Unterrichtung  über  Exportaussichten  gehörend  ist 
noch  zu  erwähnen  die  Mitteilung  der  Submissionen  im  Aus- 
lande, die  aber  nicht  bei  allen  zentralen  Nachrichtenstellen  er- 
folgt. Das  Handelsmuseum  in  Brüssel  hat  sich  dieser  Aufgabe 
speziell  gewidmet,  auch  das  Handelsmuseum  in  Budapest  beschäf- 
tigt sich  damit  und  ist  durch  die  Leistung  von  Bietungskautionen 
gleichzeitig  als  Exportbank  tätig.  Auch  das  Handelsbureau  in 
Philadelphia  schenkt  den  Submissionen  Beachtung.  Das  Handels- 
museum in  Wien  informiert  die  Interessenten  über  die  einschlä- 
gige Gesetzgebung  des  betreffenden  Landes. 

Da  Mitteilungen  über  vorhandene  Exportchancen  für  den  In- 
teressenten erst  dann  vollen  Wert  haben,  wenn  er  über  alle  Be- 
dingungen, unter  denen  die  Ware  einzuführen  wäre,  genau  infor- 
miert ist,  so  haben  die  Handelsnachrichtenstellen  selbstverständ- 
lich ausnahmslos  der  Auskunftserteilung  über  Zoll-  und  Trans- 
portwesen besondere  Beachtung  geschenkt.  Das  sind  Gebiete, 
wo  auch  Institute  eine  fruchtbringende  Tätigkeit  entfalten  können, 
welche  die  Exportförderung  noch  auf  keine  besonders  hohe  Stufe 
gebracht  haben  oder  überhaupt  nur  nebenbei  betreiben.  Infolge- 
dessen werden  solche  Auskünfte  nicht  nur  von  den  eigent- 
lichen Handelsnachrichtenstellen  erteilt,  sondern  auch  von  den 
Exportbureaux  der  Handelskammern  in  Prag,  Reichenberg,  Eger, 
Pilsen,  Budweis,  vom  Handelsmuseum  in  Rouen,  vom  Auskunfts- 
bureau (Bureau  Regional  d'Information)  in  Bordeaux,  vom  Gewerbe- 
sekretariat in  Zürich  u.  s.  w. 

Auch  mit  der  Erteilung  von  K  r  e  d  i  t  a  u  s  k  ü  n  f  t  e  n  befassen 
sich  viele  Institute.  Dahin  gehören  alle  zentralen  Handelsnach- 
richtenstellen ausser  den  Londoner  Einrichtungen.  In  der  Regel 
werden  diese  Auskünfte  aber  nur  über  ausländische  Firmen  und 
nur  an  heimische  Geschäftsleute  erteilt.  Das  Nationalamt  für  den 
Aussenhandel  in  Paris  gibt  auch  diese  Auskünfte  unentgeltlich 
und  beschafft  sie  sich  durch  die  Konsuln.    Das  Handelsbureau  in 
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Philadelphia  erteilt  die  Auskünfte  unentfjeltlich  an  seine  Abon- 
nenten und  beschallt  sie  sich  durch  RücUfragen  bei  Firmen, 
mit  denen  es  in  Verbindung  steht.  In  neuerer  Zeit  wandte  es 
diesen  Auskünften  erhöhte  Aufmerksamkeit  zu.  Die  beiden  gros- 
sen amerikanischen  Auskunftsbureaux  von  Dun  und  Bradstreet 
griffen  das  Bureau  deshalb  heftig  an  und  erklärten  es  für  unstatt- 
haft, dass  ein  zum  Teil  aus  öffentlichen  Geldern  erhaltenes  Insti- 
tut das  Geschäft  von  Privatfirmen  an  sich  reisse.  Das  Bureau 
erwiderte  hierauf,  dass  es  sich  darauf  beschränke  ,  seinen  Abon- 
nenten Auskünfte  von  ausländischen  Auskunfteien  zu  denselben 
Preisen  zu  beschaffen,  welche  sie  zu  zahlen  hätten,  wenn  sie  sich 
unmittelbar  an  dieselben  wenden  würden,  und  zwar  habe  es  dies 
deshalb  getan,  weil  Dun  und  Bradstreet  für  die  Beschaffung  von 
Auskünften  ausländischer  Bureaux  einen  hohen  Aufschlag  berech- 
neten und  dadurch  den  Export  hemmten.  So  fungiere  z.  B.  die 
Bradstreet  Company  als  Agent  für  ein  grosses  deutsches  Aus- 
kunftsbureau ;  während  aber  dieses  seinen  Kunden  für  eine  Aus- 
kunft M.  I. —  bis  M.  5. — ,  selten  über  M.  1.50  berechne,  Hesse 
sich  Bradstreet  dafür  5  Dollars  bezahlen.  —  Dies  ist  ein  Beispiel 
dafür,  dass  die  Handelsauskunftstellen  sich  unter  Umständen  nicht 
ohne  besondere  Ursache  mit  der  Kreditauskunfterteilung  befassen. 
Wenn  die  Auskunft  nur  auf  Grund  von  Berichten  der  Konsuln 
oder  befreundeter  Firmen  erteilt  wird ,  empfiehlt  es  sich  natür- 
lich, solche  Auskünfte  noch  durch  die  Auskunft  einer  privaten 
Auskunftstelle  zu  ergänzen.  Das  Handelsmuseum  in  Brüssel  er- 
teilt solche  Auskünfte  seltener.  Vorgesehen  sind  sie  auch  im  Pro- 
gramm des  Exportbureaus  Christiania.  Besonders  gepflegt  wird 
dieser  Zweig  von  den  Handelsmuseen  in  Mailand  und  Turin,  dem 
Exportverein  für  Böhmen,  den  böhmischen  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern, von  denen  Budweis  für  jede  Auskunft  eine  Gebühr 
von  2  Kronen  erhebt,  und  anderen.  Auch  Uebernahme  des  I  n- 
k  a  s  s  o  und  Rechtshilfe  im  Auslande  ist  hier  zu  nennen ; 
besonders  die  Institute  in  Wien  und  Paris  befassen  sich  damit. 

Nicht  vergessen  seien  die  wichtigen  Dienste,  welche  derar- 
tige Institute  leisten  können  durch  Abgabe  ihrer  beratenden 
Stimme  bei  Handelsverträgen  u,  s.  w. 

Hiermit  wären  in  grossen  Zügen  die  Hauptarbeiten  der  im  Aus- 
lande bestehenden  Spezialeinrichtungen  zur  Förderung  des  Aussen- 
handels angedeutet.  Es  bleibt  noch  übrig,  einen  kurzen  Blick  auf  die 
Massnahmen  zu  werfen,  welche  getroffen  sind,  u  m  i  h  n  e  n  die 
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Leistung  dieser  Arbeiten  zu  ermöglichen.  Auf  die 
Zusammensetzung  der  Vorstände  und  Verwaltungen  und  den  Anteil 
der  Interessenten  aus  Handel  und  Industrie,  sowie  auf  die  Vorbildung 
und  frühere  Tätigkeit  der  Beamten,  was  natürlich  alles  eine  grosse 
Rolle  spielt ,  kann  hier  nicht  näher  eingegangen  werden.  Beim 
Philadelphia  Commercial  Bureau ,  das  ja  trotz  der  staatlichen  Un- 
terstützung eigentlich  eine  private  Einrichtung  ist,  stehen  natür- 
lich die  Männer  der  Praxis  im  Vordergrund.  Auch  in  Paris  ist 
den  Interessenten  bei  der  Verwaltung  ein  grosser  Einfluss  einge- 
räumt. Dagegen  tragen  in  London,  Brüssel,  Wien  und  Budapest 
die  Einrichtungen  überwiegend  den  Charakter  des  staatlichen  In- 
stituts. Im  besonderen  ist  die  Beamtenschaft  den  Ministerien 
u.  s.  w.  entnommen.  Wichtig  ist  ferner,  dass  fast  allen  grösseren 
Einrichtungen  das  Recht  der  direkten  Befragung  der  Kon- 
suln eingeräumt  ist ,  so  dass  diese  als  Korrespondenten  fungie- 
ren. Auch  die  Redigierung  der  laufenden  Konsulatsberichte  steht 
den  Instituten  in  Wien,  Budapest,  Brüssel  und  Paris  zu.  Phila- 
delphia hat  sich  durch  eine  besondere  Einrichtung,  ein  »Inter- 
nationales Komitee«,  Verbindung  mit  Diplomaten  und  anderen 
einflussreichen  Kreisen  beschafft.  Hinzu  kommen  besondere,  von 
den  Instituten  unterhaltene  Vertreter.  Zur  Leistung  der  Dienste 
solcher  hat  Frankreich  die  »Conseillers  du  Commerce 
Exterieur  e«  geschaffen,  ein  Titel,  der  an  bedeutende  franzö- 
sische Industrielle,  die  im  Auslande  wohnen,  verliehen  wird.  Selbst- 
verständlich kommen  auch  Handelskammern  im  Auslande 
als  Korrespondenten  sehr  in  Betracht;  diese  erhalten  durch  die 
Förderungsstelle  für  den  Aussenhandel  in  der  Heimat  einen  Zen- 
trahsationspunkt,  der  imstande  ist,  ihre  Tätigkeit  durch  Anregun- 
gen besonders  fruchtbringend  zu  gestalten. 

Nun  sei  noch  kurz  darauf  eingegangen,  in  welchem  Ver- 
hältnis die  offiziellen  Kreise  zu  den  Einrichtungen  in 
den  einzelnen  Staaten  .stehen.  Das  Philadelphia  Commercial  Bu- 
reau ist  zwar,  wie  schon  gesagt,  eine  private  Institution,  bezieht 
aber  aus  öffentUchen  Mitteln  hohe  Beihilfen.  Die  Stadt  Philadel- 
phia bewilligt  eine  jährliche  wachsende  Beisteuer,  die  schon  1899 
fast  eine  halbe  Million  Mark  betrug  ;  ausserdem  schenkte  die  Stadt 
für  den  Bau  ein  Grundstück  von  50  Morgen  Umfang.  Ebenso  wie 
die  Stadt  bewilligte  der  Staat  Pennsylvania  und  auch  der  Kon- 
gress  einmalige  und  dauernde  Beihilfen,  deren  Gesamtbetrag  be- 
reits  1899  die  Höhe  von  M.  2  500000  erreicht  hatte.     Die  weite- 
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ren  Einnahmen  des  Bureaus  bestehen  in  den  Abonnements.G[eldein. 
Das  Handelsnuiseum  in  Brüssel  wird  ganz  vom  Staat  unterhalten, 
der  ausser  den  Gehältern  der  Beamten  und  der  Miete  noch 
20000  Franks  jährlich  zur  Unterhaltung  bewilligt.  Die  Benutzung 
der  Einrichtungen  des  Museums  ist  unentgeltlich.  Das  National- 
amt in  Paris  steht  ebenfalls  unter  Leitung  des  Handelsministeriums, 
das  auch  einen  jährlichen  Zuschuss  von  70  000  Franks  aussetzte ; 
ausserdem  trägt  die  Pariser  Handelskammer  etwa  125  000  Franks 
zu  dem  Amte  bei,  wenn  man  die  Xutzniessung  ihres  Gebäudes, 
ihrer  Bibliothek  und  die  Mitwirkung  ihres  Buchhaltungs-  und  Kassen- 
dienstes berechnet.  Die  Inanspruchnahme  der  Dienste  des  Amtes 
ist  unentgeltlich.  Das  Intelligence  Branche  of  the  Board  of  Trade 
in  London,  mit  dem  das  Imperial  Institute  of  the  United  King- 
dom, the  Colonies  and  India  jetzt  vereinigt  ist,  ist  natürlich  eine 
rein  amtliche  Einrichtung,  deren  Kosten  lediglich  vom  Staat  ge- 
tragen werden.  Das  K.  K.  Handelsmuseum  in  Wien  ist  eine  Ge- 
sellschaft, deren  Mitgliedschaft  durch  Zahlung  eines  einmaligen 
oder  eines  jährlichen  Beitrages  erworben  werden  kann,  auf  deren 
Leitung  und  Verwaltung  aber  der  Staat ,  der  eine  jährliche  Bei- 
steuer von  80000  Kronen  gewährt,  wesentlichen  Einfluss  hat.  Das 
Königliche  Handelsmuseum  in  Budapest  ist  seit  1899  ^'^^  ^'^^^ 
staatliche  Einrichtung.  Die  vom  Staate  jährlich  aufgewendete 
Summe  beträgt  schon  laut  Budget  des  Jahres  1901 :  422  000  Kro- 
nen; ausser  239  OOO  Kronen,  welche  die  mit  dem  Museum  in  enger 
Verbindung  stehende  Ungarische  Handels-Aktiengesellschaft  für 
die  Verwaltung  der  auswärtigen  Agenturen  und  Ausstellungen 
erhielt.  Aber  auch  die  kleineren  Staaten  beteiligen  sich  gröss- 
tenteils mit  beträchtlichen  Summen  an  der  Unterhaltung  der  För- 
derungsstellen. Norwegen  beschloss ,  für  das  Exportbureau  in 
Christiania  nach  dem  ersten  Voranschlage  26900  Kronen  jährlich 
aufzuwenden,  Schweden  gibt  für  den  Exportv'erein  in  Stockholm 
19000  Kronen  und  für  das  Industrie-  und  Handelsmuseum  8000 
Kronen  ;  für  das  Handelsmuseum  in  Mailand  werden  als  ständi- 
ger Beitrag  aufgewendet  19  OOO  Lire,  für  das  in  Turin  8000  Lire, 
für  den  Exportverein  in  Prag  14  000  Kronen,  für  das  Böhmische 
Handelsmuseum  8000  Kronen,  für  das  Gewerbemuseum  in  Zürich 
250000  Franks;  die  Auskunftsstelle  beim  Handelsministerium  in 
Madrid,  die  Einrichtungen  in  Japan,  Indien  und  einigen  südame- 
rikanischen Staaten  werden  ganz  aus  Staatsmitteln  erhalten;  die 
Handelsmuseen  in  Ronen,  Lille,  Dünkirchen  erhalten  staatliche  Sub- 
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ventionen ;  der  Kopenhagener  Exportverein  empfing  von  der  Re- 
gierung wenigstens  eine  einmalige  Unterstützung. 

Nunmehr  seien  alle  für  unsere  Erörterung  in  Betracht  kom- 
menden Einrichtungen  des  Auslandes  nochmals  übersichtlich  zu- 
sammengestellt. 

I.  Europa. 

England:  i.  Imperial  Institute  of  the  United  Kingdom,  the 
Colonies  and  India ,  vereinigt  mit  2.  Commercial  Intelligence 
Branche  of  the  Board  of  Trade,  3.  Commercial  Intelligence  Bu- 
reau (private  Unternehmung),  alle  in  London. 

Frankreich:  i.  Office  National  du  Commerce  Exterieur, 
2.  Societe  Cooperative  des  Importateurs  et  Exportateurs  Reunis 
(privat),  beide  in  Paris,  3.  bis  5.  Musee  Commercial  in  Ronen, 
Lille,  Dünkirchen,  6.  Bureau  Regional  d'Information  in  Bordeaux. 

Belgien:  Musee  Commercial  in  Brüssel. 

O  esterreich:  i.  K.  K.  Oesterreichisches  Handelsmuseum 
in  Wien,  2.  Böhmisches  Handelsmuseum,  3.  Exportverein  für  Böh- 
men, Mähren  und  Schlesien,  beide  in  Prag,  4.  bis  8.  Exportbu- 
reaux  bei  den  Handels-  und  Gewerbekammern  in  Prag,  Reichen- 
berg, Eger,  Pilsen  und  Budweis. 

Ungarn:  i.  Kgl.  Handelsmuseum  in  Budapest,  und  mit  die- 
sem in  Verbindung  stehend  2.  Ungarische  Handels-Aktiengesell- 
schaft. 

Niederlande:  i.  Bureau  für  Handelsauskünfte  in  Amster- 
dam, 2.  Verein  zur  Förderung  des  Niederländischen  Exportes  im 
Haag,  3.  Kolonialmuseum  in  Harlem,  4.  Amsterdamer  Export- 
verein,  5.  Verein  »Das  Ausland  <,  beide  in   Amsterdam. 

Italien:  l.  Handelsauskunftsbureau  im  Handelsministerium  in 
Rom,  2.  Handelsmuseum  in  Mailand,   3.  Handelsmuseum  in  Turin. 

Schweden:  i.  Allgemeiner  Schwedischer  Exportverein, 
2.  Schwedisches  Industrie-  und  Handelsmuseum,  beide  in  Stockholm. 

Norwegen:  Exportbureau  in  Christiania. 

Dänemark:  Dänischer  Exportverein  in  Kopenhagen. 

Spanien:  r.  Handelsauskunftsstelle  beim  Staatsministerium 
in  Madrid,  2.  Fomento  del  Trabajo  Nacional  in  Barcelona,  3.  Mu- 
sterlager der  Compania  Transatlantica,  4.  Handelsmuseen  und  Ex- 
portmusterlager bei  allen  (60)  spanischen  Handelskammern. 

Portugal:   Auskunftsstelle  für  den  Weinhandel  in  Lissabon. 

Russland:   i.  Zollmuseum  beim  Zolldepartement,  2.  Samm- 
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hing  von  Proben  russisclier  Rohprodukte  und  ihrer  Verarbeitung 
für  den  Export  beim  Landwirtschaftsministerium  ,  3.  Niederlagen 
von  Erzeugnissen  der  Hausindustrie,  4.  Gesellschaft  zin-  I^Virderung 
der  russischen  Industrie  und  des  russischen  Handels,  alle  in  St. 
Petersburg,   5.  Auskunftsbureaux  von  Börsenkomitees. 

Schweiz:  i.  Gewerbemuseum  in  Zürich,  2.  und  3.  Gewerbe- 
museen in  St.  Gallen    und  Winterthur. 

Serbien:  l.  Exportbank,  2.  Zollmuseum  nebst  Zollbureau, 
beide  in  Belgrad. 

Rumänien:  i.  Auskunftsbureau  der  rumänischen  Handels- 
kammer in  Bukarest,  2.  Handelsmuseum   in  Turn  Severin. 

Bulgarien:  Auskunftsstelle  bei  der  Handelskammer  in  Sofia. 

Griechenland:  Dauerndes  Musterlager  in  Canea  auf  Kreta. 

Türkei  :  i.  Musee  Commercial  Ottoman,  2.  Comptoire  Com- 
mercial  de  Constantinople,  beide  in  Konstantinopel. 

2.  Amerika. 

Vereinigte  Staaten:  i.  International  Commercial  Bu- 
reau in  Philadelphia ,  2.  Commercial  Museum  in  San  Francisco, 
3.  National  Association  of  Manufacturers  in  New  York,  4.  Foreign 
Trade  Association  of  America  in  New  York,  5.  Illinois  Manufac- 
turers Association  in  Chicago. 

Canada:  High  Commissioner  und  canadische  Abteilung 
des  Imperial  Institute  in  London. 

Brasilien:  i.  Associagao  Commercial,  2.  Centro  Commer- 
cial, beide   in  Rio  de  Janeiro. 

Mexiko:  Handelsmuseum  in  Mexiko. 

Chile:  Dauernde  Landes-Industrie-Ausstellung   in  Santiago. 

Argentinien:  i.  Ausstellung  des  Club  Industrial,  2.  Ausstel- 
lung argentinischer  Produkte   in  der  Börse,  beide  in  Buenos  Aires. 

Nicaragua:   Handelsmuseum  in  Managua. 

3.   Asien. 

Japan:  i.  Handelsmuseum  in  Tokio,  2.  Handelsmuseum  in 
Osaka,  3.  Warenmuseum  in  Taipeh,  4.  Gesellschaft  für  den  Aus- 
senhandel  Japans  in  Tokio,  5.  Vereinigung  zum  Studium  und  zur 
Förderung  des  Aussenhandels  in  Kobe ,  6.  und  7.  Warenausstel- 
lungen und  Vereinigungen  zur  Förderung  des  Aussenhandels  in 
Nagasaki  und  Nagoya,  8.  Zollmuseum  in  Yokohama,  9.  Japanisches 
Handelsmuseum  in  Bombay,  10.  Japanische  Musterlager  in  China. 
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Britisch-Ostindien:   Handelsmuseum  in  Kalkutta. 
China:   Bureaux  für  Handelsangelegenheiten. 
Philippinen:   Handelsmuseum  in  Manila. 

4.  Afrika. 

Aeg3^pten:  i.  Association  du  Commerce  d'Exportation, 
2.  Association  du  Commerce  d'Importation,  3.  Produce  Associa- 
tion, alle  in  Kairo. 

Lourengo  Marques:  Musterlager  in  Lourengo  Marques. 

5.  Australien. 

Generalvertretungen  und  Handelsagenturen  der  einzelnen  Staa- 
ten in  London  ;  z.  T.  Aussendung  von  Kollektivreisenden. 

Die  vorstehende,  bei  der  Fülle  des  Stoffes  natürlich  nur  ge- 
drängte Uebersicht  wird  immerhin  genügen ,  ein  Bild  von  den 
Anschauungen  über  die  Förderung  des  Aussenhandels ,  die  im 
Auslande  Geltung  gewonnen  haben,  und  von  ihrer  Durchführung 
zu  geben,  und  wird  gestatten,  einen  Vergleich  des  vom 
Auslande  Erreichten  mit  dem,  was  wir  auf  dem 
gleichen  Gebiete  in  Deutschland  aufzuweisen  ha- 
ben, anzustellen. 

Eine  zentrale  Handelsnachrichtenstelle  haben  wir  nicht.  Wohl 
aber  besteht  eine  Reihe  von  Vereinen  und  Unternehmungen,  die 
im  Sinne  einer  solchen  Stelle  tätig  sind.  Die  hiervon  in  erster 
Linie  in  Frage  kommenden  entstanden  ,  chronologisch  geordnet, 
wie  folgt :  im  Jahre  1882  das  Exportmusterlager  in  Stutt- 
gart, 1884  das  Exportbureau  der  Deutschen  Exportbank 
A.-G.  in  Berlin,  1885  der  Ex  portverein  für  das  König- 
reich Sachsen  in  Dresden,  1886  das  H  a  n  d  e  1  s  m  u  s  e  um 
zu  Frankfurt  a.  M. ,  1895  das  Thüringer  Musterlager 
in  Weimar,  1896  das  Handelsmuseum  in  Bremen,  1897 
das  Deutsche  Exportmusterlager  in  Berlin,  im  selben 
Jahre  das  Industriemuseum  in  Braunschweig,  1899  das 
Orient-Handels  museum  in  Berlin,  1903  die  Bezugs- 
quellenauskunftei G.  m.  b.  H.  in  Berlin  und  das  Deut- 
scheExport-Informations-Bureau  in  Köln  a.  Rh.,  1905 
die  Exportförderungsstelle  des  Bayerischen  Industriellen- 
verbandes in  München. 

Wenn  auch  in  erster  Linie  zu  anderen  Zwecken  bestimmt, 
so  müssen  als  Einrichtungen,  die  den  Aussenhandel  fördern,  doch 
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weiter  aufgezählt  werden:  das  Kolonialvvirtscluiftliche  Komitee  in 
Berlin,  die  Deutsche  Ueberseeische  Bank  in  Berlin,  der  Nachrich- 
tendienst des  Kuratoriums  der  Zentralstelle  für  wissenschaftlich- 
technische Untersuchungen.  In  Hannover  soll  ein  IMuseum  in  der 
Art  des  Bremer  Institutes  geschahen  werden.  Auch  die  Gewerbe- 
museen, wie  z.  B.   das  in  Lübeck,  wären  noch  zu  nennen. 

Diese  Vereine  und  Unternehmungen  haben  z.  T.  eine  ausser- 
ordentlich segensreiche  Tätigkeit  entfaltet ;  das  bisher  in  Deutsch- 
land für  die  Förderung  des  Aussenhandels  Getane  erscheint  aber 
erst  im  richtigen  Licht,  wenn  man  es  daran  misst,  was  das  Aus- 
land aufzuweisen  hat.  Sehen  wir  uns  deshalb  die  einzelnen  Ein- 
richtungen genauer  an. 

Der  »Nachrichtendienst  des  Kuratoriums  der  Zentral- 
stelle für  wissenschaftlich-technische  Untersuchungen  •  scheidet  für 
den  Vergleich  zwischen  allgemeinen  Förderungsstellen  des  Aussen- 
handels aus,  da  er  nur  für  einen  Konzern  von  grossen  Munitions- 
und Waffenfabriken  begründet  war,  um  deren  »Zentralstelle  für 
wissenschaftlich-technische  Untersuchungen«  mit  jeder  in  der  Lite- 
ratur erscheinenden  Mitteilung  u.  s.  w.,  die  für  die  Brancheninter- 
essen von  Bedeutung  war,  zu  versehen.  Der  »Nachrichtendienst« 
arbeitete  für  den  beschränkten  Interessentenkreis  jedoch  ganz  im 
Sinne  einer  zentralen  Handelsauskunftsstelle.  Seine  Leiter  hatten 
sich  auch  bereit  erklärt,  für  den  Fall  der  Errichtung  einer  solchen 
Zentrale  in  Deutschland,  ihre  Einrichtung  mit  dieser  zu  verschmel- 
zen. Aus  finanziellen  Gründen  musste  das  Institut  von  den  Fa- 
briken im  Jahre    1903  aufgelöst  werden. 

Desgleichen  scheiden  für  unseren  Vergleich  aus  die  Deut- 
sche Ueberseeische  Bank,  das  Kolonial  wirtschaft- 
liche Komitee  (das  sich  übrigens  bereit  erklärt  hat,  sich  an 
einer  zentralen  Handelsnachrichtenstelle  durch  Beschaffung  von 
Informationen  über  das  Wirtschaftsleben  in  den  Kolonien  u.  s.  w. 
zu  beteiligen),  das  Museum  in  Lübeck  und  ähnliche  Einrich- 
tungen, weil  sie  alle  nur  in  gewisser  Beziehung  für  die  Förderung 
des  Aussenhandels  arbeiten.  Ueber  die  auch  von  der  bayerischen 
Regierung  unterstützte  Exportförderungsstelle  in  München  lässt 
sich  noch  kein  Urteil  fällen. 

Von  den  noch  übrigen  Einrichtungen  beschränken  sich  das 
Industriemuseum  in  Braunschweig,  die  Handelsmuseen 
in  Bremen  und  Hannover,  und  das  Orienthandelsmuseum 
in  Berlin  auf  die  Ausstellung  von  Sammlungen,  die  z.  T.  sogar 
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vorwiegend  didaktische  Zwecke  haben,  und  stehen  damit  also  auf 
der  ersten  Entwickekmgsstufe  der  Handelsnachrichtenstellen. 

Ebenso  ist  das  von  der  dortigen  Handelskammer  unterhaltene 
Handels  m US e  um  in  Frankfurt  a.  M.  im  wesentlichen  eine 
Mustersammlung  von  Aus-  und  Einfuhrwaren ,  welche  allerdings 
durch  Angabe  von  Preisen,  Verpackungsarten,  Kreditfristen,  Platz- 
spesen und  andere  Auskünfte  praktisch  brauchbarer  gemacht  wird. 

Auch  beim  Deutschen  Export-Musterlager  in  Berlin 
besteht  die  Tätigkeit  in  erster  Linie  in  der  Ausstellung  von  Fa- 
brikaten. Allerdings  weicht  das  Unternehmen  insofern  von  der 
Tätigkeit  der  genannten  Museen  ab,  als  es  nicht  wie  jene 
hauptsächlich  ausländische  Rohprodukte  ausstellt  und  Waren  in 
Entwickelungsreihen  in  musealer  Weise  vorführt,  sondern  deutsche 
zum  Export  geeignete  Erzeugnisse,  und  sich  bemüht,  durch  Pro- 
paganda im  Auslande  auf  seine  Einrichtungen  aufmerksam  zu 
machen  und  Einkäufer  zur  Besichtigung  des  Lagers  heranzuziehen. 
Auch  werden  auf  Wunsch  leistungsfähige  Fabrikanten,  besonders 
für  Spezialitäten,  ausfindig  gemacht. 

Die  an  und  für  sich  recht  wertvolle  Bezugsquellen-Aus- 
kunftei hat  sich,  wie  schon  ihr  Name  besagt,  nur  eine  Seite 
der  Tätigkeit  einer  zentralen  Handelsnachrichtenstelle  zur  Aufgabe 
gemacht,  nämlich  den  Nachweis,  wo  bestimmte  Rohstoffe  und 
Fabrikate  zu  beschaffen  sind,  ob  Patente  bestehen  u.  dergl. 

Auch  bei  der  Tätigkeit  des  Stuttgarter  Exportmuster- 
lagers beruht  das  Gewicht  noch  zum  erheblichen  Teil  auf  der 
Ausstellung  deutscher  exportfähiger  Fabrikate.  Für  die  Aussteller 
werden ,  im  Gegensatz  zur  Praxis  aller  zentralen  Handelsnach- 
richtenstellen ,  Warenverkäufe  vermittelt.  Ferner  unterhält  das 
Musterlager  aber  Agenten  im  Auslande  und  verbreitet  die  Kata- 
loge des  Musterlagers  in  planmässiger  Weise.  Die  Mitglieder  haben 
Anspruch  auf  Beratung  in  allen  Exportfragen  u.  s.  w. 

Noch  weiter  über  die  Ausstellungsstufe  hinausgegangen  ist 
der  Exportverein  für  das  Königreich  Sachsen.  Er  unter- 
hält zwar  ein  Musterlager  sächsischer  Erzeugnisse  und  eine  Samm- 
lung ausländischer  Rohprodukte  ,  versendet  aber  auch  monatlich 
Zirkulare  an  die  Mitglieder  über  eingegangene  Anfragen,  Bestel- 
lungen u.  s.  w. ,  schickt  Kollektivreisende  nach  dem  Auslande, 
übernimmt  die  Eintreibung  zweifelhafter  Aussenstände  im  Aus- 
lande und  pflegt  besonders  die  Herausgabe  von  Export  -  Adress- 
büchern, Export-Katalogen,  fünfsprachigen  Nachschlagebüchern  etc. 
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Ebenso  war  das  Thüringer  Mustcrlage  r  in  Weimar  über 
die  blosse  Ausstellung  hinausgegangen.  Zu  seinen  satzungsgemiis- 
sen  Autgaben  gehörte  auch  die  Beobachtung  der  Handelsbedürf- 
nisse,  Bekanntgabe  wichtiger  Nachrichten  über  den  Handelsver- 
kehr, Hinweisung  auf  neue  Handelsartikel  und  Erschliessung  neuer 
Erwerbsquellen.  Besonders  widmete  sich  der  Verein  der  Errich- 
tung ausländischer  Zweigstellen,  in  Südafrika  und  in  Australien,  um 
den  direkten  Verkauf  der  Erzeugnisse  seiner  Mitglieder  an  die 
Kundschaft  in  die  Hand  zu  nehmen.  Dieses  Histitut  war 
übrigens  das  einzige,  das  eine  Unterstützung  vom 
Reiche  erhielt;  es  empfing  im  Jahre  1899  eine  einmalige  Sub- 
vention von  15000  M.  Im  Herbst  1903  geriet  der  Verein,  der  zur 
Beschafifung  von  Betriebsmitteln  auch  Anteilscheine  ausgab,  leider 
in  Konkurs. 

Das  Deutsche  Exportbureau  in  Berlin  legt  bereits  grosses 
Gewicht  auf  die  laufende  Informierung  seiner  Abonnenten  und  auf 
die  gleiche  Unterrichtung  der  ausländischen  Interessenten.  Zum 
ersteren  Zweck  erhalten  seine  Mitglieder  ^Monatliche  Mitteilungen«, 
denen  zwanglos  auch  eine  »Liste  zweifelhafter  Kunden  und  Agfen- 
ten  im  Auslande«  beigefügt  wird,  zum  letzteren  dient  die  Heraus- 
gabe eines  Export- Adressbuches,  die  Aussendung  von  Kollektiv- 
reisenden und  die  Ausstellung  von  deutschen  Produkten  an  über- 
seeischen Plätzen.  Die  vom  Exportbureau  ausgesandten  Kauf- 
leute haben  sich  auch  zu  bemühen,  die  ausländische  Presse  zu 
gunsten  des  deutschen  Handels  zu  beeinflussen.  Ausstellungen 
überseeischer  Erzeugnisse  in  Deutschland  hat  das  Bureau  nur 
vorübergehend  veranstaltet.  Auf  Anfrage  wird  über  die  Solidi- 
tät ausländischer  Firmen  Auskunft  erteilt,  wie  überhaupt  der  Nach- 
weis zuverlässiger  Firmen  im  Auslande,  die  für  den  Bezug  deut- 
scher Industrieartikel  in  Frage  kommen,  besonders  gepflegt  wird. 
Die  Eintreibung  von  deutschen  Forderungen  im  Auslande  wird 
übernommen.    Das  Bureau   vermittelt  auch  geschäftliche  Aufträge. 

Nach  den  Prinzipien  einer  Handelsnachrichtenstelle  aufgebaut 
ist  das  »Deutsche  Export- Informations-Bureau«  in  Köln, 
eine  Gesellschaft  ra.  b.  H. ,  welche  es  sich  zur  Aufgabe  machte, 
in  Deutschland  Adressen  von  zuverlässigen  überseeischen  Ab- 
nehmern zu  liefern,  überseeische  Handelsinformationen  zu  sam- 
meln und  zu  verteilen  und  alle  den  Export  betreffenden  Fragen 
zu  beantworten.  Hierfür  sind  drei  Arten  von  Abonnements  vor- 
gesehen.    Zur  Anwendung  kommt    das  Kartensystem ,    nach  Art 
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des  »Card-Index«.  Das  Bureau  ähnelt  in  seiner  Einrichtung  also 
dem  ^^Commercial  Intelligence  Bureau«  in  London,  einer  privaten 
Branche  Unternehmung,  die  nicht  mit  dem  Commercial  Intelligence 
etc.  zu  verwechseln  ist. 

Betrachtet  man  diese  privaten  Einrichtungen  zur  Förderung 
des  Aussenhandels  in  Deutschland  zusammenfassend,  so  darf  nicht 
verkannt  werden  ,  dass  sie  der  deutschen  Industrie  gute  Dienste 
zu  leisten  imstande  sind  und  geleistet  haben.  Aber  auch  die 
Mängel  liegen  klar  zu  tage.  Nur  wenige  der  Einrichtungen  nähern 
sich  in  der  Arbeitsweise  einer  modernen  zentralen  Handels- 
nachrichtenstelle. Ersetzen  können  sie  diese  nicht ;  einesteils  schon 
infolge  ihrer  viel  geringeren  Mittel,  andernteils  weil  sie  vielfach 
mehr  in  der  Art  einer  Agentur  als  einer  Handelsnachrichtenstelle 
wirken. 

Mit  der  Förderung  des  Aussenhandels ,  speziell  durch  Aus- 
kunftserteilung über  Zölle  etc.,  beschäftigen  sich  ferner  in  Deutsch- 
land die  halbamtlichen  und  die  freien  wirtschaftlichen  Interessen- 
vertretungen jeder  Art.  Die  Tätigkeit  solcher  Vertretungen  auf 
diesem  Gebiet  kann  jedoch  für  unsere  Betrachtung  ganz  aus- 
scheiden, denn  sie  gehört  nicht  zu  den  eigentlichen  Aufgaben  der 
Kammern  und  Vereine  und  beweist  nur,  dass  in  Handel  und  Indu- 
strie ein  grosses  Bedürfnis  nach  derartigen  Informationen  besteht. 

Es  bleibt  noch  übrig,  die  staatlichen  Massnahmen 
zur  Förderung  des  Aussenhandels  in  Deutschland  zu  überblicken. 
Dass  auf  diesem  Gebiet,  besonders  in  der  letzten  Zeit,  grosse 
Fortschritte  gemacht  sind,  kann  nicht  bestritten  werden.  Das 
Konsularkorps  ergänzt  sich  zwar  leider  immer  noch  lediglich  aus 
Juristen  und  wird  der  wirtschaftlichen  Seite  seiner  Aufgaben  nur 
in  sehr  unvollkommenem  Masse  gerecht,  der  Betätigung  volks- 
wirtschaftlich oder  kaufmännisch  gebildeter  Kräfte  wurde  aber 
seit  1899  durch  die  Ernennung  von  Handelssachverstän- 
digen, bisher  bei  zehn  Generalkonsulaten,  Rechnung  getragen. 
Gleichzeitig  wurden  zur  rascheren  Publizierung  der  Berichte  der 
Konsuln  und  Handelssachverständigen  die  im  Reichsamt  des  In- 
nern herausgegebenen  »Nachrichten  für  Handel  und 
Industrie«  geschaffen  und  dadurch  das  ursprüngliche  Organ 
hierfür,  das  »D  eutsche  Handels-Archiv«,  dessen  monat- 
liches Erscheinen  und  dessen  allzu  theoretischer  Inhalt  den 
praktischen  Bedürfnissen  wenig  entspricht,  zweckmässig  ergänzt. 
Seit  1900  werden    vom  Reichsamt    des  Innern  auch  in  den  »Be- 
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richten  über  Handel  und  Industrie«  Monographien 
über  einzelne  ausländische  Industriezweige  herausgegeben.  Ferner 
wurde  eine  >S  y  s  t  e  m  a  t  i  s  c  h  e  Z  u  s  a  m  in  e  n  s  t  e  1 1  u  n  g  der 
Zolltarife  des  In-  und  Auslandes«  veröffentlicht,  die 
etwa  60  Länder  unifasst  und  nach  Erwerbszweigen  geordnet  ist. 
Alle   diese  Publikationen  sind  jedermann  zugänglich. 

Das  Reichsamt  ging  aber  in  seiner  der  Arbeit  einer  Handels- 
nachrichtenstelle entsprechenden  Tätigkeit  einen  Schritt  weiter,  in- 
dem manche  Nachrichten  nur  durch  vertrauliche  Flug- 
blätter an  die  wirtschaftlichen  Körperschaften  verbreitet  werden, 
und  ergänzte  seine  publizistische  Tätigkeit  zu  Anfang  des  Jahres 
1902  noch  durch  die  Erklärung,  dass  in  Zukunft  Anfragen 
von  Interessenten  über  die  Zollverhältnisse  des  Auslandes  durch 
Hinweis  auf  die  betr.  Stellen  seiner  Publikationen  oder  durch 
sonst  etwa  vorhandenes  Material  beantwortet  werden  würden. 
Hiermit  dürfte  aber  das  Reichsamt  des  Innern  an  der  Grenze  sei- 
ner Leistungsfähigkeit  angelangt  sein.  Dass  der  erreichte  Zustand 
nicht  befriedigt,  beweisen  die  aus  den  Interessentenkreisen  laut 
gew^ordenen  Klagen   und  Wünsche. 

Man  kann  sie  zusammenfassen  in  dem  Worte  »Zentrali- 
sierung«. Da  vom  Reichsamt  eine  individuelle  Benachrich- 
tigung der  Interessenten  nicht  vorgenommen  werden  kann,  so 
müssen  die  wirtschaftlichen  Korporationen  beispielsweise  die  Flug- 
blätter erst  in  diesem  Sinne  prüfen  und  an  die  einzelnen  Inter- 
essenten versenden ,  —  wenn  sie  es  überhaupt  planmässig  tun, 
denn  die  aufgewendete  beträchtliche  Arbeit  und  die  erheblichen 
Kosten  sind  zum  nicht  geringen  Teile  nutzlos.  Diese  Flugblätter 
werden  nämlich  sämtlichen  halbamtlichen  und  allen  bedeutenderen 
freien  wirtschaftlichen  Interessenvertretungen  vom  Reichsamt 
zwecks  weiterer  Verbreitung  zur  Verfügung  gestellt,  sodass  ein 
und  dieselbe  Nachricht  den  Interessenten  manchmal  von  drei 
oder  vier  verschiedenen  Seiten  zugeht.  Ferner  wird  dadurch, 
dass  der  Kaufmann  und  Industrielle  die  Nachricht  erst  auf  dem  Um- 
wege über  seine  Handelskammer,  seine  Berufsorganisation,  seine 
Branchenvereinigung  erhält,  natürlich  das  Haupterfordernis  einer 
rationellen  Verbreitung  ,  die  Schnelli  gkeit,  schwer  beein- 
trächtigt. 

Deutlich  treten  die  Uebelstände  auch  zu  tage,  wenn  man  die 
Arbeiten  der  einzelnen  Bundesstaaten  in  den  Kreis 
der  Betrachtung  zieht.     Auch    diese    verbreiten  Nachrichten ,    die 
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für  die  Exportinteressen  der  deutschen  Industrie  von  Wichtigkeit 
sind.  Es  kommt  jedoch  öfters  vor ,  dass  eine  und  dieselbe 
Mitteilung  sowohl  durch  ein  Flugblatt  des  Reichsamtes  des  In- 
nern, wie  durch  ein  Rundschreiben  eines  Bundesstaates  verbreitet 
wird.  Diese  doppelte  Arbeit  beweist  am  besten,  dass  eine  Zen- 
tralisierung fehlt. 

Durch  eine  Zentralisierung,  und  zwar  möglichst  unter  Her- 
anziehung aller  für  die  Förderung  des  Aussenhandels  wirkenden 
deutschen  Einrichtungen ,  würden  gleichzeitig  auch  alle  Fort- 
schritte ,  welche  der  zentralisierte  Handelsnachrichtendienst  im 
Auslande  mit  sich  gebracht  hat  —  es  sei  nur  an  die  Beeinflus- 
sung der  Konsulate  durch  die  wirtschaftlichen  Kreise  erinnert  — ,  für 
Deutschland  erreicht.  Alle  anderen  Massnahmen,  wie  z.  B.  die  staat- 
liche Unterstützung  von  deutschen  Handelskammern  im  Auslande, 
wären  etwas  Halbes.  Das  Wichtigste  ist  der  Kristallisationspunkt ; 
das  zeigen  uns  unsere  sämtlichen  Konkurrenten  auf  dem  Welt- 
markte. 

Bestrebungen  der  deutschen  Handels-  und  Industriewelt  auf 
Schaffung  dieser  Zentralisierung  sind  nicht  ausgeblieben.  Sie  rei- 
chen bis  in  das  Jahr  i88i  zurück  und  werden  durch  folgende 
Ereignisse  bezeichnet.  Am  24.  November  1883  fand  eine  Ver- 
sammlung von  Vertrauensmännern  aus  dem  Handelsstande  in 
Berlin  statt,  in  der  Generalsekretär  Stumpf-Osnabrück  mit  Enthu- 
siasmus das  kürzlich  errichtete  Brüsseler  Handelsmuseum  schil- 
derte ;  die  Verhandlungen  blieben  aber  ohne  praktische  Folgen. 
Im  Jahre  1898  beschloss  der  Bund  der  Industriellen,  an  den 
Staatssekretär  des  Innern ,  den  Reichsschatzsekretär  und  den 
preussischen  Handelsminister  einen  Antrag  auf  Errichtung  eines 
eigenen  deutschen  Handelsmuseums  mit  besonderer  Berücksich- 
tigung des  Handelsnachrichtendienstes  zu  stellen.  Im  weiteren 
Verfolg  dieses  Beschlusses  rief  der  Bund  der  Industriellen  einen 
» A  usschuss  für  die  Errichtung  ei  n  erReichs  ha  n- 
d  eisstelle«  ins  Leben,  in  den  folgende  Behörden  und  Ver- 
bände Delegierte  entsandten  :  Reichsamt  des  Innern,  Reichsschatz- 
amt, Auswärtiges  Amt,  Preussisches  Handelsministerium,  Bund 
der  Industriellen,  Zentralverband  Deutscher  Industrieller,  Verein 
zur  Wahrung  der  Interessen  der  chemischen  Industrie  Deutsch- 
lands, Deutscher  Handelstag,  Deutsches  Exportmusterlager,  Ex- 
portverein für  das  Königreich  Sachsen,  Industriemuseum  Braun- 
schweig ,  Exportmusterlager  Stuttgart,  Zentralstelle  für  Vorberei- 
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tung  von  Handelsverträgen,  Verein  Berliner  Kaufleute  und  Indu- 
strieller, Aelteste  der  Berliner  Kaufmannschaft,  Kolonialwirtschaft- 
liches  Komitee  ,  Deutsche  Landwirtschafts  -  Gesellschaft ,  Nach- 
richtendienst des  Kuratoriums  der  Zentralstelle  für  wissenschaft- 
lich-technische Untersuchungen  und  die  Handelskammern  zu 
Brandenburg,  Sorau  und  Sonneberg. 

Die  Arbeiten  des  Ausschusses  zu  verfolgen ,  würde  zu  weit 
führen.  Ihr  Ergebnis  ist  niedergelegt  in  den  »Schriften  des  Aus- 
schusses für  die  Errichtung  einer  Reichshandelsstelle«  ,  Nr.  I 
bis  6.  Nur  einige  wichtige  Folgen  seiner  Tätigkeit  dürfen  nicht 
unerwähnt  bleiben.  Im  Jahre  1900  veranstaltete  der  Deutsche 
Handelstag  bei  den  Handelskammern  eine  Umfrage  über 
ihre  Stellungnahme  zu  dem  Gedanken  der  Errichtung  einer  Reichs- 
handelsstelle, welche  das  Ergebnis  hatte,  dass  von  165  Kammern 
87  antworteten,  von  denen  47  grundsätzlich  dafür,  40  dagegen  oder 
doch  nicht  dafür  waren ,  und  dass  die  zustimmenden  Handels- 
kammern bereits  Jahresbeiträge  für  eine  Reichshandelsstelle  in 
Höhe  von  etwa  35  000  Mark  anmeldeten.  In  seiner  Vollversamm- 
lung von  1901  beschloss  der  Handelstag  auf  Antrag  der  Düssel- 
dorfer Handelskammer  alsdann  mit  grosser  Mehrheit:  »Der 
Deutsche  Handelstag  hält  die  Errichtung  einer 
R  e  i  c  h  s  h  a  n  d  e  1  s  s  t  e  11  e  für  nützlich.«  Die  Folge  dieser 
Abstimmung  des  Handelstages  war,  dass  der  Reichstag  sich 
mit  dieser  Frage  beschäftigte  und  folgender  Resolution  des  Ab- 
geordneten Münch-Ferber  zustimmte:  »Der  Reichstag  wolle  be- 
schliessen,  die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen,  die  Sub- 
ventionierung einer  Zentralauskunftsstelle  für 
Fragen  der  Landwirtschaft,  der  Industrie,  des  Handels  und  des 
Gewerbes  in  Erwägung  zu  ziehen  und  die  erforder- 
lichen Mittel  durch  den  Reichshaushaltsetat  resp.  durch  einen 
Nachtrags-Etat  für  das  Rechnungsjahr  1901  von  dem  Reichstage 
zu  f  o  r  d  e  r  n. «  Der  Staatssekretär  des  Innern  erwi- 
derte, dass  die  verbündeten  Regierungen  gern  die  Hand  dazu 
bieten  würden,  wenn  durch  geeignete  Einrichtungen  unsere  Ab- 
satzgelegenheiten vermehrt  werden  könnten  ;  ehe  aber  eine  bin- 
dende Erklärung  abgegeben  werden  könne  ,  müsste  ein  klares 
Programm  und  eine  klare  Uebersicht  über  die  Kosten  vorliegen. 

Diese  vom  Staatssekretär  geforderten  Unterlagen  reichte  der 
»Ausschuss  für  die  Errichtung  einer  Reichshandelsstelle«  am  23. 
April  1901   ein  und  er  stellte  den  Antrag,  dass  aus  Reichsmitteln 
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ein  Betrag  in  gleicher  Höhe  wie  der  aus  privaten  Mitteln  aufzu- 
bringende für  eine  Reichshandelsstelle  bewilligt  werde. 

Eine  offizielle  Antwort  auf  diesen  Antrag  des  alle  inter- 
essierten Kreise  umfassenden  Ausschusses  ist  bisher  nicht  er- 
folgt. Auch  die  vom  Reichstag  angenommene  Resolution  Münch- 
Ferber  ist  vom  Bundesrat  noch  nicht  durch  eine  entsprechende 
Vorlage  beim  Reichstag  ausgeführt  worden.  Hoffentlich  wird  die 
Regierung  jetzt,  nachdem  durch  den  Abschluss  der  neuen  Han- 
delsverträge über  die  Bedingungen  der  Weltkonkurrenz  im  näch- 
sten Zeitabschnitt  Klarheit  geschaffen  ist,  der  Ausführung  der 
Idee  näher  treten.  An  die  »Anpassungsfähigkeit«  der  deutschen 
Exportindustrie  werden  nunmehr  so  hohe  Forderungen  gestellt, 
dass  gerade  jetzt  eine  besondere  Förderung  des  Exportes  auf 
einer  neu  zu  schaffenden  Basis  angebracht  erscheint  und  von  den 
Interessenten  als  wenigstens  teilweise  Kompensation  für  die  durch 
die  Handelsverträge  der  Industrie  zugefügte  Schädigung  mit  Recht 
gefordert  wird !  — 

Der  Bedeutung  der  Frage  entsprechend  war  die  Literatur 
des  letzten  Dezenniums ,  welche  sich  mit  vorhandenen  oder  zu 
schaffenden  zentralen  Handelsnachrichtenstellen  und  mit  den 
über  die  zweckmässige  Ausführung  aufgeworfenen  Fragen  be- 
fasste,  nicht  gering.  Arbeiten,  welche  die  Materie  grundlegend 
behandelten ,  waren  aber  nur  spärlich.  Deshalb  ist  im  Interesse 
der  Sache  das  in  diesem  Jahre  erschienene  Werk  von  Dr.  A. 
Ne2i.feld  über  »Die  führenden  National-Exportämter«  (Verlag  von 
Franz  Siemenroth-Berlin)  als  ein  bedeutungsvoller  Beitrag  zur 
Frage  der  Errichtung  einer  Reichshandelsstelle  zu  begrüssen.  Der 
Verfasser  beschränkt  seine  Ausführungen  allerdings  auf  die  in 
den  Welthandelsstaaten  bestehenden  Institute,  schildert  aber  ihr 
Wesen  und  ihre  Bedeutung  auf  Grund  eigener  Anschauung  in 
ebenso  objektiver  wie  überzeugender  Weise.  Zergliedert  Neufeld 
theoretisch  den  Aufbau  der  zentralen  Handelsnachrichtenstellen, 
so  werden  in  der  letzten  im  Auftrage  des  »Ausschusses  für  die 
Errichtung  einer  Reichshandelsstelle«  von  Dr.  W.  Wendlandt  unter 
Benutzung  amtlicher  Quellen  herausgegebenen  Abhandlung,  »Die 
Förderung  des  Aussenhandels«  (Verlag  von  Gebauer-Schwetschke- 
Halle  a.  S.j,  ausführlich  die  Tätigkeit  jeder  einzelnen  Einrichtung  zur 
Förderung  des  Aussenhandels  und  im  Anschluss  daran  zusammen- 
fassend die  Bestrebungen  auf  Errichtung  einer  Reichshandelsstelle 
noch  einmal  übersichtlich  daro-estellt. 
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Einleitung. 

I.  Allgemeiner  Stand.  Das  Ergebnis  unserer  bishe- 
rigen ,  absichtlich  tunlichst  bis  ins  einzelne  durchgeführten  Be- 
trachtungen über  den  derzeitigen  Stand  der  Besitzwech- 
sel-, der  Hypothekar-,  sowie  der  Bodenpreis-  und  Bodenwertsta- 
tistik und  die  faktische  und  theoretische  Möglichkeit 
einer  unter  der  notwendig  zu  fordernden  Spezialisierung  erfol- 
genden Durchführbarkeit  jener  Statistiken  in  den  einzelnen  deut- 
schen Staaten  wird  für  die  Zwecke,  welche  der  Deutsche  Land- 
wirtschaftsrat mit  den  Beschlüssen  in  seiner  XXX.  Plenarversamm- 
lung  vom  Jahr  1902  über  jene  Statistiken  im  Auge  hatte,  kei- 
neswegs als  ein  günstiges  zu  betrachten  sein.  Wir  sahen 
die  fraglichen  Statistiken  in  den  deutschen  Bundesstaaten,  zu  de- 
ren alleiniger  Kompetenz  eine  bezügliche  Ordnung  und  Re- 
gelung zur  Zeit  gestellt  ist ,  nur  verhältnismässig  wenig  und  in 
einer  beschränkten  Weise  entwickelt ;  wir  sahen,  wie  diese  geringe 
Entwicklung  nicht  etwa  auf  einem  Mangel  an  Interesse ,  sondern 
lediglich  in  den  besonderen  Schwierigkeiten  und  Hemmnissen, 
welche  vermöge  massgebender  Verhältnisse  überall  für  die  in 
Frage  stehenden  Statistiken  sich  geltend  machten,  begründet  war, 
und  wie  dieser  innere  hemmende  Grund  auch  für  die  Folge  in  der 
Hauptsache  ohne  Veränderung  fortbestand  und  zum  Teil  stetig 
fortbestehen  musste  ;  wir  sahen  endlich  auch  ,  dass  bei  den  be- 
züglichen Statistiken  eine  ausgedehntere  Spezialisierung  und 
die  Berücksichtigung  einer  grösseren  Anzahl  von  Einzelmo- 
menten, wie  sie  zu  einer  nutzbringenden  Verwertung  der  Ergeb- 
nisse für  allgemeine  und  namentlich  aber  für  spezielle  Fragen 
nachweislich  eine  notwendige  Vorbedingung  bildete, 
sich  theoretisch  zu  einem  wesentlichen  Teil  als  überhaupt 
nicht  durchführbar  erwies  und  dass  daher  selbst  unter 
der  Voraussetzung  der  Ueberwindung  aller  in  den  einzelnen  deut- 
schen Staaten  faktisch  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  sich 
bei  voller  Durchführung  der  Statistiken  und  unter  tunlichster  Be- 
rücksichtigung der  vorgebrachten  Wünsche  doch  nur  ein  im  all- 
gemeinen unvollkommienes  und  nach  mannigfachen  Rich- 
tungen hin  unzureichendes  Material  erzielen  lassen 
würde,  welches  namentlich  auch  die  derzeitigen  besonderen  Zwecke 
des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  in  keiner  Hinsicht  ausgiebig 
befriedigen  könnte. 
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2 .  S  t  a  t  i  s  t  i  k  erst  nach  1  ä  n  g  e  r  e  m  B  e  s  t  e  h  c  n  p  r  a  k- 
tisch  nutzbar.  Dazu  koninit  aber  auch  noch  ein  Weiteres. 
Die  in  Frage  stehenden  Statistiken  würden  ,  selbst  für  den 
Fall ,  dass  sie  ohne  irgend  welche  Beschränkung  und  unter  Er- 
füllung aller  an  sie  gestellten  Anforderungen  durch/.uführen  wä- 
ren, dennoch  nicht  sofort,  wenn  man  sie  jetzt  zur  lunführung 
gebracht  hätte,  und  in  der  Hauptsache  sogar  erst  nach  Verlauf 
einer  kürzeren  Frist  von  ihrer  Einführung  an  überhaupt  für 
praktische  Zwecke  und  speziell  solche,  wie  sie  der  Deutsche 
Landwirtschaftsrat  verfolgt,  voll  verwertbar  sein.  Es  ist  hier 
die  charakteristische  Eigenschaft  der  Statistik  als  fortgesetzte 
Ma  s  s  e  n  b  e  o  b  a  c  h  t  u  n  g  in  Rücksicht  zu  ziehen.  Die  statisti- 
sche Festlegung  und  ein  zahlenmässiger  Nachweis  für  einen  ein- 
zelnen Zeitpunkt  wird  bei  unseren  speziellen  Statistiken 
noch  keinen  grossen  Nutzen  für  eine  praktische  Ver- 
wendung stiften  können  ;  um  die  letztere  zu  sichern,  muss  erst  die 
längere  Zahlenreihe  bezüglich  aller  der  einzelnen  Nach- 
weismomente hinzukommen,  welche  sich  darauf  gründet,  dass  die 
gleichen  Beobachtungen  in  einer  übereinstimmenden 
Form  regelmässig  eine  längere  Zeit  hintereinander  fortge- 
setzt werden. 

Hat  man  bezüglich  eines  einzelnen  Jahres  den  Wechsel 
i  m  B  es  i  t  z  d  e  s  G  ru  n  d  und  Bodens  in  alle  seinen  Einzel- 
heiten und  für  ein  ausgedehntes  Gebiet  mit  Ausscheidung  wie- 
derum der  kleinsten  Gebietsabschnitte  genau  statistisch  festgelegt, 
so  wird  man  die  erzielten  Daten  für  sich  allein  doch  nur  in  einem 
sehr  geringen  Masse  und  dann  auch  ohne  eine  ausreichende 
Gewähr  bezüglich  der  Sicherheit  zu  praktischen  Zwecken  benützen 
können.  Es  wird  sich  danach  im  wesentlichen  wohl  nur  eine 
Vergleich  ung  der  einzelnen  Gebietsabschnitte 
untereinander  vornehmen  lassen;  aber  selbst  diese  wird 
man  in  ihrem  Ergebnis  nur  mit  Vorsicht  aufnehmen  dürfen  ,  da 
mangels  irgend  welcher  Ausgleichung  im  einzelnen  ausserordent- 
liche zufällige  Erscheinungen  einen  schärfer  vortretenden  Einfiuss 
ausgeübt  haben  können.  Zu  irgend  welchen  Schlüssen  ,  welche 
die  wirtschaftliche  Lage  im  allgemeinen  oder  e  i  n- 
zelne  Seiten  derselben  im  besonderen  berühren,  kön- 
nen die  Daten  für  ein  einzelnes  Jahr  aber  keinen  Anhalt 
bieten,  weil  es  eben  an  dem  nötigen  Vergleichsobjekte  fehlt  und 
man  die  sich  zeigenden  Einzelerscheinungen  nach  ihrer  Tragweite 
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und  ihrem  inneren  Wert  infolge  dessen  nicht  abmessen  kann. 
Erst  die  längere  Zahlenreihe  macht  hier  auch  die  Einzel- 
daten brauchbar.  Sind  die  Besitzwechsel  für  eine  längere  Reihe 
von  Jahren  übereinstimmend  festgelegt ,  so  lassen  sich  aus  den 
Unterschieden,  welche  die  Daten  für  die  einzelnen  Zeitabschnitte 
aufweisen,  erst  gewisse  Schlüsse  auf  die  allgemeine  wirtschaftliche 
Entwicklung  und  auf  die  verschiedenen  Seiten  derselben  im  spe- 
ziellen ziehen,  erst  dadurch  erhalten  die  Einzelfestlegungen  ihren 
wirklichen  Wert  für  die  praktische  Verwendung. 

Ganz  ebenso  wie  mit  der  Besitzwechselstatistik  verhält 
es  sich  in  dieser  Beziehung  auch  mit  der  Bodenpreis-  und 
der  B  o  d  e  n  w  e  r  t  s  t  a  t  i  s  t  i  k  ,  auch  ihre  Daten  kommen  nur 
durch  eine  längere  Reihe  zu  einer  nennenswerten  Bedeu- 
tung, wenn  man  die  im  Laufe  der  Zeit  sich  ergebenden  Verschie- 
bungen bezüglich  der  einzelnen  für  Bodenpreis  und  Bodenwert  in 
Frage  kommenden  Momente  verfolgen  kann. 

Nicht  vollkommen  in  derselben  Weise  trifft 
dieses  vielleicht  bezüglich  der  Hypothekarstatistik  zu, 
da  der  Aufnahme  des  Hypothekenbestandes  als 
solcher  eine  etwas  weitergehende  selbständige  Be- 
deutung beizumessen  sein  wird,  während  naturgemäss  für  die 
Bewegung  der  hypothekarischen  Belastung  im 
ganzen  Umfange  das  oben  Angeführte  wieder  Platz  greifen  muss. 
Wie  aber  die  Hypothekarstatistik  ihren  wirklichen  Wert  erst  durch 
die  Verbindung  von  Bestandesaufnahme  und  Verfolgung  der  Hy- 
pothekenbewegung erlangt,  so  wird  auch  die  Hypothekar- 
statistik als  Ganzes  doch  erst  durch  die  Nachweise  für 
einen  längeren  Zeitraum  für  die  praktische  Benutzung  in  vol- 
lem Masse  zur  Geltung  kommen,  so  dass  sie  sich  doch  von  der 
Besitzwechsel-,  der  Bodenpreis-  und  der  Bodenwertstatistik  in  der 
besagten  Beziehung  nicht  allzu  sehr  abhebt. 

Für  den  besonderen  Zweck,  welchen  der  Deutsche  Landwirt- 
schaftsrat bei  seinen  Anträgen  auf  eine  bezügliche  nähere  sta- 
tistische Festlegung  im  Auge  hat ,  muss  aber  der  vorberührte 
Umstand  ganz  vorzugsweise  ins  Gewicht  fallen.  Die  An- 
träge des  Deutschen  Landwirtschaftsrat  zielen  doch  im  wesent- 
hchen  darauf  hin,  nähere  zahlenmässige  und  ins  einzelne  gehende 
Nachweise  darüber  zu  erbringen,  wie  die  deutsche  Landwirtschaft 
sich  derzeit  in  einer  wirtschaftlich  bedrängten  Lage  befinde. 
Ein  derartiger  zahlenmässiger    statistischer  Nachweis    kann    doch 
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aber  nur  erbracht  werden  ,  wenn  ein  bezügliches  Datenmaterial 
für  eine  längere  Zeit  vorhanden  ist,  wenn  zur  Vcrt^leichung 
auch  dieselben  Daten  für  eine  als  normal  anzunehmende  Zeit 
zur  Verfügung  stehen;  beziehen  sich  die  Daten  nur  auf  die  Zeit, 
deren  A  u  s  n  a  h  m  e  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e  im  einzelnen  nachgewiesen 
werden  sollen,  so  können  sie  an  sich  w  c  n  i  g  Nutz  c  n  haben 
und  den  beabsichtigten  Nachweis  allein  nicht  erbringen.  Wäre 
also  auch  vollständig  die  Möglichkeit  vorhanden,  und  würde  den 
Anträgen  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  nach  jeder  Richtung 
hin  stattgegeben,  so  w'ürde  damit  doch  ein  augenblickli- 
cher und  sofortiger  Erfolg,  wie  ihn  der  Deutsche 
Landwirtschaftsrat  zweifellos  in  erster  Linie  anstrebt ,  n  i  c  h  t  zu 
erreichen  sein.  Für  die  Nachweise  in  alle  den  Einzelheiten ,  an 
denen  dem  Deutschen  Landvvirtschaftsrat  gelegen  ist  und  gelegen 
sein  muss,  würde  zunächst  doch  nur  ein  sehr  unvollkom- 
menes Material  beschafft  werden  können,  der  eigentliche  Nutzen 
der  Statistiken  würde  sich  erst  zu  einer  Zeit  zeigen ,  in  welcher 
die  derzeitigen  schwierigen  Verhältnisse  vielleicht  bereits  mehr 
oder  weniger  überwunden  sind ;  für  die  Gegenwart,  der  sie  aber 
doch  gerade  dienen  sollen ,  würden  sie  in  der  Hauptsache  be- 
langlos sein. 

3.  Enquete  an  Stelle  der  Statistik.  Wenn  man 
nun  aber  den  Zweck  und  Ausgangspunkt  des  Deutschen  Land- 
wirtschaftsrats als  vollkommen  berechtigt  anerkennt ,  so  wird 
sich  nach  Massgabe  unserer  bisherigen  Ausführungen  unwillkür- 
lich die  Frage  aufdrängen,  ob  nicht  den  Anträgen  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrats  eine  etwas  andere  Richtung  zu  geben 
sei,  um  das  oder  wenigstens  einen  Teil  dessen,  was  man  zu  erreichen 
erstrebt,  auch  wirklich  zu  erreichen,  ob  man  nicht  an  Stelle  der 
Statistik  eine  andere  Zustandserkungungsform, 
die  sich  sofort  und  auch  für  die  Gegenwart  als  nutzbringend  er- 
weist ,  wählen  und  damit  zum  Ziele  kommen  kann.  Als  eine 
solche  andere  Form  der  Verwaltungsinformation  oder  der 
Zustandserkundigung,  speziell  über  wirtschaftliche  Fragen,  welche 
in  der  jüngsten  Zeit  neben  der  Statistik  in  vorragenderer  Weise 
in  Aufnahme  gekommen  ist,  bietet  sich  uns  dann  die  E  n  q  u  e  t  e. 
Ob  und  inwieweit  die  Enquete  den  Zwecken  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrats  unmittelbar  zu  dienen  vermag  ,  soll  in  den 
nachstehenden  Zeilen  des  näheren  untersucht  werden. 
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A,   Die  Enquete  im  allgemeinen. 

I.  Begriff  und  Wesen  der  Enquete,  i.  Begriff s- 
bestimmung.  Zunächst  wird  es  sich  darum  handeln,  den  Be- 
griff und  das  Wesen  der  Enquete  im  allgemeinen  festzu- 
legen, um  so  einen  festen  Ausgangspunkt  zu  gewinnen.  Wir  glau- 
ben aber  dabei  nach  Massgabe  der  ganzen,  demnächst  noch  zu 
berührenden  historischen  Entwicklung,  welche  die  En- 
quete in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  genommen  hat ,  Begriff 
und  Wesen  derselben  nur  in  tunlichst  weite  Schranken  ein- 
grenzen zu  dürfen.  Diesem  Gesichtspunkt  kommt  am  meisten 
wohl  Mischler  (Handbuch  der  Vervvaltungsstatistik,  Band  I,  S.  135) 
entgegen.  Nach  Mischler  besteht  das  Wesen  der  Enquete  »darin, 
dass  die  Einzelerscheinungen,  nicht  wie  in  der  Statistik,  nur  als 
Bestandteile  der  Massenerscheinung  in  Betracht  kommen,  welcher 
gegenüber  ihre  Eigenart  vollständig  verloren  geht,  sondern  dass 
ihre  individuelle  Eigenart  als  methodischer  Faktor  auf- 
recht bleibt,  und  aus  einer  Reihe  derartiger  individueller  Beobach- 
tungen ein  Gesamt-  und  kein  Massenurteil  gewonnen  werden 
soll ;  die  grosse  überwiegende  Anzahl  individuell  wichtiger  Tat- 
sachen und  dergl.  genügen  für  ein  solches  Urteil.  Alles  übrige 
ist  für  ihren  Begriff  nicht  von  wesentlichem  Belang«. 

Wir  möchten  aber  die  an  sich  von  Mischler  schon  weit  ge- 
steckten Grenzen  noch  um  etwas  erweitern,  indem  wir  die 
Erfassung  der  Einzelerscheinungen  ohne  Berücksichtigung 
der  Eigen art  und  die  Erfassung  mit  Berücksichtigung  der 
individuellen  Eigena  rt  nicht  einander  gegenüberstellen,  son- 
dern beide  für  die  Enquete  in  Anspruch  nehmen  aber  in  der 
Weise,  dass  die  erstere,  welche  immer  wesentlich  und  in  ihrem 
vollen  Umfang  nur  für  die  Statistik  in  Frage  kommt,  für  die  En- 
quete sich  nur  fakultativ  und,  wie  sich  schon  aus  der  Natur 
der  Sache  ergeben  muss,  mit  einer  gewissen  Beschränkung, 
in  engeren  Grenzen  geltend  macht,  während  die  zweite  Erfas- 
sungsform nach  der  individuellen  Eigenart  die  notwendige 
Voraussetzung  und  damit  gleichzeitig  das  ei  gen  tli  che  Cha- 
rakteristikum für  die  Enquete  bildet.  Begrifflich  würden  wir 
danach  die  Enquete  bezeichnen  als  eine  Zu  Standserkundung 
durch  eine  regelmässig  in  einem  gewissen  grösseren 
Umfange  erfolgende  Festlegung  von  Einzelerschei- 
nungen, welche  als  solche  nicht  nur  einfach  ihrer  Zahl 
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nach,  sondern  stets  und  in  erster  Li  nie  auch  ihrer  indi- 
viduellen Eigenart  nach  erfasst  werden. 

Dass  der  Enquete  auf  diese  Weise  begrifflich  die  ]\Iöglich- 
keit  gegeben  ist,  gewissermassen  in  das  Gebiet  der  eigentlichen 
Statistik  überzugreifen ,  musste ,  wie  wir  glauben,  besonders  her- 
vorgehoben werden,  weil  es  in  vollstem  Masse  der  tatsächlichen 
Entwickelung  entspricht.  Wir  brauchen  in  dieser  Beziehung 
nur  auf  die  Agrarenqueten  von  Baden.  Hessen,  Württemberg  und 
Bayern  zu  verweisen,  welche  wir  in  unserem  ersten  Aufsatz 
über  den  derzeitigen  Stand  der  von  uns  zu  betrachtenden  Stati- 
stiken hervorzuheben  hatten,  welche  auch  sonst  in  derselben 
Weise  unter  den  fraglichen  Statistiken  angeführt  w'erden  und 
angeführt  werden  müssen.  Wir  nehmen  in  letzterer  Beziehung 
namentlich  auf  BlocJier  (Der  gegenwärtige  Stand  der  Hypothekar- 
statistik. Basel  1898.  S.  ^y  ff.)  Bezug,  welcher  die  eingehende 
Berücksichtigung  der  genannten  Enqueten  gerade  damit  begründet, 
dass  sie  sich  »der  statistischen  Methode  zur  Erforschung 
der  Bodenverschuldung«  bedienten. 

Uebrigens  glauben  wir,  tatsächlich  mit  unserer  Begriffserwei- 
terung uns  nicht  einmal  in  einem  Gegensatz  zu  Mischler  zu  be- 
finden, denn  an  einer  anderen  Stelle  (Oesterreichische  Statistische 
Monatsschrift,  XII.  Jahrgang,  1886,  S.  107)  grenzt  er  Statistik  und 
Enquete  in  einer  Weise  gegen  einander  ab ,  welche  unserer  Be- 
grififsfeststellung  eigentlich  ganz  entspricht;  er  will,  dass  man  »den 
einzigen  durchgreifenden  Unterschied  zwischen  Statistik  und  En- 
quete in  der  Behandlung  der  erhobenen  Einzelfälle  suche;  ist  diese 
eine  rein  ziffernmässige,  d.  h.  genügt  ihr  die  Konstatierung  der  Einzel- 
fälle als  solcher,  wenn  auch  in  verschiedener  Erscheinungsform,  so 
heisst  diese  Information  Statistik,  sucht  sie  die  individuelle  Eigenart 
der  Einzelfälle,  so  heisst  sie  Enquete.  Je  mehr  die  Enquete  die 
Eigenschaften  der  Statistik  annimmt,  d.h.  ständig  wird,  und  die 
individuellen  Momente  der  Erhebung  zurücktreten,  nähert  sie  sich 
der  Statistik ;  wo  die  Statistik  als  Einzelinformation  auftritt  und 
die  Ziffer  versagt  oder  sich  zu  anderen  Eigenschaften  ausser  jener 
der  Menge  erweitert,   grenzt  sie  an  die  Enquete.« 

2.  Begleiterscheinungen  im  Wesen  der  Enquete.  Als 
ein  Essentiale  für  den  Begriff  und  das  Wesen  der  Enquete  wird 
es  aber  vielfach  und  so  namentlich  auch  durch  von  Scheel  (Be- 
merkungen zur  landwirtschaftlichen  Statistik,  insbesondere  zur  Ver- 
schuldungsstatistik.   Hildebrand -Conrads  Jahrbücher  für  National- 
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Ökonomie  und  Statistik,  Neue  Folge.  IX.  Band.  1884.  S.  63  ff.) 
und  i'on  Mayr  (Statistik  und  Gesellschaftslehre.  1895.  I.  Band.  S.  9) 
hingestellt,  dass  die  Durchführung  der  Enquete  sich  unter  »Be- 
fragung einer  mehr  oder  weniger  grossen  Zahl  von  Sachverstän- 
digen bezüglich  ihrer  Wahrnehmungen  über  Vorgänge  und  ihres 
Urteils  über  Ursachen ,  Wirkung  und  Entwicklung  derselben« 
{v.  Scheel)  vollzieht,  beziehungsweise  darauf  »ausgeht,  eine  aus- 
giebige Sammlung  persönlicher  Urteile  über  gewisse  soziale  Zu- 
stände und  Erscheinungen,  unter  Anschluss  eines  daraus  abgelei- 
teten Obergutachtens,  zu  veranstalten«  (v.Mayr).  Nicht  zu  verken- 
nen ist  allerdings,  dass  in  weitaus  den  meisten  Fällen  der  En- 
quete die  berührte  Durchführungsart  praktisch  zur  Anwendung 
kommt  und  dass  namentlich  in  der  ersten  Entwicklungszeit  der  En- 
quete kaum  ein  anderer  Modus  überhaupt  Platz  gegriffen  hat.  Dem- 
entsprechend wird  man  das  fragliche  Moment  für  die  Enquete  im 
allgemeinen  immer  als  höchst  bedeutsam  erachten  müssen,  dem 
derzeiten  Stand  des  ganzen  Enquetewesens  gegenüber  wird  man 
es  aber  nicht  aufrecht  erhalten  können,  jenes  Moment  als  ein 
unbedingt  notwendiges  Erfordernis  für  die  Enquete  hin- 
zustellen; auch  dürfte  ein  genügender  innerer  Grund  hierfür  sich 
wohl  kaum  geltend  machen  lassen.  Dadurch  aber,  dass  man  das 
besagte  Moment  als  ein  Essentiale  der  Enquete  fallen  lässt, 
wird  für  die  Anwendung  derselben  noch  ein  weiterer  Spiel- 
raum geschaffen  und  hiermit  ihre  Bedeutung  selbst  vermehrt 
werden. 

Bezüglich  eines  weiteren  Punktes  will  Stieda  (Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften  von  Conrad,  Elster,  Lexis,  Loening.  1900. 
III.  Band,  S.  615)  Begriff  und  Wesen  der  Enquete  sodann  noch 
beschränken,  indem  er  prinzipiell  eine  Wiederholung  der- 
selben selbst  in  kürzeren  Zwischenräumen  ausschliesst  und  sie 
ausschliesslich  als  einmalig  durchzuführende  annimmt.  Auch 
hier  handelt  es  sich  wieder  darum,  dass  der  weitaus  regelmässigere 
Fall  des  tatsächlichen  Vorkommens  zum  notwendigen  Erfor- 
dernis erhoben  ist.  Aber  ebenso  wie  vorhin  fehlt  auch  hier  unse- 
res Erachtens  jeder  innere  Grund  für  eine  derartige  Annahme. 
In  weitaus  den  meisten  Fällen  verdanken  ja  allerdings  die  En- 
queten ihr  Entstehen  oder  ihre  Veranstaltung  besonderen  im  ge- 
gebenen Augenblick  akuter  gewordenen  Verhältnissen ,  und  es 
liegt  darin  wohl  schon  ohne  weiteres  begründet,  dass  regelmässig 
dem  Bedürfnis    durch    eine    einmalige  Veranstaltung    Genüge   ge- 


Zur  Frage  der  Besitzwechscl-  etc.  Statistik.  607 

schehen  ist.  Keineswegs  aber  zeigt  es  sich  als  notwendig,  dass 
dasjenige,  was  sich  als  die  bei  weitem  überwiegende  Regel  dar- 
stellt, dadurch  auch  ftir  die  sämtlichen  möglichen  Fälle  zur  An- 
wendung zu  kommen  hat.  Es  lässt  sich  prinzipiell  vielmehr  sehr 
gut  der  Fall  denken,  dass  sich  die  Verhältnisse,  welche  den  An- 
stoss  für  die  Enquete  gegeben  haben,  auch  noch  längere  Zeit 
eventuell  trotz  der  auf  (jrund  des  Ergebnisses  der  Enquete  ge- 
troffenen Korrektivmassregeln  fortsetzen,  und  dass  sie  später 
wiederum  akut  werden  und  damit  eine  erneute  Enquete 
notwendig  machen. 

Ein  praktisches  Beispiel  hierfür  können  wir  schon  aus  unse- 
rem ersten  Aufsatz  in  der  Wiederholung  der  Württem- 
bergischen  Agrarenquete  herausgreifen;  denn  wenn  die 
Württembergische  Enquete  von  1894/95  in  einer  Anzahl  von  Punk- 
ten anders  als  die  von  1884/85  ausgestaltet  ist,  so  erweist  sie  sich 
doch  in  der  Hauptsache  nur  als  eine  Wiederholung  der  letzteren. 
Dem  gegenüber  wird  sich  auch  die  prinzipielle  Ausschliessung 
einer  Wiederholung  bei  der  Enquete  nicht  aufrecht  erhalten  lassen. 
Wenn  7V7i  Scheel  (a.a.O.  S.  64)  behauptet,  -dass  regelmässige 
Wiederholungen  gleichmässiger  Ermittlungen  auf  dem  Wege  der 
Enquete ,  schon  wegen  der  grösseren  Abhängigkeit  dieser  Auf- 
nahmeform von  den  persönlichen  Eigenschaften  der  Aufnahme- 
Organe  (Sachverständigen),  nicht  wohl  ausführbar  erscheinen«,  so 
wird  man  dem  allerdings  eine  gewisse  Berechtigung  nicht  ab- 
sprechen können,  eine  durchgängige  Geltung  ist  aber  der  Behaup- 
tung, wie  sie  in  der  Weise  vielleicht  auch  nicht  einmal  hat  auf- 
gestellt werden  sollen,  nicht  zuzuerkennen,  es  wird  dabei  wesent- 
lich die  jeweilige  Form  der  Enquete,  welche  eine  verhältnismässig 
recht  verschiedenartige  sein  kann,   mit  in  Frage  kommen. 

3.  Mangel  einer  vollen  Objektivität.  Schliesslich 
haben  wir  aber  noch  eines  das  Wesen  der  Enquete  berührenden 
Umstandes  zu  gedenken,  der  solche  gleicherzeit  auch  schärfer  von 
der  Statistik  abhebt,  das  ist  die  stets  in  etwas  anzuzwei- 
felnde Objektivität  der  Enquete.  Das  Ergebnis  der 
Statistik  ist,  weil  es  auf  unmittelbarer  Zählung  und  Messung 
sowie  auf  der  Erfassung  der  bezüglichen  Massen  in  ihrer  Totalität 
beruht,  stets  ein  vollkommen  objektives  und  ein  u  n- 
bedingt  feststehendes,  auch  als  solches  allseitig  anzu- 
erkennendes.    Nicht  so   bei  der  Enquete. 

a.   D  u  r  c  ii    die    notwendig  gegebene  B  e  s  c  h  r  ä  n- 
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k  LI  n  g.  Die  im  einzelnen  weit  sozusagen  intensivere  Zustands- 
erforschung der  Enquete  bedingt  notwendig  eine  entsprechende 
B  e  s  c  h  r  ä  n  1-:  u  n  g  des  Objekts,  welche  wiederum  in  einer 
sehr  verschiedenartigen  Weise  im  einzelnen  Fall  zur  Durchführung 
gebracht  werden  kann.  Im  allgemeinen  wird  es  sich  dabei  regel- 
mässig entweder  um  eine  örtliche  Beschränkung  —  und  dieses 
ist  wohl  der  am  häufigsten  vorkommende  Fall  —  oder  um  eine 
Erfassung  des  Beobachtungsobjektes  nur  nach 
bestimmten  Seiten  hin  handeln.  Im  ersteren  Fall  wird  die 
Zustandsermittlung  auf  gewisse  Gebietsteile,  die  dann  regel- 
mässig als  t  y  p  i  s  c  h  e  angesehen  werden,  begrenzt,  diese  Gebiets- 
teile sind  aber  niemals  ansich  gegeben,  sondern  müssen 
von  den  übrigen  nicht  zur  Beobachtung  gezogenen  erst  beson- 
ders ausgeschieden  werden.  Gleicherweise  ist  auch  im 
zweiten  Fall  zu  verfahren  ;  es  müssen  die  Seiten  des  Beobachtungs- 
objekts ,  welche  nur  berücksichtigt  werden  sollen  ,  h  e  r  a  u  s  g  e- 
h  o  b  e  n  werden.  Stets  kommt  also  eine  Auswahl  in  Betracht 
und  damit  ist  die  reine  Objektivität  verlassen,  denn  die  Wahl 
bedingt  immer  ein  subjektives  Urteil.  Mag  in  der  Praxis 
die  Ausscheidung  mit  noch  so  grosser  Sorgfalt,  mit  noch  so  vielen 
Kautelen,  nach  Anhörung  und  unter  Zuziehung  der  Sachverstän- 
digsten jeder  Richtung  vollzogen  sein,  es  wird  ihr  immer  der  Vor- 
wurf gemacht  werden  können ,  sie  sei  doch  in  der  einen  oder 
anderen  Beziehung  nicht  ganz  richtig  vorgenommen  und  da- 
mit sei  das  Ergebnis  auch  nicht  als  voll  zutreffend  anzuerkennen, 
b.  Durch  die  Verwendung  ausgewählterSach- 
verständiger.  Es  kommt  aber  noch  ein  zweiter  Umstand 
hinzu ,  welcher  durchgehends  einen  Grund  dafür  abgeben  kann, 
die  Objektivität  der  Ergebnisse  der  Enquete  in  Frage  zu  stellen. 
Die  individuelle  Detaillierung  bei  der  Enquete  macht,  weil  sie  nicht 
nur  eine  eingehende  Tatsachenfeststellung  sondern  daneben 
in  der  Regel  auch  eine  nähere  Beschreibung  und  meist 
mehr  oder  weniger  ein  Urteil  über  die  zu  ermitteln- 
den Tatsachen  enthält,  es  stets  erforderlich,  das  Material 
für  die  Enquete  durch  eigens  dazu  bestellte  Kräfte 
zu  beschaffen ,  welche  sich  in  der  bezüglichen  Richtung  durch 
Sachkunde  besonders  auszeichnen  ,  so  dass  man  im  allgemeinen 
bei  der  Enquete  von  einer  Materialbeschaffung  durch 
Sachverständige  sprechen  kann.  Dadurch  wird  aber  wie- 
derum in  die  Enquete    ein    subjektives    Element    hinein- 
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gebracht,  welches  für  die  Statistik  nicht  in  Fra^e  kommen 
kann;  es  handelt  sich  hier  zum  Teil  gerade  um  dasjenige  INloment 
welches,  wie  wir  oben  sahen,  von  Scheel  und  7'on  Mayr  als  ein 
Essentiale  der  Enquete  hingestellt  haben. 

Dadurch  dass,  beziehungsweise  insoweit  als  die  Enc[uete  auf 
der  stets  in  einem  gewissen  Grade  ein  subjektives  Urteil  enthal- 
tenden Tätigkeit  von  Sachverständigen  beruht ,  muss  immer  ihre 
volle  Objektivität  entsprechend  in  Frage  gestellt  werden.  Mag 
der  Sachverständige  noch  so  sehr  bestrebt  sein,  sich  objektiv  der 
Sache  gegenüberzustellen ,  sein  Urteil  wird  immer  n  u  r  ei  n 
subjektives  sein  und  als  ein  solches  bezeichnet  werden 
können.  Und  so  trifft  hier  dasselbe  wie  oben  im  ersten  Fall 
ein  ;  die  A  u  s  w  a  h  1  d  e  r  S  a  c  h  v  e  r  s  t  ä  n  d  i  g  e  n,  welche  doch 
in  jedem  Falle  stattfinden  muss,  wird  immer  als  das  Ergeb- 
nis der  Enquete  beeinflussend  angesehen  werden 
können.  Auch  hier  wird  die  peinlichste  Sorgfalt  bei  der  Aus- 
wahl der  Sachverständigen  ,  die  Zuziehung  von  Sachverständigen 
aller  verschiedenen  Richtungen,  die  Berücksichtigung  der  sämt- 
lichen politischen  Parteiungen  etc.  die  Möglichkeit  des 
Vorwurfs  nicht  beseitigen  können,  die  Ergebnisse  der 
Enquete  seien  durch  die  Auswahl  der  Sachverständigen  nach  der 
einen  oder  anderen  Richtung  hin  beeinflusst  worden.  Man 
wird  diesen  Vorwurf  niemals  voll  entkräften  und  damit  eine  ab- 
solute Objektivität  für  das  Ergebnis  der  Enquete  nicht 
in  Anspruch  nehmen  können.  Hierin  liegt  stets,  wie  nicht  zu 
verkennen,  ein  nicht  unwesentlicher  prinzipieller  Mangel 
der  Enquete  begründet,  dessen  praktische  Bedeutung  wir  unten 
noch  näher  zu  berühren  haben  werden. 

II.  Geschichtliche  Entwicklung  der  Enquete. 
Die  weiteren  auf  ihrem  ganzen  Wesen  beruhenden  Einzeleigen- 
heiten der  Enquete,  unter  denen  namentlich  als  allgemeinere 
sich  ihre  grosse  Elastizität,  die  in  ihr  gegebene  Möglich- 
keit einerseits  einer  beliebigen  Beschränkung  und  Ausdehnung 
der  Zustandserkundungen  bezüglich  des  zu  beobachtenden  Gegen- 
standes oder  Verhältnisses ,  und  andererseits  einer  weitgehend- 
sten Spezialisierung  und  einer  Erstreckung  jener  Erkundungen  bis 
in  die  kleinsten  Einzelheiten  hinein  abhebt,  wollen  wir  hier  nicht 
noch  besonders  theoretisch  behandeln,  da  wir  auf  dieselben  doch 
bei  der  Betrachtung  der  praktischen  Verwendbarkeit  der  Enquete 
für    die    vom    Deutschen    Landwu-tschaftsrat    in    seinen    Anträgen 
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verfolgten  Zwecke  zu  kommen  haben.  Wir  wollen  vorweg  nur 
noch  kurz  die  allgemeine  geschichtliche  Entwick- 
lung der  Enquete  ins  Auge  fassen ,  da  sich  diese  in  ge- 
wisser Beziehung  auch  für  unsere  spezielle  Frage  von  Bedeutung 
erweist. 

1.  Aelteste  Verbindung  mit  derStatistik.  Die 
Enquete  in  der  Bedeutung,  wie  sie  sich  jetzt  der  Statistik  gegen- 
über abhebt  und  wie  wir  sie  im  Vorstehenden  darstellten ,  ist 
erst  neuesten  Ursprungs  und  hat  sich  nach  weiterer 
Durchbildung  der  Statistik  neben  dieser  ent- 
wickelt. Ihrem  allgemeinen  Wesen  nach  wird  man  allerdings  der 
Enquete  vielleicht  das  gleiche  Alter  wie  der  Statistik  zu- 
sprechen können ,  denn  jene  umfassenderen  Feststellungen  über 
die  besonderen  Verhältnisse  ihres  Gebietes,  welche  einzelne  Staaten 
namentlich  auch  kleinere  schon  im  achtzehnten  Jahrhundert 
anstellen  Hessen,  hatten  vielfach  wohl  mehr  den  Charakter 
einer  Enquete  wie  den  derStatistik,  wenn  man  sie 
in  der  Regel  auch  als  die  Anfänge  derStatistik  hinstellt. 
Bei  der  sich  später  daranschliessenden  Herausbildung  der  Sta- 
tistik als  einer  eigentlichen  Wissenschaft  und  als  der 
zunächst  allein  wissenschaftlichen  Erhebungs- 
form Avurde  sodann  alles  dasjenige,  was  wir  in  jenen  umfassen- 
den Zustandserkundungen  als  dem  Charakter  der  Enquete  ent- 
sprechend erkennen  müssen ,  als  sozusagen  unwissenschaftliches 
Beiwerk  ausgesondert,  um  so  zu  einer  wirklichen  Statistik 
zu  kommen.  Während  nun  aber  auf  diese  Weise  die  Enquete, 
wo  sie  mit  der  Statistik  vereinigt  und  diese  in  ihren  Anfängen 
gewissermassen  mit  ausbildend  hervortrat,  mit  der  wissenschaftli- 
chen Entfaltung  der  Statistik  wieder  zurückgedrängt  wurde  und  mehr 
oder  weniger  verschwand,  entwickelte  sich  in  einer  etwas  anderen 
Art  selbständig  und  zunächst  ganz  unabhängig  von  der 
Statistik  eine  Enquete,  welcher  überhaupt  erst  diese 
Bezeichnung  beigelegt  wurde  und  welche  in  ihren  späte- 
ren Entwicklungsphasen  wieder  zur  Statistik  in  eine  n  ä- 
here  Beziehung  kam. 

2.  Englische  Enquete.  Diese  eigentliche  Ur- 
sprungsform der  jetzigen  Enquete  hat  sich  zunächst 
in  England  speziell  in  Verbindung  mit  dem  Parlamentarismus 
entwickelt.  Wenn  es  sich  darum  handelte ,  gesetzgeberisch  der 
Regelung  irgend  einer  Frage  oder  eines  besonderen  Verhältnisses 
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näher  zu  treten,  oder  wenn  sich  schärfer  vortretend  in  den  offent- 
hchen  Zuständen  nach  dieser  oder  jener  Richtung  hin  Missständc 
zeigten,  durcli  welche  eventuell  gesetzgeberische  oder  sonstige 
Korrektivmassregehi  bedingt  sein  konnten ,  so  pflegte  man ,  um 
eine  feste  Grundlage  für  die  zu  erlassenden  Gesetze  oder  über- 
haupt für  die  zu  treffenden  Massnahmen  zu  erlangen,  durch  b  e- 
sondere  Untersuchvingskommissionen  die  dabei 
in  Frage  kommenden  Verhältnisse  eingehend  bis  in  die  Einzel- 
heiten  festlegen  zu  lassen. 

Man  unterschied  dabei  wieder  die  fraglichen  Untersuchungen 
in  zwei  E  n  q  u  e  t  e  a  r  t  e  n,  je  nachdem  sie  lediglich  vom 
Parlament  und  für  dessen  Zwecke  angeordnet  und  durch 
eine  Parlamentskommission  angestellt  wurden,  oder  auf 
Grund  einer  Anordnung  derRegierung  durch  eine  R  e- 
gierungskommission  erfolgten ;  dabei  standen  den  Re- 
gierungskommissionen regelmässig  weitergehende  Befugnisse  zu, 
auch  wird  für  die  Ergebnisse  der  von  ihr  angestellten  Enqueten 
eine  grössere  Objektivität  in  Anspruch  genommen  ,  da  die  Par- 
lamentskommissionen meist  vom  Parteiinteresse  nicht  ganz  unab- 
hängig gebildet  wurden.  Die  Ausführung  der  Enqueten  vollzog 
und  vollzieht  sich  noch  in  England  durchweg  in  der  Weise,  dass 
die  besonders  eingesetzte  Kommission  in  öffentlicher  und 
besonders  bekannt  gegebener  Verhandlung  Zeugen  und  Sach- 
verständige bezüglich  des  zu  untersuchenden  Gegenstandes  ver- 
nimmt und  damit  ebensowohl  tatsächliche  Feststellungen  wie  auch 
subjektive  Beurteilungen  über  die  Sachlage  protokollariscli 
sammelt,  aus  denen  dann  schliesslich  von  der  Kommission  selbst 
ein  Schlussergebnis  und  ein  allgemein  begutach- 
tendes Urteil  gezogen  wird.  Nach  Massgabe  dieses  ständig 
zur  Anwendung  kommenden  Verfahrens  pflegt  man  diese  in  Eng- 
land üblichen  und  von  dort  auch  nach  anderen  Staaten  übernom- 
menen Enqueten  als  eine  besondere  Art  der  Enquete  überhaupt, 
als  die  Enqueten  mit  dem  mündlichen  Verfahren 
auszuscheiden. 

3.  Französische  Enquete.  Im  Gegensatz  dazu  wer- 
den dann  die  Enqueten  mit  dem  schriftlichen  Ver- 
fahren gestellt,  wie  sie  sich  speziell  in  Frankreich  mit 
dem  zweiten  Viertel  des  neunzehnten  Jahrhunderts  entwickelten. 
Hier  wird  die  Untersuchung  meist  durch  eine  Behörde,  zum 
Teil  auch  wohl  durch  eine  im  wesentlichen    behördlich    z  u- 
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sammen  gesetzte  Kommission  geleitet ;  man  legt  das 
Hauptgewicht  auf  die  Einholung  schriftlicher  Gut- 
achten und  Meinungsäusserungen,  welche  von  Behörden,  be- 
teiligten Korporationen  und  Gesellschaften ,  wissenschaftlichen 
Autoritäten,  vorragenderen  Männern  des  praktischen  Lebens  etc. 
eingezogen  werden ;  ein  mündliches  Verhör  ist  allerdings 
keineswegs  überall  prinzipiell  ausgeschlossen ,  hat  aber  stets  nur 
untergeordnete  Bedeutung ;  eine  Verarbeitung  des  so  ge- 
wonnenen Materials  zu  einem  Generalbericht  findet  auch 
hier  regelmässig  statt.  Ein  Unterschied  zwischen  den  Enqueten 
in  England  und  Frankreich  besteht  sodann  noch  darin ,  dass  in 
England  in  der  Regel  das  gesamte  Material  der  Enquete,  welches 
meist  ziemlich  umfangreich  zu  sein  pflegt,  zur  Veröffentlichung  ge- 
bracht wird,  während  solches  in  Frankreich  mehr  nur  ausnahmsweise 
geschieht  und  die  Veröffentlichung  auf  den  Generalbericht  und 
eventuell  Auszüge  aus  dem  Material  beschränkt  wird. 

Die  rasch  fortschreitende  allgemeine  Entwicklung  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts,  speziell  der  zweiten  Hälfte  desselben,  wel- 
che wiederum  ein  ähnlich  weitergehendes  gesetzgeberisches  Ein- 
greifen auf  den  verschiedensten  Gebieten  bedingte,  trug  demnächst 
zu  einer  regeren  Entfaltung  der  Enquete  wesentlich 
bei,  weil  sie  der  Gesetzgebung  bei  deren  schnell  notwendig 
werdendem  Einschreiten  auch  auf  Spezialgebieten  eine  brauch- 
bare Unterlage  für  die  Klarstellung  des  bezüglichen  Sach- 
verhaltes zu  geben  vermochte.  Namentlich  kam  dabei  die  Ge- 
setzgebung bezüglich  des  Handels  und  Verkehrs  und  die  indu- 
strielle Gesetzgebung  speziell  auch  Fabrikgesetzgebung,  später 
dann  auch  die  sozialpolitische  Gesetzgebung  in  Frage.  Dabei  ist 
aber  noch  zu  bemerken,  dass  die  Enquete  durchaus  nicht  allein 
als  Unterlage  für  einen  gesetzgeberischen  Akt  zur  Durchführung 
kam,  sondern  ebenso  wohl  auch  ausschliesslich  zur  Klar- 
stellung  der  Sache,  um  eventuell  die  öffentliche  Meinung 
über  schärfer  in  den  Vordergrund  getretene  Sonderzustände,  die 
sich  vielleicht  momentan  nachteilig  fühlbar  gemacht  hatten  ,  ent- 
sprechend aufzuklären.  Demgemäss  gelangte  die  Enquete  auch 
in  anderen  Staaten  wie  Belgien,  Schweiz,  Deutschland,  Italien 
etc.  teils  nach  englischem  teils  nach  französischem  Muster,  sich 
dann  aber  auch  nach  verschiedenen  Richtungen  hin  selbstän- 
dig immer  mehr  entwickelnd  und  ausgestaltend  in  stetig 
ausgedehnterer  Weise  zur  Aufnahme. 
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4.  Neueste  Entwicklung  speziell  in  Deutsch- 
land. In  Deutschland  vollzog  sich  dieses  nennenswerter 
erst  von  den  s  i  e  b  e  n  z  i  g  c  r  J  a  h  r  c  n  des  vorigen  Jahrhunderts 
an  und  man  folgte  dabei  in  der  Hauptsache  dem  französi- 
schen schriftlichen  Verfahren.  Ausgeführt  wurden  dort 
Enqueten  sowohl  von  dem  Deutschen  Reich  als  solchem 
wie  auch  von  den  einzelnen  Bundesstaaten  für  ihre 
besonderen  Zwecke.  Daneben  gewinnt  dann  aber  die  Enquete 
als  P  r  i  V  a  t  e  n  q  u  e  t  e  ausgebreiteteren  Eingang,  da  sie  nach 
ihren  charakteristischen  Eigenheiten  sich  auch  hierfür  als  geeignet 
erweist;  namentlich  sind  es  gewerbliche  Korporationen  und  Ver- 
eine ,  welche  für  ihre  besonderen  Interessen  Privatenqueten  an- 
stellen. Es  kommt  in  dieser  Richtung  Deutschland  gerade  be- 
achtenswert in  Frage ,  für  welches  speziell  auf  die  Enqueten 
des  Vereins  fürSozialpolitik  aufmerksam  zu  machen  ist. 

Mit  der  stark  zunehmenden  allgemeinen  Anwendung  der  En- 
quete als  Zustandserkundung  geht  dann  aber  eine  weitere  i  n- 
nere  Durchbildung  und  Ausgestaltung  derselben 
Hand  in  Hand,  welche  im  Grossen  und  Ganzen  darauf  hinstrebt, 
in  den  Ergebnissen  die  Objektivität  nach  Möglichkeit  vor- 
herrschender zu  machen  und  zu  diesem  Zweck  die  En- 
queten selbst  in  ausgiebigerem  Grade  mit  zahlen  massigen 
Nachweisen,  die  auf  unmittelbarer  Zählung  und  Messung, 
wenn  auch  mit  örtlicher  oder  sachlicher  Beschränkung  beruhen, 
auszugestalten.  Vermöge  dieser  inneren  Umwandlung 
und  der  damit  verbundenen  wissenschaftlichen  Ver- 
tiefung der  Enquete,  auf  welche  wir  hier  in  alle  den  in  Frage 
kommenden  Einzelheiten  nicht  näher  eingehen  können ,  welche 
sich  aber  wesentlich  gerade  in  Deutschland  vollzog,  wurde  die 
Enquete  unter  Erhebung  von  einer  mehr  empirischen  zu  einer 
wissenschaftlichen  Form  der  Zustandserkun- 
dung der  Statistik  wieder  näher  gebracht ,  wie  solches  schon 
in  der  oben  angezogenen  Ausführung  Mischlers  zum  Ausdruck 
kam.  So  erringt  sich  die  Enquete  gewissermassen  überhaupt 
erst  einen  wirklich  wissenschaftlichen  Rang  und 
eine  Gleichberechtigung  neben  der  Statistik,  welche  ihr  früher 
keineswegs  zuerkannt  wurde  und  auch  wohl  nicht  zuerkannt  wer- 
den konnte.  Aeusserlich  tritt  dieses  schon  in  verschiedener  Weise 
in  Erscheinung. 

So   werden   jetzt  in    den  Uebersichten    über  die  statistischen 


Erhebungen  und  die  Literaturerscheinungen  auf  statistischem  Ge- 
biet auch  die  Enqueten  entsprechend  berücksichtigt. 
In  der  Oesterreichischen  Statistischen  Monatsschrift  geschieht  sol- 
ches zuerst  im  XII.  Jahrgang  von  1886  (Seite  107)  durch  Misdiler, 
der  zunächst  als  Begründung  angibt,  dass  »diese  jüngste  Form  der 
Verwaltungsinformation  mit  der  Verwaltungsstatistik  die  innigste 
Verwandtschaft  besitzt«,  und  sodann  die  oben  angegebenen  Aus- 
führungen über  Abgrenzung  zwischen  Statistik  und  Enquete  macht. 
Die  Berücksichtigung  der  Enquete  wird  später  in  eingehender 
Weise  fortgesetzt,  wie  speziell  der  XVII.  Jahrgang  der  Statisti- 
schen Monatsschrift  vom  Jahre  1891  (Seite  211)  ausweist.  Auch 
in  den  näheren  Nachweisungen  über  die  statistischen  Erhebungen 
und  Arbeiten  des  Deutschen  Reichs  beziehungsweise  des  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amts  werden  die  Enqueten  mit  aufgeführt 
(vergl.  Statistik  des  Deutschen  Reiches.  Neue  Folge.  Band  I. 
S.  96). 

Desgleichen  wird  in  der  Wissenschaft  auch  sonst  Sta- 
tistik und  Enquete  in  einen  engeren  Zusammenhang  gebracht. 
So  wird  in  den  neueren  Hand-  undLehrbüchern  der 
Statistik  die  Enquete  gesondert  in  eigenem  Abschnitt 
näher  behandelt  (vergl.  Mischler ,  Handbuch  der  Verwaltungssta- 
tistik, 1892,  Bd.  I,  S.  135;  V071  Mayr,  Statistik  und  Gesellschafts- 
lehre, 1895,  Band  I,  S.  8),  wie  auch  in  dem  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaften  von  Conrad,  Elster,  Lexis  und  L'öning  der 
Enquete  eine  selbständige  Behandlung  durch  Stieda  zuteil 
geworden  ist  (Band  III,  S.  615);  des  ferneren  tritt  aber  auch  eine 
Gleichbewertung  von  Statistik  und  Enquete  in  einer  Anzahl  wis- 
senschaftlicher Monographien  mehr  oder  weniger  scharf  ausge- 
prägt zutage  (vergl.  Nemnann^  Ueber  die  Ausführung  einer  Enquete, 
betr.  die  bisherige  Durchführung,  die  Wirkungen  und  die  Reform- 
bedürftigkeit deutscher  Fabrikgesetzgebung  in  Hildebrand-Con- 
rads Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  1873,  Band 
XXI,  S.  I  ff . ,  von  Scheel ^  Bemerkungen  zur  landwirtschaftlichen 
Statistik,  insbesondere  zur  Verschuldungsstatistik  in  Conrads  Jahr- 
büchern für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Neue  Folge,  1884, 
Band  IX,  S.  63  ff. ;  vo7i  Miaskozvski,  Ueber  die  landwirtschaftlichen 
Enqueten  der  Neuzeit  und  ihre  Resultate  in  Schmollers  Jahr- 
büchern für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im 
Deutschen  Reich,  1885,  Jahrgang  IX,  S.  877  ff.;  Herkner ,  Die 
Belgische  Arbeiterenquete  und  ihre  sozialpolitischen  Resultate  in 
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Brauns  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,   1888,   Band 
I,  S.   260  ff.   etc.). 

Am  schlagendsten  zeigt  sich  aber  wohl  das  Zusanimcnwcrfen 
und  Ineinandergreifen  von  Statistik  und  Enquete  bei  der  Deut- 
schen Kommission  für  Arbeitsstatistik.  Wahrend 
nach  dem  Namen  dieser  Kommission  ihr  Geschäftskreis  lediglich 
auf  die  Statistik  gestellt  ist,  hat  sich  dieselbe  fast  ausschliess- 
lich mit  der  Enquete  beschäftigt  und  gerade  diese  Form  der 
Zustanderkundung  zu  grosser  Entwicklung  gebracht.  Eine  Aen- 
derung  ist  hierin  auch  in  keiner  Weise  eingetreten,  nachdem  die 
Kommission  für  Arbeitsstatistik  zu  einer  besonderen  Abteilung  für 
Arbeitsstatistik  im  Kaiserlichen  Statistischen  Amt  umgestaltet  ist. 
Dementsprechend  haben  wir  also  jetzt  im  Kaiserlichen  Stati- 
stischen  Amt  eine  Abteilung,  welche  weitaus  vo  rwie  gend 
die  E  n  q  u  e  t  e  pflegt.  Dadurch  dürfte  aber  eine  w  is  se  nschaft- 
liche  Gleichberechtigung  von  Enquete  und  Statistik  in 
der  geschichtlichen  Entwicklung  voll  zum  Ausdruck  gekommen  sein. 

5.  Nutzanwendung  aus  der  Entwicklung  für 
den  vorliegenden  Fall.  Wenn  wir  aber  hier  überhaupt 
eine  allgemeinere  Klarlegung  des  geschichtlichen  Entwicklungs- 
ganges unternommen  haben,  so  geschah  dieses  lediglich,  weil  wir 
eben  diesen  besonderen  Zug  in  der  jüngsten  Ent- 
w  i  c  k  1  u  n  g  speziell  zum  Nachweis  bringen  konnten.  Denn  ge- 
rade dieser  Zug  in  dem  neuesten  Werdegange  erscheint  uns  für 
die  jetzt  zur  Behandlung  stehende  Frage  von 
einer  ganz  vorragenden  Bedeutung  zu  sein  ,  er  macht 
dieselbe  überhaupt  sozusagen  erst  diskutierbar.  Der  Deutsche 
Landwirtschaftsrat  hat  in  seinen  Anträgen  allerdings  eine  Sta- 
tistik des  Besitzwechsels,  der  hypothekarischen  Belastung,  der 
Bodenpreise  und  Bodenwerte  gefordert,  im  Grunde  kommt  es  ihm 
doch  aber  wohl  wesentlich  auf  eine  zuverlässige  und  aus- 
giebige Zustandserkundung  in  der  fraglichen  Bezie- 
hung an.  Sofern  demnach  eine  solche  Zustandserkundung  auch 
auf  einem  anderen  Wege  als  dem  der  Statistik  entsprechend 
vollkommen  zu  ermöglichen  sein  wird,  würde  der  Deutsche  Land- 
wirtschaftsrat seine  Wünsche  für  befriedigt  erachten  müssen, 
Ist  nun  aber  nach  Massgabe  der  jüngsten  Entfaltung  die  Enquete 
neben  der  Statistik  als  eine  vollgültige  wissenschaftliche  Form 
der  Zustandserkundung  anzuerkennen,  so  wird  man  auch  mit  gu- 
tem Recht    der  Frage  näher   treten    dürfen,    ob    nicht    durch  die 
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Enquete  dem  vom  Deutschen  Landwirtschaftsrat  verfolgten 
Zweck  Genüge  geschehen  könne.  Man  wird  darin  nicht 
etwa ,  wie  solches  zu  früherer  Zeit  vielleicht  möglich  gewesen 
wäre  ,  eine  A  b  f  i  n  d  u  n  g  m  i  t  etwas  Minderwertigen 
zu  sehen  haben;  der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  wird  nicht  be- 
rechtigt sein  zu  sagen,  dass  man  auf  seine  Bitte  um  Brot  ihm  einen 
Stein  geboten  habe.  Naturgemäss  kommt  es  dabei  in  erster  Linie 
immer  darauf  an,  ob  und  inwieweit  die  Enquete  dem  ,  was  vom 
Deutschen  Landwirtschaftsrat  erstrebt  wird,  auch  wirklich  dienen 
kann,  ob  und  inwieweit  sie  nach  ihrer  Eigenart  imstande  sein 
wird,  in  dieser  Beziehung  die  Statistik  zu  ersetzen  oder  mehr  als 
diese  zu  leisten.  Zu  einer  solchen  Untersuchung  wird  aber  die 
Berechtigung  aus  der  geschichtlichen  Entwicklung  zweifellos  zu 
entnehmen  sein  ;  sie  durchzuführen  werden  wir  im  folgenden  be- 
müht sein. 

III.  Anwendbarkeit  der  Enquete  für  die  Zu- 
stand s  e  r  k  u  n  d  u  n  g  der  Agrarverhältnisse  über- 
haupt. Dass  für  eine  Zustandserkundung  über  Agrar- 
verhältnisse im  allgemeinen  die  Enquete  nicht  nur  als  ge- 
eignet, sondern  sogar  als  vorzugsweise  geeignet  er- 
scheint, bedarf  wohl  nur  einer  kurzen  Ausführung.  Es  hat  dieses 
eingehender  namentlich  von  Miaskozvsky  in  seiner  oben  bereits 
angeführten  Arbeit  über  die  landwirtschaftlichen  Enqueten  nach- 
gewiesen, auf  welche  wir  hier  Bezug  nehmen  wollen.  Im  allge- 
meinen kommt  dabei  in  Betracht,  dass  es  sich  bei  den  Klarle- 
gungen über  Agrarverhältnisse  in  der  Regel  oder  zum  mindesten 
vielfach  um  solche  Zustände  handelt,  welche  allein  durch 
eine  unmittelbare  Zählung  und  Messung  nicht 
in  entsprechender,  den  Verhältnissen  nach  allen  Richtungen  hin 
Rechnung  tragender  Weise  festzustellen  sind ,  bei  denen 
eine  Reihe  von  Einzelheiten  und  vielseitige  Nebenumstände  und 
Nebenerscheinungen,  wie  sie  sachgemäss  zu  erfassen  der  Sta- 
tistik allein  unmöglich  sein  muss,  mit  vorragender  Trag- 
weite und  einem  massgebenden  Einfluss  auf  die  ganze  Ausge- 
staltung der  fraglichen  Verhältnisse  sich  geltend  macht.  Ebenso 
wie  bei  derartigen  Zustandserkundungen  die  Statistik  in  den 
Einzelheiten,  welche  hier  gerade  besonders  bedeutungsvoll 
sind,  mehr  oder  weniger  versagen  muss,  ebenso  wird  auf  der 
anderen  Seite  die  Enquete  ihrer  ganzen  charakteristischen  Eigen- 
heit nach  hier  einzutreten  besonders    taus^lich  erscheinen 
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müssen.  Wir  wollen  uns  hier  begnügen,  dieses  im  alli^emeinen 
hervorzuheben,  auf  die  einzelnen  dafür  weiter  wesentlichen  Mo- 
mente werden  wir  demnächst  so  wie  so  näher  einzuziehen  haben, 
wenn  wir  uns  zur  Betrachtung  der  Sonderheiten  der  uns  hier  nur 
interessierenden  Zustandserkundungen  über  den  l^csitzwechsel,  die 
hypothekarische  Belastung  ,  den  Bodenpreis  und  den  Bodenwert 
wenden. 

Der  theoretische  Nachweis  über  die  besondere  Brauch- 
barkeit der  Enquete  für  die  Zustandserkundung  agrarischer  Ver- 
hältnisse wird  aber  durch  die  bisherige  p  r  a  kt  i  s  c  h  e  En  twick- 
lung  noch  in  ganz  besonderer  Weise  verstärkt.  Wir  sehen  in 
einer  Reihe  von  Staaten,  so  namentlich  in  England,  Frankreich 
und  Deutschland,  hier  für  das  Ganze  sowohl  wie  auch  für  lünzel- 
staaten  Agrarenqueten  mit  dem  besten  Erfolge  durchgeführt  (vergl. 
namentlich  7'on  Miaskoivsky  in  seiner  mehrfach  erwähnten  Arbeit, 
desgleichen  auch  von  Scheel  am  oben  angeführten  Ort  und  ScJimol- 
ler,  Die  neuesten  Publikationen  über  die  Lage  des  preussischen 
und  deutschen  Bauernstandes,  in  seinem  Jahrbuch  für  Gesetzge- 
bung, Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich,  1883, 
Jahrgang  VII,  S.  613  ff.).  Wir  mussten  ja  auch  in  unserer  ersten 
Arbeit  über  den  derzeitigen  Stand  der  von  uns  zu  näherer  Be- 
trachtung gezogenen  Agrarstatistiken  auf  j  e  n  e  süddeutschen 
Agrarenqueten  und  vor  allem  auf  die  bahnbrechende  und 
das  Muster  abgebende  Badische  Enquete  hinweisen  und 
konnten  dabei  vermöge  der  in  den  Enqueten  zur  Anwendung  ge- 
brachten wissenschaftlichen  Methode  ihre  Ergebnisse  unbedenk- 
lich mit  unter  die  der  eigentlichen  bezüglichen  Stati- 
stik einreihen.  Schon  dieser  Umstand  allein  dürfte  für  die 
weitergehende  Tauglichkeit  der  unter  Berücksichtigung 
der  wissenschaftlichen  Anforderungen  in  praktischer  Methode 
durchgeführten  Enquete  zu  besagtem  Zweck  einen  genügenden 
Anhalt  bieten. 

Voraussetzung  ist  hierbei  natürlich  immer  wieder  eine  An- 
ordnung und  Durchführung  der  Enquete,  wie  wir  sie  soeben  vor- 
stehend charakterisiert  haben.  Dass  eine  solche  aber  zu  ermög- 
lichen und  wie  sie  zu  ermöglichen  ist ,  dafür  ist  uns  wieder  jene 
Badische  Enquete  das  beste  Beispiel.  Wenn  wir  diese,  wie  es 
die  Sache  ergibt,  hier  herausheben,  so  dürfen  wir  es  auch  nicht 
unterlassen,  auf  den  geistvollen  Urheber  dieser  Enquete,  den  lei- 
der vor   kurzem  und  zwar  für  sein  engeres  Vaterland  ebenso  wie 
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für  die  Wissenschaft  zu  früh  verstorbenen  badischen  Finanzmi- 
nister Dr.  Jl/ax  Budienberger  hinzuweisen ,  dem  wir  gleichzeitig 
ein  wesentHches  Verdienst  für  die  wissenschaftliche  Wei- 
terbildung der  Enquete  und  damit  auch  für  ihre  ausgede  hn- 
tere  Anwendbarkeit  im  allgemeinen  und  speziell  auch  auf 
Agrarverhältnisse  beizumessen  haben.  Die  Badische  En- 
quete und  mit  ihr  auch  die  übrigen  sich  ihr  anschliessenden  süd- 
deutschen Agrarenqueten  sind  für  unsere  spezielle  Frage  schon 
um  deswillen  von  grösserem  Wert ,  weil  sie  in  ganz  ähnlicher 
Richtung  i\grarverhältnisse  behandeln  und  damit  noch  speziell 
eine  derartige  Behandlung  im  Wege  der  Enquete  als 
zweckentsprechend  dartun. 

Daneben  aber  sind  des  weiteren  wiederum  in  erster  Linie 
die  Badische  Enquete,  sodann  aber  als  weiterbildend  auch  die 
übrigen  süddeutschen  Agrarenqueten  ein  praktischer  Beleg 
dafür,  wie  man  auf  besondere  Agrarverhältnisse  unter  einer  me- 
thodischen weiteren  Ausgestaltung  der  Enquete  diese  selbst  mit 
nicht  zu  verkennendem  Nutzen  zur  Anwendung  bringen  kann,  und 
wie  deshalb  auch  eine  weitere  erfolgreiche  Ausdehnung  der  Zu- 
standserkundung  durch  die  Enquete  als  möglich  anerkannt  wer- 
den muss.  Dadurch  wird  aber  wiederum  die  Vielseitigkeit 
in  der  Anwendung  der  Enquete  auf  Agrarverhältnisse ,  welche 
sich  schon  an  und  für  sich  aus  den  in  Deutschland  und  den 
übrigen  Ländern  praktisch  durchgeführten  Enqueten  ergibt,  noch 
in  ihren  Grenzen  erweitert,  ja  wohl  als  überhaupt  fast  unbegrenzt 
hingestellt.  So  ergibt  sich  also  sowohl  aus  den  theoretischen 
Darlegungen  wie  aus  den  praktischen  Durchführungen,  dass  eine 
Zustandserkundung  in  der  Form  der  Enquete  bezüglich 
der  Agrarverhältnisse  als  d  u  r  c  h  g  e  h  e  n  d  s  anwend- 
bar und  vorzugsweise  zweckmässig  anzusehen  ist. 

B.  Die  Enquete  in   ihrer  Verwertbarkeit    für    die  Zwecke  des 
Deutschen  Landwirtschaftsrats. 

Nachdem  wir  so  im  allgemeinen  Begriff  und  Wesen,  die  ge- 
schichtliche Entwicklung  und  die  vorteilhafte  Verwendung  der 
Enquete  für  die  Festlegung  von  Agrarverhältnissen  überhaupt  dar- 
getan haben,  wird  es  sich  nunmehr  darum  handeln,  im  beson- 
deren näher  zu  prüfen,  wie  sich  in  dieser  Beziehung  die  Sach- 
lage bei  denjenigen  Agrarverhältnissen,  welche  für  uns 
hier  in  Frage  stehen,   bei   dem  Bes  i  tz  we  chsel,  der  hypothe- 
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karischen  Belastung,  dem  Bodenpreis  und  Bodenwert 
verhält.  Nach  dem  ganzen  Zweck  und  der  Anlage  der  vorlie- 
genden Arbeit  wird  sich  diese  Prüfung  im  einzelnen  auf  dieje- 
nigen Punkte  zu  beziehen  haben,  welche  wir  bei  der  Betrachtung 
der  Statistik  über  die  fraglichen  Verhältnisse  zu  berühren 
hatten  und  tmter  diesen  wieder  namentlich  auf  diejenigen,  bezüg- 
lich deren  wir  die  Statistik  nicht  als  ausreichend  oder 
vollkommen  durchführbar  erkennen  mussten.  Wir  wollen 
daher  äusserlich  auch  dieselbe  Anordnung  des  Stoffes ,  welche 
wir  in  unseren  früheren  Darstellungen  hatten ,  eintreten  lassen 
und  zunächst  diejenigen  Momente,  welche  für  Besitzwechsel,  hy- 
pothekarische Belastung,  Bodenpreis  und  Bodenwert  gemeinsam 
in  PVage  kommen,  behandeln  und  sodann  auf  diejenigen,  welche 
jedes  der  genannten  Verhältnisse  im  besonderen 
betreffen,  übergehen,  dabei  immer  vorzugsweise  die  Momente, 
welche  für  die  Statistik  Schwierigkeit  boten,  berührend. 

1.  Die  übereinstimmend  für  die  fraglichen  Agrar- 
verhältnisse in  Betracht  kommenden  Momente,  i. 
Staatliche  Einrichtungen.  Gemeinsam  für  die  von  uns  in 
Betracht  gezogenen  Statistiken  machten  sich  zunächst  gewisse 
Schwierigkeiten  und  Hemmnisse  dadurch  geltend ,  dass  einzelne 
staatliche  Verhältnisse  und  Einrichtungen,  von  denen 
sich  die  Statistiken  mehr  oder  weniger  stark  abhängig  erwiesen, 
wie  die  allgemeine  Vermessung  und  Katastrierung  der  Grundstücke, 
die  Grundeigentumsgesetzgebung  und  das  Grundbuchwesen,  unter 
den  einzelnen  deutschen  Staaten  oder  auch  innerhalb  derselben 
nicht  die  nötige  innere  U  eb  er  e  ins  ti  mm  ung  und  volle 
Gleich  mässigkeit  zeigten.  Von  diesen  Schwierigkeiten  würde 
eine  Enquete  entweder  gar  nicht  oder  zum  mindesten  weit- 
aus nicht  in  dem  Masse  berührt  werden  können.  Man  würde 
wohl  immer  in  der  Lage  sein,  eine  Enquete  so  auszugestalten, 
dass  sie  durch  die  fragliche  Verschiedenheit  nicht  oder  nur  ganz 
unbedeutend  betroffen  w^erden  könnte.  So  würde  demnach  die 
Enquete  in  dieser  Beziehung  einen  Vorteil  voraushaben,  der 
allerdings  mit  Rücksicht  darauf,  dass  bezüglich  der  fraglichen 
Verschiedenheit  in  den  Einrichtungen  in  jüngster  Zeit  sich  immer 
mehr  eine  Ausgleichung  vollzogen  hat,  nicht  sehr  hoch  anzu- 
schlagen sein  wäre. 

2.  Spezialisierung  und  Eingehen  auf  Einzelheiten, 
a.  Im  allgemei  nen.     In  letzterer  Beziehung  verhält  es  sich  an- 
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ders  bei  einem  weiteren  Moment,  welches  wir  schon  oben  bei 
der  Erörterung  der  Tauglichkeit  der  Enquete  für  Feststellung  der 
Agrarverhältnisse  überhaupt  zu  berühren  hatten.  Wir  sahen  be- 
reits in  unseren  früheren  Betrachtungen ,  wie  gerade  für  die 
brauchbare  Klarlegung  des  Besitzwechsels,  der  hypothekarischen 
Belastung,  der  Bodenpreise  und  der  Bodenwerte  eine  verhältnis- 
mässig weitgehende  Spezialisierung  und  ein  Eingehen 
auf  Einzelheiten  als  eine  notwendige  Voraussetzung 
für  eine  Brauchbarkeit  der  Feststellungsergebnisse  überhaupt  und 
eine  Verwertung  derselben  nach  jeder  Richtung  hin  zu  erachten 
ist,  eine  Voraussetzung,  welche  aber  die  Statis  ti  k  keineswegs 
voll  zu  erfüllen  in  der  Lage  ist.  Die  Enquete  steht  aber  auch 
hier  ganz  wesentlich  günstiger  da,  und  dieses  ist  ein  Mo- 
ment, dem  jedenfalls  eine  schwerwiegendere  Bedeutung 
beizumessen  ist. 

Dem  Charakter  der  Enquete  entspricht  es  ja  gerade, 
dass  sie  in  dem  weitgehendsten  Masse  auf  eine  Ber  ücksi  ch- 
tigung  von  Einzelheiten  eingehen  kann.  Die  Enquete  wird 
überall,  wo  die  Statistik  sich  auf  ein  rein  zahlenmässiges  Erfassen 
der  einzelnen  Fakta  beschränken ,  die  wichtigen  und  charakteri- 
stische Unterscheidungen  begründenden  Neben  umstände  und 
Begleiterscheinungen  aber  ausser  Acht  lassen  muss,  in 
ausgiebigster  Weise  alle  jene  Nebenumstände  und  Begleiterschei- 
nungen mit  in  Rücksicht  ziehen  und  nach  Massgabe  der  dadurch 
gegebenen  Unterscheidungen,  welche  für  die  Beurteilung  der 
ganzen  Sachlage  und  die  Schlussfolgerungen  aus  den  erzielten 
Ergebnissen  von  höchster  Bedeutung  sind  ,  wiederum  die  e  i  n- 
z  e  1  n  e  n  Fakta  von  einander  sondern  und  nach  ihrem  wirk- 
lichen inneren  Wert  neben  und  gegen  einander  stellen 
können. 

Die  Enquete  wird  aber  auch  da,  wo  theoretisch  die  Berück- 
sichtigung der  verschiedenen  Einzelheiten  je  für  sich  durch  die 
Statistik  wohl  als  möglich  zu  erachten,  wo  aber  doch  wieder  durch 
das  Zusammentreffen  einer  grossen  Menge  solcher 
Einzelheiten  die  praktische  Unmöglichkeit  einer  vollstän- 
digen statistischen  Festlegung  sich  herausstellte,  sich  noch  im- 
stande erweisen,  die  ganze  Menge  dieser  Einzelheiten 
entsprechend  für  ihre  Ergebnisse  zur  Geltung  zu  bringen  und 
demnach  auch  nach  dieser  Richtung  diese  Ergebnisse  als  mit  dem 
tatsächlichen  Verhältnis    bis    auf  das  Kleinste  genau  übereinstim- 
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mend  herauszuarbeiten. 

Es  ist  dieses  für  die  Enquete  durchführbar,  weil  sie  sich 
nicht  wie  die  Statistik  auf  die  Fakta  oder  Erscheinungen  tler 
bezüghchen  Art  für  ein  Gesa  ni  tgebiet  zu  beziehen  hat,  sondern 
viehnehr  ihre  Zustandserkundun;^  in  mehr  oder  weniger  belie- 
bigen Grenzen  sachlich  wie  örtlich  halten  kann  und  da- 
durch das  einzelne  Faktum  oder  die  einzelne  Erscheinung  nach 
all  ihren  Eigenheiten  und  nach  jeder  Richtung  hin  zu  ver- 
folgen und  dementsprechend  in  den  Ergebnissen  zu  bewerten  in 
der  Lage  ist. 

Im  einzelnen  werden  hier  vorzugsweise  auch  die  so  u  n  g  e- 
m  e  i  n  zahlreichen  Verschiedenheiten,  die  in  dem 
Grund  und  B  o  d  e  n  selbst  für  die  bezüglichen  Agrarverhält- 
nisse begründet  sind,  in  Betracht  kommen,  so  die  Verschieden- 
heit in  der  Grundbesitzeinheit,  nach  der  Art  der  Benutzung,  nach 
städtischem  und  ländlichem ,  bebautem  und  unbebautem  Besitz, 
nach  Güte  und  Ertrag,  nach  den  besonderen  Qualifikationen  etc. 
etc.  mit  all  den  einzelnen  Modifikationen  und  Unterabteilungen. 
Sodann  schlagen  dahin  alle  die  verschiedenen  E  i  n  z  e  1  h  e  i  t  e  n, 
welche  für  die  W  e  r  t  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  im  speziellen  massgebend 
sind,  wie  wir  sie  in  unserer  früiieren  Darstellung  aufgeführt  haben. 
Schon  der  Umstand  allein ,  dass  die  Enquete  in  diesen  beiden 
wichtigen  Beziehungen  alle  Einzelheiten,  denen  nur  irgendwie 
ein  beeinflussender  Wert  beizumessen,  berücksichtigen  kann,  muss 
derselben  eine  h  o  h  e  B  e  d  e  u  t  u  n  g  für  eine  Zustandserkundung 
auf  den  fraglichen  Gebieten  verleihen ;  es  kommen  aber,  um  diese 
Bedeutung  weiter  zu  erhöhen,  auch  noch  vielfache  Einzelheiten 
in  anderen  Beziehungen  in  Betracht ,  die  näher  zu  verfolgen  uns 
aber  hier  zu  weit  führen  würde. 

b.  Beweglichkeit  der  Enquete.  Vorteilhaft  geltend 
macht  sich  dabei  aber  auch  namentlich  die  grössere  Bewe- 
gungsfreiheit, welche  bei  der  Anordnung  der  Enquete 
überhaupt  und  so  auch  bezüglich  des  Eindringens  derselben  in 
die  Einzelheiten  gegeben  ist.  Die  Enquete  kann  und  will  immer 
nur  ein  Gesamturteil  bezüglich  des  zu  erkundenden  Verhält- 
nisses, niemals  aber  ein  Masse  n  u  rt  ei  1  haben.  Damit  ist  gesagt, 
dass  die  Enquete  nicht  wie  die  Statistik  durch  die  Masse  gl  ei  ch- 
mässig  und  unbegrenzt  erfolgender  und  längere  Zeit  fort- 
dauernder Beobachtungen  einer  bestimmten  Erscheinung  oder 
eines  bestimmten  Faktums  wirkt;  dadurch  aber  braucht  sie  auch 
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nicht  in  so  strenge  und  durch  die  Saclie  selbst  meist  unabänder- 
lich gegebene  Regeln  eingeengt  zu  werden  und  kann  sich  eben 
je  nach  dem  vorhandenen  Bedürfnis  bald  nach  dieser 
bald  nach  jener  Richtung  weiter  ausdehnen  und  in  das  einzelne 
spezialisieren,  ganz  abgesehen  von  ihrer  schon  vorhandenen  all- 
gemeinen Fähigkeit  hierzu,  welche  in  der  örtlichen  und  sachlichen 
Beschränkung  liegt. 

c.  En  q  u  e  te  Erh  e  b  ung-  ad  hoc.  Des  weiteren  wirkt  hier- 
bei aber  auch  noch  der  Umstand,  dass  die  Enquete  in  der  Regel 
eine  Erhebung  ad  hoc  zu  sein  pflegt,  und  dass  damit  auch 
das  ganze  Erkundungsfeld  schon  von  vornherein  nach  einem 
festen  Zweck  und  unter  einem  bestimmten  Gesichts  punkt 
festgelegt  ist,  während  die  Statistik  immer  allgemein  und  tunlichst 
so  einzurichten  ist,  dass  sie  nach  allen  Seiten  hin  den  möglicher- 
weise auftauchenden  Einzelanforderungen  Genüge  leisten  kann. 
Bei  dieser  Sachlage  wird  aber  ein  weiteres  Eingehen  der  Enquete 
auf  Einzelheiten  gar  nicht  einmal  so  besondere  Schwierigkeiten 
machen  und  Arbeit  und  Kosten  wesentlich  erhöhen,  da  der  Aus- 
dehnung auf  der  einen  Seite  immer  eine  Beschränkung 
auf  der  anderen  Seite  eventuell  gegenüberstehen  kann. 

d.  Spezielle  Anwendung  auf  die  fraglichen  Agrar- 
verhältnisse. Die  vorbehandelten  Gesichtspunkte  finden  aber 
nicht  nur  allgemein,  sondern  speziell  auch  für  unseren  vor- 
liegenden Fall  volle  Anwendung.  Die  Zustandserkundungen 
über  den  Besitzwechsel,  die  hypothekarische  Belastung,  den  Boden- 
preis und  den  Bodenwert,  welche  der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  in 
Antrag  bringt,  sollen  einem  ganz  bestimmten  Zweck,  der  näh- 
eren Klarlegung  der  derzeitigen  misslichen  Lage  der  deutschen 
Landwirtschaft,  dienen.  Würde  für  diese  Zustandserkundungen  die 
Form  der  Enquete  gewählt,  so  würde  diese  Enquete  ad  hoc  ganz 
auf  den  bestimmten  Zweck  zugeschnitten  werden  können ,  wie 
solches  bei  einer  Statistik  naturgemäss  vollkommen  ausgeschlossen 
wäre.  Man  könnte  alle  diejenigen  Momente  der  fraglichen  Ver- 
hältnisse, welche  für  den  vorliegenden  Zweck  von  irgend  einer 
Bedeutung  sind,  in  allen  ihren  Ei  nze  1  he  iten  und  ve  rsch  ie- 
dentlichen  Modifikationen  erfassen  und  würde  dafür  wie- 
derum andere,  w^elche  dem  Zweck  nicht  dienen  können,  unberück- 
sichtigt lassen.  Was  auf  der  einen  Seite  eventuell  als  Erschwe- 
rung hinzukommt,  wird  auch  hier  auf  der  anderen  Seite  durch  ent- 
sprechende Erleichterung  ausgeglichen.    So  wird  also  bei  einer  En- 
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quete  über  die  in  Frage  stehenden  Agrarverhältnisse  sich  im  all- 
gemeinen nicht  nur  eine  weitgehende  Berücksichtigung 
von  Einzelheiten  ermöglichen  lassen,  sondern  es  wird  diese 
Berücksichtigung  auch  nicht  einmal  eine  besondere  Erhö- 
hung d  e  r  E  r  h  e  b  u  n  g  s  s  c  h  w  i  e  r  i  g  k  e  it  e  n,  speziell  was  Arbeit 
und  Kosten  anlangt,  im  Gefolge  haben.  Diesem  Umstände  und 
dem  damit  durch  die  Enquete  sich  darbietenden  Vorteil  wird 
man  aber  die  vorragendste  Bedeutung  beizumessen  haben,  da  hier- 
durch im  allgemeinen  gerade  eine  ausgiebigere  und  sach- 
g  e  m  ä  s  s  e  r  e  Erfüllung  des  eigentlichen  Z  w  e  c  k  s 
gewährleistet  wird. 

3.  Art  und  Umfang  der  erwachsenden  Arbeit. 
Dem  vorberührten  gegenüber  sind  allerdings  diejenigen  Momente, 
welche  wir  nun  noch  als  allgemeine  zu  behandeln  haben,  nur  von 
untergeordneterem  Wert.  Keinmal  wird  hier  die  Art  der 
in  Anspruch  zu  nehmenden  Arbeitskräfte  und  so- 
dann der  Umfang  der  entstehenden  Arbeit  in  Be- 
tracht zu  ziehen  sein.  Was  die  Art  der  Arbeitskräfte  an- 
langt, so  weicht  allerdings  die  Enquete  im  allgemeinen  nicht 
unerheblich  von  der  Statistik  ab,  was  eben  in  der  Verschie- 
denheit des  beiderseitigen  Wesens  begründet  ist.  Da  die  Enquete 
in  ihrer  praktischen  Durchführung  sich  regelmässig  mit  einer 
detaillierteren  Behandlung  der  einzelnen  Tat- 
sachen, mit  den  bezüglich  derselben  zu  machenden  W  a  h  r- 
n  e  h  m  u  n  g  e  n  und  in  gewisser  Beziehung  auch  mit  einer  B  e- 
u  r  t  e  i  1  u  n  g  dieser  zu  beschäftigen  pflegt ,  so  wird  sie  für  die 
Materialbeschaffung  immer  mehr  oder  weniger  vortretend  b  e- 
son  derer  sachverständiger  Arbeitskräfte  bedür- 
fen. Diese  werden  wieder  speziell  in  den  Behörden  und  in  der 
Vertretung  des  Staates  und  der  Gemeinden,  in  der  Wissenschaft, 
in  wissenschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Korporationen  und  Ver- 
einen, in  vorragenden  Interessenten  und  Privaten  etc.  zu  suchen 
sein.  Dass  die  Auswahl  dieser  Sachverständigen  für  die  einzelne 
Enquete  stets  mit  grösseren  Schwierigkeiten  verbun- 
den, dass  eine  grosse  Sorgsamkeit  bei  derselben,  um  tunlichste 
Objektivität  für  die  Endergebnisse  zu  erzielen,  unbedingt  erforder- 
lich ist,  werden  wir  demnächst  noch  näher  zu  erörtern  haben. 
Hier  genügt  es  wohl  zu  konstatieren ,  dass  man  im  allgemeinen 
stets  in  der  Lage  sein  wird,  die  notwendigen  sachverständigen 
Kräfte    zu    beschaffen    und   dass    daher    in    diesem   Punkt    ein  be- 
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solideres  Hemmnis  für  die  Enquete  überhaupt  nicht 
erbUckt  werden   kann. 

Audi  bezüglich  der  von  uns  hier  behandelten 
Agrarverhältnisse  muss  dieses  anerkannt  werden.  Neben 
den  Behörden  und  den  Vertretungen  des  Staates  und  der  Ge- 
meinden werden  Vertreter  der  Wissenschaft,  landwirtschaftliche 
Kollegien  und  Vereine,  unterrichtete  Landwirte  und  sonstige  Pri- 
vate wohl  überall  zur  Verfügung  sein,  so  dass  man  nach  dieser 
Richtung  liin  kaum  in  Verlegenheit  kommen  dürfte. 

Jedenfalls  wird  die  Gewinnung  der  Arbeitskräfte  für  die 
Materialbeschaffung  bei  der  Zustandserkundung  be/.üglich 
unserer  Agrarverhältnisse  in  der  Form  der  Enquete  nicht  mehr 
oder  zum  mindesten  nicht  wesentlich  mehr  Schwierigkeiten  be- 
reiten als  bei  der  Veranstaltung  einer  Statistik,  wobei  aber  noch 
zu  berücksichtigen,  dass  quantitativ  die  Anforderungen  be- 
zügHch  der  Arbeitskräfte  für  die  Materialbeschaffung  bei  der  En- 
quete geringer  als  bei  der  Statistik  wenigstens  für  die  Regel 
sein  werden.  Es  wird  also,  wenn  auch  die  Materialbeschaffung 
sich  bei  der  Enquete  in  einer  ganz  anderen  Weise  wie  bei  der 
Statistik  vollzieht  und  einer  vorzugsweise  sorgfältigen  Ordnung 
bedarf,  in  dieser  Beziehung  die  Enquete  sich  jedenfalls  nicht  mehr, 
möglicher-  und  selbst  wahrscheinlicherweise  auch  weniger  schwie- 
rig in  der  p  r  a  kt  i  s  ch  en  Dur  c  hf  ühr  ung  als  die  Statistik  er- 
weisen. 

Was  sodann  die  weitere  Verarbeitung  des  Materials 
anlangt,  so  vollzieht  sich  dieselbe  bei  der  Enquete  allerdings  auch 
in  einer  wesentlich  abweichenden  Weise.  Es  wird  sich  dabei  in 
der  Hauptsache  darum  handeln ,  aus  der  grösseren  Menge  von 
Einzelfeststellungen ,  Beschreibungen  und  Beurteilungen  ein  zu- 
sammen fassendes  Gesamtbild  und  ein  Gesamturteil 
herauszuziehen.  Es  kommt  also  fast  ausschliesslich  eine  quali- 
tativ höhere  Arbeit  in  Frage,  welche  mit  der  textlichen  Aus- 
arbeitung bei  der  Statistik  im  grossen  und  ganzen  qualitativ  wie 
quantitativ  übereinstimmen  dürfte.  Die  umfassenden  zahlenmässi- 
gen  Verarbeitungen,  wie  sie  die  Statistik  hat,  die  Materialprüfung, 
die  Tabellenherstellung,  die  Berechnungen  etc.,  welche  von  dem 
einfachen  und  dem  höher  geschulten  Bureaupersonal  zu  leisten 
sind,  also  Arbeiten,  welche  wir  in  unseren  früheren  Darstellungen 
als  mit  besonderen  Schwierigkeiten  für  die  fraglichen  Agrarstati- 
stiken  verbunden  herauszuheben  hatten,  kommen  bei  der  Enquete 
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gar  nicht  oder  doch  nur  in  einer  ganz  untergeord- 
neten Weise  vor,  so  dass  also  in  dieser  Beziehung  allgemein 
und  gerade  aucli  bezüglich  unserer  Agrarverhältnisse  die  E  n- 
q  u  e  t  e  nicht  unerheblich  leichter  durchzufüh- 
ren ist  als  die  Statistik.  Damit  gelangt  man  dann  aber  zu  dem 
Gesamtergebnis,  dass  speziell  auch  für  unsere  Agrarver- 
hältnisse die  Enquete  bezüglich  der  Arbeitskräfte  im  ganzen 
geringere  Anforderungen  stellt  als  die  Statistik  und  dass 
daher  in  dieser  Beziehung  ihre  Durchführung  sich  wiederum  als 
leichter  erweist. 

4.  Kosten.  Was  dann  die  Kostenfragc  anlangt,  so 
dürfte  sich  bezüglich  derselben  kau  m  ein  a  1  1  g  e  m  e  i  n  e  s  U  r- 
t  e  i  1  durch  Abwägung  von  Enquete  und  Statistik  gegeneinander 
fällen  lassen,  da  doch  die  Spezialumstände  jeder  einzelnen  En- 
quete, jeder  einzelnen  Statistik  ,  der  Umfang ,  die  besondere  Art 
und  Weise  der  Durchführung  etc.  stets  in  eigener  Weise  beein- 
flussend in  Frage  kommen  müssen,  Dass  bezüglich  unserer  Ag- 
rarverhältnisse die  Statistik  besonders  hohe  Kosten  regelmässig 
verursachen  muss,  haben  wir  in  unseren  früheren  Arbeiten  dar- 
getan; ob  bei  der  Enquete  das  Gleiche  und  eventuell  in  dersel- 
ben oder  gar  noch  in  einer  erhöhten  Stärke  der  Fall  sein  wird, 
muss  dahinstehen,  es  wird  wesentlich  von  der  ganzen  Art 
und  Weise  abhängig  sein,  in  welcher  die  Enquete  ange- 
stellt wird,  welche  wiederum  sehr  verschieden  sein  kann. 

Nach  der  finanziellen  Seite  macht  allerdings  von  Scheel  (a. 
a.  O.  S.  64)  Bedenken  gegen  die  Enquete  geltend,  indem  er 
nach  Massgabe  der  Kosten ,  welche  die  Badische  Agrarenquete 
tatsächlich  verursacht  hatte,  berechnet,  wie  viel  Kosten  eine  in 
demselben  Verhältnis  für  das  Deutsche  Reich  insgesamt  veran- 
staltete Enquete  erfordern  würde  und  dabei  allerdings  zu  einer 
recht  erheblichen  Kostensumme  gelangt.  Ob  daraus  aber  ein 
allgemeiner  Schluss,  dass  regelmässig  die  Kosten 
der  Enquete  beträchtlicher  sein  müssen,  mit  Recht  gezogen  werden 
kann,  erscheint  doch  fraglich,  ebenso  wie  es  keineswegs  als 
stets  und  unbedingt  notwendig  zu  bezeichnen  sein  wird,  dass  für 
die  Materialbeschaffung  durch  Sachverständige  bei  der  Enquete 
sich  ein  besonders  hoher  Kostenaufwand  ergibt.  Sehr 
wohl  wird  doch  auch  die  Möglichkeit  gegeben  sein  ,  in  weiter- 
gehendem Masse  von  einer  freiwilligen  und  in  der  Hauptsache 
kostenlosen  Sachverständigenarbeit  Gebrauch  zu  machen,   es  wird 
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in  dieser  Beziehung  doch  stets  die  besondere  Einrichtung  der  En- 
quete ausschlaggebend  sein. 

Gerade  bezüglich  unserer  Agrarverhältnisse  ist  aber  speziell 
noch  zu  berücksichtigen ,  dass  die  aufgestellten  Kostenberech- 
nungen für  die  Statistik  einerseits  und  für  die  Enquete  anderer- 
seits nach  ihren  Beträgen  nicht  immer  unmittelbar  in  Ver- 
gleich gestellt  werden  können,  denn  die  Berechnung  für  die  En- 
quete umfasst  regelmässig  die  sämtlichen  Kosten,  welche 
durch  die  fragliche  Zustandserkundung  entstanden  sind,  während 
in  der  Berechnung  für  die  Statistik  meist  nur  die  unmittel- 
baren Kosten,  welche  bei  der  statistischen  Behörde  erwach- 
sen sind,  enthalten  sind,  nicht  aber  auch  die  für  besondere  Ar- 
beitsleistungen bei  anderen  Behörden,  so  speziell  bei  den  Gerich- 
ten, obwohl  diese  besonders  bei  den  für  uns  in  Frage  kommen- 
den Statistiken  stets  recht  beachtenswerte  sein  werden.  Nach 
alledem  wird  man  die  Frage,  ob  die  Statistik  oder  die  Enquete 
einen  grösseren  Kostenaufwand  erfordert,  als  eine  offen  blei- 
bende und  generell  nicht  zu  entscheidende  zu  be- 
trachten haben,  es  wird  stets  von  den  besonderen  Verhältnissen 
des  einzelnen  Falls  abhängig  sein,  ob  eine  Statistik  oder  eine  En- 
quete mehr  Kosten  verursacht,  und  namentlich  kommt  dabei  wohl 
die  bezügliche  Einrichtung  der  Enquete  in  Betracht. 

II.  Die  besonderen  Momente  für  die  einzelnen 
Agrarverhältnisse.  Damit  wären  wohl  diejenigen  Mo- 
mente, welche  allgemein  und  im  wesentlichen  bezüglich  aller 
der  von  uns  behandelten  Agrarverhältnisse  übere  instimmend 
zur  Berücksichtigung  kommen,  abgeschlossen,  und  wir  werden  uns 
nunmehr  der  Spezialbetrach  tu  ng  der  einzelnen  Agrarver- 
hältnisse als  Besitz  Wechsel,  hypothekarische  Bela- 
stung, Bodenpreis  und  Boden  wert  zuzuwenden  haben, 
wobei  wir  hauptsächlich  wiederum  auch  die  von  dem  Deutschen 
Landwirtschaftsrat  als  einer  Festlegung  notwendig  bedürfend  be- 
zeichneten Einzelheiten  näher  ins  Auge  fassen  werden. 

I.  Besitz  Wechsel.  Bei  dem  B  e  s  i  t  z  w  e  c  h  s  e  1  er- 
geben sich,  wie  wir  oben  sahen ,  für  eine  Statistik  auch  be- 
züglich der  Erfassung  der  als  notwendig  erachteten  Einzelheiten  ver- 
hältnismässig die  geringsten  Hemmnisse.  Von  vornherein 
wird  man  dazu  im  allgemeinen  aber  zu  konstatieren  haben,  dass 
die  Enquete  in  der  Erfassung  der  bedeutungsvollen  Einzel- 
momente hier  in    keiner  Beziehung    nachstehen  wird, 
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dass  sie  zum  mindesten  das  Gleiche  wie  die  Statistik  zu  lei- 
sten in  der  Lage  ist.  Es  ergibt  sich  dieses  zum  Teil  schon  aus 
unseren  allgemeinen,  für  alle  die  in  Frage  stehenden  Agrarverhält- 
nisse platzgreifenden  Ausführungen ;  des  weiteren  wird  es  erhellen, 
wenn  wir  kurz  die  vom  Deutschen  Landwirtschaftsrat  geforderten 
E  i  n  z  c  1  m  o  m  e  n  t  e  nochmals  ins  Auge  fassen. 

Von  dem  ersten  derselben ,  Grösse  und  Wert  des  Objekts, 
stellen  wir  hier  bei  dem  Besitzwechsel  wie  auch  demnächst  bei 
der  hypothekarischen  Belastimg  die  Betrachtung  bezüglich  des 
Wertes  zurück,  um  diese  demnächst  in  Eins  bei  der  Erörterung 
über  den  Bodenpreis  und  den  Bodenwert  überhaupt  zu  bringen. 
Dass  die  Feststellung  der  Grösse  des  dem  Besitzwechsel  unter- 
zogenen Grundbesitzes  durch  die  Enquete  keinerlei  Schwie- 
rigkeiten begegnen  wird,  braucht  wohl  kaum  besonders  betont 
zu  werden.  Die  Enquete  wird  aber  vermöge  ihrer  grösseren  Ela- 
stizität hier  mit  Leichtigkeit  auch  noch  weiter  greifen  und  nicht 
nur  die  mit  der  Grösse  des  Grundbesitzes  irgendwie  in  Verbin- 
dung stehenden  Modalitäten,  sondern  auch  fernere  bedeutungs- 
volle und  für  den  vorliegenden  Zweck  beachtens- 
werte Eigenheiten  des  Grund  und  Bodens ,  wie  wir  auf 
solche  oben  schon  hinzuweisen  hatten,  mit  zur  Berücksichtigung 
ziehen  können. 

In  letzterem  liegt  es  auch  schon,  dass  die  zweite  Forderung 
des  Deutschen  Landwirtschaftsrates,  die  Feststellung,  ob  es  sich 
um  den  Besitz  einer  Nahrungsstelle  oder  einer 
Einzelparzelle  handelt,  von  der  Enquete,  und  zwar  so  ein- 
gehend ,  wie  es  überhaupt  nur  irgend  für  nötig  befunden  wird, 
zu  erfüllen  steht.  W^enn  die  weiter  geforderte  Klarlegung,  ob 
durch  den  Besitzwechsel  keine  Aenderung  in  dem  Bestand 
des  Besitzes  herbeigeführt  wird ,  oder  ob  derselbe  zur  Zu- 
sammenlegung mit  anderen  Grundstücken  bezw.  Besitzungen  oder 
zur  Zerlegung  bezw.  Aufteilung  dienen  soll ,  durch  die  Statistik 
nur  unvollkommen,  wie  wir  früher  nachgewiesen,  zu  erreichen  ist, 
so  fällt  diese  Unvollkommenheit  bei  der  Enquete  gänzlich 
weg,  denn  die  Enquete  wird  bei  ihrer  mehr  beschreibenden  Er- 
kundungsform hier  sogar  alle  nur  in  irgend  einer  Richtung  Inter- 
esse bietenden  Haupt-  und  Nebenumstände  ohne  be- 
sondere Schwierigkeiten  auf  das  Genaueste  festzulegen  imstande 
sein. 

Ebenso  verhält  es  sich  dann  auch  mit    der    weiteren  Forde- 
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rung  der  Feststellung  der  Ursache  desBesitz  wechseis. 
Letztere  konnte  ja  allerdings  so,  wie  sie  der  Deutsche  Landwirt- 
schaftsrat verlangte ,  auch  für  die  Statistik  kaum  ein  Hemmnis 
bieten,  aber  die  Enquete  wird  doch  auch  hier  die  einzelnen  Ur- 
sachen noch  näher  zu  spezialisieren  und  je  nach  ihrer  Wirkung 
und  den  begleitenden  Nebenumständen  als  Haupt-  und  Nebenur- 
sachen, äussere  und  innere  etc.  zu  zerlegen  vermögen ,  wie  sol- 
ches den  eigentlichen  Zwecken  des  Deutschen  Landwirtschafts- 
rats nicht  nur  entsprechen  ,  sondern  auch  förderlich  sein  dürfte. 
Den  Hauptberuf  des  Verkäufers  und  des  Erwer- 
bers zu  berücksichtigen,  war  der  Statistik  in  gleicher  Weise  voll- 
ständig möglich,  die  Enquete  steht  auch  hier  nicht  zurück;  so- 
fern es  sich,  was  allerdings  hierbei  wohl  weniger  in  Frage  kommt, 
um  eine  speziellere  Beachtung  von  Nebenumständen  handeln  sollte, 
würde  aber  wiederum    die  Enquete    der  Statistik  überlegen   sein. 

Schliesslich  war  vom  Deutschen  Landwirtschaftsrat  noch  ver- 
langt, die  Zeit  des  letzten  Besitz  wechseis  möglichst 
mit  Angabe  des  Wertes  näher  nachzuweisen;  dass  solches 
von  einer  Statistik  nur  unter  grösseren  Schwierigkeiten  und  stets 
wohl  in  recht  unvollkommener  Weise  zu  ermöglichen  sein  würde, 
haben  wir  in  unseren  früheren  Darlegungen  gesehen  ;  die  Enquete 
wird  ja  allerdings  auch  in  dieser  Beziehung  leichter  zu  arbeiten 
und  wesentlich  mehr  zu  leisten  in  der  Lage  sein;  aber  ge- 
rade in  der  Forderung  der  Wertangabe  für  einen  zurückliegenden 
Zeitpunkt  dürfte  doch  eine  Schwierigkeit  liegen ,  deren  Beseiti- 
gung in  einzelnen  Fällen  doch  unüberwindlich  oder  nahezu  unüber- 
windlich sein  würde,  so  dass  hier  auch  für  die  Enquete  ein  ganz 
voller  Erfolg  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  kann; 
soweit  nach  Lage  der  Sache  aber  sich  die  Erfüllung  der  Forde- 
rung überhaupt  als  möglich  erweist,  wird  die  Enquete  derselben 
auch  gerecht  werden  können. 

So  sahen  wir  denn  bezüglich  aller  der  Einzelmomente,  wel- 
che der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  klargelegt  zu  haben  wünscht, 
die  Enquete  der  Statistik  überlegen;  wo  die  Statistik 
versagt,  brachte  die  Enquete  immer  noch  einen  Erfolg,  wo  die 
Statistik  an  sich  den  Forderungen  entsprechen  konnte ,  war  die 
Enquete  zu  weiteren  nutzbringenden  Spezialisierungen  und  De- 
taillierungen imstande  und  erwies  sich  damit  doch  noch  als  wert- 
voller. Alle  jene  Einzelmomente  haben  sich  als  solche  gezeigt, 
bei  denen  die  eigenartige  Befähigung  der  Enquete,    mehr  in  das 
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Einzelne  zu  gehen,  voll  zur  Geltung  kommen  kann.  Ks  würde 
demnach  nach  dieser  Richtimg  hin  für  eine  Zustandserkundung 
bezüglich  des  Besitzwechsels  die  Form  der  Eniiuete  den 
Zwecken  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  f  ö  r  d  e  r  1  i  c  h  e  r  sein 
können  als  die  Form  der  Statistik. 

2.  H  ypo  t  he  ka  r  i  seh  e  B  e  la  s  t  u  n  g.  Zu  einem  ähnlichen 
Resultat  werden  wir  nun  aber  auch  für  die  Zustandse  rku  n- 
dung  bezüglich  der  hypothekarischen  Belastung  kom- 
men. Hier  hatten  wir  für  die  Statistik  schon  so  wie  so  bei 
den  Einzelmomenten  eine  grössere  Anzahl  von  Hemm- 
nissen, welche  aber  bei  der  Enquete  mehr  oder  weniger 
vollständig  in  Wegfall  kommen.  Es  gelangt  dabei  im  allge- 
meinen wiederum  der  Umstand  zum  Durchbruch,  dass  die  En- 
quete in  örtlicher  wie  sachlicher  Begrenzung  arbeitet,  dass  sie 
also  auch  da,  wo  sie  zu  Zahlenangaben  schreitet,  diese  nicht  in 
der  Vollständigkeit  und  Ausschliesslichkeit  wie  die  Statistik  gibt 
und  dadurch  die  einzelne  Tatsache,  auf  welcher  die  Zahlen- 
angabe beruht ,  genauer  und  eingehender  berücksich- 
tigen kann. 

Was  nun  schon  die  grundlegende  Spezialforderung  bei  der 
hypothekarischen  Belastung,  die  genaue  Festlegung  des  Be- 
trages der  letzteren,  anlangt,  so  sehen  wir  bezüglich  derselben  die 
Statistik  zum  Teil  versagen,  weil  der  Gegensatz  zwischen  der  for- 
mellen und  der  tatsächlichen  Belastung  in  der  Statistik  nicht  voll- 
ständig zu  beseitigen  war ,  indem  einerseits  eine  entsprechende 
Berücksichtigung  der  Amortisationshypotheken  und  andererseits 
die  Ausscheidung  der  tatsächlich  getilgten ,  formell  aber  noch 
nicht  gelöschten  Hypothekschulden  sich  als  nicht  durchführbar 
erwnes.  In  dieser  Beziehung  wird  die  Enquete  wieder  jedenfalls 
mehr  und  in  der  Regel  auch  ein  vollkommenes  Re- 
sultat erzielen  können;  ihr  wird  es  durchw^eg  möglich  sein,  die 
Amortisationshypotheken  nach  ihrem  wirklichen  Betrage  in  dem 
gegebenen  Zeitpunkte  festzustellen  und  die  formell  noch  als  zu 
Recht  bestehend  erscheinenden  Hypothekschulden,  welche  tat- 
sächlich aber  bereits  getilgt  sind  und  also  eine  unterliegende  For- 
derung nicht  mehr  besitzen ,  aus  der  nachzuweisenden  Verschul- 
dung auszuscheiden.  Damit  muss  aber  der  Enquete  hier  ein 
wesentlicher  Vorzug  vor  der  Statistik  zuerkannt  werden, 
weil  sie  allein  in  der  Lage  ist,  die  Hypothekarverschuldung  nach 
ihrem   wirklichen    und    tatsächlichen    Betrage    zu   berück- 
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sichtigen. 

Auch  die  FeststeUung  der  Verzinsung  der  hypothe- 
karischen Belastungen,  die  zweite  Forderung  des  Deut- 
schen Landwirtschaftsrats,  lässt  sich  durch  die  Statistik  nicht  mit 
der  nötigen  Genauigkeit  erreichen,  wohl  aber  ist  dieses  bei  der 
Enquete  der  Fall,  welche  durchweg  imstande  sein  wird,  bezüg- 
lich jeder  einzelnen  Verschuldung  die  entsprechenden  Ermittlun- 
gen anzustellen.  Das  Gleiche  gilt  dann  auch  für  die  nähere  Be- 
rücksichtigung der  Art  und  der  Modalitäten  der  Ver- 
schuldung, ob  kündbar  oder  unkündbar,  mit  Abzahlung  oder 
ohne  Abzahlung,  ob  Grundschuld,  Rentenschuld,  Sicherheitshypo- 
thek etc. ;  der  Enquete  ist  hier  stets  die  genaueste  und  weit- 
gehendste Spezialisierung  möglich^  wie  sie  die  Statistik  nicht  immer 
zu  geben  vermag. 

Bei  der  Aveiter  aufgestellten  Forderung  über  eine  Berücksich- 
tigung des  Wertes  des  belasteten  Grundbesitzes,  welche  wir  im 
allgemeinen  erst  unten  behandeln  werden,  hat  der  Deutsche  Land- 
wirtschaftsrat noch  das  Ev^entualverlangen  gestellt,  die  gewünschte 
Statistik  nötigenfalls  nur  mit  Angabe  von  Anhaltspunkten 
für  den  fraglichen  Wert  auszugestalten;  dieses  Verlangen 
wird  man  für  die  Statistik  im  grossen  und  ganzen  als  nicht 
durchführbar  zu  bezeichnen  haben,  nicht  so  aber  für  die  Enquete; 
letzterer  v.ird  es  sehr  wohl  und  auch  ohne  wesentlichere 
Schwierigkeiten  möglich  sein,  bezüglich  der  einzelnen 
Verschuldungen,  welche  sie  näher  klarlegt,  auch  stets  Anhalts- 
punkte für  den  Grundbesitzwert  herauszuheben  und  näher  zu  be- 
leuchten ;  da  sie  ihrem  ganzen  Wesen  nach  den  einzelnen  Fall 
der  Verschuldung  doch  stets  spezieller  zu  betrachten  hat,  so  dürfte 
keinerlei  Hindernis  entgegenstehen,  diese  Betrachtung  in  der  be- 
sagten Richtung  weiter  auszudehnen.  Die  Enquete  zeigt  sich 
damit  auch  hier  leistungsfähiger  als  die  Statistik. 

Der  Zweck  und  die  eigentliche  Ursache  der  hy- 
pothekarischen Belastung,  welche  stets  und  speziell 
in  der  vom  Deutschen  Landwirtschaftsrat  verfolgten  Richtung  ein 
besonderes  Interesse  bieten  müssen,  lässt  sich  durch  eine  eigent- 
liche Statistik  nur  so  unvollständig  und  mit  zweifelhafter  Sicher- 
heit verfolgen,  dass  man  regelmässig  von  einer  bezüglichen  Fest- 
stellung überhaupt  Abstand  nehmen  dürfte.  Die  Enquete 
würde  dagegen  auch  hier  im  allgemeinen  noch  Brauchbares 
und  im  Ergebnis  Beachtenswertes  zu  Tage  zu  fördern 
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imstande  sein,  wenn  es  ihr  allerdings  auch  nicht  gelingen  dürfte, 
überall  den  eigentlichen  tieferen  Grund  der  hypothe- 
karischen Verschuldung  richtig  zu  ermitteln,  da  dieser  seitens 
der  Beteiligten  zu  verdecken  und  zu  verschleiern  gesucht  wird. 
Das  letztere  Hemmnis  für  eine  richtige  T'eststellung  wird  sich 
aber  überall  entgegenstellen  und  die  Ergebnisse  beeinträchti- 
gen ;  es  ist  als  ein  in  der  Sache  selbst  liegender  Man- 
gel anzusehen,  welchen  man  der  Enquete  als  solcher  nicht  zu- 
rechnen kann ;  soweit  eine  genaue  Ermittlung  in  diesem  Punkte 
überhaupt  möglich  ist,  wird  sie  auch  von  der  Enquete  bewerk- 
stelligt werden  können,  und  darin  erweist  sie  sich  wiederum  als 
der  Statistik  überlegen. 

Auch  hier  hat  es  im  allgemeinen  und  speziell  für  die  Zwecke 
des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  Wert,  die  Berufsverhält- 
nisse der  an  der  hypothekarischen  Belastung 
Beteiligten  im  einzelnen  zu  kennen.  Eine  bezügliche  Fest- 
legung durch  die  Statistik  wird  sich  bei  der  Verfolgung  der  Be- 
wegung der  hypothekarischen  Belastung  vollkommen  erreichen 
lassen,  nicht  aber  mit  der  gleichen  Sicherheit  bei  der  Bestandes- 
aufnahme der  Hypothekarbelastung,  da  diese  regelmässig  sich 
lediglich  auf  den  Grund-  und  Hypothekenbüchern  aufbaut,  deren 
betreffende  Angaben  infolge  inzwischen  eingetretener  Verände- 
rungen mit  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht  immer  noch  im 
Einklang  stehen  werden.  Dieser  allerdings  nur  sehr  gering  zu 
bewertende  Mangel  tritt  bei  der  Enquete  nicht  in  Erschei- 
nung, die  also  auch  hier  stets  ein  volles  Ergebnis  zu  bieten 
vermag. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  übrigens  kurz  hervorgehoben,  dass 
bei  der  Enquete  eine  Unterscheidung  wie  bei  der  Statistik  in  Be- 
standesaufnahme und  Verfolgung  der  Bewegung  der  hypotheka- 
rischen Belastung  nicht  in  dem  gleichen  Masse  zu  machen  ist. 
In  der  Statistik  stellte  sich  jene  Scheidung  in  der  Hauptsache  nur 
als  ein  Notbehelf  dar,  zu  dem  man  greifen  musste,  weil  man  der 
grossen  entgegenstehenden  Schwierigkeiten  wegen  nicht  fortgesetzt 
den  jeweiligen  Besitzstand  durch  eine  besondere  Erhebung  festlegen 
konnte.  Die  Enquete  begreift  aber  immer  nur  eine  Zustands- 
erkundung  für  einen  bestimmten  Zeitpunkt  in  sich,  sie 
wird  daher  auch  die  hypothekarische  Belastung  nur  für  diesen 
Zeitpunkt  festzustellen  haben  und  tut  dieses  in  eigener  vollstän- 
diger Weise ;    ein  Bedürfnis,    eine   jeweilige    hypothekarische  Be- 
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lastung  aus  den  Daten  einer  älteren  Bestandesaufnahme  und  den 
sich  anschliessenden  der  Verfolgung  der  Bewegung  der  Hypo- 
thekenbelastung kann  demgemäss  für  die  Enquete  nicht  ent- 
stehen, und  so  wird  sich  auch  jene  Unterscheidung  hier  nicht  in 
der  sonst  vortretenden  Bedeutung  geltend  machen.  Neben  dem 
hypothekarisch  belasteten  Besitz  ist,  wie  wir  früher  sahen,  auch 
der  unbelastete,  hypothekenfreie  Besitz  näher  nach- 
zuweisen; die  Statistik  bot  in  dieser  Beziehung  keine  Schwierig- 
keit, das  Gleiche  wird  man  aber  auch  für  die  Enquete  anzuer- 
kennen haben. 

Endlich  haben  wir  noch  eines  Umstandes  zu  gedenken,  der 
für  die  Statistik  besondere  Hindernisse  bot,  nämlich  des  Umstan- 
des, dass  für  ein  und  dieselbe  Schuld  mehrere  Grund- 
stücke hypothekarisch  verhaftet  sein  können.  Wir  sahen,  dass  die  Sta- 
tistik diesem  Umstände  nicht  immer  vollständig  Rechnung  zu  tra- 
gen in  der  Lage  war  und  ihn  überhaupt  nur  mit  grösseren  Wei- 
terungen berücksichtigen  konnte.  Auch  dieses  kommt  bei  der 
Enquete  nicht  oder  doch  nicht  in  dem  Masse  in  Betracht;  in  der 
Regel  wird  die  doppelte  Verhaftung  für  die  eine  Schuld 
von  der  Enquete  ohne  besondere  Schwierigkeit 
festzustellen  sein,  und  es  dürfte  wohl  nur  zu  den  selteneren  Aus- 
nahmen gehören,  wenn  dieses  nicht  der  Fall  sein  würde.  Die 
nähere  Erörterung  der  Einzelheiten  hat  uns  also  bei  der  hypothe- 
karischen Belastung  zu  demselben  Ergebnis  wie  bei  dem  Besitz- 
wechsel gebracht.  Alle  die  in  Frage  kommenden  Spezial- 
momente  eignen  sich  in  der  Hauptsache  uneingeschränkt 
für  die  Zustandserkundung  durch  die  Enquete,  de- 
ren Eigenart,  die  Spezialisierung  und  Detaillierung,  mithin  hier 
auch  voll  zur  Geltung  kommen  kann.  Infolge  dessen  ist  für  die 
Enquete  die  Möglichkeit  gegeben,  allen  den  Einzelheiten  ausgie- 
biger und  vollständiger  Rechnung  zu  tragen  als  die  Statistik,  die 
nach  dieser  Richtung  hin  noch  wesentlicher  als  bei  dem  Besitz- 
wechsel zurückbleibt. 

Dabei  ist  aber  nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  es  sich  bei 
der  hypothekarischen  Belastung  der  Natur  der  Sache  nach  vor- 
wiegender und  wesentlich  mehr  wie  bei  dem  Besitzwechsel  um 
ein  ausschliesslich  zahlen  massiges  Material  han- 
deln muss,  und  dass  letzteres  auch  für  die  Enquete  dementspre- 
chend in  stärkerem  Masse  in  Frage  kommt.  Durch  dieses  stärkere 
Vortreten  der  zahlenmässigen  Nachweisungen,  welches  die  Enquete 
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in  entsprechender  Weise  treffen  muss,  ist  hier  notwendig 
wiederum  auch  eine  engere  Beziehung  zwischen  der  Enquete 
und  der  Statistik  gegeben.  Diese  letztere  bedingt  aber,  dass  jenes 
Ueberwiegen  der  Enquete  über  die  Statistik  in  den  Einzehiachwei- 
sungen  in  vollem  Umfang  nur  da  zur  Geltung  kommen  kann,  wo 
eine  entsprechende  und  an  sich  stets  weitergehende  B  e  s  ch  r  ä  n- 
kung  der  Enquete  in  ihrem  sachlichen  und  örtlichen  Erkiuidungs- 
gebiet  vorgenommen  ist,  so  dass  also  der  in  dieser  Beziehung  ge- 
gebene Gegensatz  zwischen  der  Enquete  und  der  stets  tunlichst 
das  Ganze  umfassenden  Statistik  bei  der  i)raktischen  Durchfüh- 
rung wesentlich  verschärft  worden  ist.  Je  mehr  der  letztere  Ge- 
gensatz verringert  wird,  je  weniger  eng  man  also  die  Enquete 
sachlich  und  örtlich  eingrenzt,  desto  mehr  nähern  sich  Statistik 
und  Enquete  einander  und  desto  weniger  wird  speziell  in  den 
zahlenmässigen  Nachweisungen  die  Ueberlegenheit  in  der 
Detaillierung  und  der  Berücksichtigung  von  Einzelheiten  bei 
der  Enquete  in  Erscheinung  treten  können.  Es  ist  dieses  für  die 
Ergebnisse  und  den  praktischen  Erfolg  ein  nicht  zu  unterschätzender 
Umstand,  dem  man  daher  auch  bei  der  tatsächlichen  Anordnung 
einer  bezüglichen  Enquete  und  der  näheren  Abgrenzung  derselben 
in  den  Einzelheiten  stets  entsprechend  Rechnung  tragen  muss. 

3.  B  o  d  e  n  p  r  e  i  s  und  B  o  d  e  n  w  e  r  t.  Für  den  Boden- 
preis und  den  B  o  d  e  n  w  e  r  t  kommen  vermöge  des  gewissen 
inneren  Zusammenhangs  beider  die  massgebenden  Einzelmomente 
in  einer  äusserlich  g  1  e  i  ch  e  n  Weise  in  Betracht,  und  wenn  auch 
in  dem  bezüglichen  Einfluss  und  der  Wirkung  dieser  Einzelmo- 
mente nach  der  gleichzeitig  gegebenen  Verschiedenheit  des  B  o- 
denpreises  als  der  individuellen  Bewertung,  des 
Boden  wertes  als  des  tatsächlichen  objektiven  Wer- 
tes, wiederum  Abweichungen  darin  in  Erscheinung  treten,  so 
wird  sich  solches  für  die  vorliegende  Betrachtung  zunächst  nicht 
geltend  machen,  und  wir  werden  jene  Einzelmomente  für  Boden- 
preis und  Bodenwert  hier  in  eins  behandeln  können. 

Zunächst  sind  es  alle  die  Momente,  welche  den  Bodenpreis 
und  Bodenwert  als  solchen  beeinflussen,  Momente,  welche  bei 
Bodenpreis  und  Bodenwert  ganz  die  gleichen  sind,  obwohl  ihr 
Einfluss  nach  Art  und  namentlich  nach  Stärke  sich  in  einer  ganz 
verschiedenen  Weise  äussern  kann  und  vielfach  auch  äussern  wird. 
Wir  hatten  auf  diese  Momente  in  unseren  früheren  Darlegungen 
schon  hinzuweisen;  es  kommen  dabei  alle  die  besonderen  Eigen- 
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heiten  und  Qualifikationen  des  Grund  und  Bodens 
bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  und  mit  einer  möglichst  weit- 
gehenden Spezialisierung  in  Frage,  daneben  dann  aber  namentlich 
noch  eine  Reihe  weiterer  Umstände  oder  Momente,  welche  mit 
dem  Grund  und  Boden  immerhin  noch  mehr  oder  weniger  in 
einem  gewissen  Zusammenhang  stehen,  als  sie  sozusagen  den 
einzelnen  Grundbesitz  als  solchen  qualifizieren;  zu  letzteren 
gehört  es  beispielsweise,  ob  der  Grundbesitz  in  gutem  oder 
schlechtem  Zustande  sich  befindet,  ob  er  seiner  Zusammen- 
setzung nach  den  normalen  Verhältnissen  entspricht,  ob  er  den 
Zwecken,  zu  welchen  er  bestimmt  ist,  in  richtiger  Weise  zu 
dienen  vermag  etc.  etc.  Bezi^iglich  aller  dieser  ungemein  zahl- 
reichen Einzelmomente  können  wir  übereinstimmend  das  geltend 
machen,  dass  die  Statistik  dieselben  in  der  Hauptsache  gar 
nicht  oder  doch  nur  in  einer  ganz  untergeordneten  Weise  zu  be- 
rücksichtigen imstande  ist,  wie  wir  früher  ja  auch  schon  näher 
nachgewiesen  haben.  Der  Eigenart  der  Enquete  für  eine  grös- 
sere Spezialisierung  und  Detaillierung  erweisen  sich  diese  Mo- 
mente im  grossen  und  ganzen  durchaus  zugänglich. 

Wir  können  dieses  hier  nur  im  allgemeinen  geltend  machen, 
es  für  jedes  einzelne  Moment  im  speziellen  nachzuweisen,  würde 
uns  zu  weit  führen;  einen  Teil  der  Momente,  nämlich  diejenigen, 
welche  unmittelbar  den  Grund  und  Boden  berühren,  hatten  wir 
nach  der  gleichen  Richtung  hin  schon  oben  herauszuheben  ;  sollte 
von  den  übrigen  Momenten  das  eine  oder  das  andere  seinem 
Wesen  nach  für  die  in  Frage  kommende  Spezialisierung  sich  nicht 
vollständig  eignen,  so  würde  dem  wohl  eine  wesentliche  Bedeu- 
tung kaum  zugemessen  werden  können,  das  Gesamtresultat  würde 
im  allgemeinen  doch  bestehen  bleiben.  Dieses  Gesamtresultat 
läuft  aber  darauf  hinaus,  dass  auch  hier  wieder  die  Enquete 
sich  als  leistungsfähiger  wie  die  Statistik  erweist,  da  sie  es 
vermag,  die  Einzelmomente,  welche  den  Bodenpreis  und  den  Bo- 
denwert beeinflussen,  in  ihrer  Wirkung  näher  zu  verfolgen  und 
danach  speziell  darzulegen.  Es  ist  dieser  Umstand  aber  von  einer 
nicht  zu  unterschätzenden  Wichtigkeit,  einerseits  weil  Bodenpreis 
und  Bodenwert  nicht  nur  als  selbständiges  Agra  r  Verhält- 
nis ,  sondern  gleichzeitig  auch  noch  als  besondere  und  sehr  be- 
deutungsvolle Einzelmomente  bei  den  anderen  zuerst  be- 
handelten Agrarverhältnissen  sich  geltend  machen,  andererseits 
aber,  weil  erst  damit    Bodenpreis    und  Boden  wert    in  ihrer  wah- 
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ren  Bedeutung  erfasst  und  erkannt,  sowie  gegen  einander  ab- 
gewogen werden  können. 

Eine  bestimmte  Eins  c  li  r  änk  u  n  g  ist  hierbei  jedoch  zuma- 
chen, die  sich  aber  in  einer  etwas  verschiedenen  Weise  bezüghch 
des  Bodenpreises  und  bezüghch  des  Bodenwertes  äussert.  Wenn- 
gleich die  Enquete  alle  die  einzel  nen  Ei  n  fl  üsse,  welche  für  die 
Bodenpreisnormierung  für  den  einzelnen  Fall  massgebend  gewesen 
sind,  überhaupt  zu  berücksichtigen  und  festzulegen  in  der  Lage  ist, 
so  geht  dieses  doch  nicht  soweit,  dass  sie  auch  in  jedem  einzelnen 
Fall  die  Stärke,  mit  welcher  jedes  einzelne  Einflussmoment  zur 
Wirkung  gekommen  ist,  zu  bestimmen  vermöchte.  Dass  eine  der- 
artige genaue  Bestimmung  nicht  zu  ermöglichen  ist,  gründet  sich 
aber  nicht  etwa  auf  besondere  Eigenheiten  der  Enquete,  sondern 
vielmehr  auf  die  Natur  der  Sache  selber.  Eine  solche  Be- 
stimmung wird  sich  überhaupt  nur  in  vereinzelten  Fällen 
durchführen  lassen,  da  die  Beteiligten  selbst  die  einzelnen  Ein- 
flussmomente, welche  für  sie  im  allgemeinen  und  in  ihrer  Gesamt- 
heit auf  die  Preisbildung  zur  Geltung  gekommen  sind,  nicht  ent- 
sprechend gegen  einander  abwägen  und  zahlenmässig  veranschla- 
gen. Es  ist  die  Enquete  demnach  —  und  dieses  dürfte  in  der 
Hauptsache  auch  ihrem  allgemeinen  Charakter  entsprechen  —  im 
wesentlichen  doch  nur  imstande,  die  für  die  Normierung  des 
Bodenpreises  massgebenden  Momente  für  jeden  einzelnen  Fall, 
speziell  was  die  Stärke  der  Wirkung  anbetriflt,  im  allge- 
meinen zu  erfassen;  doch  muss  auch  dieses  allgemeine  Erfassen, 
welches  der  Statistik  immerhin  abgeht,  als  von  hoher  Wich- 
tigkeit angesehen  werden.  Auf  Grund  desselben  wird  es  sich 
immerhin  ermöglichen  lassen,  nach  den  bezüglichen  Ergebnissen 
der  Enquete  im  allgemeinen  einen  Normalpreis  für  be- 
stimmte Kategorien  des  Grund  und  Bodens  zu  ermit- 
teln, der  dann  zu  w'eiteren  V^ergleichungen,  zu  Beurteilungen  und 
Schlüssen  die  Handhabe  bieten  kann  und  wird.  Hierauf  wird 
aber  stets  ein  grosses  Gewicht  zu  legen  sein. 

Was  sodann  die  Wertbestimmung  anlangt,  so  wird  be- 
züglich derselben  der  vorberührte  Umstand  allerdings  auch  Platz 
greifen,  aber  nicht  in  dem  gleichen  Grade  und  dabei  in 
einer  etwas  anderen  Weise.  Es  ist  hier  zu  berücksichtigen, 
dass  die  Wertbestimmung  erst  durch  die  Enquete  selbst  vorzu- 
nehmen ist  und  dass  dabei  alle  einzelnen  Einflussmomente,  welche 
auf  den  Wert  eine  Wirkung  ausüben,  entsprechend  in  Rechnung 
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gezogen  werden  müssen.  Bei  letzterem  Verfahren  werden  dann 
die  einzelnen  Einflussmomente  nach  ihrer  Wirkung  auch  zahlen- 
mässig  in  Ansatz  gebracht  werden  beziehungsweise  gebracht  wer- 
den können,  und  auf  diese  Weise  würde  in  der  Hauptsache  re- 
gelmässig ein  Nachweis  über  die  Wirkung  der  einzelnen 
Einflussmomente  und  über  die  Stärke  dieser  Wirkung 
erbracht  werden.  Nicht  zu  verkennen  ist  aber,  dass  dieses  Ver- 
fahren selbst  für  die  Enquete  eine  verhältnismässig  grosse 
Arbeitslast  verursachen  würde  und  ebenso  in  seiner  Durchfüh- 
rung mannigfache  Schwierigkeiten  bieten  dürfte ;  dazu  kommt, 
dass  doch  auch  durch  die  Sachlage  gewisse  Grenzen  gesetzt  sind ; 
denn  in  jedem  einzelnen  Fall  alle  Einflussmomente,  und  dabei 
auch  die  nur  in  dem  geringfügigsten  Masse  zur  Wirkung  kommen- 
den, zahlenmässig  genau  gegeneinander  abzuwägen,  und  zwar 
nach  gleich  massigen  Grundsätzen  für  die  ganze  Enquete, 
wird  sich  nicht  immer  als  tatsächlich  möglich  erweisen.  Durch 
diese  der  praktischen  Durchführung  sich  entgegensetzenden  Hemm- 
nisse wird  man  wohl  meist  auch  hier  zu  einer  Einschränkung 
kommen  müssen,  indem  man  entweder  sich  mit  einer  allgemei- 
nen, nicht  näher  spezifizierten  Wertbestimmung  begnügt  und  da- 
mit hier  zu  einem  ähnlichen  Ergebnis  wie  bei  der  Preisverfolgung 
kommen  würde,  oder  nur  die  wesentlicheren  Einflussmomente  in 
Berücksichtigung  zieht  und  die  geringeren  ausser  acht  lässt. 

Man  hat  dazu  des  ferneren  aber  noch  in  Betracht  zu  ziehen, 
dass  in  der  Vornahme  einer  Wertbestimmung  in  einer  Enquete  in- 
sofern immer  ein  gewisser  innerer  Widerspruch  liegt,  als  die  Wert- 
bestimmung doch  lediglich  etwas  absolut  Objektives  be- 
deutet, während  in  der  Enquete  stets  ein  subjektives  Mo- 
ment bis  zu  einem  bestimmten  Grade  vorhanden  ist.  Mit  Rück- 
sicht hierauf  werden  die  Wertbestimmungen,  welche  durch  eine 
Enquete  erfolgen,  auch  wenn  sie  mit  noch  so  grosser  Sorgfalt, 
mit  noch  so  viel  Kautelen  durchgeführt  würden,  niemals  als 
vollkommen  objektive  die  all gem  eine  Anerkennung  finden  und 
solche  auch  niemals  überhaupt  voll  in  Anspruch  nehmen  kön- 
nen. Danach  muss  es  aber  wieder  nicht  nur  unbedenklicher, 
sondern  im  allgemeinen  auch  wohl  zur  Vermeidung  einer  nicht 
mit  dem  entsprechend  zu  bewertenden  Ergebnis  gekrönten  grös- 
seren Arbeitslast  sachgemässer  erscheinen ,  dass  die  Wertbe- 
stimmung durch  eine  Enquete,  mag  letztere  selbständig  nur  auf 
jene  Wertbestimmung    hinzielen    oder   mag  sie  dieselbe  bei  Klar- 
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legung  der  anderen  Agrarverhältnisse  vornehmen,  nur  in  allge- 
meineren Grenzen  gehalten  und  ohne  eine  einge- 
hendere Spezialisierung  durchgeführt  wird. 

Ausser  den  vorbchandelten  Einflussmomenten,  welche  auf 
den  Preis  und  den  Wert  als  solchen  einwirken,  kommen  für  die 
spezielle  Bodenpreis-  und  Bodenvvertermittlung  in  der  I  lauptsache 
nur  die  gleichen  Momente,  welche  wir  im  einzelnen  bei  Klar- 
legung über  den  Besitzwechsel  und  die  hypothekarische  Belastung 
zu  besprechen  hatten,  in  Frage,  und  zwar  äussern  sich  diese  Mo- 
mente im  wesentlichen  ganz  in  der  gleichen  Weise  wie 
dort,  so  dass  Sonderheiten  bezüglich  derselben  hier  nicht  geltend 
zu  machen  sind.  Wir  brauchen  daher  hier  auf  dieselben  nicht 
nochmals  näher  einzugehen,  sondern  können  uns  darauf  beschrän- 
ken, im  allgemeinen  hervorzuheben,  wie  nach  unseren  früheren 
Ausführungen  die  Enquete  bezüglich  der  näheren  Aufklärung 
aller  der  verschiedenen  Einzelheiten  sich  als  der 
Statistik  überlegen  erwiesen  hat  und  wie  mithin  das 
Gleiche    auch  hier  als  zutreffend   anzunehmen  ist. 

Als  einer  besonderen  für  die  Festlegung  bezüglich  des  Bo- 
denpreises und  des  Bodenw^ertes  zu  berücksichtigenden  Einzelheit 
ist  dann  aber  noch  des  allgemeinen  und  des  Gebäude- 
inventars zu  gedenken,  wie  solches  auch  in  den  Anträgen 
des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  entsprechend  herausgehoben 
ist.  Das  Gebäudeinventar  würde  ja  immer  schon  als  ein 
erheblicheres  Einflussmoment  auf  Bodenpreis  und  Boden- 
wert in  Betracht  kommen,  seine  vorragendere  und  weitergehende 
Bedeutung  dürfte  aber  doch  wohl  eine  besondere  Behandlung 
bedingen.  In  gleicher  Weise  wird  aber  die  enge  Verbindung,  in 
welcher  das  sonstige,  speziell  das  landwirtschaftliche 
Inventar  zu  dem  Grund  und  Boden  steht,  ein  besonderes 
Herausheben  auch  für  dieses  rechtfertigen.  In  beiden  Beziehun- 
gen würde  daher  auch  die  Enquete  eine  Berücksichtigung  ein- 
treten lassen  müssen,  und  dabei  kommt  wiederum  die  Ueber- 
legenheit  dieser  Erkundungsform  zur  Geltung. 

Während  die  Statistik  ebenmässig  den  Preis  wie  den  Wert 
sowohl  bezüglich  der  Gebäude  wie  bezüglich  des  Inventars  nicht 
ausreichend  und  genau  in  Rücksicht  zu  ziehen  vermag,  ist  die 
Enquete  nach  Massgabe  ihrer  Eigenart  hierzu  vollkommen 
imstande.  Dieselbe  wird  für  alle  einzelnen  Fälle,  in  welchen 
sie  die  Preisnormierung  verfolgt,    die  Höhe  der  Preise   für  Grund 
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und  Boden,  für  Gebäude  und  für  eigentliches  Inventar  ermitteln 
können;  wo  eine  entsprechende  Ausscheidung  von  den  Beteiligten 
selbst  nicht  gemacht  ist,  wird  sie  sich  durch  bezügliches  Sach- 
verständigengutachten nachholen  lassen.  Ebenso  wird  aber  auch 
bezüglich  der  Wertbestimmung  die  fragliche  Ausscheidung  be- 
ziehungsweise die  Hineinziehung  des  Inventars  zu  ermöglichen 
sein ,  wenngleich  hierbei  auch  gewisse,  aber  nicht  sehr  bedeu- 
tungsvolle Einschränkungen  nach  dem  oben  Ausgeführten  Platz 
greifen  können.  Dementsprechend  erweist  sich  auch  nach  dieser 
Richtung  die  Enquete  wiederum  leistungsfähiger  als 
die  Statistik,  wie  solches  auch  im  grossen  und  ganzen  bezüglich 
der  übrigen  Einzelmomente  für  die  Festlegung  des  Bodenpreises 
und  des  Bodenwertes  zu  konstatieren  war. 

III.  Die  prinzipiellen  Mängel  der  Statistik 
in  ihrer  praktischen  Wirkung.  Wenn  wir  nun  aus  der 
vorstehenden  Betrachtung  über  die  Anwendbarkeit  der  Enquete 
für  eine  Zustandserkundung  bezüglich  der  bei  unseren  Agrarver- 
hältnissen speziell  in  Frage  kommenden  Einzelheiten  ein  Gesamt- 
ergebnis ziehen,  so  muss  dasselbe  zweifellos  für  die  Enquete 
ungemein  günstig  ausfallen.  Wie  die  Enquete  für  eine 
Feststellung  bezüglich  der  Agrarverhältnisse  schon  von  vornherein 
und  im  allgemeinen  als  ganz  besonders  geeignet  sich 
erweist,  so  ist  sie  gleicherweise  auch  im  ausgedehntesten 
Masse  imstande ,  jene  Einzelmomente,  welche  für  die 
von  uns  behandelten  Agrarverhältnisse  nur  irgendwie  von  einer 
überhaupt  nennenswerten  Bedeutung  erscheinen,  in  der  Haupt- 
sache klarzulegen  und  jedenfalls  überall  so  weit  klarzulegen, 
als  nach  der  Natur  der  Sache  eine  Klarlegung  überhaupt  als  ge- 
geben und  möglich  erscheint.  Danach  hat  sich  die  Enquete  nach 
dieser  Richtung  hin  in  allen  Einzelheiten  der  Statistik  so  über- 
legen gezeigt,  dass  man,  wollte  man  allein  hiernach  ein  Urteil 
fällen,  gar  nicht  zweifeln  und  die  Enquete  allein  für  die  Zustands- 
erkundung über  die  in  Rücksicht  gezogenen  Agrarverhältnisse 
wählen  könnte,  weil  man  durch  sie  ein  ungleich  vollständi- 
geres und  eingehenderes  Ergebnis  erzielen  würde. 

So  glänzend  und  verlockend  nun  aber  auch  die  mit  der  En- 
quete erreichten  Ergebnisse  in  ihrer  ausgedehnten  Berücksichti- 
gung der  Einzelheiten  und  der  damit  wiederum  gegebenen  voll- 
kommeneren Darlegung  aller  einschlagenden  Verhältnisse  sein 
mögen,    so    wird    man    doch    vor    einer  Ueberschätzung  dringend 
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warnen  müssen.  Denn  diesen  äusserlich  so  vollendeten  Ergeb- 
nissen haftet  doch  ein  innerer  Mangel  an,  der  auf  dem 
Wesen  der  Enquete  selbst  beruht  und  der  deshalb  auch  niemals 
vollkommen  beseitigt  werden  kann.  Dieser  Mangel,  den  wir  schon 
oben  berührten,  besteht  sozusagen  in  dem  Fehlen  der  vol- 
len Objektivität  der  Ergebnisse,  das  sich  zum  min- 
desten in  der  stets  gegebenen  Möglichkeit  geltend  machen  muss, 
das  erzielte  Ergebnis,  sei  es  mit  mehr  sei  es  mit  weni- 
ger oder  auch  mit  eigentlich  gar  keinem  Recht,  als  nach  der 
einen  oder  der  anderen  Seite  beeinllusst  darzu- 
stellen, ohne  dass  dieser  V^orwurf  mit  in  der  Sache  selbst  liegen- 
den und  zwingenden  Gründen  unanfechtbar  zurückgewiesen 
werden  könnte.  Dieser  Uinstand  muss  aber  für  unseren  prakti- 
schen Fall  wiederum  von  einer  ganz  wesentlichen  Bedeutung  sein. 
Zwei  ]\Iomente  sind  es,  wie  wir  oben  schon  bei  der  Erörte- 
rung des  Wesens  der  Enquete  hervorgehoben  haben,  welche  da- 
bei hauptsächlich  in  Frage  kommen. 

Die  Enquete  muss  einmal,  um  die  weitergehende  Klarlegung 
in  den  Einzelheiten  zu  ermöglichen,  mit  einer  sachlichen  und 
örtlichen  Beschränkung  arbeiten.  Durch  diese  notwen- 
dige, aber  doch  nicht  in  dem  klarzustellenden  Gegenstand  selbst 
ohne  weiteres  liegende  Eingrenzung  ihres  Gebietsfeldes  ist  aber 
für  die  Enquete  unbedingt  der  Verlust  der  absoluten 
Objektivität  gegeben.  Jene  Eingrenzung  bedeutet  immer  ein  Ein- 
greifen  in  das  Erkundungsgebiet,  welches  nicht 
durch  den  Gegenstand  der  Erkundung  irgendwie  bedingt  ist.  Das- 
selbe kann  in  der  einen  oder  anderen  Weise  erfolgen  und  muss, 
je  nachdem  es  tatsächlich  in  dieser  oder  in  jener  Weise  erfolgt, 
einen  ganz  verschiedenen  Einfluss  auf  das  Ergeb- 
nis der  Erkundung  äussern.  Wie  aber  das  Eingreifen 
tatsächlich  stattfinden  soll,  muss  immer  für  den  einzelnen 
Fall  besonders  entschieden  werden  und  beruht  mithin  auf  einer 
bestimmten  Beurteilung  der  Sachlage,  welche  niemals  voll- 
kommen unanfechtbar  sein  kann,  und  damit  die  Anfechtbarkeit 
selbst  auch  auf  die  Ergebnisse  der  Erkundung  überträgt. 

Gerade  da  aber,  wo  es  sich  um  ein  Erkundungsgebiet  han- 
delt, auf  welchem  sich  die  Speziali  nteressen  bereits  in 
einer  besonderen  Schärfe  zugespitzt  haben,  wie  solches  bezüglich 
der  Agrarverhältnisse  bei  uns  zur  Zeit  wohl  nicht  in  Abrede  ge- 
stellt   werden    kann,    muss    jener    Umstand    wiederum    in    ganz 
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besonderer  Tragweite  zur  Geltung  kommen.  Ist  die 
Eingrenzung  der  Enquete,  die  sachliche  wie  die  örtliche,  auch 
mit  tunlichster  Unparteilichkeit  und  mit  noch  so 
grosser  Sorgfalt  geschehen,  so  wird  sie  doch  regelmässig  nach 
beiden  Seiten  hin  Angriffspunkte  bieten,  ja  sie  wird 
dieses  vielleicht  um  so  mehr,  je  unparteiischer  sie  vollzogen  ist; 
die  Vertreter  der  beiden  Extreme  werden  stets  leicht  geneigt 
sein,  zu  behaupten,  ihren  Interessen  sei  nach  dieser  oder  jener 
Richtung  hin  nicht  ausreichend  Genüge  geleistet.  Aber  selbst 
wenn  die  Eingrenzung  einer  Enquete  unter  der  allgemei- 
nen Billigung  der  Vertreter  sämtlicher  Interessen  stattge- 
funden haben  sollte,  so  würden  doch  die  Ergebnisse  der 
Enquete  —  auch  ganz  abgesehen  von  dem  weiteren  demnächst 
zu  erörternden  Umstände,  welcher  in  gleicher  Richtung  in  Frage 
kommt  —  nicht  immer  dieselbe  Billigung  von  allen  Sei- 
ten erfahren.  Widersprechen  die  durch  die  Enquete  erzielten  Er- 
gebnisse in  irgend  einer  Weise  den  einseitigen  Interessen,  so  wer- 
den die  Vertreter  dieser  Interessen  nicht  Anstand  nehmen,  das 
Ergebnis  anzuzweifeln  und  die  Eingrenzung  des  Erhebungsge- 
bietes trotz  der  früheren  Zustimmung  als  doch  nicht  ganz  richtig 
hinzustellen,  so  beispielsweise  die  ursprünglich  als  normale  Typen 
für  die  Enquete  ausgesuchten  Gemeinden  nach  Massgabe  des  Er- 
gebnisses nicht  mehr  als  solche  anerkennen.  Dieses  wird  aber 
nicht  etwa  nur  bei  äusserster  Voreingenommenheit  oder  um  einen 
Widerspruch  auf  alle  Fälle  aufrecht  zu  erhalten,  sondern  auch 
bei  im  allgemeinen  durchaus  sachlicher  Beurteilung  vorkommen 
können  und  muss  daher  als  eine  ganz  regelrechte  Erscheinung 
bei  bewandter  Sachlage   angesehen  werden. 

Dass  solches  bei  einer  Enquete  über  die  besagten  Agrarver- 
hältnisse zu  einer  Zeit  wie  der  jetzigen,  wo  die  einzelnen  Standes- 
interessen und  speziell  gerade  die  landwirtschaftlichen  Interessen 
in  einem  so  starken  Masse  in  den  Vordergrund  gedrängt  sind, 
unvermeidlich  sich  ereignen  wird,  dürfte  wohl  kaum  verkannt  wer- 
den können.  Der  eigentliche  innere  Wert  der  Enquete  würde 
dadurch  vielleicht  weniger  leiden,  wie  ihre  B  rauch  barke  it  für 
unmittelbar  praktische  Zwecke,  die  nur  unter  allgemeiner 
Zustimmung  zu  erfüllen  wäre. 

Das  zweite  Moment,  welches  wir  hier  als  das  wesent- 
lichere zu  berühren  haben  ^  kommt  teils  in  der  gleichen  Rich- 
tung  teils   in  einer  anderen    wenn    auch    ähnlichen    aber    an    sich 
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noch  bedenklicheren  zur  Geltmiij.  Es  besteht  dieses  darin,  dass 
die  Enquete  ihre  Ergebnisse  regehnässig  in  einem  vorwiegen- 
den Masse  auf  Fe  stst  eil  u  ng  c  n  und  Beurteilungen  von 
Sachverständigen  stützt,  welche  für  den  einzelnen  Kall  natur- 
geinäss  nicht  ohne  weiteres  und  als  solche  durch  die  Natur  der 
Sache  bedingt  gegeben  sein  können,  sondern  stets  durch  beson- 
dere Auswahl  bestimmt  werden  müssen.  Bei  einer  Zustands- 
erkundung  über  die  von  uns  berührten  Agrarverhältnisse  wird 
dieses  Moment  stets  in  ausgiebigster  Weise  Platz  greifen, 
sofern  alle  die  genannten  Einzelheiten  entsprechend  in  Rücksicht 
gezogen  und  zur  Klarlegung  gebracht  werden  sollen;  wir  werden 
also  hier  stets  voll  mit  ihm  zu  rechnen  haben. 

Die  in  demselben  sich  notwendig  machende  Auswahl  von 
Sachverständigen  muss  aber  einmal  und  zunächst  genau 
dieselbe  Wirkung  wie  oben  beim  ersten  Moment  die  Eingrenzung 
des  Enquetegebietes  ausüben,  ja  meist  sogar  noch  in  einem  ver- 
stärkten Masse.  Die  absolute  Objektivität  geht  hiermit 
im  Prinzip  ebenfalls  verloren;  die  Ergebnisse  sind  aller 
Sicherheitsmassregeln  und  Sorgfalt  zum  Trotz  ganz  ebenso  ,  wie 
es  oben  ausgeführt  wurde,  anfechtbar.  Da  an  und  für  sich 
bei  einer  Abgrenzung  des  Enquetegebietes  eine  unparteiische  Durch- 
führung sich  weit  leichter  als  bei  der  Bestellung  von  Sachverständi- 
gen ermöglichen  lassen  wird  und  ebenmässig  auch  eine  allseitige 
Anerkennung  durch  die  entgegengesetzten  Interessen  im  ersteren 
Fall  auf  weit  weniger  Schwierigkeiten  stossen  dürfte  wie  im  zwei- 
ten Fall,  so  ist  dadurch  schon  die  Sachlage  bei  diesem  Moment 
eine  schwierigere.  Dazukommt,  dass  man  hier  nicht  nur  die 
Auswahl  der  Sachverständigen,  also  die  allgemeine  Quali- 
fikation der  letzteren,  sondern  ebenso  auch  noch  die  Fest- 
stellungen und  Beurteilungen  derselben  selbst  an- 
zweifeln kann,  dass  mithin  für  die  Anfechtung  selbst  noch  ein 
grösserer  Spielraum  besteht.  Mit  Rücksicht  hierauf  wird  man 
schon  die  eine  Wirkung  dieses  Moments  als  stärker  wie  die  des 
ersten  überhaupt  zu  bezeichnen  haben. 

Dabei  kommt  aber  für  das  zweite  Moment  noch  eine  andere 
mehr  tatsächliche  und  allgemeiner  fühlbare  Wirkung 
in  Frage,  welche  sich  wieder  für  unsere  Agrarverhältnisse  in  jetziger 
Zeit  vorzugsweise  stark  bemerkbar  machen  wird  und  dabei 
gleichzeitig  noch  die  erste  Wirkung  erhöhen  muss.  Die  Enquete 
bedarf,  namentlich  wenn  sie  wie  in  unserem  Fall    stärker    spezia- 
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lisiert  werden  und  die  Einzelheiten  klarlegen  soll,  einer  an  sich 
grösseren  Zahl  von  s  ach  verstän  d  igen  H  i  1  fsk  räfte  n  ,  denen 
die  Materialbeschaffung  obliegt.  Diese  Hilfskräfte  sich  aus- 
reichend und  in  entsprechender  Qualität  zu  verschaffen  ist  eine 
der  Hauptschwierigkeiten  bei  der  Durchführung  der  Enquete,  denn 
die  Hilfskräfte  müssen  einerseits  neben  einer  ausreichenden 
Allgemeinbildung  die  bezügliche  spezielle  Sachkennt- 
nis und  einen  Ueberblick  über  die  ganzen  Verhält- 
nisse besitzen  und  andererseits  müssen  sie  durchaus  vorur- 
teilsfrei sein,  um  ohne  Voreingenommenheit  die  Sach- 
lage unparteiisch  zu  beurteilen.  Hält  es  nun  schon  in  normalen 
Zeiten  nicht  ganz  leicht,  ein  nach  diesen  Richtungen  hin  tadel- 
loses Arbeitsmaterial  zu  beschaffen,  so  wächst  die  Schwierigkeit 
aber  in  Zeiten  ,  in  denen  die  w  i  r  t  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  n  S  p  e  z  i  a  1- 
interessen  erheblicher  in  Anspannung  und  Aufregung 
gebracht  sind,  noch  wesentlich  an. 

Nicht  zu  verkennen  ist  aber,  dass  wir  uns  augenblicklich  stark 
in  einer  Zeit  wie  die  letztgenannte  befinden ,  dass  die  grossen 
wirtschaftlichen  Berufsgruppen  und  so  namentlich  Landwirtschaft 
und  Industrie  ihre  Spezialinteressen  und  das,  was  man  denselben 
für  entsprechend  erachtet,  mit  grosser  Energie  und  Lebhaftigkeit 
verfechten  und  sich  dadurch  immer  mehr  in  einen  schrofferen 
Gegensatz  zu  einander  bringen.  Wesentlich  verschärft 
ist  die  Sachlage  aber  noch  dadurch ,  dass  man  den  Interessen- 
kampf auch  auf  das  politische  Gebiet  übertragen  hat,  wo- 
durch demselben  einmal  eine  weit  breitere  Grundlage, 
eine  ausgedehntere  Allgemeinheit  gegeben  wurde,  er  aber  ferner 
auch  zu  einer  intensiveren  Streitweise  und  zu  dem 
Extremen,  das  immer  urteilslos  am  meisten  Anklang  findet, 
hingedrängt  wurde. 

Dadurch  aber,  dass  so  der  Interessengegensatz  sich  verall- 
gemeinert und  in  einer  zugespitzten  und  vielfach  übertriebenen 
Weise  sich  geltend  macht  ,  wird  sich  allgemeiner  in  den  In- 
teressentenkreisen eine  gewisse  Voreingenommenheit 
herausbilden,  die  auch  in  der  ganzen  Beurteilung  der  Sachlage 
zum  Ausdruck  kommen  muss.  Da  hiervon  diejenigen,  welche  im 
übrigen  der  Sache  selbst  das  meiste  Interesse  entgegen- 
bringen und  welche  danach  für  eine  Enquete  die  geeignet- 
sten Sachverständigen  abgeben  dürften,  regelmässig  a m 
stärksten   berührt  zu  werden  pflegen,  so  erhellt  daraus  wohl 
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ohne  weiteres  die  berührte  Schwierigkeit  für  die  Enquete.  Bei  der 
weitverzweigten  und  meist  sehr  auf  die  Spitze  getriebenen  Agitation 
für  die  landwirtschaftlichen  Interessen  muss  aber  jene  Schwierig- 
keit bezüglich  der  Enqueten  über  unsere  Agrarverhältnisse  in 
einem  noch  erhöhten  Masse  Platz  greifen. 

Mit  Rücksicht  hierauf  wird  man  allerdings  von  vornherein 
Zweifel  hegen  können,  ob  für  eine  Enquete  über  unsere  Agrar- 
verhältnisse die  zur  Materialbeschaffung  nötigen  Hilfskräfte  mit 
der  entsprechenden  Urteilsfähigkeit  und  Vorur- 
teilsfreiheit sich  finden  lassen  werden.  Man  wird  immer 
die  Befürchtung  haben  müssen,  dass  bei  bewandter  Sachlage  auch 
mehr  oder  weniger  solche  Sachverständige  mit  unterlaufen  werden, 
welche  —  natürlich  ohne  dass  sie  es  selbst  wollen  oder  auch  nur 
wissen  —  sich  von  ihrer  Voreingenommenheit  leiten 
lassen  und  diese  so  auch  in  den  Ergebnissen  zum  Ausdruck 
bringen.  Darin  liegt  allerdings  eine  Gefahr,  die  zu  ernstesten 
Bedenken  Anlass  geben  muss,  denn  der  ganze  Wert  der  En- 
quete könnte  dadurch  in  Frage  gestellt  werden.  Auf 
alle  Fälle  wird  damit  aber  Kapital  nach  der  Richtung  der  zuerst 
berührten  Wirkung  hin ,  der  allgemeinen  Anfechtung 
der  Enqueteergebnisse,  in  vorragenderer  Weise  geschla- 
gen werden  können. 

Schlusswort. 

Gesamtergebnis.  Diese  letzt  hervorgehobenen  Momente, 
welche  an  und  für  sich  von  der  schwerwiegendsten  Be- 
deutung sind,  müssen  die  vorragende  Stellung,  welche 
der  Enquete  nach  unseren  ersten  Ausführungen  zuzusprechen 
war,  doch  ganz  wesentlich  herabmindern.  Sie  lassen 
es  namentlich  wohl  ohne  weiteres  erkennen,  dass  man  mit  der  En- 
quete allein  für  eine  Zustandserkundung  auch  der  hier  fraglichen 
Art,  wenn  man  etwas  unbestritten  Brauchbares  und 
etwas  für  die  Dauer  festlegen  will,  nicht  auskommen  wird, 
dass  man  die  Statistik,  selbst  wenn  sie  nicht  in  höchster  Voll- 
kommenheit und  allen  Anforderungen  entsprechend  durchzufüh- 
ren ist,  doch  hier  niemals  wird  entbehren  können. 

Bezüglich  der  Anträge  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats 
wird  es  sich  nunmehr  zunächst  um  die  Entscheidung  der  Frage 
handeln,  ob  man  eine  Zustandserkundtang  mit  einem  soforti- 
gen Ergebnis  für  erforderlich  erachtet.   Bejahendenfalls  würde 
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man  dann  aber  immer  zur  Enquete  greifen  müssen,  da  durch 
die  Statistik  erst  nach  längerer  Frist  ein  brauchbares  Ergebnis  zu 
erzielen  steht.  Um  aber  eine  derartige  Enquete ,  die  wiederum 
den  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil  haben  würde,  dass  die  Zu- 
standserkundung  sich  gleichzeitig  auf  alle  die  in  Frage 
stehenden  Agrarverhältnisse  beziehen  und  diese  i  n 
Eins  klarlegen  könnte ,  in  tunlichst  sachgemässer  Weise  durch- 
zuführen und  die  letztbehandelten  Einwirkungen  für  die  zu  erzie- 
lenden Ergebnisse  nach  Möglichkeit  abzuschwächen,  dürfte  es  not- 
wendig und  zweckmässig  erscheinen ,  die  Enquete  in  einem 
grösseren  Umfange  mit  einem  Zahlenmaterial,  welches 
seiner  Natur  nach  und  als  solches  nicht  anfechtbar  sein 
würde,  auszustatten.  Die  süddeutschen  Agrarenqueten  geben  uns 
in  dieser  Beziehung  bereits  einen  Anhalt  und  so  namentlich  die 
zweite  Württembergische  Enquete ,  welche  die  Zahlennachweise 
sogar  auf  verschiedene  Zeitpunkte  mit  regelmässigen  längeren 
Zwischenräumen  verstellt.  Ohne  den  Charakter  der  Enquete  als 
einer  besonderen  Erkundungsform  irgendwie  zu  gefährden,  wird 
es  sich  ermöglichen  lassen,  mit  der  Einziehung  zahlenmässiger 
Nachweise  auch  noch  über  jene  Süddeutschen  Agrarenqueten 
hinauszugehen. 

Die  Enquete  wird  dadurch  allerdings  etwas  der  Statistik 
angenähert,  es  kann  dieses  aber  im  vorliegenden  Fall  zu 
Bedenken  keine  V"eranlassung  geben,  sondern  es  muss  im  Gegen- 
teil sogar  als  nutzbringend  erachtet  werden.  Durch  die 
Annäherung  an  die  Statistik  und  die  umfassendere  Aufnahme  von 
zahlenmässigen  Nachweisen  darf  natürlich  das  Wesen  der  En- 
quete selbst  nicht  leiden;  die  Enquete  muss  trotz  der 
weiteren  Erstreckung  auf  Zahlenangaben  in  alle  jene  zahlreichen 
Einzelmomente,  die  wir  wiederholt  als  wesentliche  und  tun- 
lichst eingehend  festzustellende  sowohl  für  die  allgemeinen  wie 
auch  für  die  den  Anlass  bietenden  speziellen  Zwecke  des  Deut- 
schen Landwirtschaftsrats  herauszuheben  hatten ,  eindringen  und 
sie  uns  mit  ihren  weiteren  Modifikationen  klar  vor  Augen  führen. 
In  dieser  Beziehung  nach  beiden  Seiten  hin,  sofern  dieselben  even- 
tuell mit  einander  kollidieren  würden ,  die  richtige  Grenze 
zuziehen,  müsste  eine  wesentliche  Aufgabe  für  die  praktische 
Anordnung  der  Enquete  selbst  sein,  die  sich  aber  in  voll  be- 
friedigender Weise  lösen  lassen  würde. 

Sofern    auf    diese  Weise    die  Enquete    so  weit  als  irgend 
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möglich  mit  einer  nicht  zu  verkennenden  Objektivität  ausgestattet 
wird  und  damit  auch  die  Ergebnisse  derselben  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  jeder  Anfechtung  entzogen  werden,  so  muss  dieses 
für  den  Augenblick  jedenfalls  den  Zwecken  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrats  am  besten  genügen  ;  nur  auf  diese  Weise  könnte 
nach  den  gewünschten  Richtungen  hin  sofort  eine  Klarstellung 
gegeben  werden.  Wenn  nun  aber  auch  mit  der  sachgemässen 
Durchführung  einer  Enquete  das  augenblickliche  Bedürfnis,  wie 
es  in  den  Anträgen  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  zum 
Durchbruch  gekommen  ist,  befriedigt  sein  wird,  so  darf  man  da- 
mit doch  die  Sache  noch  nicht  als  voll  erledigt  ansehen. 
Es  liegt  doch  wohl  noch  ein  weiteres  in  den  Anträgen  des 
Deutschen  Landwirtschaftsrats,  die  ja  auf  eine  Statistik  über 
die  fraglichen  Agrarverhältnisse  gerichtet  sind.  Danach  wird  aber 
anzunehmen  sein,  dass  man  nicht  nur  eine  einmalige,  sondern 
eine  dauernde  und  fortgesetzte  Klarstellung  jener  Verhält- 
nisse für  erforderlich  erachtet  und  eine  solche  dürfte  auch  den 
tieferen  Zwecken  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  allein 
entsprechen.  Für  diese  Zustandserkundung  wird  aber  die  Form 
der  Statistik,  so  wie  sie  auch  in  Antrag  gebracht  wird,  die 
allein  nützliche  sein. 

Will  man  also  den  eigentlichen  Wünschen  des  Deutschen 
Landwirtschaftsrats  ganz  entsprechen,  so  wird  man  die  Durch- 
führung einer  übereinstimmenden  Statistik  für  das 
Deutsche  Reich  in  den  fraglichen  Beziehungen  auch  neben 
einer  eventuell  anzuordnenden  Enquete  noch  im  Auge  behalten 
müssen.  Wenn  bei  den  fraglichen  Statistiken  auch  nicht  allen 
den  gegebenen  Anregungen  entsprochen  werden  kann  und  ver- 
möge der  sich  entgegenstellenden  verschieden  gearteten  Schwierig- 
keit kein  vollkommen  befriedigendes  Resultat  zu  er- 
langen steht,  so  wird  man  doch  nicht  umhin  können,  denselben 
auch  näher  zu  treten.  Eine  fortgesetzte,  dauernde  Zu- 
standserkundung lässt  sich  in  sachgemässer  Weise  lediglich 
durch  sie  bewerkstelligen,  ebenso  wie  vollkommen  objek- 
tive Ergebnisse  auch  nur  durch  die  Statistik  zu  erzielen  sind. 
Mag  man  die  Enquete  als  Erkundungsform  für  die  fraglichen 
Agrarverhältnisse  noch  so  hoch  bewerten ,  man  wird  doch  d  a- 
neben  der  Statistik  aus  den  vorbezeichneten  Ursachen  nicht 
entbehren  können. 

Es  erscheint  dieses  aber  nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  die  be- 
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sonderen  Zwecke  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  sondern  ebenso 
sehr  zurErzielung  eines  nach  allen  Richtungen  hin  be- 
friedigenden  Gesamtzustandes  wünschenswert  und  er- 
forderlich. Deshalb  wird  man  auch  stets  den  formellen  An- 
trag des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  auf  Einführung  einer  ein- 
heitlichen Besitzwechsel-,  Hypothekar-,  Bodenpreis-  und  Boden- 
wertstatistik im  Deutschen  Reich  aufrecht  zu  erhalten  und  zur  Ver- 
wirklichung zu  bringen  suchen  müssen.  Trotz  der  entgegenstehen- 
den erheblichen  Schwierigkeiten  dürfte  man  damit,  wenn  auch 
vielleicht  nicht  sofort  und  auf  den  ersten  Versuch,  so  doch  im 
Laufe  der  Zeit  zu  einem  unter  Berücksichtigung  der 
Sachlage  zufriedenstellenden  Ergebnis  gelangen. 
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Die  Stichwahl  und  ihr  Ersatz. 

Von 

Gerichtsassessor  Dr.  A.  T  e  c  k  1  e  n  b  u  r  g 

in  Wiesbaden. 

I.  Wenn  bei  einer  Einerwahl,  die  wir  allein  hier  ins  Auge  fassen 
wollen,  kein  Kandidat  die  absolute  Mehrheit  erlangt  hat,  findet  nach 
vielen  Gesetzen,  insbesondere  nach  dem  Reichstagswahlgesetz  vom 
31.  Mai  1869  (§12),  ein  zweiter  Wahlgang  zwischen  denjenigen  beiden 
Kandidaten  statt,  die  im  ersten  die  höchsten  Stimmensummen  erlangt 
haben.  Da  im  zweiten  Wahlgang  alle  Stimmzettel,  die  auf  einen  an- 
dern Kandidaten  als  die  zwei  in  der  Wahl  gebliebenen  lauten,  und 
ebenso  die  leeren  als  ungültig  angesehen  werden  müssen  (Tecklen- 
burg  im  Preuss.  Verwaltungsblatt,  1904,  S.  169),  so  erlangt  entweder 
einer  der  beiden  Stichwahlkandidaten  die  absolute  Mehrheit,  oder  es 
tritt  Stimmengleichheit  ein,  so  dass  das  Los  die  Wahl  entscheiden  muss. 
In  jedem  Fall  aber  geht  der  eine  der  beiden  Kandidaten  als  gewählt 
aus  der  Stichwahl  hervor.  An  diesem  Resultat  des  zweiten  Wahlganges 
ist,  wenn  man  es  für  sich  allein  betrachtet,  nichts  auszusetzen ;  es  ist 
durch  innere  Notwendigkeit  gerechtfertigt.  Dasselbe  gilt  aber  nicht  un- 
bedingt von  der  Grundlage,  die  der  erste  W^ahlgang  für  den  zweiten 
schafft,  m.  a.  W.  nicht  vom  Resultate  des  ersten  Wahlganges.  In  welchen 
Fällen  ist  letzteres  gerechtfertigt,  in  welchen  nicht  ? 

Die  Entscheidung  richtet  sich  nach  dem  Verhältnis,  in  welchem  die 
Stimmsumme  jedes  Stichwahlkandidaten  zur  Summe  aller  gültigen  Stimmen 
steht.  Hat  jeder  der  Stichwahlkandidaten  mindestens  ^/a  aller  gültigen 
Stimmen  (absolute  Drittelmajorität)  für  sich,  so  ist  dieses  Resultat  eines 
ersten  Wahlganges  einwandfrei.  Denn  keiner  der  übrigen  Kandidaten 
würde,  selbst  wenn  deren  Wähler  sämtlich  einem  dieser  Kandidaten  vor 
jedem  der  beiden  Stichwahlkandidateu  den  Vorzug  gäben,  einem  der 
Stichwahlkandidaten  an  S}-mpathien  gleichkommen.     Haben   aber   ent- 
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weder  beide  oder  nur  der  eine  der  höchststimmigen  Kandidaten  des 
ersten  Wahlganges  die  absolute  Drittelmajorität  nicht  erreicht,  dann  ist 
es  möglich,  dass  die  Summe  aller  nicht  zur  Wirksamkeit  gekommenen 
Stimmen  grösser  ist  als  die  auf  den  einen,  ja  als  die  auf  jeden  der 
beiden  Stichwahlkandidaten  entfallene  Stimmsumme.  Und  weiter  ist 
es  dann  möglich,  dass  von  den  mit  ihrem  Kandidaten  nicht  in  die 
Stichwahl  gelangten  Wählergruppen  sich  mehrere  untereinander  näher 
stehen  als  zu  einer  der  mit  ihrem  Kandidaten  durchgedrungenen  Grup- 
pen. Wenn  nun  in  solchem  Falle  die  Gesamtstimmsumme  der  erste- 
ren  Gruppen  die  Stimmsumme  auch  nur  eines  Stichwahlkandidaten 
übersteigt,  dann  muss  es  als  ungerecht  empfunden  werden,  dass  keiner 
der  Kandidaten  dieser  Gruppen  in  die  Stichwahl  kommt. 

IL  Das  Problem,  eine  solche  Verringerung  der  Kandidaten  herbei- 
zuführen, dass  einer  und  zwar  derjenige,  der  die  grösste  Summe  an 
Sympathien  bei  den  Wählern  hat,  notwendig  die  absolute  Majorität  er- 
langt, erscheint  hiernach  durch  das  Stichwahlsystem  nicht  gelöst.  Der 
Grund  dieses  Misserfolges  ist  in  der  im  ersten  Wahlgange  massgeben- 
den relativen  Majorität  für  die  Bestimmung,  wer  Stichwahlkandidat  sein 
solle,  zu  suchen;  denn  der  relativen  Majorität  ist  eigentümlich,  dass 
sie  keine  Beziehung  zu  der  Gesamtzahl  der  gültigen  Stimmen  fordert, 
sondern  allein  nach  dem  Verhältnis  der  Kandidatenstimmsummen  unter- 
einander entscheidet.  Indessen  gibt  es  doch  kein  anderes  Mittel  als 
die  relative  Majorität,  um  zu  dem  Ziele  zu  gelangen,  unbedingt  eine 
absolute  Mehrheit  für  einen  der  Kandidaten  herzustellen.  Allein  man 
wird  der  relativen  Majorität  nur  so  wenig  wie  möglich  Wirkung  ein- 
räumen dürfen.  Dies  geschieht,  indem  man  zunächst  den  Kandidaten 
mit  den  wenigsten  Stimmen  wegfallen  und  nun  unter  den  übrigbleiben- 
den eine  neue  Wahl  stattfinden  lässt.  Hat  nach  dem  darauf  vorge- 
nommenen zweiten  Wahlgange  noch  kein  Kandidat  die  absolute  Mehr- 
heit erlangt,  so  findet  ein  dritter  Wahlgang  statt,  in  welchem  auch  der 
im  zweiten  Wahlgange  am  niedrigsten  herausgekommene  Kandidat  aus- 
geschieden wird.  So  findet  solange  jedesmal  unter  Weglassung  des 
niedrigst  aus  dem  letzten  Wahlgang  herausgekommenen  Kandidaten  ein 
neuer  Wahlgang  statt,  bis  ein  Kandidat  die  absolute  Majorität  erlangt 
hat.  Spätestens  muss  ein  Kandidat  die  absolute  Majorität  erlangen, 
wenn  alle  Kandidaten  bis  auf  zwei  ausgeschieden  sind  ;  es  sei  denn, 
dass  hier  Stimmengleichheit  einträte,  die  aber  auch  durchs  Los  zur 
Entscheidung  führt. 

Die  geschilderte  Wahlart  ist  nicht  etwa  eine  Utopie,  sondern  sie 
ist  geltendes  Recht  für  die  Wahlen  in  den  Landsgemeinden  Uri, 
Ob-  und  Nidwaiden ,  Glarus  und  Appenzell-Inner-Rhoden  [Ryffel,  Die 
schweizerischen  Landsgemeinden,  1903,  S.  316).  So  gut  sie  sich  aber 
für  die  Landsgemeinden  eignet,  wo  die  Abstimmung  öffentlich  durch 
»Handmehr«    geschieht,    so    wenig    würde    sie    etwa    für   die    deutsche 
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Reichstagswahl  passen ;  die  Möglichkeit,  dass  noch  viel  mehr  als  zwei 
VVahlgiinge  nötig  werden  könnten,  würde  sie  unannehmbar  machen. 
Dieser  Hinderungsgrund  betrifft  aber  allein  den  Vollzug;  gegen  die  Idee 
lässt  sich  nichts  einwenden.  Wir  fragen  daher,  lässt  sich  die  geschil- 
derte Idee  nicht  in  anderer  Form  verwirklichen? 

III.  Die  Schriftlichkeit  bei  den  Parlamentswahlen  in  Deutschland 
weist  uns  den  Weg.  Freilich  mit  einem  einzigen  Namen  auf  jedem 
Stimmzettel  kommen  wir  hier  nicht  aus.  Doch  durch  die  Gemeinde- 
wahlen, besonders  auch  die  Wahlen  der  Beisitzer  zu  den  Gewerbe-  und 
Kaufmannsgerichten  ist  der  mehrnamige  Stimmzettel  und  also  die  sog. 
Listenwahl  auch  im  Deutschen  Reiche  nichts  Unbekanntes  mehr. 
Indessen  in  allen  letztgenannten  Fällen  handelt  es  sich  um  die  gleich- 
zeitige Wahl  mehrerer,  wir  aber  nahmen  uns  vor,  nur  die  Einerwahl  zu 
betrachten.  Dem  mehrnamigen  Stimmzettel  muss  bei  ihr  eine  andere 
Bedeutung  beigelegt  werden,  als  er  sie  bei  jenen  Wahlen  hat.  Wir 
entnehmen  diese  Bedeutung  dem  Proportionalwahlsystem  des  Engländers 
Thomas  Harc  (The  election  of  representatives,  4.  Aufl.  1873,  S.  189  f., 
Tecklenlmrg  im  Archiv  f.  bürgerl.  Recht,  Bd.  25,  S.  259).  In  seinem 
System  findet  sich  der  Gedanke  durchgeführt,  dass  jeder  Wähler  mehrere 
Kandidaten  auf  seinem  Wahlzettel  benennen  dürfe,  und,  falls  der  an  erster 
Stelle  Genannte  nach  den  Regeln  jenes  Systems  nicht  als  gewählt  er- 
scheine, die  Stimme  des  Wählers  in  vollem  Umfange  dem  zweitgenann- 
ten Kandidaten  zugute  komme.  Sollte  auch  dieser  nicht  so  viel  an 
Stimmen  (primären  und  sekundären)  erhalten,  dass  er  als  gewählt  gelten 
könne,  so  tritt  die  Tertiärstimme  des  Wählers  in  Wirksamkeit  und 
so  fort.  Es  handelt  sich  hier  also  um  eine  Eventualstimm- 
gebung.  Der  Wähler  bezeichnet  einen  Kandidaten  in  erster  Linie, 
einen  andern  in  zweiter,  wieder  einen  andern  in  dritter  Linie  und  so 
fort  und  gibt  so  seinem  Willen  Ausdruck,  dass  er  am  liebsten  den  erst- 
genannten gewählt  sähe,  wofern  dieser  aber  nicht  hinreichend  Stimmen 
auf  sich  vereinigte,  den  zweitgenannten  u.  s.  w.  Es  bedarf  keiner  Aus- 
führung, dass  dieser  Gedanke  Hares  sich,  ebensogut  wie  bei  Mehrer-,  so 
auch  bei  Einerwahl  verwirklichen  lässt ;  auch  dass  es  sich  bei  Hare 
um  Proportionalwahl  handelt,  bildet  kein  Hindernis,  jenen  Gedanken 
für  das  Majoritätssystem  zu  verwerten. 

IV.   Wir  kommen  hiernach  zu  folgendem  Wahlsystem. 

Jeder  Wähler  kann  mehrere  Kandidaten  auf  seinem  Wahlzettel  be- 
zeichnen. Die  Stimme  jedes  Wählers  gilt  in  erster  Linie  für  den  zu 
Oberst  auf  dem  Wahlzettel  genannten  Kandidaten ;  falls  aber  dieser 
nicht  gew^ählt  wird,  für  den  zweitgenannten  und  so  fort. 

Die  Ermittelung  des  Wahlresultats  geschieht  in  folgender  Weise, 
Zuerst  werden  allein  die  auf  jedem  Stimmzettel  in  erster  Linie  abge- 
gebenen Stimmen  berücksichtigt.  Hat  durch  diese  jedoch  kein  Kandi- 
dat die  absolute   Mehrheit   erreicht,    so   kommt   derjenige  Kandidat  in 
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Fortfall,  der  die  wenigsten  Primärstimmen  erhalten  hat,  und  auf  den 
Stimmzetteln,  auf  denen  er  in  erster  Linie  genannt  war,  treten  die 
Sekundärstimmen  in  Wirkung. 

Hat  nun  auch  nach  Hinzurechnung  der  Sekundärstimmen  noch 
keiner  der  Kandidaten  die  absolute  Mehrheit  erlangt,  so  wird  der  nun- 
mehr am  niedrigsten  stehende  Kandidat  fortgelassen,  und  es  treten  an 
Stelle  der  auf  ihn  gefallenen  Primärstimmen  die  Sekundärstimmen  und 
an  Stelle  auf  ihn  gefallener  Sekundärstimmen  die  Tertiärstimmen  in 
Wirksamkeit. 

In  entsprechender  Weise  wird  fortgefahren,  bis  ein  Kandidat  die 
absolute  Stimmenmehrheit  erlangt  hat. 

Wir  sind  jetzt  nur  noch  den  Nachweis  schuldig,  dass  die  absolute 
Stimmenmehrheit  sich  bei  dem  beschriebenen  Verfahren  am  Ende  stets 
ebensogut  herausstellen  muss,  wie  das  bei  der  Stichwahl  der  Fall  ist. 
Dass  dem  so  sei,  erkennen  wir  leicht,  wenn  wir  uns  jede  der  vorbe- 
schriebenen Stimmzählungen  als  einen  besonderen  Wahlgang  vorstellen. 
Haben  nun  Wähler,  die  dem  nach  dem  ersten  Wahlgange  ausgeschie- 
denen Kandidaten  ihre  Stimme  gegeben  hatten,  in  zweiter  Linie  keinen 
Kandidaten  benannt,  so  können  bei  der  Feststellung  der  Gesamtzahl 
der  gültigen  Stimmen  ihre  Stimmen  ebensowenig  als  gültig  angesehen 
und  mitgezählt  werden,  wie  bei  der  Stichwahl  ein  leerer  Zettel.  Das 
gilt  entsprechend  von  jedem  weiteren  Wahlgang.  So  ist  schliesslich, 
wenn  es  dazu  kommt,  dass  alle  Kandidaten  bis  auf  zwei  weggefallen 
sind,  die  Behandlung  ganz  die  gleiche,  wie  bei  der  Stichwahl.  Die 
Gesamtzahl  aller  gültigen  Stimmen  berechnet  sich  nur  nach  den  Stim- 
men, die  für  die  beiden  in  der  Wahl  gebliebenen  Kandidaten  abge- 
geben sind.  Sonach  muss  entweder  einer  von  diesen  die  absolute 
Mehrheit  haben  oder  es  muss  Stimmengleichheit  vorliegen  und  Los- 
entscheid eintreten. 


Die  geschichtliche  Entwicklung  des  württembergischen  Staats- 
steuerwesens in  allgemeinen  Zügen'). 

Von 

Fr.   S  t  u  m  p  f  f ,    Kameralverwalter  a.  D. 
I.   Zur  Zeit  der  württembersrischen  Grafen    mussten    die  Einkünfte 


l)  Literatur:  Riecke ^  Die  direkten  Steuern  vom  Ertrag  und  Einkommen  in 
Württemberg,  in  den  Württ.  Jahrbüchern  für  Statistik  etc.,  Jahrg.  1879,  S-  75  ff-  Das 
Königreich.Württemberg,  herausgegeben  vom  Statist.  Landesamt  1884,  Band  2,  2.  Hälfte 
Der  Staat,  S.  168  ff.,  Rey scher ,  Finanzgesetze,  Band  XVII.  i.  u.  2.  Abtei!.  Ernst, 
Prof.,  Die  direkten  Steuern  in  der  Zeit  der  württ.  Grafen ;  Württ.  Jahrbücher,  Jahrg. 
1904,  Heft  I,  S.  55  f.  und  Heft  H.  S.  79  ff.  Regierungsblätter  für  die  neuesten 
Gesetze. 
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des  sehr  bedeutenden  Kamraerguts  (mehrere  100  000  Morgen)  nebst 
Regalien  (Floss-,  Berg-,  Münzregal),  vogteilichen  Gebühren,  Zehnten  etc., 
dem  Ungelt  (Umgeld)  und  —  den  Grafen  wahrscheinlich  vom  Reichsober- 
haupt für  geleistete  Dienste  verliehenen,  nicht  kraft  eigener  Macht 
festgesetzten  —  Zöllen  (so  z.  B.  1462  ein  Zoll  bei  der  Mühle  in  Cann- 
statt  a.  N.  nach  der  Zahl  der  Rosse  und  ob  die  Ware  Zentnergut  ist 
oder  nicht),  die  Hof-  u  n  d  Staatsausgaben  decken.  Daneben  finden 
wir  schon  im  13.  Jahrhundert  die  ersten  Anfänge  einer  Grundsteuer, 
ähnlich  der  Bede  in  Norddeutschland,  in  jährlichen  Abgaben  der  Ge- 
meinden an  den  Grafen.  Ihr  Betrag  war  in  den  Lagerbüchern  angegeben, 
(z.  B.  Stuttgart  zahlte  1300  Pfd.  Heller  =  931  Ü.  40  kr.  :=  rund  1600  M.) 
und  wurde  von  den  Gemeinden  nach  örtlichen  Normen  lange  Zeit  nur 
auf  die  Gilten,  Grundstücke,  Gebäude,  später  zum  Teil  auch  auf  Kapital 
und  Gewerbe  umgelegt.  Wenn  auch  im  16.  Jahrhundert  in  der  »Ab- 
lösungshilfe« (s.  unten)  eine  eigentliche,  wenn  auch  noch  unvollkom- 
mene Ertragsbesteuerung  aufkam  und  immer  mehr  ständig  wurde,  so 
bestanden  diese  jährlichen  Gemeindeabgaben  (meistens  im  ursprünglichen 
Betrag)  dennoch  fort  bis  zum  Jahre  1836,  wo  sie  abgelöst  wurden.  Zu 
dieser  direkten  Steuer  kam  im  15.  Jahrhundert  als  weitere  regelmässige 
Leistung  des  Landes  der  sog.  »Landschaden«  hinzu,  bei  welchem  es 
sich  um  öffentliche  (z.  B.  Gerichts-)  Dienste,  Fuhren  und  Lieferungen 
handelte  und  wobei  festgesetzt  wurde,  welche  dieser  Leistungen  auf 
Kosten  des  Amts  gehen,  in  dem  sie  zunächst  erwachsen,  und  welche 
auf  Kosten  der  Gesamtheit  der  Aemter.  Nur  vorübergehend  vom 
14.  Jahrhundert  an  finden  sich  in  der  Grafenzeit  der  »Wochenpfennig« 
und  allgemeine  Schätzungen  • —  anfangs  nur  »mit  Rath  der  Räthe«, 
später  (seit  1464)  mit  Bewilligung  des  Landtags  auferlegt  ■ — ,  d.  h.  Steuern 
vom  Vermögen  auf  Grund  eidlicher  Angabe  des  Steuerpflich- 
tigen, so  eine  5  %ige  vom  Jahre  1470,  mit  welcher  eine  Erwerb- 
steuer insoferne  verbunden  war,  als  auch  derjenige,  welcher  nichts, 
d.  h.  wenig  hatte,  i  Ort  rr:  1/4  fl.,  1/2  bis  i  fl.  »nach  eines  jeden  Ge- 
legenheit<.  geben  sollte  (wobei  wir  unter  »Gelegenheit«  die  Familien- 
verhältnisse und  die  Erwerbsfähigkeit  des  einzelnen  verstehen  müssen), 
Eberhard  im  Bart  wollte  an  Stelle  der  gewöhnlichen  Steuer  und  Schätz- 
ungen eine  1% ige  Vermögenssteuer  einführen.  Die  Landschaft  schlug 
aber  seinen  Vorschlag  ab. 

IL  Zur  Zeit  des  Herzogs  Ulrich  war,  da  die  Erträge  des  Kammer- 
guts nebst  Regalien  u.  s.  w.  immer  weniger  zur  Deckung  der  Staats- 
und Hofausgaben  und  der  Leistungen  an  das  Reich  (Kriegssteuern, 
Türkensteuer  etc.)  ausgereicht  hatten,  die  Schuldenlast  des  Hofs  auf 
900000  fl.  gestiegen.  Die  Tilgung  derselben  führte  zum  Tübinger  Ver- 
trag vom  8.  Juli  15 14  zwischen  der  Regierung  und  den  Ständen,  in 
welchem  diese  Schuld  auf  das  Land  übernommen  und  in  Bezug  auf 
Steuern  und  Fronen  bestimmt  wurde,  dass  die  Württemberger  nur  die 
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mit  den  Ständen  bei  ungenügenden  Kammergutseinkünften  verabschiede- 
ten Steuern  bezahlen  und  nur  die  lagerbuchmässigen  und  gesetzmässigen 
Fronen  leisten  sollten;  ferner  sollten  der  Landschaden  abgestellt  und 
neue  Schätzungen  nicht  auferlegt,  wie  auch  Monopole  nicht  gegeben 
werden.  Diese  Uebernahme  der  Schulden  des  Hofs  auf  das  Land  hiess 
man  die  »Ablösungshilfe«  ;  da  diese  regelmässig  zur  Deckung  herzog- 
licher Schulden  gefordert  wurde,  so  war  ihre  einfachste  Form  die 
Uebernahme  der  Schulden  auf  die  Landschaft  selbst  und  im  Zusam- 
menhang damit  der  Einzug  und  die  eigene  Verwendung  der  Gelder 
durch  ständische  Organe. 

Seit  1565  wurden  die  Einnehmer  der  Steuerkasse  ausschliesslich 
von  den  Ständen  bestellt  und  entlassen;  hieraus  entwickelte  sich  unter 
Herzog  Friedrich  I.  im  17.  Jahrhundert  die  so  berüchtigt  gewordene 
»geheime  Truhe«.  In  diese  Landschaftskasse  floss  auch  die  im  Jahre 
1638  eingeführte,  anfangs  massige,  später  erhöhte  Accise  auf  Kauf- 
mannswaren, Konsumartikel  und  Liegenschaftsverkäufe,  während  die 
andern  indirekten  Steuern,  vv'ie  Konzessionsgelder,  Zölle,  Ungelt  (welches 
schon  in  Urkunden  vom  Jahre  131 2  erwähnt  wird  und  ortsweise  sehr 
verschieden  war),  in  die  herzoglichen  Kassen  flössen  und  als  zum  Kam- 
mergut gehörig  angesehen  wurden,  weil  sie  auf  kaiserlichen  Privi- 
legien beruhten.  Noch  heute  werden  nach  den  Bestimmungen  der  Ver- 
fassungsurkunde vom  25.  September  1819  die  Steuern  teilweise  durch 
körperschaftliche  Beamte  (Gemeinde-  und  Oberamtspfleger)  eingezogen 
und  abgeliefert;  es  ist  dies  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer, 
wovon  für  jede  Etatsperiode  ein  gewisser  Betrag  nebst  einem  solchen 
der  Wirtschaftsabgaben  (Umgeld,  Malzsteuer),  der  Kapital-  und  allgemeinen 
Einkommensteuer  an  die  ständisch  verwaltete  Staatsschuldenzahlungs- 
kasse direkt  abgeliefert  wird.  Es  mag  hier  noch  erwähnt  werden, 
dass  auch  die  Landtags-Sustentationskasse  unter  ständischer  Verwal- 
tung steht. 

Wie  wir  oben  gesehen  haben,  nannte  man  diese  Schuldenübernahme 
auf  das  Land  die  Ablösungshilfe,  welche  in  der  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts aus  der  seit  15 14  bestehenden  Landsteuer  (Vermögenssteuer) 
und  dem  Schlossgeld  entstanden  ist;  sie  ruhte  auf  Grundeigentum,  Gebäu- 
den, Gewerben,  Geldgülten  und  verzinslichen  Kapitalien  (erste  Steuerin- 
struktion vom  Jahre  1629  nach  Anlegung  von  Güter-  und  Giltbüchern),  und 
war  halb  Ertragssteuer,  halb  Vermögenssteuer.  Besteuerungsgrundlage  war 
bei  Grund  und  Boden  im  Jahre  1629  der  Wertanschlag  (z.  B.  statt  100  fl. 
— ■  80  Pf.  Heller),  später  ein  Mittelding  zwischen  Roh-  und  Reinertrag, 
bei  den  Gebäuden  der  Kapitalwert  und  bei  den  Gewerben  der  L^^msatz. 
Ein  Abzug  von  Schulden  des  Besitzers  fand  nicht  statt.  Ursprünglich 
sollte  diese  Ertragsteuer  nur  bis  zur  Schuldentilgung  erhoben  werden, 
wurde  aber  bei  den  immer  wieder  auftretenden  Schulden  allmählich 
ständig  und  hiess  von  da  an  »Ordinaristeuer«.     Die  ausserordentlichen 
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Umlagen,  z.  B.  Türkenhilfe,  Schanzkosten,  VVintei(iuartieranlagen  nannte 
man  »Extraordinaiisteuer«,  welche  seit  dem  30jährigen  Krieg  nament- 
lich eine  Rolle  spielte.  Mit  der  Steuerinstruktion  von  1629  begann  sich 
die  Ordinaristeuer  aus  der  ursprünglich  allgemeinen  Vermögens-  und 
Erwerbssteuer  in  ein  System  von  SpezialVermögenssteuern,  aber  mit  ein- 
heitlichem (einem)  Kataster  aufzulösen,  aus  welchem  1704  die  Kapital- 
steuer ausgeschieden  und  Quotitätssteuer  wurde  (s.  unten);  seit  1713 
war  sie  Ertragssteuer  geworden. 

Zu  dieser  durch  die  Ablösungshilfe  rejnäsentierten  Ertragsbesteue- 
rung kamen  im  17.  Jahrhundert  noch  folgende  indirekte  Steuern:  im 
Jahre  1638  eine  Accise  auf  Kaufmannswaren,  Konsumartikel,  Ausschank 
und  Verkauf  von  Wein,  auf  Liegenschaftsverkäufe;  in  den  Jahren  1643 
bis  1644  ein  Rekognitionsgeld  (Kesselgeld)  und  Halbtalergeld  (45  kr. 
vom  Eimer  Bier)  von  Bierbrauereien,  und  1696  das  Brennhafen-  und 
Halbtalergeld  von  Branntweinbrennern.  Wir  finden  daher  am  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  in  Württemberg  neben  Naturalleistungen,  wie  Zehn- 
ten etc.  an  direkten  Steuern  die  jährlichen  lagerbuchmässigen,  in  der 
Grafenzeit  entstandenen  Gemeindeabgaben  und  eine  eigentliche  Er- 
tragsbesteuerung (Grund-,  Gewerbe-  und  Gebäudesteuer)  in  der  Ab- 
lösungshilfe, und  an  indirekten  Steuern  Umgeld,  Kesselsteuer  und  Halb- 
talergeld, von  den  Bierbrauereien  und  Branntweinbrennereien  Accise 
und  Zölle. 

Das  18.  Jahrhundert  brachte  mancherlei  neue  Steuern,  meistens 
aber  nur  auf  kürzere  Zeit,  so  von  1704 — 1728  die  Kapitalsteuer  als 
Quotitätssteuer,  in  welch'  letzterem  Jahre  sie  den  Gemeinden  überlassen 
wurde,  1708  eine  Kopfsteuer,  1709  die  erste  Taxordnung  (Erhebung  der 
Taxen  für  die  Staatskasse,  welche  vorher  den  Sekretären  und  Beamten  zu- 
flössen); 1719 — 1720  eine  Stempelordnung,  1758 — 1770  das  Tabaksmono- 
pol, 1764  eine  allgemeine  Vermögenssteuer,  1772 — 1810  Chausseegelder  zur 
Strassenunterhaltung,  ferner  ist  noch  das  Geleitgeld  der  Juden  zu  erwähnen, 
endlich  seit  1691  ausserordentliche  Naturalleistungen:  die  Trizesimen 
(später  in  Geld  geleistet  und  1805  abgelöst).  Anfänge  einer  Besoldungs- 
steuer finden  wir  bald  als  Zwangsanlehen  (1708),  bald  als  Anstel- 
lungssportel  (sog.  Konfirmationstaxe  1734)  und  in  dem  Besoldungsabzug 
(V*  des  Gehalts)  der  neu  angestellten  Diener  vom  Jahre  1735,  endlich 
in  dem  Besoldungsgroschen  (3  kr.  von  i  fl.  Gehalt  bei  jeder  Zahlung) 
vom  Jahre  1737.    (Herrschaft  des  Juden  Süss!). 

Demnach  finden  wir  eine  planmässige  Weiterentwicklung  des  Staats- 
steuerwesens im  18.  Jahrhundert  nicht,  wohl  aber  wurden  alle  möglichen 
Steuern  vorübergehend  erhoben,  um  Kriegskontributionen  und  den  kost- 
spieligen Hofhalt  der  damaligen  Herzöge  zu  bestreiten.  • —  Nur  die 
Taxe  (Sportel)  vom  Jahre  1709  bildet  ein  neues  Glied  im  württem- 
bergischen Staatssteuersystem  und  die  eingehende  Steuerinstruktion  vom 
Jahre    17 13   gründete   die  Ertragsbesteuerung,   wenn   sie    sich  auch  bei 
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weitem  nicht  den  sorgfältigen  Bestimmungen  des  Katastergesetzes  vom 
28.  April  1873  an  die  Seite  stellen  darf. 

III.  Auch  unter  der  Regierung  des  Königs  Friedrich  fand  das 
württembergische  Staatssteuerwesen  nur  insofern  eine  Förderung,  als 
derselbe  am  30.  Dezember  1805  Alt-Württemberg  und  den  aus  den  neu 
erworbenen  Landesteilen  gebildeten  Staat  Neu-Württemberg,  wo  teils 
Vermögens-,  teils  Liegenschafts-  und  Gewerbesteuern  neben  Wirtschafts- 
abgaben etc.  bestanden,  in  einen  Staat  verschmolz,  und  die  Steuer- 
behörden anwies,  alle  öffentlichen  Gelder  in  die  Staatskasse  abzuliefern, 
welche  lediglich  unter  der  Verfügung  des  Königs  stand.  An  neuen 
Steuern  führte  der  König  ein:  im  Jahre  1809  eine  Hundesteuer  mit 
2  fl.  für  den  Hund  und  einer  Defraudationsstrafe  von  10  Reichstalern  (!), 
(diese  Steuer  wurde  im  Jahre  1818  den  Gemeinden  für  die  Ortsarmen- 
kassen überlassen);  ferner  im  Jahre  1808  vorübergehend  bis  1820  das 
Tabaksmonopol  (1820/27  bestand  eine  Tabakhandelsauflage),  1808  (bis 
1813)  wieder  die  Kapitalsteuer  mit  ^2  A-  pro  100  fl.  Kapital  (also 
bei  5  %  Zins  eine  Steuer  von  10  %),  wobei  kein  Schuldenabzug  statt- 
fand und  gebrechliche  Personen,  Witwen  und  Waisen  bis  zu  1000  fl. 
frei  waren,  keine  »Commun-Kapitalsteuer«  daneben  gestattet  war,  Defrau- 
dationen der  Steuer  mit  dem  5ofachen  Steuerbetrag  und  unrichtige  An- 
gaben aus  Nachlässigkeit  mit  dem  lofachen  Steuerbetrag  geahndet 
wurden;  endlich  1813  eine  allgemeine  Vermögenssteuer  und  Besoldungs- 
steuer. Unter  der  Regierung  des  Königs  Friedrich  entstand  auch  der 
Landeskonkurrenzfuss  als  Uebergangsmassregel,  wobei  man  unter  Kom- 
binierung der  Zahl  der  Bevölkerung,  der  Morgen  an  Feld  und  Wald, 
der  Gebäude,  Gewerbe,  des  Viehstands  das  Verhältnis  der  Beitrags- 
pflicht der  verschiedenen  Oberämter  zur  Gesamtsteuer  festzustellen  suchte. 
Nach  diesem  Steuerfuss  wurden  in  den  letzten  Jahren  der  Regierungs- 
zeit des  Königs  je  2^/2  Millionen  fl.  umgelegt,  daneben  1813  eine  Ver- 
mögenssteuer von  2^4  Millionen  fl. 

IV.  Zu  einer  Weiterbildung  des  Steuersystems  gelangte  man  erst 
unter  König  Wilhelm  — ■  unter  dessen  Regierung  die  Zehnten  und  an- 
dere aus  früherer  Zeit  stammenden  Geld-  und  Naturalleistungen  ab- 
gelöst wurden  —  durch  das  Gesetz  vom  15.  Juli  1821,  betr.  Herstel- 
lung eines  provisorischen  Steuerkatasters.  Darin  kam  der  Grundsatz 
der  Allgemeinheit  der  Steuerpflicht  entschieden  zur  Durchführung;  es 
ward  auch  die  Umlage  der  Steuern  bis  auf  die  Gemeinden  gesetzlich 
geregelt.  Den  Gegenstand  der  Besteuerung  bildete  —  ohne  Schulden- 
abzug —  bei  den  Grundstücken  der  reine  Ertrag,  nach  Fluren  und  Ge- 
wänden geschätzt,  bei  den  Gewerben  die  Kapitals-  und  Arbeitsrente, 
bei  den  Gebäuden  der  Kapitalwert.  Dieses  Gesetz  bildete  die  Grund- 
lage des  späteren  Katastergesetzes  vom  28.  April  1873,  und  es  sollten 
nach  demselben  bis  auf  weiteres  2  400  000  fl.  so  umgelegt  werden,  dass 
davon  17/24   auf  das  Grundeigentum,   4/24  auf  die  Gebäude  und  3/24 
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auf  die  Gewerbe  fallen  sollten.  Dieses  BeitragsvcrJiältnis  blieb  bis  zum 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  28.  April  1S73,  wo  dasselbe  für  die  (Grund- 
stücke 13/24,  und  für  Gewerbe  und  Gebäude  zusammen  11/24  wurde; 
erst  im  Jahre  1887  wurde  für  diese  Steuern  das  Quotitätssteuersystem  ein- 
geführt. Da  aber  das  Land  noch  nicht  genau  vermessen  war,  was  erst 
1820— 1840  geschah,  nnissten  dem  Gesetze  Mängel  anhaften,  ebenso 
auch  deswegen,  weil  die  Klassen  der  Gewerbe  (i.  Han<lwerker  und 
Kleinhändler,  2.  Handlungen  und  Fabriken,  3.  Mühlen  und  andere 
Werke,  4.  die  Wirtschaftsgewerbe)  dem  wirklichen  Leben  nicht  genug 
Rechnung  trugen  und  ihre  Einschätzung  nicht  speziell  erfolgte,  sondern 
nur  relative  Steueranschläge  festgestellt  wurden. 

Ehe  wir  nun  aber  zur  Besprechung  der  weiteren  Steuergesetze 
unter  der  Regierung  des  Königs  Wilhelm  übergehen,  ist  erforderlich, 
die  Bestimmungen  der  württembergischen  Verfassungsurkunde  vom  25. 
September  1819  über  das  Steuerwesen  zu  erwähnen.  Dieselben  sind 
folgende  : 

i)  Die  verwilligten  Steuern  werden  auf  die  Amtskörperschaften 
ausgeschrieben  und  von  diesen  auf  die  einzelnen  Gemeinden  verteilt. 
(Dies  gilt  noch  heute  für  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer, 
welche  in  Monatsraten  von  den  Gemeinden  an  die  Oberamtspflegen 
und  von  diesen  an  die  Staatskasse,  bezw.  Staatsschuldenzahlungskasse 
kostenfrei  abzuliefern  ist.) 

2)  Die  Amtspfleger  und  die  Obereinbringer  der  indirekten  Steuern 
(Kameralämter  und  Hauptsteueramt  Stuttgart)  sind  dafür  verantwort- 
lich, dass  sie  die  eingehenden  Steuern  unter  keinem  Vorwande  an  eine 
andere  als  an  die  durch  die  Verabschiedung  bestimmte  Kasse  verab- 
folgen. 

3)  Das  Finanzministerium  hat  den  Ständen  die  ihm  vorgelegte 
Steuer-Repartition,  sowie  monatlich  den  Kassenbericht  über  die  einge- 
gangenen Steuern  und  etwaigen  Ausstände  mitzuteilen. 

4)  Die  höhere  Leitung  des  Einzugs  der  direkten  und  indirekten 
Steuern  ist  einer  Zentralbehörde  übertragen,  welche  Akkorde  über  in- 
direkte Steuern  abschliesst,  Anträge  über  Steuernachlässe  stellt  etc. 

5)  Soweit  der  Ertrag  des  Kammerguts  nicht  ausreicht,  ist  der 
Staatsbedarf  durch  Steuern  zu  decken,  welche  die  Stände  verwilligen 
werden.  Dem  Ansinnen  einer  Steuerverwilligung  muss  jedesmal  eine 
genaue  Nachweisung  über  die  Notwendigkeit  der  Ausgaben,  über  die 
Verwendung  der  früheren  Staatseinnahmen  und  über  die  Unzulänglich- 
keit der  Kammereinkünfte  seitens  der  Regierung  vorangehen. 

6)  Die  Verwilligung  der  Steuern  darf  nicht  an  Bedingungen  ge- 
knüpft werden,  welche  die  Verwendung  nicht  unmittelbar  betreffen  (im 
Gegensatz  zu  früher). 

7)  Eine  Abgabenverwilligung  wird  in  der  zweiten  Kammer  in  Be- 
ratung   gezogen    und    nach    vorgängiger    Besprechung    mit    der    ersten 
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Kammer  Beschluss  in  der  zweiten  Kammer  gefasst.  Dieser  Beschluss 
wird  dann  der  ersten  Kammer  mitgeteilt,  welclie  denselben  nur  im 
ganzen  ohne  Aenderung  annehmen  oder  verwerfen  kann.  Wenn  das 
letztere  erfolgt,  so  werden  die  bejahenden  und  verneinenden  Stimmen 
beider  Kammern  zusammengerechnet  und  nach  der  Mehrheit  sämtlicher 
Stimmen  der  Beschluss  gefasst. 

Wie  wir  sehen,  haben  jetzt  die  württembergischen  Steuern  ihren 
staatsrechtlichen  Boden  in  der  Verfassungsurkunde  von  1819,  und  es 
ist  die  staatsbürgerliche  Steuerpflicht  im  heutigen  Württemberg  eine 
ganz  allgemeine,  lediglich  durch  den  Umfang  des  Staatsbedürfnisses 
begrenzte  und  folgt  aus  dem  Wesen  der  rechtlichen  Verbindung  des 
Württembergers  mit  seinem  Staat,  welche  dem  öffentlichen  Recht  an- 
gehört und  nicht  dem  Privatrecht.  Ein  Paktieren  zwischen  der  Re- 
gierung und  den  Ständen  um  Steuern  gegen  Erfüllung  egoistischer 
Wünsche  der  letzteren  findet  nicht  mehr  statt.  —  Das  sehr  bedeutende 
Kammergut  ist  bis  auf  einen  kleineren  Teil  (das  Hofdomänenkammer- 
gut)  für  Staatsgut  erklärt  worden,  auf  welchem  die  Zivilliste  radiziert  ist. 

Wenden  wir  uns  nun  den  seit  der  Verfassung  von  1819  erlassenen 
Steuergesetzen  zu.  Das  Katastergesetz  vom  21.  Juli  182 1  haben  wir 
schon  oben  erwähnt.  Im  Jahre  1820  wurde  ein  Kapital-  und 
Diensteinkommensteuergesetz  erlassen,  das  aber  durch  ein 
Gesetz  vom  29.  Juni  1821  ersetzt  wurde,  welches  —  ohne  Schulden- 
abzug —  eine  Kapitalsteuer  von  20  kr.  pro  100  fl.  einführte,  gewisse 
Fonds,  die  allgemeine  Sparkasse,  endlich  die  Witwen,  Waisen  und  ge- 
brechlichen Personen  bis  zu  2000  fl.  Kapital  freiliess,  und  für  Besol- 
dungen und  Pensionen  über  100  fl.  (Schullehrer  mit  nicht  mehr  als  300  fl. 
Einkommen  waren  frei),  eine  ziemlich  starke  Progression  einführte,  näm- 
lich:  von  100  fl.  bis  600  fl.  I  fl.  20  kr.,  von  jedem  weiteren  100  fl.  bis  zu 
1200  fl.  2  fl.  40  kr.,  bis  zu  1800  fl.  4  fl.,  bis  zu  2400  fl.  4  fl.  40  kr.,  bis 
zu  3600  fl.  5  fl.  20  kr.,  bis  zu  4800  fl.  6  fl.,  sodann  von  jedem  weiteren 
100  fl.  6  fl.  40  kr.  Die  Defraudationsstrafe  war  das  isfache  der  hinter- 
zogenen  Steuer.  Die  obigen  Sätze  wurden  anfangs  ganz  erhoben  (wegen 
der  von  den  Amtskorporationen  auf  die  Staatskasse  übernommenen 
Lasten),  in  den  dreissiger  Jahren  nur  ^li,  ^[2  und  ^/s  davon,  und  1836 
das  Diensteinkommen  bis  zu  300  fl.  frei  gelassen  (nachdem  seit  1827 
die  Naturalbesoldungen  bis  zu  300  fl.  steuerfrei  waren),  ferner  in  den 
dreissiger  Jahren  die  Kapitalsteuer  auf  12  kr.,  10  kr.,  später  auf  6  kr.  pro 
100  fl.  herabgesetzt,  Witwen,  Waisen  und  gebrechliche  Personen  bis  zu 
3000  fl.  Kapital  freigelassen.  Im  Jahre  1849  wurde  sodann  die  früher 
schon  kurze  Zeit  erhobene  Apanagensteuer,  jetzt  mit  20  %  der  Apa- 
nagen u.  s.  w.  eingeführt,  die  Kapitalsteuer  auf  15  fl.  von  100  fl.  Kapi- 
tal, die  Besoldungssteuer  progressiv  von  10  kr.  —  12  fl.  von  100  fl., 
und  hievon  gesondert  die  Pensionssteuer  mit  höheren  Sätzen,  auch  bis 
zu  20  %,  festgestellt. 
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Dieser  masslosen  Besteuerung  hat  das  bis  i.  April  1905  noch  in 
Geltung  gewesene  Gesetz  vom  ig.  September  1852,  betr.  die  Steuer 
vom  Kapital-,  Renten-,  Dienst-  und  Berufseinkommen  abzuhelfen  ge- 
sucht, freilich  nur  mit  geteiltem  Erfolg,  sofern  nach  den  Finanzgesetzen 
bis  1858  das  Diensteinkommen  von  200 — 300  fl.,  ferner  von  2000  bis 
4200  fl.  sogar  noch  höher  betroffen  wurde,  als  vor  1852.  Das  Gesetz 
erlitt  später  Aenderungen;  die  nunmehr  über  diese  Steuer,  (welche 
sich  als  Ertragsteuer  mit  etlichen  Bestimmungen  einer  Einkommens- 
steuer darstellt)  in  Geltung  gewesenen  Hauptbestimmungen  waren  :  Passiv- 
zinsen dürfen  nicht  abgezogen  werden  (auch  nacli  dem  Gesetz  vom  8.  August 
1903  ni  cht),  kapitalsteuerfrei  ist  der  Staat  und  dessen  Institute,  Schul fonds 
etc.,  öffentliche  Sparkassen,  Witwen,  Halbwaisen  und  gebrechliche  Per- 
sonen bis  zu  500  M.  Gesamteinkommen,  ferner  Personen  mit  Dienst- 
einkommen bis  zu  350  M.,  die  Löhnung  der  Soldaten,  Unteroffiziere, 
Landjäger,  Forst-,  Grenz-  und  Steuerwächter.  Vom  Diensteinkommen 
werden  als  steuerbarer  Betrag  angesehen :  bis  850  M.  V^o»  ^^^  850  M. 
bis  1700  M.  -/lo,  von  1700  M.  bis  2550  M.  */io.  von  2550  M.  bis  3400  M. 
^/lo,  von  dem  weiteren  Einkommen  der  ganze  Betrag.  Die  Festsetzung 
des  Steuersatzes  erfolgt  durch  das  Finanzgesetz,  die  Steuer  wird  in 
zwei  Raten  erhoben,  der  Steuersatz  ist  gegenwärtig  4,8  %  (in  dem 
Finanzgesetz  pro  i.  April  1905/7  sind  2  %  vom  Kapitaleinkommen  als 
Steuersatz  festgesetzt).  Die  Defraudationsstrafe  ist  das  10  fache  der 
hinterzogenen  Steuer. 

Nachdem  das  Land  in  den  Jahren  1820 — 1840  mit  einem  Aufwand 
von  6V2  Millionen  M.  sorgfältig  vermessen  worden  war,  war  die  Regie- 
rung darauf  bedacht,  definitive  und  richtige  Kataster  zu  gewinnen,  was 
der  Hauptzweck  des  Gesetzes  vom  28.  April  1873  war.  In  demselben 
war  die  Grundsteuer  als  eine  Steuer  vom  nach  Klassen  und  Kulturen 
eingeschätzten  Reinertrag  der  einzelnen  Grundstücke  bezeichnet,  wäh- 
rend nach  dem  Gesetz  vom  Jahre  1821  bei  derselben  für  die  Unter- 
austeilung auf  die  einzelnen  Steuerobjekte  innerhalb  der  Gemeinden 
noch  örtliche  Normen  massgebend  geblieben  waren.  Bei  der  Ge- 
bäudesteuer war  der  volle  Kapitalwert  der  Massstab  der  Besteuerung  (nach 
einem  späteren  Gesetz  von  1887  die  3  ''/oige  Rente  daraus),  bei  der  Ge- 
werbesteuer der  auf  Grund  von  Angaben  des  Gewerbetreibenden  zu 
schätzende  Arbeitsverdienst  des  Gewerbetreibenden  nebst  dem  Prozent- 
ertrag des  Betriebskapitals  über  700  M.  Als  steuerbarer  Betrag  wird 
der  volle  Jahresertrag  des  Betriebskapitals  angesehen  und  bei  dem  per- 
sönlichen Arbeitsverdienst  des  Gewerbetreibenden  (wie  bei  der  Dienst- 
einkommensteuer) bis  850  M.  einschl.  ^/lo,  von  850  M.  bis  1700  M.  ^/lo, 
von  1700 — 2550  M.  */io,  von  2550 — 3400  M.  ^/lo,  und  vom  weiteren 
Einkommen  der  volle  Betrag  der  Berechnung  des  Steuerkapitals  zu 
gründe  gelegt.  Schulden  werden  nirgends  berücksichtigt.  Unrichtige 
Fassionen  der  Gewerbetreibenden  werden  mit  dem  4  fachen  Betrag  der 
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hinterzogenen  Steuer  bestraft.  In  Anbetracht  des  Umstands,  dass  die 
Landwirtschaft  und  das  Gewerbe,  namentlich  das  Kleingewerbe  sich 
gegenwärtig  in  einer  wirtschaftlichen  Krisis  befinden,  und  dass  ferner 
der  persönliche  Arbeitsverdienst,  welcher  auch  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer unterliegt,  bei  dem  kleineren  und  teilweise  auch  noch 
bei  dem  mittleren  Gewerbetreibenden  einen  grösseren  Teil  des  Gesamt- 
einkommens ausmacht,  als  bei  den  grösseren  Betrieben,  hat  ein  am 
I.  April  1905  in  Kraft  getretenes,  auf  5  Jahre  zunächst  erlassenes  Ge- 
setz vom  8.  August  1903,  betr.  Aenderungen  des  Gesetzes  vom  28.  April 
1873  bestimmt,  dass  für  die  Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-  u  n  d  Kapital- 
steuer (d.  h.  für  die  Ertragsteuern)  ein  einheitlicher  Steuersatz 
durch  das  Finanzgesetz  (pro  1905/7  2%)  zu  bestimmen  ist,  dem  das 
Grund-  und  Gewerbekataster  mit  Pauschalabzügen  zu  unterstellen  ist, 
nämlich : 

das  Kataster  der  Waldungen  ohne  Abzug, 

»  »  »     Weinberge  mit  40  %  Abzug, 

»     übrige  Kataster  mit  20  %  Abzug ; 
ferner    das   Kataster   der  Gewerbetreibenden   mit   einem   Steuerkapital 

bis  zu  1000  M.  einschl.    mit    60  %  Abzug, 

von      looi  M.  bis      5000  M.  mit  50  %  Abzug, 
»        5001  M.    »     IG  000  M.     »     40%     » 
»      IG  001  M.    »     30  ooG  M.     »     30%      » 
»  über  30  GGG  M.     »     20  %     »  —  — 

Was  nun  die  indirekten  Steuern  betrifft,  so  wurde  im  Jahre 
1824  ein  neues  Accisegesetz  erlassen,  dessen  steuerliche  Bestim- 
mungen über  Markt-  und  Handelswaren  ausländischer  Kaufleute,  über 
Fahrnisversteigerungen,  über  Weinaccise,  über  Schlachtvieh,  Holz,  ver- 
mischte Artikel  schon  bald  ausser  Kraft  traten,  die  Accise  von  Lotte- 
rien, Theatern  und  ausgestellten  Seltenheiten  ist  durch  das  Wander- 
gewerbesteuergesetz vom  15.  Dezember  1899  aufgehoben  worden,  (Per- 
sonen ,  welche  Schaustellungen  darbieten  oder  Seltenheiten  [fremde 
Tiere  etc.])  zeigen,  müssen  sich  auf  das  Kalenderjahr  zur  Wanderge- 
werbesteuer nach  einem  Tarif  einschätzen  lassen),  ferner  ist  die  Liegen- 
schaftsaccise  durch  ein  Gesetz  vom  28.  Dezember  1899,  betr.  die  Um- 
satzsteuer von  Liegenschaften  und  denselben  gleich  geachteten  Rechten 
[1,2  %  von  100  M.  Kaufschilling]  ersetzt  worden.  Dolose  Zuwiderhand- 
lungen gegen  die  zwei  zuletzt  genannten  Gesetze  sind  mit  dem  4  fachen 
Betrag  der  hinterzogenen  Steuer  zu  ahnden. 

Nachdem  die  im  Jahre  1809  eingeführte  Hundesteuer  im  Jahre 
1818  den  Gemeinden  für  die  Ortsarmenkassen  überlassen  worden  war, 
wurde  sie  wegen  starker  Zunahme  der  Hunde  im  Jahre  1824  als  allge- 
meine Abgabe  wieder  eingeführt  (nach  Klassen  und  ob  es  der  erste 
oder  weitere  Hund  ist).  Diese  Unterscheidung  hatte  das  bis  i.  April 
1905  in  Geltung  gewesene  Gesetz   vom    16.  Januar  1874    und    20.  Juni 
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1875  beseitigt;  jeder  über  3  Monate  alte  Hund  zahlte  7  M.  Steuer, 
wozu  noch  I  M.  Zuschlag  kam.  Die  Hälfte  des  Ertrags  dieser  Steuer 
in  jeder  Gemeinde  floss  in  die  Ortsarmenkasse.  Vom  i.  April  1905 
an  ist  die  Hundesteuer  den  Gemeinden  überlassen  worden,  welche 
mindestens  8  M.  an  jährlicher  Steuer  erheben  müssen.  Steuergefähr- 
dungen sind  (wie  seither)  mit  dem  3  fachen  Betrag  der  hinterzogenen 
Abgabe  zu  ahnden. 

Das  U  m  g  e  1  d  ,  Halbtalergeld,  Kesselgeld  und  die  VVirtschafts- 
accise  sind  im  Jahr  1821  (Gesetz  vom  19.  Mai  182 1)  in  der  Gesamt- 
summe von  736  150  fl.  als  Repartitionssteuer  (merkwürdig  bei  einer  Ver- 
brauchsabgabe !)  auf  die  Oberämter  umgelegt  worden.  Dieser  Gebrauch 
erhielt  sich  bis  zum  Jahre  1827  mit  wenig  befriedigendem  Ergebnisse 
für  die  Staatsfinanzen,  wie  auch  für  das  friedliche  Verhältnis  unter  den 
Steuerpflichtigen  selbst.  In  genanntem  Jahre  erschien  das  Wirtschafts- 
abgabengesetz, welches  als  Umgeld  von  Wein  und  Obstmost  15  %  des 
Erlöses  vom  Ausschank  und  für  das  Bierbrauergewerbe  eine  Steuer 
vom  ungeschrotenen  Malz  einführte  (anfangs  21  kr.  für  das  Simri  un- 
geschrotenes  Malz  und  14^/2  kr.  für  das  Simri  trockenen  Malzes,  1872: 
2  fl.  5  kr.  für  den  Zentner,  1881:  5  M.  für  denselben).  Seit  dem  Jahre 
1868  betrug  das  Umgeld  11  %,  die  Wirtschaftskonzessionsgelder  und 
Rekognitionsgelder  sind  durch  Konzessionssporteln  (50 — 1000  M.)  und 
jährliche  Sportein  im  Sportelgesetz  von  1881   ersetzt  worden. 

Die  Abgabe  vom  Branntwein  nach  dem  Gesetz  vom  9.  Juli  1827 
wurde  erhoben:  i)  als  Malzsteuer  von  dem  zur  Brarmtweinbereitung 
verwendeten  Malz,  2)  als  Fabrikationssteuer  vom  Eimer  (bei  Malzver- 
brauch), sonst  5  fl.  ohne  Unterschied  des  Stärkegrads,  3)  als  Patent- 
abgabe, bestehend  in  15  %  des  Ausschankerlöses  für  das  Hausieren. 
Statt  dieser  dreiteiligen  Abgabe  wurde  1852  die  preussische  Maisch- 
raumsteuer nur  mit  geringeren  Sätzen  nebst  einer  Materialsteuer,  sowie 
eine  vielfach  abgestufte  Kleinverkaufsabgabe  eingeführt,  aber  1865  auf- 
gehoben bis  auf  eine  Branntweinkleinverkaufsabgabe  von  4 — 200  M. 
nebst  20  %  Zuschlag.  Im  Jahre  1885  wurde  eine  Maischbottichsteuer 
nebst  Materialsteuer  eingeführt,  im  Jahre  1887  verzichtete  Württemberg 
auf  dieses  Reservatrecht  und  schloss  sich  dem  Reich  an. 

Die  jNIalzsteuer  ist  jetzt  nach  dem  Gesetz  vom  4.  Juli  1900  pro- 
gressiv geworden,  wornach 

für  die  ersten  500  Doppelzentner  ungeschrotenen  Malzes  80  Yo, 

für  die  folgenden  1500  Doppelzentner  ung.  Malzes  100  %, 

»     »  »  2000  »  »  »  110  %, 

;>      »  ;>  5000  »  »  »  120  Yo» 

und  für  den  Rest  »  »  »  125  %, 

des  durch  Finanzgesetz  festgestellten  Steuersatzes  (gegenwärtig  10  M. 
pro  100  kg)  erhoben  werden.  Werden  in  einem  Jahre  500  Doppel- 
zentner und  weniger  Malz  verwendet,  so  werden  70  %  des  Steuersatzes 
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von  lo  M.  erhoben.  Die  Verwendung  von  Surrogaten  ist  mit  30  bis 
10  000  M.  Strafe  bedroht.  Die  Gefährdung  der  Malzsteuer  wird  im 
ersten  Fall  mit  dem  4  fachen  Betrag  der  Steuer  bestraft,  im  zweiten 
Fall  dem  8  fachen,  im  zweiten  Rückfall  dem  12  fachen,  im  dritten  und 
weiteren  Rückfall  dem  löfachen.  Daneben  kann  bei  dem  zweiten 
und  weiteren  Rückfall  auf  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  erkannt  werden. 
Die  Uebergangssteuer  wird  mit  12  M.  50  Pf.  pro  100  kg  Malz  und  mit 
3  M.  25  Pf.  pro  100  Liter  Bier  erhoben. 

Wie  wir  sehen,  will  das  Gesetz  die  kleinen  und  mittleren  Bier- 
brauer entlasten  und  die  grossen  höher  besteuern;  es  bleibt  jedoch 
sehr  zweifelhaft,  ob  dadurch  der  kleinere  Bierbrauer  dem  grösseren 
gegenüber  konkurrenzfähig  wird,  denn  der  grössere  Brauer  hat  günsti- 
gere Gelegenheit  zum  Einkauf  von  Gerste  und  Kohlen,  bessere  Appa- 
rate, Keller  und  bessere  Absatzgelegenheit,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
das  Zentnergewicht  des  Malzes  keinen  Schluss  auf  dessen  Güte  ge- 
stattet. 

Das  Umgeld,  welches  nach  dem  Wirtschaftsabgabengesetz  vom 
9.  Juli  1827  15  %  des  Erlöses  vom  Wein  und  Obstmost  betrug,  ist 
im  Jahre  1834  auf  1373  %  und  1839  auf  10  %  herabgesetzt  wor- 
den,  betrug  aber  seit  i.  Juli  1868  11  %.  Am  4.  Juli  1900  ist  ein 
neues  Umgeldsgesetz  erlassen  worden ,  welches  vom  Weinausschank- 
erlös 11%,  vom  Obstmostausschankerlös  8%  Steuer  festsetzte  und 
bedeutende  Erleichterungen  in  Bezug  auf  die  Kellerkontrolle  ein- 
treten Hess  (keine  Kontrolle  mehr  bei  Verfüllungen,  Möglichkeit  jähr- 
lichen Abstichs  etc.).  Der  Hausbrauch  an  Obstmost  richtet  sich  nach 
dem  tatsächlichen  Bedarf,  derjenige  an  Wein  beträgt  von  i — 1000  Liter 
25%,  von  looi — 3000  Liter  20  %,  3001  —  5000  Liter  15  o/o»  von 
5001  Liter  an  10%;  wird  nachgewiesen,  dass  der  so  berechnete 
Hausbrauch  nicht  genügt,  so  tritt  eine  Erhöhung  um  5  %  ein.  Um- 
geldshinterziehungen  werden  im  ersten  Fall  mit  dem  4  fachen  Be- 
trag der  Steuer ,  im  zweiten  Fall  dem  8  fachen ,  im  zweiten  Rückfall 
dem  12  fachen,  im  dritten  und  weiteren  Rückfall  mit  dem  löfachen 
Steuerbetrag  bestraft.  Daneben  kann  beim  zweiten  und  weiteren  Rück- 
fall auf  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten  erkannt  werden.  Mehr  als  80  % 
der  Wirte  stehen   im  Akkord. 

Das  Sp  Ortelgesetz  vom  Jahre  1828  ist  durch  ein  Gesetz  vom 
Jahre  1881  ersetzt  worden,  welches  selbst  wieder  im  Jahre  1887  und 
1899  Aenderungen  erfahren  hat.  Das  jetzt  geltende  Gesetz  vom  28.  De- 
zember 1899  enthält  einen  Tarif  von  97  Nummern  mit  vielen  Unter- 
Nummern und  Bestimmungen  und  bedroht  Sportelhinterziehungen  mit 
dem  vierfachen  Betrag  der  hinterzogenen  Abgabe.  Während  die  würt- 
tembergischen Gesetze  in  der  Regel  für  das  Recht  zur  Nachforderung 
zurückgebliebener  und  zur  Geltendmachung  zu  viel  bezahlter  Abgaben 
eine  dreijährige  Verjährungsfrist  festgesetzt  haben,    hat  das  Sportelge- 
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setz  eine  solche  von  5  Jahren. 

Im  Jahre  1881  ist  in  Württemberg  die  Erbschafts-  und  Schen- 
kungssteuer eingeführt  worden;  sie  bildet,  wie  ein  Herausgeber  des 
Gesetzes  sagt,  eine  passende  Ausgleichung  und  Nachlese,  indem  sie, 
wenigstens  in  vielen  Fällen,  schliesslich  den  bezogenen  Gewinn  erfasst, 
welcher  durch  die  Ertragsteuern  nicht  hat  getroften  werden  können. 
Das  Gesetz  vom  Jahre  1881  hat  im  Jahre  1885,  namentlich  aber  durch 
ein  Gesetz  vom  26.  Dezbr.  1899  Aenderungen  erfahren.  Die  Steuer  für 
Erbscliaften  und  Schenkungen  ist  keine  sehr  hohe  (nur  2—8%).  Erb- 
schaftssteueifrei  sind:  Descendenten,  Ehegatten,  der  Staat,  das  Reich, 
das  Staatsoberhaupt,  Zuwendungen  bis  zu  120  M.,  ferner  an  Dienst- 
boten bis  zu  1000  M.,  endlich  unbeschränkt  zu  wohltätigen  und  ge- 
meinnützigen Zwecken ;  bei  der  Schenkungssteuer  sind  die  Bestimmun- 
gen ganz  ähnlich,  Schenkung  von  Liegenschaft  ist  bis  zu  120  M.  frei. 
Die  Legalstrafe  beträgt  das  Vierfache  der  Steuerverkürzung. 

Die  Gerichtskosten  in  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit, sowie  im  Zwangsversteigerungsverfahren  werden  nach  den  K. 
Verordnungen  vom   11.  Novbr.  1899  und  13.  Juni  1902  erhoben. 

Zu  erwähnen  sind  noch  als  weitere  indirekte  Einnahmen  der 
Anteil  an  den  Zöllen  seit  Gründung  des  Deutschen  Zollvereins  vom 
I.Januar  1834  an,  dann  seit  ^844  der  Anteil  an  der  gemeinschaftlichen 
Rübenzuckersteuer,  seit  1868  ferner  an  der  Salzsteuer,  1869  an  der  Ta- 
baksteuer, 1881  an  den  Reichsstempelabgaben  und  1887  an  der  Reichs- 
branntweinsteuer, nachdem  Württemberg  auf  sein  Reservatrecht,  soweit 
es  die  Branntweinbesteuerung  betrifft,  verzichtet  hatte. 

Vor  der  Schlussbetrachtung  über  das  württ.  Staatssteuerwesen  in  sei- 
nem geschichtlichen  Entwicklungsgang  dürften  der  Vollständigkeit  wegen 
die  Bestimmungen  der  Deutschen  Reichsverfassung  von  187 1  über  das 
Zoll-  und  Steuerwesen  kurz  zu  erwähnen  und  endlich  einige  statistische 
Notizen  über  den  Ertrag  der  württembergischen  Steuern  von  Interesse 
sein. 

V.  1)  Der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung  des  Reichs  unter- 
liegen :  die  Zollgesetzgebung  und  die  für  Reichszwecke  zu  verwenden- 
den Steuern,  ferner  die  Besteuerung  des  Salzes,  Tabaks,  Biers,  Brannt- 
weins und  Rübenzuckers ;  für  Baiern,  Württemberg  und  Baden  bleibt 
die  Besteuerung  des  inländischen  Biers  und  Branntweins  der  Landes- 
gesetzgebung vorbehalten  (Württemberg  hat  bezüglich  der  Branntwein- 
besteuerung im  Jahre  1887  auf  sein  Reservatrecht  verzichtet). 

.  2)  Die  Erhebung  der  Zölle,  Verbrauchsabgaben  und  Reichsver- 
kehrssteuern fliesst  abzüglich  der  Erhebungskosten  und  Rückvergütun- 
gen in  die  Reichskasse  (Württemberg  erhält  die  Erhebungskosten  nach 
Prozentsätzen  vergütet). 

3)  Die  Einnahmen  aus  dem  Post-  und  Telegraphenverkehr  fliessen 
in  Württemberg  und  Baiern  in  die  Landeskasse. 
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4)  Soweit  die  Einnahmen  (Ueberschüsse  der  Vorjahre,  Zölle,  Ver- 
brauchssteuern, Einnahmen  aus  Posten  und  Telegraphen)  nicht  reichen, 
sind  die  Ausgaben  —  so  lange  Reichssteuern  nicht  bestehen  —  durch 
Beiträge  der  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  Bevölkerung 
(Matrikular beitrage)  aufzubringen. 

5)  Durch  spätere  Reichsgesetze  ist  angeordnet  worden,  dass  ein 
Teil  der  Branntweinsteuer  und  der  Ertrag  der  Reichsstempelabgaben 
den  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Massgabe  der  für  die  Matrikularbei- 
träge  in  Betracht  kommenden  Bevölkerung  zu  überweisen  ist. 

Da  die  Einnahmen  aus  Post  und  Telegraphie,  sowie  die  Malzsteuer 
in  die  württembergische  Landeskasse  fliessen,  zahlt  Württemberg  einen 
Zuschuss  von  3^4  Mill.  M.  in  die  Reichskasse.  Nach  dem  württem- 
bergischen Hauptfinanzetat  pro  1903/5  betragen  die  Leistungen  an  das 
Deutsche  Reich  je  25  230000  M.,  der  Anteil  am  Ertrag  der  Zölle,  Ta- 
bak-, Branntweinsteuer  und  den  Reichsstempelabgaben  ist  20  865  000  M., 
somit  Mehrleistung  je  4  365  000  M.  Im  Jahre  1890/91  z.B.  betrug  der 
Matrikularbeitrag  Württembergs  13  Mill.  M. ,  im  Jahre  1903/4  einschl. 
obigem  Zuschuss  25  Mill.  M.,  hat  sich  also  fast  verdoppelt.  Die  Mehr- 
leistung Württembergs  an  die  Reichskasse  beträgt  pro  1903/4  4^/3  Mill.  M. 
und  betrug  pro  1890/91  1V2  Mill.  M.,  somit  beinahe  3  Mill.  M.  mehr. 
Zu  Vermeidung  von  Störungen  im  württembergischen  Staaatshaushalt 
wäre  zu  wünschen,  dass  sich  der  zu  zahlende  Matrikularbeitrag  mit  den 
LTeberweisungen  kompensiert,  bezw.  dass  dieser  Beitrag  in  seiner  Höhe 
mehr  stabil  bleibt  oder  zurückgeht,  was  sich  aber  nur  durch  Einfüh- 
rung ergiebiger  Reichssteuern  (z.  B.  einer  Quittungssteuer,  höheren 
Tabaksteuer  etc.)  erreichen  lässt. 

VL  Der  württembergische  Staatsbedarf  betrug  pro  1904/5  rund 
92  Mill.  M.  (wovon  auf  die  Staatsschuld  22.3  Mill.  =  24%)  kommen. 
Der  Ertrag  des  Kammerguts  i.  w.  S.  war  zu  32.5  Mill.  M.  =  35-3%  an- 
genommen ,  derjenige  der  württembergischen  Steuern  im  ganzen  zu 
41,5%;  im  einzelnen  waren  an  Steuereinnahmen  angenommen:  beider 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  11. 5  Mill.  M.  :=;  12^/20/0,  der  Ka- 
pital- und  Diensteinkommensteuer  9.2  Mill.  M.  =  10%,  Umsatzsteuer 
2.5  Mill.  M.  =  3%,  Sportein,  Gerichtsgebühren,'  Erbschaftssteuer  4,7 
Mill.  M.  =:  5%,  der  Hundeabgabe  400000  M.  =:i/2%,  Umgeld  9.9  Mill.  M. 
=  10.5%,  Anteil  an  Zöllen,  Tabaksteuer  etc.  20.9  Mill.  M.  =22.7%; 
es  machen  also  nach  dem  Etat  die  direkten  Steuern  22.5%  der  Staats- 
einnahmen aus,  die  indirekten  Steuern  19%.  Der  Matrikularbeitrag 
andererseits  mit  25,2  Mill.  M.  machte  27.4%   der  Staatsausgaben  aus. 

Schlussbemerkung. 

Wenn  wir  nun  einen  Rückblick  auf  die  geschichtliche  Entwicklung 
des  württembergischen  Staatssteuerwesens  werfen,  so  finden  wir  im  An- 
fang  neben,    zum  Teil   bis   ins  19.  Jahrhundert  reichenden,  Naturallei- 
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stungen,  wie  Zehnten  etc.  und  einigen  wenigen  indirekten  Steuern 
(Zöllen,  Regalien,  l'mgeld)  die  Vermögensbesteuerung,  später  dann  eine 
unvollkommene  und  erst  im  neunzehnten  Jahrhundert  eine  vollkomme- 
nere und  genauere  Ertragsbesteuerung,  welcher  ausser  dem  (Jrund  und 
Boden,  Gebäuden  und  Gewerben  auch  das  Kapital-  und  Dienstein- 
kommen unterworfen  wird.  Auch  in  der  Wahl  der  indirekten  Steuern 
finden  wir  ein  planvolleres  Vorgehen:  verkehrshemmende  Abgaben,  wie 
Chausseegelder,  verschiedene  Acciseansätze  und  Zollsätze  werden  auf- 
gehoben und  die  Besteuerung  auf  entbehrliche  Konsumarlikel  und  auf 
Luxusgegenstände  und  Personen  beschränkt,  deren  Besteuerung  zum 
Teil  im  polizeilichen  Interesse  liegt  (Halten  eines  Hundes ,  Sehen- 
lassen fremder  'J'iere,  Schaustellungen  ohne  künstlerischen  Wert,  Ver- 
anstaltung von  Lotterien).  Die  Erhebung  von  Sportein  kann  in  vielen 
Fällen  mit  einer  Gegenleistung  seitens  des  Staats  begründet  werden. 
Eine  passende  Ergänzung  des  Staatssteuersystems  bilden  die  Verkehrs- 
steuern, wie  Umsatzsteuer,  Erbschafts-  und  Schenkungssteuer. 

Bei  diesen  Besteuerungszuständen  ist  es  bis  zum  Ende  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts  geblieben.  Die  immer  mehr  wachsende  Einsicht 
in  die  Mängel  der  Ertragssteuern  (keine  Berücksichtigung  der  Schulden 
und  persönlichen  Verhältnisse),  der  zunehmende  Staats-  und  Reichs- 
bedarf, die  hohe  Besteuerung  der  Grund-,  Gewerbe-  und  Gebäudebe- 
sitzer seitens  der  Gemeinden  trotz  aller  örtlichen  Verbrauchs-,  Hunde- 
und  Liegenschaftsumsatzsteuern,  endlich  wohl  auch  der  Vorgang  an- 
derer Staaten  haben  im  Jahre  1895  die  württ.  Regierung  veranlasst, 
bei  der  Kammer  einen  Gesetzesentwurf  betr.  die  Einführung  der  all- 
gemeinen progressiven  Einkommensteuer  einzubringen,  der  nach  mehr- 
fachen Aenderungen  und  Ergänzungen  im  Jahre  1903  Gesetz  wurde. 
Mit  der  Einführung  dieser  Steuer  will  Württemberg  keine  grösseren 
Erträge  erreichen,  sondern  eine  stärkere  Belastung  der  Reichen,  ge- 
rechtere Steuerverteilung,  Herabsetzung  der  Ertragsteuern  und  even- 
tuell Ueberlassung  derselben  an  die  Gemeinden,  wenn  die  Regierung, 
auf  dem  Weg  der  Steuer-Reform  weiterschreitend,  zu  einer  ergänzen- 
den Vermögenssteuer  wie  in  Sachsen  kommt  (was  bis  jetzt  wenig  Aus- 
sicht auf  Verwirklichung  hat,  wahrscheinlich  werden  die  alten  Ertrag- 
steuern mit  niederem  Steuersatz  beibehalten).  Die  Besteuerung  der 
Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbebesitzenden  seitens  der  Gemeinden  war 
im  Verhältnis  zu  ihrer  Besteuerung  der  Kapitalisten  und  dienstein- 
kommensteuerpflichtigen  Personen  eine  entschieden  zu  hohe.  Manche 
Städte  haben  trotz  der  örtlichen  Bier-,  Hunde-  und  Umsatzsteuer  an 
Gemeindeschaden  das  zwei-  bis  dreifache  der  3.9%  betragenden  Staats- 
steuer, also  8 — 1 1^/2  0/0,  erheben  müssen,  während  Kapitalisten  und 
Diensteinkommensteuerpflichtige  nur  i  ^/^  Gemeindesteuer  bei  4,8  % 
Staatssteuer  bezahlen  mussten.  Hierin  hat  die  Staats-  und  Gemeinde- 
steuer-Reform vom  Jahre  1903  die  so  notwendige  Aenderung  gebracht. 
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Durch  die  Erträge  der  allgemeinen  Einkommensteuer  ist  es  dem  Staat 
möglich,  den  Steuerfuss  bei  den  Ertragsteuern  wesentlich  herabzusetzen 
(pro  1905/7  sind  2%  geplant)  und  das  Gemeindesteuergesetz  vom  S.Au- 
gust 1903  verlangt  die  Erhebung  der  Gemeinde-Einkommens-,  Ka- 
pital-, Umsatz-  und  Wohnsteuer,  sowie  örtlicher  Verbrauchsabgaben, 
wenn  der  sog.  Gemeindeschaden  d.  h.  die  Gemeinde-Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbesteuer  einen  gewissen  Prozentsatz  der  Kataster  übersteigt. 
Wenn  nun  auch  der  Maximalbetrag  der  Gemeinde-Einkom.mens-,  Kapi- 
tal- und  Umsatzsteuer  gesetzlich  festgesetzt  ist  (dort  die  Hälfte  der 
staatlichen  Steuersätze,  hier  1%,  bezw.  0,8%),  so  wird  doch  in  grös- 
seren Städten  der  Grund-,  Gewerbe-  und  Gebäudebesitzende  trotz  der 
Heranziehung  zur  allgemeinen  Einkommensteuer  weniger  Steuer  für 
den  Staat  und  namentlich  auch  für  die  Gemeinde  zahlen  müs- 
sen, als  seither,  weil  die  grösseren  Dienst-  und  Kapital-Einkommen  mehr 
als  seither  die  Steuerlast  mittragen  werden.  — 

Zum  Schlüsse  haben  wir  nur  noch  die  Steuergesetze  neuester  Zeit 
mit  denen  der  früheren  Jahrhunderte  zu  vergleichen.  Die  ersteren 
sind  klarer  und  schärfer  abgefasst,  Fremdwörter,  wie  Fassion,  Defraudation 
sind  vermieden,  strafrechtliche  Merkwürdigkeiten,  wie  sie  z.  B.  Art.  5 
und  7  des  Hundesteuergesetzes  vom  8.  Sept.  1852  enthalten,  wornach 
der  Defraudant  den  vierfachen  Betrag  der  Abgabe  zu  entrichten  hat : 
»worin  die  Geldstrafe  im  dreifachen  Betrag  enthalten  ist«,  kommen  in 
den  neuen  Steuergesetzen  nicht  mehr  vor.  Auffallend  ist,  dass  die 
Steuergesetze  des  15. — 18.  Jahrhunderts  keine  Bestimmungen  über  Ver- 
jährung der  Verfolgung  der  Zuwiderhandlungen  gegen  ihre  Bestimmun- 
gen und  der  Nachholung,  bezw.  Zurückforderung  der  Steuern  enthal- 
ten; haben  hier  wohl  die  allgemeinen  Rechtsbestimmungen  die  Lücken 
ausgefüllt?  Die  Gesetze  des  neunzehnten  Jahrhunderts  enthalten  keine 
Androhung  von  Gefängnisstrafen,  nur  in  älteren  Vermögenssteuerge- 
setzen waren  solche  Strafen  vorgesehen.  Das  neue  Malzsteuer-  und 
Umgeldsgesetz  vom  Jahre  1900  hat  aber  Gefängnisstrafen  für  den  zwei- 
ten und  weiteren  Rückfall  eventualiter  vorgesehen  (»Daneben  kann 
auf  Gefängnisstrafe  von  6  Monaten  erkannt  werden«) ,  Strafen,  wie 
solche  auch  das  Reichs-Zucker-,  Tabak-  und  Branntweinsteuergesetz 
in  noch  höherem  Grade  enthalten  und  wie  sie  im  Hinblick  auf  ge- 
wohnheitsmässige  Defraudanten  nicht  zu  umgehen  sind.  Die  Umwand- 
lung der  nicht  beizutreibenden  Geldstrafen  in  Freiheitsstrafen  kennen 
die  württembergischen  Steuergesetze  nicht. 


Miszellen. 


Die  X.   Tagung    des  Internationalen  Statistischen   Instituts  zu 
London  Juli/August  1905. 

X'oni 

Geheimen  Finanziat  Dr.  F.  W.  R.  Z  i  m  m  e  1  m  a  n  n 
zu  Braunschweig. 

1.  Eiiileitiiiig^.  Die  zehnte  Tagung  des  Internationa- 
len Statistischen  Instituts,  über  dessen  allgemeine  Wirksam- 
keit sowie  speziell  die  Verhandlungen  der  beiden  letzten  Tagungen  zu 
Budapest  1901  und  zu  Berlin  1903  hier  eingehender  von  mir  in  Band 
LVIII  S.  98  fif.  und  von  Zeller  in  Band  LX  S.  531  fif.  Iterichtet  ist, 
fand  vom  31.  Juli  bis  zum  5.  August  1905  in  L  o  n  d  o  n  statt,  woselbst 
mit  der  gleichen  entgegenkommenden  Gastfreundschaft  wie  sonst  der 
Empfang  geboten  wurde.  Der  Besuch  der  Tagung ,  wenn  er  auch 
hinter  dem  der  beiden  letzten  und  namentlich  dem  besonders  starken 
zu  Berlin  nicht  unerheblich  zuiückblieb,  kam  doch  dem  der  früheren 
Tagungen  im  wesentlichen  gleich ;  die  offizielle  Teilnehmel  liste  wies 
66  Mitglieder  des  Instituts  und  38  eingeladene  Personen  als  anwesend 
nach,  unter  welchen  England  und  seine  Kolonien  mit  21  Mitgliedern 
und  13  eingeladenen  Personen,  Deutschland  mit  13  Mitgliedern  und 
2  eingeladenen  Personen,  Frankreich  mit  11  Mitgliedern  und  5  ein- 
geladenen Personen,  Oesterreich  mit  5  Mitgliedern  und  5  eingela- 
denen Personen,  Ungarn  mit  4  Mitgliedern  und  4  eingeladenen  Per- 
sonen, Russland  mit  3  Mitgliedern  und  i  eingeladenen  Person,  sowie 
ausserdem  Italien,  Belgien,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika, 
die  Niederlande,  Schweden,  Rumänien,  Norwegen,  Dänemark,  Spanien, 
die  Schweiz  und  Japan  vertreten  waren.  Die  durcliAveg  gut  besuchten 
Verhandlungen  wurden  in  der  gleichen  Weise  wie  früher  teils  in  Sek- 
tionen, deren  wiederum  wie  bisher  drei  gebildet  waren ,  teils  in 
Generalversammlungen  geführt.  Die  Zahl  der  zur  Beratung 
gestellten  Gegenstände  war  dieses  Mal  eine  etwas  geringere,  wohl  nicht 
zum  Schaden  der  Sache,  da  hierdurch  eine  gründlichere  Behandlung 
der  einzelnen  Fragen  speziell  auch  in  den  Generalversammlungen  er- 
möglicht wurde. 

2.  Terlian(lluii;2?eu  der  I.  Sektion.  In  der  ersten  Sektion 
beschäftigte  man  sich  zunächst  mit  einer  eingehenden  Erörterung  über 
die  Sterblichkeit  in  den  Grossstädten.  Die  Frage  war  auf 
der  Berliner  Tagung  (vergl.  von  Zeller  a.  a.  O.  S.  537)  durch  Ballod- 
Berlin  angeregt  worden,  der  ihr  aber  von  vornherein  mehr  eine  so- 
zialpolitische Richtung  in  der  Gegensätzlichkeit  zwischen 
Stadt  und  Land ,  Industrie  und  Landwirtschaft  gegeben  hatte.  In 
Berlin  hatte  man  eine  besondere  Kommission  zu  einer  näheren  Prü- 
fung   der  Frage    eingesetzt,    die   inzwischen   entsprechend  in  Tätigkeit 
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getreten  war.  Ueber  das  Ergebnis  berichtete  an  Stelle  des  eigentlichen 
Referenten  von  ^^'wjrv-Budapest ,  der  leider  durch  Krankheit  am  Er- 
scheinen verhindert  war,  ^/i'/V//^/--Frankfurt  a/Main.  An  der  sich  an- 
schliessenden lebhaften  Debatte,  die  aber  im  wesentlichen  nur  eine 
Meinungsverschiedenheit  über  die  formelle  Sachbehandlung,  beziehent- 
lich über  die  Art  und  Weise  der  Zurückweisung  der  Ausführungen 
ßa/lods,  zeitigte,  beteiligten  sich  neben  dem  Berichterstatter  zum  Teil 
unter  mehrfacher  Wortnahme  Blenck-'S>e.Y\\\\ ,  Rauchberg-YxTig ,  Kiaer- 
Christiania,  Hasse-'X-.tx^izxg,  von  ^^^[yr-München ,  Zi?jc?!y- Göttingen,  Fahl- 
üeck-'L.vtXiA ,  J^a^tna^m-Budapest  und  7^V//-Helsingfors.  Sachlich  bilden 
den  Ausgangspunkt  die  beiden  Fragen  :  haben  die  grossen  Städte  eine 
grössere  Sterblichkeit  als  das  platte  Land?  Kann  sich  die 
Stadtbevölkerung  ohne  einen  Zufluss  vom  Lande  aus  sich 
selbst  erhalten?  Es  handelt  sich  darum,  ob  und  eventuell  in  welcher 
Weise  die  Statistik  die  nötigen  Unterlagen  für  eine  Entscheidung  dieser 
Fragen  mit  einer  unanfechtbaren  Sicherheit  zu  bieten  vermag.  Dass 
eine  unmittelbare  Benutzung  der  allgemeinen  Daten  eines  grossen  Ge- 
biets, eine  ausschliessliche  Gegenüberstellung  der  grossen  Gruppen  Stadt 
und  Land,  zu  einer  sachgemässen  Klarlegung  für  die  beiden  Fragen 
nicht  ausreichend  sei,  dass  dabei  vielmehr  eine  grössere  Anzahl  von 
Einzelmomenten,  welche  aber  wiederum  zum  Teil  je  nach  den  beson- 
deren Verhältnissen  des  einzelnen  Falls  in  einer  verschiedenartigen, 
meist  schwer  bestimmbaren  Weise  abzugrenzen  sein  würden,  in  Betracht 
gezogen  werden  müsste,  darüber  herrschte  eine  allseitige  Ueberein- 
stimmung.  Eine  Spezialisierung  ist  unbedingt  erforderlich ,  weil  die 
Morbidität  nach  den  allgemeinen  Daten  in  den  verschiedenen  Gegen- 
den einen  grösseren  Unterschied  aufzuweisen  pflegt  als  in  Stadt  und 
Land,  wie  speziell  für  Preussen  nachgewiesen  ist.  In  Betracht  zu  ziehen 
ist  aber  nicht  das  Stadtgebiet  als  solches,  sondern  das  Stadtgebiet  mit 
seiner  zugehörigen  Umgebung,  seinem  unmittelbaren  Rekrutierungsge- 
biet, bezüglich  dessen  Abgrenzung  man  aber  regelmässig  wieder  auf 
grössere  Schwierigkeiten  stossen  wird.  Als  erforderlich  erweist  sich 
ferner  eine  weitergehende  Ausscheidung  nach  Altersklassen  bezüglich 
aller  Einzelheiten,  eine  nähere  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnisse,  der  Aufenthaltsdauer,  ein  Zurückgreifen  auf 
die  historische  Entwicklung  und  das  bezügliche  Verhältnis  in  früherer 
Zeit,  eine  Ausdehnung  der  Untersuchungen  auch  auf  die  Heirats-  und 
die  Geburtenfrequenz  etc.  Hervorgehoben  wurde  auch ,  dass  der  in- 
nere Gegensatz  sich  in  neuerer  Zeit  abgeschwächt  habe,  weil  vielfach 
das  Wohnen  in  der  Stadt  ländlicher,  die  Beschäftigung  auf  dem  Lande 
industrieller  geworden  ist.  So  war  man  in  der  Verurteilung  der  Ba/- 
/od'schen  Methode,  die  zu  einem  der  wirklichen  Sachlage  entsprechen- 
den Ergebnis  niemals  führen  könne,  einig  und  hegte  nur  Zweifel  dar- 
über,   ob   eine   einfache  Ablehnung    auszusprechen   oder  auch  positive 
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Vorschläge  zu  machen  seien,  welche  sich  aber  nur  auf  einer  allgemei- 
neren Grundlage  würden  bewegen  können.  Die  Sektion  einigte  sich 
schliesslich  zu  folgender  Resolution  ,  welche  diejenige  des  Referenten 
in  etwas  abgeänderter  Fassung  wiedergab :  >/D  i  e  nähere  Unter- 
suchung der  Frage  der  Sterblichkeit  der  Stadt-  und 
Landbevölkerung  in  ihren  wechselseitigen  Beziehun- 
gen erfordert  monographischeDarstellungen,  welche 
sich  auf  grössere  zusammenhängende  Wirtschafts- 
gebiete erstrecken  und  denGesamtkomplex  aller  Er- 
scheinungen d  e  s  B  e  V  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  w  e  c  h  s  e  1  s  berücksich- 
tigen müssen.  Sie  \'  e  r  1  a  n  g  t  vor  allem  auch  e  i  n  e  R  ü  c  k- 
s  i  c  h  t  n  a  h  m  e  a  u  f  d  i  e  historische  Entwicklung  d  e  r  V  e  r- 
hältnisse«.  Diese  Resolution  wurde  dann  aber  bei  der  Verhandlung 
in  der  Generalversammlung,  in  welcher  ausser  dem  Referenten  Bleicher- 
Frankfurt  a/Main,  noch  von  Mayr-lA\xxic\\&\\ ,  Cheysson-VdiX\%,  Nicolai- 
Brüssel,  Hennequin-Yz\\%  und  March-Yzx\%  das  Wort  ergriffen,  in  folgen- 
der Weise  vereinfacht  beziehung.sweise  eingeschränkt:  »Für  die  nä- 
here Untersuchung  der  Frage  der  Sterblichkeit  der 
Stadt-  und  Landbevölkerung  in  ihren  wechselseiti- 
genBeziehungen  ist  unter  anderem  die  monographi- 
sche Darstellung  eine  Notwendigkeit«. 

Des  weiteren  wurde  infolge  eines  auf  der  Berliner  Tagung  ge- 
fassten  Beschlusses  von  der  Sektion  I  die  Statistik  der  Tuber- 
kulose im  einzelnen  näher  behandelt.  Der  Berichterstatter  Lexis- 
Göttingen  knüpft  an  die  von  dem  Zentralbüreau  der  internationalen  Ver- 
einigung zur  Bekämpfung  der  Tuberkulose  zu  Berlin  gegebene  An- 
regung zur  Durchführung  einer  internationalen  Statistik  der  Tuberku- 
lose an  und  geht  dann  näher  auf  die  bezüglichen  Spezialerhe- 
bungen  der  Schweiz  ein,  welche  eingehender  unter  Zuhilfenahme 
der  Aerzte  durchgeführt  und  als  erfolgreiche  zu  betrachten  sind.  Ein 
gleiches  Vorgehen  wird  aber  in  anderen  Ländern  vielfach  auf  Schwie- 
rigkeiten stossen,  da  man  verhältnismässig  weit  in  Einzelheiten  und  in 
Sonderverhältnisse  eindringen  muss  und  das  Publikum  durchweg  an 
derartige  Fragestellungen  einer  offiziellen  Statistik  nicht  gewöhnt  ist. 
Die  Inanspruchnahme  der  Aerzte  muss  für  Erzielung  eines  brauchbaren 
Ergebnisses  unumgänglich  notwendig  erscheinen,  ebenso  eine  spezielle 
Berücksichtigung  der  Ursachen  der  Tuberkulose.  Mit  Rücksicht  auf 
die  schwierige  Durchführung  einer  Tuberkulosestatistik  in  den  einzelnen 
Ländern  wird  für  eine  internationale  Statistik  zunächst  nur  wenig  zu 
erreichen  sein,  und  man  wird  gut  tun,  die  Anforderungen  bezüglich 
einer  solchen  vorerst  mehr  zu  beschränken.  Die  ganze  Frage  zeigt 
sich  zur  Zeit  noch  nicht  genügend  geklärt,  es  muss  sich  deshalb  em- 
pfehlen, eine  besondere  Kommission  zu  einer  näheren  Prüfung  und  Be- 
richterstattung bei  der  nächsten  Tagung  zu  bestellen.    Neben  Schaffung 
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eines  allgemeinen  Schemas  für  ein  bezücrliches  Vorgehen  wird  dabei 
hauptsächlich  auch  eine  besondere  Feststellung  für  die  Bezeichnung 
der  einzelnen  Ursachen  und  Momente  sowie  für  die  Einteilung  in  Al- 
tersklassen vorzunehmen  sein,  um  nach  diesen  Richtungen  hin  auf  eine 
Einheitlichkeit  einzuwirken,  von  Mayr-Mxmokv&xi  hält  ein  Zusammen- 
wirken mit  der  Internationalen  Vereinigung  zur  Bekämpfung  der  Tu- 
berkulose für  im  Interesse  der  Sache  geboten,  desgleichen  scheint  ihm 
eine  Ausscheidung  der  Tuberkulosestatistik  aus  der  allgemeinen  Mor- 
talitätsstatistik notwendig;  die  Tuberkulosestatistik  ist  eingehender  zu 
behandeln  und  hat  auch  die  Morbidität  und  die  Ursache  der  Tuber- 
kulose zu  berücksichtigen.  Eine  Beteiligung  der  Aerzte  ist  dringend 
wünschenswert.  Im  allgemeinen  wird  die  von  der  Schweiz  angewandte 
Methode  als  zweckentsprechend  anerkannt  und  empfohlen  werden  kön- 
nen. Raseri-'^owi  glaubt,  dass  es  nicht  notwendig  und  auch  nicht  an- 
gängig erscheinen  werde,  die  Statistik  der  Tuberkulose  aus  der  allge- 
meinen Todesursachenstatistik  auszuscheiden,  wogegen  sich  Lexis-QöX.- 
tingen  und  von  J/<7yr-München  wiederum  in  näheren  Ausführungen 
wenden.  Auf  bereits  veranstaltete  ähnliche  Erhebungen  wie  in  der 
Schweiz  und  die  dabei  angewandten  Methoden  weisen  unter  eingehen- 
derer Klarlegung  Zö:?«^^-Karlsruhe  für  Baden,  Hasse  für  Leipzig 
und  Bleicher  für  Frankfurt  a.  /  M  a  i  n  hin,  sämtlich  dabei  im  Prin- 
zip der  Stellungnahme  von  Lexis  und  vo7i  Mayr  zustimmend.  News- 
//(?/;«^-Brighton  hegt  Zweifel ,  ob  sich  in  E  n  g  1  a  n  d  die  Sache  in  ent- 
sprechender Weise  durchführen  lassen  werde,  wogegen  die  Morbidität 
durch  eine  Statistik  über  die  Aufnahme  und  Behandlung  in  den  Kran- 
kenhäusern ohne  Schwierigkeit  festzustellen  sein  würde.  Ratichberg- 
Prag  teilt  mit,  wie  ein  Versuch,  eine  Tuberkulosestatistik  für  Prag 
zur  Einführung  zu  bringen,  an  dem  Widerstand  der  Aerzte  gescheitert 
sei,  und  wünscht  unter  eingehenderer  Begründung,  die  Statistik  nicht 
nur  auf  die  Mortalität  sondern  auch  auf  die  Morbidität  erstreckt  zu 
sehen.  Letzteres  wird  von  Zi?jcw- Göttingen  als  durchaus  erstrebens- 
wert anerkannt ,  nur  glaubt  derselbe  zunächst  mit  einer  gewissen  Be- 
schränkung leichter  zu  Erfolgen  gelangen  zu  können.  Die  Sektion 
kam  zu  dem  später  von  der  Generalversammlung  unverändert  gebil- 
ligten Beschluss,  eine  besondere  Kommission  einzusetzen,  welche  eine 
nähere  Prüfung  der  Frage  einer  Statistik  der  Tuberkulose  vornehmen 
und  dabei  sowohl  der  Mortalität  als  der  Morbidität  sowie  auch  der 
Frage  der  Behandlung  der  Tuberkuloseerkrankungen  in  den  Kranken- 
häusern, den  Kliniken  und  den  Lungenheilstätten  eine  Berücksichtigung 
angedeihen  lassen  sollte,  und  wählte  als  Mitglieder  dieser  Kommission 
ßeriillon-Vzxis ,  Tathafn-Loxid.or]. ,  Newsholme-Bxighton,  Z^.^/.y- Göttingen, 
Raseri-^om  und   Gtiillaume-EQXW. 

Gleichfalls   im  Anschluss    an   die  schon  zu  Berlin  auf  der  vorigen 
Tagung  gemachten  Erörterungen    {v.  Zeller  a.  a.  O.  S.  536)    berichtete 
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AV^^r-Christiania  eingehend  über  die  Fruchtbarkeit  der  Ehen. 
Zur  Ergänzung  seiner  Berliner  Ausführungen  weist  der  Berichterstatter 
namentlich  auf  die  inzwischen  erfolgten  neueren  Bearbeitungen  für 
England,  Frankfurt  a  /  M  a  i  n  und  Dänemark  hin  und  erör- 
tert sodann  näher  zwei  zur  Verteilung  gebrachte  graphische  Darstel- 
lungen der  stehenden  Ehen  mit  einer  Ehedauer  von  10  bis  19  Jahren 
beziehungsweise  mit  einer  solchen  von  20  bis  2g  Jahren  nach  dem 
Heiratsalter  der  Frauen  und  nach  der  Kinderzahl,  welche  auf  den  Er- 
gebnissen der  Volkszählung  für  Berlin  von  18S5,  der  Zählung  für  Neu- 
vSüd- Wales  von  1901  und  der  Repräsentativzählung  Norwegens  für  1894 
beruhten.  Obgleich  bezüglich  der  Frage  der  Fruchtbarkeit  der  Ehen 
ein  ausgiebiges  Material  für  zahlreiche  Länder  vorhanden  ist,  so  wird 
doch  eine  internationale  Verwertung  dieses  Materials  nur  in  einer  sehr 
beschränkten  Weise  möglich  sein,  weil  es  an  einer  Vergleichbarkeit  der  auf 
ganz  verschiedenen  Grundlagen  aufgebauten  Statistiken  fehlt. 
Es  wird  zur  Hebung  dieses  Uebelstandes  in  Vorschlag  gebracht,  fol- 
gende elf  Momente  bei  den  Feststellungen  über  die  Ehefruchtbarkeit 
regelmässig  in  Rücksicht  zu  ziehen:  i.  Die  Dauer  der  Ehe;  2.  das 
Alter  der  Frau  und  des  Mannes  bei  Beginn  der  Ehe ;  3.  die  genaue 
Angabe  der  Zahl  der  lebend  geborenen  Kinder  und  zwar  a.  für  den 
Zeitpunkt  der  Zählung;  b.  bis  zur  Auflösung  der  Ehe  durch  den  Tod; 
c.  bis  zur  Auflösung  der  Ehe  durch  Scheidung;  4.  die  Reihenzahl  der 
Geburten;  5.  die  Zwischenzeit  zwischen  den  einzelnen  Geburten;  6. 
die  Kindersterblichkeit;  7.  das  Alter  des  Vaters  und  der  Mutter  zur 
Zeit  der  Geburten;  8.  der  Wohnsitz  der  Eltern,  speziell  ob  sich  der- 
selbe in  einer  Grossstadt,  in  einer  mittleren  oder  Kleinstadt  oder  auf 
dem  Lande  befindet;  9.  die  Erwerbstätigkeit  des  Vaters;  10.  die  so- 
ziale Stellung  des  Vaters,  ob  er  zu  den  höheren,  zu  den  mittleren  oder 
zu  den  niederen  Klassen  zu  zählen;  11.  die  wirtschaftliche  Lage,  ob 
sie  als  eine  begünstigte,  eine  mittlere  oder  als  eine  geringe  anzusehen 
ist.  Gleichzeitig  wird  wiederum  die  Ausarbeitung  einer  Ehedauertafel 
und  ergänzend  dazu  die  Aufstellung  einer  Nachweisung  über  die  Nup- 
tialität  empfohlen.  In  der  sich  anschliessenden  Debatte,  an  welcher 
sich  Lejcis-Gött'mgen,  Wt7/cox-Ntw-York,  A^/co/ai-Brüsse],  Fahlbeck-l^wxidi, 
Äa^/fia/m-Budapest,  Edge2aorth-Oy.iord,  ^«zV/^^-Kidlington,  March-Baxis 
und  von  Mayr-M.nnch.tn  beteiligten,  wurde  ein  prinzipieller  Widerspruch 
gegen  die  Ausführungen  des  Referenten  nicht  geltend  gemacht;  die 
Reden  bewegten  sich  vielmehr  im  grossen  und  ganzen  zustim- 
mend, indem  sie  bald  den  einen  bald  den  anderen  Punkt  besonders 
hervorhoben  und  in  seiner  speziellen  Bedeutung  klarlegten.  Als  ein 
nicht  zu  beseitigendes  Hindernis  für  ein  richtiges  Ergebnis,  das  nicht 
übersehen  werden  dürfe,  wird  die  freiwillige  Kinderbeschränkung,  wie 
sie  beispielsweise  in  dem  sog.  Zweikindersystem  zur  Erscheinung  kommt, 
hingestellt,  eine  Sitte,  die  zwar  nicht  allgemein,   sondern    auf  einzelne 
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Gegenden  beschränkt,  aber  doch  im  Wachsen  begriffen  sei.  Bei  der 
Bedeutung  der  Sache  nahm  die  Sektion  I  trotz  der  zutage  getretenen 
Einhelhgkeit  über  die  Grundzüge  der  Kmerschen  Vorschläge  auf  An- 
trag des  Referenten  von  einer  sofortigen  Beschlussfassung  Abstand, 
überwies  vielmehr  diese  Vorschläge  der  unter  dem  Vorsitz  von  v.  Körösy- 
Budapest  bereits  für  die  Gesamtfrage  bestehenden  Komm,  ission 
zu  näherer  Prüfung  und  demnächstiger  weiterer  Berichterstattung,  ein 
Standpunkt,  den  die  Generalversammlung  später  billigte. 

3.  Verhaiidluugeu  der  II.  Sektion.  In  der  zweiten  Sektion 
nahm  die  Verhandlung  über  eine  Statistik  der  internatio- 
nalen Zahlungsbilanz  eine  volle  Sitzung  in  Anspruch.  Gruber- 
Wien  und  de  Foville-Va.ns  hatten  sorgfältig  und  ausgezeichnet  durchge- 
arbeitete schriftliche  Referate  über  den  Gegenstand  erstattet ,  deren 
wesentlichen  Inhalt  sie  zunächst  kurz  ausführten.  Die  internationale 
Zahlungsbilanz  soll,  von  der  Ergründung  und  Feststellung  der  w iri- 
sch aftlichenVerkehrsbeziehungen  der  Nationen  aus- 
gehend, über  das  ziffer massige  Mass  der  gegenseitigen 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  nach  den  einzelnen  wirtschaft- 
lichen Kategorien  gesondert  und  in  ihrer  Totalität  zusammengefasst 
Aufschluss  geben.  Sie  ist  nicht  zu  verwechseln  oder  gleichzustellen 
einerseits  mit  der  Handelsbilanz  der  Nationen,  andererseits 
mit  der  wirtschaftlichen  Bilanz  der  einzelnen  Völker.  Die 
internationale  Zahlungsbilanz  erfordert  ihrem  Wesen  nach  die  ziffer- 
mässige  Aufstellung  der  Ergebnisse  des  gesamten  wirtschaft- 
lichen Verkehrs  einer  Volkswirtschaft  mit  den  andern  Volks- 
wirtschaften (dem  gesamten  Auslande)  innerhalb  einer  gewissen  Zeit- 
periode, einheitlich  nach  Wert  in  Geld  berechnet  und  zwar 
nach  den  einzelnen  Kategorien  des  Verkehrs  in  Aktiv-  und  Passivposten 
geordnet  und  unter  Ziehung  des  Resultats  beider  Reihen;  mit  dieser 
Aufstellung  muss  gleichzeitig  eine  möglichst  exakte  Prüfung  aller  Ele- 
mente der  Aufstellung  auf  ihre  Richtigkeit  und  Zweckmässigkeit  ver- 
bunden sein  unter  Verfolgung  der  Elemente  bis  auf  ihren  ersten  Ur- 
sprung. Wie  wesentlich  und  für  einen  wirklichen  Erfolg  bedeutungs- 
voll es  sein  muss,  dass  diese  Aufstellungen  und  die  die  Unterlage  dafür 
bildenden  statistischen  Festlegungen  nach  den  gleichen  Prinzipien  und 
innerlich  übereinstimmend  von-  den  einzelnen  Staaten  durchgeführt  wer- 
den, bedarf  wohl  kaum  einer  weiteren  Begründung.  Auf  der  anderen 
Seite  werden  aber  ebensowenig  die  grossen  entgegenstehenden  Schwie- 
rigkeiten zu  verkennen  sein,  welche  teils  in  der  grösseren  Zahl,  teils 
in  der  Eigenart  der  in  Betracht  zu  ziehenden  Verkehrsmomente  liegen. 
Nach  grossen  Kategorien  kommt  dabei  der  internationale  Personenaus- 
tausch, der  Warenaustausch,  der  Geldaustausch  und  der  Wertpapier- 
austausch in  Frage,  deren  Festlegung  an  sich  nach  den  einzelnen  Rich- 
tungen hin  durch  die  eigenartigen  Verhältnisse   der    einzelnen  Staaten 
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in  verschiedenartiger  Weise  beeinflusst  und  beschränkt  sein  muss.  Nach 
den  bislang  im  einzelnen  gemachten  Erfaiirungen  ist  aber  die  Möglich- 
keit, die  Schwierigkeiten  zu  überwinden,  nicht  ausgeschlossen,  und 
die  grosse  Bedeutung  der  Frage  selbst  muss  ein  weiteres  Vorgehen 
zwingend  erscheinen  lassen.  Letzteres  wurde  auch  der  Hauptsache 
nach  in  der  weiteren  Debatte,  an  welcher  sich  ausser  den  Referenten 
van  der  Borght-V>tx\\x\,  (9/(f/«^^^ö-Bukarest,  Hennequi/i-Va.n?,,  Neymank- 
Paris  und  ^«r^-Paris  beteiligten,  anerkannt,  und  man  beschloss,  eine 
Kommission,  welche  aus  Grul>er-\N\Qn,  de  Foviäe-VvLxi'i,  van  der  Borglit- 
Berlin,  Neymarck-Vd^ü'i,  Hennequin-?o.x'\s,  Olanesco-BxxkdiXtst,  Yves  Guyot- 
Paris  und  Batema n-hondoxi  zusammengesetzt  wurde,  mit  der  Aufstellung 
besonderer  Schemata  für  die  internationale  Zah- 
lungsbilanz und  mit  der  näheren  Untersuchung,  wie  eine  allge- 
meine Durchführung  zu  erreichen  sein  würde,  zu  betrauen,  wobei  Gru- 
ber-\N[en  die  Berichterstattung  auf  der  nächsten  Tagung  des  Instituts 
übertragen  wurde.  Der  Beschluss  der  Sektion  wurde  demnächst  von 
der  Generalversammlung  ohne  weitere  Debatte  gutgeheissen. 

Ueber  die  internationaleVer  gleich  barkeit  der  land- 
wirtschaftlichen Statistik,  speziell  der  Anbaustati- 
stik und  der  Viehstandsermittlungen  berichtete  Craigie- 
London.  Er  schilderte  dabei  namentlich,  welche  Bemühungen  bereits 
das  Internationale  Statistische  Institut  auf  seinen  verschiedenen  Tagun- 
gen von  der  ersten  zu  Rom  im  Jahre  18S7  an  sich  behufs  Förderung 
der  fraglichen  Vergleichbarkeit  gemacht  und  wie  diese  Bemühungen 
von  Erfolg  gekrönt  gewesen.  Bezüglich  des  Anbaues  von  Wei- 
zen und  des  Bestandes  an  Rindvieh  und  Schafen  leert 
Craigie  sodann  besondere  Zusammenstellungen,  welche  die  letzten  25 
Jahre  —  je  einzeln  berücksichtigt  —  umfassen,  vor,  in  denen  die  euro- 
päischen Länder  der  alten  Kultur  den  aussereuropäischen  Ländern  der 
neuen  Kultur  gegenübergestellt  sind.  Es  zeigt  sich  dabei,  dass  die 
letzteren  Länder  weit  mehr  Jahreserhebungen  nach  den  fraglichen  Rich- 
tungen hin  anstellen,  während  die  europäischen  Staaten  vielfach,  was 
die  Viehstandsfeststellungen  anlangt,  sogar  vorwiegend,  nur  eine  perio- 
denweise Statistik  haben.  Die  Ergebnisse  der  vorgelegten  Zusammen- 
stellungen wurden  zu  interessanten  Schlussfolgerungen  benützt,  zu  denen 
demnächst  Tatham-\^oxidox\,  Hennequin-Vüx'vü,  von  Za«^-Budapest  und 
C^Zf^^rti-Bukarest  weitere  Ausführungen  machten.  Die  Sektion  11,  welche 
gleichzeitig  dem  Berichterstatter  ausdrücklich  dankte,  erklärte  es  unter 
demnächstiger  Zustimmung  der  Generalversammlung  für  wünschenswert, 
einerseits  die  Anbauflächen  der  hauptsächlichsten  Ge- 
treidearten für  jedes  Land  und  fürjedesjahr  festzu- 
stellen und  andererseits  die  Zahl  des  Rindviehs  und  der 
Schafe  durch  so  häufige  Erhebungen  als  möglich  zu 
ermitteln. 
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Von  i^/</^^-Budapest  wurde  die  Entwicklung  der  Weizen- 
preise in  den  verschiedenen  Staaten  auf  Grundlage  seiner 
umfassenden  Arbeit  »Die  Getreidepreise  im  XIX.  Jahrhundert«  in  den 
Conradschtw  Jahrbüchern  für  Nationalökonomik  uud  Statistik,  III.  Folge, 
29.  Band  S.  467  ff.  und  S.  6740".  dargestellt.  Speziell  hervorgehoben 
wurde,  dass  die  Getreidepreise  des  XIX.  Jahrhunderts  am  niedrigsten 
in  den  Dezennien  1821/30,  1841/50  und  1891/1900,  am  höchsten  da- 
gegen in  den  Dezennien  181 1/20,  1851/60  und  1871/80  gewesen  sind, 
dass,  was  die  Gesamtentwicklung  im  Jahrhundert  anlangt,  in  denjenigen 
Staaten,  welche  vorwiegend  als  anbauende  zu  betrachten,  wie  Preussen, 
Oesterreich,  Ungarn  und  Russland,  die  Preise  zu  Anfang  des  Jahr- 
hunderts niedrigere  waren  als  am  Ende  desselben,  während  bei  den- 
jenigen Staaten,  welche  man  vorwiegend  als  konsumierende  ansehen 
kann,  wie  England,  Frankreich,  Belgien,  die  Niederlande,  Dänemark 
etc.  das  Umgekehrte  der  Fall  ist,  dass  die  Preisschwankungen  sich  im 
allgemeinen  im  Laufe  des  Jahrhunderts  zwar  verringert  haben,  dass  sie 
aber  doch  sowohl  zwischen  den  einzelnen  Jahren  wie  auch  zwischen  den 
verschiedenen  Monaten  sich  noch  als  recht  beachtenswerte  zeigen,  dass 
nach  dem  Verhältnis  zu  den  Weizenpreisen  die  Preise  der  übrigen  Ge- 
treidearten im  Laufe  des  Jahrhunderts  gestiegen  sind  etc.  etc.  Ohne 
eine  besondere  Debatte  nahm  die  Sektion  die  vorgeschlagene  nach- 
stehende Resolution  an,  welcher  später  die  Generalversammlung  beitrat : 
»Angesichts  der  hohen  Bedeutung,  welche  einer  auf 
tunlichst  wissenschaftlicher  Grundlage  durchge- 
führten Statistik  der  Getreide  preise  beizumessen 
ist,  beauftragt  das  Internationale  Institut  seine 
Kommission  für  Preisfeststellung  der  nächsten  Ta- 
gung einen  Bericht  darüber  vorzulegen,  welche  Me- 
thode für  eine  zuverlässige  und  sichere  Erhebung 
und  für  die  Vergleichbarkeit  der  internationalen 
Daten  als  die  erfolgreichste  anzusehen  sei.  Des 
ferneren  spricht  das  Internationale  Institut  den 
Wunsch  aus,  die  Royal  Statistical  Society,  deren 
vorragendere  Mitglieder  die  Statistik  derGetreide- 
preise  gerade  besonders  bearbeitet  haben,  möge  in 
ihrer  umfangreichen  Bibliothek  soweit  als  möglich 
die  Literatur  über  die  Getreidepreise  sammeln  und 
verfügbar  machen.« 

Im  Anschluss  an  frühere  bezügliche  Arbeiten  legt  Bateman-l^ov^don 
einen  Bericht  über  die  Statistik  der  Ein-  und  Ausfuhr  der 
verschiedenen  Länder  vor,  dem  zahlenmässige  Daten  in  tabella- 
rischer Zusammenstellung  über  die  Werte  der  Ein-  und  Ausfuhr  von 
Russland,  Deutschland,  den  Niederlanden,  Frankreich,  der  Schweiz, 
Italien,  Oesterreich-Ungarn,  den   Vereinigten  Staaten  und  Grossbritan- 
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nien  aus  den  Jahren  1S90  bis  1903  unter  Zusammenfassung  in  grosse 
Kategorien,  soweit  sie  eine  Vergleichbarkeit  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  gestatten,  angeschlossen  sind.  Anhangsweise  sind  dann,  gleich- 
falls in  tabellarischer  Form,  die  Grundsätze  zur  Darstellung  gel)racht, 
nach  welchen  von  den  einzelnen  Ländern  nach  ihrer  eigenen  Angabe 
in  den  offiziellen  Veröffentlichungen  verfahren  wird,  einmal  bei  der 
Einregistrierung  der  Ein-  und  Ausfuhrwaren  nach  dem  Lande  der  Her- 
kunft oder  der  Bestimmung,  bei  der  Wertfestsetzung  für  die  Waren  der 
Einfuhr,  bezüglich  der  Zuschläge  zum  Eigenwert  der  Waren,  wie  sie 
durch  Fracht,  Versicherung  etc.  entstehen,  bei  einer  zeitweisen  Einfuhr 
von  Gütern  für  eine  Weiterverarbeitung  und  Wiederausfuhr,  bei  dem 
einfachen  Transitverkehr.  Berichterstatter  kann  gleicherweise  konsta- 
tieren, dass  die  Ausweise  der  einzelnen  Staaten  über  ihre  Ein-  und 
Ausfuhr  im  Laufe  der  Zeit  stetig  mehr  vervollkommnet  und  internatio- 
nal vergleichbarer  geworden  sind,  wenngleich  nach  letzterer  Richtung 
noch  manches  zu  erreichen  sein  wird  und  sich  deshalb  ein  reges  Wei- 
terstreben empfiehlt.  Unter  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Bateuian- 
schen  Tätigkeit  auf  dem  fraglichen  Felde  spricht  die  Sektion  II  die 
Hoffnung  aus,  dass  die  fraglichen  Arbeiten  unter  der  Beihilfe  von  allen 
Statistikern,  Verwaltungsbeamten,  Publizisten  und  Staatsmännern,  welche 
auf  die  Erzielung  brauchbarer  Resultate  einen  Einfluss  auszuüben  ver- 
möchten, nachgeahmt  und  fortgesetzt  würden. 

Die  Frage  darüber,  wie  die  Ueberwälzung  der  Zölle 
auf  den  Verbraucher  durch  eine  Statistik  zweckentsprechend 
nachzuweisen,  war,  nachdem  1901  in  Budapest  eine  Kommission  zur 
näheren  Prüfung  eingesetzt  worden,  auf  der  Berliner  Tagung  1903  be- 
reits näher  verhandelt  worden.  Es  hatten  diese  Verhandlungen  jedoch 
zu  einem  befriedigenden  Resultat  nicht  geführt,  weshalb  eine  nochma- 
lige Kommissionsberatung  und  erneute  Erörterung  in  London  beschlos- 
sen war.  Schon  in  Berlin  hatte  man  sich  in  der  Debatte  nicht  auf  das 
rein  Statistische  beschränkt,  sondern  in  die  wirtschafts- 
politische Seite  der  Frage  übergegriffen  (Zeller  a.  a.  O.  S.  546). 
Das  Gleiche  war  nun  in  einem  ganz  vorwiegenden  Masse  auch  in  Lon- 
don der  Fall  trotz  der  dagegen  gemachten  Einwürfe.  Schon  das  ein- 
gehende Referat  von  Yves-Guyot-^^x'\%,  wenn  es  auch  an  sich  als  ein 
sehr  tüchtiges  und  interessantes  anerkannt  werden  muss,  bewegte  sich 
ganz  wesentlich  auf  dem  wirtschaftspolitischen  Gebiete  und  gab  so  auch 
der  lebhaften  Debatte,  an  welcher  Ba/emafi-honäon,  Ife/mequm-'Paris,  von 
ZöiÄ^-Budapest,  van  der  Borght-^&x\w\,  Schellc-Faxis,  Falg?'ave-Bt\X.o\\, 
Baines-K\d.\mgiox\,  Aiki/ison-'Qoilon  und  Wi7/a//s-hondon  teilnahmen,  in 
der  Hauptsache  die  Richtung  an.  Auch  die  vorgeschlagene  Resolution 
wurde  davon  berührt ;  sie  lautet  folgendermassen :  »Es  erscheint 
wünschenswert,  dass  in  den  verschiedenen  Staaten 
n  ä  h  e  r  e  E  rro,  i  1 1 1  u  n  g  e  n  angestellt  werden,  u  m  m  i  t  H  i  1  f  e 
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des  ^■  o  r  h  a  n  d  e  n  e  n  statistischen  Materials  k  1  a  r  z  u  1  e- 
g  e  n  ,  i  n  w  e  1  c  h  e  r  W  e  i  s  e  eine  U  e  b  e  r  w  ä  1  z  u  n  g  der  Zölle 
einerseits  auf  die  notwendigen  Lebensmittel,  ander- 
seits auf  die  Industrien  von  der  einen  zur  anderen 
stattfindet.  W  e  i  t  e  i"  erscheint  erwünscht,  die  Ver- 
pflegungssätze für  Heer  und  Marine,  wie  sie  von  den 
einzelnen  Nationen  ausgeworfen  werden,  kennen  zu 
lernen  und  sie  mit  der  E  r  n  ä  h  r  u  n  g  s  q  u  o  t  e  der  Civil- 
b  e  V  ö  1  k  e  r  u  n  g  in  Vergleich  zu  bringen.«  Diese  Resolution 
gelangte,  nicht  ohne  Widerspruch,  in  der  Sektion  II  zur  Annahme  und 
wurde  demnächst  auch  von  der  Generalversammlung  gebilligt,  obwohl 
von  J/rt-jv-München  nochmals  besonders  geltend  machte,  dass  sie  nicht 
Statistik  sondern  Wirtschaftspolitik  begreife,  und  deshalb  Ein- 
spruch dagegen  erhob,  einen  Einspruch,  dem  sich  van  der  Borg/it-hQr- 
lin  ausdrücklich  anschloss.  Das  damit  gegebene  Ueberschreiten  des 
wissenschaftlichen  Gebietes  der  Statistik  gerade  nach  dieser  Richtung 
hin  kann  für  das  Internationale  Statistische  Institut  nicht  von  Vorteil 
erachtet  werden,  und  es  steht  im  Interesse  der  Bedeutung  des  Instituts 
selber  zu  hoffen,  dass  ein  solches  Abweichen  von  dem  gesetzten  Wege 
ein  vereinzeltes  bleibe. 

4.  Verhaiidlung-en  der  III.  Sektion.  Die  dritte  Sektion 
widmete  den  ersten  Verhandlungstag  fast  ausschliesslich  der  Beratung 
über  berufliche  Gewerbestatistik  und  Arbeitslosen- 
zählung. Namens  der  auf  der  Berliner  Tagung  für  diese  Fragen 
gewählten  Kommission  hatte  March-Vsin^  ein  eingehendes  gedrucktes 
Gutachten  geliefert,  dem  als  Anhang  die  schriftlichen  Aeusserungen 
der  einzelnen  Kommissionsmitglieder  (y/^/z«- Brüssel,  Lkweilyn  Smith- 
London,  Verrijn  Säeart-Haag ,  Za /in- 'S erViu  ,  Raseri-'Kom,  Silbergleit- 
Schöneberg ,  March-Y-Ax\&)  beigefügt  waren.  Der  Bericht  lief  in  eine 
umfangreiche  Resolution  aus,  über  deren  Einzelheiten  sich  eine  leb- 
hafte und  viel  Interesse  bietende  Debatte  unter  Beteiligung  von  Cheys- 
i-ö^-Paris,  iWVci/ai'Brüssel,  Mataja-W\fn.,  Llewellyn  .Sw/M-London,  Silber- 
^/(?//-Schöneberg  und  Verrij?i  Stuart-Haag  entwickelte.  Die  durch  die 
Beratung  näher  klargelegte  und  mehrfach  abgeänderte  Resolution  er- 
hielt die  Billigung  sowohl  der  Sektion  wie  auch  danach  der  General- 
versammlung. Leider  gestattet  der  beschränkte  Raum  nicht,  die  Re- 
solution hier  voll  zum  Abdruck  zu  bringen.  Das  Internationale  Stati- 
stische Institut  gibt  darin  denjenigen  Staaten,  welche  in  der  Lage  sind, 
generelle  berufliche  Gewerbeerhebungen  zu  veranstalten,  anheim ,  in 
denselben  gewisse  allgemeine  Punkte  zu  berücksichtigen,  welche  dann 
im  einzelnen  unter  neun  Nummern  ausführlicher  festgelegt  sind.  Be- 
sondere Berücksichtigung  ist,  wie  schon  nach  der  Bezeichnung  des  Be- 
ratungsthemas zu  erwarten,  der  Arbeitslosenzählung  zuteil  geworden, 
deren  Verbindung    mit  jeder   generellen  Industrieerhebung   empfohlen 
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wird.  Die  einzelnen  Punkte  sind  praktisch  herausgegrifiten  und  dürften 
im  allgemeinen  zu  Einwendungen  keine  \'eranlassung  bieten.  Bei  einer 
durchgehenden  Berücksichtigung  der  vorgeschlagenen  Punkte  würde 
für  eine  internationale  Vergleichbarkeit  auf  dem  fraglichen  Clebiete  ein 
wesentliches  erreicht  sein. 

Im  Anschluss  an  den  vorigen  Gegenstand  berichtet  David  F.  Sc/iloss 
über  die  internationale  Vergleichbarkeit  der  Arbeits- 
löhne, dabei  wesentlich  seinem  gedruckt  vorliegenden  Referat  fol- 
gend. Der  Bericht,  welcher  an  eine  Arbeit  von  Denis-'Rx\\%%&\  über  die 
internationale  Organisation  der  Arbeitsstatistik  für  die  iSg^er  Tagung 
des' Instituts  zu  Bern  anknüpfte,  war  zu  allgemein  gehalten,  um  sofort 
zu  einem  abschliessenden  Ergebnis  führen  zu  können.  J/<7;Y//-Paris 
schlägt  deshalb  vor ,  eine  Kommission  zur  näheren  Prüfung  der 
Frage  zu  bestimmen,  und  Ä'icola'i-'Rx\\s%t\  erweitert  den  Vorschlag  da- 
hin ,  Sckloss  gleichzeitig  mit  der  Berichterstattung  zu  betrauen.  Die 
Sektion  trat  dem  bei  und  wählte  des  weiteren  in  die  Kommission 
C/ieyssoti-Vd.x\^,  /////«-Brüssel,  Z<f(?-Berlin,  yI/««</^//<?- Budapest,  March-^o.x'\s, 
^faiaJa-\NiQr\,  AT7;-///-Washington,  Sill?ergleit-?)c\\öx\e.htvg,  Lletvellyn  Smitli- 
London,  Verrijn  S/uarf-Haag  und  Wilson  Fox  l^onüow.  Die  General- 
versammlung genehmigte  den  Sektionsbeschluss. 

Die  internationale  Transportstatistik  behandelte 
JVendrich-\^uzQxx\  (früher  St.  Petersburg) ,  welcher  schon  auf  anderen 
Tagungen  die  Aufmerksamkeit  auf  diesen  Gegenstand  gelenkt  hatte. 
Er  bezeichnet  es  als  eine  Notwendigkeit,  dass  die  Verkehrsstatistik 
zu  einer  grösseren  Einhelligkeit,  einer  zweckmässigeren  Anordnung  und 
einer  Vereinfachung  gelangen  müsse,  um  sich  international  als  brauch- 
bar zu  erweisen.  Um  baldigst  zu  Erfolgen  zu  gelangen ,  schlägt  er 
vor,  die  internationale  Statistik  zunächst  auf  das  rollende  Mate- 
rial, die  Wage  n  und  die  Lokomotiven,  zu  beschränken  und 
derselben  den  Routenzettel  für  jeden  Wagen  und  den  Leistungs- 
nachweis  für  jede  Lokomotive  nach  einem  von  ihm  angeregten 
neuen  System  (Revue  Generale  des  Chemins  de  fer  frangais,  Decembre 
1904,  Mars  1905;  Oesterreichische  Eisenbahnzeitung  Nr.  6  vom  20. 
Februar  1905)  zu  Grunde  zu  legen.  Nachdem  Bernard-VdiXxs  nähere 
Mitteilungen  über  die  praktische  Durchführung  des  Vorschlags  gemacht, 
wurde  die  Wendric/i  sehe  Resolution ,  der  nach  einer  Erörterung  mit 
Yves-Guyot-Vaxh  eine  vereinfachte  Form  gegeben,  wie  nachstehend 
von  der  Sektion  und  demnächst  von  der  Generalversammlung  ange- 
nommen :  »In  der  Erwägung,  dass  nach  den  gemachten 
praktischen  Erfahrungen  derRoutenzettel  (bulletin 
de  parcours),  welcher  über  den  Lauf  jedes  Wagens 
auszustellen  ist,  für  eine  nationale  wie  für  eine  inter- 
nationale Statistik  der  Transportmittel  eine  durch- 
aus brauchbareGrundlage  abgeben  dürfte,  lenkt  das 
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Internationale  Statistische  Institut  die  Aufmerk- 
samkeit der  staatlichen  und  der  privaten  Eisenbahn- 
gesell s  c  h  a  f  t  e  n  auf  dieses  System.  Gleichzeitig  ver- 
längert dasselbe  dieBefugnisse  seiner  Kommission 
und  ermächtigt  d  e  n  V  o  r  s  i  t  z  e  n  d  e  n  derselben,  von  den 
Verwaltungen  und  Behörden  bezügliche  Nachweise 
einzusammeln,  welche  es  ermöglichen  würden,  auf 
diesem  Wege  zu  einer  internationalen  Statistik  zu 
gelange  n«. 

Eine  eingehende  Erörterung  fand  auch  die  internationale 
Unfallstatistik,  bezüglich  derer  Kögler-V^iQw  ein  gedrucktes  Re- 
ferat erstattet  hatte,  während  C/ieyssoii-^a.x\s  zunächst  mündlich  berich- 
tete. Derselbe  gibt  einen  Ueberblick  über  die  Entwicklung  der 
Unfallstatistik,  wie  sich  solche  nach  den  Massnahmen  und  Vorschlägen 
sowohl  im  Internationalen  Institut  (Tagung  zu  Bern  1895)  wie  auch  in 
den  einzelnen  Staaten  und  auf  den  verschiedenen  Kongressen  für  Ver- 
sicherungswesen, Arbeiterversicherung  etc.  vollzogen  hat,  und  schliesst 
mit  dem  Wunsche ,  es  möge  eine  Kommission  zur  näheren  Prü- 
fung der  Frage  der  internationalen  Unfallstatistik  und  Bericht- 
erstattung auf  der  nächsten  Tagung  eingesetzt  werden.  Kögkr-Wien 
äussert  sich  im  wesentlichen  mit  Cheyssoti  übereinstimmend.  In  der 
weiteren  Debatte  sprechen  sich  von  Inama-Sternegg-'^xtw  und  Hjelt- 
Helsingfors  dafür  aus ,  sofort  eine  bestimmtere  Resolution  zu 
fassen  und  Formulare  aufzustellen,  welche  sodann  dem  im  Se])- 
tember  1905  in  Wien  tagenden  VII.  internationalen  Arbeiterversiche- 
rungs -Kongress  vorgelegt  werden  könnten.  Cheysson  und  Delatour- 
Paris  sind  der  Ansicht,  dass  Formulare,  welche  nicht  vom  Institut 
geprüft  und  genehmigt  seien,  nicht  als  die  Ansicht  des  Inter- 
nationalen Instituts  vertretend  angesehen  werden  könnten.  Nach  län- 
gerer Debatte,  an  der  sich  auch y^/Z/^-Brüssel  beteiligt,  wird  eine  spe- 
ziellere Resolution,  welche  wir  wegen  ihres  grösseren  Umfangs 
hier  im  Wortlaut  nicht  wieder  geben  können,  beschlossen.  In  dersel- 
ben werden  unter  acht  besonderen  Nummern  allgemeine  Grund- 
sätze für  die  Ausgestaltung  der  nationalen  Unfall- 
statistik aufgestellt,  durch  deren  allseitige  Beobachtung  sodann  eine 
internationale  Unfallstatistik  zu  ermöglichen  sein  würde;  For- 
mulare werden  nicht  in  Vorschlag  gebracht.  Gleichzeitig  wird  eine 
besondere  Kommission  ernannt ,  welche  für  die  nächste  Ta- 
gung in  Uebereinstimmung  mit  den  ausgesprochenen  Grundsätzen 
Formulare  für  eine  internationale  Unfallstatistik  ausarbeiten  und 
sich  zu  dem  Zweck  mit  der  permanenten  Kommission  und  dem 
Wiener  VII.  internationalen  Arbeiterversicherungs-Kongress  in  Ver- 
bindung setzen  solle.  Zu  Mitgliedern  dieser  Kommission  wurden 
va7i  der  Borg/if-BerVm ,    C/ieyssoH-Pa.Tis,    .Ä^>//-Helsingfors,  /u/m-Brüssel, 


i 


Miszellen.  j-in 

A7<7^;-Christiania ,  Llnvellyn  ^////M-London ,  AfahiJ<i-\\"\t\\,  von  Mayr- 
München  und  /«/«/^/-Paris  erwählt  mit  der  Befugnis ,  andere  mit  der 
Frage  speziell  beschäftigte  Personen  wie  Kogler-\^\Qx\,  AW/z-Wien,  Ma- 
galdi-^oxK\  etc.  mit  beratender  Stimme  zuzuziehen.  Uer  Sektionsbe- 
schluss  wird  später  in  vollem  Umfang  von  der  Generalversammlung 
genehm  gehalten. 

Ueber  die  B  e  \-  ö  1  k  e  r  u  n  g  s r  e  g i  s  t  e  r  und  deren  ausgezeichnete 
Verwertbarkeit  für  die  Statistik,  eine  Frage,  welche  von  ihm 
zunächst  schon  auf  der  Berner  Tagung  1S95  angeregt  war,  hatte  AvV^-'/«/- 
Brüssel  einen  sehr  ausführlichen  gedruckten  Bericht  vorgelegt,  welcher 
die  bezüglichen  mündlichen  Mitteilungen  auf  der  Berliner  Tagung  (vgl. 
V.  Zcller  a.a.O.  S.  536)  in  sachgemässester  Weise  ergänzte.  Die  münd- 
liche Erörterung  erfolgte  vollständig  auf  der  Grundlage  des  gedruckten 
Berichts.  Nach  kurzer  Debatte  beschloss  die  Sektion  folgende  Reso- 
lution :  »Das  Internationale  Statistische  Institut  spricht 
den  Wunsch  aus,  einmal  dass  diejenigen  Staaten,  wel- 
che bislang  Be\ölkerungsregister  noch  nicht  einge- 
führt haben,  zu  einer  solchen  Einführung  schreiten 
möchten  und  zwar  \-  o  r  z  u  g  s  w  e  i  s  e  zur  Einführung  der 
obligatorischen  Register,  und  ferner,  dass  diejeni- 
gen Staaten,  \v  eiche  die  Anwendung  der  Register  als 
fakultati\-e  zugelassen  haben,  das  System  ^- ollständig 
annehmen  und  für  alle  Gemeinden  und  städtischen 
Verwaltungen  die  Register  obligatorisch  machen  möch- 
ten.« In  der  Generalversammlung  wurde  dann  aber  nach  längerer  De- 
batte, in  welcher  sich  Deiaiour-Va.ü'f,  überhaupt  g^  gt  n  die  Resolution 
ausspricht,  weil  dieselbe  von  den  Staaten  etwas  fordert,  das  diese  nicht 
erfüllen  werden  und  nicht  erfüllen  können  oder  wollen,  und  in  welche 
ausserdem  noch  A7V?^r-Christiania  und  von  J^_yr- München  eingreifen, 
auf  den  Antrag  von  J7^rr//-Paris  die  Resolution  dahin  vereinfacht:  »Das 
Institut  spricht  den  Wunsch  aus,  dass  die  A  n  ^\•  e  n  d  u  n  g 
der   Bevölkerungsregister   sich   verallgemeinern    möge.'«: 

5.  Yerhaudlungen  der  Geueralversammluiig.  Endlich  wurde  aber 
noch  eine  Reihe  von  Gegenständen  unmittelbar  von  der  Gene- 
ralversammlung ohne  eine  Vorberatung  in  den  Sektionen  behan- 
delt. Namens  der  zu  allgemeinem  Bedauern  an  der  Teilnahme  behin- 
derten langjährigen  Vorstandsmitglieder  des  Instituts,  des  Vice- 
Präsidenten  Levasseur-Vzxi'n  und  des  General-Sekretärs  Bodio-R-om.  brachte 
de  Fovilie -Vdix'i^  unter  einer  bezüglichen  allgemeinen  Klarlegung  den 
zweiten  Teil  der  von  den  Genannten  unter  Beihilfe  von  Grhnaldi-Casta- 
Rom  bearbeiteten  Statistik  der  Fläche  und  der  Bevölke- 
rung der  Erde  vor,  welcher  A  m  e  r  i  k  a  umfasst  und  die  zweite  und 
dritte  Abteilung  der  Gesamtarbeit  bildet  (vergl.  z-.  2^//^r  a.  a.  O.  S.  532); 
die  Versammlung  votiert  ausdrücklich  den  Dank  für  die  ausgezeichnete 
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Arbeit.  ^/<7/rX'-B erlin  legt  gleichfalls  unter  dem  Dank  der  Versammlung 
die  von  dem  Königl.  Preussischen  Statistischen  Bureau 
(jetzt  Statistischen  Landesamt)  zur  J  a  h  r  h  u  n  d  e  r  t  f  e  i  e  r  seines  Be- 
stehens herausgegebene  zweibändige  Festschrift  vor  und  gibt  dabei 
eine  nähere  Erläuterung  des  ganzen  Aufbaues  des  Werkes  und  einige 
interessante  Mitteilungen  aus  dem  Inhalt  desselben.  Im  Anschluss  an 
seine  früheren  bezüglichen  Arbeiten  (vergl.  v.  Zeller  a.  a.  O.  S.  544  u^ter 
Nr.  2)  hat  Neymarck  -  Paris  über  die  internationale  Statistik 
der  mobilen  Werte  einen  VI.  Bericht  im  Druck  erscheinen  lassen 
und  berührt  mündlich  kurz  die  geschichtliche  Entwicklung  und  die  Fort- 
schritte, die  auf  dem  betreffenden  Gebiete  im  Laufe  der  Zeiten  gemacht 
worden  sind,  gleichzeitig  die  Fortsetzung  seiner  wichtigen  und  nutzbaren 
Rapporte  in  Aussicht  stellend. 

Ueber  die  Festlegung  der  Bevölkerungsverhältnisse 
in  Ländern  ohne  eine  ordnungsmässige  Volkszählung, 
welche  auch  einen  Verhandlungsgegenstand  der  Berliner  Tagung  (vgl. 
V.  Zeller,  a.  a.  O.  S.  535  unter  Nr.  3)  bildete,  erstattet  von  Ji^jr-München 
Bericht.  Die  Frage  war  inzwischen  von  neuem  auch  von  dem  im  Sep- 
tember 1904  zu  Washington  versammelt  gewesenen  Internationalen  Geo- 
graphischen Kongress  aufgeworfen  worden,  und  man  hatte  dort  beschlos- 
sen, eine  Kommission  von  fünf  Personen  zu  wählen,  die  im  Verein  mit 
der  bezüglichen  Kommission  des  Internationalen  Statistischen  Instituts 
die  Frage  näher  prüfen  solle.  Die  Geographische  Kommission,  zu  der 
auch  Lcvasseur-Yzxx^  und  Wagner-GöViwLg^w  gehören,  ist  gebildet  wor- 
den und  der  Vorsitzende  derselben,  6^^7//;/rA Washington  hat  sich  an  den 
Berichterstatter  als  den  Vorsitzenden  der  statistischen  Kommission  be- 
huf  eines  gemeinschaftlichen  Vorgehens  gewendet,  und  es  Avird  nunmehr 
ein  Plan  für  ein  solches  Vorgehen  und  die  weitere  Sach- 
beratung aufgestellt.  An  Stelle  von  7'??^^/;2-Kopenhagen,  der  aus  der 
statistischen  Kommission  auszuscheiden  wünscht,  wird  Koefoed-Y>^Q-\^txs.- 
hagen  als  Mitglied  der  Kommission  in  Vorschlag  gebracht,  welchem 
Vorschlag  entsprechend  die  Generalversammlung  die  Wahl  trifft. 

Die  internationaleArmenstatistik  behandelte  Z^^//-Lon- 
don  ohne  unmittelbaren  Anschluss  an  die  bezüglichen  Verhandlungen 
der  Berliner  Tagung  (vergl.  v.  Zeller,  a.  a.  O.  S.  548  unter  Nr.  10).  Der- 
selbe hatte  einen  gedruckten  Bericht  über  die  Statistik  der  Bevölkerung 
und  der  Armut  für  England  und  Wales  in  den  fünfzig  Jahren  von  1851 
bis  1901  vorgelegt  und  knüpfte  daran  allgemeine  Vorschläge  für  eine 
internationale  Armenstatistik  an,  dafür  gleichzeitig  eine  besondere  Re- 
solution zur  Annahme  empfehlend.  In  der  sich  anschliessenden  Debatte, 
in  welche  Oä-z^/i?- London,  von  Inama-Slernegg-\N\tn  und  von  Mayr- 
München  eingriffen,  war  man  darüber  einig,  dass  ohne  eine  eingehen- 
dere Beratung  die  vorgeschlagene  Resolution  nicht  zur  Abstimmung 
gestellt  werden  könne  ;  die  Versammlung  beschloss  nach  von  J/a>TSchem 
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Vorschlag  den  Berichterstatter  zu  ersuchen,  auf  der  nächsten  Tagung 
des  Instituts  bei  der  II.  Sektion  einen  neuen  Bericht  ü  1)  e  r  seine 
Resolution  mit  einer  speziellen  B  e  g  r  ü  n  d  u  n  g  vorzulegen 
Des  ferneren  sprach  Fa/iibeck -'Lwwd  über  das  Vergehen  und  Aus- 
sterben der  Völker,  wozu  Rauc/iöerg-Vrag  einige  IJenierkungen 
hinzufügte,  und  Z/?7-Rom  erläuterte  eine  anthropologische  und 
sanitäre  E  n  (]  u  e  t  e  ,  welche  das  italienische  Kriegsministerium 
für  die  Armee  Italiens  hatte  anstellen  lassen,  näher  nach  den  (Grund- 
sätzen ,  auf  denen  sie  aufgebaut  war ,  und  nach  den  für  Demographie 
und  Hygiene  reichen  Erfolgen,  welche  sie  gezeitigt  hatte. 

Schliesslich  ist  noch  ein  am  letzten  Verhandlungstage  gehaltener 
A'ortrag  von  Mandelio-Bnda.^e^.t  über  die  Zukunft  der  Statistik 
zu  erwähnen.  Nachdem  verhältnismässig  kurz  und  nur  in  der  Allgemein- 
heit die  bisherige  Entfaltung  und  der  noch  weiter  zu  erwartende  Fort- 
schritt der  theoretischen  Statistik ,  der  Erhebungsmethoden ,  der  tech- 
nischen Verarbeitung  und  Nutzbarmachung  der  Ergebnisse,  sowie  die 
Errungenschaften  bezüglich  einer  Vergleichbarkeit  der  statistischen  Daten 
behandelt  war,  berührte  der  Redner  als  den  Hauptabschnitt  seines  Vor- 
trags die  statistischen  Publikationen.  Teils  um  das  unge- 
meine Anwachsen  der  gedruckten  statistischen  Publikationen  und  speziell 
der  die  Einzelheiten  bringenden  stets  umfangreichen  Tabellenwerke,  das 
einen  Gebrauch  durch  einen  Laien  schon  jetzt  so  gut  wie  ausschliesst, 
beziehungsweise  einen  richtigen  Gebrauch  gefährdet,  allgemein  zu  hem- 
men und  auf  ein  beschränkteres  Mass  zurückzuführen,  teils  um  finanzielle 
Aufwendungen,  die  für  andere  Zwecke  der  Statistik  frei  würden,  zu  er- 
sparen ,  will  Redner  die  gedruckten  Publikationen  nur  bezüglich 
der  grossen  Hauptergebnisse  zur  Anwendung  gebracht  wissen, 
während  die  Einzelergebnisse  —  denn  eine  Beschränkung  in 
den  Erhebungen  oder  der  Verarbeitung  des  Materials  derselben  soll 
nicht  vorgenommen  werden  —  nur,  wie  mit  geringen  Kosten  möglich, 
durch  die  jetzt  stark  zur  Entwicklung  gekommenen  Schreibmaschi- 
nen  vervielfältigt  und  an  einige  Hauptvertreter  verteilt,  in  der 
Hauptsache  aber  lediglich  an  Ort  und  Stelle  bei  dem  Erhebungs- 
bureau zur  Einsicht  ausgelegt  werden  sollten.  In  der  Hauptsache  wür- 
den dann  die  eventuell  zu  vermehrenden  Beamten  der  Statistischen 
Bureaus  unmittelbar  eine  Auskunft  über  die  Detaildaten  be- 
züglich einer  bestimmten  Frage  an  die  der  Daten  Benötig- 
ten zu  erteilen  haben,  wodurch  gleicherzeit  der  falschen  und  irreführen- 
den Verwertung  der  statistischen  Ergebnisse,  die  alle  die  erstgedachten 
Fortschritte  nicht  hemmen  könnten,  gesteuert  werden  würde.  Daneben 
fordert  Redner  dann  noch  die  Einführung  einer  Einheitlichkeit 
in  der  Terminologie,  dass  nicht  wie  bisher  deiselbe  Ausdruck, 
ohne  dass  solches  besonders  ersichtlich,  in  einem  ganz  verschiedenen 
Sinne   gebraucht  würde.     Die  Ausführunsren  Ma/idelio?,   über   die  Publi- 
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kationen  erfuhren  aus  der  Versammlung,  und  wie  wir  glauben,  mit  vollem 
Recht,  einen  äusserst  scharfen  Widerspruch.  De  Foville-Vzxx'i  sieht  in  den 
bezüglichen  Vorschlägen  einen  entschiedenen  Rückschritt  für  die  Sta- 
tistik überhaupt  und  speziell  für  die  Statistik  in  ihrer  Bedeutung  für 
Wissenschaft  und  Praxis,  von  J/flyv-München  bezeichnet  die  vorgeschla- 
gene Vervielfältigung  der  Details  durch  die  Schreibmaschine  und  die 
dann  nur  gegebene  Einsichtnahme  an  wenigen  Zentralstellen  als  ein 
Verfahren,  das  in  die  Zeiten  der  Klöster  zurückführe.  Eine  ausgiebige 
Publikation  der  Details  sei  gerade  für  die  Wissenschaft  von  einer  be- 
sonderen Bedeutung,  wenn  solche  eventuell  zum  Teil  auch  nur  in  einer 
beschränkteren  Auflage  erfolge  wie  bei  dem  Englischen  Census.  Bedenklich 
seien  Aeusserungen  wie  die  Mandello%  in  spezifischen  Statistikerkreisen, 
da  dadurch  auf  die  für  die  Finanzfrage  entscheidenden  staatlichen  Be- 
hörden eingewirkt  und  eine  Beschränkung  der  offiziellen  statistischen 
Publikationen  veranlasst  werden  könne ,  während  im  wissenschaftlichen 
Interesse  umgekehrt  eine  Erweiterung  und  Verbesserung  anzustreben  sei. 
6'/Z(?rt'c? -Leipzig  macht  speziell  darauf  aufmerksam,  dass  nach  dem  be- 
stehenden Brauch  und  nach  Lage  der  Sache,  das  mit  der  Schreibma- 
schine Vervielfältigte  wie  Manuskripte  in  den  Bibliotheken  behandelt 
werden  müsse ,  wodurch  eine  weitere  wesentliche  Erschwerung  für  die 
Benützung  entstehen  würde,  und  dass  die  Statistischen  Bureaus  bei  dem 
vorgeschlagenen  Verfahren  derart  mit  berechtigten  und  unberechtigten 
Anträgen  überhäuft  werden  würden ,  dass  an  eine  baldige  Erledigung 
nicht  mehr  zu  denken  sei.  Die  Statistik  würde  an  Stelle  einer  Wissen- 
schaft der  Aktualitäten  eine  solche  der  Geschichte  und  der  Archive 
werden.  In  einem  ähnlichen  vSinne  äusserten  sich  sodann  auch  noch 
Cheysson-V^.x\%,  von  Z<z;/^-Budapest  und  Blcnck-'^QxXxxv. 

6.  Schlusswort.  Damit  hätten  wir  die  wissenschaftlichen 
Erörterungen  der  X.  Tagung  des  Internationalen  Statistischen  In- 
stituts in  der  Hauptsache  dargestellt,  worauf  die  diesmalige  Bericht- 
erstattung beschränkt  sein  sollte.  Es  ist  eine  immerhin  beachtenswerte 
Zahl  von  Fragen  zur  Verhandlung  gekommen  und  durch  dieselben  zu 
einem  erfreulichen  Fortschritt  gebracht.  Der  wissenschaftliche  Erfolg 
der  Londoner  Tagung  des  Internationalen  Statistischen  Instituts  wird 
daher  jedenfalls   als  ein  zufriedenstellender   bezeichnet  werden  müssen. 
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III.  LITERATUR. 


Die  deutschen  Städte.  Geschildert  nach  den  Ergebnissen  der  deutschen 
Städteausstellung  zu  Dresden  1903.  Im  Auftrage  der  Austellungs- 
leitung  herausgegeben  von  Prof.  Dr.  Robert  Wuttke.  Leipzig, 
Friedr.  Brandstetter  1904.  2  Bde.  8^  u.  Fol.  892  S.  und  455  S.  Ab- 
bildungen.    M.  30. — . 

Dieses  monumentale  Werk  enthält  nn  ersten  Bande  eine  Samm- 
lung von  28  Darstellungen  verschiedener  Fachleute  über  die  einzelnen 
Zweige  der  städtischen  Verwaltung,  so  wie  dieselben  auf  der  Dresdener 
Städteausstellung  zur  Vertretung  gelangt  waren,  dazu  eine  längere  ein- 
leitende Betrachtung  des  Herausgebers,  der  sich  der  Mühe  unterzogen 
hatte,  die  Mitarbeiter  zu  gewinnen.  Dazu  sind  im  zweiten  Bande  zahl- 
reiche Ansichten  von  Gebäuden  und  anderen  städtischen  Anlagen,  auch 
Diagramme  und  statistische  Tabellen  wiedergegeben  und  so  dem  ephe- 
meren Dasein  entrissen,  das  sie  in  der  Ausstellung  führten.  Konnte 
die  letztere  als  ein  Spiegelbild  der  kräftigen  Entwicklung  betrachtet 
werden,  welche  das  deutsche  Städtevvesen  seit  1870  genommen  hat,  so 
sind  die  Darstellungen  über  die  einzelnen  Zweige  des  städtischen  Le- 
bens in  dem  vorliegenden  Werke  dazu  bestimmt,  den  derzeitigen  Stand 
jener  Entwicklung,  jede  auf  ihrem  Sondergebiete,  zu  beschreiben,  so- 
weit das  Ausstellungsmaterial  das  erlaubte.  Die  Verfolgung  allgemeiner 
historischer  oder  kommunalpolitischer  Gesichtspunkte  scheint  dabei  ur- 
sprünglich ausserhalb  des  Planes  gelegen  zu  haben,  der  auf  einen 
blossen  offiziellen  Ausstellungsbericht  hinauslief.  Es  sind  jedoch,  wie 
der  Dresdener  Oberbürgermeister  Beutler  im  Vorwort  erzählt,  »einzelne 
Berichterstatter  zum  Teil  sehr  wesentlich  von  der  ihnen  gestellten  Auf- 
gabe abgewichen  und  haben  allgemeine  Betrachtungen  über  das  Gebiet 
des  städtischen  Lebens,  dessen  Darstellung  auf  der  Ausstellung  Gegen- 
stand ihres  Berichts  sein  sollte,  eingefügt«;  man  hat  jedoch  »auch 
das  nicht  beanstandet,  weil  man  glaubte,  dass  hierdurch  jedenfalls  eine 
Beeinträchtigung  des  an  sich  mehr  beschreibenden  Charakters  des 
Buches  nicht  eintreten  würde«.     Die  Benutzer  des  Werkes  werden  das 
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nicht  bedauern ;  ja  sie  werden  bei  näherer  Bekanntschaft  mit  ihm  fin- 
den, dass  gerade  das,  was  die  offizielle  Stelle  nur  »nicht  beanstandet 
hat«,  den  wertvollsten  Teil  seines  Inhalts  bildet.  Und  nicht  bloss  »ein- 
zelne«, sondern  die  meisten  Berichterstatter  haben  sich  mit  dem  blossen 
Ausstellungsberichte  nicht  begnügt;  sie  haben  vielmehr  die  Darstellung 
der  seitherigen  Entwicklung  und  des  gegenwärtigen  Zustands  der  ver- 
schiedenen städtischen  Verwaltungsgebiete  zu  grundsätzlichen  und  bis- 
weilen auch  kritischen  Erörterungen  benutzt  und  sind  auch  der  Frage 
nach  dem  künftig  zu  Erstrebenden  nicht  zu  ängstlich  aus  dem  Wege 
gegangen.  So  ist  eine  Reihe  äusserst  wertvoller  Arbeiten  entstanden, 
in  denen  das  reiche  und  vielgestaltige  Leben  der  modernen  Stadtkultur 
in  seinen  verschiedenen  Ausstrahlungen  aufs  beste  zum  Ausdruck  gelangt. 
Beispielsweise  seien  nur  genannt :  die  Arbeiten  über  den  deutschen 
Städtebau  und  über  architektonische  Aufgaben  der  Städte  (von  Gurlitt 
und  F.  Schumacher),  über  Baupolizei  [Grüner),  Wohnungsfürsorge  (Frhr. 
von  Wekk),  über  städtische  Betriebe  (Dr.  Wiedfeldt),  Elektrizitätswerke 
( W.  Kubier) ,  Armenwesen  und  Wohlfahrtspflege  (Dr.  W.  Böhmert), 
städtische  Anleihen-  und  Bankpolitik  (Dr.  Koch),  die  öffentlichen  Spar- 
kassen und  Leihämter  (Dr.  Ritthausen),  Städtestatistik  (Dr.  Seuiemann). 
Auf  die  mehr  technisch  beschreibenden  Arbeiten  über  Gartenkunst, 
Gas-  und  Wasserwerke,  Schlacht-  und  Viehhöfe,  Tiefbau,  Bäder,  Ge- 
sundheitspolizei, Samariter-  und  Rettungswesen,  Feuerlöschwesen  u.  dgl. 
kann  hier  bloss  hingewiesen  werden ;  natürlich  muss  man  bei  so 
vielen  Mitarbeitern  auch  minder  Gelungenes  in  den  Kauf  nehmen,  wie 
z.  B.  die  Arbeit  über  gewerbliches  Bildungswesen.  Schmerzliche  Lücken 
sind  trotz  der  Reichhaltigkeit  der  Sammlung  immerhin  geblieben;  ich 
nenne  nur  das  städtische  Verkehrswesen,  Markthallen,  Stadtbibliotheken, 
Museen ;  einiges  andere,  wie  Friedhöfe  und  Begräbniswesen,  Städte- 
reinigung, ist  nur  kurz  in  grösserem  Zusammenhang  berührt.  Aber  die 
Gewinnung  der  Mitarbeiter  war  schon  ohnehin  nicht  leicht.  Jedenfalls 
verdient  die  viele  Mühe  und  Umsicht,  welche  der  Herausgeber  dabei 
betätigt  hat,  die  wärmste  Anerkennung,  wie  denn  auch  der  von  ihm 
verfasste  einleitende  Aufsatz  in  vortrefflicher  knapper  Weise  die  histo- 
rische Entwicklung  des  deutschen  Städtewesens  zeichnet.  Leider  er- 
krankte der  Herausgeber  während  der  Arbeit ;  diesem  Umstände  ist 
wohl  auch  das  Fehlen  eines  ausführlichen  Sachregisters  zuzuschreiben, 
dessen  das  Werk  bei  der  Mannigfaltigkeit  seines  Inhaltes  dringend  be- 
dürfte. — r. 


Sammlung  soziahüissenschaftlicher  Meister,    in  selbständigen  Bänden  her- 
ausgegeben von  Prof.  Dr.  He  in  rieh    W  a  e  nt  ig. 

I.   Turgot,  Betrachtungen  über  die  Bildung  und  die  Verteilung  des 
Reichtums.     Jena,  G.  Fischer.   1903.     77  S.     80  Pfg. 
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II.  Ferguson,   Abhandlung    über    die    Geschiclite    der  bürgerlichen 
Gesellschaft.     1904.     394  S.     M.  4. — . 

III.  Malt/ms,  Abhandlung    über   das   Bevölkerungsgesetz.     I.  IJand. 
1905.     485  S.     M.  5.—. 

Diese  drei  Bändchen  leiten  eine  Sammlung  nationalökonomischer 
Klassiker  ein.  Ihr  Erscheinen  rechtfertigt  der  Herausgeber  mit  ähnli- 
chen Gründen,  wie  vor  einem  Dutzend  Jahren  Brentano  und  Leser  das 
Erscheinen  ihrer  »Sammlung  älterer  und  neuerer  staatswissenschaft- 
licher Schriften  des  In-  und  Auslandes«,  die  läng.st  ins  Stocken  geraten 
ist,  sei  es,  dass  die  Herausgeber  die  Lust  an  der  Fortsetzung  verloren 
haben,  sei  es,  dass  ungenügender  Absatz  dem  Verleger  das  Geschäft 
verleidete.  In  der  Tat  waren  25 — 30  Pfg.  pro  Bogen  für  Uebersetzun- 
gen  und  Neudrucke  zu  viel.  Der  Verleger  der  vorliegenden  Sammlung 
scheint  daraus  eine  Lehre  gezogen  zu  haben  :  er  berechnet  bei  kleine- 
rem Format  den  Bogen  mit  16  Pfg.  Immerhin  steht  der  Preis  noch 
erheblich  über  dem  der  »Petite  Bibliotheque  economique  frangaise  et 
etrangere«,  welche  bei  Guillaumin  et  Cie.  erschienen  ist  und  deren  hand- 
liche Bändchen  sich  durch  sehr  eingehende  biographisch-literarhistori- 
sche Einleitungen  auszeichnen.  Dergleichen  bieten  die  Bändchen  der 
hier  vorliegenden  Sammlung  nicht.  Drei  Seiten  über  Turgot,  ebenso 
viele  über  Adam  Ferguson,  sieben  über  Malthus,  das  ist  doch  für  Aus- 
gaben zu  wenig,  die  auf  das  Bedürfnis  von  Studierenden  berechnet 
sind,  deren  Sprachkenntnisse  nicht  ausreichen,  um  französische  und 
englische  Schriftsteller  mit  Genuss  zu  lesen,  und  denen  man  darum  die 
;)Meister«,  zu  denen  sie  Liebe  gewinnen  sollen,  doch  auch  menschlich 
recht  nahe  rücken  muss. 

Freilich  kann  man  zweifeln,  ob  Leute  mit  so  ungenügenden  Sprach- 
kenntnissen nicht  lieber  das  Studium  wenigstens  der  Nationalökonomie 
aufgeben  sollten.  Quellenschriften  muss  der  Student  in  der  Ursprache 
lesen.  Und  auch  sonst  erwecken  mir  die  Auseinandersetzungen  des 
Herausgebers  »zur  Einführung«  Bedenken.  Gewiss,  dass  sich  der  wissen- 
schaftliche Nachwuchs  gründlicher  und  ernster  mit  den  Klassikern  des 
Faches  beschäftigen  muss,  als  es  zumeist  geschieht,  unterliegt  keinem 
Zweifel.  Dass  aber  die  »Vernachlässigung  der  theoretischen  Studien« 
und  ein  Betrieb  der  akademischen  Ausbildung  von  Seiten  der  Dozenten 
auf  deutschen  Hochschulen  je  allgernein  gewesen  wäre,  bei  dem  Ques- 
nay  und  Turgot,  Hume  und  Smith,  Malthus  und  Ricardo  halb  als  »über- 
wundene Grössen  betrachtet«  worden  wären,  und  bei  dem  es  fast 
»zum  guten  Tone  gehört  hätte,  ihre  Werke  nicht  zu  lesen«,  kann  doch 
wohl  nicht  zugegeben  werden,  und  wenn  sich  der  Herausgeber  für  diese 
Behauptung  auf  seine  eigenen  »akademischen  Wanderjahre«  beruft,  so 
verallgemeinert  er  eben  individuelles  Missgeschick  in  schwerlich  zuläs- 
siger Weise.  Von  einer  »Neubelebung  klassischer  Studien«  erwartet 
er  »das,    was    der  Mehrzahl  von    denen,    die  heute    über  ökonomische 
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Probleme  reden  und  schreiben,  nur  zu  häufig  fehlt:  eine  klare  und  ein- 
heitliche wirtschaftliche  Weltanschauung«.  Von  letzterer  aber  erhofft 
er,  wie  es  scheint,  eine  günstige  Wirkung  auf  die  Erörterung  wirtschafts- 
politischer Fragen.  Wenn  er  sich  nur  auch  darin  nicht  täuscht !  Die 
Mehrzahl  hat  die  »wirtschaftliche  Weltanschauung«  ihrer  Klasse,  und  der 
Wunsch  ist  nur  zu  oft  bei  ihr  der  Vater  der  Theorie.  Daran  wird  die 
Beschäftigung  mit  den  Klassikern  schwerlich  etwas  ändern,  selbst  wenn 
überall  in  den  Seminarübungen  an  Stelle  der  »statistischen  Tabelle  und 
der  realistischen  Schilderung':,  wie  der  Herausgeber  zu  wünschen  scheint, 
die  Beschäftigung  mit  dogmengeschichtlichen  Problemen  treten  sollte, 
was  ich  persönlich  für  einen  recht  fragwürdigen  Fortschritt  halten 
würde. 

Sei  dem,  wie  ihm  wolle,  die  Herausgabe  einer  solchen  Sammlung 
billiger  Uebersetzungen  und  Neudrucke  ist  erwünscht,  und  die  Auswahl 
der  ersten  Bändchen  ist  eine  glückliche.  Turgots  Reflexions  vor  allem 
bleiben  durch  die  Knappheit,  Klarheit  und  innere  Geschlossenheit  der 
Darstellung  ein  Meisterstück;  die  Rolle  des  Kapitals  und  des  unter- 
nehmungsweisen Betriebs  in  der  modernen  Volkswirtschaft  ist  von  ihm 
mit  einer  von  Späteren  selten  wieder  erreichten  Schärfe  formuliert,  und 
wer  seinen  Auseinandersetzungen  mit  Aufmerksamkeit  folgt,  kann  fin- 
den, dass  er  manches  bereits  wusste ,  was  heute  unter  den  alier- 
neuesten  Entdeckungen  ausposaunt  wird.  Die  Uebersetzung  von 
V\xlentme  Dorn  ist  geschmackvoll  und  auch  im  ganzen  richtig,  wenn 
auch  nicht  so  getreu,  als  es  zu  wünschen  wäre.  So  heisst  es  gleich 
in  §  2; 

Urtext:  |  Uebersetzunsr: 


Cette  hypothese  n'a  jamais  p  u 
exister,  parce  que  les  terres  ont  ete 
cultivees  avant  d'etre  partagees, 
la  culture  meme  ayant  ete  le  seul 
m  o  t  i  f   du    partage    et   de   la  loi 


Diese  Hypothese  war  niemals 
verwirklicht,  weil  der  Boden  bear- 
beitet worden  ist,  ehe  er  verteilt 
wurde.  Ja,  die  Bearbeitung  ist  ge- 
rade die  alleinifife  Urs  a  c  h  e  der 


qui  assure  ä  chacun  sa  propriete.   I   Teilung    und    des  Gesetzes   gewe- 
sen ,    das   jedem    seinen    Anteil 
.   sichert. 
Die  Abweichungen    erscheinen  unbedeutend,  sind    aber  bei    einem 
Schriftsteller,  bei  dem  es  so  sehr  auf  den  einzelnen  Ausdruck  ankommt, 
und  bei  einer  für  Studienzwecke  bestimmten  Uebersetzung  schlechthin 
unzulässig.     Das  gleiche  gilt  von  der  Uebersetzung  des  Wortes  d  e  n  r  ee 
mit  »Güter«,  artisans  bald  mit  »Handwerker«  bald    mit  »Gewerbs- 
leute«,   travail    bald    mit    »Arbeit«,    bald    mit    »Gut«,    cultivateur 
bald  mit  »Landwirt«,  bald  mit  »Landarbeiter«    (z.  B.  §  11),    commerce 
meist  falsch  mit  »Handel«,  selten  richtig  mit  »Verkehr«,    richesses  mo- 
biliaires  in  demselben  Paragraphen  (52)    mit    »bewegliche  Güter«    und 
»Mobilien«.     Ein  solcher  »Wechsel  des  Ausdrucks«  mas:  bei  der  Ueber- 
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Setzung  eines  Romans  ganz  am  Platze  sein,  bei  wissenschaftlichen  Kunst- 
wörtern niuss  er  Verwirrung  stiften.  Hier  ist  konsequent  das  genau 
entsprechende  Kunstwort  der  deutschen  Wissenschaft  zu  gebrauchen. 
Um  dies  für  jeden  einzelnen  Fall  zu  finden,  bedarf's  gründlichster  Fach- 
kenntnisse, und  es  wäre  vielleicht  eine  ganz  nützliche  Seminarübung, 
Stücke  der  ; Klassikern  aus  der  Ursprache  in  gutes  Deutsch  übersetzen 
zu  lassen.  Als  Leiter  solcher  L  ebungen  würde  ich  es  nicht  dulden, 
dass  in  den  Reflexions  §  6i  zu  Anfang  die  Worte  ce  1  u  i  c}  u  i  f  a  i  s  a  i  t 
t  r  a  V  a  i  1 1  e  r  mit  ;>der  Arbeitgeber«  übersetzt  würden,  wie  es  V.  Dorn 
getan  hat ;  denn  Arbeitgeber  ist  in  der  heutigen  Kunstsprache  der  Un- 
ternehmer in  seiner  Stellung  zum  Lohnarbeiter  ;  gemeint  aber  ist  bei 
Turgot,  wie  der  Zusammenhang  ergibt,  der  Auftraggeber  im  Lohnwerk. 
Ebenso  würde  ich  den  metayer  (§  65)  nicht  als  »Teilpächter« 
bezeichnen  lassen;  denn  es  handelt  sich  gar  nicht  um  Pacht,  sondern 
um  ein  Arbeitsverhältnis.  Als  groben  Schnitzer  würde  ich  es  endlich 
bezeichnen,  dass  in  §79  die  Worte  un  h  o  ni  m  e  qui  a  pour  cent 
mille  francs  d'effets  bien  connus  übersetzt  sind  :  ;ein  Mann, 
der  nachweisbar  für  100  000  Franken  Effekten  besitzt«.  Es  heisst :  ein 
Mann,  der  für  100 000  frs.  wohl  bekannte  Vermögensstücke  besitzt;  es 
sind,  wie  der  Zusammenhang  erweist,  Kapitalbestandteile  gemeint,  die 
so  notorisch  sind,  dass  sie  die  Unterlage  eines  Kredits  von  gleicher 
Höhe  bilden  können.  Doch  genug  dieser  Ausstellungen!  Wer  sich, 
wie  der  Verfasser  dieser  Zeilen,  selbst  einmal  an  der  Aufgabe  versucht 
hat,  ein  fremdsprachiges  wissenschaftliches  Werk  in  unser  geliebtes 
Deutsch  zu  übertragen,  wird  mir  zugeben,  dass  das  keine  Arbeit  für 
wissenschaftliche  Anfänger  oder  Berufsübersetzer  ist.  Lieber  mögen 
sich  unsere  Studenten  mit  den  Originaltexten  abplagen,  als  dass  sie 
auf  solche  Weise  mit  ihren  Verfassern  eine  zwar  bequeme,  aber  der 
Natur  der  Dinge  nach  nur  oberrtächliche  Bekanntschaft  machen. 

Bei  Ferguson,  wo  die  termini  technici  nicht  besonders  ins  Gewicht 
fallen,  kann  das  Verfahren  der  Uebersetzerin  weniger  schaden  ;  dagegen 
macht  es  sich  bei  Malthus,  wo  doch  zwei  deutsche  Uebersetzungen  zur 
Kontrolle  herangezogen  werden  konnten,  wieder  störend  bemerkbar.  Ich 
habe  das  erste  Kapitel  des  ersten  Buches  mit  dem  Original  verglichen 
und  hier  gleich  eine  ganze  Reihe  von  Uebersetzungsfehlern  angemerkt, 
die  zwar  dem  Verständnis  wenig  Eintrag  tun,  aber  doch  recht  unan- 
genehm berühren.  Z.  B.  probability  ^^Möglichkeit^,  effects  ^Folgen«, 
correct  »beseitigen  .,  in  a  few  ages  »in  einigen  Jahrhunderten«,  view 
»Erörterung«,  has  been  found  to  double  ;> verdoppelte  sich«,  twelve 
years  and  four  fifths,  .12 — 15  Jahre«.  Dazu  kommt  die  manchmal 
recht  weitherzige  Hinzufügung  oder  Weglassung  von  Beiwörtern,  wie 
»sehr«,  »weit«  u.  dgl.  —  alles  kleine  Ungenauigkeiten,  die  aber  doch 
den  Gebrauch  der  Bändchen  zu  Lehrzwecken  beeinträchtigen.  Das 
gleiche    i{ilt    von    andern    Aeusserlichkeiten.     Bei    Turgot  hätten   unbe- 


746 


Literatur. 


dingt  die  Ueberschriften  der  Paragraphen  von  ihrem  Texte  durch  be- 
sondere Schrift  unterschieden  werden  müssen,  wie  es  im  Original  ge- 
schehen ist,  und  bei  Ferguson  mussten  die  vielen  Citate  von  Schrift- 
stellernamen durch  Hinzufügung  des  genauen  Buchtitels  ergänzt  werden. 
Das  fordert  die  löbliche  deutsche  Schriftstellersitte. 

Vielleicht  fallen  diese  Bemerkungen  dem  Vorwurf  der  Pedanterie 
anheim.  Aber  es  ist  meine  Recensentenpflicht,  sie  nicht  zu  unterdrücken, 
und  sie  können  andern  nützen.  Scheint  doch  die  Herausgabe  solcher 
Uebersetzungen  jetzt  wieder  in  Mode  kommen  zu  sollen.  Da  hat  ein 
löbliches  Publikum  wohl  ein  Interesse  zu  erfahren,  wie  weit  sie  den 
Anforderungen  strenger  Wissenschaftlichkeit  entsprechen.  Sind  sie  noch 
ausdrücklich  für  die  lernende  Jugend  bestimmt,  so  kann  man  es  nicht 
genau  genug  mit  ihnen  nehmen.  Sollen  sie  dagegen  bloss  eine  allge- 
meine Bekanntschaft  mit  den  betreffenden  Schriftstellern  vermitteln,  so 
würde  ich  keinen  Augenblick  Bedenken  tragen,  zu  erklären,  dass  die 
Uebersetzungen  von  V.  Dorn  sehr  gewandt  und  lesbar  sind  und  darum 
jedermann  empfohlen  werden  können,  der  nicht  streng  wissenschaftliche 
Zwecke  verfolgt.  Für  letzteren  bleiben  nach  wie  vor  die  Originale  un- 
entbehrlich. — r. 


In  gravi,  Y)x.John  Keils,  Geschichte  der  Volksiviy-tscJiaftslehre.  Auto- 
ris.  Uebersetzung  von  E.  Roschiau.  2.  Aufl.  Tübingen  1905,  H. 
Lauppsche  Buchh.    326  S.  8°.     M.  2.20,  geb.  M.  3. — . 

Der  Ingramsche  Grundriss  erfreut  sich  mit  Recht  grossen  Ansehens, 
auch  ausserhalb  Englands.  Vielleicht  ist  es  dasjenige  neuere  englische 
Buch  aus  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie,  das  am  meisten  Ueber- 
setzungen in  fremde  Sprachen  erfahren  hat.  Der  vermittelnde  Standpunkt 
seines  Verfassers,  die  knappe  Darstellung,  die  ziemlich  eingehende 
Berücksichtigung  auch  der  nichtenglischen  Literatur  sichern  ihm  den 
Vorrang  unter  denjenigen  Hilfsmitteln,  welche  den  angehenden  Jüngern 
des  Faches  zur  ersten  Orientierung  dienen  können.  Der  Uebersetzer  hat 
bei  dieser  neuen  Auflage  sich  auf  stilistische  Verbesserungen  und  den 
Nachtrag  der  neueren  Literatur  beschränkt ;  er  hat  dabei  die  deutschen 
Werke  fast  ausschliesslich  berücksichtigt.  Da  eine  neuere  englische 
Ausgabe  nicht  vorliegt,  so  konnte  er  kaum  anders  verfahren.        — r. 


Thonfiar,  Albert,  L' Industrie  du  tissage  de  la  laine  (Pays  de  Verviers 
et  Braba?it  Walloji).  Les  Industries  ä  domicile  en  Belgique.  Extrait 
du  volume  VI.     Bruxelles  1904.     180  p. 

Die  Arbeit  von  Thonnar  bildet  einen  Teil  der  vom  belgischen  Ar- 
beitsministerium veranstalteten  Untersuchungen  über  die  Verlagsindu- 
strien des  Landes.  Sie  greift  aber  insofern  noch  über  das  engere  L^n- 
tersuchungsgebiet  hinaus,  als  sie  uns  die  Wandlungen,  die  der  ge- 
samte  Industriezweig    in   seiner   ökonomischen    Struktur   durchgemacht 
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hat  und  noch  durcliniacht,  vor  Augen  führt.  Die  belgische  Tuclifabri- 
kation  eignet  sich  besonders  gut  dazu,  da  sie  heute  noch  Ueberreste 
einer  vergangenen  Zeit  aufweist,  die  tieni  Kampfe  ums  Dasein  wohl 
fast  überall  schon  erlegen  sind. 

In  Deutschland  unterscheiden  wir  grössere  und  kleinere  Fabrikan- 
ten je  nach  Zahl  der  von  ihnen  meist  in  eignen  oder  auch  in  gemiete- 
ten Gebäuden  beschäftigten  mechanischen  Webstühle;  ausserdem  gibt 
es  bei  uns  Unternehmer,  die  eine  Anzahl  mechanischer  Stühle  besitzen, 
auf  denen  sie  »im  Lohn«  arbeiten,  d.  h.  sie  stellen  dieselben  den  mit 
Aufträgen  für  den  eignen  Betrieb  überhäuften  Fabrikanten  gegen  eine 
Vergütung  zur  Verfügung,  die  ihnen  nach  Bezahlung  des  Webers  und 
der  Betriebsspesen  noch  angemessenen  Ueberschuss  für  Amortisation 
und  Eigengewinn  gewährt.  Für  die  Industrie  von  Verviers  und  Um- 
gegend, welche  die  vorliegende  Schrift  hauptsächlich  ins  Auge  fasst, 
unterscheidet  der  Verfasser  drei  Typen:  i)  die  grands  fabri- 
cants,  die  in  eignen  Fabriken  ihren  Betrieb  konzentrieren;  2)  die 
petits  fabricants  en  chambre,  {\ie  nur  beschränktes  Kapital 
benötigen.  Sie  besorgen  Muster,  Aufträge  und  Rohmaterial  ;  bereiten 
die  Webketten  vor  und  lassen  sie  von  fagonniers  abweben,  da  sie  keine 
eignen  Stühle  besitzen.  3)  die  »fagonniers«.  Mit  diesem  Namen  wer- 
den nun  Leute  verschiedenster  Art  bezeichnet.  Es  sind  zum  Teil  Be- 
sitzer grosser  Etablissements,  welche  für  die  kleinen  Fabrikanten  weben 
(travailler  ä  fagon)  oder  auch  von  grossen  Fabrikanten  beschäftigt 
werden,  die  mit  Aufträgen  überhäuft  sind.  Diese  Kategorie  entspricht 
also  unsern  »Lohnwebereien c  Als  fagonniers  bezeichnet  man  aber 
auch  einzelne  Weber,  die  ihren  Webstuhl  selbst  besitzen  oder  pachten 
und  sich  in  einem  »atelier  public«  Raum  und  Betriebskraft  mieten,  um 
für  die  kleinen  Fabrikanten  zu  arbeiten.  Die  ateliers  publics  sind 
meistens  Anlagen  grösserer  Webereiunternehmen,  die  nicht  reüssiert 
haben;  ihre  Pachtung  wird  oft  von  einer  grösseren  Anzahl  von  Webern 
genossenschaftlich  vorgenommen.  Schliesslich  gibt  es  auch  noch  eine 
Anzahl  hausindustrieller  Handweber  unter  den  fagonniers,  und  der  Lage 
dieser  Leute  widmet  der  Verfasser  einen  grossen  Teil  seiner  Darstel- 
lung, die  ausserdem  die  Geschichte  und  Lage  der  ganzen  Wollindustrie 
von  Verviers  und  Süd-Brabant  skizziert. 

Heute  ist  der  Handstuhl  für  die  Fabrikation  der  Tuche  (nicht  für 
die  Herstellung  der  Versuchsmuster)  völlig  zu  entbehren,  denn  auch 
Ketten  aus  schlechtem  Garn  werden  auf  verschiedene  Weisen  für  die 
Arbeit  des  Maschinenstuhles  haltbar  gemacht.  In  Bezug  auf  die  quanti- 
tative Leistungsfähigkeit  ist  letzterer  ganz  entschieden  überlegen,  denn 
ein  kräftiger  Handweber  kann  bei  sehr  langer  Arbeitszeit  höchstens 
18000  Schuss  täglich  leisten,  während  die  neuesten  mechanischen  Stühle 
100  Schuss  in  der  Minute  machen.  Auf  Grund  der  Zählung  von  1846 
ermittelt  der  Verfasser  für  jenes  Jahr  noch  etwa  Sooo  Hausweber,  wäh- 
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rend  1896  nur  noch  etwa  1000  in  den  Bezirken  Verviers  und  Lüt- 
tich, 651  in  Süd-Brabant  vorhanden  waren,  meistens  alte  Leute,  deren 
Zahl  sich  inzwischen  noch  beträchtlich  verringert  haben  mag,  und  die 
sich  des  Untergangs  ihres  Erwerbszweiges  bewusst  sind.  Sie  besitzen 
vielfach  ein  Häuschen  oder  Feld,  oder  werden  von  ihren  in  den  Fa- 
briken arbeitenden  Kindern  unterstützt.  Auch  eine  Anzahl  Frauen  be- 
treibt die  Handweberei  noch  als  Nebenerwerb.  Ihrer  technischen  In- 
feriorität wegen  kann  jedoch  die  Handweberei  eine  gesunde  Arbeiter- 
bevölkerung nicht  mehr  ernähren.  Man  erkennt  dies  deutlich  aus  der 
Gegenüberstellung  der  Einkommen  von  Hand-  und  Maschinenwebern, 
die  der  Verfasser  auf  den  Seiten  140 — 167  ausführlich  vorgenommen 
hat.  Wir  sehen  dort,  dass  3  regelmässig  beschäftigte  Handweber  in 
einem  Jahre  je  Fr.  500 — 600  verdient  haben ;  ältere  Leute  verdienen 
13,  IG,  8  Fr.  und  weniger  in  der  Woche.  Dagegen  betrugen  die  Ein- 
kommen von  5  Maschinenwebern  in  einem  Jahre  je  Fr.  1343 — 1550, 
die  von  17  Maschinenwebern  in  9  Monaten  je  Fr.  944 — 1300.  Es  ist 
begreiflich  und  erfreulich,  dass  sich  für  die  Handweberei  kein  Nach- 
wuchs findet,  und  der  Verfasser  bemerkt  mit  Recht,  dass  ihr  bald  zu 
erwartendes  völliges  Verschwinden  in  wirtschaftlicher  Beziehung  nichts 
bedeutet.  Eine  günstigere  Zukunft  spricht  er  der  Produktionsform  der 
:>ateliers  publics«  zu,  die  mittels  Assoziation  denjenigen  Webern,  die 
sich  vor  dem  Fabrikregiment  scheuen,  noch  eine  gewisse  Selbständig- 
keit bewahrt.  Ohne  weiteres  kann  man  dem  nicht  zustimmen.  Auch 
in  der  Weberei  macht  sich  die  Tendenz  zur  Konzentration  geltend 
wenn  auch  nicht  in  so  starkem  Masse,  wie  in  den  von  der  Mode  un- 
abhängigen Industrieen  der  Eisen-  und  Kohlengewinnung.  Vielleicht 
werden  doch  die  kapitalarmen  petits  fabricants  Belgiens  bald  den  ge- 
schlossenen Etablissements  weichen  müssen,  und  mit  ihnen  schwindet 
alsdann  die  Grundlage,  auf  der  sich  die  selbständige  Existenz  der 
tisserands  ä  fagon  aufbaut. 

Seitdem  Thun  die  niederrheinische  Industrie  und  L.  Bein  diejenige 
des  sächsischen  Vogtlandes  eingehend  untersucht  und  geschildert  haben, 
hat  man  den  Wert  derartiger  Monographien  für  das  Verständnis  unsrer 
wirtschaftlichen  Zustände  immer  mehr  schätzen  gelernt.  Es  ist  zu 
wünschen,  dass  in  dieser  Richtung  fortgearbeitet  und  dabei  stets  mit 
der  Sachlichkeit  verfahren  wird,  welche  die  vorliegende  Studie  von 
Tho7i7iar  auszeichnet.  Dr.  Hugo  Ephraim. 


Hof f mann,  P.  G.,  Vice-Admiral  a.  D.,  Die  Abschaffung  der  Getreide- 
zölle in  England.  Berlin  1904.  Franz  Siemenroth.  107  S.  8". 
Es  ist  nicht  die  Absicht  des  Verfassers  dieser  Schrift,  die  Ergeb- 
nisse neuer  Quellenforschung  über  die  Geschichte  der  englischen  Korn- 
zollbewegung vorzulegen ;  es  handelt  sich  vielmehr  um  eine  Darstel- 
lung  des   Verlaufs  jener    denkwürdigen  Phase    der  Innern    Geschichte 
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Grossbritanniens,  die,  gestützt  auf  die  ganze  einschlagige  Literatur 
das  Urteil  über  dieselbe  durch  Hervorhebung  der  ausschlaggebenden 
Tatsachen  berichtigen  und  den  Kampf  um  billiges  Brot  in  die  rechte 
Beleuchtung  rücken  will.  Diese  Absicht  ist  in  sehr  anerkennenswerter 
AVeise  verwirklicht.  Der  Verfasser  schildert  die  manchmal  missverstan- 
denen  Entstehungsursachen  der  englischen  Getreidezölle,  die  Gründung 
der  Anti-Corn-Law-League,  ihre  Agitation  und  die  innere  Läuterung 
ihrer  Tendenzen,  die  Kämpfe  im  Parlament,  die  schliessliche  Abschaf- 
fung der  Zölle  unter  der  Einwirkung  des  sozialen  Gedankens  und  den 
Eingang  des  Satzes  vom  »billigen  Brot«  in  das  allgemeine  politische 
Bewusstsein  des  englischen  Volkes.  Auf  die  Wiedergabe  von  Aeusse- 
rungen  der  Zeitgenossen  ist  dabei  besonderer  Wert  gelegt,  und  diese 
dienen  in  der  Tat  in  hohem  Masse  dazu,  die  Darstellung  zu  beleben. 
Zugleich  enthüllen  sie  vielfach  Analogien  zwischen  den  englischen  Ver- 
hältnissen aus  den  vierziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  und  denen 
des  heutigen  Deutschen  Reiches  nach  Erhöhung  der  Agrarzölle.  Der 
Verfasser  unterlässt  es  nicht,  in  einem  Schlusswort  die  leider  so  nö- 
tigen Nutzanwendungen  für  unsere  Verhältnisse  zu  ziehen.  »Deutsch- 
lands Machtstellung  in  ]Mitteleuropa  wird  wesentlich  aufrecht  erhalten 
durch  seine  zunehmende  Bevölkerungszahl. . .  Die  Volksvermehrung 
der  letzten  dreissig  Jahre  hat  uns  einen  zweiten  Entscheidungskampf 
mit  Frankreich  erspart.  Solche  Erfahrung  berechtigt  zu  dem  Ausblick, 
dass  die  weitere  Steigerung  der  Bevölkerungszunahme  in  Deutschland 
entscheidend  sein  muss  für  die  Gestaltung  der  Dinge  in  dem  Mittel- 
europa des  zwanzigsten  Jahrhunderts. . .  Wir  bedürfen,  wollen  wir  uns 
nicht  von  andern  überflügeln  lassen,  des  billigen  Brotes  und  der  freien 
Entwicklung  der  Industrie.  . .  Das  ist  ein  allgemeines  nationales  Reichs- 
interesse, dem  sich  alle  Teilinteressen  unterzuordnen  haben.  Dagegen 
treten  selbst  Fragen  zurück,  wie  die,  ob  der  Körnerbau  in  Preussen 
weiterhin  ein  gewinnbringendes  Gewerbe  bleiben  soll,  oder  ob  das  tra- 
ditionelle Mischungsverhältnis  (ländlicher  und  städtischer  Elemente)  im 
Heere  erhalten  bleiben  kann.'-<  ^L^n  wird  die  Begründung  dieser  Sätze 
in  der  Schrift  selbst  nachlesen  müssen;  vortrefflich  ist  namentlich  der 
Hinweis,  dass  die  Rücksicht  auf  die  Wehrkraft  der  Nation  nicht  für, 
sondern  gegen  die  Agrarzölle  spricht.  Die  tapfere  Schrift  steht  auf 
einer  erfreulichen  Höhe  der  Einsicht  und  unabhängigen  Gesinnung. 

— r. 


Bleicher,  Heinrich  Prof.  Dr.,  Volksversicherung.  Ein  Beitrag  zur  Ver- 
sicherungspolitik. (Heft  208  der  Volkswirtschaftlichen  Zeitfragen,  Vor- 
träge und  Abhandlungen  hrsg.  von  der  volkswirtschaftl.  Gesellsch. 
in  Berlin.)     Berlin,  Simion  Nachf.   1904. 

Bleicher  bekennt  sich  als  ein  überzeugter  Anhänger  und  Verfechter 

jeder    auf   gesunder    Grundlage    beruhenden    Versicherungseinrichtung, 

Zeitschrift   für  die   ges.   Staatswissensch.   1905.   4.  ^Q 
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damit  ist  auch  seine  Stellung  zur  Volksversicherung,  i.  e.  S.,  zur  sog. 
kleinen  Lebensversicherung  so  weit  gekennzeichnet,  dass  er  auch  diese 
Form,  in  der  der  Versicherungsgedanke  in  weiteren  Kreisen  Verwirk- 
lichung finden  soll,  als  ein  berechtigtes  Glied  im  gesamten  Wirtschafts- 
organismus anerkennt.  Dieses  Urteil,  aus  dem  Munde  eines  so  kom- 
petenten Spezialisten,  wie  es  B.  ist,  wird  manchem,  der  bezüglich  der 
»Volksversicherung«,  wenigstens  wie  sie  von  der  Mehrzahl  der  deut- 
schen, österreichischen,  englischen  u.  s.  f.  Privatversicherer  betrieben 
wird,  eine  gegenteilige  Ueberzeugung  gewinnen  musste,  überraschend 
kommen.  B.  äussert  sich  aber  noch  viel  präziser  zu  Gunsten  der  klei- 
nen Lebensversicherung,  indem  er  eine  dieselbe  sehr  lobende  Bemer- 
kung des  Ehrenzweigschen  Assekuranz- Jahrbuches  unwidersprochen 
wiedergibt.  Genauer  besehen  tritt  jedoch  eine  bedeutsame  Einschrän- 
kung dieser  Anerkennung  aus  dem  ganzen  Zusammenhang  des  ^.schen 
Vortrages  ^)  hervor.  So  vor  allem,  wenn  er  meint,  dass  die  sogenannte 
kleine  Lebensversicherung  mit  ihren  kleinen  Beträgen  viel  zu  weit 
hinter  dem  Bedürfnisse  zurückbleibe,  dass  sie  höchstens  der  Versiche- 
rung eines  sogenannten  Sterbegeldes  dienen  könne,  dass  sie  wohl  n  e- 
b  e  n  der  regulären  Lebensversicherung  ihre  Bedeutung  behalten  werde, 
dass  sie  aber,  soweit  die  Aufgabe  der  Reliktenversicherung  in  Frage 
steht,  überhaupt  nicht  in  Betracht  käme,  vielmehr  die  reguläre  Lebens- 
versicherung nach  Einführung  entsprechender  Versicherungsmodalitäten 
für  die  weitesten  Volks  kreise  diese  Funktion  zu  erfüllen  haben 
werde  u.  s.  f. 

Es  ist  dem  Verfasser  eben  vor  allem  um  eine  tunlichst  umfassende 
Realisierung  der  Idee  einer  Existenzsicherung  für  die  weitesten  Bevöl- 
kerungsschichten zu  tun.  und  er  weist  sehr  richtig  darauf  hin,  dass, 
um  diesem  Ziele  näher  zu  kommen,  die  verschiedensten  Wege  einge- 
schlagen werden  müssen.  Neben  den  verschiedenen  Wegen,  auf  die 
der  Verf.  leider  nur  allzu  kurz  eingeht,  tritt  die  unter  dem  Namen 
Volksversicherung  betriebene  kleine  Lebensversicherung  vollständig  zu- 
rück; ihr  fällt  nach  B.  keine  andere  Aufgabe  zu,  als  die,  dem  ver- 
alteten Begräbniskassenwesen  ein  Ende  zu  machen.  —  Eine  ganze 
Menge  überaus  wissenswerter  Dinge  ist  in  dem  Vortrage  mitgeteilt,  und 
es  ist  dem  Verf.  auch  sehr  wohl  gelungen,  eine  Vorstellung  davon  zu 
geben,  wie  vielseitig  das  Problem  der  Versicherung  grosser  Volksmas- 
sen anzupacken  ist,  welche  Art  Arbeit  insbesondere  neben  der  spezi- 
fischen Arbeiter-Zwangsversicherung  als  Rentenversicherung  und  wieder 
insbesondere  hinsichtlich  der  Reliktenversorgung  zu  leisten  sein  wird. 
Aber  ich  kann  den  Wunsch  nicht  unterdrücken,  dass  B.  sich  etwas  ent- 
schiedener darüber  ausgesprochen  hätte,  wo  und  Avie  zuvörderst  ange- 
fangen werden  soll.     Er  rühmt  das  Unternelimen  einer  f r e i v/ il lig e n 

l)  Das  Büchlein  ist  die  Niederschrift  eines  im  Februar  1904  in  Frankfurt  a.  M. 
gehaltenen  Vortrages. 
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Volksversicherung  mit  Staatsunter  Stützung,  das  in  St.  Gallen 
in  der  Schweiz  eingeleitet  ist  (S.  31)  und  weist  anderseits  auf  den  Ge- 
danken eines  V  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  s  z  w  a  n  g  e  s  für  sogenannte  Mittel- 
standsschichten ohne  finanzielle  Inanspruchnahme  des  Reiches  für 
Deutschland  (S.  35)  hin.  Soll  beides  nebeneinander  angestrebt  wer- 
den? —  Vielleicht  entschliesst  sich  B.,  der  technisch  wie  ökonomisch 
dieses  Fragengebiet  beherrscht,  mit  konkreten  Vorschlägen  in  die 
Oeffentlichkeit  zu  treten. 

Ko  h  /.   Hans  Dr.    Die   Reform    der    Volksversicherwig   eine  Aufgabe    der 
Sozialpolitik.     Leipzig,  Fock  1904.     102  S. 

Hat  das  Bleichersche  Büchlein  vor  allem  eine  Erörterung  des  Pro- 
blems der  Versicherung  der  breiten  Schichten  des  Volkes  zum  Ziel, 
so  beschränkt  sich  die  AW//sche  Arbeit  auf  ein  engeres  Gebiet,  auf 
die  spezifische  Volksversicherung  oder  kleine  Lebensversicherung.  Der 
Verf.  skizziert  in  einem  ersten  Abschnitt  in  Kürze  die  Eigen- 
tümlichkeiten dieses  Zweiges  der  Lebensversicherung,  seine  Entwick- 
lung insbesondere  in  Deutschland,  erörtert  in  wohl  etwas  i)rimitiver, 
immerhin  verständlicher  Weise,  jedoch  an  der  Hand  schlecht  heraus- 
gegriffener und  geradezu  irreführend  zusammengestellter  Prämien-Bei- 
spiele^) die  technischen  Grundlagen,  ferner  in  vergleichender  Darstellung 
die  Versicherungsbedingungen  der  deutschen  Anstalten,  welche  Volks- 
versicherung als  solche  betreiben,  und  bespricht  Organisation,  Ac(}uisition, 
Verwaltung,  Storno,  sowie  die  Volksversicherungs-Kombinationen,  im  gan- 
zen in  massvoller  Weise  die  Mängel  dieser  Versicherungssparte  hervorhe- 
bend. Dass  dabei  freilich  nicht  viel  Gutes  der  Auseinandersetzung  der 
Schwächen  und  direkter  ökonomischer  Monstrositäten  gegenübergestellt 
wird,  ist  leider  kein  Fehler  des  Verfassers,  sondern  ist  in  den  Tatsachen 
begründet.  Es  ist  sehr  zu  wünschen,  dass  die  bezüglichen  Ausführungen 
einen  tunlichst  grossen  Leserkreis,  und  zwar  vor  allem  in  den  für  diese 
Versicherung  in  Betracht  kommenden  Bevölkerungsschichten  fänden.  Die 
Gebarung  der  »Viktoria«  z.  B.  ist  ja  eines  der  schwerwiegendsten  Argu- 
mente gegen  diese  Versicherungssparte  überhaupt,  und  die  Lektüre  die- 
ser Kapitel  der  ÄW//schen  Schrift  ist  jedenfalls  geeignet,  den  Geschmack 
an  der  Abschliessung  eines  Vertrages    mit  der  einen  und  anderen  der 


i)  Verschieden  hohe  Prämiensätze  mehrerer  Anstalten  werden  zum  Vergleich  neben- 
einandergestellt (S.  10),  angeblich  für  dieselbe  Versicherungskombination.  Die  Prä- 
mien betreffen  jedoch  verschiedene  Kombinationen,  sind  daher  nicht  vergleichbar. 
Dadurch  erscheint  z.  B.  die  Karlsruher  Versorg..-\nst.  teurer  als  die  Gothaer  Lebens- 
vers.-Bank,  vi-as  unrichtig  ist;  die  gewählte  Gothaer  Prämie  ist  Anfangsprämie  einer 
Versicherung  mit  steigender  Prämie.  Auch  für  die  Viktoria  ist  die  52  fache  Wo- 
chenprämie statt  der  Jahresprämie  (wie  bei  den  übrigen  Anstalten)  eingesetzt,  also 
auch  hier  eine  ungebührliche  Uebertreibung  des  Unterschiedes.  Wir  wollen  Flüchtig- 
keit des   Verfassers  annehmen  I 
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Volksversicherungs-Unternehmungen  zu  verderben.  Näheres  hierüber 
soll  in  dieser  Zeitschrift  noch  in  cinderem  Zusammenhang  berichtet 
werden.  In  einem  zweiten  Abschnitt  behandelt  der  Verf.  die  Re- 
formbestrebungen auf  dem  Gebiete  der  Volksversicherung,  inbesondere 
das  Experiment,  welches  der  Allgemeine  deutsche  Versicherungsverein 
in  Stuttgart  mit  der  »Arbeiter-Spar-  und  Lebensversicherung«  unter- 
nommen hat,  indem  er  auf  Vorschlag  des  Reichstagsabgeordneten  Hitze 
eine  Versicherungskombination  einführte,  bei  der  an  Stelle  einer  fort- 
laufenden Prämie  wiederholte  Einzahlungen  treten,  die  alle  als  einma- 
lige Einlagen  aufgefasst  und  versicherungstechnisch  behandelt  werden. 
Dadurch  soll  der  Verlust  erworbener  Reservewerte  durch  Storno  hintan- 
gehalten werden.  Anderseits  wird  eine  Verbilligung  dadurch  ange- 
strebt, dass  an  die  Stelle  der  Werbung  durch  Agenten  eine  solche 
durch  ehrenamtlich  bestellte  Vertrauensmänner  tritt.  Im  Anschlüsse 
hieran  schildert  K.  einen  Reform  Vorschlag  und  einige  Volksversiche- 
rungs-Organisationen  auf  üffentlichrechtlicher  Grundlage,  und  zwar  einen 
Fall  in  Deutschland,  die  »Kaiser  Wilhelmsspende«  in  Berlin,  und  je 
einen  in  Frankreich,  Oesterreich  und  Belgien.  Alle  sind  darauf  ge- 
richtet, die  Schlacken  des  bisherigen  Volksversicherungsgeschäftes  von 
sich  fernzuhalten,  leider  funktionieren  sie  bisher  mit  recht  zweifelhaften 
Erfolgen.  Im  dritten  Abschnitt  entwickelt  der  Verf.  einen  neuen 
Vorschlag  zur  Organisierung  einer  billigen  Volksversicherung  gleich- 
falls auf  öffentlicher  Basis  (insbesondere  unter  Mitwirkung  der  Post- 
verwaltung), der  unzweifelhaft  Beachtung  verdient  und  vom  Ref.  gleich- 
falls noch  in  anderem  Zusammenhang  zu  erörtern  sein  wird.  —  Die 
Mitteilung  einiger  statistischen  Daten  über  die  Caisse  de  retraite  in 
Brüssel,  die  Caisse  nationale  des  retraites  pour  la  vieillesse  und  die 
Caisse  d'assurance  in  Paris  in  einem  besonderen  Anhang  ist  dankens- 
wert, obgleich  diese  Ziffern,  sowie  die  im  Text  gebrachten  statistischen 
Daten  etwas  veraltet  sind. 

Karlsruhe.  Dr.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 


Hecht,  Dr.  Felix,  Die  deutschen  Hypothekenba?ike7i.  I.  Band:  Die  Sta- 
tistik der  deutschen  Hypothekenbanken.  Mit  einem  Portrait  des 
Verfassers  nach  Lenbachs  Gemälde.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot 
1903.     796  S.    8».     M.   25.— 

Dieser  stattliche  Band  eröffnet  die  zweite  Abteilung  von  Hecht?, 
grossem  Werke  »Die  Organisation  des  Bodenkredits  in  Deutschland«, 
dessen  erste  im  Jahre  1891  erschienene  Abteilung  in  zwei  Bänden  die 
Entwicklung  der  staatlichen  und  provinziellen  Bodenkreditinstitute  und 
die  Grundsätze  behandelt  hat,  nach  denen  die  Pflege  des  Bodenkredits 
für  den  kleinen  und  mittleren  Grundbesitz  in  Deutschland  organisiert 
ist  (vgl.  diese  Zeitschrift  49,  S.  290  ff.).  Zwischen  beiden  Abteilungen 
liegt   also   eine  Zeit   von  zwölf  Jahren,    und  diese  ist  für  die  Entwick- 
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lung  der  nun  —  unter  Abänderung  des  früheren  Planes  --  folgenden 
Aktienbanken  von  einschneidender  Bedeutung  gewesen.  Mehr  als  der 
vierte  Teil  der  jetzt  bestehenden  Banken  dieser  Art  ist  erst  seit  1893, 
dem  Jahre  des  Erlasses  der  preussischen  Normativbestimmungen,  ge- 
gründet, und  am  13.  Juli  1899  ist  das  neue  Hypothekenbankgesetz  für 
das  Deutsche  Reich  erlassen  worden.  So  fusst  also  diese  zweite  Ab- 
teilung des  Werkes  auf  ganz  anderen  äusseren  Voraussetzungen  als  die 
erste,  und  vielleicht  sind  auch  die  inneren  Voraussetzungen,  unter  de- 
nen der  Verfasser  arbeitete,  durch  die  Studien,  die  er  inzwischen  den 
ausserdeutschen  Verhältnissen  zugewandt  und  1901  in  einem  Werke 
über  den  europäischen  Bodenkredit  niedergelegt  hat,  teilweise  andere 
geworden.  Wenn  derselbe  es  nun  zweckmässig  gefunden  hat,  l)ei  der 
Darstellung  der  Hypothekenbanken  in  der  mit  dem  vorliegenden  Bande 
beginnenden  Abteilung  die  Statistik  von  dem  Texte  loszulösen ,  so 
findet  das  gewiss  darin  seine  Rechtfertigung,  dass  das  mit  unendlicher 
Mühe  von  ihm  zusammengebrachte  Zahlenmaterial  auch  für  sich  zu 
mancherlei  Zwecken  benutzbar  ist.  Es  bleibt  jedoch  zu  wünschen, 
dass  der  Text  dem  bis  1899  reichenden  Tabellenwerk  nicht  allzu  spät 
folgen  möge,  damit  er  nicht  etwa  in  der  Praxis  einen  wesentlich  ver- 
änderten Zustand  vorfinde.  Denn  schliesslich  muss  doch  für  die  ein- 
zelnen Abteilungen  des  Werkes  die  wohlbegründete  Forderung  der 
»Einheit  der  Zeit«  festgehalten  werden. 

Der  vorliegende  Band  zerfällt  in  zwei  Teile.  Im  ersten  Teile  wird 
eine  Gesamtstatistik  der  deutschen  Hypothekenbanken  geboten,  die 
so  weit  reicht,  als  vergleichbare  Daten  zu  erlangen  waren;  im  zweiten 
folgt  die  Statistik  der  einzelnen  Anstalten  in  alphabetischer  Ordnung. 
Da  die  als  Quellenmaterial  dienenden  Geschäftsberichte  und  Bilanzen 
in  den  Grundsätzen  ihrer  Aufstellung  verschieden  sind,  ja  oft  bei  dem- 
selben Institut  im  Laufe  der  Zeit  gewechselt  haben,  da  zudem  der  Cha- 
rakter mancher  Institute  Aenderungen  erfahren  hat,  so  begreift  es  sich, 
dass  man  es  nicht  mit  einem  gleichartigen  Zahlenbestande  zu  tun  hat. 
Der  Grundsatz,  den  der  Verfasser  verfolgt  hat,  »die  Tabellen  dem  Ma- 
terial, nicht  das  Material  den  Tabellen  anzupassen«,  wird  von  jedem 
Statistiker  ebenso  gebilligt  werden  müssen,  wie  der  andere  Grundsatz, 
alles  statistische  Material,  das  in  den  Geschäftsberichten  überhaupt 
enthalten  ist,  auch  zu  verwerten,  da  es  immerhin  für  wissenschaftliche 
Untersuchungen  in  irgend  einer  Richtung  wichtig  werden  kann.  Be- 
sonders dankenswert  ist  eine  Aufstellung  über  die  Pfandbriefkurse 
(^nach  Monaten)  und  eine  Berechnung  des  Durchschnittszinses,  zu  dem 
die  einzelnen  Banken  am  Ende  jedes  Jahres  ihre  Pfandbriefe  zu  ver- 
zinsen hatten.  Allerdings  bedürfte  sie  zu  ihrer  Ergänzung  einer  zweiten 
Aufstellung  über  die  Durchschnittshöhe  des  Hypothekenzinsfusses,  den 
die  Banken  bezogen.  Die  Annahme  des  Verfassers,  dass  sich  dieser 
für    die    Beurteilung    der   ganzen  Bankengruppe    doch  ausserordentlich 
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wichtige  Zinsfiiss  aus  der  Höhe  des  Pfandbriefzinses  annähernd  berech- 
nen lasse  (in  der  Regel  ^/i — V^Vo  Spannung),  möchte  denn  doch  nicht 
unwichtige  Ausnahmen  erleiden.  Auf  die  Tabellen  im  einzelnen  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden.  Hoffen  wir,  dass  es  dem  verdienstvollen 
Verfasser  vergönnt  sein  möge,  das  Werk  durch  baldiges  Erscheinen 
der  noch  ausstehenden  Bände  der  Vollenduns:  zuzuführen.  — r. 


Sai-demann,  Dr.  Franz,  Das  steuerfreie  Existenzminimum  als  Bene- 
ficium  competentiae  und  Armutsprophylaxe.  Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld, 
1905.     58  S.  8«. 

Dass  eine  gewisse  Analogie  besteht  zwischen  dem  beneficium  com- 
petentiae des  Konkursrechts  und  dem  steuerfreien  Existenzminimum 
des  Einanzrechtes ,  ist  wohl  noch  niemandem  entgangen ;  dass  auch 
grosse  Verschiedenheiten  zwischen  beiden  bestehen,  leugnet  selbst  der 
Verfasser  obiger  Schrift  nicht;  aber  er  meint,  dass  sie  nur  scheinbar 
seien  und  dass  sie  »mit  steigendem  Wirtschaftssinn,  mit  wachsendem 
Zahlen-,  Zeit-  und  Geldbewusstsein  verschwinden«.  Ja,  er  konstruiert 
noch  einen  dritten  analogen  Begriff:  ein  »rechtsgarantiertes  Existenz- 
minimum der  Zwangsarmenpflege« ,  obwohl  die  Gesetzgebung  dieses 
nirgends  als  einen  festen  Wertbetrag  erfasst  und  in  Zahlen  ausgedrückt 
hat.  Alle  drei  Begriffe  verschwimmen  schliesslich  in  seiner  Vorstellung 
so  sehr  zu  eine  m  ,  dass  ihm  das  steuerfreie  Existenzminimum  als 
»antezipierte  Konkurskompetenz«  erscheint,  der  Genuss  der  Steuerfrei- 
heit als  »fiktiver  dauernder  Konkurs«  mit  den  ehrmmdernden  Eigen- 
schaften des  letzteren.  Es  sollen  in  Konsequenz  dieser  Auffassung 
»den  die  generelle  Steuerfreiheit  geniessenden  Staatsbürgern  um  dieser 
ehrmindernden  ökonomischen  Privilegierung  auf  Kosten  der  Gesamt- 
heit willen  zeitweilig  die  politischen  Herrschaftsrechte,  d.  h.  die  Wahl- 
rechte genommen  werden«  ,  ebenso  wie  den  Bankerottierern  und  Al- 
mosenempfängern. »Diese  öffentlich-rechtliche  Ehrenminderung  würde 
zugleich  ein  Aequivalent  für  das  objektive  Unrecht  sein,  welches  in  der 
Nichtzahlung  der  Steuerschuld  für  jedes  Rechtsbewusstsein  liegt.«  Der 
Verfasser  nennt  sich  »Doktor  der  Philosophie  und  Staatswissenschaften«. 
Er  ist  vermutlich  mehr  das  erstere  als  das  letztere.  Sonst  hätte  er 
unmöglich  übersehen  können,  dass  diejenigen,  welche  im  Genuss  des 
steuerfreien  Existenzminimums  sind,  fast  in  allen  Kulturstaaten  über 
ihr  Vermögen  mit  Verbrauchsabgaben  belastet  werden ,  und  es  wäre 
ihm  bei  genauerer  Kenntnis  der  finanzwissenschaftlichen  Literatur  auch 
schwerlich  entgangen,  dass  in  dieser  die  Steuerfreiheit  des  Notbedarfs 
u.  a.  auch  mit  sotaner  Praegravation  gerechtfertigt  wird,  die  sie  keines- 
wegs überall  auszugleichen  imstande  ist.  — r. 


Festschrift  des  Königlich  Preussischen  Statistischen  Bureaus  zur  Jahrhundert- 
feier seines  Bestehens.    Berlin  1905.    Verlag  des  Kgl.  Statist.  Bureaus. 
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2  Tide  in  3  Teilen.  271  -\-  151  S.  nebst  Atlas  von  116  Hl.  gr.  4". 
In  dem  vorliegenden  Prachtwerke  hat  das  preussische  statistische 
l)ureau  seinem  hundertjährigen  Restehen  ein  würdiges  Denkmal  errichtet. 
Es  setzt  sich  aus  drei  Teilen  zusammen.  Der  erste  enthält  eine  ge- 
schichtliche Darstellung  der  Entstehung  und  Entwicklung  der  mit  der 
Pflege  der  amtlichen  Statistik  in  Preussen  betrauten  Behörde  aus  der 
Feder  ihres  jetzigen  Präsidenten  E.  Blenck,  zugleich  mit  einer  Behand- 
lung der  einzelnen  Zweige  ihrer  Tätigkeit.  Der  dritte  Teil  bietet 
einen  umfassenden  »Statistischen  Atlas  für  den  preussischen  Staat«,  zu 
dem  der  mit  dem  ersten  in  einem  Bande  vereinigte  zweite  Teil  das 
den  Karten  zur  Unterlage  dienende  Tabellenmaterial  liefert.  Das  Werk 
verbindet  also  in  sehr  geschickter  und  zweckmässiger  Weise  mit  einer 
Geschichte  der  amtlichen  Statistik  als  Verwaltungsorgan  eine  Darstel- 
lung der  wichtigsten  P^rgebnisse  der  statistischen  Arbeit  in  derjenigen 
P'orm,  die  sich  unter  allen  ihren  Darstellungsmitteln  als  das  anschau- 
lichste und  dem  allgemeinen  Verständnis  zugänglichste  erwiesen  hat. 

Für  die  Darstellung  der  historischen  Entwicklung  der  amtlichen 
Statistik  Preussens  lagen  manche  Vorarbeiten  vor  (von  Dicterici,  Engel, 
R.  Böckh  und  \on  Blenck  selbst).  Aber  man  braucht  mix  Biene ks  1885 
erschienenes  Buch  »Das  kgl.  Statistische  Bureau  in  Berlin  beim  Eintritte 
in  sein  neuntes  Jahrzehnt«  (vgl.  diese  Zeitschrift  Jhg.  44,  S.  193)  mit  dem 
im  ersten  Teile  dieses  neuen  Werkes  gebotenen  Berichte  zu  vergleichen, 
um  sich  rasch  zu  überzeugen,  wie  umfassend  und  gründlich  man  dies- 
mal zu  Werke  gegangen  ist.  Nicht  bloss  das  Gesamt-Institut  wird  in 
einer  erschöpfenden  Entwicklungsgeschichte  vorgeführt,  sondern  auch 
sein  ganzes  Arbeitsgebiet  wird  in  allen  seinen  Verzweigungen  durch- 
gegangen ;  bei  jeder  wird  bis  auf  das  erste  Einsetzen  des  statistischen 
Ermittlungsverfahrens  zurückgegangen,  und  es  wird  sodann  die  allmäh- 
lich im  Laufe  der  Zeit  eingetretene  Verbesserung  und  Erweiterung  der 
Aufnahmen  verfolgt.  Mit  der  wachsenden  Ausdehnung  der  Staatstätig- 
keit treten  immer  neue  Gebiete  des  staatlichen  und  gesellschaftlichen 
Lebens  in  das  Arbeitsgebiet  der  statistischen  Zentralstelle  ein ;  Verwal- 
tungspraxis und  Wissenschaft,  neu  auftauchende  Fragen  der  Wirtschafts- 
und Sozialpolitik,  neue  Gesetze  stellen  immer  wieder  auch  neue  Fragen 
au  die  Statistik  ;  die  Beantwortung  derselben  gelingt  nicht  stets  sofort 
in  der  erwünschten  Weise ;  oft  kann  der  Erhebungsdienst  erst  allmäh- 
lich organisiert,  können  die  Schwierigkeiten  erst  nach  misslungenen 
Versuchen  überwunden  werden.  So  spiegelt  sich  in  der  Geschichte 
dieser  Arbeiten  ein  gutes  Stück  moderner  Verwaltungsgeschichte  wider, 
und  wenn  auch  die  Darstellung  des  Werkes  sich  mehr  auf  den  äusseren 
Gang  der  Entwicklung  beschränkt,  so  entbehrt  sie  doch  nicht  des  Reizes, 
den  universalhistorische  A-^orgänge  immer  auf  denjenigen  ausüben ,  der 
sie  von  einem  stillen  Beobachtungsposten  aus  an  sich  vorüberziehen 
lässt.     Es  folgt  dann  eine  Reihe  von  Abschnitten,  in  denen  die  beson- 
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deren  Einrichtungen  des  Bureaus  (meteorologisches  Institut,  Zentral- 
kommission, Seminar,  Archiv,  Kartensammlung,  Bibliothek  etc.)  bespro- 
chen werden ;  schliesslich  eine  sehr  instruktive  Darstellung  der  Publi- 
kations-  und  Verlagstätigkeit  desselben ,  ferner  Mitteilungen  über  die 
Kassenvervvaltung ,  die  Personalverhältnisse  und  das  Dienstgebäude. 
Natürlich  wird  das  Interesse,  das  sich  an  diese  Dinge  knüpft,  in  der 
Hauptsache  auf  die  Männer  der  praktischen  Verwaltungsstatistik  be- 
schränkt bleiben,  und  dies  um  so  mehr,  als  die  Erörterung  prinzipieller 
Fragen  —  von  einigen  Andeutungen  abgesehen  —  vermieden  worden  ist. 
Anders  steht  es  mit  dem  statistischen  Atlas.  Derselbe  bringt 
eine  reiche  Fülle  von  Ergebnissen  aus  dem  gegenwärtigen  Arbeitsgebiete 
des  Bureaus  zu  bildlicher  Anschauung.  Als  Darstellungsmittel  ist  die 
statistische  Karte  und  das  farbige  Flächen-  und  Liniendiagramm  ge- 
wählt. Bei  den  Karten  ist  meist  der  Kreis  als  die  Flächeneinheit  ge- 
nommen, für  welche  die  farbig  zu  veranschaulichenden  Durchschnitts- 
verhältnisse berechnet  sind;  die  Karten,  bei  denen  von  dieser  Regel 
abgewichen  und  die  Provinz  oder  der  Regierungsbezirk  zugrunde  ge- 
legt ist,  sind  von  bescheidenem  Werte.  Die  im  Vorwort  aufgestellte 
Regel,  die  Uebersichtlichkeit  nicht  durch  gleichzeitige  Berücksichtigung 
mehrerer  Beziehungen  einer  Erscheinung  zu  schmälern,  muss  durchaus 
gebilligt  werden.  Von  einzelnen  Missgriffen  in  der  Farbengebung  abge- 
sehen ,  sind  denn  auch  die  kartographischen  Darstellungen  wohl  ge- 
lungen. Nicht  dasselbe  lässt  sich  von  den  Diagrammen  sagen,  die  bei- 
nahe die  Hälfte  der  ii6  Blätter  füllen.  Die  Regel,  dass  jede  graphische 
Darstellung  statistischer  Tatsachen  ohne  lange  Erklärungen  verständlich 
sein  soll ,  ist  bei  ihnen  nicht  überall  beobachtet  worden ;  in  manchen 
Fällen  sind  die  blossen  Ziffern  klarer  als  ihr  buntes  Abbild.  Aber  der- 
gleichen wird  bei  einem  Werke,  an  dem  viele  Köpfe  und  Sinne  sich 
betätigen  müssen,  schwer  zu  vermeiden  sein.  Im  ganzen  ist  doch  der 
Atlas  eine  sehr  achtungswerte  Gesamtleistung  und  neben  dem  seit  eini- 
gen Jahren  erscheinenden  »Statistischen  Jahrbuch«  ein  erfreulicher  Be- 
weis dafür,  dass  die  jetzige  Leitung  des  preussischen  statistischen  Bu- 
reaus dem  allgemeinen  Interesse  der  Bevölkerung,  das  —  trotz  der  auch 
im  Vorworte  des  vorliegenden  Werkes  beklagten  Missstimmung  —  für  die 
Statistik  zweifellos  vorhanden  ist,  mit  Vertrauen  entgegenkommt.  Wir 
können  dem  Bureau  zu  seinem  Jubiläum  nichts  besseres  wünschen,  als 
dass  diese  Methode,  die  Abneigung  gegen  die  Statistik  zu  bekämpfen, 
im  zweiten  Jahrhundert  seines  Bestehens  sich  weiter  entwickeln  möge, 
zugleich  mit  der  Erkenntnis ,  dass  man  von  der  Bevölkerung  kein  In- 
teresse für  eine  Sache  erwarten  darf,  deren  Nutzen  man  sie  nicht  be- 
greifen gelehrt  hat  und  die  sie  darum  notwendig  seither  als  eine  Art 
bureaukratischen  Sports  hat  betrachten  müssen.  — r. 
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I.  Die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin 
haben  beschlossen,  einen  Preis  von  zweitausendfünfhundert  Mark  aus- 
zusetzen für  die  beste  Arbeit  über: 

Die    wirtschaftliche    E  n  t  w  i  c  k  e  1  u  n  g    des    W  a  r  r  a  n  t  \'  e  r  - 
k  e  h  r  s  in  den  europäischen  und  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  li  e  n 

Länder  n. 

Die  Preisarbeiten  sind  bis  zum  i.  Apri  1907  bei  ihrem  Zentralbureau  (Berlin  C  2, 
Neue  Friedrichstr.  51)  gegen  Empfangsschein  einzureichen.  Als  Preisgericht  wird  das 
Dozentenkollegium  der  (Herbst  1906  zu  eröffnenden)  Handelshochschule  der  Korpo- 
ration der  Kaufmannschaft  von  Berlin  bestimmt ;  die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft 
werden  dasselbe  durch  drei  bis  fünf  sachverständige  Delegierte  als  weitere  Mitglieder 
des  Preisgerichts  verstärken.  —  Zur  Preisbewerbung  berechtigt  ist  jedermann.  Die 
Arbeiten  müssen  in  deutscher  Sprache  abgefasst  sein  und  in  Reinschrift  (Maschinen- 
schrift oder  deutlich  zu  lesender  Handschrift)  eingereicht  werden.  Sie  dürfen  keine 
Namensbezeichnung  tragen,  sondern  sind  statt  dessen  mit  einem  Denkspruch  zu  ver- 
sehen. Der  Name  des  Verfassers  ist  in  einem  geschlossenen  Briefumschlage  beizufü- 
gen, welcher  denselben  Denkspruch  trägt.  —  Das  Ergebnis  der  Preisbewerbung  wird 
spätestens  bei  der  Eröffnung  des  Wintersemesters  der  Handelshochschule  Oktober  1907 
mitgeteilt  werden.  Zu  der  Mitteilung  und  zur  Eröffnung  des  verschlossenen  Briefum- 
schlages, welcher  den  Namen  des  Siegers  enthält,  werden  sämtliche  Mitglieder  des 
Preisgerichts  eingeladen.  —  Durch  die  Zuerkennung  des  Preises  geht  das  Recht  der 
Veröffentlichung  der  gekrönten  Arbeit  auf  die  Aeltesten  der  Kaufmannschaft  von  Berlin 
über.  Diese  behalten  sich  vor,  auch  eine  nicht  gekrönte  Arbeit  gegen  Zahlung  eines 
angemessenen  Honorars  durch  den  Druck  zu  veröffentlichen  und  zu  diesem  Zwecke 
den  entsprechenden  Briefumschlag  zu  eröffnen.  —  Die  übrigen  Arbeiten  werden  sechs 
Monate  von  Verkündigung  des  Ergebnisses  ab  in  unserem  Zentralbureau  zur  Abholung 
gegen  Rücklieferung  des  Empfangsscheines  bereit  gehalten  und  nach  Ablauf  dieser 
Zeit  mit  den  zugehörigen  Umschlägen  vernichtet. 

Für  die  Bearbeitung  des  Gegenstandes  im  einzelnen  sollen  fol- 
gende Grundlinien  massgebend  sein  : 

Es  handelt  sich  nicht  um  eine  rein  theoretische  Behandlung  des 
Gegenstandes,  sondern  um  eine,  zwar  auf  wissenschaftlicher  Grundlage 
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beruhende,  aber  fiir  die  Zwecke  des  praktischen  Wirtschaftslebens 
berechnete  Bearbeitung  des  Gegenstandes.  Die  Frage  der  Beförderung 
des  Verkehrs  in  Lagerscheinen,  bezw.  Lagerpfandscheinen  (Warrants) 
in  Deutschland  hat  in  den  70er  und  80er  Jahren  eine  grosse  Rolle  ge- 
spielt, ist  aber  in  der  letzten  Zeit  in  den  Hintergrund  getreten.  Es 
lässt  sich  annehmen,  dass  in  dem  Augenblick,  wo  Berlin  die  geplanten 
grossstädtischen  Lagereinrichtungen  am  .Stralauer  Anger  und  den  lange 
vermissten  Zentralspeicher  erhält,  die  Frage  der  Lagerscheine  und  der 
rechtlichen  Wirkungen  ihrer  Beleihung  im  Zusammenhange  mit  allen 
sich  daran  knüpfenden  Streitfragen  wieder  aufleben  wird.  Der  Vorbe- 
reitung hierauf  soll  die  Preisfrage  dienen.  Die  Frage  liegt  auf  dem 
Grenzgebiete  volkswirtschaftlicher  und  juristischer  Untersuciiungen  und 
ist  unter  beiden  Gesichtspunkten  bereits  von  dem  Kollegium  in  An- 
griff genommen  worden. 

Zunächst  ist  eine  im  Auftrage  des  Kollegiums  unternommene  ame- 
rikanische Studienreise  dazu  benutzt  worden,  über  Lagerhäuser  und  La- 
gerscheine in  Amerika  Material  zu  sammeln,  das  der  Weiterverarbeitung 
dienen  kann  (vgl.  den  Reisebericht  im  »Berliner  Jahrbuch  für  Handel 
und  Industrie«,  Jahrg.  1904  I,  S.  491 — 501).  Die  Durcharbeitung  der 
früheren  gesetzgeberischen  Vorschläge,  wie  sie  in  ausführlicher  Bear- 
beitung in  Nr.  3,  Jahrg.  1905  der  »Correspondenz  der  Aeltesten  der 
Kaufmannschaft  von  Berlin<s  zur  Drucklegung  gelangt  ist,  hat  zu  dem 
f>gebnis  geführt,  dass  die  Forderungen,  die  der  Handelsstand  in  frühe- 
ren Jahrzehnten  an  die  Gesetzgebung  gerichtet  hat ,  obgleich  das  ver- 
langte Spezialgesetz  niemals  ergangen  ist,  gleichwohl  durch  das  Bür- 
gerliche Gesetzbuch  und  das  neue  Handelsgesetzbuch  im  wesentlichen 
als  erfüllt  gelten  müssen.  Trotzdem  hat  der  Warrantverkehr  in  Deutsch- 
land sich  nicht  wie  in  anderen  europäischen  Ländern  eingebürgert.  Um 
die  Gründe  hiervon  erkennen  und  beurteilen  zu  können,  ist  es  vor 
allem  erforderlich,  einen  Ueberblick  darüber  zu  gewinnen,  wie  sich  der 
tatsächliche  Warrantverkehr  in  anderen  Ländern  gestaltet  hat.  Auf  die 
historische  Darstellung,  die  auch  das  gesamte  einschlägige  statistische 
Material  beizubringen  hat,  ist  eine  Auseinandersetzung  über  die  Ur- 
sachen zu  begründen ,  weswegen  in  den  einen  Ländern  eine  kräftige 
Entwickelung  des  Warrantverkehrs  stattgefunden  hat,  in  den  anderen, 
insbesondere  in  Deutschland,  nicht.  Dem  oben  dargelegten  Zwecke  der 
Arbeit  entsprechend,  wird  in  der  Darstellung  hauptsächlich  darauf  Ge- 
wicht zu  legen  sein,  welche  Lehren  aus  der  bisherigen  Entwickelung 
des  Verkehrs  in  den  amerikanischen  und  europäischen  Ländern  für 
Deutschland  zu  ziehen  sind. 

IL  Die  S  t  a  a  t  s  w  i  s  s  e  n  s  c  h  a  f  1 1  i  c  h  e  Fakultät  der  Uni- 
versität Zürich  stellt  folgende  Aufgaben : 
I .  Die  körperliche  M  i  s  s  h  a  n  d  1  u  n  g  ^^  o  n  Kindern  durch 
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Personen,    welchen    die   Fürsorgepflicht  für  dieselben 

obl  iegt: 

Die  hauptsächlichsten  Erscheinungsformen  der  Misshandlung,  ihre 
individuellen  und  sozialen  Ursachen.  Welche  vorbeugenden  Massnah- 
men sind  möglich  ?  Wie  könnten  die  Einzelfälle  leichter  und  in  um- 
fassenderer Weise  zur  Kenntnis  der  Behörden  gebracht  werden:  Welche 
Repressivmassregeln  sind  die  zweckmässigsten?  Schonendes  Vorgehen 
bei  ihrer  Anwendung,  Art  und  Dauer  derselben ,  Fürsorgeerziehung  in 
Anstalten  oder  Familien  ? 

2.  Die  Ueberanstrengung  \'on  Kindern  durchPersonen, 
welchen   die  Fürsorgepflicht   für   dieselben    obliegt, 
oder  durch  Personen,  welchen  die  Kinder  zu  Arbeits- 
leistungen überlassen  worden  sind. 

Die  hauptsächlichsten  Erscheinungsformen :  Ueberanstrengung  im 
Haushalt,  in  der  Hausindustrie,  ihre  Ursachen,  die  möglichen  Vorbeu- 
gungsmittel. Wie  könnten  Einzelfälle  leichter  und  in  umfassenderer 
Weise  zur  Kenntnis  der  Behörden  gebracht  werden  (Inspektion  der  Haus- 
industrie): Welche  Repressivmassregeln  sind  die  zweckmässigsten:  Ihre 
Art,  ihre  Dauer,  die  schonende  Berücksichtigung  der  Familienbeziehung. 

Für  beide  Arbeiten  wird  gewünscht,  dass  die  aus  den  Ausführungen 
sich  ergebenden  Postulate  an  die  Gesetzgebung  übersichtlich  zusammen- 
gefasst  und  auf  die  Verhältnisse  eines  bestimmten  Landes,  vorzugsweise 
der  Schweiz,  bezogen  werden.  Es  ist  auch  das  organische  Zusammen- 
wirken behördlicher  Tätigkeit  mit  der  freien  privaten  Liebestätigkeit  zu 
berücksichtigen. 

Der  Fakultät  ist  für  die  Prämiierung  der  besten  Lösungen  beider  Preisaufgaben 
ein  Betrag  von  im  ganzen  Fr.  4000  zur  Verfügung  gestellt.  Es  bleibt  dem  von  der 
Fakultät  zu  bestellenden  Preisgerichte  vorbehalten,  für  jede  der  beiden  Aufgaben  nur 
einen  Preis  von  Fr.  2000  zuzusprechen  oder  diesen  Betrag  in  höchstens  drei  Preise 
zu  teilen.  Die  Arbeiten  sollen  den  Umfang  von  etwa  10  Druckbogen  nicht  über- 
schreiten. Sie  können  in  deutscher,  firanzösischer,  italienischer  oder  englischer  Sprache 
abgefasst  werden.  Sie  sind  bis  spätestens  den  i.  Juli  1906  der  Fakultät  einzureichen. 
Die  Arbeit  hat  ein  Motto  zu  tragen,  mit  demselben  Motto  ist  das  verschlossene  Cou- 
vert  zu  versehen ,  das  den  Namen  des  Verfassers  enthält.  Die  prämiierten  Arbeiten 
gehen  in  das  Eigentum  und  das  Verlagsrecht  der  Fakultät  über;  nicht  prämiierte  Ar- 
beiten können  während  eines  Jahres  von  den  Verfassern  zurückgenommen  werden. 

III.  Auf  das  Preisausschreiben  der  Dr.  Rudolf  Schleiden- 
Stiftung  über  das  Thema: 

»Die  Entwicklung  der  Selbstverwaltung  im  Frank- 
reich des  19.  Jahrhunderts« 
vom  I.  August  1Q03  sind  bei  der  rechts-  und  staatswissenschaftlichen 
Fakultät  zu  Freiburg  i.  B.  zwei  Bearbeitungen  eingegangen.  Es  konnte  je- 
doch keine  der  beiden  Arbeiten  mit  dem  Preise  gekrönt  werden,  da  we- 
der die  eine  noch  die  andere  eine  Lösung  der  gestellten  Aufgabe  enthielt. 
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—  Die  Anfänge  der  italienischen  Handelskolonien  im  bvzantinischen 
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Schweiz.    1902.  LVIII.   152. 
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—  Das  neuere  Submissionsverfahren.    1887.  XLIII.  474. 
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—  Die  Rechtsverhältnisse  des  Staatsgebiets.    1870.  XXVI.  315. 
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Kisch,  M.,    Gegen    den  Naturalismus    in    tier  Gesellschaftswissenschaft. 
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—  Zur    Frage    der    ständischen    Gliederung    der    Gesellschaft.     18S8. 
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1852.  VIII.  251. 
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möglich?    1869.  XXV.  189^. 
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Oesterreich-Ungarn.    1888.  XLIV.  492. 
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—  Grundzüge  und  Ergebnisse  der  englischen  Einkommensteuer.  1854. 
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—  Ergebnisse  der  preussischen  Einkommenssteuer  und  Vorschläge  zu 
ihrer  Verbesserung.    1855.  XL  361. 

—  Die  preussische  Einkommensteuer  und  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer.   2.  Artikel.    1856.  XII.  58. 

Krummei,  Ueber  Arbeiterwohnungen  und  Baugesellschaften.  1858. 
XIV.   105. 

Kumpf.  Die  wirtschaftliche  Xatur  des  Darlehens.     1855.  XL  476. 

Laspeyres,  Mitteilungen  aus  Bieter  de  La  Court's  Schriften.  Ein  Beitrag 
zur  Geschichte  der  niederländischen  Xationalökonomik  des  17.  Jahr- 
hunderts.   1862.  XVIII.  330. 

—  Welche  Waren  werden  im  Verlaufe  der  Zeiten  immer  teurer? 
1872.  XXVIII.   I. 

—  Zur  wirtschaftlichen  Lage  der  ländlichen  Arbeiter  im  Deutschen 
Reich.    1876.  XXXII.   183. 

Law,  E.,  Der  kommunale  Arbeitsnachweis  in  der  Schweiz.  1896.  LH.  419. 
Lechler,  /'.,  Zur  Fortbildung  der  öffentlichen  Armenpflege  mit  besonderer 

Darlegung  der  Verhältnisse  in  Württemberg.    1902.  LVIII.  459. 
Lehr,  [.,  Kapitalisierungssteuer,  Zinsrentensteuer  und  Doppelbesteuerung. 
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—  Studienmaterial  zu  den  Vorerwägungen  für  die  nächste  deutsche 
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num  von  nationalökonomischem  Standpunkte  aus.    1897.  LIII.   i. 
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wissenschaften.   1845.  IL  423. 

—  Die  Rettungshäuser  für  verwahrloste  Kinder.  Ein  notwendiges 
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streits in  Oesterreich.    1902.  LVIII.  720. 

—  Neue  Beiträge  zur  Grundlegung  der  Soziologie.    1904.  LX.  103. 
Scheel,  H.  v.,  Turgot  als  Nationalökonom.    1868.  XXIV.   243. 

—  Die  Organisation  der  amtlichen  Statistik.    1869.  XXV.  74. 

—  Die  progressive  Besteuerung.    1875.  XXXI.  273. 

Schenk,  C.,  Die  Konsolidationsgesetze  im  südwestlichen  Deutschland. 
1870.  XXVI.  579. 

Schiff',  M^.,  Landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaften-  und  Renten- 
güter in  Oesterreich.    1895.  LI.  383. 

Schliephake,  Ueber  die  Notwendigkeit  wesentlicher  Umgestaltung  des 
Strafvollzugs  und  der  Strafgesetzgebung,  nach  den  neuesten  For- 
schungen.   1865.  XXI.  loi. 

Schmid,  F.,  Der  Uebergang  von  der  Ertrags-  zur  Einkommensbesteu- 
erungaus Anlass  der  württembergischen  Steuerreform.   1898.  LIV.  529. 

—  Zur  Auslegung  des  Artikels  5  der  Reichsverfassung.  1899.  LA'.  664. 
1901.  LVIl.   294.  653. 
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ScJunidt,   G.   H.,  Historische  Wohmingsstatistik.     ic)02.  LVIII.   16S. 
Schmoller,   G,  Zur  Geschichte  der    nationalükonomischen   Ansichten   in 
Deutschlantl    während    der  Reformations-Periode.     1860.   XVI.  461. 

—  Die    Lehre    vom    Einkommen    in    ihrem    Ziisammenhan:,^    mit    den 
Grundprinzipien  der  Steuerlehre.    1863.  XIX.   i. 

—  Die  ländliche  Arbeiterfrage  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  nord- 
deutschen Verhältnisse.    i<S66.  XXII.  171. 

—  Ueber  Schafstatistik,  Schafhaltung  und  Wollpreise.    1869.  XX\'.  51. 

—  Die  historische  Entwicklung  des  Fleischkonsums,    sowie  der  Vieh- 
und  Fleischpreise  in  Deutschland.    187 1.  XXVII.  284. 

—  Die    Natur    des    Arbeitsvertrags    und    der    Kontraktbruch.     1874. 
XXX.  449. 

Schneider,  K.,  Agrarpolitik  und  Lebensversicherung.    1901.  LVII.  265. 
Schoffer,   Zur  Hagelversicherungs-Frage  in  Württemberg  und  in  Deutsch- 
land.   1874.  XXX.  336. 
Schönberg,  Die  Gewerkvereine.    187 1.  XXVII.  695. 

—  Zur  Literatur  der  sozialen  Frage.    1872.  XXVIII.  404. 

—  Die  deutsche  Freihandelspartei  und  die  Partei  der  Eisenacher  \'er- 
sammlung  vom  Oktober   1872.    1873.  XXIX.  493. 

—  Zur  landwirtschaftlichen  Arbeiterfrage.    1875.  XXXI.  449. 
Schorer,  tl..   Der  Methuenvertrag.    Englisch-portugiesisches   Handelsab- 
kommen vom  Jahre   1703.     1903.  LIX.  434.  597. 

Schubert- Soldern,  v.,  Nochmals  zu  Marx'  Werttheorie.    1894.   L.   510. 

—  Das  menschliche  Glück   und  die  soziale  Frage.     Beiträge  zu  einer 
Psychologie  der  \'olkswirtschaft.    1896.  LH.  52.  292.  456.  655. 

—  Zur  Rechtsphilosophie  vom  psychologisch-historischen  Standpunkte. 
1897.  LIII.  473. 

—  Individuum  und  Gemeinschaft.    1899.  LV.  57. 

—  Zur  erkenntnistheoretischen  Betrachtung  der  Elemente  der  Gesell- 
schaft, des  Staates  und  der  Geschichte.    1904.  LX.  i.  226. 

Schübler,  Ordnung  und  Freiheit  der  Gewerbe,  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Württemberg.    1859.  XV.   108. 

Schulte,  A.,  Garbo  und  Florenz.  Zur  Geschichte  der  Wollproduktion 
im  Mittelalter.    1902.  LVIII.  39. 

Schulze,  Die  portugiesische  Thronfolge  geschichtlich  und  staatsrechtlich 
erörtert.    1854.  X.  246. 

Schnz,  Das  sittliche  Moment  in  der  Volkswirtschaft.    1844.  I.   132. 

—  Das  politische  Moment  in  der  Volkswirtschaft.    1844.  I.  329. 

—  Ueber  das  Prinzip  der  Ordnung  in  der  Volkswirtschaft.   1845.  IL  :;34. 

—  Die  gegenwärtige  Universitätsdoktrin  in  Deutschland  über  Handels- 
freiheit und  Schutzzölle.    1S45.  IL   706.    1846.  III.  365. 

Ueber  das  englische  Steuer-  und  Zollwesen.    1847.  ^^-  4i- 
— •  Ueber   das  Verehelichungs-    und  Uebersiedelungsrecht    mit    beson- 
derer Rücksicht  auf  Württemberg.    1848.  V.  25. 

—  Die    altwürttembergische    Gewerbe-Verfassung    in  den    letzten  drei 
Jahrhunderten.    1850.  VI.  259. 

—  Lieber    die    sittlichen    Ursachen    der    Armut    und    ihre    Heilmittel. 
1851.  VIL  356. 

—  Lieber  die  Konkurrenz  der  Privaten,  der  Gemeinden  und  des  Staats 
bei  der  Armenversorgung.    1852.  VIII.  610. 

—  LTeber  die  Renten  der  Grundeigentümer  und  den  angeblichen  Kon- 
flikt ihrer  Interessen  mit  denen  der  übrigen  Volksklassen.  1855.  XL  171. 

Schtüabe,  H.,  Ueber  den  Begriff  der  Statistik  und  ihr  V^erhalten  zur 
politischen  Arithmetik.     1859.  XA'.   123. 
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Schxoarcz,  J.,  Montesquieu's  Erziehung  zum  Verfassungspolitiker.  1884. 
XL.  681.    1886.  XLII.  297. 

Scinvarz,  O.,  Die  Betiiebsfoinien  der  modernen  Grossindustrie.  1869. 
XXV.  535. 

Seelig,  Ueber  die  Geschlossenheit  des  Grundbesitzes.  Mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Hannover.    1851.  VII.  537. 

Segnils,  Einige  Betrachtungen  über  Masse  und  Gewichte ,  sowie  über 
die  Uebelstände,  welche  mit  einer  Abänderung  derselben  verknüpft 
sind.    1861.  XVII.  339. 

Seidel,  Gewerbeaufsicht  und  Gewerbeförderung  in  übersichtlicher  Dar- 
stellung.   1901.  LVII.  452. 

Seifert,  K.,  Beitrag  zur  Geschichte  der  Gewerbegesetzgebung  mit  be- 
sonderer Beziehung  auf  Baj^ern.    1896.  LH.  619. 

Seydel,  M.,  Der  Bundesstaatsbegriff.  Eine  staatsrechtliche  Untersuchung. 
1872.  XXVIII.  185. 

Siegel,  C,  Ueber  den  Modus  der  Verteilung  von  Liebesgaben,  ein  Bei- 
trag zur  freiwilligen  Armenpflege.    1875.  XXXI.  616. 

—  Ueber  Staatshilfe  bei  wirtschaftlichen  Notständen.   1882.  XXXVIII.  i. 
Smissaerf,  H. ,  Die    Pierson'sche    Steuerreform    in     den    Niederlanden. 

1895.  LI.  654. 
Sodo/fsky,   G.,  Die   Immobilienbesteuerung    der    Kommunen   Russlands. 
"1892.  XL VIII.  643. 

—  Zur  Finanzstatistik  der  Städte  Russlands.    1899.  LV.  510. 
Soetbeer,  A.,  Die  Goldfrage  und  deren  Einfluss  auf  das  Münzwesen  der 

handeltreibenden  Länder.    1862.  XVIII.   i. 
Spann,  O. ,    Die    Lehre    Stammlers    vom    sozialpsychologischen    Stand- 
punkte aus  betrachtet.    1902.  LVIII.  699. 

—  Zur  soziologischen  Auseinandersetzung  mit  Wilhelm 'üilthey.  1903. 
LIX.  193. 

—  Untersuchungen  über  den  Gesellschaftsbegriff  zur  Einleitung  in  die 
Soziologie.    1903.  LIX.  573.    1904.  LX.  462. 

—  Albert  Schäffle  als  Soziologe.    1904.  LX.  209. 

Specht,  F.,  Die  weiblichen  Stenographen  und  Maschinenschreiber  Ber- 
lins.   1896.  LH.  270. 

Stein,  L.,  Der  Begriff  der  Arbeit  und  die  Prinzipien  des  Arbeitslohnes 
in  ihrem  Verhältnisse  zum  Sozialismus  und  Kommunismus.  1846. 
III.  233. 

—  Der  Begriff  des  Freihandels  und  die  praktische  Bedeutung  des- 
selben.   1848.  V.  275. 

—  Die  staatswissenschaftliche  Theorie  der  Griechen  vor  Aristoteles 
und  Piaton  und  ihr  Verhältnis  zu  dem  Leben  der  Gesellschaft. 
1853.  IX.   115. 

—  Dieorganische  Auffassung  des  Lebens  der  Güterwelt.  186S.  XXI\  .  215. 
Stengel,    C.  v.  ,    Begriff,    LTmfang    und    Svstem    des  Verwaltungsrechts. 

1882.  XXXVm.   219. 
Stichling,  Ueber  die  Wahl  der  Mittel  zur  Erleichterung  der  Grundpflich- 
tigkeits-Ablösungen.    1848.  V.   i. 

—  Ueber  die  Einrichtung  einer  Landrentenbank.    1848.  V.  361. 

—  Ueber  die  Anforderungen  des  Staats  an  die  Hinterlassenschaften 
seiner  Bürger;  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Cieschichte  des 
Steuerwesens  in  Deutschland.    1850.  VI.  504. 

Stresemann,   G.,    Die  Warenhäuser,    ihre    Entstehung,  Entwicklung  und 

volkswirtschaftliche  Bedeutung.    1900.  LVI.  696. 
Stringher,  B.,  Ueber  italienische  Arbeitsgesetzgebung.    1887.  XLIII.  233. 
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Siiss/ieim,  M.,  Die    Gehöftssperie    bei    Maul-  und    Klauenseuche.    1900. 

LVl.  559. 
Thieimann,  Der  Handel    Russlaiuls    mit    Europa    im    letzten  Jahrzehnt. 

1873.  XXIX.  426.  u.  603. 
Thorsch,  B.,  Ueber  das  Problem  des  Kapitalzinses.    1S96.  I.II.  3S. 
Thu7i,  A.,  Landwirtschaftliche  Verhältnisse    im  Gouvernement  Moskau. 

1880.  XXXVI.  652. 
Tiedanaiin,  F.,    Die    neuere    Entwickelunt^    der  Arbeitsverhältnisse  und 

der  gewerkschaftlichen  Organisation  im  Buchdruck-( bewerbe.   1897. 

LIII.  209. 
Tille,  A.,  Eine  mittelalterliche  Uebersetzung  des  ^Tractatus  de  regimine 

principum«  von  Egidius  Romanus.    1901.  LVII.  484. 
Toussai/it,  Fr.    IV.,    Die    \'erknüpfung   der  Arrondierung   mit   der  J">nt- 

und  Bewässerung.    1884.  XE.  65. 

—  Vierunddreissig  Jahre  praktischer  Kranken-  und  Invalidenversiche- 
rung im  Elsass.    1884.  XL.   285. 

Irauivctter,  F.,  Die  Bierbereitung  vor  dem  deutschen  Reichstage.  1900. 
LVL  I. 

Tretter,   C.  A.,  Ueber  Vermögen  und  Wirtschaft.    1860.  XV'I.  209. 

Ueder  E5esteuerung  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  mit 
Rücksicht  auf  bestehendeOesetzgebungen.  Von  H.  W.   1873.  XXIX.  71. 

(7ei>er  den  Rechnungshof,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  Deutsche 
Reich.    1876.  XXXII.  479.    1877.  XXXIIL  23. 

O'e/^er  die  Stellung  der  Rittergutsbesitzer  in  Mecklenburg ,  mit  beson- 
derer Rücksicht   auf  ihre    ständischen  Rechte    und    die  Landtage. 

1860.  XVL  311. 

Uebersicht  über  die  Zusammensetzung  der  Volksvertretung  in  Deutsch- 
land und  in  andern  repräsentativen  Staaten ,  einschliesslich  der 
wichtigeren  Bestimmungen  über  Wahlrecht ,  Wählbarkeit  und  Ab- 
stimmungsmodus.   187 1.  XXVII.  526. 

Uilmann,  F.,  Zur  Frage  des  richterlichen  Prüfungsrechtes,  hinsichtlich 
der  inneren  Verfassungsmässigkeit  von  Gesetzen  und  Verordnungen. 
1868.  XXIV.  333. 

Vellemann,  A.,  Der  Luxus  in  seinen  Beziehungen  zur  Sozialökonomie. 
1899.  LV.  I.    1900.  LVI.  498. 

Vflcke,  Die  direkten  Steuern  der  Römer.    1859.  XV.  665. 

—  Ueber    das    baverische    Gewerbesteuer-Gesetz    vom    i.    Juli    1856. 

1861.  XVII.   I.' 

—  Die  Besteuerung  der  Gewerbe  in  ?^ngland.    1862.  XVIII.  275. 

—  Beiträge  zur  Geschichte  der  Einkommensteuer  in  Bayern.  1864. 
XX.  221.    1865.  XXI.   165.  u.  309. 

—  I'^eber  Kapitalrentenbesteuerung,  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
Bayern.     1868.  XXIV.  47.  u.   271. 

—  Ueber  die  Besteuerung  der  Landwirtschaft  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  Bayern.    1873.  XXIX.  640.    1874.  XXX.  95. 

—  lieber  Häusersteuer,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Bayern.  1875. 
XXXI.  540. 

Vogt,  G.,  Die  Gerichtsbarkeit  des  eidgenössischen  Bundes  nach  heu- 
tigem schweizerischem  Staatsrecht.    1857.  XIII.  328. 

—  Referendum,  Veto  und  Initiative  in  den  neueren  schweizerischen 
Kantonsverfassungen.    1873.  XXIX.  350. 

Voigt,  A.,  Der  Begriff  der  Dringlichkeit.    1891.  XLVII.  372. 

—  Der  ökonomische  Wert  der  Güter.    1892.  XL VIII.   193.  u.  349. 

—  Produktion  und  Erwerb.    1893.  XLIX.  i  u.  253. 
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Voigt,  A.,  Zahl  und  Mass  in  der  Oekonomik.  Eine  kritische  Unter- 
suchung der  mathematischen  Methode  und  der  mathematischen 
Preistheorie.    1893.  XLTX.  577. 

—  Die  Organisation  des  Kleingewerbes.    1895.  LI.   267. 

Vollert,  A.,  lieber  die  Gültigkeit  der  mit  dem  Landtag  im  Fürstentum 
Reuss  j.  L.  in  der  Zeit  vom  5.  INLai  1852  bis  4.  November  1853 
von  der  Staatsregierung  vereinbarten  und  erlassenen  Gesetze  und 
über  die  Mittel  zur  Wiederaufhebung  derselben.    1854.  X.  338. 

—  Hat  der  Richter  ein  Gesetz  anzuwenden ,  welches  ohne  die  nach 
der  Verfassung  erforderliche  Einwilligung  der  Stände  erlassen  wor- 
den ist  r  Ein  Beitrag  zum  konstitutionellen  Staatsrechte.   1854.  X.  586. 

Volc,  Die  Behandlung  des  Eisenbahnbauwesens  im  Grossherzogtum  Ba- 
den.    Ein  Beispiel  zur  Nachahmung  und  Warnung.     1844.  L  83. 

—  Die  Garantie  der  Zinsen  des  Aktien-Kapitals  für  öffentliche  Unter- 
nehmungen ,  besonders  für  Eisenbahnbauten  durch  den  Staat. 
1844.  L  390. 

—  Betrachtungen  in  den  Sälen  der  öffentlichen  Industrie-Ausstellung 
in  Paris,  im  Jahre   1844.    1844.  I.  609. 

—  Die  Lotterie-Anlehen  des  Staats  und  ihr  Einfluss  auf  die  Gewerbe- 
Oekonomie.    1845.  IL  377. 

—  Staats-Aktien-Eisenbahnen  zur  Beseitigung  von  wichtigeren  Privat- 
Eisenbahnen.    1845.  IL  633. 

—  Ueber  die  Bedeutsamkeit  der  Teilnahme  deutscher  Staatswirte  an 
den  wissenschaftlichen  Kongressen  Italiens.    1845.  IL  744. 

—  Ueber  das  Projekt  eines  italienischen  technologischen  Wörter- 
buches.   1846.  III.  425. 

—  Feuerlandwehr  statt  Feuerlandsturm ,  ein  dringendes  Gebot  der 
Zeit.    1847.  IV.  349. 

—  Entwürfe  zu  A^erordnungen  und  Instruktionen  für  die  Feuerwehr. 
1847.  IV.  563. 

—  Der  Kongress  für  freien  Verkehr  im  September  1847  zu  Brüssel. 
1847.  IV.  755. 

—  Die  Ausstellung  der  Erzeugnisse  belgischer  Industrie  in  Brüssel  im 
Jahr   1847.    1848.  V.   138. 

—  Der  Kongress   für   das  Gefängniswesen   zu  Brüssel   im    September 

1847.  1848.  V.  389. 

—  Der  erste  Reform-Kongress  für  deutsche  Universitäten,  abgehalten 
in  Jena  im  September  1848,  und  seine  Vorbereitung  in  Tübingen. 

1848.  V.  663. 

—  Die  nationale  Kriegerbildung  und  ihre  Förderung  auf  den  Univer- 
sitäten.   1850.  VI.   I. 

—  Gewerbliche  Arbeiten  im  Ober-Elsass  im  Spätsommer  1850.  185 1. 
VIL  72. 

—  Die  Fabrikbevölkerung  des  Ober- Elsasses  im  ]ahr  1850.  1851. 
VII.   113.  ^ 

—  Grossbritannien  und  Deutschland  auf  der  Industrie-Ausstellung  zu 
London  im  Jahre  1B51.  I.  Grossbritanniens  Kolonialschätze.  1851. 
VII.  687.  —  Britische  Arbeit.  1852.  VIII.  107.  Deutschland  zu 
Grossbritannien.    1852.  VIII.  434. 

—  Geschichte  des  Muschelgeldes.    1854.  X.  83. 

Vorländei-,  Fr.,  Ueber  die  ethische  und  soziale  Bedeutung  des  Wohl- 
stands und  Eigentums.    1855.  XL  569. 

—  Das  Gesetz  der  Gerechtigkeit  als  Grundlage  für  die  Bestimmung 
der  Rechte  des  Individuums.    1856.  XII.   i. 
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Vorländer,  Fr.,  Ueber  das  sittliche  Prinzip  der  X'olkswirtscliaft  in  Rück- 
sicht auf  das  soziale  Problem.    1857.  XIII.   i. 

—  Ueber  das  ethische  Prinzip  der  volkswirtschaftliciun  Konsumtion. 
1857.  Xlll.  535.    1858.  XIV.  50. 

—  Die  Staatsformen  in  ihrem  Verhältnis  zur  Kntwirklunc,'  der  (ie- 
sellschaft.     1858.  XIV.   293.     1859.  XV.   143. 

—  Ueber  die  Phänomene  und  Ursachen  des  Untergangs  eines  Volkes. 
1859.  XV.  39S. 

—  Ueber  die  Grenzen  der  natürlichen  Rechte  der  Staatsgewalt  und 
des  Volkes.    1860.  X\'I.  72. 

—  Ueber  die  l^edeutung  der  Lehren  .Machiavelli's  für  die  wissenschaft- 
liche Staatskunst.    1861.  XVII.  496. 

-  Die  moralische  Statistik  und  die  sittliche  Freiheit.   1866.  XXII.  477. 
Wagener,    Ueber    die    prinzipiellen    Aufe^aben    der  Forstwirtschaft    nach 
praktischer  Bedeutung.    1873.  XXIX.  381. 

—  Zur  Forstreinertragsfrage.    1879.  XXXV.  484. 

—  Die  Regelung  der  Waldproduktion  nach  ihren  gesamtwirtschaft- 
lichen Nutzleistungen.     1899.  LV.   76. 

Wagner,  Ad.,  Die  Kohlen  und  ihre  Stellung  in  der  \'olkswirtschaft  des 
deutschen  Zollvereins.    1856.  XII.  313. 

—  -  Zur  Geschichte  und  Kritik  der  österreichischen  Bankozettelperiode. 

1861.  XVII.  577.    1863.  XIX.  392. 

—  Rodbertus  Jagetzow  über  den  Normalarbeitstag,  nebst  einem  Brief- 
wechsel darüber  zwischen  Rodbertus  und  dem  Architekten  H.  Pe- 
ters.   1878.  XXXIV.  322. 

—  Einiges  von  und  über  Rodbertus-Jagetzow.    1878.  XXXIV.   199. 

—  Ueber  die  schwebenden  deutschen  Finanzt'ragen.   1879.  XXXV.  68. 

—  Der  Staat  und  das  Versicherungswesen.    1881.  XXXVII.  102.  u.  233. 

—  Finanzwissenschaft  und  Staatssozialismus.  Mit  einer  Einleitung  über 
Stein's  und  Roscher's  Finanzwissenschaft.    1887.  XLIII.  37.  u.  675. 

Walckcr,   C,    Ueber    den    sog.    Sachwat    der    sibirischen    Goldwäscher. 

Ein  Beitrag  zur  Reform  der   russischen  Berggesetzgebung  und  zur 

Grundrentenfrage.    1871.  XXVII.  490. 
JVarnkönig,  Die  gegenwärtige  Aufgabe  der  Rechtsphilosophie  nach  den 

Bedürfnissen    des   Lebens    und    der  Wissenschaft.    1851.  VII.  219. 

473.  u.  622. 
Warschauer,   O.,  Entstehung    und  Entwickelung    der    Klassenlotterie  in 

Preussen  (1703 — 1813).    1886.  XLII.  666. 

—  Geschichtlich-kritischer  Ueberblick  über  die  Systeme  des  Kommu- 
nismus und  Sozialismus  und  deren  Vertreter.   1890.  XLVI.  306.  u.  41 1 . 

Warschauer,  Entgegnung  von,  betr.  seiner  Abhandlung:  Geschichtlich- 
kritischer Ueberblick  über  die  Systeme  des  Kommunismus  und  des 
Sozialismus  und  deren  Vertreter.    1890.  XLVI.  776. 

Weber,  LTeber  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Landwirtschaft  in  Würt- 
temberg.   1S71.  XXVII.  449. 

Wehrpflicht.  Wie  ist  die  allgemeine  Wehrpflicht  zunächst  in  Süddeutsch- 
land einzuführen ,  wenn  sie  einerseits  die  Friedensleistungen  des 
Volkes  nicht  zu  sehr  beeinträchtigen,  andererseits  seine  Kriegs- 
leistungen zur  höchsten  Entwicklung  bringen  soll?  Ein  Vorschlag 
VOR  einem  deutschen  Offizier  mit  Zugrundelegung  der  württember- 
gischen Territorial-Einteilung  als  Beispiel.    1867.  XXIII.  242. 

Weichs,  Frhr.  v.,  Die  Reform  der  Personentarife  in  Oesterreich  und 
Ungarn.    1892.  XLVIII.   251. 

—  Lieber  das  Wesen   und  die  Grundlagen  der  Eisenbahn-Gütertarife, 
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sowie    deren  Aufgabe   und  Stellung    in  der  Staatswirtschaft.     1893. 
XLIX.  42.  ■" 

Weichs,  Frhr.  v.,  Untersuchungen  über  die  Grundlagen  des  Tarifwesens 
der  Seeschiffahrt.    1894.  L.  60.  u.  220. 

—  Ueber  den  Wert  der  Arbeit.    1895.  LI.  618. 

—  Das  Handwerk  und  sein  goldener  Boden.    1897.  LIII.  51. 

—  Die  Verstaatlichung  des  Speditionswesens.     1898.   LIV.   i. 

—  Die  Beschleunigung  der  Verladung  und  Beförderung  des  Fracht- 
stückgutes auf  den  Eisenbahnen  und  die  Regelung  des  Stückgut- 
dienstes auf  den  k.  k.   österr.  Staatsbahnen.     1903.  LIX.   107. 

Weiss,  B.,  Zur  Logik  der  Nationalökonomie.    1875.  XXXI.  527. 

—  Preiselemente  und  Preisbewegung.    1876.  XXXII.   76. 

—  Zur  Lehre  vom  Eigentum.    1877.  XXXIII.   i. 

—  Zu  Smith's  »Wealth   of  Nations«.    1877.  XXXIII.   271. 

—  Die  Lehre  vom  Einkommen.   1877.  XXXIII.  573.   1878.  XXXIV.  648. 
Werenberg,    IV.,  Die  Steuern  und  Zölle    im  Staatshaushalte   des  König- 
reichs Hannover.     1859.  XV.   503. 

Wermert,   G.,  Ueber    den    volkswirtschaftlichen    und  rechtlichen  Begriff 

der  Börse.    1902.  LVIII.   193. 
Werner,  Erörterung  der  Frage:  ob  die  württembergischen  Eisenbahnen 

vom  Staate  oder  von  Privaten  zu  bauen  seien?    1844.  I.  673. 
Wickseil,  K.,  Ueberproduktion  oder  Uebervölkerung  ?    1890.  XL  VI.   i. 

—  Zur  Verteidigung  der  Grenznutzenlehre.     1900.  LVI.   577. 
Winter,  A.,  Das  englische  Volkserziehungswesen.    1894.  L.   253. 
Wirrer,  L.,  Die    selbständige    Entstehung    des    deutschen    Konsulates. 

1894.  L.  483. 

Wiskemann,  Der  Einf^uss  des  Christentums  auf  den  Zustand  der  Frauen. 
1877.  XXXIIL  229.  u.  613. 

Wolf,  y.,  Die  Zuckersteuer ,  ihre  Stellung  im  Steuersystem ,  ihre  Er- 
hebungsformen und  finanziellen  Ergebnisse.  1882.  XXXVIII.  138. 
297.  644. 

—  Zur  Lehre  vom  Wert.    1886.  XLII.  415. 

Wörishoffer,  Fr.,  Die  Aufgaben  der  Reichskommission  für  Arbeiter- 
Statistik.    1892.  XLViri.  476. 

—  Zur  Frage  der  Lohnstatistik.    1893.  XLIX.   383. 

—  Die  Jahresberichte  der  deutschen  Fabrikaufsichtsbeamten.  1894. 
L.  III. 

—  Zur  Frage  der  Arbeitslosen- Versicherung.    1896.  LH.  261. 
Wortmann,  F.,  Geschichte  des  Koalitionsverbots  und  seiner  Aufhebung 

in  den  Niederlanden.    1876.  XXXIL  320.  583. 
Wurm,  Denkwürdigkeiten  des  Völkerrechts  im  dänischen   Kriege  1848 
bis  1850.    1851.  VIL  282. 

—  Das  Blokaderecht  im  dänischen  Kriege  1848 — 1850.   1852.  VIII.  474. 

—  Ueber  den  Rang  diplomatischer  Agenten.    1854.  X.  552. 

Vager,  A. ,  Die  Finanzpolitik  im  nordamerikanischen  Bürgerkriege. 
1866.  XXII.   I. 

Zachariä,  Ueber  die  Verpflichtung  restaurierter  Regierungen  aus  den 
Handlungen  einer  Zwischenherrschaft.  Mit  besonderer  Rücksicht 
auf  die  an  den  Bestand  des  Königreichs  Westfalen  sich  knüpfen- 
den Rechtsfragen.    1853.  IX.  79. 

—  Ueber  die  Haftungsverbindlichkeit  des  Staats  aus  rechtswidrigen 
Handlungen  und  Unterlassungen  seiner  Beamten.    1863.  XIX.  582. 

Zech,  Die  deutschen  Rentenanstalten,  mit  besonderer  Beziehung  auf  die 
Reorganisation  der  Rentenanstalt  in  Stuttgart.     1856.  XII.   260. 
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Zeller,  /.,  Leber  die  plötzlichen  und  /.eitweisen  Stockungen  der  volks- 
wirtschaftlichen   Bewegung.    1878.  XXXI V.  652.     1879.  XXX\'.   22. 

—  Zur  württembergischen  Steuerreform.    i8q6.  LH.   147. 

—  Preussische  Verwaltungsorganisation  in   \'ergleichung  mit  süddeut- 
schen \'erwaltungssystenien.    1897.  l.III.  317. 

—  Ueber  die  Entwickelung  württ.  Verwaltungseinrichtungen  im   XIX, 
Jahrhundert.    1898.  1>1V.  441. 

Ziviiiiermann,  Deutschlands  Hol/.bedarf.    1894.   1,.  573. 

—  Die  Krankenversicherung  der  Arbeiter.    1895.  1,1.  671. 

—  Der  Trinkgelderunfug.     1899.  LV.    iii. 

—  Die  Ziele  der  deutschen  Handeisstatistik.    1899.   L\'.  385. 

—  Das  internationale  statistische  Institut  und  seine  Verhandlungen  zu 
Budapest  1901.    1902.  LVIII.  98. 

—  Zur  Frage  der  Besitzwechsel-,  Hypothekar-,  sowie  15odenpreis-  und 
Bodenwertstatistik.    1904.  I,X.  37.  269.  666. 

Zt/u7vc,  /.,  Die  Geldtheorie  und  ihre  Stellung  innerhalb  der  wirlschafts- 
und  staatswissenschaftlichen  Anschauungen  des  Aristoteles.  1902. 
LVIII.  48. 

Zorn,  Ph.  Die  deutschen  Staatsverträge.  Juristische  Natur  und  .'\b- 
schluss  der  Staatsverträge.    1880.  XXX\'I.   i. 

—  Streitfragen  des  deutschen  Staatsrechtes.     1873.  XXIX.  292. 

Zur  Frage  der  Selbstkosten  des  Eisenbahntransportes.  Nach  einigen 
aus  der  Erfahrung  geschöpften  Kosten-  und  Rentabilitätstabellen. 
1873.  XXIX.   102. 

Zur  Lehre  von  der  Waldrente.  Antwort  des  Herrn  Oberforstrat  F.  Ju- 
deich an  Herrn  Hofrat  Dr.  Helferich  in  München.    1873.  XXIX.  145. 

Ztviedmeck-Sudenhorst,  O.  v.,  Die  soziale  Versicherung  der  Verlagsar- 
beiter.   1901.  LVII.  577. 
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Aihtstuudenta^  y    auf   dem    24.  Kongress    der    englischen    Trade-unions. 

1892.  XLVIII.  384. 
Acktrbaustatistik  Frankreichs.    1888.  XLIV.   559. 
Agrarbeschiüsse  des  preussischen  Staatsrates.    1895.  LI.  744. 
Agrarenquete,  die  neue  badische,  von  Schaf fle.    1884.  XL.  413. 
Agrargesetzgebung,  zur  Fortbildung  der  irischen.    1895.  LL  749. 
Agrargesetzgebung,  die  neue  irische.    1904.  LX.  369. 
Agrarverhältnisse  in  Palästina.    1884.  XL.   173. 

Agrarverhältnisse,  Württembergische.    Von  Helfer  ich.    1854.  X.  360. 
Aegyptens  innere  und  landwirtschaftliche  Verwaltung.    1897.  LIII.  358. 
Aktiengesellschaft  im  Bergbetrieb.    1865.  XXL   257. 
Aktiengesetlschaften.    1865.  XXI.   258. 
Aktiengesellschaften:    Die    zunehmende    Einkleidung    der  Vererbung   von 

Familiengeschäften    in     die     Gründung    von    Aktiengesellschaften. 

1890.  XLVI.   143. 
Aktiefi^esetlschaften,  Wechselseitige  Anerkennung  derselben.     1866.  XXII. 

166. 
Aktiengesetz,  Preussisches,  vom  15.  Februar  1864.    1864.  XX.  544. 
Aktienkapital,    dessen  Verwässerung   in    den  Vereinigten  Staaten.    1891. 

XLVIL  775. 
Aktienrechtsreform  in  Oesterreich.     1883.   XXXIX.  489. 
Aktienspekulation:   Beteiligung   der    Chinesen  an   der  Aktienspekulation. 

1884.  XL.   174. 
Aktienspekutation  in  Preussen.     1876.  XXXII.  721. 
Aktienspekulation,  XiQW&%lt\  Kvil^vS <^tx  englischen.  Bankpraxis.  Beschränkte 

Haftbarkeit.    1864.  XX.  497. 
Aktienwesen,  zur  Statistik  des  deutschen.    1884.   XL.   191. 
Algerische  Bezirksverwaltung  und  Landgesetzgebung.    1900.  LVI.   572. 
Alkohol-Getränken,  der  Verbrauch  von,  in  England.    1899.  LV.   755. 
Alkoliolverwaltung,  die  schweizerische.    1897.  LIII.  371. 
Alpenwirtsihaft  in  Deutsch-Tirol  von  I  n  a  m  a •  S  t  e  r  n  e  g  g.   1 884.  XL.  754. 
Alters-,  Invaliden-  und  Reliktenversorgung  für  die  ständigen  Arbeiter  der 

K.  Bayer.  Staatseisenbahn  Verwaltung,    aus  den  Statuten  der  Kasse 

dieser  Anstalten.    1888.  XLIV.  723. 
Alterskassen.    1865.  XXI.  259. 
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Altersrentner,  mehr,  in    der  Landw  irtschafl    als    in    der   Industrie.    1893 

XUX.  531. 
Analphabetentums,  die  Abnahme  des.     1897.   1,111.  0S5. 
Anteil-Rhederei  in  England.    1884.   XL.  805. 
Apotheker-Freiheit.    1877.  XXXIII.   725. 

Arl)eit  in  Kalifornien,  weisse  und  (-Iiinesische.    1880.  XXX\'I.  371. 
Ai-beiterfrage.    Aus    ileni    Jahresbericht    des    preussischen  Konsulats    zu 

Neu-(Jrleans  für  das  Jahr  1863.    1864.  XX.  526. 
Arbeiter industriemisstelliingen.    i866.  XXII.  452. 

Arbeiterklasse,  die  landliche,  und  der  preussische  Staat.    1893.  XLIX.  508. 
Arbeiterschiedsgeriihte,    über    die  Wirkung    derselben    in   England.    1872. 

XXVni.    160. 
Arbeiterschutz,    besondere  Regelung    desselben    fiir    die  Gaslwirtschafts- 

und  Verkehrsgewerbe.    1891.  XLVII.  402. 
Arbeiterschutz,  zum  internationalen.    1890.  XLVI.  357. 
Arbeitersekretariat,  über  das  französische.    1892.  XLVIII.   727. 
Arbeiterstatistik,  Bureaux  und  Kommissionen   für.    1893.  XLIX.    150. 
Arbeiterstatistik,  Nordböhmische.    1892.  XIA'III.   158. 
Arbeiterverbcinde,    gewerbliche  und  wirtschaftliche,  in  Frankreich.     \'on 

Fallati.    1851.  VII.  728. 
Arbeiterverhältnisse  in  Böhmen.    \'on  Makowiczka.    1853.   IX.   263. 
Arbciterverpßanzung.    1864.  XX.   527. 
Arbeite rzüohnun^en,    über    die    Verbesserung    derselben    in   .Mühlhausen. 

1867.  XXm.  650. 

Arbeitsdauer,  tägliche,  im  Bergbau  in  England  und  in  Deutschland. 
1891.  XLVn.   777. 

Arbeitskreditbank.    1865.  XXI.  437. 

Arbeitslöhne  in  Neu-vSüd  Wales.    1904.  LX.  391. 

Arbeitslöhne,  landwirtschaftliche,  in  Ungarn  im  Jahre  1898.   1901.  LVII.  564. 

Arbeitslöhne  und  Arbeitslosenverfassungen  der  österreichischen  Land- 
wirtschaft.   1897.  LIII.  531. 

Arbeitslosen- Kasse  in  St.   Gallen,  die  Auflösung  der.    1897.   LIII.   692. 

Arbeitslosenversicherung  der  niederösterreichischen  Buchdrucker.  1894. 
L.   152. 

Arbeitslosigkeit,  Versicherung  gegen  dieselbe  in  der  Stadt  Bern.  1893. 
XLIX.  530. 

Arbcitsschiedtoesen,  Lohnstand,  Arbeitszeit  und  Lohnskala  in  der  eng- 
lischen Kohlenindustrie.     1S90.  XLVI.   129. 

Arbeitstagverkürzung  auf  11   Stunden,  Wörishoffer  zur.    1895.   LI.   755. 

Arbeitsverhältnisse,  die  drei  Zonen  ländlicher,  in  Norddeutschland.  Von 
Knapp.    1893.  XLIX.  526. 

Archiv    des    norddeutschen    Bundes    und    des    deutschen    Zollvereins. 

1868.  XXIV.  629. 

Armefifragen  und  die  Arbeiterversicherung.  Betrachtungen  über  die  schwe- 
benden Fragen.    Von  L.  S  über  seh  1  ag.    1882.  XXXVIIL  398. 

Armenpflege,  ländliche,  und  ihre  Reform,  die  auf  dem  Stuttgarter  Armen- 
pilege-Kongress  (1886)  zur  Annahme  gelangten  Thesen  über  die- 
selbe.   1887.  XLUL  533. 

Armenpflege  und  Arbeiterversicherung.    1897.  LIII.   691. 

Artelkunde,  Beiträge  zur,  von  Hermann  Beck.    1903.  LIX.   176. 

Associaiionsgesetzgebung.    1865.  XXI.   590. 

Ausgaben  einer  Familie  von  6  Personen  auf  einer  Hallig.    1879.  NXXV.  147. 

Ausgaben  und  Einnahmen  des  englischen  Staats,  zur  Entwickelung  der, 
1861  —  1901.    1904.  LX.  385. 


2,S  Regis/er :  Miszellen. 

Ausscnhandel  Oesteneich-Ungarns    im    Jahre   1891.     Von    G.  R  a  u  n  i  g. 

1S93    XLIX.  507. 
Aussperrung,  die  jüngste,  in  Lancashire.    1893.  XLIX.  531. 
Ausivanderutig,  die  deutsche,  nach  Nordamerika  nach  dem  Jahresbericht 

der  Stadt  New-York  für  1S95.    1897.  LIII.  683. 
Bahnen,  ein-  und  zweigeleisige,  in  P'.ngland  u.  Preussen.   1877.  XXXIII.  730. 
Bank,  die  preussische,  seit  1851.    1865.  XXI.  579. 
Bankbons,  zinstragende.    1864.  XX.  721. 
Bankgesetz.    1864.  XX.  493. 

Bankgesetz,  niederländisches  neues.    1865.  XXI.   271. 
Bankgewölbe  in  Boston.    1889.  XLV.  345. 
Banknotengesetz  in  Oesterreich.    1866.  XXII.  445. 
Bankstreit,  der  französische.    1864.  XX.   725. 
Bankstreit,    der    gegenwärtige,    der  französischen  Oekonomisten.    1864 

XX.  499. 

Bankwesen,  Italienisches.    1866.  XXII.   157. 

Banque  de  France,  aus  dem  Bericht  derselben  für  1866.   1868.  XXIV.  170. 
_  Barzahlung,  deren  Wiederaufnahme  in  Italien.    1883.  XXXIX.   846. 
Bauart  der  Gebäude  im  preussischen  Staat.    1891.  XL VII.  623. 
Bauer  und  Händler  in  Tabak.    1891.  XLVII.   189. 
Bauerji-Grossgrundbesitz  als  Hindernis  der  Wohnungsreform  in  London. 

1889.  XLV.  335. 
Bauernstands,  gegenwärtige  Lage  des  russischen.    1883.  XXXIX.   795. 
Baumwolle,  die  Unentbehrlichkeit    der  amerikanischen.    1864.  XX.   728. 
Baumwollhandel,  Gestaltung  desselben  seit  1861.    1864.  XX.    512. 
Baumwollindustric  der  Welt  nach  der  Zahl  der  Arbeitsmaschinen.   1904. 

LX.  378. 
Baumwollkultur  in  Algerien.    1864.  XX.  727. 

Baumwoll-  und  Jute- Industrie,  die  ostindische.    1893.  XLIX.  361. 
Bauunternehmung    in    Arbeiterhäusern     unter    Staatsvorschüssen.     1866. 

XXII.   166. 
Beamtenverein,    der  allgemeine,    der    österreichischen  Monarchie.    1865. 

XXI.  581. 

Bericht  der  zur  Kodifikation  der  englischen  Werkstätten-  und  Fabrik- 
gesetzgebung eingesetzten  Parlamentskommission  vom  10.  Februar 
1876.    1877.  XXXIII.  350. 

Bern  und  Freibidrg  i.  Ue.  die  Bevölkerung  von,  im  15.  Jahrhundert, 
von  G.  H.  Schmidt.    1902.  LVIII.  177. 

Bernsteifihandel.    1864.  XX.  728. 

Berufsklassen :  Aus  welchen  Berufsklassen  stammen  unsere  Studieren- 
den:   1890.  XLVI.   157. 

Berufsstatistik,  zur  internationalen.    1880.  XXXVI.  379. 

Besitz  zur  toten  Hand  in  Frankreich.    1881.  XXXVII.  200. 

Bessemer-Stahl,  der  erste,  in  Oesteri-eich.    1864.  XX.   527. 

Besteuerung  und  Volksrecht  in  der  Schweiz,  nach  G.  Schanz.  1892. 
XLVIII.  720. 

Bevölkerung,  katholische,  über  die  Lirsachen  der  ungleich  stärkeren  Zu- 
nahme derselben  im  preussischen  Staate.    1891.  XLVII.  778. 

Bevölkerungsstatistik,  zur  mittelalterlichen,  von  K.  Bücher.   1 885 .  XLI.  434. 

Bevölkerungsstatistisches.    1865.  XXI.   272. 

Bevöikerungsstatistisches  aus  Budapest.    1883.  XXXIX.  844. 

Bildung  der  amerikanischen  Frau.    1889.  XLV.  346. 

Biostattk  der  Stadt  Reval  und  ihres  Landkirchsprengels  für  die  Jahre 
1834— 1862.     Von  C.  Kluge.    1868.  XXIV.  627. 
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lUsmarcIi'^  Programm  vom   15.  Dezember  1878.    1879.  \XXV.   167. 

Hodenprodiikie:  Tatsächliches  zur  amerikanischen  Konkurrenz  in  Jioden- 
produkten.    1884.  XL.   177. 

Bodenseemiimlung,  zollfreie  Zone  an  der.    1004.  LX.  382. 

Börsengeschäfte,  Abwicklung  derselben  durch  die  Hanken  in  Wien.  Dc- 
])otscheine.    1864.  XX.  506. 

BrottiTxeii.    1866.  XXII.  456. 

Bruderladen  in  der  steierischen  Eisenindustrie.  \'on  S  c  ha  ff  le.  1S84. 
XL.  453. 

Jhichenberger,  Antworten  auf  die  Kragen  des  Herrn  Staatsrats  B.,  von 
G.  Ruhland.    1895.  LI.  736. 

Bilchcrpreise,  zur  Statistik  der.     Von  (i.    L  o  s  e  r  t  h.    1904.   L.\.  358. 

BucJihandel,  der  Leipziger.    1865.   XXI.  442. 

Budapest  seit  Einführung  des  Zonentarifs,  von  C.  Balogh.   1896.  LH.  552. 

Budget,  das  englische,  für  1883—84.    1883.  XXXIX.  850. 

Budgetierung  in  Belgien.    1883.  XXXIX.  847. 

Bulle,  goldene,  Kaisers  Karl  IV.  Ein  Beitrag  zur  Staatenrechtsge- 
schichte des  Mittelalters.    1857.  XIII.   142. 

Bundesbank,  die  schweizerische.    1904.  LX.  754. 

Caffeeauktionen,  neue  Ordnung  der  holländischen.    1864.  XX.  515. 

Caisse  des  retraites  pour  la  vieillesse.    1864.  XX.  736. 

Capitanei  portus  de  Tunithi,  die  pisanischen,  von  A.  Sc  ha  übe.  1886. 
XLIL  397-  .   . 

Census  der  \  ereinigten  Staaten  von  1880.   \on  Schäffle.   18S4.  XL.  763. 

Checks  in  New- York  1865.    1865.  XXI.  438. 

Citis  ouvrilres  in  Frankreich.    1864.   XX.   728. 

Civildienstbill  der  Vereinigten  Staaten.    1883.  XXXIX.  846. 

Cohden,  Richard,  in  Neapel.     Von  Volz.     1847.  IV.   378. 

Collegium  illustre  zu  Tübingen,  oder  der  staatswissenschaftliche  Unter- 
richt in  Württemberg,  besonders  im  16.  und  17.  Jahrhundert.  Von 
Schüz.    1850.  VI.   243. 

Comprador,  der  chinesische.    1884.   XL.  807. 

Credits  mobiliers,  die  französischen.    1S64.  XX.   722. 

Credit  mobliier,  ein  zweiter,  in  Frankreich.    1S64.  XX.  723. 

Currency-¥\2igQ.    1864.  XX    723. 

Dampf kesseirevision ,  die  Kombination  derselben  mit  der  Fabrikinspek- 
tion. Die  Dampfkesselrevisionsvereine.  Rauchverbrennung.  1891. 
XLVn.  612. 

Darlehenskassen:  \\\i\\tki\x\\g  der  preussischen  Verordnung  vom  18.  Mai 
1866  über  die  Gründung  öftentlicher  Darlehenskassen  und  die  Aus- 
gabe von  Darlehenskassenscheinen.    1867.  XXIII.   502. 

Darlehenskassen:  Gründung  öffentlicher  Darlehenskassen  und  die  Aus- 
gabe von  Darlehenskassenscheinen  in  Preussen.    1866.  XXII.  442. 

Deichordnung,  die  oldenburgische,  von  1855.  VonHanssen.  1856. XII.  147. 

Detailhandel,  zur  Frage  der  Entwicklung  desselben.    1886.  XLIL  387. 

Diamant-Trust  und  Krisis  in  der  Diamantschleiferei  in  Holland.  1891. 
XLVII.  171. 

Dipferentialtarif :  Berechnung  der  Selbstkosten  des  Betriebes  behufs 
Bildung  von  Differentialtarifen  auf  Grundlage  der  Eisenbahn-Sta- 
tistik.   1S86.  XLIL  216. 

Differentialzölle,  deren  Wirkungen  in  Oesterreich.    1884.  XL.  463. 

Differentialzollsystem,  Enquete  über  das  französische.    1866.  XXII.   154. 

Domänen-Jahresrente  des  Grossherzogs  von  Sachsen-Weimar-Eisenach. 
1896.  LH.  744. 
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Dorfsclivk,  die  russische.    1891.  XLVII.  403. 

WrinkbtU^:  des  englischen  Volkes.    1886.  XLII.  386. 

EJicstatistik.  zur  amerikanischen.    1891.  XLVII.   784. 

E/nigiaigs-  und  Schiedsämicr  für  Bagatellsachen  in  Italien,  allgemeine. 
^893.  XLIX.  730. 

Eitikovwien,  die  besseren,  in  Oesterreich  und  Preussen  1898  bis  1900. 
1903.  LIX.   189. 

Einkommenssteuer  Freussens.  erste  \''eranlagungsergebnisse  der  neuesten. 
1893.  XLIX.  539. 

Einkornmenssteuerklassen,  die  Pyramide  derselben  einer  reichen  Stadt. 
1891.  XLVIL   775. 

Einkommenstcuerverfahren,  das  englische.    1868.  XXIV.  406. 

Einkünfte  der  Föderalregierung ,  vergleichende  Aufstellung  derselben. 
1864.  XX.  492. 

Einschusskapital:  Erhöhung  des  Einschusskapitals  der  preussischen  An- 
teilseigner der  preussischen  Bank.    1867.  XXIII.   501. 

Ein-  und  Ausfuhr,  englische,  seit  1840.    1864.   XX.   509. 

Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten.    1901.  LVII.  367. 

Einwanderungsrecht,  zum  sozialpolitischen  der  Ver.  Staaten  in  neuester 
Zeit.    t8'9i.  XLVIL  397. 

Eisenbah?ibetnebsstatistik,  Ergebnisse  der,  von  1892  und  1902.  1904.  LX.  381. 

Eisenbah?ten,  der  Nutzen  der  französischen,  für  den  Staat.    1886.  XLII.  216. 

Eisenbahnen{/uete,  Ergebnisse  der  französischen,  1861-  -1863.  1864.  XX.  520. 

Eisenbahnfrage,  Materialien  zu  derselben.    1876.  XXXII.  352. 

Eisenbahnstatistik,  zur  englischen,   1842 — 1863.    1864.  XX.  518. 

Eisenbahntarif,  belgischer.    1865.  XXI.   256. 

Eisenbahntarife,  deutsche.    1886.  XLII.  219. 

Eisenbahntarif  frage.    1873.  XXIX.   711. 

Eisoibahnwesen ,  die  Neuordnung  des  italienischen,  von  1885.  1886. 
XLII.  885. 

Eisenbahn  und  Karawane  in  Deutsch-Ostafrika.    1894.  L.   146. 

Eisenindustrie,  gewerkschaftliche.    1864.  XX.  532. 

Eisefiindustrie,  die  Siegener.    1864.  XX.   530. 

Eisenmarkt,  schottischer.    1864.  XX.   514. 

Elementarscimlen,  englische  Gesetze  von   1897   über.    1900.  LA^I.   574. 

Elevatoren,  Amerikanische.    1884.  XL.  805. 

Elf  stundentag,  die  Wirkungen  desselben  für  Arbeiterinnen  in  der  badi- 
schen Textilindustrie   1892.    1893.  XLIX.  500. 

Emission  der  englischen  Bank.    1866.  XXII.  441. 

Enquete.      1864.  XX.  721. 

Erbfolge  in  landwirtschaftlichen  Gütern  und  das  Erbgüterrecht  in  Oester- 
reich.    Von  L.  Fr  an  kl.    1885.  XLI.  197. 

Erbschaftssteuer  als  Ergänzung  der  Einkommensteuer.    1891.  XLVII.  612. 

Erbschafts-  und  Schenkungssteuer,  französische.    1886.  XLII.   215. 

Erdölspekulation.     1865.  XXI.   585. 

Ergänzungssteuer  (Vermögenssteuer),  zur  Statistik  der  preussischen,  für 
1899.    1901.   LVII.  366. 

Erwerbstätigkeit  in  verschiedenen  Ländern.  Anteil  der  Kinder  und 
Frauen  an  der.    1897    LIII.  352. 

Fabrikmspeklton,  die  deutsche.     Von  P.  D  e  h  n.    1882.  XXXVIII.   184. 

Fabrikinspektion,  die,  in  ihrer  Stellung  zu  den  allgemeinen  Polizeibe- 
hörden nach  Wörishoffer.    1893.  XLIX.  338. 

Fabrikinspektion,  über  weibliche  Aufsichtsbeamte  der,  von  Wöris- 
hoffer.   1901.  LVIL  369. 
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Familienjidelkommisse  in  Üesterreich.    1884.  XL.  794. 

Farmverhältnisse,  englische.    1865.   XXI.  446. 

Feuerversicherungsanstalten  im  Deutschen    Reiche,  die  öfTenthchcn.   1901. 

LVII.  566. 
Fiaeikonuntsse  in  Üesterreich  und  in  Pieussen.    1893.   XI, IX.  365. 
Ftdeikonunisse  in  Pieussen   in  den  jähren  1896  und  1897.    1899.  I.V.  749. 
Fi/ianzen:  Einige    Data   zur  Beurleihmg  der   üsterreicliischen  Finanzen. 

Von  Hanssen.    1857.  XIII.  476. 
Finanzgeschichtc,  zur  neueren,  der  X'ereinigten  Staaten.    1883.  XXXIX.  850. 
Finanzgeschichte,  Beitrage  zur  bayerischen,  von  R.  S  e  i  f  f  e  r  t.    ujoi.IA'II. 

736. 

Finanzlage  Prankreichs  nach  dem   Krieg.    1872.   XW'lll.    165. 

Finanzlage  der  französischen  Republik.    1883.  XXXIX.  847. 

Finanzlage  der  Rebellenstaaten.    1864.  XX.  494. 

Finanzminister,  der  neue  amerikanische,  und  das  Agio.  \'on  C"  a  r  e  \'. 
1865.  XXI.  435. 

Finanzministerium,  Organisation  im  französischen.    1866.   XXII.  456. 

Finanz-  und  sozialpolitisches  Projekt  aus  dem  16.  fahrhundert.  1S90. 
XLVI.  717- 

Fleisch-Einfuhr  aus  den  \  er.  Staaten.    1880.  XXX\  I.  378. 

FlussschiffahrtS'Gesetz:  Entwürfe  zu  einem  deutschen  Flussschiffahrts- 
(iesetz  und  zu  einem  Reichsgesetze  über  die  Aufhebung  der  Flusszölle 
und  die  .Ausgleichung  für  dieselbe,  nebst  Motiven.  Aus  den  Akten 
des  Reichshandelsministeriums  der  prov.  Zentralgewalt.  1850.  VI.  256. 

Föderation,  politische  und  handelspolitische  des  britischen  Weltreichs, 
Bewegung  für  dieselbe.    1894.  XL.  521. 

Frankfurt  a.  M.,  Statistische  Beschreibung  der  Stadt,  und  ihrer  Bevöl- 
kerung, von  H.  Bleicher.    1897.  LIII.  340. 

Frankfurt  a.  M.,  Weitere  \'eröffentlichungen  des  statistischen  Amts  der 
Stadt.    1897.  LIII.  351. 

Frauen  als  Beamte.    1865.  XXI.  445. 

Frauenarbeit,  die  Wiener  Enquete  über.    1897.  LIII.  696. 

Freizügigkeit,  das  Prinzip  derselben  und  die  gegenseitigen  Unterstützungs- 
gesellschaften.   1866.  XXII.  451. 

Freizügigkeit  des  .Arbeiter-  und  Armenwesens  in  England.    1865.  XXI.  445. 

St.  Gallen,  Verschiebungen  in  der  staatsrechtlichen  und  konfessionellen 
Mischung  der  Bevölkerung  des  Kantons.    1901.  lA'II.  755. 

Garantieversicherung.    1866.  XXII.   166. 

■^Garn-Metzeni  in  Sachsen.    1877.  XXXIII.   728. 

Geburten,  uneheliche,  über  die  Anzahl  derselben  in  Preussen.  \'on 
Bergius.    1855.  XL  620. 

Geburtenüberschüsse  der  verschiedenen  Länder  seit  1801  bez.  1874, 
die  Veränderungen  im.    1897.  LIII.  704. 

Geldklemme.     Cotton  drain.    1864.  XX.  505. 

Geld-,  Kredit-,  Handels-  und  Finanzverhältnisse  der  Ver.  Staaten  wäh- 
rend des  Krieges.    1864.  XX.  481. 

Gemeindesteuer-Reform  in  Württemberg.  Von  F  r.  S  t  u  m  p  f  f.  1 904.  I  ,X.  749. 

Gemeindesteuern  in  Bayern,  die  direkten.    1886.  XLII.   213. 

Gemeindesteuern  im  Königreich  Sachsen.    1904.    LX.  385. 

Genossenschaften,  ländliche,  im  Deutschen  Reiche.     1904.  LX.   753. 

Genossenschaftsforsten.    1891.  XL VII.  622. 

Gesafidte:  In  wie  weit  sind  Gesandte  und  andere  diplomatische  Ver- 
treter den  eigentlichen  Staatsdienern  gleich  zu  achten?  Von  Key- 
ser.    1855.  XL  320. 
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Gcschäftsstillstand,  Daten  über  den  fortdauernden.    1878.  XXXIV.  406. 

Gesellschaft,  die  stille,  im  englischen  Recht.    1865.  XXI.  463. 

G csellschaf tsvertrag  über  eine  landwiitschaftliche  Wasserleitung  in  Tirol. 

Von  Goeriz.    1847.  IV.  614. 
Getränke,  Verbrauch  geistiger,  in  Grossbritannien  im  Jahre  1894.   1896. 

l^n.  350. 
Getreide,  der  Preisfall    desselben    im    Jahre   1892    und    Staffeltarife    für 

dasselbe.    1893.  XLIX.  527. 
Gdreideaiisfuhrverbote,    Wirkung    derselben    bei    modernen  Verkehrsver- 
hältnissen.   1894.  L.   142. 
Getreidetrzeugung,    zum  Rückgange    der,    in  Grossbritannien    seit   1866. 

1899.  LV.  754. 
Getreide-Monopols,  Beantragung  des,  im  deutschen  Reichstag.   1895.  LI.  1 74. 
Getreidepreise,  die    angebliche  Missbildung    derselben    durch    die  Börse. 

1895.  LI.  738. 
Gewerbegesetz,  das  neue  österreichische.    1883.  XXXIX.  821. 
Geiverbelegitimationskosten  im  Zollverein.    1864.  XX.   546. 
Gewerberechte,  reale  und  radicierte.    1864    XX.  545. 
Gewerbestetiertechnik  der  Miquel'schen  Reform.    1891.  XLVII.   157. 
Gewerbeunter rieht  im  Elsass.    1864.  XX.   534. 
Gewer kvercins-Hilfskassen,    die    englischen,    (trade  Unionsi    1876— 1881. 

Von  S  c  h  ä  f  f  1  e.    1884.  XL.  450. 
Goldgewinnung  in  .Sibirien.    1895.  LI.  170. 

Goldkonsumtion  und  Goldproduktion   nach  E.   Suess.    1 891.  XLVII.  399. 
(loldproduktion.    1864.  XX.   505. 

Goldproduktion  des  letzten  halben  Jahrhunderts.    1901.  LVII.  758. 
Gold  und  Silber,  jährliche  Durchschnittsproduktion  desselben  1849 — 63. 

1865.  XXL  437. 
Gold-  und  Silberausfuhr   aus  England    und    den  Mittelmeerhäfen.    1864. 

XX.  507. 
Griechenland,  aus  dessen  Volkswirtschaft.    1884.  XL.  802. 
Grundbesitz  in  Oesterreich,    die    hypothekarische   Belastung    desselben. 

1886.  XLII.   209. 
(irundbesitzes,  Besitzverteilung  und  Verschuldung  des  ländlichen,  in  den 

Vereinis^ten  Staaten  von  Amerika.    1896.  LH.  350. 
Grundbesitzteilbarkeit.    1864.  XX.   545. 

Grundbesitzverteilung  in  österreichisch  Schlesien.    1904.  LX.  377. 
Grundeigentu7n ,    dessen  Verteilung    in    den  Pro^■inzen    des  preussischen 

Staates.    1891.  XLATI.  619. 
Grundeigentums,    Beiträge    zur    Statistik    des ,    im    Königreich    Sachsen. 

1895.  LI.   175. 
Grundentlastung,  italienische.    1864.  XX.  545. 

Grunderbrechts,  Reform  des,  in  Oldenburg:  Ramsauer.    1897.   LIIl.  351. 
Grundsteuerregulierung,  neue,  in  Aegypten.    189g.  LV.  755. 
Grundverschuidwtg.     Von  E.  Richter.    1885.  XLI.  219. 
Gutachten,  schiedsgerichtliches,  Papst  Leo's  XIII.    1886.  XLII.  877. 
Gutsbezirke  in  Preussen,  zu  den  bisherigen.    1893.  XLIX.  355. 
Haftbarkeit,  beschränkte,  in  England.    1864.  XX.  737. 
Haftpflicht  und  Unfallversicherung.    Neueste  französische  Gesetzgebungs- 
versuche.   1890.  XLVI.    123. 
Hagelversicherungsgesellschaft,  Kölnische.    1865.  XXI.   581. 
Hafnburg'^  Handel  in  gegenwärtiger  Zeit.    Von  Haussen.    1855. XL  639. 
Handarbeitsbeschafung,  zu  den  Schwierigkeiten  derselben  bei  extensiver 

Bevölkerung  und  Volkswirtschaft.    1891.  XLVII.  777. 
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Handel,  Eigentümlichkeiten  desselben  nach  üstasien,  insbesondere  Japan. 

1S91.  XLVII.  187. 
Handels,  Geschichte  des  britischen,  im  Jahr  J864.    1S65.  XXI.  438. 
Handel,  Oesterreichs  auswärtiger,    unter  dem  Zolltarif  von  1S78.    1883. 

XXXIX.  842. 
Handel   zwischen    Grossbritannien    und    den    \'creinigten    Staaten    \on 

Amerika  und  dessen  l'mschwung.    1880.  XXXN'I.  376. 
Handels,  Zunahme  des  auswärtigen.    1865.  XXI.   586. 
Handelsbewegung  Frankreichs.    1865.  XXI.  443. 
Handelsbilanzen  der  Jahre   1902   und   1903.    1904.  LX.  380. 
Handelsbilanz,    passive,    und   Einkommengestaltung    in    (jro.ssljritannien 

1904.  LX.  566. 
Handelsmitteilungen  aus  Moskau.    (Der  Adel  jjhotographiert.  Teehandel.) 

1864.  XX.  517. 
Handelspolitik,  am  Scheidewege  der  europäischen.   1891.  XLVII.   154. 
Handelspoltzci  und  Bankerottjustiz  in  China.    1884.  XL.   155. 
Handelsstockung,   gegenwärtige,    nach    den    Ergebnissen    der    englischen 

Untersuchung.    1887.  XLIIL  549. 
Handels-    und    Schiftahrtsverhältnisse ,    Hauptbericht    des    preussischen 

General-Konsulates  in  London    über    dieselben.    1868.  XXIV.   160. 
Handclsusancen,  Einförmigkeit  derselben.    1864.  XX.  737. 
Handelsvertrags,  zu  den  Wirkungen  des   französischen.    1864.    XX.  547. 
Häustrbau,  Extensivität  der  Oekonomie  desselben  in  den  ^'er.  Staaten. 

1889.  XLV.  339. 

Hausindustrie,  über  die  sozialpolitischen  Aufgaben  bezüglich  der.   1897. 

LIIL  688. 
Havaiinseln,  die  Bevölkerungsmischung  der.    1899.  L^^  378. 
Heiratsziffer,  die  Spiegelung  des  Geschäftsganges  der  jüngsten  Epoche 
in  derselben  in  den  verschiedenen  Ländern  Europa's  (1873 — 1886). 

1890.  XLVL  135. 

Herabsetzung  des  Abzugs  von  dem  in  der  Hamburger  Bank  eingebrach- 
ten Silber.    1S65.  'XXL  271. 

/////,  Rowland.    1864.  XX.  548. 

Hirtlis  Aufsatz;  Die  ^'erteilung  der  Güter  und  das  souveräne  Gesetz 
der  Preisbildung.  Von  G.  Schnapper-Arndt.  1882.  XXXVIIL 
414. 

Hochseefischerei,  englische,  in  der  Nordsee.    1890.  XLVL   145. 

Hypotheke7wersicherungsgesellschaft.  die  sächsische.    1865.  XXI.   256. 

Jahresarbeitsverdienst,  durchschnittlicher,  erwachsener  land-  und  forst- 
wirtschaftlicher Arbeiter  in  Deutschland.    1894.  L.   150. 

Tndustrieministeriuni.    1864.  XX.   548. 

Inlandpreise,  die  jahresdurchschnittlichen,  bedeutender  \'erarbeitungs- 
stofte,  Kolonialwaren  u.  s.  w.    1891.  XLVII.  621. 

Innungswesen,  zum  deutschen,  älterer  Zeit.  Von  H.  Scheerer.  1S75. 
XXXI.  643. 

Institute,  Imperial,  of  the  United  Kingdom,  the  Colonies,  and  India  in 
London.    1893.  XLIX.  364. 

Instituts,  die  Berliner  Tagung  des  internationalen  statistischen.  A'on 
H.  V.  Z  e  1 1  e  r.    1904.  LX.  531. 

Italie?i.  Gesetzentwurf,  betr.  Aenderung  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Beitreibung  der  direkten  Steuern.    1892.  XLVIII.  385. 

Italioi's  industrieller  Aufschwung.    1884.  XL.   799. 

Juristen  und  Nationalökonomen  in  der  Kommunalverwaltung.  1904.  LX. 
569- 
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Jus  Italicum.     Von  B.  Heisterberg  k.    iS86.  XLII.  615. 

Jiisii.  Johann  Heinrich  Gottlob  von.    Von  G.  Deutsch.    1889.  XLV 

554- 

Justi  und  Sonne/ifels.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Nationalökonomik 
in  Oesterreich.   Von  G.  Deutsch.    1888.  XLIV.  135. 

Kaiser -WiUidm- Spende,  die,  und  die  Gewerkvereins -Invalidenkassen. 
1882.  XXXVIII.  704. 

Kanalgebuhren  in  Belgien.    1865.  XXI.  443. 

Kantonalbudgcts,  Steigerung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  in  den  schwei- 
zerischen.  1885 — 1897.   1901.  LVII.  569. 

Kapital,  das  mobile,  in  Europa.    1900.  LVI.  766. 

Kapital  und  Rentenbewegung  in  Europa.    1864.  XX.  495. 

Kapitalmarkt,  Einfluss  der  wachsenden  Bildung  auf  denselben.  1864. 
XX.   725. 

Kartelle,  Zunahme  der,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  im 
Jahre  1898.    1901.  LVII.  570. 

Kartoffelmissernte:  Belgische  Regierungsmassregeln  gegen  Teuerung  und 
Not  aus  Anlass  der  Kartoffelmissernte  des  Jahres  1845.  Von 
Fallati.    1847.  IV.  587. 

Kautschuk.    1864.  XX.  728. 

Kettefischijfahrt  auf  dem  Rhein.    1865.  XXI.  587. 

Kiautschau,  die  deutsche  Landpolitik  in.    1899.  LV.  375. 

Kinderarbeit,  Beschränkung  derselben  in  England.    1864.  XX.   732. 

Kleinbetriebe,  Zunahme  der  maschinellen,  in  der  Bijouteriefabrikation. 
1897.  LIII.  690. 

Kleingeiverbe  in  Baden,  Erhebungen  über  die  Lage  desselben.  Von 
Schäffle.    1888.  XLIV.  128. 

Kleinhafidel,  Wanderlager  und  Detailreisende.  Ein  Urteil  über  dieselben 
in  Schönberg's  Handbuch  der  politischen  Oekonomie.  1883.  XXXIX. 
242. 

Knappschaftsvereine,  die  preussischen,  1886.    1890.  XL  VI.   124. 

Kolonatsfrage.    Von  H  e  i  s  t  e  r  b  e  r  g  k.    1 88 1 .   XXXVII.  581. 

Konimunaibesteuerung,  die  Höhe  derselben  in  England  und  Frankreich. 
1871.   XXVIL  728. 

Konkurrenz  der  elsass-lothringischen  Industrie  mit  derjenigen  des  frühe- 
ren Zollvereins.    1872.  XXVIII.  158. 

Konkurrenz  der  Vereinigten  Staaten  in  Industrieerzeugnissen.  1890. 
XLVL  128. 

Konsumvereine,  die  Entwicklung  derselben  zum  selbständigen  Engros- 
handel.   1891.  XL VII.   185. 

Konsumvereine,  die  Geschäftstätigkeit  der  landwirtschaftlichen,  in  Baden. 
1891.  XLVIL   186. 

Konvention,  die  Brüsseler,  vom  5.  März  1902  zur  Aufhebung  der  Zucker- 
prämien.   1902.  LVIII.  747. 

Korallenindustrie,  die  neuere  Lage  der  italienischen.    1891.  XLVII.  783. 

Kornpreise,  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  derselben  und  der  Bäckertaxen. 
Von  W.  Röscher.    1857.  XIIL  461. 

Korruptioti,    zunehmende,    der    englischen  Volksvertretung.     1864.  XX. 

733- 

Krach,  neue  Materialien  zu  demselben.    1875.  XXXI.  653. 

Krankenkassen- Novelle,  aus  dem  jüngst  erschienenen  Bericht  der  Reichs- 
tagskommission über  dieselbe.    1891.  XLVII.  610. 

Krankenversicherungsnovelle  vova  25.  Mai  1903.  Von  M.  Wagn  e  r.  1904. 
I^X.  553. 
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Kredite  im  überseeischen  Handel.    1864.  XX.  516. 

Krieg,  der  nächste,  in  Zahlen.    Von  Schiiffle.    1S87.  XLIII.  505. 

Kriegsausbruch,  über  den  Einfluss  desselben  auf  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse.    1872.  XXVIII.   161. 

Kriminalstatistik,  aus  der  französischen,  d.  J.   1861.   1865.  XXI.  260. 

Kundenmilhlen,    zum  Todeskampf   der  süddeutschen.    1893.  XLIX.  353. 

Landerwerbung  in  den  Vereinigten  Staaten.    1889.  XLV.  342. 

Landeshoheit,  ein  Urteil  des  Reichskammergenchts  über  dieselbe.  \o\\ 
Freiherr  L.  v.  li  o  r  c  h.    1888.  XLIV.  383. 

Landtags-  und  Gemeindewahlrecht  in  Preussen,  der  Anteil  der  sozialen 
Klassen  am.    1897.  LIII.   681. 

Landwirtschaftliche  Taxation  bei  der  Ablösung  der  auf  Wäldern  lasten- 
den Weide-  und  Streurechte.  Von  W.  F  u  n  k  e  in  Hohenheim. 
Zeitschrift  für  Staatswissenschaften.  1875.  I-  Heft.  Eingesandt  von 
R.  Weiden  h  am  m  er.    1876.  XXXII.   151. 

Landtüirtschaftlichc  Vereine  und  die  Landwirtschaftspflege  im  (irossher- 
zogtum  Hessen.    Von  Hanssen.    1858.  XIV.   150. 

Landwirtschaftliches  aus  den  Verein.  Staaten.    1882.  XXXVIII.  712. 

Landtiiirtschaftspßege  im  Königreich  Sachsen.    1857.  XIII.  659. 

Lasalles  letzte  Tage.    1877.  XXXIII.  363. 

Lebensversicherung,  Gang  derselben  in  Preussen  von  1867  — 1886.  1890. 
XLVI.  137. 

Lebensversicherungswesen  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  in  verschie- 
denen Staaten.    1884.  XL.   165. 

Lederindustrie  in  Rheinhessen.    1884.  XL.  806. 

Leichenbestattung  und  Urnenaufbewahrung,  deren  Bestreitung  in  der 
Schweiz.     1894.  L.  138. 

Lex  anastasiana  aufgehoben.    1864.  XX.  544. 

Locke,  John,  Theorie  über  die  Prinzipien  des  Naturrechts  und  der  Po- 
litik nach   seiner  Schrift    „Of  civil  Governement^-.    1859.  -^^  •  53°- 

Lohnliste  in  der  deutschen  Seidenindustrie.    1890.  XLVI.   142. 

Lohnstatistik:    i)  Zur  Statistik  der  Löhne  in  Bayern.    1890.  XLVI.   138. 

—  2)  Der  Reallohn  und  seine  Bewegung  in  den  Vereinigten  Staaten. 
1890.  XLVI.  139. 

—  3)  Farmlöhne  in  Kalifornien  (1886).    1890.  XLVI.   140. 

—  4)  Zur  italienischen  Lohnstatistik.    1890.  XLVI.   141. 

Lohn-    und    Wohnstatistisches    aus    Mannheim    und    aus    Basel.      Nach 

Wörishoffer  und  Bücher.    1892.  XLVIII.  143. 
Lohnverhältnisse,  Berliner,   1891.    1894.  L.  148. 
Löhne  und  Armenpflege  in  den  englischen  Baumwollmanufakturdistrikten 

im  Jahr  1863.    1864.  XX.  525. 
Lokalbahnen  in  Frankreich.    1865.  XXI.   588. 
Londoner  Clearinghausgenossenschaft ,    Eintritt  der  Bank  von  England  in 

dieselbe.    1864.  XX.  721. 
Machiavelli,  Niccolo  und  seine  Zeit,  durch  neue  Dokumente  beleuchtet. 

von    Pasquale  Villari.     i.  Band.     Von   Rudi  off.     1880.    XXXVI. 

1^5- 

Mac  Kinley  Bill  mit  Tarif.    1891.  XLVII.  599. 

Mac  Ktnley  Bill,   erste  Wirkungen  derselben.    1893.  XLIX.   158. 

Magnaientafel,  die  Reform  der  ungarischen.    1886.  XLII.  878. 

Männerzuchthaus,  das  neue,  in  Bruchsal.  Von  Varrentraop.  1854. 
X.  168. 

J/ö'rx'sche  Lehre  vom  ^Mehrwert.  Ein  Beitrag  zur  Widerlegung  der- 
selben.  Von  Fr.W.  Gärtner.    1893.  XLIX.  709. 
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Medizimulverband  der  Arbeiter  in  Mannheim.    1893.  XLIX.  147. 

^[cUermch  und  die  Entstehung  des  Zollvereins.    1893.  XLIX.  316. 

Alilitärgerichisbarkcit  und  Rechtsgleichheit.    1891.  XLYII.   165. 

MinisicrveranhiiorlUchkcii,  das  Prinzip  derselben  in  der  konstitutioneilen 
Monarchie.   Von  Ad.  Samuel)'.    1869.  XXV.  176. 

MiquePscht  Steucrrefonn  im  preussischen  Abgeordnetenhause.  Die  Frei- 
lassung der  Lebensversicherungsprämien  von  der  Einkommen- 
steuer.   1891.  XLVIL  383. 

Mittehxhukn  in  England.    1865.  XXL  461. 

MohiHarwert-\}vi\%z\.ig€^v\\xt\\  in  Frankreich.    1881,  XXXVIL   198. 

Molkerei-Genossenschaften,  bäuerliche,  in  Ungarn.    1901.  LVIL  758. 

MorpJiologie  der  Unternehmungsformen,  zur  vergleichenden,  aus  Anlass 
des  neuesten  RG.,  betreffend  die  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung.    1893.  XLIX.  324. 

J/^^r/ö///«/ und  Vitalität  im  Königreich  Bayern.  Von  Hermann,  1868. 
XXIV.  628. 

Afünzkonferenz,  vStatistisches  aus  der  Pariser  Konferenz  von  1881,  mit 
einer  Replik  gegen  Röscher.   Von  S  c  h  ä  f  f  1  e.    1881.  XXXVIL  822. 

Münzscheine,  Erhöhung  des  Umlaufes  derselben  zu  zehn  Kreuzer  öster- 
reichischer Währung.    1866.  XXII.  449. 

Miinzvertrag  der  Schweiz,  Belgiens,  Frankreichs  und  Italiens.  1866. 
XXIL  446. 

Münztvesen  in  Spanien.    1865.  XXI.  271. 

Münzwissenschaft:  Zur  Geschichte  der  Münzwissenschaften  und  der 
Wertzeichen.    Von  v.  Carnap.    1860.  XVI.  348. 

Napoleon  und  die  altwürttembergische  Landschaft.  Von  F  a  1 1  a  t  i.  1847. 
IV.   224. 

Natalitäts-  und  Fruchtbarkeitsstatistik,  Demologische  Beiträge  zur  Er- 
weiterung derselben.  —  Mortalitäts-Coeffizient  und  Mortalitäts- 
Index.  —  Ueber  die  approximative  Berechnung  der  Sterblichkeit 
in  Grossstädten.   Von  K  ö  r  ö  s  i.    1893.  XLIX.  528. 

Naiionalbank,  Jahresbericht  der  österreichischen,  für  1865.   1866.  XXIL 

450- 
Naiio7iaIbanken  in  den  Vereinigten  Staaten.    1865.  XXI.  437. 

Nationalkasse,  die  italienische,  für  die  Invaliditäts-  und  Altersversiche- 
rung.   1901.  LVIL  572. 

Nationair eichiiim,  der  englische,  jetzt  und  einst.    1891.  XLVIL   169. 

Natur ahvii-tschaft,  ein  Dokument  der  altägyptischen.    1899.  LV.   756. 

Nekrologie,   1864.  XX.   548. 

New-York,  zunehmende  Zentralisation  in  der  Staatsverwaltung  von, 
1900.  LVI.  763. 

Normalarbeitstag  in  seinen  Wirkungen  auf  die  Produktion.  1893.  XLIX. 
152. 

Nor7nalspiir  und  Schmalspur.    1876.  XXXII.   163. 

Normirofka-Bewe^u7ig  in  der  russischen  Zuckeriudustrie.  1888.  XLIV. 
559.    1890.  XLVL  738. 

Notenzirkidation  der  Bank  von  Frankreich.    1864.  XX.  505. 

Octroi,  Strassburger  Verwaltungsbericht  (1870 — 1880/89)  über  das.  1896. 
LIL  531. 

Octroiwesen  in  Belgien.   Von  Fallati.    1847.  IV.  207. 

Oeko7io misch- politische  Wissenschaften.  Anfänge  derselben  in  Deutsch- 
land.    Von  Glaser.     1854.  X.  682. 

OliTngelder,  Schweizerische.     1884.  XL.  795. 

01de7iburg ,    das   Herzogtum ,    in   seiner    wirtschaftlichen    Entwickelung 
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während   der   letzten    fiinfund/.wan/.ig   Jahre.     \'on  ().  Hanssen. 

1879.  XXXV.  350. 
Opiumeinfuhr  und  Opiumvergiftung  in  China.    18S4.  XL.   188. 
Oranje-Freistaats,  Verfassung  des.    1899.  LV.   750. 
Orden,    für  die  Bewegung  innerhalb  der  geistlichen  Orden  und  ordens- 

ahnlichen  Kongregationen  der  römisch  katholischen  Kirche.     1897. 

LIII.  682. 
Orden  und  Kongregationen,    die  römisch-katholischen,  im  itreussischen 

Staate.    1893.  XLIX.  533. 
Pachtung  und  Selbstbewirtschaftung,  landwirtschaftliche,  in  den  einzelnen 

Provinzen  Preussens  1882.    1890.  XLVI.   125. 
Pachtivesen,  landwirtschaftliches,  in  Baden.    1893.  XLIX.  359. 
Panatnakanal.    1889.  XLV.  347. 
Parlamentsakien,  Uebersicht   über    die    englischen,  von   1863.  1864.  XX. 

733- 
Parteien,  die  sozialistischen,  Frankreichs   nach  R.  Schüller.    1897.  LIII. 

5-V- 
Patentprozess.     1864.   ^^-   54i- 
Patenticcsen.     1864.  XX.  738. 
Pateiit7i'esen.    Antipatentbewegung.    Anmelde-  und  Vorprüfungsverfahren. 

1864.  XX.  538. 
Patentwesen,  zum  englischen.    1890.  XLVI.   143. 
Pennyposttaxe  in  Oesterreich.    1866.  XXII.   166. 
Pensionsverhältnisse    der    französischen    Eisenbahnbeamten.    1886.  XLII. 

389- 
Pereirc,  /.,  in  der  Bankfrage.    1865.  XXI.  436. 
Personalien.    1865.  XXI.  464. 
Personaleinkommensteuer  in  Oesterreich,  aus  dem  erstjährigen  Ergebnisse 

der   Veranlagung    durch    die   Schätzungskommissionen    zur.     1900. 

LVI.  762. 
Personentarif refor7n ,  die  deutsche,  gegenüber  dem  österreichischen  und 

ungarischen  Zonentarif.    1891.  XLVII.  387. 
Personen-  und  Güter-Eisenbahntarifwesen.    1891.  XLVII.  384. 
Personenverkehr,  neuere  Reformen  englischer  Eisenbahnen  in  demselben. 

1877.  XXXIII.   162. 
Personenverkehr,    der  Verkehr   und  Einnahmen   der  dem  Budapester  P. 

dienenden    Lokalunternehmungen.     Von  C.  Balogh.     1896.    LH. 

547- 

Petroleumaktienbörse.    1865.  XXI.  258. 

Phylloxeraschaden  in  Frankreich.    1883.  XXXIX.  856. 

Post  und  Telegraph,  der  relative  Stand  der  Landesanlagen  und  Landes- 
frequenz derselben.    1878.  XXXIV.  409. 

Postalisches.    1864.  XX.  524. 

y>  Postpapiergeld <<■,  das  neue  englische.    1881.  XXXVII.   199. 

Postsparkassen,  die  englischen.    1865.  XXI.  444. 

Postsparkassen,  Kosten  derselben.    1865.  XXI.  258. 

Postsparkassenko?ivention  z\v\sc\\&xiYxz.x\krtic\\  nnd  Belgien.  1884.  XL.  172. 

Poststatistik  des  Kongostaates,  die  erste.    1889.  XLV.  332. 

Postvorschussvertrag  zwischen  Sardinien  und  Frankreich.  1865.  XXI. 
270. 

Präventiwerkehr ,  geschlechtlicher,  der  Xeumalthusianer,  ein  wuchtiger 
Angriff  gegen  denselben.    1893.  XLIX.  514. 

Preisbeivegung,  die  zehnjährige,  in  einem  der  neuen  Goldländer.  1866. 
XXII.  is8. 
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Preishe^vegung   seit    1845    und   die  Frage   des  Geldwertes.     Gold  gegen 

SilbeV.    1864.  XX.  510. 
Freisentwickeiuiig  im  Jahre   1895.    1897.  LIII.  689. 
JVeisshjüstik,  Hamburger,   1841 — 1867.    1869.  XXV.   178. 
Private-Bilh,  Bewegmig  gegen  die  englische  Konzessionsform  derselben. 

1864.  XX.  545. 
Produkiions-    und   Arbeits-Genossenschaften,    Förderung    derselben    durch 

staatliche  Gesetzgebung  in  Italien.    1892.  XLVIII.  387. 
Produktionsweise,   die    fünf   Entwicklungsstufen  der  gewerblichen,  nach 

Bücher.    1892.  XLVIII.  546. 
Profitrate  nach  Marx  und  ihre  Beziehungen  zum  Unternehmungszins  und 

Leihzins.    Von  A.  Skworzoff.    1893.  XLIX.  690. 
Prostitution   in   sozialer,    legaler   und    sanitärer   Beziehung.     Von  F.  W. 

Müller.    1868.  XXIV.  627. 
Prostitution,  die  Stellung  des  Staates  zu  derselben   und   ihrem  Gefolge. 

1883.  XXXIX.  840. 
Quarantäne.    1865.  XXI.   271. 
liatzel  über  Morgan's  Entgegenstellung  von  Societas  und  Civitas.    1897. 

LIII.  678. 
Recht  auf  Arbeit,    Initiativbegehren  für  dasselbe  in  der  Schweiz.     1894. 

L.   137. 
Regierungsfolge  im  Fürstentum  Lippe.    Von  v.  M  a  r  t  i  t  z.    1892.  XLVIII. 

359- 

Reichsbank,  die  Abrechnungsstelle  derselben.    1883.  XXXIX.  855. 

Reichsschuldbuch,  Abänderung  der  Bestimmungen  über  das  R.  1904. 
LX.  752. 

Reichsgericht,  das  österreichische,  als  umfassender  Gerichtshof  des  öffent- 
lichen Rechts.    1870.  XXVI.  193. 

Reichsstatistik,  die  erste  allgemeine,  der  Eisenbahnen  Deutschlands. 
1883.  XXXIX.  486. 

Reichssteuern,  die  deutschen,  nach  Hirth's  Annalen  des  Deutschen  Reiches. 
1871.  XXVIL  721. 

Reiserechenbuch  des  Hans  Keller  aus  den  jähren  1489 — 90.  Von 
A.  Bruder.    1881.  XXXVII.  831. 

Reisig  als  Viehfutter.    1894.  L.  153. 

Religionsbekenntnis  der  Schüler  höherer  Lehranstalten  in  Preussen.  1889. 
XLV.  331. 

Rheinschiffahrt.    1864.  XX.   524. 

Riesenfarmen,  amerikanische.    1883.  XXXIX.  855. 

Rinderpest,  Beratung  der  Massregeln  gegen  dieselbe  in  Preussen.  1866. 
XXn.  453- 

Rinderpest  in  England.    1866.     XXII.  455. 

Rinderpest,  Massregeln  gegen  die  Einschleppung  und  Verbreitung  der- 
selben in  Belgien.    1867.  XXXIII.  502. 

Rodbertus,  eine  Mitteilung  über  Textbeschaffenheit  und  Bezugsquellen 
einiger  Schriften  desselben.    Von  M.Wirt.   1881.  XXXVIL  587. 

Rohzucker.  Deklaration  zu  dem  Vertrage  zwischen  Frankreich,  England 
Belgien  und  den  Niederlanden  vom  8.  November  1864,  betreffend 
die  Ergebnisse  der  zu  Köln  vorgenommenen  Versuche  im  Raffi- 
nieren von  Rohzucker.    1867.   XXIII.  500. 

Russland,  das  kaukasische,  als  Konkurrent  der  europäischen  Landwirt- 
schaft.   1893.  XLIX.  529. 

Sachsengängerei.    1891.  XL VII.   168. 

Saldosaal  in  Wien.    1865. XXI.  257. 
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Salz  als  Massegut  im  englischen  Kolonialhandel.    1864.  XX.  515. 

Scheideanstalten  in  China.    1884.  XL.    187. 

Schiff ahrtshetuegiing.  Tonnenzahl  und  Flagge  der  englisclicn.  1S64. 
XX.  523. 

Schiffahrtsgesetzgebting  in  B  rankreich.    1864.  XX.  547. 

Schiffs-  und  WarenverfcJir  auf  der  Donau  und  ihren  NebenHiissen.  186S. 
XXIV.   166. 

Schlacht-  und  Mahlsteuer,  Aufliebung  derselben.    1865.  XXI.  255. 

Schoenau,  von,  ein  deutscher  Staatsökonom  zur  Zeit  der  Regierung  des 
Kaisers  Matthias.    Von  V.  H.  Göhlert.    iSgi.   XI, VII.  378. 

Schulaufwand  in  Preussen.    1S84.  XL.  464. 

Schutzzoll  und  Freihandelspartei  in  der  letzten  Session  des  gesetzgeben- 
den Körpers  von  Frankreich.  Curtierprivileg  und  Wuchergesetz.  1864. 
XX.  547. 

Schwabetispiegel.  zum  sogenannten.  Von  Frhr.  L.  v.  Bore  h.  1894.   [>.  336. 

Schweizerisches  Bundesgesetz  vom  20.  März  1875,  betr.  den  Transport 
auf  Eisenbahnen.    1877.  XXXIII.   157. 

Seefischerei,  die  deutsche,  und  die  Mittel  zu  ihrer  Hebung.    1889.  XLV. 

328- 
Seeschiffe,  Zahl,  Art,  Grösse  und  Geschwindigkeit  der  modernen.   1895. 

Li   166. 
Selbstmorde.    1864.  XX.   535. 
Selbstverwaltung,   die  Schule  derselben,    in  Frankreich.     Von  L.  F  u  1  d. 

1887.  XLIIL  537. 
Selbstverivallung  in  den  Verein.  Staaten  Nordamerikas   nach  v.  Holst. 

1890.  XLVL  345. 
Signalbuch  für  die  Kauftahrteischiffe  aller  Nationen.    187 1.  XX\'ll.   178 
Silberfrage  in  den  Verein.  Staaten.    1892.  XLVIII.  3S3. 
Silber  münze,  kleme,  in  Frankreich.    1864.  XX.  737. 
Sklaverei,    Aufhebung    derselben    in    den    niederländisch  -  westindischen 

Kolonien.    1865.  XXI.  271. 
SJdaverei  in  Kamerun.    1894.  L.   143. 
Sonntagsarbeit  aus  Baden.    1890.  XLVL  735. 
Sonntags- Feier,  die  Gesetze  Deutschlands  über  dieselbe.    Von  ."^  i  1  b  e  r  - 

schlag.    1880.  XXXVL   125. 
Sozialdefnokraiie:    das  neueste  Agitationsprogramm  der  deutschen.   1892. 

XLVIII.  724. 
Sozialdemokratische  Partei,  die  neue  Organisation  und  das  alte  Programm 

derselben.    1891.  XLVII.  394. 
Sozialpolitik,    Beschlüsse    des  Vereins   für   Sozialpolitik  am   12.  und  13. 

Oktober  1873.    1874.  XXX.  199. 
Sozialpolitik:  Verein  für  Sozialpolitik.    1875.  XXXI.  497. 
Sozialpolitik:  Vom  Vereine  für  Sozialpolitik.    1875.  XXXI.  679. 
Sparkassen,    englische.     Staats-,    Alters-    und   Lebensversicherung   beab- 
sichtigt.   1864.  XX.  526. 
Sparkassen,    die   preussischen,   im   Rechnungsjahre    1888    bezvv.   1888/89 

mit  Rückblicken  auf  die  Vorjahre.    1891.  XLVII.  613. 
Sparkassen-    und    Konkurs -Statistik    in    den    Reichsratsländern    Oester- 

reichs.    1S89.  XLV.  332. 
Spekulation  und  Repressivmassregeln,    New-Yorker.     1864.  XX.  723. 
Sprits,  Verdrängung  des  deutschen,  in  Bordeaux.    1884.  XL.  802. 
Staat  und  sein  Boden,  geographisch  betrachtet.    1897.  LIII.  520. 
Staatsbahnen  und  Privatbahnen,  Eisenbahneinnahmen  verschiedener  Staa- 
ten verglichen.    1864.  XX.  519. 
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Staatseinnahmen  in  Frankreich,  die  Steii^erung  derselben  seit  dem  Kriege. 
Von  Schäffle.    iSSo.  XXXVI.  367. 

Staatseisenbahnen ,  unsere,  wie  sie  sind  und  wie  sie  sein  sollten.  1893. 
XLIX.  321. 

Staats-,  Lebens-  und  Altersrentenversicherung,  die  von  Gladstone  ein- 
geführte.   1865.  XXI.  461. 

Staatsrealschulen,  L.  R  e  y  b  a  u  d  gegen  dieselben.    1864.  XX.  534. 

Staatssiibventionen  für  Eisenbahnen  in  Amerika.    1865.  XXI.  443. 

Staatswissenschaftliche  und  verwandte  Tätigkeit  des  achten  italienischen 
Gelehrten-Kongresses  vom  Jahr  1846.  Von  Fallati.  1847.  IV. 
200. 

Stadtrechnungen  von  Hamburg  und  Köln.     Von  A.  Tille.    1901.  LVII. 

571- 
Staffeltarife,    die   preussischen,    nach   ministerieller    Darstellung.     1894. 

"  L-  343- 
Statistik  auf  der  Germanisten- Versammlung  zu  Lübeck.   Von  Fallati. 

1848.  V.  230. 
Statistik  auf  Sizilien.   Von  Fallati.    1847.  IV.  216. 
Statistik  der  Stadt  Paris  1860.    1868.  XVI.  169. 

Statistik,  die  amtliche,  und  das  statistische  Bureau  im  Königreich  Sach- 
sen.   Von  Engel.    1853.  IX.  274. 
Statistik,  Einrichtung;  der  administrativen,  in  Norwegen.   Von  Fallati. 

1852.  VIIL  691" 
Statistik,  offizielle,  in  Dänemark  und  den  Herzogtümern.    Von  Fallati. 

1847.  IV.  221. 
Statistik,  Stand  der  administrativen  in  Deutschland  im  Jahre  1848 — 49. 

Von  Fallati.    1850.  VI.  727. 
Statistiqiie  de  l'industrie  ä  Paris.    1865.  XXI.  456. 
Statistische  Mitteilungen  aus  Russland.    1868.  XXIV.  626. 
Statistischer  Kongress  in  Brüssel.    Von  Fallati.    1853.  IX.  626. 
Statistische   Technik:    Die   elektrische   Zählmaschine    nach    G.  v.  Mayr's 

»Statistischem  Archiv«.    1892.  XLVIII.  376. 
Stempel  und  Gebühren,  die  Gliederung  des  Ertrages  derselben  in  Oester- 

reich.   Von  Schäffle.    1881.  XXXVIL   192. 
Steuergesetze,  neue.    1865.  XXI.  271. 
Steuergesetzgebung  des   Auslandes   im  J.  1880.     Von  Schäffle.     1881. 

XXXVIL  179. 
Steuern,  die  direkten  und  indirekten.    Von    Th.  Förstemann.   1868. 

XXIV.  626. 
Steuern  in  Bosnien.    1880.  XXXVI.  381. 

Steuerreform,  die  neueste  cisleithanisch-österreichische,  nach  ihren  steuer- 
wissenschaftlich  bedeutenden   Grundgedanken.    1892.  XLVIII.  708. 
Stickerei- Industrie,    die    Maschine    und    die    Mode    in  der    sächsischen. 

1865.  XXI.  582. 
Strassburg  i.  E.    Verwaltungsbericht   der   Stadt   für   die    Zeit  von  1870 

bis  1888/89.    1897.  LIIL  370. 
Studenten,    Etwas  über  das  Herkommen    der   deutschen.    1895.  LI.  171. 
Suezkanaltransit,   Beteiligung  der  Flaggen  an  demselben.    1891.  XL VII. 

167. 
Sueztransit.    1884.  XL.   159. 

Syndikaten,    Organisation  gemeinsamer  Funktionen  von.    1904.  LX.  381. 
Tabak,  zur  Produktion  und  Konsumtion  desselben  in  Deutschland  seit 

dem  neuen  Tabaksteuergesetz.    1891.  XLVII.  401. 
Tabakmonopol,  Aufhebung  desselben  auf  den  Philippinen.    1884.  XL.  803. 
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Tabakmouopol  in  Oesterreich.    1S79.  XX.W.   174. 

Tabakmo)iopolertras:;.    1864.  XX.  507. 

Tabakre}:;'u\  rumänische.    1S88.  XI, IV.   560. 

Tabaksteuer- Fra^e.    Von  C.  Walcker.    1873.  XXIX.  533. 

Taglöhne,  ortsübliche,    im    Deutschen  Reiche   in    den   Jahren    1892  und 

1901.    1904.  LX.  389. 
Taiisehhandel  in  den  Südstaaten,  Rückkehr  zu  demselben.     1863.    X.Xl. 

Teehnik  und  Akkordlohnsteigerun,i,^    Fortschritt  derselben.    1893.  XI, IX. 

356- 
Tele i:^rapheii- Konferenz:   Die  Ergebnisse    der   Berliner  Telegraphen- Kon- 
ferenz von  1885.    1886.  XLII.  879. 
Telegraphenvereinsgcbuhren,    Verteilungsmassstab    ilerselben.     1864.    XX. 

543- 
Tcstamentsfreilieit    für  trankreich.     1865.  XXI.  463. 

Textilindustrie,    die   Löhne    der   englischen,    nach    amtlicher   Erhebung. 

1891.  XLVII.   170. 
Theaterfreiheit.    1864.    XX.   736. 

Tee-  oder  7<^/'<^/('-Steuerermässigungr    1900.  LVI.  570. 
Teeproduktion  und  Teehandel,    ostasiatischer,    eine  bedeutsame  Umwäl- 
zung in  denselben.    1880.  XXXVI.  372. 
Teilbarkeit  des  Bodens,  über  die  Ergebnisse  derselben  in  (\tw  östlichen 

Provinzen     der     preussischen     Monarchie    und    in     Westfalen    von 

1816— 1859.    1865.  XXI.  446. 
Tonncngelder,    Aufhebung  derselben  in  Frankreich.     1867.    XXIII.    496. 
Toionship,  geschichtliche  Skizze  eines  amerikanischen.  Von  C.  R  ü  m  el  i  n. 

i886^.  XLII.  5S5. 
i>Trusts<i  in  England  und  in  den  \'erein.  Staaten,  jene  als  zentralisierte 

Rentner-,    diese    als    zentralisierte    Unternehmer-Verbände.      1890. 

XLVI.  114. 
Trusts,  weiteres  über  diese  im  Leben  und  in    der  Gesetzgebung.     Das 

nordamerikanische  Trustverbot.    1891.  XLVII.   172. 
Trusts,  weiteres  zu  den  amerikanischen.    1891.  XLVII.  391. 
Trusts,  die  nordamerikanischen.  —  Zeitgeschichtliches  über  den  Krach 

der  Kupfermetallgesellschaft  Secretans  1890.    1894.  L.  337. 
Trusts,  das  neueste  Zoll-  und  Handelsgesetz  der  Ver.  Staaten,  in  Kraft 

seit    28.  August  1894,    betr.    Zuckereinfuhr  und  T.     1893.  LI.  165. 
Uhrenindustrie.  Schwarzwälder,  Entstehung  derselben.    Nach  Gothein. 

1893.  XLIX.  350. 
Uhrenindustrie,  das  Aufrechtbleiben  der  schweizerischen.     1890.    XLM. 

149. 
Uhrenindustrie,  Schweizerische,  zu  den  Ursachen  des  Blühens  derselben. 

1891.   XLVII.  781. 
Umsatzsteuer  und  Vermögensschoss,  bremische.    1864.  XX.  507. 
Uiifälle  ausserhalb  des  Berufes.  Nach  der  schweizerischen  Statistik.  1893. 

XLIX.  343- 
Unfallversicherungsgesetz,   der   österreichische    Entwurf   desselben.     \  on 

J.  Kaizl.    1884.  XL.  740. 
Unfallversicherung,    deutsche,    im    Verwaltungsjahr    1886.     1888.    XLIV. 

Unfallversicherung,    die    ersten  drei  Jahre  (1889/91)  derselben  im  cislei- 

thanischen  Oesterreich.    1894.  L.   139. 
Unionzolltarif,  der  neueste.    1883.  XXXIX.  851. 
University- Settlements  in  England.  Von  JosephKing.  1897.   LIII.  559. 
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Unterrichtsstatistik  von  Frankreich.    1S64.  XX.   533. 
Unterstützuni^si^cscllschaftou  die  gegenseitis:en,  Frankreichs  im  Jahr  1862. 

1865.  XXL  259. 
Veräusscning.  die  zwangsweise,  landwirtschaftlicher  Anwesen  in  Bayern 

im   Jahre  1893  mit  einigen  Rückblicken.    1895.  LI.  749. 
Verbrauch  von  Wein,  Cider  und  Alkohol  in  den  einzelnen  Departements 

Frankreichs  1894.   1S96.  LIL  349. 
Verbrecherstatistiic  und  ihre  Bedeutung.    Von  C.  Lübeck.    1886.  XLIL 

370- 
Veredhmgsverkehrs,  die  Regelung  des  zollfreien.     1904.  LX.  567. 

Vcrehelichinigsrecht.  Wirkungen  der  Beschränkung  desselben  in  Württem- 
berg.   1868.  XXIY.  617. 

Verfassung  und  Verwaltung  des  platten  Landes  im  deutschen  Mittelalter 
nach  Lamprecht.   Von  Schäffle.  1890.  XLVL  509. 

Verkaufsorganisation  der  Landwirtschaft,  zu  den  Bestrebungen  genossen- 
schaftlicher.  Von  Schäffle.    1901.  LVIL  363. 

Verkehr  zwischen  den  österreichischen  Reichsratsländern  und  Ungarn 
1900.    1902.  LVIIL  355. 

Vermögenssteuer  im  Staate  New-York.   Von  Kries.    1855.  XL  129. 

Verschuldung  des  Grund-  und  Gebäudebesitzes  in  den  vorwiegend  länd- 
lichen Bezirken  des  Königreichs  Sachsen  1884 — 90.    1895.  LI.  747. 

Verschuldung  des  Landadels  in  England.    1889.  XLV.  334. 

Versicherungszücsen.  Rundschreiben  des  Reichskanzlers  über  die  Rege- 
lung desselben.    1881.  XXXVII.  173. 

Vertretungskörper,  über  das  zahlenrechte  Wählen  von  V.  Von  F.  Linke. 
1904.  LX.  742. 

Verzeichnis  der  von  der  staatswirtschaftlichen  Fakultät  zu  Tübingen 
creierten  Doktoren  der  Staatswissenschaft.    1856.  XII.  350. 

Viehhandel  in  Chicago.    1866.  XXII.  450. 

Viehseuche   und    die  Versicherungsgesellschaften  in  England.   1864.  XX. 

535- 

Viehzucht,  die  Ausdehnung  derselben  in  den  A'erein.  Staaten  von  Ame- 
rika.   1889.  XLV.  340. 

Volksabstimmungen,  zur  Statistik  derselben  in  der  Schweiz.    1894.  L.   136. 

Volks-  und  Landwirtschaft,  Jahrbücher  für.    1868.  XXIV.  629. 

Volksvertretung  in  Baden.    1871.  XXVII.  731. 

Volkszählungen,  über  die  Ergebnisse  der  neuesten,  in  Frankreich  und  in 
England.    Von  G.  v.  Mayr.    1893.  XLIX.  137. 

Volksziihlungen,  zur  zentralisierten  Aufarbeitung  des  Urmaterials  der- 
selben.   1892.  XL VIII.   163. 

Volkszählung,   russische,  vom  28.  Januar  (a.  R.)  189S.    1901.  LVIL  570. 

Volkszählimg,  die  Einrichtung  der  belgischen,  vom  15.  Oktober  1846 
und  der  mit  ihr  verbundenen  landwirtschaftlich-  und  gewerblich- 
statistischen Aufnahme.    Von  Fallati.    1847.  IV.  381. 

Vorschussvereine  in  Russland.    1874.  XXX.  367. 

Wachstum  der  Ver.  Staaten-Industrie.    1884.  XL.  175. 

IVachstumsverhältnisse,  physische,  in  Feld,  Wald  und  Garten.  \o\\ 
Stöckhardt.    1874.  XXX.  359. 

Wahlreformgesetzqebung  von  1883 — 85  in  Grossbritannien  und  Irland 
1886.  XLIL'882. 

Währungsreform,  die  neueste  österreichisch-ungarische,  die  Grundzüge 
und  die  »Materialien«  zu  den  betr.  Gesetzesvorlagen.    1893.  XLIX. 

537- 
Waisenkassen,  die  kumulativen  in  Oesterreich.    1893.  XLIX.  341. 
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Waldverwiistting  in  Russland.    1S84.  XL.   1S6. 

Walchveideset-iütiikn,  lieber  die  .Anleitung  zur  Ablösung  derselben.  Von 
W.  von  Funke.    1888.  XLIV.  527. 

WaretibezeicJuiKiigsgesetz,  Indisches,  vorteilhafte  Einwirkung  desselben 
auf  den  Handelsverkehr  mit  üestei  reich- Ungarn.    1S90.   XI>\'I.   144. 

Warenbörse,    internationale,  in  I^eipzig.    18S4.  XL.   184. 

Waren-Mäklcr-Griverbe.  Zulassung  zu  demselben  in  Frankreich.  1867. 
XXIII.  497. 

Warentermhihandel.    1893.  XLIX.   140. 

Weberlöhne.    1865.  XXI.  258. 

Wechsel,  Durchschnittsbetrag  und  durchschnittliche  P^skonipte- Dauer 
französischer,  preussischer  und  österreichischer.    1877.  XXXIII.  169. 

Weinbesieuerung.  das  vSchicksal  der,  in  Hessen.    1900.  LVI.  763. 

Weinenquete,  Ergebnisse  einer  französischen.    1881.  XXXVII.  825. 

Wein-  und  WeinUbergangssteuer.    1865.  XXI.  464. 

Weizenbau,  abnehmende  Rentabilität  desselben  in  Kalifornien.  1893. 
XLIX.  367. 

Weltpostverein,  v.  Stephan  über  den  durch  die  neuesten  (Wiener)  Ver- 
träge umgestalteten  Weltpostverein.    1892.  XLVIII.  365. 

JVert  des  Bodens  in  England.    1891.  XLVII.   167. 

Wesen  des  russischen  Arteis.    1891.  XLVII.   178. 

Wettin,  die  Dynastie  derselben.    Von  V.  H.  Göhlert.    1882.  XXXVIII. 

404- 

Wiener  Hofbibliothek,  aus  den  Manuskripten  der  Wiener  Hofbibliothek. 
Von  A.  Bruder.    1880.  XXXVI.   159. 

Winterarbeit,  die  Abnahme  derselben  in  der  Landwirtschaft.  1890. 
XL  VI.  142. 

Wirtschaft,  Beschreibung  derselben  und  Statistik  der  Wirtschaftsrech- 
nungen der  Familie  eines  Uhrschildmalers  im  bad.  Schwarzwald. 
Von  G.  Schnapper.    1880.  XXXVI.   133. 

Wirtschafts-  und  Zolleinigung,  die  gesamtamerikanische.  1890.  XLVI. 
106. 

Witteisbach,  die  Dynastie  derselben.  Von  V.  H.  Göhlert.  1882. 
XXXVIIL  720. 

Wohlfahrtseinrichtungen:  Wörishoffer  über  die  Wohlfahrtseinrichtungen 
der  Arbeitgeber  für  die  Arbeitnehmer.    1893.  XLIX.  502. 

Wohlstandsverteilung  in  Preussen  nach  den  Ergebnissen  der  Einkommen- 
steuerveranlagung.   1895.  LI.   172. 

Wohnungen  nach  dem  Besitzverhältnis.    1892.  XLVIII.   726. 

Wohnungsverhältnisse  und  sittliche  Zustände.    1895.  LI.   750. 

Wohnungsstatistik,  eine  tendenziöse.    Von  S.  Schott.    1902.  LVIII.  353. 

Wollindustrie,  die  Lage  der  Arbeiter  der  französischen.    1864.  XX.  731. 

Wucher  und  Trunksucht,  neue  österreichische  Gesetze  gegen  dieselben. 
i)  Gesetz  vom  19.  Juli  1877,    betr.  Abhilfe  wider   unredliche  Vor- 
gänge bei  Kreditgeschäften.    1880.  XXXVI.   156. 
2)  Gesetz  vom  19.  Juli  1877.  womit  Bestimmungen  zur  Hintanhal- 
tung der  Trunkenheit  getroffen  werden.   1880.  XXXVI.   158. 

Wuchergesetzgebung,    Abschaffung    derselben    zu   Frankfurt  a.  M.     1864. 
.   XX.  544. 

Würdigung,  zur  staatsvvissenschaftlichen,  der  deutschen  [Monarchie  im 
Mittelalter.    Von  J.  v.  Held.    1891.  XLVIL  761. 

Zadruga,  die  Gesellschaftsformen  der,  der  Multeka  und  des  Tanzimats. 
Von  Karl  Sehe  impflug.    1895.  LI.  731. 

Zeis-Stiftung  in  Jena.    Von  H.  Ortloff.    1897.  LIIL  18. 
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Zcttclbankcii,  Deutsche.    1865.  XXI.  579. 

Zctti'lbankcn,  Genfer.    1864.  XX.  505. 

Z///j-/'//<?'/'/:;  Oesterreich-Ungarns  gegenüber  dem  Auslande.    1904.  LX.  754. 

Zinsen,   Preussische  Verordnung  vom   12.  Mai  1866    über   die  vertrags- 

mässigen  Zinsen.    1866.  XXII.  441. 
Zinsprobicms.  ein  neuer  Beitrag  zur  Lösung  des.    Von  S  c  li  ä  f  f  1  e.   1902. 

LVIII.  737- 
Zölle,  völlige  Abschaffung  derselben.    1865.  XXI.  271. 
Zolltarifs,  die  Einfachheit  des  englischen,    1891.  XL VII.   155. 
Zollverein,  ein  skandinavischer      1S90.  XLVI.   127. 
Zuekerbesteuerung,  die  gleichmässige  internationale.    1865.  XXI.  463. 
Zuckerbestcuernng,  internationaler  Vertrag  über  diese,  zwischen  Belgien, 

England,  Frankreich  und  den  Niederlanden.    1865.  XXI.  269. 
Zucke reinfiihr  und  Trusts,  das  neueste  Zoll-  und  Handelsgesetz  der  Ver. 

Staaten,    in  Kraft    seit    28.  August  1894,    betr.  Z.  u.  T.     1895.  LI. 

Zuckerindiistric  Indiens,  Schlendrian  in  derselben.     1891.  XLVII.     190. 

Zuckerprämien,  das  Londoner  Abkommen  über  die  Unterdrückung  der- 
selben zwischen  England,  Deutschland,  Oesterreich-Ungarn,  Belgien, 
Spanien,  Italien,  Holland  und  Russland.    1888.  XLIV.  725. 

Zuckerstcucrermässigung,  deren  Wirkung  in  Frankreich.  1883.  XXXIX.  849. 

Zuckerterminhandel,  die  Entstehung  desselben  in  Magdeburg.  1893. 
XLIX.  534. 

Zunahme  der  Ausländer  in  Frankreich.    1884.  XL.   190. 

Zunahme  der  deutschen  Bevölkerung  nach  Konfessionen  im  Zeitraum 
1871  — 1890.    1893.  XLIX.  532. 

Zunahme  des  Clearing-  und  Check-Verkehrs  in  London.  1891.  XLVII. 
192. 

Zunahme,  neueste,  der  städtischen  Bevölkerung  in  Preussen.  1891. 
XLVII.  613. 

Zunahme  der  Wohnungen  ohne  Küche.    1893.  XLIX.  159. 

Zunahme  der  Zivilpensionen  in  Frankreich.     1888.  XLIV.  558. 

Zunahme  des  Baumwollbaues  und  der  Baumwollspinnerei  in  Ostindien. 
1883.  XXXIX.  855. 

Zündhölzchensteuer,  Besteuerung  und  Sozialpolitik:  Die  russische  Zünd- 
hölzchensteuer vom   16.  Januar  1888.    1891.  XLVII.   185. 

Zzua/igsversicherung,  das  allgemeine  Projekt  einer  solchen  in  England. 
1890.    XLVL  119. 

Zwangsversteigerung,  die  Ursachen  derselben  in  vorwiegend  land-  und 
forstwirtschaftlich  benutzten  Grundstücken  in  Preussen  während 
des  Rechnungsjahres  1886/ 1887.    1890.  XLVI.  152. 

Zwischenhandel,  zur  Apologie  desselben.    1884.  XL.  795. 
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—  Eine  Verminderung  der  Schattenseiten  des  Anerbenrechts.     1895.  LI.   345. 

—  Die  Verminderung  der  Bodenverschuldung  durch  eine  Steuer  auf  Restkaufgelder 
für  den  grösseren  Grundbesitz.      1895.  LI.  348. 

Zustände,  bäuerliche,   in  Deutschland.    Berichte,  veröffentlicht  vom  Verein  für  Sozial- 
politik.    Erster  Band.      1S83.  XXXIX.   891. 
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des  Bandes.) 

Gesetzgebung. 

Gesetz  über  die  Cheques  in  Frankreich.     1865.  XXI.  463. 

Gesetz   vom  24.  März   1867    über    die    privatrechtliche  Stellung    der    Erwerbs-    und 

Wirtschafts-Genossenschaft  in  Preussen.     1867.  XXIII.  662. 
Englisches  Gesetz  vom  29.  Juni  1871,  betreffend  die  Gewerkvereine  (Trades  Unions). 

1872.  XXVIII.  159. 
Gesetz  über  die  Handelsmarine  in  Frankreich.     1867.  XXIII.  494. 
Die  englische  Gesetzgebung   des  Jahrs   1864.      1865.  XXI.   260. 
Die    französische    Gesetzgebung    April    1867     bis     Ende    Dezember    1868.        1870. 

XXVI.  199. 

Französische  Gesetzgebung  im  Jahr  1863  und  1864,  Inhaltsanzeiger  über  diese.   1865. 

XXI.  264. 
Die  Gesetzgebung  des  Königreichs  Italien.     1865.  XXI,   591. 
Einführung  eines  neuen  Münzsystems  und  Prägung  von  Nationalmünzen  in  Rumänien. 

1868.  . XXIV.   159. 
Gesetz  zur  Verhinderung  des  Betrugs  beim  Verkauf  von  Dungmitteln  in  Frankreich. 

1868.  XXIV.  158. 
Die  englische  Gesetzgebung  des  Jahres   1866.     1868.  XXIV.  151. 
Französische  Gesetzgebung  Januar   1865   bis   März   1867.      1868.  XXIV.   152. 
Die  neue  Gesetzgebung  Oesterreichs.      1869.  XXV.  177. 
Englische  Gesetzgebung  von    1867  und   1868.      1871.  XXVII.   162. 
Frankreich.     Gesetz  betreffend  den  Zwangskurs  der  Noten  der  Bank  von  Frankreich. 

1871.  XXVII.  176. 
Französisches    Gesetz,    den    Verfalltermin     der    Handelspapiere    betreffend.       1871. 

XXVII.  176. 

Französisch-englisch-niederländisch-belgische  Deklaration  vom  27.  Dezember  1869  zu 
der  Uebereinkunft,  betreffend  die  Besteuerung  des  Zuckers.     187 1.  XXVII.  477. 

Niederlande.     Gesetz  vom  20.   Juli  1870,    die  Weinaccise  betr.      1871.    XXVII.   176. 

Zwei  Gesetze  des  Norddeutschen  Bundes  über  die  Ausgabe  von  Banknoten  und  über 
Papiergeldausgabe.      1871.  XXVII.   174. 

Norddeutscher  Bund.  Gesetz  betrefifend  die  Gründung  öffentlicher  Darlehenskassen. 
1871.  XXVII.  172. 

Oesterreichische  Gesetzgebung.      1871.   XXVII.    124. 

Zollverein.     Gesetz,  die  Besteuerung  des  Zuckers  betreffend.      1871.  XXVII.   175. 

Wirtschaftliche  und  finanzielle  Gesetzgebung  für  Elsass-Lothringen.  1872.  XXVIII.  155. 

Die  Gesetzgebung    des  Jahres   1882.      1883.    XXXIX.  751. 

Die  Gesetzgebung  des  Jahres  1883.      1884.  XL.  811. 

Die  Gesetzgebung  des  Jahres  1884.   1885.  XLI.  692  u.  S14. 
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Uebersicht  über  die  Verträge,  ücsetzc    und  Verordnungen  des  Jahres   18U5.      1886. 

XLII.  709. 
Uebersicht  über  die  Verträge,    Gesetze  und  Verordnungen    des  Jahres  1886.      1887. 

XLIII.  746. 
Uebersicht  über  die  Verträge,    Gesetze    und  Verordnungen  des  Jahres   1887.     1888. 

XLIV.  731. 
Uebersicht  über  die  Verträge,    Gesetze  und  Verordnungen  des  Jahres   1888.     1889. 

XLV.  733. 
Die  Arbeiterversicherungsgesetze  Oesterreichs  von   1887  und  1888.    1890.  XLVI.  82. 
Die  englisch-schottische  Grafschaftsverfassungsreform  durch  Gesetze  vom  13.  August 

1888  und  26.  August   1SS9.     1890.  XLVI.  338. 
Uebersicht  über  die  Verträge  ,    Gesetze    und  Verordnungen  des  Jahres  1889.     1890 

XLVI.  740. 
Uebersicht  über  die  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen    des  Jahres    1S90.      1S91 

XLVII.  720. 
Uebersicht  über  die  Verträge,    Gesetze  und  Verordnungen  des  Jahres   1891.      1S92. 

XLVIII.  674. 
Uebersicht  über  die  Verträge,    Gesetze  und  Verordnungen    des  Jahres   1892.     1S94. 

L.  164. 
Uebersicht  über  die  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen  der  Jahre   1893  und  1894. 

1S95.  LI.  117. 
Uebersicht  über  die  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen  der  Jahre  1894  und  1895. 

1896.  LH.  160. 

Uebersicht  über  die  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen  der  Jahre  1895   und  1896. 

1897.  LIII.   115. 

Uebersicht  über  die  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen  des  Jahres  1897  mit  Nach- 
trägen  aus  früheren  Jahren.     1898.  LIV.   273. 

Uebersicht  über  die  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen  des  Jahres  1898  mit  Nach- 
trägen aus  früheren  Jahren.      1899.  LV.  161. 

Uebersicht  über  die  neuesten  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen  mit  Nachträgen. 
1900.  LVI.  734. 

Uebersicht  über  die  neuesten  Verträge,  Gesetze  und  Verordnungen  mit  Nachträgen. 
1903.  LIX.  678. 


Nekrolog  e  . 

Dr.  Carl  Christian  Knaus.     Von  Schüz  1844.  I.  792. 
Professor  F.  C.  von  Fulda.     Von  Hoffmann,    1847.  IV.   795. 
Dr.,  Carl  Wilh.  Friedr.  Göritz.     Von  Hoffmann  1853.  IX.   244. 
Dr.,  Joh.  Heinr.  Mor.  von  Poppe.     Von    Volz   1854.  X.  373. 
Wilhelm  Ludwig  von  Volz.     Von  Hoffmann   1855.  XI.   649. 
Johannes  Fallati.     Von  Mohl,  R.   1855.  XI.   669. 
t  Dr.  Carl  Freiherr  von  Hock.      1870.  XXVI.   180. 
Nachruf  an  Dr.  Mieczilaus  Bochenek.     1888.  XLIV.   390. 
Schäffle  V.  K.  Bücher  1904.  LX. 


Preisaufgaben. 

Preisausschreiben  der  ökonomischen  Gesellschaft  im  Königreich  Sachsen  1856. 
XIL  352. 

Preisfragen  aus  der  Nationalökonomie  von  der  fürstlich  Jablonowsky'schen  Gesell- 
schaft zu  Leipzig.  1859.  XV.  188.  —  1863.  XIX.  783.  1865.  XXII.  473. 
—  1S71.  XXVII.  179.  —  1S72.  XXVIII.  483.  —  1873.  XXIX  538.  -  1874. 
XXX.  728.  —  1875.  XXXI.  198-  —   1877    XXXIII  571.  —   1880.  XXXVL404. 

Preisaufgaben  der  Rubenow-Stiftung.    1867.  XXIII.   526.    —    1872.  XXVIII.  484.  — 

1877.  XXXIII    391.  —   i882.^XXXVIIL  447. 

Preisaufgabe  der  Lamey-Stiftung     der    Universität  Strassburg.     1875.  XXXI.    500.    — 

1878.  XXXIV.  612. 

Preisaufgabe  gestellt  von  der  Universität  Breslau.      18S3.  XXXIX.  900. 
Preisausschreiben  der  Dr.  Rudolf-Schleiden-Stiftung.     1904.   LX.  768. 
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Bücherschau. 

Staatswissenschaftliche  Bücheischau.     1844.  I.   800. 

1845.  IT.    185.  413.   597.  767. 

1846.  III.  225.  414.  611.  753. 

—  __  __  1847.  IV.  225.  447.  618.  807. 

1848.  V.  236.  43S.  617.  737- 

—  1852.  VIII.  235.  543-  731- 

_    1853.  IX.  284.   711. 

iSs4.  X.   175.   396.  697. 

1855.  XI.   148.  331.  687. 

_  ,856.  XII.  163.  355.   709. 

1857.  XIII.   165.  490.  695. 

1S58.  XIV.  165.   503.  721. 

1859.  XV.  189.  708. 

1860.  XVI.  187.  397.  717. 

des   Jahres  i86i.     1862.  XVIII.  762. 

des  Jahres   1862.      1863.  XIX.   697. 

des  'jahres  1863.     1864.  XX.  775. 

des  Jahres  1864.     1865.  XXI.  607. 

des  Jahres   1865.     1866.  XXII.   628. 

des  Jahres  1866.     1867.  XXIII.  674. 

des  Jahres  1867.      1868.  XXIV.  660. 

des   Jahres  1868.     1869.  XXV.  630. 

des  Jahres  1869.     1870.  XXVI.  703. 

Verzeichnis  zu£;esendeter  Schriften.      1876.  XXXII.   180.   726. 

1877.  XXXIII.  388. 

1878.  XXXIV.  429.  613.   760.7 

1S79.  XXXV.   186.  403.   591.     65. 

._  1S80.  XXXVI.  189.   389.   598.78  4. 

1881.  XXXVII.  648.  852. 

1882.     XXXVIII.  749. 

—  — •  —  1884.  XL.  196.  210.  212.  213.  466.   475.  884. 
1885.  XLI.  244.  245.  468.   825. 

1886.  XLII.  222.  889. 

1888.  XLIV.  215.  412.  596.  834. 

1889.  XLV.  377.  801. 

1891.  XLVII.  199. 

—  —   —  1892.  XLVIII.  400.   743. 

1895.  LI.   187. 

1896.  LH.  376.   559. 

,897.  LIII.   577.  752. 

1898.  LIV.  381.  576.  764. 

1899.  LV.  381.  383.   766. 

1900.  LVL  183.  374. 

— 1902.  LVIII.  377. 

—  —  —   1904.  LX.  205.  756. 
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